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Sekretariat des Ausschusses: 32487  
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Fax: 36295  

Mitteilung 

Tagesordnung  
77. Sitzung des  
Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit 
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Vorsitz: Abg. Dr. Rainer Wend 
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Themenkatalog 

Block 1: Allgemeine Themen 

1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 
2. Name der Behörde 
3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 
4. Ex-ante/Ex-post-Aufsicht 
5. Vergleichsmarktverfahren 
6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
7. Garantie von Versorgungsqualität: Investitionen (Sicherstellung, dass notwendige Investitio-

nen getätigt werden / ggfs. befristete Ausnahme großer Infrastrukturinvestitionen von Regulie-
rung) 

8. Haftungsregeln 
9. Transparenz 
10. Energieeffizienz 
11. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
12. Unbundling 
13. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
14. Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnungen 

Block 2: Themenschwerpunkt Strom 

1. Kalkulation der Netznutzungsentgelte 
2. Stromhandel 
3. Grundversorger/Ersatzversorger 
4. Regelenergie 
5. Dezentrale Einspeisung/Vermiedene Netznutzungsentgelte 
6. Contracting 
7. Arealnetze 
8. Stromkennzeichnung 
9. Anschlusspflicht bei KWK-Anlagen 
10. Schiedsstelle für Streitigkeiten betr. EEG-Umlage und Anschluss von EEG-Anlagen 

Block 3: Themenschwerpunkt Gas 

1. Zugang zu den Gasnetzen (Entry-Exit-Modell) 
2. Gasspeicher 
3. Gashandel 
4. Teilnetzproblematik 
5. Kalkulation der Netzzugangsentgelte 
6. „Rucksackproblem“ 
7. Differenzmengen 
8. Anpassung an europäische Normen 
9. Biogaseinspeisung 
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• Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) 
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• Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft e. V. (VIK) 
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• Verband deutscher Gas- und Stromhändler (EFET Deutschland) 
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• Greenpeace e. V. 
 
• Prof. Dr. Ulrich Büdenbender, TU Dresden 
• Prof. Dr. Uwe Leprich, Hochschule für Technik und Wissen, Saarbrücken 
• Herr RA Hartmut Gaßner, Kanzlei Gaßner, Groth, Siederer & Coll. 
• Herr RA Christian von Hammerstein, Hogan & Hartson Raue L.L.P. Bundesrechtsanwaltskammer 
• Prof. Dr. Ulrich Ehricke, Direktor des Instituts für Energierecht, an der Universität zu Köln  
• Prof. Dr. h. c. Martin Hellwig, Monopolkommission 
• Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Walther Busse von Colbe, Ruhr-Universität-Bochum 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1515 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte  
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU) 

Grundsätzliche Bewertung 

Mit dem Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neurege-
lung des Energiewirtschaftsrechts sollen die Rechts-
grundlagen der Energieversorgung einer fundamentalen 
Neuordnung unterzogen werden. Bislang galt das Prin-
zip, Versorgungssicherheit auf der Grundlage unterneh-
merischer Entscheidungen zu gewährleisten. Dieses be-
währte Prinzip soll nunmehr aufgegeben werden und an 
dessen Stelle eine Regulierung wesentlicher Kernberei-
che der Energieversorgung treten. 

Im Interesse der Rechtssicherheit und einer nachhaltig si-
cheren Versorgung von Wirtschaft und Verbrauchern 
müssen die wesentlichen Grundlagen der künftigen 
Energieversorgung einschließlich der Befugnisse staat-
licher Regulierungsinstanzen durch die neu zu schaffen-
den Rahmenbedingungen im Energiewirtschaftsgesetz – 
aber auch in den daraus abgeleiteten Rechtsverordnungen 
– weitestgehend abschließend vorgegeben werden. Der 
Gesetzentwurf eröffnet allerdings regulatorischen Ein-
griffen in die unternehmerisch zu verantwortende Ver-
sorgungstätigkeit ein weites Feld.  

Dies zeigt sich besonders deutlich an den gesetzlichen 
Vorgaben für die künftige Ermittlung der Netznutzungs-
entgelte. Vordergründig geht der Gesetzentwurf von ei-
ner Beibehaltung des betriebswirtschaftlich anerkannten 
Grundsatzes der Nettosubstanzerhaltung aus. Tatsächlich 
wird dieser Grundsatz durch weitere, teils widersprüchli-

che Prüfungsmaßstäbe aufgehoben und einer kostenu-
nabhängigen Entgeltfindung Tür und Tor geöffnet.  
Im weiteren Gesetzgebungsverfahren müssen die aus 
dem Gesetzentwurf resultierenden Rechtsunsicher-
heiten ausgeräumt werden, da die Schaffung eines 
verlässlichen Ordnungsrahmens Grundvoraussetzung 
sowohl für eine wirksame wettbewerbliche Öffnung 
der Netze als auch für die dauerhafte Gewährleistung 
der Versorgungssicherheit auf bisherigem Niveau ist. 
Der VKU schlägt in diesem Sinne folgende Änderun-
gen im Gesetzentwurf vor: 
Art. 1 Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversor-
gung 
§ 1 – Zweck des Gesetzes 
Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: Die Worte „eines 
wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs“ werden 
ersetzt durch die Worte „eines funktionierenden 
Wettbewerbs“.  
Die Erwägungsgründe Nr. 6 Elektrizitätsrichtlinie und 
Nr. 7 Gasrichtlinie benennen als ein Ziel der Regulierung 
die Gewährleistung eines funktionierenden Wettbewerbs.  
§ 3 – Begriffsbestimmungen 
1. Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: „Ausgleichsleistungen 

- Dienstleistungen zur Bereitstellung von Energie, 
die zur Deckung von Verlusten und für den Aus-
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gleich von Differenzen zwischen Ein- und Ausspei-
sung (Regelenergie bei Elektrizität bzw. Aus-
gleichsenergie bei Gas) benötigt wird,“  
Die Definition wird mit Blick auf die §§ 22 und 23 
konzentriert auf den tatsächlichen physikalischen 
Ausgleich des Netzes, wie er in Art. 9 c), 11 Abs. 6 
und 7, 14 Abs. 5 und 6 der Elektrizitätsrichtlinie und 
Art. 8 Abs. 2, 12 Abs. 5 der Gasrichtlinie festgelegt 
ist. Durch die vorgeschlagene Neufassung wird eine 
sachgerechte Abgrenzung zu den kaufmännisch-
bilanziellen Ausgleichsleistungen vorgenommen. 

2. In Nr. 15 (Energieanlagen) sind die Worte „dies 
schließt in der Gasversorgung die Verteileranla-
gen der Letztverbraucher sowie die letzte Ab-
sperreinrichtung vor der Verbrauchsanlage ein“ 
ersatzlos zu streichen. 
Laut Begründung enthält diese Ergänzung zu der aus 
§ 2 Abs. 2 des geltenden EnWG wortgleich über-
nommenen Definition der Energieanlagen eine Klar-
stellung des Begriffs der Energieanlagen für den Be-
reich der Gasversorgung. Es besteht jedoch kein 
zwingendes Bedürfnis, die staatliche Überwachung 
nach § 49 von bisher unternehmensbezogenen 
Energieanlagen nunmehr auch und vor allem auf 
private Gasversorgungseinrichtungen zu erstrecken.  
Dies stellt insbesondere für Gasheizungsanlagen im 
Vergleich zu Heizungsanlagen, die unter Einsatz an-
derer Energieträger betrieben werden, einen sachlich 
nicht gerechtfertigten und im Ergebnis diskriminie-
rend wirkenden Wettbewerbsnachteil im Wärme-
markt dar. 

3. In Nr. 22 (Haushaltskunden) ist das Wort „über-
wiegend“ ersatzlos zu streichen. 
Nach § 3 Nr. 25 sind Letztverbraucher Kunden, die 
Energie für den eigenen Verbrauch kaufen. Dement-
sprechend können Haushaltskunden im Sinne von § 3 
Nr. 22 nur Letztverbraucher sein, die Energie aus-
schließlich für den Eigenverbrauch im Haushalt kau-
fen. Der Energiekauf durch Haushaltskunden für an-
dere – z. B. gewerbliche – Zwecke ist mithin ausge-
schlossen. Dies ist daher bereits in den Begriffsbe-
stimmungen eindeutig klarzustellen. 

4. Neu aufzunehmen ist die Definition der System-
dienstleistungen: „Systemdienstleistungen - im 
Strombereich sind dies Frequenzhaltung, Span-
nungshaltung, Versorgungswiederaufbau, Bereit-
stellung von Energie zur Deckung von Netzverlu-
sten und von Differenzen zwischen Ein- und Aus-
speisung in das Netz, Betriebsführung (einschließ-
lich Messung und Verrechnung zwischen Netz-
betreibern) und Bereitstellung von für die regel-
mäßige Abrechnung des Netzzugangs erforderli-
chen Zählwerten.“  
Die Erbringung von Systemdienstleistungen ist un-
verzichtbar für den Betrieb von sicheren, zuverlässi-
gen und leistungsfähigen Elektrizitätsversorgungs-
netzen. Der VKU schlägt daher eine Ergänzung in § 
11 vor (s. u.). Die Aufnahme des Begriffs der Sy-
stemdienstleistungen in den Katalog des § 3 dient der 
Entlastung des Gesetzestextes zu Gunsten einer bes-
seren Lesbarkeit und damit der Rechtsklarheit.  

5. Neu aufzunehmen ist die Definition der Grund-
versorgung: „Grundversorgung – die Belieferung 

von Haushaltskunden mit Energie in Niederspan-
nung und Niederdruck über Energieversorgungs-
netze der allgemeinen Versorgung zu  veröffent-
lichten allgemeinen Bedingungen und Preisen.“ 
Durch § 36 wird zum einen laut Begründung die von 
Art. 3 Abs. 3 Satz 1 der Elektrizitätsrichtlinie obliga-
torisch geforderte Zurverfügungstellung einer Grund-
versorgung für Haushaltskunden umgesetzt sowie 
zugleich unter Anwendung von Art. 3 Abs. 1 S. 1 bis 
3 (richtiger Weise – wenn überhaupt – wohl eher Art. 
3 Abs. 3 Sätze 1 und 2) der Gasrichtlinie die Grund-
versorgung auch für die Gasversorgung eingeführt. 
Zum anderen soll offensichtlich durch die Festlegung 
dieses pflichtigen Grundversorgers für die Nie-
derspannungs- und Niederdruckversorgung auch die 
Benennung eines Versorgers letzter Instanz nach Art. 
3 Abs. 3 Satz 2 der Elektrizitätsrichtlinie bzw. Art. 3 
Abs. 3 Satz 3 der Gasrichtlinie vollzogen werden. 
Die Grundversorgung ist jedoch nach dem Wortlaut 
des § 36 nicht näher bestimmt. Nähere Anhaltspunkte 
zur Grundversorgung lassen sich allenfalls aus Art. 3 
Abs. 3 Satz 1 der Elektrizitätsrichtlinie ableiten, wo-
nach die Grundversorgung das Recht auf Versorgung 
mit Elektrizität einer bestimmten Qualität zu ange-
messenen, leicht und eindeutig vergleichbaren und 
transparenten Preisen umfasst. Die in Bezug genom-
menen Regelungen der Gasrichtlinie enthalten hinge-
gen keine näher erkennbaren Kriterien, die Rück-
schlüsse auf die Grundversorgung im Gasbereich zu-
lassen.  
Insoweit hat der Gesetzgeber bislang nur in der Be-
gründung zu § 36 die Grundversorgung als Beliefe-
rung von Haushaltskunden mit Energie über Energie-
versorgungsnetze der allgemeinen Versorgung defi-
niert. Diese Definition ist im Hinblick auf die Quali-
tät der Energielieferung, nämlich in Niederspannung 
und -druck, sowie die hierfür geltenden Vertragsbe-
dingungen und Preise zu ergänzen und zur gesetzlich 
notwendigen Konkretisierung der Grundversor-
gungspflicht nach § 36 Abs. 1 in die Begriffsbestim-
mungen des § 3 aufzunehmen. 

§ 4 – Genehmigung der Energieversorgung 
1. Die Überschrift zu § 4 ist in „Genehmigung des 

Netzbetriebs“ abzuändern. 
2. Als Folgeänderung ergibt sich für Absatz 2 fol-

gender Wortlaut: „Die Genehmigung nach Absatz 
1 darf nur versagt werden, wenn der Antragsteller 
nicht die personelle, technische oder wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzt, 
um den vorgesehenen Netzbetrieb entsprechend 
den Vorschriften dieses Gesetzes auf Dauer zu 
gewährleisten.“  
§ 4 beschränkt die Genehmigungspflicht auf die Auf-
nahme des Netzbetriebs (siehe Begründung zu § 4). 
Für die Belieferung mit Energie sieht § 5 lediglich 
ein Anzeigeverfahren vor. 

3. § 4 Abs. 2 ist um einen neuen Satz 2 zu ergänzen: 
„Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen 
versehen werden.“  
Für die Aufnahme des Netzbetriebs ist nach Absatz 1 
die Genehmigung durch die nach Landesrecht zu-
ständige Behörde erforderlich. Auf die Erteilung der 
Genehmigung besteht nach Absatz 2 ein Anspruch. 
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Es fehlt die bereichsspezifische Regelung, dass die 
Behörde die Genehmigung mit Nebenbestimmungen 
versehen darf (vgl. § 36 Abs. 1 VwVfG des Bundes). 
Nebenbestimmungen können insbesondere bei der 
Planung und dem Bau von Arealnetzen Bedeutung 
erlangen. Die Genehmigungsbehörde muss für den 
Fall der Geschäftsaufgabe durch den Arealnetzbetrei-
ber sicherstellen können, dass der Betreiber des um-
liegenden Netzes für die allgemeine Versorgung das 
Arealnetz übernehmen kann (vgl. hierzu die Ausfüh-
rungen des OLG Düsseldorf, Beschluss vom 23. Juni 
2004, Az. Kart 35/03 (V)). Lässt sich das Arealnetz 
aufgrund technischer oder wirtschaftlicher Gegeben-
heiten nicht ohne Weiteres integrieren, kann der auf-
nehmende Netzbetreiber den Einwand der Unzumut-
barkeit geltend machen mit der Folge, dass die ge-
fangenen Letztverbraucher im Areal ohne Stromver-
sorgung wären. Dies muss von vornherein durch ent-
sprechende Nebenbestimmungen verhindert werden 
können.  

§ 6 – Anwendungsbereich und Ziel der Entflechtung 
1. In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „und rechtlich 

selbständige Betreiber von Elektrizitäts- und Gas-
versorgungsnetzen, die im Sinne von § 3 Nr. 38 
mit einem vertikal integrierten Energieversor-
gungsunternehmen verbunden sind“ ersatzlos zu 
streichen. 
Der in Absatz 1 Satz 1 definierte Anwendungsbereich 
der Entflechtungsvorschriften ist hinsichtlich des 
Adressatenkreises zwingend auf vertikal integrierte 
Energieversorgungsunternehmen zu beschränken. Es 
ist nicht verständlich, weshalb neben den vertikal in-
tegrierten Energieversorgungsunternehmen auch 
rechtlich selbständige Betreiber von Energieversor-
gungsnetzen verpflichtet werden, da diese bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen des § 3 Nr. 38 per defini-
tionem zu einer Gruppe von Unternehmen und damit 
zu einem vertikal integrierten Energieversorgungsun-
ternehmen gehören. Der zweite Halbsatz des § 6 Abs. 
1 S. 1 ist daher angesichts der Legaldefinition des § 3 
Nr. 38 überflüssig. 

2. In Absatz 1 ist folgender Satz 3 (neu) einzufügen: 
„Die Zusammenführung der jeweiligen Netzbe-
triebe aus den Sektoren Strom und Gas ist dabei 
ebenso zulässig wie die Verbindung mit Tätigkei-
ten außerhalb der Strom- und Gassektoren.“ Satz 
3 (alt) wird Satz 4.  
Hinsichtlich der Frage, ob es dem Netzbetreiber im 
neuen Ordnungsrahmen möglich ist, neben dem 
Netzbetrieb in den Sektoren Strom und Gas auch au-
ßerhalb der Energieversorgung angesiedelte Aktivitä-
ten – wie etwa der Wasser- oder Fernwärmeversor-
gung – in einer gemeinsamen Infrastrukturgesell-
schaft zu bündeln, geht der VKU aufgrund der Aus-
führungen in der Gesetzesbegründung von der Zuläs-
sigkeit einer solchen spartenübergreifenden Gesell-
schaft aus. Im Interesse der Rechtssicherheit fordert 
der VKU deshalb eine explizite Klarstellung durch 
eine entsprechende Ergänzung des Gesetzestextes. 

3. „Die im Rahmen der rechtlichen oder operationel-
len Entflechtung nach den §§ 7 und 8 übertrage-
nen Wirtschaftsgüter gelten als Teilbetrieb im 
Sinne der §§ 15, 16, 20 und 24 Umwandlungssteu-
ergesetz. Für die Anwendung des § 15 Abs. 1 Satz 

2 Umwandlungssteuergesetz gilt auch das der 
übertragenden Körperschaft im Rahmen der Ent-
flechtung verbleibende Vermögen als Teilbetrieb. 
§ 15 Abs. 3 Umwandlungssteuergesetz, § 8b Abs. 4 
Körperschaftsteuergesetz, §§ 6 Abs. 3 Satz 2, 6 
Abs. 5 Sätze 4 – 6, 16 Abs. 3 Satz 3 und 4 Ein-
kommensteuergesetz finden auf die Maßnahmen 
nach Satz 1 keine Anwendung. Die Regelungen 
nach Absatz 2 sind vom 1. Januar 2005 bis zum 
31. Dezember 2009 anzuwenden. Sie gelten auch 
nach dem 31. Dezember 2009, wenn die Regulie-
rungsbehörde die Änderung der Zuordnung eines 
Wirtschaftsgutes zur Entflechtung anordnet.  

Der im Regierungsentwurf verwandte Begriff „zur 
Sicherstellung“ wird durch die Formulierung „im 
Rahmen“ ersetzt. Dies ermöglicht die Beibehaltung 
des kommunalen Querverbundes bei der Übertragung 
des Eigentums an Strom- und Gasnetzen auf eine 
Netzbetriebsgesellschaft. In der Begründung sollte 
herausgestellt werden, dass aufgrund des weit rei-
chenden Eingriffs des Gesetzgebers in langjährig ge-
wachsene, betrieblich optimierte Unternehmensstruk-
turen eine steuerneutrale Übertragung von Wirt-
schaftsgütern bzw. Teilbetrieben auch Sparten erfas-
sen sollte, die bisher in der Praxis mit Strom- und 
Gasnetzen auf der Endverteilerebene zusammenge-
fasst sind (z. B. Wasser- und Fernwärmenetze). Dies 
ermöglicht die Beibehaltung von Synergien aufgrund 
der Zusammenfassung der Sparten auch im Netzbe-
trieb. Ist diese Möglichkeit nicht gegeben, dann be-
steht die Gefahr der Zerschlagung von Synergien für 
Stadtwerke, die als mittlere und kleine Unternehmen 
auf die Ausschöpfung der Synergien auf örtlicher 
bzw. regionaler Ebene angewiesen sind. Weiterhin 
stellt die vorgeschlagene Änderung klar, dass die Ent-
flechtung in der betrieblichen Praxis nicht durch ei-
nen einzigen Organisationsakt, sondern ggf. in meh-
reren Etappen erfolgt. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn sich das Verfahren aufgrund von längeren Ver-
handlungen mit der Regulierungsbehörde über einen 
längeren Zeitraum erstreckt.  

In Absatz 2 Satz 3 sollten zur Klarstellung die Worte 
„des Organisationsaktes“, „zu einem“ und „gehö-
rend“ gestrichen werden. Wie bereits ausgeführt, er-
folgt die Entflechtung in der Praxis häufig nicht in 
einem Organisationsakt. Aus Vereinfachungsgründen 
sollten die Worte „zu einem“ und „gehörend“ gestri-
chen werden.  

Der letzte Satz des Absatzes 2 des Regierungsent-
wurfs sollte gestrichen werden. Dieser Satz ist über-
flüssig, da bereits nach § 111 Abgabenordnung si-
chergestellt ist, dass die Regulierungsbehörde der Fi-
nanzbehörde die erforderliche Amtshilfe zu leisten 
hat. Auch aus Gründen der Verwaltungsvereinfa-
chung sollte eine Regelung entfallen, die in der Pra-
xis dazu führt, dass die Finanzverwaltung in jedem 
Einzelfall die Amtshilfe der Regulierungsbehörde in 
Anspruch nimmt. Es sollte im Ermessen der Finanz-
verwaltung liegen, ob und ggf. in welchem Umfang 
sie die Amtshilfe in Anspruch nimmt. Dies vermeidet 
auch überlange Bearbeitungszeiten, die sich bei Ein-
schaltung von zwei Behörden durchweg ergeben 
dürften, und führt damit zu einer zügigeren Entflech-
tung.  
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Die vom VKU durch Einfügung eines neuen Satzes 3 
in Absatz 2 vorgeschlagenen Änderungen haben zur 
Folge, dass Veräußerungs- bzw. Übertragungssperren 
für die Steuerneutralität im Hinblick auf Übertragun-
gen im Rahmen der Neustrukturierung der Unter-
nehmen, die durch die gesetzlich erzwungene Ent-
flechtung verursacht werden, entfallen. Ansonsten 
entstünden durch die gesetzlich angeordnete Ent-
flechtung in den folgenden Jahren für die Unterneh-
men steuerliche Hindernisse durch Wegfall der Steu-
erneutralität (z.B. § 15 Abs. 3 UmwStG fünf Jahre; § 
6 EStG bis zu sieben Jahre etc.). Wirtschaftlich sinn-
volle bzw. notwendige gesellschaftsrechtliche Maß-
nahmen könnten ohne diese Änderungen ggf. blok-
kiert werden. Für die Steuerbehörden sollte die Er-
gänzung unproblematisch sein, da gegenüber dem 
Stand ohne Entflechtung keine Vorteile für den Steu-
erpflichtigen entstehen und die übertragenen Wirt-
schaftsgüter wie bisher steuerverhaftet bleiben.  

Die Steuerneutralität sollte generell ab Inkrafttreten 
des Gesetzes rückwirkend ab dem 1 Januar 2005 bis 
zum 31. Dezember 2009 für alle Wirtschaftsgüter 
gelten, die im Rahmen von Organisationsakten zur 
Entflechtung übertragen werden. Erforderlich ist eine 
rückwirkende Geltung zum 1. Januar 2005, da in Ein-
zelfällen die gesellschaftsrechtliche Entflechtung 
rückwirkend bereits zu diesem Zeitpunkt vollzogen 
werden soll. Die Steuerneutralität ist auch für die 
Übertragung von Wirtschaftsgütern erforderlich, die 
ggf. erst in der Zeit nach dem 1. Juli 2007 bis zum 
31. Dezember 2009 (Ende eines 5-Jahres-Zeitraums) 
übertragen werden, wenn dies aus Sicht des Steuer-
pflichtigen zu einer Verbesserung der Organisations-
struktur zur Erfüllung der gesetzlichen Vorausset-
zungen führt. Die Regelungen zur Steuerneutralität 
sollten darüber hinaus auch nach dem 31. Dezember 
2009 zur Anwendung kommen, wenn die Regulie-
rungsbehörde die Änderung der Zuordnung eines 
Wirtschaftsgutes zur Entflechtung angeordnet hat.  

4. „Erwerbsvorgänge im Sinne des § 1 Grunder-
werbsteuergesetz, die sich im Rahmen der rechtli-
chen und operationellen Entflechtung nach den §§ 
7 und 8 ergeben, sind von der Grunderwerbsteuer 
befreit. Absatz 2 Sätze 4 und 5 gelten entspre-
chend. 

Da mit der Übertragung des Eigentums an den Net-
zen auf die Netzgesellschaft in erheblichem Umfang 
auch Grundstücke übertragen werden, ist hierfür 
grunderwerbsteuerlich eine Steuerfreiheit geboten. 
Der Regierungsentwurf stellt dies sicher. Aufgrund 
der bereits zu Absatz 2 ausgeführten Begründung 
müssen jedoch zur Erhaltung von Synergien im 
Netzbetrieb ggf. auch Grundstücke der Wasserver-
sorgung und Fernwärmeversorgung auf eine Netzbe-
triebsgesellschaft grunderwerbsteuerfrei übertragen 
werden können. Wie bereits zu Absatz 2 gefordert, ist 
eine ausdrückliche Regelung für die Amtshilfe durch 
die Regulierungsbehörde überflüssig und eher hinder-
lich für eine rasche Entflechtung. Hinsichtlich des 
Anwendungszeitraums gelten die zu Absatz 2 vorge-
tragenen VKU-Änderungsvorschläge entsprechend.  

5. Als Absatz 4 (neu) ist einzufügen: „Die Regelun-
gen in den Absätzen 2 und 3 gelten ebenso für die-

jenigen Unternehmen, die eine rechtliche Ent-
flechtung auf freiwilliger Grundlage vornehmen.“ 

Die vertikal integrierten EVU, die vom gesellschafts-
rechtlichen Unbundling nicht betroffen sind, weil sie 
weniger als 100.000 Kunden haben und auch nicht 
aufgrund der Beteiligung eines großen EVU erfasst 
werden, sollen zur Verbesserung ihrer Wettbewerbs-
fähigkeit die Möglichkeit der steuerneutralen Über-
tragung von Wirtschaftsgütern auf eine Netzbetriebs-
gesellschaft erhalten. Ein Teil der VKU-Mitgliedsun-
ternehmen möchte ihre gesellschaftsrechtliche Struk-
tur derjenigen für große vertikal integrierte Unter-
nehmen anpassen. Dies ermöglicht auch gesell-
schaftsrechtlich eine Nachbildung entsprechend der 
gesetzlich vorgegebenen Wertschöpfungsstruktur mit 
der Trennung von Netzbetrieb und Versorgung. 

6. Als Absatz 5 (neu) ist einzufügen: „Bei der Aus-
übung ihrer Aufsichtsbefugnisse gemäß § 65 zur 
Durchsetzung der Entflechtungsbestimmungen ist 
die Regulierungsbehörde an die Grenzen des den 
betroffenen Unternehmen technisch, zeitlich und 
wirtschaftlich Zumutbaren gebunden“. 
Im Hinblick auf die erheblichen organisatorischen, 
EDV-technischen und betriebswirtschaftlichen Aus-
wirkungen der Entflechtungsvorgaben für die Unter-
nehmen sowie in Anbetracht der Sanktionsbefugnisse 
der Regulierungsbehörde ist es notwendig, den in der 
Begründung aufgeführten Grundsatz aus Gründen der 
Rechtssicherheit in den Gesetzestext zu überführen. 

§ 7 – Rechtliche Entflechtung 
Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu formulieren: „Vertikal 
integrierte Energieversorgungsunternehmen, die über 
ihr Elektrizitätsverteilernetz weniger als 100.000 an-
geschlossene Kunden beliefern, sind von der Ver-
pflichtung nach Absatz 1 ausgenommen“. 
Während die Elektrizitäts- und Gasrichtlinie die Freistel-
lungsmöglichkeit in Bezug auf Maßnahmen der rechtli-
chen und operationellen Entflechtung für vertikal inte-
grierte Unternehmen, „die weniger als 100.000 ange-
schlossene Kunden beliefern“, vorsehen, knüpft der Ent-
wurf deutlich darüber hinausgehend an die „unmittelbar 
oder mittelbar“ angeschlossenen Kunden an, ohne auf die 
Lieferverhältnisse abzustellen. 
Die Befreiungstatbestände der Art. 15 Abs. 2 Elektrizi-
tätsrichtlinie bzw. Art. 13 Abs. 2 Gasrichtlinie gelten für 
vertikal integrierte Unternehmen und beziehen sich auf 
die Kunden, die von diesem Unternehmen beliefert wer-
den und zugleich an deren Netz angeschlossen sind. Au-
ßerdem zählen diejenigen Kunden nicht mit, die von drit-
ten Unternehmen im Wege der Netznutzung beliefert 
werden. Folglich ist weder der Verzicht auf das Beliefe-
rungskriterium noch das vom nationalen Gesetzgeber 
hinzugefügte Merkmal des „mittelbar angeschlossenen 
Kunden“ richtlinienkonform. 

§ 8 – Operationelle Entflechtung 
1. In der Begründung zu § 8 Absatz 2 Nr. 1 ist der 

zweite Satz des vierten Absatzes wie folgt zu for-
mulieren: „Dies bedeutet, dass je nach individuel-
ler Ausgestaltung der funktionalen Kompetenzen 
im Netzbereich entweder der Geschäftsführer 
oder der Bereichsleiter erfasst sind.“ 
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Der VKU wendet sich entschieden gegen die in der 
Begründung zu § 8 Abs. 2 Nr. 1 vorgenommene 
Ausweitung des mit Leitungsaufgaben betrauten Per-
sonenkreises. Es sind keine sachlichen Gründe dafür 
ersichtlich, warum neben dem Geschäftsführer oder 
dem Bereichsleiter noch weitere leitende Angestellte 
erfasst sein sollen. Die in der Begründung des Ge-
setzentwurfes feststellbare Ausdehnung des Lei-
tungsbegriffs ist mithin nicht hinnehmbar. 

2. In Absatz 2 sind die Nr. 2 und 3 ersatzlos zu strei-
chen.  
Die in Absatz 2 Nr. 2 und 3 getroffenen Regelungen 
der personellen Trennung stellen eine wesentliche 
Verschärfung der EU-Vorgaben dar. Während die 
Elektrizitäts- und Gasrichtlinie lediglich Anforderun-
gen im Hinblick auf Personen mit Leitungsfunktionen 
vorsehen, benennt der Gesetzentwurf weitere mit 
Netzaufgaben befasste Personengruppen und stellt für 
diese bzw. deren Tätigkeit restriktive strukturelle 
Vorgaben auf.  
Die über das Leitungspersonal hinausreichenden Re-
gelungen der personellen Entflechtung konterkarieren 
die Möglichkeit zu Gründung und Betrieb einer 
„schlanken Netzbetriebsgesellschaft“. Eine durch 
personelle Strukturvorgaben erfolgende Einschrän-
kung der durch die Art. 12 und 14 GG geschützten 
aufbauorganisatorischen Freiheit ist nicht akzeptabel. 
Ganz abgesehen davon würden die Ausweitung der 
personellen Trennung und die diesbezüglichen Vor-
gaben zu erheblichen Rechtsunsicherheiten führen. 
Deutlich wird dies beispielsweise an dem in der Ge-
setzesbegründung unternommenen Versuch, den Be-
griff der „wesentlichen Tätigkeiten“ im Sinne von § 8 
Abs. 2 Nr. 2 zu präzisieren. Die hierzu zusätzlich 
aufgenommene Aufgabe der „Bauplanung der Kapa-
zitäten“ würde angesichts der Vielschichtigkeit der 
Bauplanung nicht den Aufgabenbereich der „wesent-
lichen Tätigkeiten“ konkretisieren. Auch die Rege-
lung in § 8 Abs. 2 Nr. 3 brächte nicht die erforderli-
che Rechtssicherheit, weil die arbeitsrechtlichen Vor-
aussetzungen und Auswirkungen des vorrangigen 
fachlichen Weisungsrechts des Leitungspersonals des 
Geschäftsbereichs Netzbetrieb vom Gesetzgeber of-
fensichtlich bisher nicht geprüft worden sind. Die 
Begründung lässt dies zumindest in keiner Weise er-
kennen.  
Schließlich ist festzustellen, dass die mit der Auswei-
tung der personellen Trennung für die betroffenen 
Unternehmen entstehenden Belastungen und Unsi-
cherheiten in keinem gerechtfertigten Verhältnis zu 
dem hinsichtlich der Unabhängigkeit des Netzbe-
reichs hierdurch erwachsenden Mehrwert stehen. Wie 
die Elektrizitäts- und die Gasrichtlinie zeigen, reicht 
hierfür eine personelle Trennung auf Leitungsebene 
aus. 

3. Absatz 6 Satz 1 ist wie folgt zu formulieren: „Ver-
tikal integrierte Energieversorgungsunternehmen, 
die über ihr Elektrizitätsverteilernetz weniger als 
100.000 angeschlossene Kunden beliefern, sind 
von den Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 
5 ausgenommen“. 

Zur Begründung siehe § 7 Anmerkung b).  

§ 9 – Verwendung von Informationen 

Absatz 1 ist wie folgt zu ergänzen: Elektronische Da-
tenverarbeitungssysteme sind im Rahmen des tech-
nisch, zeitlich und wirtschaftlich Zumutbaren so aus-
zugestalten, dass ein Zugriff auf Daten im Sinne des 
Satzes 1 für Nichtberechtigte ausgeschlossen wird. 

Die Aussage zur Zumutbarkeit, die in der Begründung zu 
§ 9 (S. 98 des Regierungsentwurfs) getroffen wird, ist 
richtig. Es ist jedoch aus Gründen der Rechtssicherheit 
erforderlich, diese in den Gesetzestext selbst aufzuneh-
men.  

§10 – Rechnungslegung und interne Buchführung 
1. Absatz 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: „Einnah-

men aus dem Eigentum von Energieversorgungs-
netzen, Gasspeichern oder LNG-Anlagen, die 
nicht aus dem eigenständigen Betrieb dieser Anla-
gen resultieren, sind in den Konten gesondert aus-
zuweisen.“  
Sofern die wirtschaftliche Nutzung eines Eigentums-
rechts an Elektrizitäts- oder Gasversorgungsnetzen, 
Gasspeichern oder LNG-Anlagen als Tätigkeit im 
Sinne des § 10 Abs. 3 Satz 1 behandelt wird, würde 
dies eine Verschärfung gegenüber den Regelungen 
der Elektrizitäts- und Gasrichtlinie darstellen. Die 
bloße Überlassung eines Netzes begründet keine Tä-
tigkeit und damit keine gesonderte Bilanz und keine 
gesonderte Gewinn- und Verlustrechnung in der in-
ternen Rechnungslegung. Erforderlich ist nur, die 
Einnahmen aus dem Eigentum dieser Vermögensge-
genstände in den Konten gesondert auszuweisen (vgl. 
Art. 19 Abs. 3 Satz 4 Elektrizitätsrichtlinie bzw. Art. 
17 Abs. 3 Satz 4 Gasrichtlinie). Zur Klarstellung soll-
te in der Begründung herausgestellt werden, dass 
bloße Pachteinnahmen keine Tätigkeit im Sinne des § 
10 Abs. 3 begründen. 

2. In Absatz 3 sind folgende Sätze 6 und 7 (neu) ein-
zufügen: „Eine retrograde Zuordnung des Bu-
chungsstoffes zu den Tätigkeiten ist nach der Er-
fassung des jeweiligen Geschäftsvorfalles in der 
Finanzbuchhaltung im Zusammenhang mit der 
Aufstellung des Jahresabschlusses zulässig, wenn 
die Zuordnungsgrundsätze im Wesentlichen im 
Voraus festgelegt worden sind und nachvollzieh-
bar belegt werden können. Zulässig ist auch die 
Erfassung von Aufwendungen und Erträge in der 
Kostenrechnung eines Unternehmens.“  
Hinweis: In der Begründung zu Absatz 3 ist im zwei-
ten Absatz folgerichtig in Satz 2 der letzte Halbsatz 
zu streichen.  
Die bisherigen Sätze 6 und 7 werden die Sätze 8 und 
9.  
Zur Absicherung der zur Vermeidung von hohen zu-
sätzlichen Aufwendungen dominierenden Praxis der 
retrograden Erstellung der Segmentabschlüsse sollte 
– wie in der Begründung ausgeführt – eine eindeutige 
gesetzliche Regelung hierfür geschaffen werden. Da-
bei sollte auch klargestellt werden, dass die Aufwen-
dungen und Erträge im Rahmen der Kostenrechnung 
erfasst werden können.  
Eine anderweitige Regelung würde zu einem unver-
hältnismäßigen Aufwand und unvertretbar hohen Ko-
sten führen, ohne dass zusätzliche Erkenntnisse ge-
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wonnen würden. Die Masse der komplexen Konten 
(wie Forderungen, Verbindlichkeiten, Finanzkonten, 
flüssige Mittel) schlägt sich im Laufe des Jahres 
mehrfach um. Relevant ist aber für die Bilanz nur der 
Wert zum 31.12. Da die Aufwendungen und Erträge 
der Gewinn- und Verlustrechnungen z.B. für die 
Elektrizitätsverteilung oder die Gasverteilung die 
Grundlage für die Ermittlung der Netzzugangsentgel-
te bilden, die nur einmal jährlich ermittelt bzw. über-
prüft werden, ist eine progressive Verbuchung nicht 
erforderlich.  

3. In Absatz 3 Satz 7 sind die Worte „Gegenstände 
des Aktiv- und Passivvermögens“ durch die Worte 
„Aktiva und Passiva“ zu ersetzen.  

Die Begriffe Aktiva und Passiva sind übliche Begrif-
fe.  

4. In Absatz 4 ist Satz 2 wie folgt zu ändern: „Dabei 
ist zu prüfen, ob bei den Unternehmen die in Ab-
satz 3 geforderten getrennten Konten und Seg-
mentabschlüsse vorliegen.“ 
Die in § 10 Abs. 4 geschaffene Prüfungspflicht für 
die Einhaltung der Pflichten zur internen Rechnungs-
legung führt zu stark ansteigenden Kosten. Dies wür-
de insbesondere gelten, wenn eine Pflicht zur Prüfung 
der Wertansätze und der Zuordnung der Konten ge-
schaffen würde. Die Art. 19 Abs. 4 Nr. 4 Elektrizi-
tätsrichtlinie bzw. Art. 17 Abs. 4 Gasrichtlinie erfor-
dern nur eine Prüfung, ob bei den Unternehmen die in 
Absatz 3 geforderten getrennten Konten und Seg-
mentabschlüsse vorliegen. Ansonsten müssten die aus 
der bisherigen Gesetzesformulierung verursachten 
erhöhten Prüfungskosten bei der Ermittlung der 
Netznutzungsentgelte einkalkuliert werden.  

5. Absatz 5 ist wie folgt zu fassen: „Das Energiever-
sorgungsunternehmen hat der Regulierungsbe-
hörde unverzüglich eine Ausfertigung des geprüf-
ten Jahresabschlusses einschließlich des Bestäti-
gungsvermerk oder des Vermerks über seine Ver-
sagung zu übersenden. Die Bilanzen und Gewinn- 
und Verlustrechnungen für die einzelnen Tätig-
keitsbereiche nach Absatz 3 Satz 1 sind beizufü-
gen. Unternehmen, die keine Tätigkeiten nach Ab-
satz 3 ausüben, sind von der Verpflichtung nach 
Satz 1 freigestellt.“  
Für die Bestellung der Abschlussprüfer sind in der 
Regel der Aufsichtsrat oder die Gesellschafter zu-
ständig (vgl. § 318 Abs. 1 HGB). Diese Regelung 
wird auch bei Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung im Bereich der kommunalen Wirtschaft regel-
mäßig praktiziert. Ansprechpartner für die Regulie-
rungsbehörde sollte aus Praktikabilitätsgründen das 
Energieversorgungsunternehmen, nicht aber der Auf-
traggeber für die Prüfung des Jahresabschlusses, in 
der Regel der Aufsichtsrat, sein. Dies gilt auch ange-
sichts der spezifischen Regelungen des Eigenbe-
triebsrechts der Länder. Hiernach bestimmen in der 
Regel die Kommunen die Abschlussprüfer. Aller-
dings sind auch andere Institutionen darin eingeschal-
tet. So beauftragen z.B. in Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen Gemeindeprüfungsanstalten ei-
nen Wirtschaftsprüfer/eine Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, in anderen Ländern sind dies Kommunal-
prüfungsämter. Aus den vorgenannten Gründen ist 

das Energieversorgungsunternehmen als Adressat der 
Verpflichtung nach § 10 Abs. 5 Satz 1 zu bezeichnen. 
Dies führt in der Praxis zu einer Vereinfachung.  

6. Absatz 5 Satz 4 ist ersatzlos zu streichen.  
Geschäftsberichte – ein Begriff, der gesetzlich nicht 
definiert ist – zu den Tätigkeitsbereichen, die nicht in 
Absatz 3 Satz 1 aufgeführt sind, hat nach Satz 4 die 
Regulierungsbehörde als Geschäftsgeheimnisse zu 
behandeln. Möglicherweise ist mit dem Begriff „Ge-
schäftsberichte zu den Tätigkeitsbereichen“ gemeint 
„Daten der Bilanzen sowie der Gewinn- und Verlust-
rechnungen“ bzw. „Segmentabschlüsse“ für die ge-
nannten Tätigkeitsbereiche. Die so verstandene Rege-
lung würde im Umkehrschluss der Regulierungsbe-
hörde die Befugnis verschaffen, Daten der ihr über-
mittelten Segmentabschlüsse für die Tätigkeitsberei-
che nach Ab-satz 3 Satz 1 nicht als Geschäftsgeheim-
nisse zu behandeln, d.h. diese Daten gegenüber Drit-
ten bzw. gegenüber der Öffentlichkeit offen zu legen. 
Dies stünde im diametralen Gegensatz zu dem von 
den Binnenmarktrichtlinien vorgegebenen Zweck ei-
ner internen Rechnungslegung, die nur der Behörde 
gegenüber offen zu legen ist.  

§ 11 – Betrieb von Energieversorgungsnetzen 
Absatz 1 ist wie folgt zu ergänzen: „Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen sind verpflichtet, ein si-
cheres, zuverlässiges und leistungsfähiges Energiever-
sorgungsnetz diskriminierungsfrei zu betreiben, zu 
warten und bedarfsgerecht auszubauen sowie die er-
forderlichen Systemdienstleistungen bereitzustellen, so-
weit es wirtschaftlich zumutbar ist.“ 
Die Erbringung von Systemdienstleistungen ist unver-
zichtbar für den Betrieb von sicheren, zuverlässigen und 
leistungsfähigen Energieversorgungsnetzen. Mit der 
Verpflichtung ist auch die Zuständigkeit für diese Auf-
gaben verbunden. Dies muss aus Gründen der Rechts-
klarheit geregelt werden. 

§ 15 – Aufgaben der Betreiber von Fernleitungs- und 
Gasverteilernetzen 

Absatz 3 ist ersatzlos zu streichen. 
Die Vorschrift ist gänzlich unbestimmt. Sie lässt nicht 
erkennen, zu welchem Zeitpunkt und in welchem techni-
schen und wirtschaftlichen Rahmen Netzbetreiber die 
Fähigkeit ihrer Netze zur Befriedigung von Nachfragen 
nach Gastransportdienstleistungen sicherzustellen zu ha-
ben. Sie lässt offen, ob staatlicherseits Maßnahmen zum 
Netzbau verordnet und hierdurch Investitionsverpflich-
tungen der Netzbetreiber  erzwungen werden können. 

§ 17 – Netzanschluss  
1. Absatz 1 ist um einen Satz 2 (neu) zu ergänzen: 

„Der Netzbetreiber legt unter Gewährleistung ei-
nes sicheren Netzbetriebs den netztechnisch vor-
gegebenen, kostengünstigsten Anschlusspunkt 
fest.“ 
Der Netzbetreiber unterliegt der Anschlusspflicht 
nach Absatz 1 Satz 1 und ihm obliegt die Führung ei-
nes sicheren, zuverlässigen Netzbetriebs. Er allein 
kann deshalb entscheiden, wo der technisch geeignete 
Anschlusspunkt gegeben ist. Die Formulierung über-
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nimmt die in der Praxis bewährte Konsenslösung aus 
der VV II plus (Nr. 1.5 in Verbindung mit Anlage 1).  

2. Es wird ein neuer Absatz 3 eingefügt: „Betreiber 
von Energieversorgungsnetzen der allgemeinen 
Versorgung von Letztverbrauchern können den 
Anschluss nach Abs. 1 verweigern, wenn mittels 
dieses Anschlusses in Niederspannung oder in 
Niederdruck Letztverbraucher versorgt werden 
sollen, die der allgemeinen Anschlusspflicht der 
Betreiber gem. § 18 Abs. 1 unterfallen.“ 
Einheitliche Netze der Allgemeinen Versorgung auf 
der Endverteilerstufe gewährleisten eine gleichmäßi-
ge Belastung aller Kunden mit preisgünstigen Netz-
nutzungsentgelten. Die unterschiedlichen Kosten gut 
und schlecht strukturierter Netzgebiete im Netz der 
Allgemeinen Versorgung gleichen sich dadurch un-
tereinander aus.  
Die im Entwurf des EnWG vorgesehene uneinge-
schränkte Zulassung von „Arealnetzen“ als zusätzli-
che Verbindung zwischen lokalem Verteilnetz und 
Endkunden generiert einen Gegensatz zwischen frei-
em Netzzugang einerseits und dem Prinzip der 
Gleichpreisigkeit und Preisgünstigkeit der Netznut-
zungsentgelte für alle Letztverbraucher andererseits. 
Der Anschluss von Arealnetzen führt zu einem „Ro-
sinenpicken“ in günstig strukturierten Teilen eines 
Netzes der Allgemeinen Versorgung. 
Der Anschluss von Arealnetzen erhöht deshalb 
zwangsläufig die Netznutzungsentgelte für diejenigen 
Endkunden, die auf einen Anschluss an das allgemei-
ne Versorgungsnetz angewiesen bleiben und ist aus 
volkswirtschaftlichen und energiepolitischen Erwä-
gungen erheblich einzuschränken. 
Ein grundsätzlicher Anspruch auf Anschluss von 
Arealnetzen an vorgelagerte Netze wird vom VKU – 
in Übereinstimmung mit dem Deutschen Städtetag – 
abgelehnt, wenn mittels dieses Anschlusses Letztver-
braucher versorgt werden sollen, die ansonsten der 
allgemeinen Anschlusspflicht unterliegen würden.  

3. Alter Absatz 3 wird neuer Absatz 4.  
Neuer Absatz 4 Satz 2 ist wie folgt zu konkretisieren: 
„Insbesondere können durch Rechtsverordnungen 
nach Satz 1 unter angemessener Berücksichtigung der 
Interessen der Betreiber von Energieversorgungsnet-
zen und aller betroffener Anschlussnehmer …“ 
Der anschlussverpflichtete Netzbetreiber bringt nicht 
nur seine eigenen Interessen in die Abwägung bei der 
Bestimmung des kostengünstigsten Anschlusses mit 
ein. Es ist im Interesse des Verbraucherschutzes (sie-
he § 1 Abs. 1), dass sämtliche potenziellen An-
schlussnehmer einen Anschluss zu erschwinglichen 
Kosten erhalten. Wenn einzelne Großabnehmer einen 
günstigeren Anschluss in einer höheren Netzebene 
erzwingen können, steigen die Netznutzungsentgelte 
für die Vielzahl der Kleinkunden erheblich an, weil 
die eingesparten Entgelte des begünstigten Großab-
nehmers auf die verbleibenden Kunden umgelegt 
werden müssen.  

§ 18 – Allgemeine Anschlusspflicht 
Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: „Diese Pflich-
ten bestehen nicht, wenn der Anschluss oder die An-
schlussnutzung für den Betreiber des Energieversor-

gungsnetzes aus wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen nicht zumutbar ist.“ 
Ebenso wie bei Netzanschlüssen nach § 17 Abs. 1 müs-
sen auch Anschlüsse an das Niederspannungs- und Nie-
derdrucknetz für den grundsätzlich  anschlusspflichtigen 
Betreiber des Energieversorgungsnetzes der allgemeinen 
Versorgung nicht nur wirtschaftlich, sondern auch tech-
nisch zumutbar sein. Dieser technische Zumutbarkeits-
aspekt wird in der Begründung zu § 18 Abs. 1 im Zu-
sammenhang mit der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit 
von sog. inaktiven Hausanschlüssen betont. Darüber hin-
aus sind jedoch nach den Erfahrungen aus der Praxis 
weitere Sachverhalte denkbar, die für den Netzbetreiber 
eine Anschlussherstellung bzw. -vorhaltung sowie An-
schlussnutzung technisch unzumutbar machen. Zu den-
ken ist insoweit insbesondere an eine den anerkannten 
Regeln der Technik nicht entsprechende Ausführung von 
Eigenleistungen durch den Anschlussnehmer oder von 
ihm beauftragter Unternehmen bei der Herstellung von 
Hausanschlüssen oder einen nicht sachgemäßen Betrieb 
von Verbrauchsgeräten mit der Gefahr von Rückwirkun-
gen auf das Netz. Dementsprechend ist es notwendig, die 
technische Zumutbarkeit im Hinblick auf einen sicheren 
und störungsfreien Netzbetrieb ausdrücklich zu regeln. 

§ 20 – Zugang zu den Energieversorgungsnetzen 
1. Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: „Betreiber von 

Energieversorgungsnetzen haben jedermann nach 
sachlich gerechtfertigten Kriterien diskriminie-
rungsfrei durch Vertrag den Zugang zum eigenen 
und zu den verbundenen Energieversorgungsnet-
zen zu im Internet veröffentlichten Netzzugangs-
bedingungen und Entgelten zu gewähren. Die 
Netzbetreiber sind verpflichtet, untereinander die 
Verträge abzuschließen, die zur Erfüllung der 
Pflichten aus Satz 1 erforderlich sind.“  

Der Zugang zum Energieversorgungsnetz stellt sich 
wegen der Integration bzw. der Vermaschung der 
Netze als Zugang zu den verbundenen Netzen dar. Er 
geht damit entgegen den Aussagen der Begründung 
zu § 20 weit über die Zurverfügungstellung des 
Netzeigentums hinaus, wie sie noch §§ 6 Abs. 1, 6a 
Abs. 2 des geltenden EnWG vorsehen. Es handelt 
sich damit nicht mehr nur um eine reine Inhalts- und 
Schrankenbestimmung des Netzeigentums. Es ent-
steht vielmehr ein hochkomplexes Vertragsgeflecht, 
in dem der Netzbetreiber nicht nur eigene Dienstlei-
stungen bereitstellen muss, sondern auch weitere von 
Dritten beschaffen muss, über die er selbst gar nicht 
verfügt. Dieser Ansatz ist bisher einmalig. Immer 
wieder kommt es vor, dass ein Eigentümer Dritten 
den Gebrauch einer Sache eröffnen oder bisher nur 
intern genutzte Dienstleistungen auch Dritten anbie-
ten muss. In allen Fällen handelt es sich jedoch um 
Leistungen aus der eigenen Risikosphäre. Insbeson-
dere durch das transaktionsunabhängige Handels-
punktkonzept im Strombereich werden die Netz-
betreiber verpflichtet, auch Drittdienstleistungen ein-
zukaufen und diese jedem Netznutzer als eigene Lei-
stungen zur Verfügung zu stellen.  
Wegen der weit reichenden Grundrechtseingriffe 
durch die Kumulation vertraglicher Risiken gebietet 
die Wesentlichkeitsrechtsprechung des BVerfG, dass 
die Grundzüge des Netzzugangsmodells für den 
Strom- und Gasbereich schon im Parlamentsgesetz 
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vorgegeben werden. Es darf in keinem Fall im 
Grundsatz offen bleiben, in welcher Weise und in 
welchem Umfang die Zusammenarbeit zwischen den 
Netzbetreibern erfolgen soll und nach welchem Netz-
zugangsmodell der Netzzugang gewährt wird (so aber 
die Begründung zu § 20). Die Festlegung des Netz-
zugangsmodells in seinen Grundzügen ist ohne weite-
res möglich.  

2. In Absatz 2 ist folgender Satz 2 einzufügen: „Die 
Verweigerung kann auch darauf gestützt werden, 
dass die notwendigen Verträge zwischen dem 
Netzbetreiber und den vorgelagerten Netzbetrei-
bern nicht abgeschlossen sind.“  
Die Sätze 2, 3 und 4 werden neue Sätze 3, 4 und 5. 
Diese Verträge bilden die unverzichtbare Grundlage 
für die Dienstleistungen, die der Verteilernetzbetrei-
ber im vertraglichen Verhältnis gegenüber dem Netz-
nutzer nach § 20 Abs. 1 erbringen muss. Kann er die-
se Dienstleistungen nicht verlässlich auf vertraglicher 
Basis beziehen, muss er im Verhältnis zum Netznut-
zer den Einwand der Unmöglichkeit geltend machen 
können.  

§ 21 – Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang  
1. In Absatz 1 ist folgender Satz 2 (neu) einzufügen: 

„Jeder Netzbetreiber ist ausschließlich für die 
Entgeltbestandteile verantwortlich, die auf seine 
Netzebenen entfallen.“ 
Insbesondere beim transaktionsunabhängigen Han-
delspunktkonzept im Strombereich sind in den Netz-
nutzungsentgelten die Entgelte verschiedener Netz-
betreiber enthalten. Satz 2 stellt klar, dass jeder Netz-
betreiber nur für die Entgeltbestandteile in seinem 
Netz die Verantwortung trägt. Gewälzte Entgelte aus 
den vorgelagerten Netzebenen sind für den Netz-
betreiber objektive Umstände, die er nicht beeinflus-
sen kann. 

2. Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: „Die Entgelte 
werden auf der Grundlage der Kosten einer ener-
giewirtschaftlich rationellen Betriebsführung un-
ter Beachtung der Nettosubstanzerhaltung sowie 
einer angemessenen kapitalmarktorientierten Ver-
zinsung des eingesetzten Kapitals gebildet.  
Absätze 3 und 4 sind ersatzlos zu streichen.  

Eine Entgeltbildung auf der Basis einer Nettosub-
stanzerhaltung und einer angemessenen Verzinsung 
des eingesetzten Kapitals unter der Maßgabe einer 
energiewirtschaftlich rationellen Betriebsführung ist 
anerkannte, durch zahlreiche betriebswirtschaftlich 
gestützte Gutachten bekräftigte, gute fachliche Pra-
xis. Die Entgeltfindung auf Kostenbasis ist die not-
wendige Ausgangsbasis für die Ermittlung angemes-
sener Netznutzungsentgelte. Es ist allgemeine An-
sicht, dass die Verpflichtung der Netzeigentümer, 
Dritten die Nutzung ihrer Netze zu gestatten, eine 
ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung darstellt, die 
kompensiert werden muss, um verfassungsrechtlich 
unbedenklich zu sein. Die gesicherte Refinanzierung 
des Netzes ist darüber hinaus unabdingbare Voraus-
setzung für den Erhalt des heutigen Qualitätsstan-
dards der Netze auf mittlere und lange Frist.  
Der Begriff der energiewirtschaftlich rationellen Be-
triebsführung ist ein seit langem eingeführter Fach-

begriff, der den Sorgfaltsmaßstab eines ordentlichen 
Kaufmanns in der Energiewirtschaft beschreibt. Die 
bei energiewirtschaftlich rationeller Betriebsführung 
verursachten Kosten müssen auch weiter uneinge-
schränkt Grundlage der Entgeltbildung sein. Eine 
Nicht-Berücksichtigung von Kosten unter dem Ge-
sichtspunkt von Anreizen für eine kosteneffiziente 
Leistungserbringung ist abzulehnen. 
Was unter „Anreizen für eine kosteneffiziente Lei-
stungserbringung“ zu verstehen ist, lassen Gesetzes-
text und Begründung offen. Diese neu in das Ener-
giewirtschaftsgesetz eingebrachte Terminologie ent-
behrt jeglicher methodischer, betriebswirtschaftlicher 
Grundlage. Zu befürchten ist, dass „Anreize für eine 
kosteneffiziente Leistungserbringung“ eben nicht die 
effiziente Mittelverwendung in den Fokus stellen, 
sondern zu einer Entkopplung der Entgeltbildung von 
den realen Kosten der Netzbetreiber führen sollen.  
Dieses kann im Schluss durch den auf die Netzbetrei-
ber ausgeübten Kostendruck nur eine Verringerung 
der Leistungserbringung, also eine Gefährdung der 
Versorgungsqualität zur Folge haben und verstößt 
somit gegen das Ziel einer sicheren Energieversor-
gung. 
Der Grundsatz der Kostenorientierung soll nach dem 
Entwurf darüber hinaus durch ein weiteres Instrument 
eingeschränkt werden: dem Vergleichsmarktkonzept. 
Einerseits müssen sich die Kosten der energiewirt-
schaftlich rationellen Betriebsführung an denen eines 
effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetrei-
bers messen lassen. Hierzu dient das in Absatz 3 vor-
gesehene Vergleichsverfahren. Danach können Ent-
gelte, Erlöse oder Kosten der Netzbetreiber miteinan-
der verglichen werden. Absatz 4 schreibt die Ver-
wendung der Ergebnisse des Vergleichsverfahrens 
zwingend vor. Wer mit seinen Entgelten, Erlösen 
oder Kosten über dem Durchschnitt liegt, muss die 
Vermutung entkräften, seinen Betrieb nicht energie-
wirtschaftlich rationell zu führen.  
Maßstab des Vergleichsmarktkonzeptes ist die Er-
mittlung des wettbewerbsanalogen Preises. Der Auf-
sicht werden konsequent dabei nur die Entgelte 
selbst, aber gerade nicht die Kosten oder Erlöse un-
terworfen. Soweit auf Kosten und Erlöse abgestellt 
wird, haben gerade die Kartellverfahren gegen RWE 
Net und TEAG gezeigt, dass zwar einzelne Entgelte 
unterschiedlich hoch sein können, aber daraus nicht 
zwingend ein Missbrauch abzuleiten ist.  
Sowohl die angedachte Anreizregulierung als auch 
das Vergleichsmarktkonzept höhlen das in der Ener-
giewirtschaft gebräuchliche und in Verhandlungen 
mit der Industrie vereinbarte Konzept der Nettosub-
stanzerhaltung substanziell aus. Würde der Gesetzge-
ber der Entkernung des Prinzips der bisherigen Ent-
geltbildung zustimmen, so wirkte sich dies in erhebli-
chem negativem Ausmaß unmittelbar auf die Kosten- 
und Erlössituation der Unternehmen aus. Die durch 
einen gesetzgeberischen Eingriff verursachten Erlös-
einbußen würden eine reduzierte Investitionsbereit-
schaft bewirken und damit zu einer Beeinträchtigung 
der Versorgungssicherheit sowie des sicheren und 
zuverlässigen Betriebs der Netze führen.  

3. Als Absatz 3 (neu) ist einzufügen: „Betreiber von 
dezentralen Erzeugungsanlagen erhalten vom 
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Verteilernetzbetreiber, an dessen Netz die Anla-
gen angeschlossen sind, ein nach guter fachlicher 
Praxis ermitteltes Entgelt für eingesparte Netz-
nutzung. Die Einhaltung der guten fachlichen 
Praxis wird vermutet, wenn die Bestimmungen 
der Anlage 6 der Verbändevereinbarung über 
Kriterien zur Bestimmung von Netznutzungsent-
gelten für elektrische Energie und über Prinzipen 
der Netznutzung vom 13. Dezember 2001 (BAnz. 
85b vom 08. Mai 2002) eingehalten werden.“  
Das Entgelt gleicht den strukturell bedingten Nachteil 
dezentraler Erzeugungsanlagen aus, der erst durch die 
Einführung des transaktionsunabhängigen Handels-
punktkonzepts entstanden ist. Um die Energie unab-
hängig von ihrer Erzeugung handeln zu können, wer-
den alle Einspeisungen als zentrale Einspeisung be-
handelt und mit den Netznutzungsentgelten für sämt-
liche Netzebenen bis zur Ausspeisung belastet. Diese 
Verfahrensweise ist die unabdingbare Voraussetzung 
für den Börsenhandel. Die dezentrale Erzeugung 
konnte bis zur Einführung des Handelspunktkonzepts 
durch die VV II ihre höheren Stromgestehungskosten 
durch die geringeren Transportkosten kompensieren 
und war auf diese Weise wettbewerbsfähig. Fiele die 
Zahlung von vermiedenen Netznutzungsentgelten an 
die dezentralen Erzeuger fort, begünstigte dies Kon-
zentrationstendenzen in der Erzeugung noch einmal 
ganz erheblich. Ein Wegfall würde auch das Ziel der 
Bundesregierung, dezentrale, umweltverträgliche Er-
zeugungsstrukturen zu stärken, konterkarieren.  
Die Auskehrung des Entgelts wird ausdrücklich in 
spezialgesetzlichen Regelungen erwähnt, so z.B. in § 
4 Abs. 3 KWK-G 2002  und in § 5 Abs. 2 EEG 2004. 
Im EEG wird ausdrücklich auf die Ermittlung des 
Entgelte nach „guter fachlicher Praxis“, also faktisch 
die Anlage 6 der VV II plus, abgestellt. Diese Bezug-
nahme ist sachgerecht, denn die Regelungen der VV 
II plus stellen einen ausgewogenen und praktikablen 
Branchenkonsens dar, der die Belange aller Beteilig-
ten angemessen berücksichtigt. 

§ 22 – Beschaffung der Energie zur Erbringung von 
Ausgleichsleistungen 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: „Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen haben die Energie zur 
Erbringung von Ausgleichsleistungen nach trans-
parenten, auch in Bezug auf verbundene Unter-
nehmen nichtdiskriminierenden und marktorien-
tierten Verfahren zu beschaffen. Dem Ziel einer 
möglichst preisgünstigen Energieversorgung ist 
bei der Ausgestaltung des Verfahrens zur Beschaf-
fung von Regelenergie, zum Beispiel durch die 
Nutzung untertäglicher Beschaffung, oder zur Be-
schaffung von Ausgleichsenergie besonderes Ge-
wicht beizumessen, sofern hierdurch nicht die 
Verpflichtungen nach §§ 13 und 16 gefährdet 
werden.“  

Die Änderung ist im Wesentlichen eine Folgeände-
rung zu § 3 Nr. 1 (zur Begründung siehe dort). Die 
Forderung nach einer untertägigen Ausschreibung bei 
der Beschaffung von Energie zur Deckung der Verlu-
ste würde nicht nur erheblichen Aufwand bedeuten, 
sondern auch das Preisrisiko vollständig auf den 
Netzbetreiber verlagern, denn im Gegensatz zur Re-
gelenergie wird die Verlustdeckung den Netznutzern 

nicht direkt in Rechnung gestellt. Vielmehr ist sie 
Teil der Netznutzungsentgelte, die aber nicht kurzfri-
stig vom Netzbetreiber angepasst werden könnten, 
um wechselnde Konditionen der Verlustbeschaffung 
zu berücksichtigen. 

§ 24 – Regelungen zu den Netzzugangsbedingungen, 
Entgelten für den Netzzugang sowie zur Erbringung 
und Beschaffung von Ausgleichsleistungen 

1. Satz 1 Nr. 2 ist ersatzlos zu streichen.  

Die Wesentlichkeitsrechtsprechung gebietet, dass die 
grundrechtsrelevanten Fragen im Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes geregelt sein müssen. Der Zu-
gang zu den Energieversorgungsnetzen erfordert 
eine Vielzahl von Verträgen unter Beachtung 
hochkomplexer technischer Fragestellungen, die 
vorab geregelt sein müssen. Netzzugangs- und Ent-
geltverordnungen sind integraler Bestandteil der Re-
gulierung.  

2. Satz 2 ist wie folgt zu ändern: „Durch Rechtsver-
ordnung nach Satz 1 Nr. 1 sind insbesondere  
1.  die Betreiber von Energieversorgungsnetzen 

zu verpflichten, zur Schaffung möglichst ein-
heitlicher Bedingungen bei der Gewährung des 
Netzzugangs in näher zu bestimmender Weise 
zusammenzuarbeiten, 

2.  die Rechte und Pflichte der Beteiligten, insbe-
sondere die Zusammenarbeit und Pflichten 
der Betreiber von Energieversorgungsnetzen 
einschließlich des Austausches der notwendi-
gen Daten und der für den Netzzugang not-
wendigen Informationen, einheitlich festzule-
gen, 

3.  die Art sowie die Ausgestaltung des Netzzu-
gangs und der Beschaffung und Erbringung 
von Ausgleichsleistungen einschließlich der 
hierfür erforderlichen Verträge und Rechts-
verhältnisse und des Verfahrens nach  § 22 
Abs. 2 Satz 2 festzulegen, die Bestimmungen 
der Verträge und die Ausgestaltung der 
Rechtsverhältnisse einheitlich festzulegen so-
wie Regelungen über das Zustandekommen 
und die Beendigung der Verträge und Rechts-
verhältnisse zu treffen, 

4.  Regelungen zu treffen, wie die systembedingte 
Häufung von Haftungs- und Ausfallrisiken an-
gemessen auf alle Beteiligten verteilt wird, 

5.  Regelungen zur Ermittlung der Entgelte für 
den Netzzugang zu treffen, wobei die Methode 
zur Bestimmung der Entgelte so zu gestalten 
ist, dass eine energiewirtschaftlich rationelle 
Betriebsführung gesichert ist und die die Be-
triebs- und Versorgungssicherheit sowie die 
Leistungsfähigkeit der Netze sichernden Inve-
stitionen in die Netze dauerhaft gewährleistet 
sind; dabei sind die besonderen wirtschaftli-
chen Belastungen der Netzbetreiber, die Netze 
für die allgemeine Versorgung betreiben, an-
gemessen zu berücksichtigen, 

6.  Regelungen zur Bestimmung des Entgelts für 
eingesparte Netznutzung gemäß § 21 Abs. 3 zu 
treffen.“ 

Die zentralen Inhalte der Rechtsverordnung werden 
durch das EnWG verbindlich vorgegeben.  
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Zu Nr. 4: Das transaktionsunabhängige Punktmodell 
bringt es mit sich, dass der letzte Netzbetreiber in der 
Kette alle vertraglichen Risiken gegenüber dem Netz-
nutzer vertreten muss. Dies gilt sowohl für die 
Schlecht- und Nichtleistungen auch durch vorgela-
gerte Netzbetreiber als auch für das Ausfallrisiko hin-
sichtlich der Netznutzungsentgelte. Gegenüber den 
vorgelagerten Netzbetreibern kann er den Ausfall oh-
ne ausdrückliche Regelung nicht geltend machen. 
Zu Nr. 5: Die gesicherte Refinanzierung des Netzes 
ist unabdingbare Voraussetzung dafür, dass die Netze 
auch mittel- und langfristig mit hohem Qualitätsstan-
dard betrieben werden können. Die Leistungsfähig-
keit der Netze ist allerdings etwas ganz anderes als 
der sehr ungenaue Begriff der „Funktionsfähigkeit 
der Netze“, der im Regierungsentwurf gebraucht 
wird. Die Versorgungssicherheit und die Versor-
gungszuverlässigkeit müssen die Maxime für die Pla-
nungs- und Investitionsentscheidungen sein. Die 
„Funktionsfähigkeit“ eines Netzes ist kein Qualitäts-
kriterium der Versorgungssicherheit und Versor-
gungszuverlässigkeit. Es handelt sich eher um eine 
Untergrenze dessen, was erforderlich ist, um die 
Kunden zu versorgen. Es ist festzuschreiben, dass un-
ter notwendigen Investitionen die dauerhafte Ge-
währleistung der Leistungsfähigkeit zu verstehen ist 
und die besonderen wirtschaftlichen Belastungen der 
Netzbetreiber, die Netze für die allgemeine Versor-
gung betreiben, Berücksichtigung finden müssen. 

3. Als Satz 3 ist neu einzufügen: „Darüber hinaus 
können durch Rechtsverordnung nach Satz 1 

1.  Regelungen über eine Abweichung von dem 
Grundsatz der Kostenorientierung nach § 21 Abs. 
2 Satz 2 getroffen werden, nach denen bei beste-
hendem oder potenziellem Leitungswettbewerb 
die Entgeltbildung auf der Grundlage eines 
marktorientierten Verfahrens oder eine Preisbil-
dung im Wettbewerb erfolgen kann, 

2.  Regelungen darüber getroffen werden, welche 
netzbezogenen und sonst für ihre Kalkulation er-
forderlichen Daten die Betreiber von Energiever-
sorgungsnetzen erheben und über welchen Zeit-
raum sie diese aufbewahren müssen.“ 

Die Regelungsinhalte von Satz 2 Nr. 5 und 6 des Ent-
wurfs sind von ihrer Bedeutung für den regulierten Netz-
zugang nachrangig und können daher in einer Kann-
Bestimmung aufgenommen werden. Der Verweis auf § 
21 Abs. 2 Satz 2 ist redaktioneller Natur.  
Die Streichung von Nr. 7 ist eine Folgeänderung zum 
Vorschlag zu § 21.  
Auf die Einführung einer Anreizregulierung nach Satz 2 
Nr. 8 des Entwurfs ist zum jetzigen Zeitpunkt zu verzich-
ten. Ziel, Zweck und Bedingungen einer „Anreizregulie-
rung“ unter den rechtlichen und energiewirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen in Deutschland sind zurzeit noch 
völlig ungeklärt. Das Thema wurde auch in Fachkreisen 
noch nicht eingehend diskutiert. Von daher kann eine 
„Anreizregulierung“ keine Grundlage für die Bemessung 
von Netznutzungsentgelten sein, zumal sie in der Regel 
eine Abkehr vom Grundsatz der Kostenorientierung zur 
Folge hat. Dadurch entsteht die Gefahr, dass auch bei ra-
tioneller Betriebsweise die Eigenkapitalverzinsung nicht 
mehr gegeben ist, was mittelfristig die Versorgungsquali-
tät nachhaltig gefährdet. 

§ 30 – Missbräuchliches Verhalten eines Netzbetrei-
bers 

Absatz 1 ist wie folgt zu ändern: „Betreibern von 
Energieversorgungsnetzen ist ein Missbrauch ihrer 
Marktstellung verboten. Ein Missbrauch liegt insbe-
sondere vor, wenn ein Betreiber von Energieversor-
gungsnetzen Bestimmungen der Abschnitte 2 und 3 
oder der auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen 
Rechtsverordnungen nicht einhält.“  
In Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 bis 6 werden die Regelbeispiele 
der kartellrechtlichen Missbrauchstatbestände der §§ 19, 
20 GWB auf den regulierten Netzbetrieb übertragen. Ab-
satz 2 gibt der Regulierungsbehörde umfassende Befu-
gnisse, missbräuchliches Verhalten bei Netzanschluss 
und Netznutzung zu unterbinden. Für die Übernahme der 
kartellrechtlichen Regelbeispiele besteht daher keinerlei 
Bedürfnis. Es leidet die Verständlichkeit des Gesetzes-
textes und damit die Rechtssicherheit.  
§ 31 – Besondere Missbrauchsverfahren der Regulie-

rungsbehörde 
Absatz 4 Satz 2 ist ersatzlos zu streichen.  
Die Regulierungsbehörde kann nach Absatz 4 Satz 2 in 
Fällen, in denen sich das Verfahren in der Hauptsache er-
ledigt hat, die Kosten der Beweisaufnahme den Beteilig-
ten nach billigem Ermessen auferlegen. Dies wider-
spricht den Regelungen in § 91 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 und 
Abs. 6 Nr. 2. Danach ist die Beweiserhebung in Verfah-
ren nach § 31 eine gebührenpflichtige Handlung. Die 
Gebühr soll so bemessen sein, dass sie die Kosten, die 
mit der Amtshandlung verbunden sind, abdeckt. Als Ge-
bührenschuldner kommen einmal das betroffene Unter-
nehmen oder derjenige in Betracht, der durch seinen An-
trag die Tätigkeit der Regulierungsbehörde veranlasst 
hat. Dem betroffenen Netzbetreiber dürfen die Kosten 
aber erst dann auferlegt werden, wenn gegen ihn auch 
tatsächlich eine Verfügung der Regulierungsbehörde 
ergangen ist. Bis zum Abschluss des Verfahrens durch 
Verwaltungsakt ist allein der Antragsteller im Sinne des 
§ 31 Abs. 1 möglicher Kostenschuldner. Für eine Vertei-
lung nach billigem Ermessen bleibt daher kein Raum.  
§ 32 – Unterlassungsanspruch, Schadensersatzpflicht 
1. Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu ändern: „Der An-

spruch besteht bereits dann, wenn eine Zuwider-
handlung konkret droht.“  
Die Begrenzung des vorbeugenden Unterlassungsan-
spruchs auf unmittelbar bevorstehende Verletzungs-
handlungen ist erforderlich, um den Netzbetreibern 
die Abwicklung unabhängig von Rechtsstreitigkeiten 
des Massengeschäfts zu ermöglichen. Der An-
spruchssteller muss daher verpflichtet werden, die 
Tatsachen für die konkrete, unmittelbar bevorstehen-
de Verletzung in seinen Rechten im vorläufigen 
Rechtsschutzverfahren glaubhaft zu machen.  

2. In Absatz 2 Nr. 1 ist das Semikolon am Ende 
durch einen Punkt zu ersetzen und Nummer 2 zu 
streichen. § 34 ist zu streichen.  
Der VKU folgt dem Vorschlag des Bundesrates, das 
Klage- und Vorteilsabschöpfungsrecht zu streichen. 
Zur Begründung wird auf die Stellungnahme des 
Bundesrates verwiesen.  

3. Absatz 3 Satz 2 ist ersatzlos zu streichen.  
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Die Verpflichtung, Geldschulden schon ab Eintritt 
des Schadens zu verzinsen, belastet die Liquidität der 
Netzbetreiber unerträglich zugunsten der Interessen 
Einzelner. Die Verzinsungspflicht soll ein Ausgleich 
für eine Entwertung des Schadensersatzanspruchs 
durch die längere Dauer eines Ermittlungsverfahrens 
sein und gleichzeitig Abschreckungscharakter haben. 
Der Netzbetreiber kann zum Zeitpunkt der Klageer-
hebung noch nicht zuverlässig abschätzen, ob ein 
Schadensersatzanspruch dem Grunde nach gegeben 
ist. Völlig offen ist darüber hinaus, wann beim Kläger 
der Schaden eingetreten sein soll. Als ordentlicher 
Kaufmann müsste der Netzbetreiber Rückstellungen 
bilden, die er nicht einmal ungefähr abschätzen kann 
und die vorsorglich höher angesetzt werden müssen. 
Auf diese Weise wird Kapital gebunden, das nicht für 
erforderliche Investitionen zur Verfügung steht. Um 
dieses Problem gering zu halten, könnte ein betroffe-
ner Netzbetreiber sich gezwungen sehen, ein Verfah-
ren durch Zugeständnisse abzukürzen und auf 
Rechtsmittel zu verzichten. Es werden in verfas-
sungsrechtlich bedenklicher Weise ökonomische An-
reize gesetzt, rechtsstaatliche Garantien nicht wahr-
zunehmen. Es muss daher bei dem allgemeinen 
Grundsatz bleiben, dass begründete und zuerkannte 
Schadensersatzansprüche erst ab dem Zeitpunkt der 
Rechtshängigkeit zu verzinsen sind.  

4. Absatz 4 ist ersatzlos zu streichen.  
Die Entfaltung einer Tatbestandswirkung für sämtli-
che Schadensersatzklagen führt dazu, dass sich kein 
Netzbetreiber unter Wahrung der Interessen seiner 
Anteilseigner erlauben kann, gegen ein Missbrauchs-
verfahren vor der Regulierungsbehörde nicht alle 
Rechtsmittel auszuschöpfen. Dadurch wird er aber in 
einen Zielkonflikt mit der Verzinsungspflicht nach 
Absatz 3 gebracht. Für den Netzbetreiber wird das 
Kostenrisiko im Falle des Unterliegens vollends un-
beherrschbar.  

Durch die Einführung einer Tatbestandswirkung der 
regulatorischen Verfügung bzw. der darauf basieren-
den rechtskräftigen Urteile wird auch der allgemeine 
Verfahrensgrundsatz untergraben, dass Urteile immer 
nur inter partes, also zwischen den Parteien, gelten 
und allenfalls Indizwirkung in Parallelprozessen ha-
ben können. Im Verwaltungsverfahren trägt allein die 
Regulierungsbehörde das volle Kostenrisiko (das sie 
im Übrigen über die Beiträge der Netzbetreiber nach 
§ 92 finanziert). Jeder Betroffene, der einen Scha-
densersatzanspruch nach § 32 Abs. 3 einklagt, muss 
in seinem Prozess nur noch schadensbegründende 
Kausalität und Schadenshöhe nachweisen. § 65 Abs. 
3 eröffnet dem Kläger die Möglichkeit, das Prozessri-
siko hierauf zu begrenzen, indem er bei der Regulie-
rungsbehörde um einen feststellenden Verwaltungs-
akt nachfragt, sollte gegen den Netzbetreiber noch 
kein behördliches Verfahren erfolgt sein. Die Vertei-
digungsmöglichkeiten des Netzbetreibers sind im 
Schadensersatzprozess dann auf das Bestreiten von 
haftungsausfüllender Kausalität und Schadenshöhe 
beschränkt. 

§ 35 – Monitoring 

Absatz 1 ist wie folgt anzupassen: „Die Regulierungs-
behörde für Elektrizität, Gas, Telekommunikation 

und Post führt zur Herstellung von Markttranspa-
renz ein Monitoring durch über 1. (…)“ 
Das Monitoring wird durch Art. 23 der Elektrizitätsricht-
linie bzw. Art. 25 Gasrichtlinie gefordert und praktischer 
Weise durch eine zentrale Bundesbehörde durchgeführt. 
Die ausdrückliche Aufgabenzuweisung wird wegen der 
geänderten Zuständigkeitsverteilung nach § 54 erforder-
lich (s. dort).  
§ 36 – Grundversorgungspflicht 
1. Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu ergänzen: „Ener-

gieversorgungsunternehmen haben für Netzgebie-
te der allgemeinen Versorgung, in denen sie …“ 
Nach der Begründung zu § 36 bedeutet Grundversor-
gung die Belieferung von Haushaltskunden mit Ener-
gie über Energieversorgungsnetze der allgemeinen 
Versorgung. Diese sind in § 3 Nr. 17 definiert. Dem-
entsprechend muss dieser Bezug in § 36 Abs. 1 – 
auch in § 36 Abs. 2 S. 1 – zum Ausdruck kommen.  

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert. Die Sätze 2 und 
3 werden gestrichen und durch die nachfolgenden 
Sätze 2 bis 6 ersetzt: „Der Grundversorger nach 
Satz 1 wird alle drei Jahre jeweils zum 01. Juli, 
erstmals zum 01. Juli 2006 für die nächsten drei 
Kalenderjahre, erstmals für die Jahre 2007 bis 
2009, durch die Gemeinde festgestellt, mit der für 
das Netzgebiet der allgemeinen Versorgung ein 
Wegenutzungsvertrag nach § 46 Abs. 2 besteht. 
Zur Feststellung nach Satz 2 haben alle Energie-
versorgungsunternehmen, die in dem Netzgebiet 
der allgemeinen Versorgung Haushaltskunden be-
liefern, der Gemeinde die Gesamtzahl der von ih-
nen versorgten Haushaltskunden alle drei Jahre 
jeweils zum 01. Juni, erstmals zum 01. Juni 2006, 
schriftlich mitzuteilen. Die Gemeinde darf die ihr 
mitgeteilten Kundenzahlen nur für Zwecke der 
Feststellung des Grundversorgers verwenden und 
nicht an Dritte herausgeben. Die Gemeinde hat die 
Feststellung des Grundversorgers im Internet zu 
veröffentlichen und der nach Landesrecht zustän-
digen Behörde schriftlich mitzuteilen. Einwände 
von Energieversorgungsunternehmen gegen die 
Feststellung des Grundversorgers sind bei der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde bis zum 
31. Oktober des Jahres der Feststellung schriftlich 
einzureichen.“ 
Der bisherige Satz 3 wird mit folgendem Wortlaut 
Satz 7 (neu): „Stellt der Grundversorger nach Satz 1 
seine Geschäftstätigkeit ein, so gelten die Sätze 2 bis 
6 entsprechend.  
Das nach § 36 Absatz 2 des Entwurfs vorgesehene 
Verfahren zur Feststellung des pflichtigen Grundver-
sorgers unterliegt erheblichen rechtlichen Bedenken. 
Die Benennung eines Grundversorgers zur Gewähr-
leistung der Grundversorgung hat nämlich – sofern 
die Mitgliedsstaaten von dieser Option Gebrauch ma-
chen – nach Art. 3 Abs. 3 S. 2 der Elektrizitätsrichtli-
nie bzw. Art. 3 Abs. 3 S. 3 der Gasrichtlinie durch 
den Mitgliedsstaat zu erfolgen. Dieser europarechtli-
chen Vorgabe trägt lediglich die Übergangsregelung 
des § 118 Abs. 3 Rechnung, da insoweit die Benen-
nung des Grundversorgers für den Übergangszeit-
raum bis 2006 durch den Mitgliedsstaat als Gesetz-
geber erfolgt. Das nach § 36 Abs. 2 vorgesehene, ab 
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dem 01. Juli 2006 anzuwendende Verfahren der Fest-
stellung durch die Betreiber der Energieversorgungs-
netze der allgemeinen Versorgung verstößt gegen die 
vorgenannten Richtlinienvorgaben, da diese eine De-
legation des Verfahrens zur Benennung des Grund-
versorger von den Mitgliedstaaten auf (nicht staatli-
che) Verteilernetzbetreiber nicht zulassen. Vielmehr 
ist die Benennung des Grundversorgers eine unmit-
telbare eigene Aufgabe des Mitgliedstaates, die nur er 
selbst oder durch die hierfür von ihm benannten staat-
lichen Organisationsformen (Länder oder Gemein-
den) wahrnehmen kann. Die Grundversorgung ist ein 
wesentlicher Teil der durch die Gemeinde zu gewähr-
leistenden Daseinsvorsorge für ihre Einwohner. Des-
halb muss allein den Gemeinden auch die Entschei-
dungshoheit über die Feststellung des Grundversor-
gers vorbehalten bleiben. Dem trägt nunmehr der neu 
formulierte Satz 2 in § 36 Abs. 2 ausdrücklich Rech-
nung.  
Das im Entwurf vorgesehene Verfahren zur Feststel-
lung des Energieversorgungsunternehmens, das die 
meisten Haushaltskunden beliefert, ist ebenfalls noch 
nicht hinreichend durchdacht bzw. zu unbestimmt. So 
ist nicht geregelt, ob und in welcher Form Energie-
versorgungsunternehmen, die Haushaltskunden belie-
fern, die notwendigen Daten zur Feststellung des 
Grundversorgers mitzuteilen haben und wie diese Da-
ten zu behandeln sind. Nicht geregelt ist fernerhin, 
wer Einwände gegen die Feststellungen des Netz-
betreibers bei der zuständigen Landesbehörde erhe-
ben kann. Die insoweit aus Gründen der Rechtsklar-
heit und –sicherheit notwendigen Regelungen sind 
nunmehr in den neu formulierten Sätzen 3 bis 6 ent-
halten. Für die Entscheidung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde über Einwände von Energiever-
sorgungsunternehmen gegen die Feststellung des 
Grundversorgers durch die Gemeinde gilt § 55 Abs. 2 
entsprechend. Dies muss in § 36 Abs. 2 nicht näher 
bestimmt werden.  

§ 37 – Ausnahmen von der Grundversorgungspflicht 
In Absatz 2 sind in Satz 1 das Wort „Energiemenge“ 
zu streichen und durch  „Elektrizitätsmenge“ zu er-
setzen und in Satz 2 die Worte „Niederspannungs- 
oder Niederdruckleitungsnetz“ zu streichen und 
durch „Niederspannungsleitungsnetz“ zu ersetzen.   
Absatz 2 regelt die näheren Voraussetzungen einer für 
Energieversorgungsunternehmen zumutbaren Reserve-
versorgung von (Haushalts-) Kunden, die Eigenanlagen 
betreiben. Eigenanlagen sind nach § 3 Nr. 13 Anlagen 
zur Erzeugung von Elektrizität zur Deckung des Eigen-
bedarfs, die nicht von Energieversorgungsunternehmen 
betrieben werden. Folgerichtig kann daher eine Reserve-
versorgung nur mit Elektrizität, nicht hingegen mit Gas 
erfolgen. Dies ist in Absatz 2 klarzustellen.  
§ 38 – Ersatzversorgung mit Energie 
1. In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „in Niederspan-

nung oder Niederdruck“ ersatzlos zu streichen.  
Die Ersatzbelieferung betrifft nach dem Entwurf aus-
schließlich die Versorgung in Niederspannung und 
Niederdruck. Die Vorschrift lässt mithin offen, wie 
Energielieferungen in gleich gelagerten Sachverhal-
ten in den anderen Spannungs- und Druckstufen, vor 
allem im für industrielle und gewerbliche Abnehmer 

relevanten Mittelspannungs- und Mitteldrucknetz, 
abgewickelt werden sollen. Da eine Buchung als 
Netzverlust offensichtlich nicht gewollt sein kann, 
muss die Regelung in Absatz 1 entsprechend ausge-
weitet werden.  

2. Absatz 1 Satz 3 ist ersatzlos zu streichen.  
Nach Absatz 2 Satz 2 ist der zur Ersatzversorgung 
gesetzlich verpflichtete Grundversorger berechtigt, 
für die Ersatzversorgung gesonderte allgemeine Prei-
se zu veröffentlichen und für die Ersatzversorgung in 
Rechnung zu stellen. Allerdings dürfen die Preise der 
Ersatzversorgung von Haushaltskunden die Preise der 
Grundversorgung nicht übersteigen. Diese Regelung 
berücksichtigt nicht den Grundsatz der kostenverur-
sachungsgerechten Preisbildung, dem gerade bei der 
Ersatzversorgung besondere Bedeutung zukommt.  
Die Ersatzversorgung ist energiewirtschaftlich nicht 
langfristig planbar. Der zur Ersatzbelieferung ver-
pflichtete Grundversorger weiß nämlich nicht bzw. 
kann gar nicht wissen, welche Letztverbraucher wann 
mit welchen Energiemengen für welchen Lieferzeit-
raum in der Ersatzversorgung von ihm beliefert wer-
den. Daher muss er zur Erfüllung dieser Ersatzver-
sorgungsaufgabe jederzeit und vor allem kurzfristig 
Energiemengen unterschiedlicher Größenordnungen 
für eine von vornherein nicht bestimmbare Anzahl 
von Ersatzversorgungskunden am Energiemarkt be-
schaffen können und zwar zu den Kosten, die zu die-
sem Zeitpunkt marktüblich sind. Dementsprechend 
muss der Grundversorger berechtigt sein, die hier-
durch entstehenden Kosten über die Preise an die er-
satzversorgten Letztverbraucher weiterzugeben. An-
derenfalls würde eine sachlich nicht zu rechtfertigen-
de Differenzierung zwischen Haushalts- und Nicht-
haushaltskunden eintreten, die zu einer Quersubven-
tionierung der Ersatzversorgungspreise für Haus-
haltskunden führen würde.  

3. In Absatz 1 sollte folgender Satz 3 (neu) eingefügt 
werden: „Tritt die Ersatzversorgung durch die 
Kündigung eines Bilanzkreisvertrags durch einen 
Übertragungsnetzbetreiber ein, so hat der Über-
tragungsnetzbetreiber die hiervon betroffenen 
Verteilernetzbetreiber und Grundversorger späte-
stens zwei Börsentage vor Eintritt der Ersatzver-
sorgung zu unterrichten. Börsentag im Sinne die-
ser Regelung ist jeder Werktag, an dem an der 
Strombörse EEX, Leipzig, mit Energie gehandelt 
werden kann.“ 
Eine Ersatzversorgung bedeutet dann ein großes Ri-
siko, wenn kurzzeitig viele Kunden davon betroffen 
sind. Dies ist typischerweise bei der Kündigung von 
Bilanzkreisverträgen durch den Übertragungsnetz-
betreiber der Fall. Die Vorlauffrist ist erforderlich, 
damit der Ersatzversorger in einem liquiden Groß-
handelsmarkt Energie für die Ersatzversorgung be-
schaffen kann. Andernfalls müsste er unter Umstän-
den extrem hohe Einkaufspreise hinnehmen, die er 
letztlich an die ersatzversorgten Kunden nicht weiter-
geben könnte, oder er würde gegen die Verpflichtung 
zur Deckung seiner Bilanz verstoßen, was im Ex-
tremfall durch die Kündigung seines eigenen Bilanz-
kreisvertrags durch den Übertragungsnetzbetreiber 
eine Gefährdung seiner wirtschaftlichen Existenz 
auslösen würde.  
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4. In § 38 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „spätestens 
aber drei Monate nach Beginn der Ersatzversor-
gung“ ersatzlos zu streichen. 
§ 38 Abs. 2 Satz 1 sieht eine Befristung der Ersatz-
versorgung auf längstens drei Monate vor, da nach 
der Begründung zu § 38 das Ersatzversorgungsver-
hältnis angesichts seines Übergangscharakters zeit-
lich begrenzt sein soll. Ungeregelt bleibt jedoch hier-
nach die Sach- und Rechtslage im Hinblick auf Ener-
gielieferungen, die nach Ablauf der befristeten Er-
satzbelieferung bezogen werden, ohne dass zwi-
schenzeitlich ein Versorgungsvertrag abgeschlossen 
worden ist. Der Gesetzgeber geht diesbezüglich of-
fensichtlich davon aus, dass der ersatzversorgte Kun-
de innerhalb dieser Frist einen neuen Lieferanten ge-
sucht, gefunden und mit diesem auch einen Energie-
liefervertrag abgeschlossen hat. Dass dies nicht un-
bedingt der Praxis entspricht, zeigt die bisherige 
Rechtsprechung zu Energielieferungen im vertragslo-
sen Zustand mehr als deutlich. 
Sollte jedoch die Ersatzversorgung spätestens nach 
drei Monaten enden, ohne dass sich der ersatzver-
sorgte Kunde zwischenzeitlich um einen neuen Liefe-
ranten bemüht hat oder er keinen gefunden hat, wäre 
der Grundversorger gehalten, beim zuständigen 
Netzbetreiber der allgemeinen Versorgung die Sper-
rung der bis dahin ersatzversorgten Abnahmestelle zu 
beantragen, um ein ansonsten gesetzlich ungeklärtes 
Liefer- und Zahlungsrisiko zu vermeiden. Um diese 
für den Kunden negative Rechtsfolge zu vermeiden, 
ist es daher notwendig, gesetzlich zu bestimmen, dass 
die Ersatzversorgung unbefristet ist und erst dann en-
det, wenn der Kunde aufgrund eines neuen Energie-
lieferungsvertrags beliefert wird. 

§ 40 – Besondere Missbrauchsaufsicht der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde 
1. In Absatz 1 Satz 1 ist der Verweis auf § 39 Abs. 1 

zu streichen.  
Die Allgemeinen Preise, die der Missbrauchsaufsicht 
unterliegen, gibt es nur für die Lieferungen mit Elek-
trizität im Rahmen der Grundversorgung und der Er-
satzversorgung. § 39 Abs. 1 ist eine Ermächtigungs-
grundlage für den Erlass einer Rechtsverordnung, be-
schreibt aber kein eigenständiges Lieferverhältnis.  

2. Absatz 2 Satz 1 ist ersatzlos zu streichen.  
Die dem Kartellrecht entlehnten Regelbeispiele sind 
überflüssig, weil der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde weitgehende Kompetenzen zur Durchset-
zung eingeräumt werden. Insbesondere die Beweis-
lastumkehr nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 ist verfehlt. 
Sie nimmt die alte Rechtslage des § 103 Abs. 5 Nr. 2 
GWB a. F. auf. Die strengere Missbrauchsaufsicht 
über die Energieversorgungsunternehmen hatte ihre 
Berechtigung allein in dem Umstand, dass geschlos-
sene Versorgungsgebiete als Ausnahme zum Kartell-
verbot gesetzlich toleriert wurden. Seit dem Wegfall 
der Versorgungsmonopole und der Öffnung des Ver-
triebs für den Wettbewerb ist eine strengere Haftung 
des Grund- und Ersatzversorgers gegenüber sonstigen 
Lieferanten sachlich nicht zu rechtfertigen.  

3. Absatz 3 ist ersatzlos zu streichen.  
Das richtige Bemühen in Absatz 2 Satz 2, eine Dop-
pelprüfung von Netznutzungsentgelten und Allge-

meinen Preisen zu vermeiden, wird nicht erreicht, 
wenn die parallele kartellrechtliche Kontrolle beste-
hen bleibt. Da die Befugnisse der Regulierungsbe-
hörden auch nach der Begründung zu § 40 weiter ge-
hen als die der Kartellbehörde, ergibt sich kein zu-
sätzlicher Nutzen, bringt aber erhebliche rechtliche 
Unsicherheiten mit sich.  

§ 42 – Stromkennzeichnung, Transparenz der Strom-
rechnungen  
1. Absatz 2 ist ersatzlos zu streichen.  

Die Verpflichtung, die Informationen zu Energieträ-
germix und Umweltauswirkungen mit den entspre-
chenden Durchschnittswerten der Stromerzeugung zu 
ergänzen, geht über die von der Elektrizitätsrichtlinie 
gestellten Anforderungen hinaus. Die zusätzlichen In-
formationen überladen die Stromrechnung und sind 
allenfalls ein Beitrag zur Intransparenz der Strom-
rechnung. Damit wird das angestrebte Ziel der ver-
besserten Verbraucherinformation nicht erreicht. Zu-
dem würde die Rechnung einen Umfang annehmen, 
der sich kostentreibend auswirkt.  

2. Absatz 3 ist ersatzlos zu streichen.  
Wenn ein Anbieter seine Produktpalette diversifiziert, 
ist das aus Sicht des Wettbewerbs begrüßenswert. Die 
Forderung, für jedes dieser Produkte umfassende In-
formationen im Sinne des Absatzes 1 vorzuhalten, ist 
nicht praxistauglich. Klare und einfach verständliche 
Informationen werden kaum zu formulieren sein. 
Auch möchte kein Kunde sich durch einen Daten-
dschungel kämpfen müssen, wenn er vor die Wahl 
gestellt wird, welches der Produkte am besten zu ihm 
passt. Die Anbieter werden die Diversifizierung ihrer 
Produkte zurückfahren, was unter wettbewerbspoliti-
schen Gründen wiederum nicht wünschenswert ist.  

3. Absatz 6 ist zu streichen.  
Die getrennte Ausweisung von Netzzugangsentgelten 
auf der Rechnung an Letztverbraucher entspricht 
nicht den EU-Vorgaben und verursacht unangemes-
sen hohen Abrechnungsaufwand.  

§ 54 – Allgemeine Zuständigkeit 
1. § 54 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: „Regulie-

rungsbehörde im Sinne des Gesetzes sind die Re-
gulierungsbehörde für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation und Post und die Regulierungs-
behörden der Länder. Die Zuständigkeit der Re-
gulierungsbehörden der Länder richtet sich nach 
Landesrecht.“ 
Die Aufteilung der Behördenzuständigkeiten in der 
Energieregulierung zwischen Bundes- und Landesbe-
hörden stellt einen Ausgleich dar, der die Notwen-
digkeit einer Zentralisierung einzelner Verwaltungs-
aufgaben aufnimmt und dem föderalen Aufbau der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht. Satz 1 stellt 
diesen Grundsatz einer föderalen Regulierung auf. 
Eine solche föderale Regulierung hat sich insbeson-
dere im allgemeinen Kartellrecht bei der Zuständig-
keitsverteilung zwischen dem Bundeskartellamt und 
den Landeskartellbehörden bewährt. Sie entspricht 
auch der dezentralen Netzstruktur in Deutschland und 
ist Voraussetzung für einen möglichst schlanken und 
effizienten Aufbau der Regulierungsorganisation. Bei 
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den Bundesländern ist die notwendige fachliche 
Kompetenz bereits vorhanden. 

2. Als neuer Absatz 2 ist einzufügen: „Die Regulie-
rungsbehörden der Länder sind zuständig, soweit 
nicht dieses Gesetz die Zuständigkeit der Regulie-
rungsbehörde für Elektrizität, Gas, Telekommu-
nikation und Post zuweist.“ 
Dieser Grundsatz der Zuständigkeitsverteilung ent-
spricht dem Leitbild einer staatlichen Aufgabenwahr-
nehmung durch die Länder (Art. 30, 83 GG). Zu-
gleich wirkt dieser Absatz als Auffangklausel, die 
vermeidet, dass Aufgaben ohne Zuständigkeitszuwei-
sung verbleiben. Zuständigkeiten der Regulierungs-
behörden der Länder bestehen demnach insbesondere 
für die Entflechtung (§§ 6 – 10) und die Regulierung 
des Netzbetriebs, insbesondere die §§ 20 – 28, soweit 
die Verteilernetze für Elektrizität und Gas betroffen 
sind. 

3. Als neuer Absatz 3 ist einzufügen: „Die Regulie-
rungsbehörde für Elektrizität, Gas, Telekommu-
nikation und Post ist zuständig für die Durchfüh-
rung der §§ 6 – 29 hinsichtlich der Übertragungs-
netze, der Fernleitungsnetze nebst LNG-Anlagen 
und sonstigen Anlagen, die der Fernleitung dienen 
und für die Fernleitung erforderlich sind, und der 
vorgelagerten Rohrleitungsnetze.“ 
Übertragungsnetze und Fernleitungsnetze sind typi-
scherweise länderübergreifend. Dies rechtfertigt eine 
zentrale Regulierung der Entflechtung und des Netz-
betriebs. Dies entspricht auch der Zuständigkeitsver-
teilung zwischen Bundeskartellamt und den Landes-
kartellbehörden im allgemeinen Kartellrecht. 

4. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.  
Die Änderung ist Folge der Einfügung der Absätze 2 
und 3. 

§ 56 – Tätigwerden der Regulierungsbehörde beim 
Vollzug des europäischen Rechts 
In der Überschrift und in den Sätzen 1 und 2 sind 
hinter dem Wort „Regulierungsbehörde“ jeweils die 
Worte „für Elektrizität, Gas, Telekommunikation 
und Post“ einzufügen. 
Die Änderungen sind Folge der Änderung in § 54 und 
weisen der Regulierungsbehörde für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation und Post die Zuständigkeit im Rah-
men des Tätigwerdens beim Vollzug des europäischen 
Rechts zu.  
§ 57 – Zusammenarbeit mit Regulierungsbehörden 
anderer Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Kommission  
Hinter dem Wort „Regulierungsbehörde“ in Abs. 1 
sind die Worte für „Elek-trizität, Gas, Telekommuni-
kation und Post“ einzufügen. 
Die Änderung ist Folge der Änderung von § 54 und weist 
die Zuständigkeit für das Tätigwerden auf europäischer 
Ebene der Regulierungsbehörde für Elektrizität, Gas, Te-
lekommunikation und Post zu. 
§ 58 – Zusammenarbeit mit den Kartellbehörden  
1. Absatz 3 ist wie folgt zu ändern: „Regulierungs-

behörden und die nach dem Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen zuständigen Kartellbe-

hörden wirken auf eine einheitliche und den Zu-
sammenhang mit dem Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkung wahrende Auslegung dieses 
Gesetzes hin.“ 
Die Änderung ist eine Folgeänderung zu § 54.  

2. Absatz 4 Satz 1 ist wie folgt zu formulieren und 
ein neuer Satz 2 einzufügen: „Regulierungsbehör-
de und Kartellbehörde können Informationen 
austauschen, soweit dies zur Erfüllung ihrer je-
weiligen Aufgaben erforderlich ist. Vertrauliche 
Angaben, einschließlich Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse, dürfen nur mit Zustimmung des Un-
ternehmens übermittelt werden, das diese Anga-
ben vorgelegt hat.“  
Der Austausch sensibler Daten zwischen den interna-
tionalen Energieregulierungsbehörden ist gemäß § 57 
an strenge Kautelen gebunden. Vertrauliche Angaben 
dürfen sogar nur mit Zustimmung des betroffenen 
Unternehmens weiter gegeben werden. Es ist kein 
sachlicher Grund ersichtlich, weshalb die Anforde-
rungen an den Datenschutz geringer sein sollten, 
wenn ausschließlich nationale Behörden beteiligt 
sind. Die Regelung in § 58 Abs. 4 S. 1 wird den An-
forderungen, die das BVerfG im Volkszählungs-
Urteil an die Wahrung des Grundrechts auf informa-
tionelle Selbstbestimmung aufgestellt hat, nicht ge-
recht.  
Insgesamt dürfte sich die Unsicherheit über den 
Verbleib vertraulicher Daten negativ auf die Bereit-
schaft von Unternehmen auswirken, freiwillig Daten 
herauszugeben. So bietet § 71 Schutz nur in einem 
konkreten Verfahren.  

§ 69 – Auskunftsverlangen, Betretungsrecht 

Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: „Gegenüber 
Wirtschafts- und Berufsvereinigungen der Energie-
wirtschaft gilt Satz 1 Nr. 1 und 3 entsprechend nur 
hinsichtlich deren Satzungen und Beschlüsse sowie 
Anzahl und Namen der Mitglieder, für die die Be-
schlüsse bestimmt sind.“  

Der Vorschlag entspricht dem geltenden Wortlaut des § 
59 Abs. 1 Nr. 3 GWB. Die Erstreckung auch auf die Tä-
tigkeiten von Berufsverbänden eröffnet der Regulie-
rungsbehörde den vollständigen Zugriff auf die gesamte 
Verbandstätigkeit. Die Mitglieder könnten keinerlei An-
fragen mehr an ihren Verband richten, ohne fürchten zu 
müssen, dass Informationen oder Teile von Informatio-
nen aus dem Zusammenhang gerissen und in anderen 
Verfahren gegen sie verwandt werden könnten. Gerade 
durch den hohen Grad an Aufsichts- und Sanktionsin-
strumenten gibt es keine unverdächtigen Daten mehr.  

Die Unterwerfung der Wirtschaftsverbände unter den 
Zugriff der Regulierungsbehörde ist nur unter strenger 
Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zulässig, 
da sie dem persönlichen Anwendungsbereich des EnWG 
nicht unterliegen. 

Rechtsberatung als satzungsgemäße Aufgabe der Ver-
bände wird im neuen Rechtsrahmen eine ganz zentrale 
Rolle einnehmen. Die Unternehmen vertrauen ihre Fra-
gen den Verbänden in einer vergleichbaren Weise an wie 
Rechtsanwälten. Die Verbände sind ebenso zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Die bisherige Regelung in § 
59 Abs. 1 Nr. 3 GWB stellt einen sachgerechten Kom-
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promiss zwischen den Informationsinteressen der Auf-
sichtsbehörden und dem Rechtsgedanken des § 383 Abs. 
1 Nr. 6 ZPO dar. Hieran ist festzuhalten. 
§ 92 – Beitrag 
§ 92 ist ersatzlos zu streichen.  
Bei der nach § 92 vorgesehenen Finanzierung der Kosten 
der Regulierungsbehörde handelt es sich um eine verfas-
sungsrechtlich unzulässige Finanzierungssonderabgabe. 
Es fehlt an einer nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts notwendigen sachgerechten 
Verknüpfung zwischen Belastungen und Begünstigun-
gen. Von der danach erforderlichen „Gruppennützigkeit“ 
der Verwendung des Sonderabgabenaufkommens kann 
keine Rede sein. Der Verweis in der Begründung darauf, 
dass die Beitragsfinanzierung in anderen Branchen üblich 
sei, ist kein tragfähiges juristisches Argument und ver-
mag die verfassungsrechtlichen Einwände nicht zu ent-
kräften.   
Eine Behörde, deren Tätigkeit keiner haushaltsmäßigen 
Kontrolle unterliegt, wird den aus ihrer Sicht notwendi-
gen Regulierungsbedarf und den hierfür erforderlichen 
personellen und sachlichen Aufwand weit interpretieren. 
Die Gefahr der Selbstbedienung liegt insbesondere im 
Hinblick auf die Subdelegationsoption auf die Regulie-
rungsbehörde nach § 92 Abs. 3 nahe. Im Ergebnis läuft 
dies mittelfristig darauf hinaus, dass der Netzbetrieb 
weitgehend planwirtschaftlichen Grundsätzen mit den 
sich daraus bekanntermaßen ergebenden Konsequenzen 
unterworfen werden wird. 
§ 94 – Zwangsgeld 
Satz 2 ist wie folgt zu ändern: „Die Höhe des Zwangs-
gelds beträgt mindestens tausend Euro und höchstens 
fünfundzwanzigtausend Euro.“  
Das Zwangsgeld darf nach der allgemeinen Vorschrift 
des § 888 ZPO € 25.000 nicht überschreiten. Dieser Wert 
wird durch die Anordnung in § 94 um das 400-fache 
überschritten. Auch das nach dem Urheberrechtswahr-
nehmungsgesetz (WahrnG) maximal mögliche Zwangs-
geld von € 100.000 beträgt gerade einmal 1 % dessen, 
was nach § 94 verhängt werden kann. Dieser Betrag steht 
außerhalb jeglicher Verhältnismäßigkeit und ist damit 
rechtsstaatswidrig.  
§ 95 – Bußgeldvorschriften 
Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu ändern: „Die Ord-
nungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 3 Buchstabe b), Nr. 4 und 5 Buchstabe b) mit ei-
ner Geldbuße bis zu fünfhunderttausend  Euro, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 Buchstabe a) mit ei-
ner Geldbuße bis zehntausend Euro und in den übri-
gen Fällen mit einer Geldbuße bis zu einhunderttau-
send Euro geahndet. Die Geldbuße soll den wirt-
schaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ord-
nungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reichen 
die in Satz 1 genannten Beträge hierfür nicht aus, so 
können sie überschritten werden.“  
Der Vorschlag beruht auf den Formulierungen in § 149 
Abs. 2 TKG und der allgemeinen Vorschrift in § 17 Abs. 
4 OWiG. Die Vorschrift im TKG zeigt, dass die geplante 
Mehrerlösabschöpfung, wie sie im neuen GWB geplant 
ist, in den regulierten Sektoren inadäquat ist. Völlig un-
angemessen ist auch die Höhe des Bußgeldes. Da der Ge-
setzgeber im TKG ein maximales Bußgeld von € 500.000 

als ausreichend erachtet hat, spricht alles dafür, den Sek-
tor Energieversorgung nicht schlechter zu behandeln.  
§ 105 – Streitwertanpassung 
Absatz 1 wird durch folgende Formulierung ersetzt: 
„Macht in einer Rechtsstreitigkeit, in der ein An-
spruch nach dem § 32 geltend gemacht wird, eine 
Partei glaubhaft, dass die Belastung mit den Prozess-
kosten nach dem vollen Streitwert ihre wirtschaftliche 
Lage erheblich gefährden würde, so kann das Gericht 
auf ihren Antrag anordnen, dass der Streitwert auf 
einen ihrer Wirtschaftslage angepassten Wert, jedoch 
auf nicht über eine Million Euro begrenzt wird. Das 
Gericht kann die Anordnung davon abhängig ma-
chen, dass die Partei glaubhaft macht, dass die von 
ihr zu tragenden Kosten des Rechtsstreits weder un-
mittelbar noch mittelbar von einem Dritten über-
nommen werden.“  
Der Vorschlag beruht auf der Stellungnahme des Bun-
desrates zur 7. GWB-Novelle (BR-Drs. 441/01/04, S. 
26). Durch eine Streitwertbegrenzung für beide Parteien 
ist der Grundsatz der Waffengleichheit gewahrt.  
Die in § 105 vorgesehene Streitwertspaltung in bürgerli-
chen Rechtsstreitigkeiten hat zur Folge, dass die begün-
stigte Partei nur ein reduziertes Kostenrisiko eingeht, 
weil sie im Unterliegensfall Gerichtsgebühren und geg-
nerische Anwaltskosten nur nach dem reduzierten Streit-
wert erstatten muss. Obsiegt hingegen die begünstigte 
Partei, könnte ihr Anwalt beim Netzbetreiber die An-
waltskosten nach dem vollen Streitwert abrechnen. Da-
mit würde ein zentraler Grundsatz des deutschen Zivil-
prozessrechts aufgegeben, dass die unterliegende Partei 
zumindest die notwendigen Kosten auch der Gegenseite 
tragen muss. Der Netzbetreiber bliebe bei der Berech-
nung nach einem gespaltenen Streitwert stets auf einem 
Teil seiner außergerichtlichen Kosten sitzen. Hierdurch 
könnten beträchtliche Beträge auflaufen, die ohne Ver-
schulden des Netzbetreibers anfallen. Diese müssten 
konsequent als Kosten des Netzbetriebs auf die Netznut-
zungsentgelte umgelegt werden.  
Das Prozesskostenrisiko hat überdies die Funktion, Pro-
zessfluten zu verhindern. Mit der einseitigen Streitwert-
anpassung werden völlig falsche Signale gesetzt. Es be-
steht an dieser Stelle der konkrete Verdacht, dass ein Teil 
der Regulierungstätigkeit so auf Private verlagert werden 
soll. Die Regelung ist zudem nicht erforderlich. Wer mit-
tellos ist, kann Prozesskostenhilfe beantragen.  
§ 115 – Bestehende Verträge und § 116 – Bisherige 
Tarifkundenverträge 
1. § 115 Abs. 2 ist ersatzlos zu streichen.  
2. § 115 Abs. 3 Satz 3 ist wie folgt zu formulieren: „ 

Verträge mit einer längeren Laufzeit sind späte-
stens 12 Monate nach Inkrafttreten der zu diesem 
Gesetz nach § 41 erlassenen Rechtsverordnung an 
die Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen.“  

3. In § 116 sind die Worte „die nicht mit Haushalts-
kunden im Sinne dieses Gesetzes abgeschlossen 
worden sind“, ersatzlos zu streichen. 
Die in den §§ 115 und 116 enthaltenen Übergangsre-
gelungen für bestehende Verträge und bisherige Ta-
rifkundenverträge sind widersprüchlich. Nach der 
Übergangsregelung des § 115 Abs. 2 sollen beste-
hende Verträge über die Belieferung mit Energie im 
Rahmen der bis zum Inkrafttreten des neuen EnWG 
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bestehenden allgemeinen Versorgungspflicht, d. h. 
also nach § 10 Abs. 1 Satz 1 des geltenden EnWG, 
mit einer Laufzeit bis zum Ablauf von sechs Monaten 
unberührt bleiben, soweit sie die Voraussetzungen 
des § 310 Abs. 2 BGB erfüllen. Verträge mit länge-
ren Laufzeiten sollen spätestens sechs Monate nach 
Inkrafttreten des neuen EnWG an die nach § 39 und § 
41 dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
angepasst werden. 
Verträge über die Belieferung mit Energie nach § 10 
Abs. 1 Satz 1 des geltenden EnWG sind jedoch aus-
schließlich Tarifkundenverträge, und zwar sowohl 
mit Haushaltskunden als auch mit Nicht-Haus-
haltskunden. Diese Tarifkundenverträge sind nach 
Ablauf der Mindestlaufzeit von einem Jahr jederzeit 
nach §§ 32 Abs. 1 AVBEltV und AVBGasV mit ei-
ner Frist von einem Monat auf das Ende eines Kalen-
dermonats kündbar. Die in § 115 Abs. 2 Satz 1 ge-
nannte, von Anpassungspflichten unberührte Lauf-
zeitregelung bis zum Ablauf von sechs Monaten kann 
sich daher allenfalls auf bestehende Tarifkundenver-
träge beziehen, die sechs Monate vor Inkrafttreten 
des neuen EnWG abgeschlossen worden sind, mithin 
im Rahmen der Mindestlaufzeit von einem Jahr nach 
§§ 32 Abs. 1 AVBEltV und AVBGasV noch eine ge-
setzliche Mindestlaufzeit von sechs Monaten haben. 
Im Zusammenhang mit bestehenden Tarifkundenver-
trägen geht im Weiteren der Verweis auf § 310 Abs. 
2 BGB fehl. Denn diese Regelung stellt Verträge 
über die Versorgung von Sonderabnehmern mit 
Strom und Gas auf der Grundlage von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Energieversorgungsunter-
nehmen vom Anwendungsbereich der Klauselverbote 
der §§ 308 und 309 BGB frei, soweit diese Sonder-
verträge nicht zum Nachteil der Kunden von der 
AVBEltV und AVBGasV abweichen. Tarifkunden-
verträge, deren Inhalt bisher gesetzlich durch die 
AVBEltV und AVBGasV festgelegt wurden, erfüllen 
daher per se die Voraussetzungen des § 310 Abs. 2 
BGB. 
Des Weiteren ist eine generelle Anpassung bestehen-
der Tarifkundenverträge an die nach §§ 39 und 41 
des neuen EnWG zu erlassenden Rechtsverordnun-
gen ausgeschlossen. Allenfalls kommt eine Anpas-
sung bestehender Tarifkundenverträge mit Haus-
haltskunden an die Rechtsverordnungen nach § 39 
des neuen EnWG über die allgemeinen Preise und 
Bedingungen der Grundversorgung in Betracht. 
Eine Anpassung an die nach § 41 des neuen EnWG 
zu erlassende Rechtsverordnung kommt nur für be-
stehende Sonderkundenverträge mit Haushaltskunden 
in Betracht. Dem trägt die Übergangsregelung des § 
115 Abs. 3 richtigerweise Rechnung, zumal an dieser 
Stelle der Verweis auf § 310 Abs. 2 BGB zutreffend 
ist. Ersatzlos zu streichen ist allerdings die Anpas-
sung dieser Verträge an die nach § 39 des neuen 
EnWG zur Grundversorgung zu erlassende Rechts-
verordnung. 
Eine Anpassung bestehender Tarifkundenverträge mit 
Nicht-Haushaltskunden (z. B. Gewerbekunden) an 
die nach §§ 39 und 41 des neuen EnWG zu erlassen-
den Rechtsverordnungen kommt hingegen nicht in 
Betracht, da diese Rechtsverordnungen ausschließlich 
die Belieferung von Haushaltskunden in und außer-
halb der Grundversorgung regeln.  

Hinsichtlich bestehender Tarifkundenverträge mit 
Nicht-Haushaltskunden stellt sich sodann aber die 
Frage, wie die angedachten Bestimmungen des § 115 
Abs. 2 und des § 116 zu verstehen und miteinander 
vereinbar sind. Denn nach § 116 sollen die §§ 10 und 
11 EnWG sowie die AVBEltV und AVBEltV für be-
stehendeTarifkundenverträge, die nicht mit Haus-
haltskunden abgeschlossen worden sind, unabhängig 
von (Rest)Laufzeiten bis zum Beendigung bzw. Än-
derung dieser Verträge fort gelten.  
Offensichtlich geht der Gesetzgeber davon aus, dass 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen EnWG 
ebenfalls die nach § 39 vorgesehenen Rechtsverord-
nungen über die Gestaltung der allgemeinen Preise 
und Bedingungen für die Grundversorgung von 
Haushaltskunden in Kraft treten und auf bestehende 
Tarifkundenverträge mit Haushaltskunden anzuwen-
den sind sowie das Außerkrafttreten der AVBEltV 
und AVBGasV bestimmt wird. Dies könnte erklären, 
warum ein Außerkrafttreten dieser Verordnungen – 
anders als der BTOElt – in Art. 5 Abs. 2 Nr. 4 des 
Entwurfs nicht vorgesehen ist. 
Treten jedoch die Rechtsverordnungen nach § 39 
nicht zeitgleich mit dem neuen EnWG in Kraft, be-
deutet dies, dass die AVBEltV und AVBGasV man-
gels gesetzlichen Außerkrafttretens zunächst auch 
ohne ausdrückliche Übergangsregelung für bestehen-
de Tarifkundenverträge mit Haushaltskunden weiter 
gelten. 
Dies bedeutet aber weiterhin, dass Haushaltskunden, 
die erstmalig oder nach einem Umzug versorgt wer-
den wollen, aufgrund des Außerkrafttretens des 
EnWG – und damit des § 10 Abs. 1 EnWG – keinen 
Versorgungsanspruch zu den Tarifkundenbedingun-
gen der AVBEltV und AVBGasV mehr haben, son-
dern nur einen Anspruch auf Grundversorgung erhe-
ben könnten, deren Allgemeine Preise und Bedin-
gungen jedoch zu diesem Zeitpunkt noch nicht durch 
Rechtsverordnung geregelt sind, obgleich der Grund-
versorger nach § 36 Abs. 1 diese zu veröffentlichen 
und danach Haushaltskunden zu versorgen hätte.  
Vor diesem Hintergrund ist daher § 115 Abs. 2 er-
satzlos zu streichen und – soweit ein zeitgleiches In-
krafttreten von EnWG und der Rechtsverordnungen 
nach § 39 über die Bedingungen und Preise nicht zu 
gewährleisten sein wird – die Übergangsregelung für 
bisherige Tarifkundenverträge nach § 116 auch auf 
bestehende Tarifkundenverträge mit Haushaltskun-
den so zu erweitern, dass die §§ 10 und 11 EnWG 
sowie die AVBEltV und AVBGasV bis zum Inkraft-
treten der Rechtsverordnungen über die allgemeinen 
Preise und Bedingungen für die Grundversorgung 
von Haushaltskunden fort gelten.  

Art. 3 – Änderung sonstiger Gesetze und Rechtsver-
ordnungen 
Als neuer Absatz ist einzufügen: „Das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. August 1998 (BGBl. I 2546), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Mai 2003 wird 
wie folgt geändert:  
Nr. 1: In § 65 Abs. 1 Nr. 2 sind die Worte „dies gilt 
nicht für Verfügungen nach § 32 in Verbindung mit 
§ 19 Abs. 4, die die missbräuchliche Ausnutzung einer 



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

22 

marktbeherrschenden Stellung bei Elektrizitäts- oder 
Gasversorgungsnetzen betreffen“ ersatzlos zu strei-
chen.  
Nr. 2:  § 130 Abs. 3 ist ersatzlos zu streichen.“  
Die Änderungen sind erforderlich, um eine Doppelzu-
ständigkeit von Regulierungsbehörde und Kartellbehörde 
zu verhindern. Das EnWG stellt eine bereichsspezifische 
Missbrauchsaufsicht bereit, die der Regulierungsbehörde 
im Verhältnis zur Kartellbehörde weiter gehende Aufga-
ben und Befugnisse einräumt. Die exklusive Anwendung 
des EnWG muss daher durch Konfliktnormen wie § 111 
eindeutig und zweifelsfrei sichergestellt werden. 

Köln, den 22. November.2004 

Themengliederung des BT-Wirtschaftsausschusses 
für die Anhörung am 19.11.2004 
Block 1: Allgemeine Themen 
1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Län-

der 
Die Kompetenzen bei der Wahrnehmung von Regulie-
rungsaufgaben müssen sachgerecht auf Bund und 
Länder verteilt werden. Dies entspricht dem föderalen 
Aufbau der Bundesrepublik Deutschland und der de-
zentralen Netzstruktur mit 1500 Netzbetreibern. Die 
zukünftige Regulierung örtlicher Verteilnetze muss, 
wie die bisherige Energie, Preis- und Kartellaufsicht, 
Aufgabe der Länder sein. 
Die Verteilung der Kompetenzen auf Bund und Länder 
vermeidet das Entstehen zusätzlicher Personal- und 
Sachkosten beim Aufbau einer bei der RegTP angesie-
delten zentralen Regulierung und trägt damit dem politi-
schen Ziel einer möglichst schlanken Regulierung Rech-
nung. Sie gewährleistet darüber hinaus, dass der bei den 
Ländern auf Grund langjähriger Erfahrungen bestehende 
Sachverstand beim Vollzug der Regulierung wirksam 
genutzt wird.  
2. Name der Behörde (-)  
3. Status der Behörde - Grad der Unabhängigkeit  

Ziel der Regulierung soll die Ermöglichung wirksamen 
Wettbewerbs auf den dem Netzbereich vor- und nachge-
lagerten Märkten sein. Dies muss unter strikter Beach-
tung der Ziele des neuen Energiewirtschaftsgesetzes ins-
gesamt geschehen. Deshalb muss auch die gleichrangige 
Verfolgung einer weiterhin sicheren Energieversorgung 
Maßstab des Handelns der Regulierungsbehörden sein. 
Der Fokus regulativer Eingriffe darf daher nicht vorwie-
gend auf die Prüfung möglichst geringer, investitions-
hemmender Entgelte ausgerichtet werden. 

Die gegenwärtige Diskussion über die Höhe der Strom- 
und Gaspreise und die daraus abgeleiteten Erwartungen 
an die Regulierung erwecken den Eindruck, dass die zu-
künftige Regulierungstätigkeit vorrangig für die Gestal-
tung und Höhe der Netznutzungsentgelte politisch in die 
Pflicht genommen werden soll. Im Interesse einer dauer-
haften Gewährleistung der Versorgungssicherheit auf 
qualitativ hohem Niveau als einer der wesentlichen 
Grundlagen für die Sicherung des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland wären derartige politische Vorgaben abzu-
lehnen. Zur Wahrung der Unabhängigkeit muss daher der 
Handlungsrahmen der Regulierungsbehörden abschlie-
ßend durch Gesetz und Verordnungen festgelegt werden. 

Nur eindeutige rechtliche Vorgaben bieten Gewähr für 
politisch unabhängiges Handeln der Regulierungsbehör-
den. 
4. Ex-ante/ex-post-Aufsicht  
Der VKU fordert eine normierende Regulierung, die den 
kommunalen Energieversorgungsunternehmen sowohl 
Rechtssicherheit als auch gleichzeitig die notwendigen 
unternehmerischen Gestaltungsspielräume gewährt. Das 
Regulierungssystem für die Energiewirtschaft wird auf 
drei Säulen aufbauen: das Kalkulationsverfahren, das 
Vergleichsverfahren sowie die Anreizregulierung.  
Das Kalkulationsverfahren bestimmt, nach welchem be-
triebswirtschaftlichen Konzept Netznutzungsentgelte er-
mittelt werden. Das Vergleichsverfahren bestimmt den 
Maßstab für die Angemessenheit der Höhe der Netznut-
zungsentgelte. Die Ausgestaltung der Anreizregulierung 
wird festlegen, wie sich Effizienzfortschritte auch in der 
Energiewirtschaft verankern lassen. Der VKU fordert ei-
ne sachgerechte und funktionsfähige Ausgestaltung die-
ser drei Säulen der Entgeltkalkulation. In diesem Kon-
text ist die Frage, ob es sich dabei um eine ex ante- oder 
ex post-Aufsicht handelt, kein Postulat, das für sich steht. 
Wichtiger ist, dass Kalkulationsverfahren, Vergleichsver-
fahren und Anreizregulierung als gesamtes System be-
trachtet werden und nicht in Einzelelemente aufgespal-
ten werden, die nicht zusammenpassen und ein nicht-
funktionierendes Regulierungsregime beschreiben. Wer 
eine Anreizregulierung will, kann keine ex post-Aufsicht 
fordern. Wer gleichermaßen eine ex ante-Genehmigung 
der Netznutzungsentgelte fordert, muss bedenken, dass 
dieses bei 1.500 Netzbetreibern nicht durch eine schlanke 
zentrale Regulierungsbehörde zu bewerkstelligen ist, 
sondern dieses nur unter Zuhilfenahme föderaler Regu-
lierungsstrukturen möglich sein kann.  
5. Vergleichsmarktverfahren  
Einem Vergleich von Netzbetreibern untereinander will 
der VKU sich nicht verschließen. Allerdings muss das 
Vergleichsverfahren so ausgestaltet sein, dass den 
strukturellen Unterschieden zwischen den Netzbetrei-
bern ausreichend Rechnung getragen wird. Ein Ver-
gleich auf Basis nur eines einzigen Merkmals (Kosten 
pro km Leitungslänge), wie in der StromNEV vorgese-
hen, ist nicht sachgerecht.  
Abgelehnt wird die Beurteilung der Kosten und Erlöse 
von deutschen Netzbetreibern auf Basis der Kosten und 
Erlöse europäischer Netzbetreiber, ohne differenzierte 
Betrachtung der regionalen Gegebenheit (Personalkosten, 
Auslastung, Versorgungsqualität, Marktstruktur). 
In diesem Zusammenhang ist gerade auch die Vermu-
tungsregel energiewirtschaftlich nicht rationeller Be-
triebsführung, die im EnWG-E verankert wurde, pro-
blematisch. Nicht nur werden die Netzbetreiber einem 
völlig unsachgemäßen Vergleichsverfahren unterzogen, 
sie müssen darüber hinaus selbst beweisen, dass sie im 
Vergleich mit anderen Netzbetreibern nicht unwirtschaft-
lich handeln. Dieser Beweis ist schon aufgrund der feh-
lenden Daten der Vergleichsunternehmen nicht zu 
erbringen. Der VKU fordert deshalb eine Abschaffung 
der die Netzbetreiber benachteiligenden Beweislastum-
kehr. 
Es ist wichtig, dass dieser Kern des Vergleichsmarkts so 
beschrieben wird, dass die bisherigen Erfahrungen und 
Erkenntnisse einfließen. Auch eine häufige Änderung der 
Verordnung könnte so vermieden werden. 
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Eine der wichtigsten neuen Erkenntnisse der letzten zwei 
Jahre betrifft den Grad, zu dem die Absatzdichte in allen 
Spannungsebenen die Kosten und damit die Netzentgelte 
beeinflusst. Diese Erkenntnis führte zu Vorschlägen, die-
sen wichtigen Kostentreiber für die Definition der Struk-
turklassen zu nutzen. Seine Kosten treibende Funktion 
geht aber über die Definition von Strukturklassen hinaus. 
Dies muss bei der Bewertung innerhalb der Strukturklas-
sen berücksichtigt werden 
Schließlich ist eine komplett isolierte Betrachtung von 
Netz- und Umspannebenen nicht sachgerecht, denn 
Spannungsebenen sind keine Geschäftseinheit, sondern 
werden als ganzheitliche Unternehmensaufgabe gemein-
sam optimiert. Planung, Ausschreibung und Optimierung 
von Vorhaben erfolgt spannungsebenenübergreifend ent-
sprechend der Versorgungsaufgabe und nicht in Einzel-
optimierung. Eine Effizienzsteigerung ist nicht als iso-
lierte Aufgabe je Spannungsebene anzusehen, sondern 
auf die gesamte Versorgungsaufgabe des Unternehmens 
zu beziehen.  

6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung  
Der VKU fordert bei der Einführung einer Anreizregulie-
rung die gesetzliche Verankerung folgender Eckpunkte 
Berücksichtigung: 
a) der besonderen Rahmenbedingungen der deutschen 

Energiewirtschaft im Vergleich zum Ausland  
b) einer Mindestrendite für Eigenkapitalgeber in Höhe 

der langfristig durchschnittlichen  Rendite langfristi-
ger fest verzinslicher Wertpapiere  

c) von Versorgungsqualitätsstandards 
d) der Unternehmensgröße i. R. eines Benchmarking-

verfahrens Gewährleistung: 

e) einer realitätsnahen, konsistenten und robusten Effi-
zienzermittlung als Basis der regulatorischen Vorga-
ben 

f) von Anreizen zum spartenübergreifenden Netzquer-
verbund 

g) eine hohe Transparenz hinsichtlich der angewendeten 
Methoden 

h) der Überprüfbarkeit der Effizienzermittlung durch die 
betroffenen Netzbetreiber  

Der VKU fordert eine Regulierung mit Augenmaß. Ein 
funktionsfähiges Modell für eine Anreizregulierung 
des deutschen Energiemarktes ist derzeit nicht bekannt. 
Insbesondere sollte kein der Anreizregulierung vorge-
schaltetes Benchmarkingverfahren zur Anwendung 
kommen, dass nicht zuvor auf Basis empirischer Daten 
und simulierter betriebswirtschaftlicher Modellrechnun-
gen geprüft wurde. Bedingt dadurch, das diese empiri-
sche Basis derzeit nicht verfügbar ist, fordert der VKU, 
dass das Benchmarkingverfahren auf Basis der von 
der Regulierungsbehörde erhobenen Daten im Dialog 
mit den Energiewirtschaftsverbänden erfolgt. Der VKU 
bietet seine Mitarbeit an der Ausgestaltung eines prakti-
kablen Anreizregulierungsverfahrens an. 

7. Garantie von Versorgungsqualität: Investitionen 
(Sicherstellung, dass notwendige Investitionen ge-
tätigt werden/ggfs. befristete Ausnahme großer 
Infrastrukturinvestitionen von Regulierung)  

Erforderlich ist ein Konsens mit den Kunden über das 
gewünschte Niveau der Versorgungsqualität. Dabei ist 
insbesondere der volkswirtschaftliche Nutzen einer 
hochwertigen Versorgung als Standortfaktor zu bewer-
ten. Angesichts der Lebensdauer der Netze muss Versor-
gungsqualität langfristig betrachtet und nachhaltig ge-
währleistet werden. Ein kurzfristiges Ausnutzen vorhan-
dener Netzreserven kann nicht zum Langfristkonzept für 
Versorgungssicherheit erhoben werden. Eine einmal ab-
gesunkene Versorgungsqualität kann nur durch jahrelan-
ge erhebliche Investitionen allmählich wieder messbar 
gesteigert werden. 
Bei einer Netzpreisregulierung müssen vorgegebene 
Standards zur Versorgungsqualität, die Anerkennung von 
daraus resultierenden Kosten und ggf. Sanktionen bei 
Nichteinhaltung für Netzbetreiber zwingend in einem 
ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen.   
Eine hohe Versorgungsqualität bedingt neben einer soli-
den Netzinfrastruktur auch qualifiziertes, erfahrenes und 
gut organisiertes Personal.  
Die in Deutschland im Vergleich zum Ausland höhere 
Versorgungsqualität schlägt sich – neben wirtschaftli-
chen, politischen und soziokulturellen Unterschieden – in 
tendenziell höheren Netzentgelten nieder. 
Die ausländischen Stromausfälle in jüngster Vergangen-
heit haben verdeutlicht, dass Versorgungszuverlässigkeit 
nicht nur netzabhängig ist. Es müssen auch hinreichend 
große und geeignete Erzeugungskapazitäten an Orten zur 
Verfügung stehen, die im bestehenden Netz den Strom-
transport zu den Verbrauchern zulassen. Auch Änderun-
gen der Erzeugungs- und Verbrauchsstrukturen stellen 
das Netz durch Änderungen im Lastfluss vor neue Her-
ausforderungen und können die Versorgungszuverlässig-
keit beeinflussen. 
Geeignete regulatorische Maßnahmen zur Sicherstellung 
einer erwünschten Versorgungsqualität können erst dann 
spezifiziert werden, wenn  
 die Instrumente zur Regulierung der Netzentgelte 

feststehen, 
 das (gesellschaftlich akzeptierte) Niveau der Versor-

gungsqualität in Deutschland umfassend bekannt ist 
und 

 der Zusammenhang zwischen Versorgungsqualität 
und Netzkosten erarbeitet wurde. 

8. Haftungsregelung 
Haftungsregelungen für Netzbetreiber und Energiever-
sorger müssen die typischen Risiken der leitungsgebun-
denen Energieversorgung im Interesse möglichst kosten-
günstiger Netznutzungsentgelte und Energiepreise ange-
messen berücksichtigen.  Die Energieversorgung in ei-
nem weitgehend vermaschten und hochtechnisierten Lei-
tungssystem kann dazu führen, dass bereits geringste, nie 
auszuschließende menschliche Fehler nicht vorhersehba-
re Schadensfolgen auslösen können. Eine uneinge-
schränkte Haftung der Netzbetreiber und Energieversor-
ger für dieses unkalkulierbare Risiko ist für Vermögens-
schäden überhaupt nicht und für Sachschäden kaum ver-
sicherbar. Hohe Versicherungsprämien oder Rückstel-
lungen für nicht versicherbare Vermögensschäden wür-
den daher zu Kostenbelastungen führen, die dem gesetz-
lichen Ziel an einer möglichst preisgünstigen Energiever-
sorgung zuwider laufen. 
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Die Haftung der Netzbetreiber und Energieversorger für 
Sach- und Vermögensschäden, die durch Unterbrechun-
gen oder Unregelmäßigkeiten der Energieversorgung 
entstehen, muss daher auch weiterhin im Einklang mit 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt und der Höhe nach 
begrenzt bleiben. 
9. Transparenz  
Die Bereitstellung vieler Daten – z. T. noch binnen sehr 
kurzer Fristen – ist ein erheblicher Kostenfaktor und inef-
fizient, sofern nicht durch einen entsprechenden Nutzen 
gerechtfertigt. Der VKU fordert wegen des hohen Ar-
beitsaufwands und der wettbewerbsrelevanten Sensibili-
tät der Daten eine deutliche Reduzierung der Pflichten 
des Netzbetreibers zur Veröffentlichung von Daten 
bzw. Bereitstellung an Marktpartner.  
Ziel der Datentransparenz kann nur in der Chancen-
gleichheit bei der Verbesserung der Marktmechanismen 
im Großhandel für Strom und Erdgas gesehen werden. 
Hierzu erforderliche Daten müssen allen Marktpartnern 
zur Verfügung stehen und sind daher stetig aktualisiert zu 
veröffentlichen. Eine Kontrolle der Netznutzungsentgelte 
erfolgt durch die Regulierungsbehörde, die ohnehin 
Zugriff auf alle relevanten Daten beanspruchen kann. Ei-
ne Datentransparenz gegenüber der Öffentlichkeit ist 
hierfür nicht erforderlich und z. T. kontraproduktiv.  
Ferner ist die Sensibilität der Daten zu berücksichtigen: 
Auch Netzbetreiber haben Anspruch auf Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen. Zu den schützenswerten Daten ge-
hören neben kundenbezogenen Daten auch solche, die 
Rückschlüsse auf die Kostensituation des Netzbetreibers 
zulassen, denn auch Netzbetreiber stehen im Wettbe-
werb, wie die Thematik der Direktleitungen und der Are-
alversorgung zeigen. 

10. Energieeffizienz  

Der Begriff „Energieeffizienz“ ist in den EU-Be-
schleunigungsrichtlinien nur vereinzelt - etwa in Artikel 
7 Abs. 1 der EU-Beschleunigungsrichtlinie Elektrizität - 
erwähnt. Auch im Regierungsentwurf gibt es kaum einen 
direkten Anknüpfungspunkt an das Thema Energieeffi-
zienz. 

Wesentlich detaillierter wird das Thema Energieeffizienz 
vom sog. Energieinfrastrukturpaket der EU-Kommission 
vom 10. Dezember 2003 ausgestaltet. Hier ist insbeson-
dere der Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Endenergieeffizienz und zu 
Energiedienstleistungen (EDL-Richtlinienvorschlag) zu 
nennen. Dieser hat zum Ziel, die Mitgliedstaaten der EU 
zum Energiesparen zu verpflichten, indem Energiedienst-
leistungen verpflichtend gemacht werden. Es fragt sich 
aber, weshalb nach diesem Vorschlag Netzbetreiber zum 
Angebot von Energiedienstleistungen verpflichtet werden 
sollen. Bedenkt man, welch hoher Aufwand bei der Ent-
flechtung der Netze betrieben wird, um die teils sehr 
strengen Vorgaben der Beschleunigungsrichtlinien ein-
zuhalten, wird man davon auszugehen haben, dass sich 
die Einbeziehung von Netzbetreibern in den EDL-
Richtlinienvorschlag mit den Beschleunigungsrichtlinien 
Strom und Gas nicht vereinbaren lässt, sondern die dort 
festgeschriebenen Entflechtungsvorgaben, das sog. Un-
bundling, geradezu konterkariert. Zudem sind die Be-
grifflichkeiten des Richtlinienvorschlages in vielfältiger 

Hinsicht nicht kompatibel mit denjenigen der Beschleu-
nigungsrichtlinien Strom und Gas.  
11. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
Eine Liberalisierung des Messwesens wird vom VKU 
abgelehnt, denn ein gesamtwirtschaftlicher Nutzen ist 
nicht zu erkennen.  
Viele Funktionen des Datenmanagements müssten bei 
einer Liberalisierung des Zählerwesens bei anderen 
Marktteilnehmern zusätzlich aufgebaut und bezahlt wer-
den, ohne dass sie beim Netzbetreiber entfallen könnten.  
Die mit der Liberalisierung des Messwesens verbundene 
Vervielfachung der Akteure und Schnittstellen würde zu 
wesentlichen Erschwernissen und Fristverlängerungen 
bei der Bilanzierung und Abrechnung führen. Das stabile 
Funktionieren des liberalisierten Strommarktes und des 
liberalisierten Erdgasmarktes wäre damit insgesamt ge-
fährdet. Der Prozess des Datenaustauschs und der Men-
genbilanzierung ist ohnehin sehr schwer flächendeckend 
zu installieren, und wäre durch eine Liberalisierung des 
Messwesens fast unkontrollierbar. Außerdem ist zu be-
achten, dass nach dem Grundsatz „Der Verkäufer stellt 
die Waage“ der Netzbetreiber das Recht haben muss, die 
von ihm erbrachte Transportdienstleistung selbst mess-
technisch zu erfassen. 
12. Unbundling  
a) Keine weiteren Verschärfungen gegenüber EU-

Richtlinie (Senkung de-minims-Klausel; Vorziehen 
des Umsetzungstermins für das gesellschaftsrecht-
liche Unbundling). 
Sinkt oder fällt die de-minimis-Schutzklausel, ist da-
von auszugehen, dass damit Weichenstellungen für 
einen forcierten (politisch ggf. unbeabsichtigten) 
Marktkonzentrationsprozess erfolgen. Bisher unter-
nehmerisch (weitgehend) unabhängige und als ener-
gienachfragende Wettbewerber sowie als preisgünsti-
ge Anbieter agierende Stadtwerke würden durch ex-
orbitante Unbundlingkosten in eine betriebswirt-
schaftlich gegenüber den Eigentümern nicht mehr 
darstellbare Situation gedrängt. (Zahl der betroffenen 
Unternehmen derzeit incl. Konzernklausel ca. 290-
300; sinkt die de- minimis- Grenze auf 25-30.000 –
wie von BDI und VIK propagiert- steigt die Zahl auf 
ca. 560-580 VKU-Mitgliedsunternehmen) 

b) Keine Ausweitung des Leitungskreises gemäß § 8 
(2) 1  
Zu den Personen, die mit Leitungsaufgaben für den 
Netzbetreiber betraut sind, zählen abschließend: die 
Geschäftsführung und die Bereichsleitung (Prokuri-
stenebene). Nationaler Gesetzgeber ginge mit den 
derzeitigen Vorgaben über die Interpretation der EU-
RL hinaus.  

c) Keine Adressierung weiterer Personengruppen. 
Die in Absatz 2 Nr. 2 und 3 getroffenen Regelungen 
der personellen Trennung stellen eine wesentliche 
Verschärfung der EU-Vorgaben dar. 
 Es ergeben sich vielfältige Probleme bei dem Ver-
such, die „wesentlichen Tätigkeiten“ abzugrenzen, 
die in einer Netzgesellschaft anzusiedeln sind. 

 Bei den „sonstigen Tätigkeiten“ bestehen klärungs-
bedürftige arbeits- und haftungsrechtliche Probleme 
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(Keine gerichtsfeste Organisationsstrukturen; Mit-
arbeiter dienen vielfach zwei Chefs). 

d) Anforderungen an Datentrennung begrenzen; Prä-
zisierung von „wirtschaftlich sensiblen Daten“ gemäß 
§ 9 Absatz 1 ggf. sinnvoll.  
Weitgehende Anforderungen für Datentrennung bzw. 
ein „weitgehendes Verständnis“ von „wirtschaftlich 
sensiblen Informationen“ bedingt erheblichen IT- Sy-
stemaufwand bzw. hohe Investitionen und Prozes-
sanpassungs-aufwände; hier liegt ein zentraler 
Schlüssel für die Unbundling- Mehrkosten.  

e) Zumutbarkeitsklausel (§ 9 Verwendung von In-
formationen) unmittelbar im Gesetz aufnehmen. Aus 
Gründen der erhöhten Rechtssicherheit sollte diese 
Regelung in den Gesetzestext überführt werden. 
Derzeit ist weiterhin unklar, wie die Anforderungen 
für die Geschäftsprozesse an der Schnittstelle Ver-
trieb/Netz konkret aussehen. Dementsprechend gibt 
es noch keine IT- Systeme am Markt, die die noch 
nicht formulierten Anforderungen abbilden. Wenn 
ein klarer Rechtsrahmen besteht, ist ein mehrjähriger 
Zeitraum erforderlich, um entsprechende Systeme 
im Tagesgeschäft einzusetzen. 

f) „Erweiterung der „Steuerneutralität“ gemäß  § 6 
Absatz 2. 
Ein freiwilliges gesellschaftsrechtliches Unbundling 
sollte nicht benachteiligt werden. Auch hier sollte die 
Übertragung von Wirtschaftsgütern ertrags- und 
grunderwerbsteuerneutral ermöglicht werden. 
Auf Antrag sollte die Möglichkeit der steuerneutralen 
Übertragung zugestanden werden, wenn Unterneh-
men auf freiwilliger Grundlage eine rechtliche und 
operationelle Entflechtung nach den §§ 7 und 8 vor-
nehmen. 
Neben der Übertragung von Strom- und Gasnetzen 
auf die Netzbetriebsgesellschaft soll auch die Mög-
lichkeit bestehen, andere Sparten des kommunalen 
Querverbundes mit einzubeziehen. Dies betrifft ins-
besondere die Möglichkeit der Übertragung von 
Wasser- und Fernwärmenetzen auf die Netzbetriebs-
gesellschaft, der die Strom- und Gasnetze zugeordnet 
sind. 
Ist diese Möglichkeit nicht gegeben, besteht die Ge-
fahr der Zerschlagung von Synergien für Stadtwerke, 
die als mittlere und kleine Unternehmen auf die Aus-
schöpfung von Synergien auf örtlicher bzw. regiona-
ler Ebene angewiesen sind.  
Begrenzung eines steuerneutralen Gestaltungszeit-
raums für die Umsetzung des Unbundling in mehre-
ren Organisationsakten auf 5 Jahre. Die Steuerneutra-
lität sollte ggf. auch mit rückwirkender Geltung zum 
01.01.05 wirksam werden, insofern die Verteilnetz-
betreiber früher als gesetzlich gefordert Übertragun-
gen vornehmen und den Netzbetrieb ausgliedern. Ei-
ne Steuerneutralität sollte auch     über den 01.07.07 
bestehen, insofern dies aus Sicht der Steuerpflichti-
gen zu einer Verbesserung der Organisationsstruktur 
führt. 

13. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde  
Die Befugnisse der Regulierungsbehörden sind weder 
im EnWG selbst noch in den Verordnungen noch in 

den bisher vorliegenden Rechtsverordnungen un-
missverständlich geregelt und bedürfen dringend der 
Klärung durch den Gesetzgeber. 
Nach den für sämtliche behördlichen Verfahren gelten-
den Vorschriften des 8. Teils des EnWG entscheiden die 
Regulierungsbehörden ausschließlich durch Verwal-
tungsakte, die zu begründen und zuzustellen sind. Ver-
waltungsakte sind das richtige rechtliche Instrument, 
konkrete Einzelfälle zu regeln. Das können Beanstan-
dungen oder einzelne Vertragsregelungen gegenüber ei-
nem Netzbetreiber sein. Als besondere Form des Verwal-
tungsaktes wäre auch noch an eine sog. „Allgemeinver-
fügung“ zu denken. Durch Allgemeinverfügung kann ein 
und derselbe Sachverhalt gleichförmig gegenüber einer 
Vielzahl von Adressaten einheitlich geregelt werden. Ein 
Beispiel für eine Allgemeinverfügung ist das Verkehrs-
schild (z. B. Stoppschild), das für alle Verkehrsteilneh-
mer eine einheitliche Regelung für einen bestimmten Ort 
trifft. Hingegen müssen Regelungen für nur vergleichba-
re Sachverhalte, die einheitlich für eine Vielzahl von 
Empfängern verbindlich gelten sollen, durch Gesetz (Par-
lamentsgesetz, Verordnung) festgelegt werden.  
Betrachtet man nun die Ziele, die der Gesetz- und Ver-
ordnungsgeber verfolgt, soll die Regulierung als „lernen-
des System“ ausgestaltet werden. So soll im Rahmen der 
Entgeltregulierung die Regulierungsbehörde befugt wer-
den, durch Verwaltungsakt die generellen Kalkulations-
grundsätze gegenüber jedem einzelnen Netzbetreiber 
festzusetzen (§ 30 StromNEV). Damit unterscheidet sich 
dieser Sachverhalt entscheidend von dem Beispiel mit 
dem Stoppschild. Statt für eine unbestimmte Vielzahl 
von Adressaten eine identische Verkehrssituation gleich 
lautend zu regeln, werden für jeden Netzbetreiber diesel-
ben Kalkulationsgrundsätze aufs Neue erlassen. Die al-
lein richtigen Regelungsinstrumente sind Parlamentsge-
setz und Verordnung. Gleiches gilt auch für die geplante 
Vertragsstandardisierung. Richtigerweise sind auch bis-
her die AGB-Regelungen durch Gesetz (AGBG, BGB, 
AVBEltV, AVBGasV) und nicht durch Verwaltungsakte 
geregelt worden.  
Gesetzesvertretende Verwaltungsakte sind wegen For-
menmissbrauchs rechtswidrig und unterliegen der Auf-
hebung durch die Gerichte. Der Gesetzgeber muss seiner 
Verantwortung gerecht werden. Er muss selbst und ab-
schließend die allgemeinen Regelungen treffen. Ledig-
lich die Einzelfallentscheidungen können den Regulie-
rungsbehörden übertragen werden. Anders als im Tele-
kommunikationsbereich unterliegt nicht nur ein einziger 
marktbeherrschender Netzbetreiber der Regulierung, 
sondern eine große Vielzahl. Dies verlangt einen anderen 
Regulierungsansatz.  
Völlig verfehlt ist zudem die Option für die Regulie-
rungsbehörde, durch Verwaltungsentscheidung die in der 
höherrangigen Netzentgeltverordnung festgeschriebene 
Strukturklasse Ost/West aufzuheben. 
14. Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnun-

gen 
Welche Regelungen im EnWG und welche in den jewei-
ligen Rechtsverordnungen geregelt werden, beurteilt sich 
nach den Vorgaben, die das BVerfG im Rahmen seiner 
„Wesentlichkeitsrechtsprechung“ entwickelt hat. Danach 
müssen die wesentlichen Fragen im Gesetz geregelt wer-
den. Wesentlich ist, was grundrechtsrelevant ist. Hierzu 
gehören die zentralen Fragen des Netzzugangs und der 
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Entgeltregulierung. Beide Komplexe betreffen maßgeb-
lich den durch die Berufsausübungsfreiheit durch Art. 12 
GG geschützten eingerichteten und ausgeübten Gewer-
bebetrieb. Darüber hinaus ist nicht auszuschließen, dass 
das Vergleichsverfahren in das grundrechtlich geschützte 
Eigentum eingreift.  
Eine der zentralen Fragen, die noch überhaupt nicht be-
rücksichtigt worden sind, betrifft die gerechte Verteilung 
des Ausfallrisikos von Netznutzungsentgelten. Bisher 
muss der Verteilnetzbetreiber das Risiko allein tragen, 
ohne diesen Ausfall den Forderungen vorgelagerter 
Netzbetreiber aus der Kostenwälzung entgegensetzen zu 
können. Der VKU hat hierzu folgenden Vorschlag unter-
breitet: 

Bei Zahlungsverzug ist der Anschlussnetzbetreiber 
berechtigt, den auf die gewälzten Entgelte des vorge-
lagerten Netzbetreibers entfallenden Anteil diesem 
gegenüber einzubehalten. Das Einbehaltungsrecht im 
Sinne von Satz 1 steht jedem Netzbetreiber hinsicht-
lich der auf ihn gewälzten Netznutzungsentgelte zu. 
Jeder Netzbetreiber kann den auf sein Netznutzungs-
entgelt entfallenden Anteil unmittelbar gegenüber 
dem Netznutzer geltend machen. 

Block 2: Themenschwerpunkt Strom 
1. Kalkulation der Netznutzungsentgelte  
Der VKU fordert die gesetzliche Verankerung der ko-
stenorientierten Entgeltbildung auf Basis der Nettosub-
stanzerhaltung sowie eine vollständige Beschreibung der 
Eckpunkte der Nettosubstanzerhaltung in der StromNEV. 
Substanzerhaltungskonzepte sind in zahlreichen Bran-
chen die gängigen Methoden zur Preiskalkulation. Die 
Nettosubstanzerhaltung unterscheidet sich von der Real-
kapitalerhaltung im Wesentlichen durch die Art und 
Weise, wie inflatorische Entwicklungen berücksichtigt 
werden. Die Realkapitalerhaltung fokussiert ausschließ-
lich auf die Kaufkraft eines Investors, indem sie dem Ei-
genkapitalgeber eine nominale Verzinsung gewährt. Für 
die Erhaltung der Substanz von Netzen (z.B. Kabel oder 
Schaltanlagen) ist die Wertentwicklung von z.B. Gütern 
des täglichen Bedarfs relativ unerheblich. Deshalb be-
rücksichtigt die Nettosubstanzerhaltung für den eigenka-
pitalfinanzierten Teil des Anlagevermögens explizit die 
Wertentwicklung der im Unternehmen eingesetzten An-
lagegüter bei den Abschreibungen und nicht pauschal 
mittels Nominalverzinsung des Eigenkapitals und ist 
deshalb der genauere und im Sinne der Versorgungssi-
cherheit bessere Ansatz. 
Es wurde wirtschaftswissenschaftlich nachgewiesen, dass 
Realkapitalerhaltung und Nettosubstanzerhaltung über 
einen gesamten Investitionszyklus zu gleichen Ergebnis-
sen führen. Allerdings unterscheiden sich beide Systeme 
hinsichtlich der Höhe der Kapitalrückflüsse bei einer 
Zeitpunktbetrachtung. Bei der Realkapitalerhaltung ent-
stehen am Anfang einer Investitionsperiode höhere Kapi-
talkosten, bei der Nettosubstanzerhaltung steigen die Ka-
pitalrückflüsse i.d.R. zum Ende einer Investitionsperiode 
an. Deshalb können die Netzentgelte bei einer Zeitpunkt-
betrachtung je nach Alterstruktur der Netze bei beiden 
Methoden unterschiedlich hoch sein. 
Die CDU fordert keine Festlegung auf eine bestimmte 
Kalkulationsmethodik (Nettosubstanzerhaltung oder Re-
alkapitalerhaltung). Es soll lediglich der grundsätzliche 
Anspruch der Kapitalgeber auf eine risiko- und kapital-

marktorientierte Verzinsung des eingesetzten Kapitals 
vorgesehen werden. Als Maßstab für die Angemessenheit 
der Netzentgelte werden die Kosten einer effizienten Lei-
stungsbereitstellung  (KEL) angesetzt. 
Dieser Grundsatz entspricht den Regelungen des Tele-
kommunikationsgesetzes (§§ 31-38 TKG). Im Telekom-
munikationsbereich werden, wie auch für den Energie-
sektor vorgeschlagen, die Entgelte ex ante genehmigt. 
Die Entgelte dürfen dabei die Kosten der effizienten Lei-
stungsbereitstellung nicht überschreiten. Die tatsächli-
chen Kosten eines Unternehmens sind zwar vorzulegen, 
aber nicht mehr Maßstab der Entgeltgenehmigung. 
Für Personal- und Sachkosten wird eine Prozesskosten-
rechnung zugrunde gelegt. Bei den Abschreibungen er-
folgt zwar eine Ermittlung zu Tagesneuwerten, allerdings 
wird nicht auf das tatsächliche Netz des Unternehmens, 
sondern auf ein Modellnetz als Bewertungsbasis zurück-
gegriffen.  
Der KEL-Ansatz ist in mehrfacher Hinsicht für die Ener-
giewirtschaft nicht praktikabel. Dieses scheint auch die 
Bundesregierung so zu sehen, denn im EnWG-E ist nicht 
von den Kosten einer effizienten Leistungsbereitstellung 
die Rede. Stattdessen wird der ähnlich klingende, aber 
rechtlich unbestimmte Begriff der „kosteneffizienten 
Leistungsermittlung“ verwendet. 
Der KEL-Ansatz ist auf die Regulierung nur weniger Un-
ternehmen in einer Branche ausgelegt. Bei jedem Ge-
nehmigungsverfahren wird ein intensiver Diskussions-
prozess mit der RegTP vollzogen. Es muss quasi der kal-
kulatorische Ansatz jeder einzelnen, von der Telekom 
verlegten Leitung mit der RegTP diskutiert werden, da 
die Modellnetzbetrachtungen i.d.R. unzureichend sind. 
Die dem Modellnetz zugrunde liegende Systematik wird 
im Übrigen auch gegenüber dem Netzbetreiber nicht of-
fen gelegt, sondern lediglich die Ergebnisse der Modell-
netzbetrachtung präsentiert. Die Prozesskostenbetrach-
tung mag für bundesweit tätige Unternehmen über ent-
sprechende Durchschnittsbetrachtungen ein zwar auf-
wendiger, aber gangbarer Weg sein, für lokale Netz-
betreiber ist sie aber unbrauchbar, da Personal- und 
Sachkosten in verschiedenen Regionen erheblich diffe-
rieren. 
Insbesondere ist der dialogisch ausgerichtete Prozess bei 
einer Entgeltgenehmigung, wie er in der Telekommuni-
kation geübt wird, für die 1500 Netzbetreiber in Energie-
sektor nicht möglich, wenn am Grundsatz einer schlan-
ken Regulierung festgehalten werden soll. Deshalb ist es 
umso wichtiger, eine verlässliche Kalkulationsmethodik 
im Gesetz festzuschreiben, auf deren Basis ein Ver-
gleichsverfahren, das auch von der CDU gefordert wird, 
durchgeführt wird.  Ob Entgelte ex ante festgelegt oder 
ex post auf Missbrauch geprüft werden, ist dabei von 
nachrangigem Interessen. 
Als bewährte Kalkulationsmethodik ist – zumindest für 
die Auftaktphase der Regulierung - die Nettosubstanzer-
haltung zu wählen, denn sie gewährleistet die notwendige 
Versorgungssicherheit. Qualitätsstandards, die die CDU 
zwar nicht näher definiert, aber deren Einhaltung sie for-
dert, sind nur mit den dazu notwendigen finanziellen 
Mitteln zu halten. Deshalb ist neben einer kapitalmarkt-
orientierten Verzinsung des eingesetzten Kapitals auch 
zu gewährleisten, dass einem Unternehmen am Ende ei-
nes Investitionszyklus die notwendigen Mittel zur Rein-
vestition zur Verfügung stehen (Substanzerhaltung). 
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In folgenden Punkten sieht der VKU die Nettosub-
stanzerhaltung ausgehöhlt: 
1. Eigenkapitalverzinsung auf Basis eines 10jährigen 

statt 40jährigen Durchschnitts festverzinslicher Wert-
papiere 

2. Kein Ansatz der Körperschaftsteuer und Steuern auf 
Scheingewinn 

3. Abzug von Zins- und Beteiligungserträgen, die not-
wendig sind, um die Nettosubstanzerhaltung zu ge-
währleisten 

Weitere Kritikpunkte sind: 
1. Abgleich von kumulierten Abschreibungen zu Ta-

gesneuwerten und AK/HK von Ersatzinvestitionen 
für jedes einzelne Anlagegut ist praxisfremd 

2. Ausweitung dieses Abgleichs auch für den Fall, dass 
nicht reinvestiert wird, wirft eigentumsrechtliche  
Fragen auf – sukzessive Enteignung der Netzbetrei-
ber 

3. NEV ist nicht anwendbar – der zeitliche Ablauf über 
mehrere Kalkulationsperioden wurde nicht durch-
dacht, z.B. sind neue Netzentgelte drei Monate vor 
Ende einer Kalkulationsperiode zu veröffentlichen. 
Gleichzeitig sollen aber Ergebnisse der Kalkulations-
periode bereits in die Berechnung eingeflossen sein. 

4. Veröffentlichungspflichten von betriebswirtschaftlich 
sensiblen Informationen des Netzbetreibers sowie 
vertraulichen Kundendaten sind nicht richtlinienkon-
form 

5. Zeitliche Vorgaben für Dokumentationspflichten sind 
insbesondere von mittleren und kleinen Netzbetreiber 
nicht einzuhalten (z.B. zum 1. April sollen Daten aus 
den Jahresabschlüssen übermittelt werden, geprüfte 
Jahresabschlüssen liegen dann aber noch nicht bei al-
len Unternehmen vor – Wirtschaftprüfungsgesell-
schaften sind noch nicht bei allen Unternehmen ge-
wesen.) 

2. Stromhandel   
Die Bundesregierung hat in ihrem Gesetzentwurf den 
Fokus auf die Sicherung des Netzzugangs und Durchlei-
tungsfragen beschränkt, während die Bedeutung des 
Handels unterschätzt wurde. Eine Veröffentlichungs-
pflicht ist daher bisher nicht im EnWG-E und den ent-
sprechenden Gegenäußerungen enthalten. Die Forderung 
könnte im § 13 (Systemverantwortung der Betreiber von 
Übertragungsnetzen) in einem neuen Absatz 8 aufge-
nommen werden. 
Die Übertragungsnetzbetreiber sind zu verpflichten, eine 
ausreichende Informationstransparenz zur Sicherung und 
Weiterentwicklung des Stromhandelsmarktes zu gewähr-
leisten. 
Die folgenden Daten sind insgesamt nur den Übertra-
gungsnetzbetreibern oder einzelnen Marktteilnehmern 
bekannt, aber nicht generell allen Teilnehmern des 
Stromhandelsmarktes. Sie sollten zeitnah ggf. aggregiert 
und anonymisiert veröffentlicht werden:  
 Daten über die Verfügbarkeit und Auslastung der 

grenzüberschreitenden Kuppelkapazitäten 
 Altverträge und Reserve 
 Die technische Verfügbarkeit der Netzkapazitäten 

 Die Ergebnisse der Auktionen von Übertragungska-
pazitäten 

 Erwartete und tatsächliche Lastflüsse 
 Windeinspeisungen 
 Kraftwerksdaten (Kapazitäten, Zu- und Abbauten, 

Ausfälle) 
3. Grundversorger/Ersatzversorger  
Die Grundversorgung ist EU-konform umzusetzen. Das 
heißt, sie ist verpflichtend für Haushaltskunden im 
Strombereich, nicht hingegen im Gasbereich, vorzuse-
hen. Der Grundversorger ist vom Mitgliedstaat zu benen-
nen. Von diesen EU-Vorgaben weichen die von Bundes-
regierung und Bundesrat vorgeschlagenen Regelungen 
gravierend ab. Denn die Grundversorgung wird auch für 
die Gasversorgung in Niederdruck vorgesehen. Zudem 
sollen schutzwürdige Kleinkunden (Letztverbraucher, bis 
zu einem Strom-  bzw. Gasjahresverbrauch von 10.000 
kWh) einbezogen werden. Hinzu kommt, dass die Fest-
stellung des Grundversorgers durch örtliche Verteilnetz-
betreiber in einem völlig unzureichend bestimmten Ver-
fahren erfolgen soll. Die Grundversorgung ist ein wesent-
licher Teil der durch die Gemeinde zu gewährleistenden 
Daseinsvorsorge für ihre Einwohner. Deshalb muss den 
Gemeinden auch die Entscheidungshoheit über die Fest-
stellung des Grundversorgers vorbehalten bleiben. 
Kritisch sind auch die vorgesehenen Regelungen zur Er-
satzversorgung zu bewerten. Die Ersatzversorgung darf 
nicht nur auf den Niederspannungs- und Niederdruckbe-
reich beschränkt, sondern muss auch auf das für indus-
trielle und gewerbliche Abnehmer relevante Mittelspan-
nungs- und Mitteldrucknetz erweitert werden. Entgegen 
der Absicht der Bundesregierung müssen auch die Er-
satzversorgungspreise für Haushaltskunden kostenverur-
sachungsgerecht gebildet werden. Anderenfalls würde 
eine sachlich nicht zu rechtfertigende Differenzierung 
zwischen Haushalts- und Nichthaushaltskunden eintre-
ten, die zu einer Quersubventionierung der Ersatzversor-
gungspreise für Haushaltskunden führen würde. Vor dem 
Hintergrund der für alle Marktteilnehmer unbefriedigen-
den, bisherigen Rechtsprechung zu Energielieferungen 
im vertragslosen Zustand ist es schließlich notwendig, 
gesetzlich zu bestimmen, dass die Ersatzversorgung un-
befristet ist und erst dann endet, wenn der Kunde auf-
grund eines neuen Energielieferungsvertrags beliefert 
wird. 
4. Regelenergie 

Die Bundesregierung hat in ihrem Gesetzesentwurf zum 
EnWG vom 28.07.04 in § 22 (2) die Anforderung zu die-
sem Regelungsgehalt wie folgt formuliert:  

Bei der Beschaffung von Regelenergie durch die Betrei-
ber von Übertragungsnetzen ist ein diskriminierungsfrei-
es und transparentes Ausschreibungsverfahren anzuwen-
den, bei dem die Anforderungen, die die Anbieter von 
Regelenergie für die Teilnahme erfüllen müssen, soweit 
dies technisch möglich ist, von den Betreibern von Über-
tragungsnetzen zu vereinheitlichen sind. 

Der Bundesrat sowie die Bundesregierung in ihrer Ge-
genäußerung haben zu diesem Themenkomplex keine 
(weitere) Stellung genommen. 

Der VKU unterstützt die Bundesregierung bei der Forde-
rung, dass mit dem Ziel den Regelenergiebedarf zu mi-
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nimieren, die  Beschaffung nach einheitlichen Maßgaben 
erfolgen soll. Hierzu gehören insbesondere, einheitliche 
Rahmenbedingungen, Verfahren und Preise sowie eine 
vereinheitlichte Abwicklung. 

Die Regelenergie auf Verteilnetzebene muss minimiert 
werden. Dies erreicht man, indem durch Verwendung 
möglichst sachgerechter Lastprofile und gut angepasster 
Lastprofilverfahren. Das ist nur möglich, wenn der Netz-
betreiber die individuellen Gegebenheiten in seinem Netz 
berücksichtigen kann. Besonders wichtig ist das in klei-
nen Netzen. Andernfalls entstehen hohe Kosten und un-
nötige Risiken. Der VKU fordert deshalb eine Beibehal-
tung des analytischen Lastprofilverfahrens sowie die 
Festlegung von Lastprofilen und deren Anwendungsbe-
reich durch den Netzbetreiber. 

5. Dezentrale Einspeisung/vNNE  

Der VKU fordert ein Entgelt für die vermiedene 
Netznutzung bei dezentraler Erzeugung, wobei die 
Berechnung gemäß der Anlage 6 der VVII+ erfolgt. 

VKU-Unternehmen decken ihren Strombezug zu 24% 
durch Eigenerzeugung. Diese Anlagen haben Nachteile 
bzgl. ihrer geringeren Skalenerträge gegenüber zentralen 
Großkraftwerken, sparen aber ihrerseits Netzkosten 
durch verbrauchsnahe Erzeugung.   

In früheren Netzzugangsmodellen wurde der Ver-
brauchsnähe dezentraler Erzeugung durch entfernungs-
abhängige Entgelte für Netznutzung Rechnung getragen.  

Mit der Einführung des Handelspunktkonzeptes, in 
dem jeglicher Strom so behandelt wird, als würde er in 
der Höchstspannung erzeugt, wurde dieser Vorteil den 
dezentralen Erzeugungsanlagen systematisch entzogen. 
Als Kompensation wurden Entgelte für vermiedene 
Netznutzung gezahlt. Anlage 6 der VV II plus regelt, wie 
vermiedene Netznutzungsentgelte im Einzelfall berech-
net werden. 

Durch ausgewogene Regelungen zur Leistungsverfüg-
barkeit und Reserve-Netznutzung wurden pauschalierend 
gestaltete Kompensationszahlungen für Kraftwerke mög-
lich. 

Die netztechnischen Vorteile der verbrauchsnahen Er-
zeugung werden heute durch die Zahlung der vermiede-
nen Netznutzungsentgelte auf Basis technisch-
wirtschaftlicher Betrachtungen honoriert. Dieses betrifft 
Anlagen mit und ohne KWK. Lediglich das EEG sieht 
vor, dass Anlagen, die Mindestvergütungen nach dem 
EEG erhalten, nicht noch zusätzlich ein Entgelt für die 
vermiedene Netznutzung bekommen. Wie die Regelung 
des § 5 Abs. 2 S. 2 EEG zeigt, findet der aus der 
vermiedenen Netznutzung sich ergebende Effekt, aber 
dennoch Berücksichtigung. 

Im nun vorliegenden Regierungsentwurf zum EnWG 
verpflichtet der Gesetzgeber die Netzbetreiber, bei ihrer 
Netzausbauplanung zu prüfen, ob durch dezentrale Er-
zeugungsanlagen die Notwendigkeit einer Nachrüstung 
oder eines Kapazitätsersatzes entfallen könnte. Der Ge-
setzgeber trägt mit dieser Regelung dem Sachverhalt 
Rechnung, dass dezentrale Erzeugungsanlagen Netzko-
sten sparen können.  

Die Emissionsminderung durch effiziente Energienut-
zung in Kraft-Wärme-Kopplungssystemen wird, auf Ba-
sis umweltpolitischer Betrachtungen, durch das KWK-

Gesetz gefördert, die Ressourcenschonung durch Nut-
zung regenerativer Energie durch das EEG.  
Beim heutigen Vergütungssystem handelt es sich damit 
nicht um die doppelte Vergütung der gleichen Eigen-
schaft, sondern um die separate Honorierung unter-
schiedlicher Eigenschaften. Der Gesetzgeber hat des-
halb im KWK-G explizit festgelegt, dass die dort von 
ihm festgelegten KWK-Zuschläge, die für die Erreichung 
der Ziele des KWK-G gezahlt werden, die Zahlungen an 
Kraftwerke für eingesparte Netzkosten nicht enthalten.  
Der Wegfall der Kompensation für dezentrale Erzeuger 
würde zu mehreren gravierenden Nachteilen führen: 
- Der bestehende, volkswirtschaftlich sinnvolle Len-

kungsmechanismus zur Netzkostenvermeidung durch 
lastnahe Einspeisung würde verworfen, als Folge wä-
ren steigende Netzkosten zu erwarten. 

- Dezentrale lastnahe Kraftwerke würden als Markt-
teilnehmer einseitig wirtschaftlich benachteiligt, ohne 
dass dies für die Realisierung eines funktionsfähigen 
Wettbewerbes notwendig wäre und zu niedrigeren 
Kosten für Netznutzer zu führen. Kompensations-
forderungen an den Gesetzgeber sind nicht auszu-
schließen 

Die „Kann-Vorschrift“ zur Vergütung dezentraler Ein-
speisung im EnWG § 24 ist deshalb – wie auch vom 
Bundesrat gefordert - in eine „Muss-Vorschrift“ umzu-
wandeln. Die Regelungen der StromNEV sind so auszu-
gestalten, dass die jetzigen Regelungen der Anlage 6 der 
VVII+ vollständig überführt werden. 
6. Contracting (-)  
7. Arealnetze 
Der Regierungsentwurf unterstellt sog. „Arealnetzbetrei-
ber“ demselben Regulierungsrahmen (Betriebsgenehmi-
gung, Entgeltregulierung, Anschlusszwang) wie die 
Betreiber von Netzen für die allgemeine Versorgung. Al-
lerdings fehlt eine gesetzliche Definition von Arealnet-
zen. Und die Meinungen gehen weit auseinander, ab 
wann die Gesamtheit der elektrischen Leitungen, die hin-
ter der Anschlussstelle zum Netz der allgemeinen Ver-
sorgung liegen, Netzqualität haben soll. Vom Willen des 
Arealeigentümers kann es jedenfalls nicht abhängen, 
denn die jeweiligen Genehmigungspflichten und die da-
mit korrespondierenden Bußgeldandrohungen treffen alle 
Arealeigentümer gleichermaßen.  
Die Definition des Netzes kann dann nicht offen bleiben, 
wenn Arealnetzbetreiber als vollwertige Netzbetreiber 
behandelt werden sollen. Dies ist aber wiederum Voraus-
setzung dafür, dass die Letztverbraucher auf den Arealen 
nicht zu gefangenen Kunden degradiert werden, sondern 
ebenfalls am Wettbewerb teilnehmen können.  
Der Netzbetrieb muss auf die bisherigen Betreiber be-
schränkt bleiben. Andernfalls würden zukünftig alle 
Vermieter von Großimmobilien vom Gesetzgeber 
zwangsweise zu Netzbetreibern gemacht werden.  
8. Stromkennzeichnung  
Der VKU spricht sich nach wie vor für eine schlanke 
Umsetzung der EU-Beschleunigungsrichtlinie Elektrizi-
tät in Sachen Stromkennzeichnung aus. Die in der Richt-
linie vorgesehenen Informationen und Berichtspflichten 
sind zur Information der Kunden völlig ausreichend. Sie 
sollten daher im Interesse eines möglichst einfachen Ver-
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fahrens und im Sinne eines möglichst geringen Regulie-
rungsniveaus im Wesentlichen übernommen werden. In-
soweit teilen wir die Auffassung des Bundesrates. Die im 
Regierungsentwurf vorgesehenen zusätzlichen Informa-
tionen überladen die Stromrechnung und sind allenfalls 
ein Beitrag zur Intransparenz. Damit wird das angestrebte 
Ziel der verbesserten Verbraucherinformation nicht er-
reicht. Zudem würde die Rechnung einen Umfang an-
nehmen, der sich kostentreibend auswirkt. Vor diesem 
Hintergrund ist § 42 Abs. 2 EnWG-E, der deutschland-
weite Durchschnittswerte fordert, ersatzlos zu streichen. 
Auch § 42 Abs. 3 Reg-Entwurf ist zu streichen: Wenn 
ein Anbieter seine Produktpalette diversifiziert, ist das 
zwar aus Sicht des Wettbewerbs begrüßenswert. Die 
Forderung jedoch, für jedes dieser Produkte umfassende 
Informationen vorzuhalten, ist nicht praxistauglich. Klare 
und einfach verständliche Informationen werden kaum zu 
formulieren sein. Wie eine Umfrage zu diesem Themen-
komplex gezeigt hat, möchte der Kunde sich nicht durch 
eine Vielzahl von Daten-Informationen kämpfen müssen.  
Die getrennte Ausweisung von Netznutzungsentgelten an 
Letztverbraucher (§ 42 Abs. 6 EnWG-E) entspricht nicht 
den EU-Vorgaben.  
9. Anschlusspflicht bei KWK-Anlagen 
Vorrangige Abnahmepflicht des in EE- und KWK-
Anlagen erzeugten Stroms 
Der VKU schlägt vor, den beiden Erzeugungstechno-
logien EE und KWK Vorrang gegenüber konventio-
nell erzeugtem Strom einzuräumen, wobei die zeitlich 
zuerst errichtete Anlage der zeitlich später errichte-
ten vorgeht.  
a) Begründung: 
Nach derzeitiger Rechtslage kann es zu der nicht beab-
sichtigten Konstellation kommen, dass aufgrund der Vor-
rangregelung des EEG einer bereits bestehenden KWK-
Anlage bei Netzengpässen die Abschaltung droht bzw. 
die (vollständige) Aufnahme des in der KWK-Anlage er-
zeugten Stroms nicht möglich ist, da einer – gegebenen-
falls sogar zeitlich später errichteten – EEG-Anlage der 
Vorrang eingeräumt wird. Dies würde der KWK-
Gesetzgebung und dem damit verfolgten Ziel des Klima-
schutzes und der CO2-Minderung zuwiderlaufen. Inso-
weit sollte der Prioritätsgrundsatz gelten.  
Die folgende Darstellung zeigt, dass sich auch den ein-
schlägigen rechtlichen Vorgaben entnehmen lässt, dass 
sowohl Strom aus Erneuerbaren Energien als auch in 
Kraft-Wärme-Kopplung erzeugter Strom Vorrang einzu-
räumen ist: 
Zunächst sieht die EU-Binnenmarkt-Richtlinie Strom 
aus dem Jahr 1996 vor, dass den Energieversorgungsun-
ternehmen nach Art. 3 Abs. 2 Verpflichtungen, die auf 
Umweltschutzgründen beruhen, auferlegt werden kön-
nen. In Art. 11 Abs. 3 wird diese Verpflichtung dahinge-
hend konkretisiert, dass ein Mitgliedstaat, den Betreibern 
eines Verteilnetzes zur Auflage machen kann, dass sol-
chen Erzeugungsanlagen der Vorrang zu geben ist, in de-
nen Erneuerbare Energieträger, Abfälle oder die nach 
dem Prinzip der Kraft-Wärme-Kopplung arbeiten.  
Die entsprechende nationale Regelung findet sich derzeit 
in § 6 Abs. 3 EnWG. Auch dort wird die Kraft-Wärme-
Kopplung neben Erneuerbarer Energien genannt. Im ak-
tuellen Regierungsentwurf des EnWG findet sich keine 

dem § 6 Abs. 3 EnWG entsprechende Regelung. Durch 
die Aufnahme der Umweltverträglichkeit in die Zweck-
bestimmung des Gesetzes (§ 1 Abs. 1 EnWG-Entwurf) 
kommt auch der Kraft-Wärme-Kopplung neben den 
Erneuerbaren Energien besondere Bedeutung zu, da diese 
in § 3 Nr. 33 EnWG-Entwurf ausdrücklich als umwelt-
verträgliche Technologie benannt wird.  

Zu nennen ist weiterhin Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie zur 
Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung, die im Sep-
tember letzten Jahres verabschiedet wurde. Die genannte 
Vorschrift ist nahezu inhaltsgleich mit Art. 6 der Richtli-
nie für die Förderung Erneuerbarer Energieträger. Beide 
Vorschriften sehen vor, dass die Verteil- und  Übertra-
gungsnetzbetreiber die Übertragung und Verteilung von 
KWK-Strom gewährleisten müssen.   

Neben der Umsetzung der rechtlichen Vorgaben ist die 
vorrangige Abnahmepflicht von KWK-Strom auch aus 
Gründen der Versorgungssicherheit notwendig. Zum 
einen kann es bei der Abschaltung von KWK-Anlagen 
aufgrund des EEG-Vorrangprinzips zu Engpässen in der 
Wärmeversorgung kommen, zum anderen sorgt der aus 
ökologischer Sicht zu bevorzugende Strom aus Kraft-
Wärme-Kopplung dafür, dass bei der unregelmäßigen 
Einspeisung von Strom aus Windenergieanlagen die Ver-
sorgungssicherheit aufgrund der notwendigen Grund- 
und/ oder Mittellast, die von den KWK-Anlagen sicher-
gestellt werden kann und die andernfalls überwiegend 
durch fossile Kondensationskraftwerke bereit gestellt 
werden müsste, gewährleistet werden kann.  

Desweiteren ist zu bedenken, dass es bei einer Abschal-
tung von KWK-Anlagen aufgrund des EEG-Vor-
rangprinzips zu Engpässen in der Wärmeversorgung 
kommen kann. Für die Betreiber kleiner KWK-Anlagen 
könnten darüber hinaus wirtschaftliche Schwierigkeiten 
entstehen, die dem vom KWK-G beabsichtigten Zubau 
kleiner KWK-Anlagen zuwider laufen könnte. Der Be-
trieb bzw. die Finanzierung aufgrund des im KWK-G 
vorgesehenen Zuschlags wäre für die Anlagenbetreiber 
nicht mehr planbar, da bei zwischenzeitlicher Abschal-
tung der Anlage unklar bliebe, ob der für die Förderung 
erforderliche Wirkungsgrad erreicht würde.  

Für den gelegentlichen Ausnahmefall, dass es – bei aus-
schließlicher Einspeiung von Strom aus Kraft-Wärme-
Kopplung und aus Erneuerbaren Energien – zu Netzeng-
pässen kommt und diese gesamte Strommenge nicht 
vollumfänglich abgenommen werden kann, sollten die 
Anlagenbetreiber zur Abschaltung ihrer EE- oder KWK-
Anlagen entsprechend dem Prioritätsgrundsatz ver-
pflichtet sein. Der Anlagenbetreiber mit der zeitlich spä-
ter in Betrieb genommenen Anlage ist demzufolge zur 
Abschaltung der Anlage verpflichtet. Dies ergibt sich aus 
Gründen des Bestandsschutzes, die es dem Betreiber ei-
ner EE- oder KWK-Anlage ermöglichen sollen, die An-
lage entsprechend seiner Wirtschaftlichkeitsberechnung 
zu betreiben. Bezüglich neuerer Anlagen trifft den Netz-
betreiber die in Abs. 2 festgelegte Ausbauverpflichtung, 
sofern es sich bei dem Netzengpass nicht um eine nur 
einmalig auftretende Sondersituation handelt.  

Da die Abschaltung kleinerer EE- und KWK-Anlagen 
einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeutet und bei 
einzelnen Anlagentypen kaum realisierbar wäre, sollte 
die Pflicht zur Abschaltung für solche Anlagen nicht be-
stehen, deren Leistung kleiner 2 MW (einschließlich) ist.  
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Die Regelung sollte so ausgestaltet sein, dass der Anla-
genbetreiber die Abschaltung selbst nach Maßgabe des 
Netzbetreibers vornimmt. Dem Netzbetreiber muss kein 
unmittelbares Durchgriffsrecht eingeräumt werden.  
b) Rechtliche Umsetzung 
Zur Umsetzung der vorgenannten Erwägungen bestehen 
zwei Möglichkeiten: 
 Änderung des EEG: 

Änderung des § 4 Abs. 1 EEG, der das Vorrangprinzip 
für EE-Anlagen enthält im Rahmen des geplanten Geset-
zes zur Änderung des EEG (BT Drcks. 15/3923). 
 Regelung im EnWG: 

Streichung des § 2 Abs. 2 EnWG-Entwurf: Die Vor-
schrift legt derzeit fest, dass das EEG dem EnWG als das 
speziellere Gesetz vorgeht (vgl. Begründung zum EEG). 
Bei mangelnder Streichung der Vorschrift wäre eine Mo-
difizierung des Abnahmevorrangs daher nicht möglich. 
Aufnahme einer Regelung in das EnWG , die eine vor-
rangige Abnahmepflicht von in EE- und KWK-Anlagen 
erzeugten Stroms durch den Netzbetreiber vorsieht.  
Vorrangige Anschlusspflicht des in EE- und KWK-
Anlagen erzeugten Stroms 
Der VKU schlägt vor, den beiden Erzeugungstechno-
logien EE und KWK beim Anschluss der Anlage Vor-
rang gegenüber sonstigen Erzeugungsanlagen einzu-
räumen, wobei die zeitlich zuerst errichtete Anlage 
der zeitlich späteren errichteten vorgehen sollte.  
Nach den bereits oben zitierten EU-Richtlinien zur För-
derung der KWK und EE können die Mitgliedstatten die 
vorrangige Anschlusspflicht bzgl. der genannten Erzeu-
gungstechnologien regeln. Für EE-Anlagen ist von dieser 
Möglichkeit in § 4 Abs 1 EEG Gebrauch gemacht wor-
den. § 4 Abs. 1 KWK-G sieht zwar die Anschlusspflicht 
des Netzbetreibers vor, qualifiziert diese aber nicht als 
vorrangig.  
Um die nach § 3 Nr. 33 EnWG-Entwurf beide als um-
weltverträglich einzuordnenden Erzeugungstechnologien 
gleichzustellen, sollte durch eine entsprechende Rege-
lung im EnWG die Gleichbehandlung sichergestellt wer-
den. Notwendig wäre ebenfalls die Streichung des § 2 
Abs. 2 EnWG-Entwurf. 

10. Schiedsstelle für Streitigkeiten betr. EEG-Umlage 
und Anschluss von EEG-Anlagen  

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erneu-
erbaren Energiegesetzes: § 19a EEG: Aufgaben 
der Regulierungsbehörde 

Bzgl. der Überwachung der Weitergabe von Vergü-
tungen vom NB an den ÜNB (§ 5 Abs. 2 S. 1 EEG) 
kann die vorgeschlagene Regelung von Vorteil sein. 
Sie bietet die Möglichkeit, langwierige rechtliche 
Auseinandersetzungen über Fragen der Vergütungs-
höhe zu vermeiden. Um die Wirksamkeit zu gewähr-
leisten, sollte den NB/ ÜNB ein Anspruch auf Ein-
schreiten der Regulierungsbehörde („auf Verlangen 
des…“) eingeräumt werden.  
Dasselbe gilt bzgl. der Überwachung, ob die vNNE 
nach guter fachlicher Praxis ermittelt und bei den 
weitergegebenen Vergütungszahlungen in Abzug ge-
bracht werden (§ 5 Abs. 2 S. 2 EEG). Auch hier soll-

te, um die Effektivität der Vorschrift zu gewährlei-
sten, den NB/ ÜNB ein Anspruch auf Einschreiten 
der Regulierungsbehörde („auf Verlangen des…“) 
eingeräumt werden.  
Bzgl. der Überwachung der Kostentragungspflicht 
bei Anschluss-Mehrkosten aufgrund der Zuweisung 
eines abweichenden Einspeisepunktes (§ 13 Abs. 1 S. 
2 EEG) ist davon auszugehen, dass sich die Überwa-
chung nicht darauf beziehen soll, dass die Kosten 
vom Netzbetreiber übernommen werden, sondern ob 
sie in der veranschlagten Höhe auch EEG-bedingt 
sind. Schließlich soll mit der Regelung des § 19 a 
EEG die Transparenz der EEG-Kosten hergestellt 
werden. Bezieht sich die Überwachung aber auf die 
Kostenhöhe, bedarf es der Einräumung einer solchen 
Befugnis für die Regulierungsbehörde nicht. Sollte 
der Netzbetreiber diese Mehrkosten auf seine NNE 
umlegen, hat die Regulierungshöhe ohnehin die Be-
fugnis zur Überprüfung der Höhe von NNE.  
Nicht ersichtlich ist auch, warum es der Überwa-
chung der Kostentragung für EEG-bedingten Netz-
ausbau (§ 13 Abs. 2 EEG) – mit abweichender Fach-
aufsicht - bedarf. Die Höhe und Berechnung der 
NNE, über die die Netzausbaukosten umgelegt wer-
den können, werden ohnehin durch die Regulie-
rungsbehörde überwacht werden. Der in § 19 a EEG 
vorgesehene Verweis auf § 13 EEG sollte daher ge-
strichen werden.  
Block 3: Themenschwerpunkt Gas 

1. Zugang zu den Gasnetzen (Entry-/Exit-Modell)  
Die Regelungen für den Netzzugang aus der Verbände-
vereinbarung Erdgas konnten für die Netzzugangsver-
ordnung nicht übernommen werden, da jeder Handels-
vorgang mit erheblichem Transaktionsaufwand verbun-
den war. Ein entsprechender Handel über die Börse 
konnte sich nicht entwickeln. Die allgemein anerkannten 
und bewährten Marktregeln aus der VV II Strom waren 
mit Rücksicht auf die Unterschiede Strom/Gas nicht 
übertragbar. Die Netzzugangsverordnung Gas setzt daher 
ein auf die Strukturen und Besonderheiten der deutschen 
Erdgasnetze abgestimmtes Entry/Exit-Netzzugangsmo-
dell um und folgt damit den Empfehlungen des Madrid-
Prozesses auf EU-Ebene.  
Aus Sicht des VKU bleibt es für eine hohe Effizienz des 
Netzzugangs wichtig, optimal auf die funktional zu un-
terscheidenden Bereiche Fernleitung und Verteilung ab-
gestimmte Regelungen in der Netzzugangsverordnung 
Gas zu verankern. Es ist darauf hinzuweisen, dass insbe-
sondere in den Netzen der örtlichen Endverteilung Kapa-
zitätsprüfungen in der Regel überflüssig sind, so dass 
sich diesbezüglich für den Netzzugang eine Reihe von 
Vereinfachungen ergeben. Kapazitätszuordnungen und 
Nominierungen/Renominierungen können in den meisten 
Fällen entfallen. Ausnahmen stellen oftmals lediglich 
sehr große Abnehmer (z.B. Gaskraftwerke) im Netz der 
örtlichen Endverteilung dar. 
2. Gasspeicher  
Der Zugang zu Gasspeicheranlagen ist im Hinblick auf 
die Versorgung der Kunden erforderlich und muss nach 
objektiven, transparenten und nicht diskriminierenden 
Kriterien gewährt werden. Die europäische Gasrichtlinie 
verlangt den Zugang zu Speicheranlagen als Teil des 
Erdgasnetzes. 
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VKU geht davon aus, dass die Betreiber von Speicheran-
lagen ihre wesentlichen geschäftlichen Bedingungen ver-
öffentlichen und gleichfalls durch Anwendung von stan-
dardisierten Verfahren zum Abbau von Abwicklungshür-
den für den verhandelten Speicherzugang beitragen. An-
derenfalls wäre das BMWA aufzufordern, von der Er-
mächtigung gemäß EnWG-Entwurf Gebrauch zu ma-
chen, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die technischen und wirtschaftlichen Bedin-
gungen sowie die inhaltliche Gestaltung der Verträge 
über den Zugang zu den Speicheranlagen zu regeln. 
3. Gashandel  
Mit der Einführung eines entsprechend ausgestalteten 
Entry-Exit-Modells ist die Chance für einen entstehenden 
Gashandel verbunden, von dem analog zum Strom die 
kommunalen Endverteilerunternehmen überproportional 
profitieren. 
4. Teilnetzproblematik  
Bei der Organisation des Netzzuganges müssen die 
Netzbetreiber den Zielkonflikt lösen, einerseits möglichst 
große Zonen mit freier Verlagerbarkeit von Ein- und 
Ausspeisekapazität auszuweisen, andererseits möglichst 
hohe freie Kapazitäten im Netz vorzuhalten. Beides trägt 
zur hohen Auslastung des Netzes bei. Es ist daher im ur-
eigensten wirtschaftlichem Interesse des Netzbetreibers, 
für diesen Zielkonflikt eine optimale Lösung zu finden. 
Der VKU lehnt sachfremde Vorgaben zur Anzahl von 
Teilnetzen im Netz der öffentlichen Gasversorgung in 
Deutschland ab. Insbesondere muss es auch in Netzen 
der örtlichen Endverteilung – wenn entsprechende Sach-
gründe vorliegen (z.B. unterschiedliche Gasbeschaffen-
heiten) – möglich sein, Teilnetze zu bilden. 
5. Kalkulation der Netzzugangsentgelte  
Die Gespräche zwischen BMWA und Gaswirtschaft zur 
GasNEV sind derzeit noch nicht abgeschlossen. Eine ak-
tuelle Stellungnahme zu den VKU-Positionen wird ggf. 
zur Anhörung eingereicht. 
6. "Rucksackproblem" 
Das Rucksackprinzip bei der Kapazitätsvergabe ordnet 
bei einem Lieferantenwechsel dem Kunden die zu seiner 
Belieferung mit Erdgas erforderliche Kapazität vollstän-
dig zu. In Netzen der örtlichen Endverteilung sind die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme einer entspre-
chenden Erbfallregelung in der Regel gegeben. In den 
Fernleitungsnetzen steht das Rucksackprinzip dem Inter-
esse des Händlers entgegen, Kapazitäten zu bündeln und 
unter Ausnutzung der Gleichzeitigkeiten im Netz be-
darfsgerecht zu buchen. 

7. Differenzmengen  
VKU weist darauf hin, dass der derzeitige Entwurf der 
Gasnetzzugangsverordnung die Pflicht des Grundversor-
gers vorsieht, mit dem Netzbetreiber einen Bezugs- und 
Einspeisevertrag für den Ausgleich der Ein- oder 
Ausspeisedifferenzen bei Lastprofilkunden abzuschlie-
ßen. Dies stellt eine unzulässige, nicht von § 36 Abs. 1 
des EnWG-Entwurfes umfasste Erweiterung der Pflich-
ten des Grundversorgers dar, die außerdem auch gegen 
die in §§ 22 Abs. 1 und 24 Satz Nr. 3 des EnWG-
Entwurfes vorgesehene Beschaffung von Ausgleichs-
mengen in einem Ausschreibungsverfahren verstößt, 
denn die Versorgungspflicht des Grundversorgers er-
streckt sich nicht auf alle Kunden ohne Leistungsmes-
sung, sondern lediglich auf Haushaltskunden, die im 
Niederdruck versorgt werden. Die im EnWG-Entwurf in 
§ 36 Abs. 1 vorgesehene Einführung einer Grundversor-
gungspflicht und die Benennung eines Grundversorgers 
nach § 36 Abs. 2 gehen über die europarechtlichen Vor-
gaben der Gasrichtlinie hinaus.  
8. Anpassung an europäische Normen (-)  
9. Biogaseinspeisung  
Die europäische Gasrichtlinie hat zum Ziel, Biogas, Gas 
aus Biomasse und anderen Gasarten einen nicht diskri-
minierenden Zugang zum Gasnetz zu ermöglichen mit 
dem Vorbehalt, dass dieser Zugang dauerhaft mit den 
einschlägigen technischen Vorschriften und Sicherheits-
normen vereinbar ist. Eine Prüfung soll sich auch auf die 
chemischen Eigenschaften dieser Gase erstrecken. 

Je nach verwendetem Ausgangsstoff für die Biogaser-
zeugung fallen unerwünschte Begleitstoffe und sehr un-
terschiedliche Methangehalte im Biogas an. Die Einspei-
sung von Biogas in das Netz der öffentlichen Gasversor-
gung setzt also eine sehr komplexe Aufarbeitung des 
Biogases zur „erdgasgleichen“ Qualität voraus. Die da-
mit verbundenen energetischen Aufwendungen und Ko-
sten rechtfertigen die Einspeisung weder ökologisch noch 
ökonomisch. VKU tritt für eine weitere Erschließung der 
vorhandenen Nutzungspotentiale für Biogas in Anlagen 
zur dezentralen Energiebereitstellung ein (dezentrale 
Wärmeerzeugung oder Nutzung in einer dezentralen 
Biogas-KWK-Anlage zur Erzeugung von Strom und 
Wärme). 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1519 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte  
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verband der Elektrizitätswirtschaft e.V. (VDEW) 

Einleitung 

Am 28.07.2004 hat das Bundeskabinett den Regierungs-
entwurf für eine EnWG-Novelle verabschiedet. Der 
Bundesrat hat am 24.09.2004 Stellung genommen und 
Veränderungen vorgeschlagen. Die Bundesregierung hat 
in ihrer Gegenäußerung einige Punkte des Bundesrates 
aufgenommen und eine Anpassung des Regierungsent-
wurfes angekündigt. Am 28.10.2004 erfolgte die 1. Le-
sung des Gesetzentwurfes im Bundestag. Am 29.11.2004 
findet die Anhörung im Wirtschaftsausschuss des Bun-
destages statt. 

Der Gesetzentwurf bedeutet einen Systemwechsel in der 
leitungsgebundenen Energiewirtschaft. Integrierte Unter-
nehmensstrukturen müssen getrennt werden. Das Ener-
gieversorgungsnetz als zentrale Wertschöpfungsstufe der 
leitungsgebundenen Energien Strom und Gas wird regu-
liert. Der Staat legt die Regeln für die Netznutzung fest 
und bestimmt zukünftig den Rahmen für das unterneh-
merische Handeln. Dies hat auch Auswirkungen auf die 
Wertschöpfungsstufen der Erzeugung und des Handels 
und damit auf die gesamte Energiewirtschaft. Im Bereich 
der Grundversorgung werden zudem explizit regulatori-
sche Vorgaben getroffen, die nicht den Netzbereich be-

treffen. Die Auswirkungen auf die gesamte Energiebran-
che werden immens sein. 

Der VDEW als Spitzenverband der deutschen Elektrizi-
tätswirtschaft und der Verband der Netzbetreiber - VDN 
- befürworten eine gründliche und sachliche Auseinan-
dersetzung mit den vielfältigen Neuregelungen. Auf-
grund der erheblichen Auswirkungen auf die Strombran-
che und damit für die gesamte Wirtschaft ist eine Abwä-
gung der Ziele des Energiewirtschaftsgesetzes für sämtli-
che Themen/Regelungskreise des umfangreichen Geset-
zes erforderlich. Jede Regelung sollte auf die mittel- und 
langfristigen Auswirkungen geprüft werden. Dabei sind 
die Grundprinzipien der Verhältnismäßigkeit und der 
Rechtssicherheit maßgebend.  
Die Übernahme bewährter Regelungen der VV II plus 
wird daher begrüßt. Die Regelungen der VV II plus be-
ruhen auf einem fairen Ausgleich, der in Verhandlungen 
zwischen den Marktteilnehmern gefunden wurde. In ei-
nigen wichtigen Punkten wird sowohl im Gesetzentwurf 
wie auch in den derzeit bekannten Verordnungsentwür-
fen von wissenschaftlich fundierten und bewährten Lö-
sungen abgewichen. Dies gefährdet das ausgewogene 
Konzept und damit das stabile Funktionieren des liberali-
sierten Strommarktes sowie die Investitionsfähigkeit der 
Netzbetreiber.  



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)1511 

  33 

Nur wenn die Investitions-, Planungs- und Rechtssicher-
heit gewährleistet wird, können im Sinne der Netzkunden 
die energiewirtschaftliche Zukunft der Bundesrepublik 
Deutschland und die Versorgungssicherheit nachhaltig 
gesichert werden. 
In den nachfolgenden Kernpunkten werden die grund-
legenden Regelungen des Gesetzes angesprochen und 
bewertet. Eine detaillierte Auseinandersetzung erfolgt in 
den Themenpapieren, auf die bei den Kernpunkten ver-
wiesen wird. Auf diese Weise soll sowohl eine Gesamt-
bewertung als auch eine gesonderte Auseinandersetzung 
mit einzelnen Themen ermöglicht werden. Die Abfolge 
der Themen orientiert sich an dem Themenkatalog des 
Wirtschaftsausschusses. 
A. Kernpunkte 
1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 
Die Zuständigkeiten zwischen Bundesregulierungsbe-
hörde und den Ländern müssen sachgerecht und effizient 
aufgeteilt werden. Maßgebend ist, dass eine einheitliche 
Praxis gefunden wird, die Rechtssicherheit vermittelt und 
die besonderen Umstände auch der kleineren Netzbetrei-
ber berücksichtigt. Im Falle einer Verteilung der Kompe-
tenz auf den Bund und die Länder wird es entscheidend 
sein, wie die Einheitlichkeit der Regulierungspraxis ge-
währleistet wird. 
⇒ Themenpapier 1 - Verteilung der Kompetenz auf 
Bund und Länder 
2. ex ante-/ex post-Aufsicht 
In der Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesra-
tes kündigte die Bundesregierung die Einführung einer 
Genehmigungspflicht für jede Netznutzungsentgelterhö-
hung an. Die noch zu erarbeitende Anreizregulierung 
wird voraussichtlich eine generelle Genehmigungspflicht 
vorsehen.   
Die bisher geplante Verteilung einer Festlegung der Ent-
geltfindungsmethode und einer ex post-Kontrolle ist 
sachgerecht und erlaubt eine schlanke Regulierung. Ein 
Wechsel zu einer Einzelpreisgenehmigung bedeutet in-
dessen mehr Verwaltungsaufwand und Bürokratie. 
Entscheidend sind aber die Maßstäbe für die Entgeltfin-
dung (vgl. Nr.3 - Kalkulation der Netznutzungsentgelte) 
und die rechtliche Ausgestaltung des Verfahrens. 
Die im Regierungsentwurf vom 28. Juli 2004 festgeleg-
ten Verfahrensvorschriften sind auf die bis dahin geplan-
te ex post-Mißbrauchskontrolle ausgerichtet und müssen 
im Falle eines Wechsels zu einer Einzelgenehmigung 
grundlegend überarbeitet werden. Soweit sowohl Ein-
zelgenehmigung als auch ex post-Kontrolle nebeneinan-
der auf verschiedene Sachverhalte Anwendung finden, 
müssen beide Verfahren im Gesetz eigene Regelungen 
erfahren und das Verhältnis zueinander abgegrenzt sein.  
⇒ Themenpapier 2 -  ex ante-/ex post-Aufsicht 
3. Kalkulation der Netznutzungsentgelte  
Die Regelungen zu den Bedingungen der Entgelte im 
Regierungsentwurf sind unklar. Es werden sehr allge-
meine, abstrakte Kriterien genannt, die einen weiten Aus-
legungs- und Anwendungsspielraum lassen. Durch zu-
sätzliche Einschränkungen und Öffnungsklauseln bleiben 
Fragen nach einer rechtssicheren Handhabung der Vor-
schriften unbeantwortet.  

Die bisher im Entwurf vorliegende Strom-Netzent-
geltverordnung zeigt, dass das begrüßenswerte Bekennt-
nis zum Prinzip der Nettosubstanzerhaltung im Gesetz 
auf der Verordnungsebene wieder ausgehebelt wird. Hier 
ist dringend anzuraten, das Prinzip im Einklang mit den 
geltenden betriebswirtschaftlichen Methoden und Er-
kenntnissen umzusetzen. Hauptkritikpunkte sind die Sal-
dierung der kalkulatorischen Abschreibung, die Regelung 
zur Eigenkapitalverzinsung sowie die Nichtanerkennung 
der Körperschaftsteuer. Bei der Kalkulation der Netzent-
gelte systemwidrige Kompromisslösungen zuzulassen, 
würde die Verlässlichkeit der Entgeltkalkulation und da-
mit die Planungssicherheit bei Leitungsinvestitionen und 
die Rahmenbedingungen für notwendige Investitionen in 
die Netzinfrastruktur ernsthaft in Frage stellen.  

⇒ Themenpapier 3 -  Kalkulation der Netznutzungs-
entgelte 

4. Vergleichsmarktverfahren 
Das sog. Vergleichsverfahren in § 21 Abs. 3 RegE und 
die damit verbundene Vermutung in Absatz 4 stehen in-
haltlich in keiner Beziehung zu Absatz 2. Das Verhältnis 
der Vorschriften ist unklar. Trotzdem wird vermutet, dass 
die den Netzbetreiber unmittelbar treffenden Zielvorga-
ben des Absatzes 2 nicht eingehalten sind. Dies löst weit 
reichende Sanktionen aus (§§ 95 Abs. 1 Nr. 4, 30 Abs. 1 
Nr. 1, 32 Abs. 3, 33, 34 RegE). 
Sinnvoll ist  nur ein Preisvergleich für die Netznutzung 
insgesamt, nicht ein Vergleich einzelner Teilpreise oder 
(Teil-)Kosten und (Teil-) Erlöse. Mit dem neuen Teilver-
gleich in § 21  
Abs. 3 RegE könnte selbst dem im bundesweiten Ver-
gleich preisgünstigsten Netzbetreiber eine missbräuchli-
che Überhöhung unterstellt werden, wenn auch nur ein 
einziges Teilelement seines Gesamtnetznutzungsentgelts 
geringfügig höher läge als das eines anderen Netzbetrei-
bers, obgleich dessen übrige Teilelemente weit teurer wä-
ren. Ebenso unsinnig ist ein Gesamterlösvergleich, wie 
das Beispiel hoher Erlöse durch Zusammentreffen von 
niedrigen Entgelten mit starker Nachfrage zeigt. Die 
Vorschrift ignoriert den Sachverhalt abweichender Ko-
stenstrukturen aufgrund unterschiedlicher Netzphiloso-
phien und schränkt unternehmerisches Handeln unzuläs-
sig ein. 
Zudem soll nach § 21 Abs. 4 Satz 2 RegE jede noch so 
geringe Überschreitung des Vergleichspreises ohne 
Rücksicht auf das bisherige Spürbarkeitskriterium und 
ohne Berücksichtigung objektiver, struktureller Unter-
schiede zwischen den verglichenen Netzgebieten die 
Vermutung unrationeller Betriebsführung auslösen 
und weitreichenden Sanktionen einschließlich Schadens-
ersatzansprüchen den Weg bereiten. Damit wird struktur-
schwächeren, mit überdurchschnittlichem Verteilungs-
aufwand belasteten Netzbetreibern eine praktisch uner-
füllbare Beweislast aufgebürdet. Denn diese haben zwar 
Kenntnis über die Besonderheiten ihres eigenen Netzge-
bietes, nicht aber über die der Vergleichsunternehmen. 
Diese Strukturfragen müssen wie bisher durch die Regu-
lierungsbehörde von Amts wegen untersucht werden, für 
die ihr die entsprechenden Auskunftsrechte gegenüber al-
len Unternehmen zur Verfügung stehen. Die o.g. Pau-
schalvermutung ist  nicht sachgerecht, sondern führt bei 
vielen Netzbetreibern objektiv zu falschen Ergebnissen 
und damit zu einer nicht gerechtfertigten Vorverurtei-
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lung. Absatz 4 Satz 2 sollte daher ersatzlos gestrichen 
werden. 
Die Preisbildungsvorgaben des § 21 RegE in ihrer Ge-
samtheit stellen durch die Abkehr von der Kostenorien-
tierung unklare Rahmenbedingungen und die Einschrän-
kung der unternehmerischen Handlungsfreiheit ein Inve-
stitionshindernis dar.  
5. Ausgestaltung der Anreizregulierung 
In der Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesra-
tes kündigte die Bundesregierung an, einen Vorschlag für 
die Schaffung eines Systems zur Anreizregulierung für 
die Netznutzungsentgelte im EnWG und der Netzentgelt-
verordnung Strom zu unterbreiten. Bei  der Schaffung ei-
nes solchen Regulierungssystems mit verschiedenen In-
strumenten sind Transparenz, Schlüssigkeit und Rechts-
sicherheit von besonderer Bedeutung. Ein solches Regu-
lierungsverfahren bedarf ausreichender und sorgfältiger 
Vorbereitung. Übereilte und falsche Entscheidungen 
können Tatsachen schaffen und zu gravierenden Fehl-
entwicklungen führen. Zentral und aus verfassungsrecht-
licher Sicht unerlässlich ist die vorherige Festlegung des 
Inhalts der Kontrollmaßstäbe sowie die sachgerechte 
Ausgestaltung der entsprechenden Systeme und Verfah-
ren durch den Gesetz- und Verordnungsgeber. Dies gilt 
besonders dann, wenn der Regulierungsbehörde mögli-
cherweise weitreichende Entscheidungsbefugnisse einge-
räumt werden sollen wie bei der Anreizregulierung. 
Zudem sind einige Bestimmungen des derzeitigen Regie-
rungsentwurfs mit einer Anreizregulierung unvereinbar. 
Dies gilt für § 21 Abs. 4 Satz 2, aber auch z.B. für § 30 
Abs. 1 Nr. 5 und 6. Hier ist Sorge zu tragen, dass ein 
stimmiges Gesamtkonzept vorliegt. 
Generell gilt es, den neuen Baustein „Anreizregulierung“ 
in das übrige Regelwerk einzupassen. Sachgerecht er-
scheint, dies erst dann und im Wege einer Gesetzesnovel-
le zu tun, wenn die Inhalte des neuen Bausteins „Anreiz-
regulierung“ feststehen. Die Inhalte müssen zugleich auf 
Gesetzesebene vorbestimmt werden, handelt es sich doch 
um das Kernstück der Regulierung. Die Verabschiedung 
des Kernstücks der Energierechtsreform kann nicht auf 
die Exekutive verlagert werden. Auch die Delegation auf 
den Verordnungsgeber bedarf inhaltlicher Eckpunkte auf 
Gesetzesebene (Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG). 
Die Stromwirtschaft ist bereit, bei der Erarbeitung eines 
Anreizmodells aktiv mitzuarbeiten. Für die Implementie-
rung der Anreizregulierung müssen wesentliche Kern-
punkte verwirklicht werden. VDEW/VDN haben diese 
Kernpunkte in einem Positionspapier ausgearbeitet (siehe 
Themenpapier 5). 

⇒ Themenpapier 5 - Ausgestaltung der Anreizregu-
lierung 

6. Garantie von Versorgungsqualität 
Die Versorgungszuverlässigkeit und -qualität sind neben 
dem Energiepreis das aus Kundensicht im Rahmen der 
Versorgung wichtigste Kriterium. Deutschland ist inter-
national auf einem Spitzenplatz bei der Versorgungszu-
verlässigkeit und -qualität. Diese Bedingungen sind für 
ein Industrieland wie Deutschland von großer volkswirt-
schaftlicher Bedeutung.  
Versorgungszuverlässigkeit und -qualität werden maß-
geblich durch die Netzbetreiber sichergestellt. Die Basis 

der langfristigen Sicherung dieser hohen Standards bil-
den Investitions-, Planungs- und Rechtssicherheit für die 
Netzbetreiber. Können wesentliche Kostenanteile von 
Netzinvestitionen aufgrund staatlicher Vorgaben (z.B. in 
den entsprechenden Verordnungen) nicht in den Entgel-
ten berücksichtigt werden, schreckt dies Kapitalgeber ab 
und gefährdet die Investitionsfähigkeit der Netzbetreiber. 
Insbesondere mit Blick auf die anstehenden umfangrei-
chen Investitionen in die Netze können derartige Vorga-
ben gravierende Auswirkungen auf Versorgungszuver-
lässigkeit und -qualität haben. 
7. Haftungsregelung 
Die Haftung der Netzbetreiber für betriebsspezifische Ri-
siken sollte gegenüber dem Kunden grundsätzlich und 
analog zur derzeitigen AVBEltV geregelt werden und für 
alle Netzbetreiber gelten. Um unvertretbare Haftungsrisi-
ken für die Netzbetreiber zu verhindern, sollte sicherge-
stellt werden, dass die  im Regierungsentwurf vorgesehe-
nen Verordnungen über die Regelung von Vertrags- und 
sonstigen Rechtsverhältnissen zeitgleich mit dem EnWG 
in Kraft treten, da zugleich die AVBEltV aufgehoben 
werden soll. Von dieser Haftung aus betriebsspezifischen 
Risiken der Netzbetreiber in § 11 Abs. 1 RegE ist die 
Haftung aus der Systemverantwortung für Maßnahmen 
bei Gefährdung der Versorgungssicherheit (§ 13) zu un-
terscheiden. Hier sind Nachbesserungen und Ergänzun-
gen im Verhältnis zur bisher vorgesehenen Regelung un-
bedingt erforderlich und im Hinblick auf die Übergangs-
regelungen unabdingbar. 
Die Versorgungsqualität darf nicht über eine Ausweitung 
der Haftungsregelungen für EVU geregelt werden. Haf-
tungsrelevante Ausfälle treten selten auf und auch im 
Ausland erfolgt die Sicherung der Versorgungsqualität 
auf anderem Wege. Das erhöhte  Haftungsrisiko, würde - 
falls es überhaupt versicherbar wäre – spürbar höhere 
Netznutzungsentgelte verursachen. Darüber hinaus soll-
ten Netzbetreiber nur für Schäden haften, deren Ursache 
in ihrem eigenen Einwirkungsbereich liegt. 
Im EnWG wäre eine eigene Ermächtigungsgrundlage für 
die Regelung der Haftung vorteilhaft. Die Ermächtigun-
gen zur Regelung der Haftungsfragen im Rahmen der 
Vertragsgestaltung, greift zu kurz, da beispielsweise die 
Einspeisung aus EEG-Anlagen nicht zwingend in Verträ-
gen erfolgt.  

⇒ Themenpapier 7 - Haftungsregelung  

8. Transparenz/Auskunfts- und Berichtspflichten 
Eine Transparenz der marktrelevanten Informationen ist 
im Grundsatz zu begrüßen. Allerdings sind die zu veröf-
fentlichen Informationen im Interesse einer effizienten 
Organisation auf das notwendige Maß zu begrenzen; be-
rechtigten Vertraulichkeitsinteressen der Marktteilneh-
mer ist auf jeden Fall Rechnung zu tragen. Die vielfälti-
gen Veröffentlichungs-, Dokumentations-, Berichts- und 
Auskunftspflichten im Gesetz und den Verordnungen 
führen zu erheblichem Aufwand bei den Unternehmen 
und sind deutlich überzogen. Dies betrifft z.B. die Mel-
depflichten bei Versorgungsstörungen selbst im Nieder-
spannungsbereich (§ 52  
RegE), obgleich dort die Auswirkungen auf die Kunden 
sehr begrenzt sind. 
Auch das Auskunftsrecht gem. § 69 Abs. 1 RegE, das 
bis in die Ebene der Verbände hinein reicht, geht viel zu 
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weit. Soweit die Auskunftspflicht auch allgemeine 
Marktstudien umfassen soll, ist sie unverhältnismäßig 
und sachlich nicht geboten. Insbesondere ist die Aus-
kunftspflicht von Verbänden im Rahmen des EnWG 
nicht sachgerecht. Normadressaten der materiellen An-
forderungen des EnWG sind nur die Unternehmen, nicht 
auch Verbände. Die Regelung greift unverhältnismäßig 
weit in die Arbeit der Verbände ein. Dementsprechend 
muss die Auskunftspflicht der Verbände in § 69 Abs. 2 
RegE gestrichen werden. Gleiches gilt für das übermäßig 
erscheinende Enquete-Recht des § 69 Abs. 10 RegE. 
⇒ Themenpapier 8 – Transparenz/Auskunfts- und 

Berichtspflichten 
9. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
Die Aufgabe der Messung und der Ablesung muss bis 
auf die Fälle einer anderweitigen Vereinbarung zwischen 
Netznutzer und Netzbetreiber auch künftig dem Netz-
betreiber obliegen. Die generelle Festlegung der Zustän-
digkeit des Netzbetreibers in der Stromnetzzugangsver-
ordnung ist zu begrüßen. Schon das OLG Düsseldorf hat 
festgestellt, dass die Messung integraler Bestandteil der 
Netznutzung ist. Die Daten sind auch für die dem Netz-
betreiber zugeordneten weiteren Aufgaben wie Energie-
mengenermittlung, Umsetzung des Lastprofilverfahrens 
und dem Ausgleich der Differenz zwischen Summenlast-
profilen und tatsächlicher Lieferung notwendig und müs-
sen daher auch vom Netzbetreiber erhoben werden kön-
nen.  
⇒ Themenpapier 9 – Liberalisierung des Mess- und 

Zählwesen 
10. Unbundling  

Die vom Bundesrat angeregte engere Anlehnung an die 
Elektrizitätsrichtlinie ist zu begrüßen. Die nach dem Re-
gierungsentwurf erforderliche Abgrenzung zwischen we-
sentlichen und sonstigen Netzbetreibertätigkeiten würde 
zu erheblicher Rechtsunsicherheit führen. Durch die 
Verpflichtung zur operationellen Entflechtung sind die 
Unternehmen gezwungen, zahlreiche in der Vergangen-
heit geschaffene Synergieeffekte zwischen den einzelnen 
Bereichen des integrierten Versorgungsunternehmens 
aufzugeben. Darüber hinaus stellen die Entflechtungsvor-
schriften gerade an kleinere Unternehmen in der Praxis 
kaum lösbare Umsetzungsprobleme; ein Defizit im Voll-
zug der Vorschriften ist vorprogrammiert. Dies muss bei 
der Umsetzung der Vorschriften durch diese Unterneh-
men berücksichtigt werden. 
Neben diesen organisatorischen Vorgaben schränken 
auch die Regelungen zum rechnungsmäßigen Unbund-
ling die unternehmerischen Gestaltungsfreiheiten unnötig 
- und über die Vorgaben der EG-Richtlinien hinaus - ein. 
Gerade für die mittleren und kleinen EVU wird dadurch 
ein unverhältnismäßig hoher finanzieller und organisato-
rischer Aufwand verursacht.  

⇒ Themenpapier 10a - steuerliches Unbundling 

⇒ Themenpapier 10b - rechnungsmäßiges Unbund-
ling 

11. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 

Die Übertragung von weitreichenden Kompetenzen zur 
Festlegung von Methoden und Grundsätzen auf die Re-
gulierungsbehörde – etwa im Falle der Anreizregulierung 

- ist abzulehnen, weil es sich hierbei um normative Auf-
gaben handelt. Die Rechtssicherheit verlangt zudem die 
Begrenzung des behördlichen Ermessens- und Entschei-
dungsspielraums. Die Festlegung wesentlicher Inhalte 
bleibt dem Grundgesetz entsprechend dem Gesetz- oder 
Verordnungsgeber vorbehalten. 
Je weiter der Handlungsspielraum der Behörde ausgestal-
tet wird, desto unkalkulierbarer wird sich der Vollzug der 
Regulierung entwickeln. Die Regulierungsbehörde sollte 
daher nicht selbst rechtssetzend tätig werden. Die Rah-
menbedingungen für den Netzzugang müssen wegen ih-
rer Bedeutung für die Versorgungszuverlässigkeit poli-
tisch verantwortet und gestaltet werden. Werden der Be-
hörde neben umfangreichen Kompetenzen zur Festle-
gung von Entscheidungsgrundlagen zusätzlich weite Er-
messensspielräume bei der Entscheidung auf der Grund-
lage der selbst festgelegten Tatbestände eingeräumt, fal-
len Normsetzung und Vollzug letztlich in einer Hand zu-
sammen. Gibt der Gesetzgeber die Entscheidungsgewalt 
durch Delegation und Subdelegation über das notwendi-
ge Maß hinaus aus der Hand, ist die Schaffung einer ob-
jektiven und umfassenden gerichtlichen Kontrolle der 
Entscheidung der Regulierungsbehörde in angemessener 
Zeit zur Vermeidung von Fehlentwicklungen unerläss-
lich. Es muss bereits durch entsprechende Formulierung 
in Gesetz und Verordnung sichergestellt sein, dass eine 
umfassende Rechtskontrolle möglich und nicht auf eine 
bloße Kontrolle von Ermessensfehlern beschränkt bleibt. 
Diese Kontrollbefugnis, die auch bisher im Kartellrecht 
Anwendung findet, ist wegen der weitaus höheren Ein-
griffsintensität der Regulierungsbehörde und möglichen 
Grundrechtseingriffen unerlässlich. Die Netzbetreiber 
müssen rechtlich und praktisch in begründeten Fällen die 
Möglichkeit haben, rechtmäßige Forderungen auf Zah-
lung oder Genehmigung von Netznutzungsentgelten auch 
zügig durchzusetzen. Aus rechtsstaatlichen Gründen ist 
zudem ein effektiver Schutz von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen in den Genehmigungs- und Rechts-
mittelverfahren sicherzustellen.  
12. Sanktionen 
Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Sanktionen sind 
deutlich überzogen. Die Regulierungsbehörde soll in be-
stimmten Fällen unmittelbar Bußgelder verhängen kön-
nen, wenn nach ihrer Meinung Netzzugangsbedingungen 
nicht im Einklang mit den Vorgaben im Gesetz oder den 
Verordnungen stehen (§ 95 Abs. 1 Nr. 4, Nr. 5 b RegE). 
Angesichts der zahlreichen unbestimmten Rechtsbegriffe 
im Gesetz und in den Verordnungen ist eine vorherige 
konkretisierende Untersagungsverfügung unverzichtbar. 
Zudem ist der in diesen Fällen vorgesehene Bußgeldrah-
men von bis zu 1 Mio. EUR völlig überzogen, vor allem 
neben der separat vorgesehenen Abschöpfungsregelung 
(§ 33 RegE). 
Völlig unverhältnismäßig ist auch das in § 94 vorgesehe-
ne Zwangsgeld von bis zu 10 Mio. EUR und die schon 
bei leichter Fahrlässigkeit einsetzende Möglichkeit einer 
Vorteilsabschöpfung für einen Zeitraum von bis zu 5 Jah-
ren (§ 33). Beide müssen ebenfalls auf ein vernünftiges 
Maß zurückgeführt werden. Zu streichen wäre auch die 
den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts widerspre-
chende Verzinsung ab Schadenseintritt (§ 32 Abs. 3). 
Darüber hinaus sind die vorgesehenen Verbandsklage-
rechte (§§ 32 Abs. 2, 34 RegE) abzulehnen. Die ver-
gleichbaren Regelungen im Regierungsentwurf zum 
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GWB sind ebenso verfehlt. Missbräuchlichen Klagen 
von Abmahnvereinen, denen der Gesetzgeber im Bereich 
des UWG durch entsprechende Regelungen im Gesetz 
erfolgreich entgegengewirkte, werden im EnWG ermög-
licht. Im Bereich jedenfalls des EnWG und des TKG be-
steht kein Bedürfnis für ein Tätigwerden von Privatorga-
nisationen. Denn hier überwachen, anders als im UWG, - 
insbesondere im Falle einer Einzelpreisgenehmigung - 
eigens zu diesem Zweck geschaffene Behörden kontinu-
ierlich die Einhaltung der Marktregeln. Bei der Neurege-
lung des TKG wurde deshalb zu Recht keine Klagebe-
fugnis der Verbände für die Vorteilsabschöpfung einge-
führt. Sie ist im Rahmen des EnWG sachwidrig und soll-
te entfallen.  
Auch im Zusammenhang mit den Sanktionen ist jeweils 
zwischen der ex ante- und der  
ex post-Aufsicht, auf die sich der Regierungsentwurf be-
zieht, zu unterscheiden. Sind die Sanktionen im Rahmen 
der nachträglichen Missbrauchsaufsicht bereits überzo-
gen, so sind sie im Zusammenhang mit der Einführung 
eines Genehmigungsverfahrens unakzeptabel und an die 
neue Ausgangssituation anzupassen.  

13. Finanzierung Regulierungsbehörde 
Die Finanzierung der Regulierungsbehörde durch Beiträ-
ge der Netzbetreiber (§ 92 RegE) ist finanzverfassungs-
rechtlich unzulässig.  
Die Abwälzung der Kosten auf die Wirtschaft verfehlt 
das Ziel einer schlanken, effizient arbeitenden Behörde. 
Die Behörde muss ihrerseits gehalten sein, kosteneffi-
zient zu arbeiten. Dies ist mit der vorgesehenen Über-
wälzung der Kosten auf die Netzbetreiber nicht der Fall. 
Verschärft wird dieses Problem dadurch, dass die Regu-
lierungsbehörde die Beitragssätze durch eine eigene 
Rechtsverordnung selbst festsetzen können soll. Es ist 
keinerlei Anreiz für die Regulierungsbehörde zu erken-
nen, selbst effizient zu haushalten. 
⇒ Themenpapier 13 - Finanzierung Regulierungsbe-
hörde 

14. Grundversorgung 
Der Begriff „Grundversorger“ tritt an die Stelle des bis-
herigen Begriffs „Allgemeiner Versorger“. Im Hinblick 
auf das Unbundling von Netzbetrieb und Energieliefe-
rung betrifft die Grundversorgung nur noch die Lieferung 
von Elektrizität oder Gas. Die Bestimmung eines Grund-
versorgers ist notwendig, um ein Unternehmen festzule-
gen, welches verpflichtet ist, jedermann zu allgemeinen 
Bedingungen mit Strom oder Gas zu beliefern. Die aktive 
Einbindung der Kommunen ist anders als beim Netzbe-
trieb bei der Bestimmung des Grundversorgers nicht 
notwendig. Wir unterstützen den im aktuellen Gesetzes-
entwurf vorgesehenen Ansatz, wonach der Grundversor-
ger in periodischen Abständen unter Nutzung der Daten 
des Netzbetreibers als derjenige, der die meisten Haus-
haltskunden versorgt, ermittelt und der Energieaufsichts-
behörde mitgeteilt wird. 
Dagegen sind die Preisvorgaben für die Grund- und Er-
satzversorgung nicht sachgerecht. Sie betreffen nicht das 
Netz, sondern die Versorgung der Haushalte mit Strom. 
Die für die Überwachung der Preise noch vorgesehene 
besondere Missbrauchsaufsicht auf der Grundlage einer 
Kombination kostenorientierter und wettbewerbsorien-

tierter Maßstäbe, wie sie in § 40 Abs. 2 RegE angelegt 
ist, steht ordnungspolitisch nicht im Einklang mit dem 
Ziel des Gesetzesvorhabens, wonach bei der Versorgung 
wettbewerbliche  Maßstäbe gelten sollen. Es ist ausrei-
chend, wenn die Missbrauchsaufsicht über die Preise der 
Grundversorger nach den allgemeinen kartellrechtlichen 
Regelungen (§§ 19, 20 GWB) erfolgt. 
Aus den selben Gründen wie bei den Netznutzungsent-
gelten ist auch die Beweislastumkehr zu Lasten des 
Grundversorgers in § 40 Abs. 2 Nr. 1 RegE im Rahmen 
der geplanten besonderen Missbrauchskontrolle abzuleh-
nen. Dem Grundversorger würde damit eine im Ergebnis 
nicht zu leistende Beweislast zugemutet; er kennt zwar 
die strukturellen Besonderheiten seines eigenen Gebiets, 
nicht aber die des Vergleichsunternehmens. Das Ergebnis 
dieser Vorgaben wäre die Entstehung eines einheitlichen 
Grundversorgungstarifs, der den Kundenwechsel nicht 
fördern würde. Hinzu kommt noch, dass die Kernfunkti-
on der Strombeschaffung in der Regel nicht durch struk-
turelle Besonderheiten geprägt ist. Ein Wettbewerb kann 
unter diesen Voraussetzungen nicht stattfinden.  
Ebenso unzumutbar ist die Vorgabe in § 38 Abs. 1 Satz 3 
RegE, die Ersatzversorgung von Haushaltskunden zum 
allgemeinen Preis für die Grundversorgung erbringen zu 
müssen. Die vorübergehende Ersatzversorgung verur-
sacht einen überdurchschnittlichen administrativen Auf-
wand und höhere Kosten für das Vorhalten der für die 
Ersatzversorgung erforderlichen Strommengen bzw. de-
ren u. U. sehr kurzfristige Beschaffung. 

⇒ Themenpapier 14 - Grundversorgung  
15. Regelenergie  
Die Verantwortlichkeit für die Systemsicherheit ist im 
Rahmen des europäischen UCTE-Verbundes verteilt. Der 
Verbund stellt eine Risiko- und Solidargemeinschaft dar 
und ist wesentlicher Garant der Systemsicherheit. Die ge-
trennten Regelzonen in Deutschland stellen eine Art „Si-
cherheitszellen“ des Netzes dar. Jede der vier deutschen 
Regelzonen ist bereits größer als fast alle Regelzonen in 
den anderen EU-Mitgliedstaaten. Da die zur Verfügung 
stehende Regelleistung direkt die Defizitwahrscheinlich-
keit (als Maß für die Systemsicherheit) bestimmt, ergibt 
eine einheitliche Regelzone für Deutschland unter Bei-
behaltung der heutigen Systemsicherheit keine Reduzie-
rung des Regelleistungsbedarfs.  
Zur Gewährleistung der Zuverlässigkeit der Versorgung 
der Verbraucher mit elektrischer Energie ist die perma-
nente und stets ausreichende Vorhaltung von Regellei-
stung bzw. von Reserveleistung erforderlich. Eine ge-
meinsame Ausschreibung und anschließend gemeinsame 
Nutzung der gesamten erforderlichen Regelleistung nach 
Wirtschaftlichkeit hätte faktisch die gleichen Konse-
quenzen wie eine deutsche Regelzone, da eine Auflösung 
der geografischen Verantwortungsbereiche mit eigen-
ständigen Regelungseinrichtungen erfolgen würde. We-
gen zu erwartender Netzrestriktionen würde die gemein-
same Nutzung der Regelleistung bedeuten, dass sie ent-
weder im Notfall nicht in das defizitäre Netzgebiet trans-
portiert werden könnte, oder – um einen solchen Trans-
port unter allen Bedingungen zu ermöglichen – heute 
vorhandene Netzkapazitäten für den EEG-Transport und 
den freien Stromhandel stattdessen für den Regellei-
stungstransport reserviert werden müssten. Die sachge-
rechte Lösung der mit der Regelenergie im Zusammen-
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hang stehenden Aufgaben ist die Voraussetzung für eine 
sichere und preisgünstige Energieversorgung. 
⇒ Themenpapier 15 – Regelenergie  
16. Dezentrale Einspeisung/Vermiedene Netznut-

zungsentgelte 
Für die Einspeisung aus dezentralen Stromerzeugungsan-
lagen, v.a. aus KWK-Anlagen, muss generell eine 
Rechtspflicht zur Zahlung von vermiedenen Netznut-
zungsentgelten begründet werden. Der Gesetzgeber ging 
beim KWK-Gesetz davon aus, dass diese Entgelte nicht 
nur im Rahmen des „üblichen Preises“ (BT-Drs. 
14/8059, S. 12), sondern auch als Bestandteil eines "ver-
einbarten Preises" zu zahlen sind. Für Betreiber von de-
zentralen Stromerzeugungsanlagen, die bereits durch das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz gefördert werden, ist dage-
gen die Zahlung eines Entgeltes für die vermiedenen 
Netznutzungsentgelte nicht erforderlich, da die Einspei-
sungsvergütungen dieses Gesetzes ohnehin einen kosten-
deckenden Betrieb der Anlagen sicherstellen sollen (BT-
Drs. 15/2864, S. 36 zu §§ 6 bis 11). Entsprechende Ände-
rungen können in § 24 Satz 5 des Entwurfes des Ener-
giewirtschaftsgesetzes oder direkt in der Netzentgeltver-
ordnung Strom vorgenommen werden.  
⇒ Themenpapier 16 - Dezentrale Einspeisung/ Ver-

miedene Netznutzungsentgelte 
17. Arealnetze 
In § 17 Abs. 1 RegE muss klargestellt werden, dass der 
anschließende Netzbetreiber unter Beachtung der berech-
tigten Kundeninteressen den geeigneten Anschlusspunkt 
an sein Netz unter Beachtung eines sicheren Netzbetrie-
bes, einer möglichst kostengünstigen  Bereitstellung der 
Netznutzung für die Gesamtheit der Netzkunden sowie 
unter Berücksichtigung der künftig zu erwartenden Ver-
brauchsentwicklung in dem betreffenden Netzbereich 
festzulegen hat. 
Die jetzige Regelung stellt zu einseitig auf das Interesse 
des einzelnen Anschlussnehmers ab und erlaubt in Ver-
bindung mit der Beweislastumkehr in § 17 Abs. 2 RegE 
eine Optimierung einzelner Netzkunden zu Lasten der 
übrigen Netzkunden. Wenn einzelne Großabnehmer oder 
auch Arealversorger einen Anschluss an eine höhere 
Spannungsebene erzwingen können, führt dies durch das 
Kostenwälzungsprinzip und den Grundsatz einheitlicher 
Netznutzungsentgelte innerhalb eines Netzgebietes 
zwangsläufig zu höheren Netznutzungsentgelten für die 
übrigen Kunden, insbesondere zu Mehrbelastungen der 
Niederspannungskunden. Ansonsten müsste man im 
Umkehrschluss allen Netzbetreibern eine regionale Dif-
ferenzierung der Netznutzungsentgelte in ihrem Netzbe-
trieb zugestehen. Zudem wäre eine vorausschauende, 
Kosten minimierende Netzausbauplanung nicht mehr 
möglich.  

⇒ Themenpapier 17 - Arealnetze 

18. Stromkennzeichnung  

§ 42 RegE enthält sachwidrige Vorgaben, die über die 
EG-Elektrizitätsrichtlinie hinausgehen. Die in Abs. 2 ge-
forderten Informationen im Hinblick auf die produktbe-
zogene Darstellung des Energieträgermixes und der ent-
sprechenden Umweltauswirkungen sind nur mit hohem 
Aufwand zu erheben und im Regelfall sehr umfangreich 
und kostenintensiv. Auch der Bundesrat hat in seiner 
Stellungnahme vom 24.09.2004 erkannt, dass der erheb-

liche Aufwand für die Unternehmen der Energiewirt-
schaft in keinem Verhältnis zu dem zu erwartenden Nut-
zen steht und fordert zu Recht eine Beschränkung auf die 
Vorgaben der Richtlinie. 
Da es sich zudem um komplexe Informationen handelt, 
die für den Verbraucher ohne Erläuterung kaum ver-
ständlich oder aussagekräftig sind, ist der praktische Nut-
zen der Regelung gering. Der Verbraucher soll die Mög-
lichkeit bekommen, sich über die Umweltauswirkungen 
zu informieren. Ein angemessenes und praktikables Mit-
tel wäre die Verpflichtung zum Verweis auf entspre-
chende Fundstellen (z.B. im Internet). Einer Angabe in 
oder als Anlage zu der Rechnung oder auf Werbematerial 
schießt weit über das Ziel einer klaren und verständlichen 
Verbraucherinformation hinaus. 
⇒ Themenpapier 18 - Stromkennzeichnung 
19. Anschlusspflicht bei KWK-Anlagen  
Eine entsprechende Anschlusspflicht der Netzbetreiber 
wird bereits durch § 4 Abs. 1 Satz 1 KWK-Gesetz gere-
gelt. Eine konkrete Behandlung dieses Sachverhalts im 
Energiewirtschaftsgesetz ist folglich nicht erforderlich. 
Kraft-Wärme-Kopplung als Umwelttechnologie (§ 1 und 
3 Nr. 33) muss allerdings auch bei Zugang zu den Ener-
gieversorgungsnetzen beachtet werden. Dies war bisher 
allgemeine Überzeugung und wurde in § 6 Abs. 3 des 
geltenden EnWG verankert. Nach dem Wortlaut der amt-
lichen Begründung zum § 20 des Entwurfs ist an Umset-
zung des § 6 Abs. 3 des geltenden Rechts nicht mehr 
ausdrücklich gedacht. § 20 Abs. 2 sollte daher nach den 
Worten "...unter Berücksichtigung der Ziele des § 1" um 
den Zusatz "in Verbindung mit § 3 Nr. 33" ergänzt wer-
den. Es handelt sich um eine angemessene Klarstellung 
im Sinne der formulierten politischen Ziele der Bundes-
regierung. Mit den vorgeschlagenen Regelungen zu §§ 
13 und 20 wird erreicht, dass Kraft-Wärme-Kopp-
lungsstrom in Konfliktfällen nicht zu Lasten anderen 
Stroms abgeschaltet wird. 
20. Schiedsstelle betreffend Umlage für EEG-Umlage 

und Anschluss von EEG-Anlagen  
Die Umlage, die jeder Letztverbraucher nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes (EEG) zu zahlen hat, berechnet 
sich nach §§ 14, 15 und 16 EEG. Es ist nicht sinnvoll, für 
diesen Sachverhalt eine Schiedsstelle einzuführen, da 
sämtliche Zahlenwerte des EEG-Belastungsausgleichs 
ständig netzbetreiberseitig durch entsprechende Testate 
von Wirtschaftsprüfern oder vereidigten Buchprüfern ve-
rifiziert werden. Die Beträge können folglich der Höhe 
nach nicht strittig sein. Ob ein Letztverbraucher letztlich 
die betreffende Umlage zu zahlen hat, ist eine Rechtsfra-
ge und folglich durch die Rechtsprechung zu klären (vgl. 
BGH, Urteile vom 22.12.2003, Az. VIII ZR 310/02 und 
90/02).  
Eine Schiedsstelle für den Anschluss von EEG-Anlagen 
ist dagegen schon durch § 19 des EEG vom 21. Juli 2004 
als EEG-Clearingstelle beim Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit errichtet 
worden. Einer weiteren Schiedsstelle bedarf es daher 
nicht.  
21. Übergangsfristen und -regelungen 
Die in § 115 Abs. 1 und 2 RegE vorgesehenen Anpas-
sungsfristen für laufende Verträge von sechs Monaten 
sind zu kurz. Die Übergangsfrist sollte auf ein Jahr ver-
längert werden, um den administrativen Aufwand für alle 
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Beteiligten zu senken. Darüber hinaus sollten die ver-
schiedenen Fallgruppen systematisch geordnet und über-
sichtlicher gestaltet werden. Im Zusammenhang mit den 
Übergangsvorschriften und den AGB-rechtlichen Vor-
schriften ist außerdem eine Anpassung des § 310 Abs. 2 
BGB notwendig. Auf eine angemessene Überleitungsre-
gelung in bezug auf vereinbarte AVB-Bezugnahmen ist 
zu achten. 
⇒ Themenpapier 21 - Übergangsfristen 

B. Themenpapiere 
Themenpapier 1 - Verteilung der Kompetenz auf 
Bund und Länder 
Die Zuständigkeiten zwischen Bundesregulierungsbe-
hörde und den Ländern müssen sachgerecht und effizient 
aufgeteilt werden. Die Bundeszuständigkeit sollte sich 
auf die Missbrauchsaufsicht über die Netznutzungsent-
gelte und alle netzentgeltbezogenen "Festlegungen" fo-
kussieren. 
§ 54 Abs. 2 RegE enthält eine Vermutung zu Gunsten ei-
ner zentralen Bundeszuständigkeit. Nach der föderalen 
Ordnung des Grundgesetzes (Art. 83, Art. 87 Abs. 3 GG) 
ist ein umgekehrtes Regel-Ausnahme-Verhältnis vorge-
sehen. 
Die Bundeszuständigkeit ist sachgerecht für die Auf-
sicht über die laufenden Netznutzungsentgelte (§§ 20 ff. 
RegE). Dafür spricht, dass die Netznutzungsentgelte un-
mittelbare Auswirkungen auf den bundesweiten Anbie-
terwettbewerb haben. Denn auch zukünftig soll der Netz-
zugang dem sog. entfernungsunabhängigen Punktmodell 
folgen, so dass die Netznutzungsentgelte kleiner lokaler 
Verteilerunternehmen zu wesentlichen Teilen von den 
Kosten der vorgelagerten, meist länderübergreifend täti-
gen Netzbetreiber bestimmt sind (sog. Kostenwälzungs-
prinzip). Hier ist eine umfassende Prüfung nur durch die 
Bundesbehörde möglich. 

Sollte im Hinblick auf die Zuständigkeit zu Gunsten der 
Länder entschieden werden, so müssen sachgerechte ma-
terielle Kriterien für die Zuständigkeitsabgrenzung zwi-
schen Bundes- und Landesaufsicht gefunden werden. Die 
historisch zufällig entstandene Lage eines geringfügigen 
Netzteiles in einem anderen Bundesland sollte beispiels-
weise nicht zu einer Bundeszuständigkeit führen. 

Unabhängig von der Zuständigkeit für die Kontrolle der 
Netznutzungsentgelte sollten Vollzugszuständigkeiten 
dagegen nach wie vor bei den Ländern bleiben. Nach 
dem Regierungsentwurf behalten diese damit die Zustän-
digkeit für die Betriebsaufnahmegenehmigung im Netz-
bereich (§ 4 RegE), die Aufsicht über die allgemeinen 
Preise in der Grundversorgung (§ 40 RegE) sowie die 
Überwachung der Anforderungen an Energieanlagen.  

Diese Zuständigkeitsregelung muss auch für die Be-
triebsuntersagung gem. § 5 RegE gelten. Ebenso wie 
die Betriebsaufnahmegenehmigung wirkt auch eine Be-
triebsuntersagung automatisch bundesweit, wenn z. B. 
die Unzuverlässigkeit eines bundesweit tätigen Energie-
lieferanten in einem Land festgestellt wird. Eine Ent-
scheidung durch die Landesbehörde über eine Betriebs-
untersagung mit Information der Bundesregulierungsbe-
hörde wäre völlig ausreichend. 
Dasselbe gilt für die Netzanschlussfragen (§§ 17 ff. Re-
gE), jedenfalls dann, wenn sich das Netzgebiet eines 

Netzbetreibers über mehrere Länder erstreckt. Im Vor-
dergrund stehen hier technische Fragen. Die Länder wa-
ren schon bisher zuständig für die Aufsicht über die 
technischen Anschlussbedingungen (§ 17 AVBEltV) und 
über die Berechnung der Baukostenzuschüsse (§ 13 
BTOElt), wo ebenfalls eher technische Fragen (Ermitt-
lung des relevanten Netzbereichs) im Vordergrund ste-
hen. Hier ist eine einheitliche Handhabung unabdingbar. 
Auch die Berichtspflichten zum Zwecke des sog. Moni-
toring und der Überwachung der Versorgungssicherheit 
(Teil 6) ließen sich effizienter über die Länder abwik-
keln. Das BMWA könnte sich damit auf eine Zusammen-
fassung der Länderberichte beschränken. 
Bei einer solchen differenzierteren Zuständigkeitsver-
teilung könnte das ohnehin vorhandene Know-how in 
den Ländern, insbesondere in technischen Fragen, wei-
terhin genutzt werden. Der Bedarf an Sachverständigen-
gutachten und wissenschaftlicher Beratung (§ 64 RegE), 
um entsprechendes Fachwissen bei der Bundesbehörde 
zu hohen Kosten neu zu schaffen, würde sich weitgehend 
erübrigen.  

⇒ Themenpapier 2 - ex ante-/ex post-Aufsicht   

Bei der Schaffung eines neuen Systems der Regulierung 
und Kontrolle der Netzbereiches ist von besonderer Be-
deutung, dass alle angewendeten Regulierungsinstrumen-
te in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und ihre Wirkung aufeinander nicht zu ungewollten Er-
gebnissen führt. 

Dies gilt in besonderem Maße für die geplante Einfüh-
rung des Genehmigungsverfahrens für die Geltendma-
chung von höheren Netznutzungsentgelten. Nach wel-
chen Kriterien ein solches Verfahren erfolgen wird und 
welche Rechte und Pflichten die Beteiligten haben wer-
den, lässt sich zur Zeit nicht abschätzen.  

Bei der Ausgestaltung des Genehmigungsverfahrens ist 
ebenso wie im Rahmen der Missbrauchsaufsicht elemen-
tar, dass dem antragstellenden Netzbetreiber die Ver-
pflichtung zum Nachweis bestimmter Tatsachen oder 
Umstände nur insoweit auferlegt wird, wie er ihn auch 
erbringen kann.  

Bisher ist ungeklärt, welche strukturellen Unterschiede 
zwischen den Netzbetreibern anerkannt werden und in 
welchem Verfahren das geschieht. Nach § 21 Abs. 4 Satz 
1 sind bei der Entgeltbildung die Ergebnisse des Ver-
gleichsverfahrens zu berücksichtigen. Eine Reaktion des 
einzelnen Netzbetreibers kann aber erst nach Veröffentli-
chung der Resultate – und damit nach der Kalkulation 
seiner Entgelte - erfolgen.  Das macht deutlich, dass eine 
ex ante-Kontrolle und ein Missbrauchsvorwurf im Hin-
blick auf Einzelelemente der Kalkulation schon systema-
tisch nicht zusammen passen. 

Die bisher in § 21 Abs. 4 Satz 2 eingefügte Vermutungs-
regelung führt dazu, dass bereits jede Überschreitung der 
durchschnittlichen Entgelte, Erlöse oder Kosten die 
Vermutung einer energiewirtschaftlich nicht rationellen 
Betriebsführung auslöst. Kann der Netzbetreiber die 
Vermutung nicht entkräften, lehnt die Behörde den An-
trag auf Genehmigung ab. Im Regelfall kennt der betrof-
fene Netzbetreiber – anders als die Regulierungsbehörde 
– nur seine eigenen Entgelterlöse und Kosten. Andere 
unternehmensfremde Vergleichsdaten sind ihm dagegen 
nicht zugänglich, da er anders als die Regulierungsbe-
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hörde über keinerlei Auskunftsrechte gegenüber anderen 
Netzbetreibern verfügt. Demgegenüber hat die Behörde 
alle Möglichkeiten zu einer umfassenden Aufklärung al-
ler maßgeblichen Umstände. Daher kann und muss der 
Netzbetreiber zwar die von der Behörde geforderten 
Nachweise im Hinblick auf die eigene Kosten und Erlös-
lage erbringen. Hinsichtlich eines Vergleichs mit den Da-
ten anderer Netzbetreiber muss es aber wie bisher im 
Kartellrecht beim Amtsermittlungsgrundsatz bleiben. 
Die bisher im Regierungsentwurf vorgesehenen verfah-
rensrechtlichen Vorschriften für das behördliche Verfah-
ren und auch die Rechtsmittelverfahren sind im vorlie-
genden Entwurf auf die geplante ex Post-Missbrauchs-
aufsicht ausgerichtet. In diesem Rahmen sind umfangrei-
che Beteiligungs-, Antrags- und Klagerechte festge-
schrieben. Einige dieser Befugnisse waren schon im Hin-
blick auf die nachträgliche Missbrauchsaufsicht nicht er-
forderlich. Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens 
sind sie in weiten Teilen unakzeptabel. 
In naher Zukunft müssen die regulierten Netzbetreiber 
hohe Investitionen tätigen, da die maximale Lebensdauer 
vieler Leitungen und Stationen erreicht ist. Sie müssen 
die Möglichkeit haben, die dafür erforderlichen Mittel 
über die Netznutzungsentgelte zu erwirtschaften.  Durch 
die Ausgestaltung des Genehmigungsverfahrens muss  
sichergestellt sein, dass Entgeltgenehmigungsverfahren 
in angemessener Frist abgeschlossen werden.  
Eine Voraussetzung dafür ist, dass die Regulierungsbe-
hörde innerhalb einer relativ kurz bemessenen Frist über 
einen gestellten und vollständig vorliegenden Antrag zu 
entscheiden hat. Bisher finden sich im Regierungsent-
wurf keine derartigen Fristen. Eine denkbare Lösung wä-
re, wie bei der Fusionskontrolle im Gesetz festzulegen, 
dass eine beantragte Genehmigung als erteilt gilt, wenn 
der Antrag nicht binnen einer bestimmten Frist sachlich 
beschieden wird. Alternativ wäre daran zu denken, die ex 
ante-Kontrolle als Anzeigeverfahren mit fristgebundenen 
Untersagungsmöglichkeiten auszugestalten. 
⇒ Themenpapier 3 - Kalkulation der Netzentgelte (§§ 
21 ff. RegE) 
Die Stromwirtschaft hat bereits frühzeitig zum Ausdruck 
gebracht, dass sie ein wettbewerbsimulierendes, unbüro-
kratisches Regulierungssystem im Sinne der volkswirt-
schaftlichen Entwicklung begrüßt und der weiteren Ver-
besserung der Effizienz im Stromnetzbereich aufge-
schlossen gegenübersteht. 
Genauso deutlich wurde aber immer wieder darauf hin-
gewiesen, dass eine Regulierung nur dann erfolgreich 
sein kann, wenn ein Ordnungsrahmen geschaffen wird, 
der einerseits die Qualität und das Leistungsniveau der 
Stromversorgung fördert und andererseits die erforderli-
che Eigenkapitalverzinsung an kapitalmarktüblichen 
Maßstäben ausrichtet und den Rückfluss des eingesetzten 
Kapitals sicherstellt. 
Grundvoraussetzung zur Erfüllung dieser Anforderungen 
ist ein betriebswirtschaftlich sauberes Kalkulationsmo-
dell. Die Elektrizitätswirtschaft begrüßt in diesem Sinne, 
dass das BMWA das bewährte System der Nettosub-
stanzerhaltung in die Strom-Netzentgeltverordnung 
(StromNEV) übernommen hat. Leider enthält jedoch der 
jetzt vorliegende Text der Verordnung eine Anzahl von 
Kriterien, die die Ziele der Nettosubstanzerhaltung und 
damit den Regulierungsauftrag erheblich in Frage stellen. 

Aus der Vielzahl kritischer Punkte sind besonders die 
folgenden hervorzuheben. 
Saldierung kalkulatorischer Abschreibungen (§ 6 
Abs. 5 StromNEV) 
Die Rückerstattung der in der Vergangenheit aufgelaufe-
nen Abschreibungsbeträge ist methodisch nicht sachge-
recht. Der Investor hat einen Anspruch auf den Rückfluss 
des investierten/eingesetzten Kapitals einschließlich einer 
angemessenen Verzinsung. Eine Saldierung mit Reinve-
stitionen widerspricht dem geforderten Effizienzgedan-
ken (Rationalisierungen werden behindert) und kann zu 
einer Enteignung des Investors sowie zu einem hohen bü-
rokratischen Regulierungsaufwand (der gesamte Anla-
genbestand von 900 Unternehmen ist zu überprüfen) füh-
ren. 
Die stromwirtschaftlichen Verbände haben zur Erhöhung 
der Transparenz bei der Ermittlung der kalkulatorischen 
Abschreibungen ein Angebot für eine vereinfachte Anla-
genindizierung unterbreitet (siehe Indexreihen). Insofern 
ist der zum Teil vorgebrachte Vorwurf der Intransparenz 
des Prinzips der Nettosubstanzerhaltung unberechtigt. 

Die beabsichtigte betriebsmittelscharfe Saldierung der 
kalkulatorischen Abschreibungen mit Wiederbeschaf-
fungswerten sollte gestrichen werden.   

Eigenkapitalverzinsung (§ 7 Abs. 3 StromNEV) 

Bei der Investition in Stromnetze handelt es sich um sehr 
langfristige Investitionen mit einer Laufzeit von teilweise 
über 40 Jahren. Unter dem Erfordernis der Reduzierung 
von Schwankungen des Basiszinssatzes und damit ein-
hergehend der Netzentgelte wurde bei der VV II plus ein 
durchschnittlich längerfristiger Zins zugrunde gelegt. Im 
Gegensatz zu Aktienrenditen bewegen sich Zinssätze in 
Zyklen, die durch gesamtwirtschaftliche Bedingungen 
determiniert werden. Dadurch nähern sie sich im Zeitab-
lauf dem langfristigen Durchschnittsniveau an. Dies führt 
zu einer niedrigeren Schwankung bei langlaufenden 
Zinssätzen, so dass hier ein über den Zeitablauf konstant 
gehaltener Zinssatz angesetzt werden kann. 

Aufgrund der langen Kapitalbindungsdauer sollte aus 
Gründen der Fristenkongruenz und der Stetigkeit der 
Kalkulation der in der VV II plus verwendete langfristige 
40-Jahresdurchschnitt zur Basiszinssatzermittlung ge-
wählt werden.  

Kritisch erscheint die Begrenzung der kalkulatorischen 
Eigenkapitalquote. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
kalkulatorische EK-Quote um ca. das 1,6-fache höher 
liegt als die bilanzielle Eigenkapitalquote. Durch die da-
mit verbundene verstärkte Absenkung der bilanziellen 
Eigenkapitalquote (Erhöhung des Verschuldungsgrades) 
verschlechtert sich das Rating der betroffenen Unterneh-
men. Da sich Kreditgebeber, Analysten und Eigenkapi-
talgeber grundsätzlich an der bilanziellen EK-Quote ori-
entieren, wird die Akquirierung von Fremdkapital (Basel 
II) verteuert und der Unernehmenswert signifikant ver-
ringert.  

Sollte trotz der geäußerten ernsten Bedenken eine Eigen-
kapitalquotenregulierung in der Verordnung umgesetzt 
werden, so ist zumindest eine Diskriminierung der Ei-
genkapitalgeber zu vermeiden. Hierfür wäre für das – die 
Eigenkapitalquote überschreitende – Eigenkapital die 
Nominalverzinsung anzusetzen.  



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

40 

§ 7 Abs. 4 StromNEV sollte dahin gehend geändert wer-
den, dass das die vorgesehene Eigenkapitalquote über-
steigende Eigenkapital nominal verzinst wird.  
Ertragsteuern (§ 8 StromNEV) 
Die Vorschrift unterbindet den von der Betriebswirt-
schaft einstimmig geforderten aus Unternehmenssicht 
notwendigen Ansatz der Körperschaftsteuer bei der Ei-
genkapitalverzinsung. Dabei wird in eklatanter Weise das 
europäische Regulierungsumfeld ignoriert, in dem die 
Ertragsteuer als kalkulationsrelevant angesehen und bei 
der Kalkulation berücksichtigt wird. Die Konkurrenzfä-
higkeit deutscher Unternehmen bei der Akquisition und 
Erhaltung von Eigenkapital auf den internationalen Kapi-
talmärkten wird damit in unzulässiger Weise gefährdet. 

Die Einstellung des Verordnungsgebers muss umso mehr 
verwundern, als er mit der REGTP eine Behörde mit der 
Regulierung der Strom- und Gasnetze beauftragt, die im 
Bereich der Telekommunikation den vollständigen An-
satz sowohl der Körperschaftsteuer als auch der Gewer-
besteuer vorsieht. Die daraus folgende Diskriminierung 
und Schlechterstellung der Strom- und Gasnetzbetreiber 
ist nicht nachvollziehbar. 
Die Gewerbesteuer und die Körperschaftsteuer sollten in 
Höhe des auf den Netzbetrieb entfallenden Anteils kalku-
latorisch als Kostenelemente anzusetzen. 
 

 

Indexreihen für Stromnetzbetreiber (ENTWURF) 

Index 
Nr. Anlagegruppe Untergruppe 

WIBERA
Index- 

reihe Nr. 
WIBERA Indexreihe 
Bezeichnung 

  Stromnetz       
1 HöS- u. HS-Netz  Erdkabel 233 110-kV Einfachkabel, Kupfer in Stahlrohr verlegt
2    Freileitungen 250 110-kV-Doppelfreileitung 
3 Umspannung HöS/HS/MS  HS-Schaltanlagen 019 Hochspannungsschaltgeräte 
4    Transformatoren 010 Transformatoren und Meßwandler 
5    MS-Schaltanlagen 020 Schaltanlagen mit Montage (Mittelspannung) 

6 MS-Netz  Erdkabel 237 
Kabelnetze, Kupfer/Aluminium etwa 50:50 (m. 
Verlegung) 

7     022 Kabelnetze Kupfer (mit Verlegung) 
8     202 Kabelnetze Aluminium (mit Verlegung) 

9    Freileitungen 225 
Freileitungen, Mittelspannung, Beton-, Gitter- 
und Holzmasten 

5 Umspannung MS/NS  Schaltanlagen 020 Schaltanlagen mit Montage (Mittelspannung) 
4    Transformatoren 010 Transformatoren und Meßwandler 

6 NS-Netz  Erdkabel 237 
Kabelnetze, Kupfer/Aluminium etwa 50:50 (m. 
Verlegung) 

7     022 Kabelnetze Kupfer (mit Verlegung) 
8     202 Kabelnetze Aluminium (mit Verlegung) 

10    Freileitungen 204 
Freileitungen, NS, auf Holzmasten Cu u. Al ge-
mischt 

12 Hausanschlüsse (NS)  Erdkabel 023 Kabel-Hausanschlüsse 

13 Stromzähler  Zähler 014 
Elektrische Meß-, Prüf-, Steuer- u. Regelgeräte 
(ohne Montage) 

4    Meßwandler 010 Transformatoren und Meßwandler 
  Sonstige Anlagegruppen       

15 Gebäude   001 Betriebsgebäude (ohne Außenanlagen) 
16     002 Verwaltungsgebäude 
17 Außenanlagen   060 Außen- und Grünanlagen 
18 Fahrzeuge   040 Kraftwagen (PKW und LKW) 
19 Betr. u. Gesch.ausstattung  Büroausstattung 522 Büro- und Geschäftsausstattung 
20    Werkzeuge u.Geräte 517 Werkzeugmaschinen und Handwerkzeuge 
21    Meß- und Prüfgeräte 684 Elektr. Meßgeräte, Prüfgeräte 
22 Fernwirk- u. Leittechnik   013 Fernsprechanlagen u.ä. (mit Montage) 
23 EDV-Hardware   098 EDV Geräte- und Einrichtungen 
24 EDV-Software   628 Ingenieurleistungen 
25 nicht zuordenbare Anl.gruppen   072 Investitionsgüter (allgemein) 

Anmerkung:     
Sofern indizierte Tagesneuwerte nicht zu plausiblen Ergebnissen führen, 
können aktuelle Tagesneuwerte auf Basis von nachgewiesenen Marktpreisen angesetzt werden. 
Die Nachweisverpflichtung einschl. Wirtschaftsprüfer-Testat obliegt dem Netzbetreiber. 
Die Indizes sind auf den aktuellen Stand der TNW  ab Beginn der Regulierung anzuwenden.  
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Themenpapier 5 Anreizregulierung  
Anreizregulierung 
- Kernpunkte zur Implementierung der Anreizregu-
lierung für deutsche Stromnetzbetreiber - 
Positionspapier 
Verband der Elektrizitätswirtschaft – VDEW – e.V. 
Verband der Netzbetreiber – VDN – e.V. beim VDEW 
Berlin, den 24. November 2004 
1. Nachhaltige Regulierung setzt ausgewogenen Ziel-

katalog voraus (Anlage/Seite 2) 
Die aktuelle Diskussion stellt – oft mit dem Hinweis auf 
die europäischen Nachbarländer – einseitig auf Preissen-
kungen und ihre möglichst schnelle Umsetzung ab. Ge-
rade der Blick auf das Ausland sollte uns aber vor dem 
Hintergrund der in Deutschland bestehenden gesamtwirt-
schaftlichen Probleme vor Schnellschüssen bewahren. 
Eine Regulierung, die auf Nachhaltigkeit setzt, muss stets 
ein ausgewogenes Spannungs-Verhältnis zwischen den 
Wettbewerbszielen (angemessene Netzentgelte, Sicher-
stellung des Unternehmenserhaltes, Berücksichtigung 
von Qualitätsanforderungen) erzeugen. Voraussetzung 
hierfür ist ein konsistentes und schlüssiges Regulie-
rungsmodell. Da die Regelungen zum Vergleichsverfah-
ren im EnWG und der StromNEV mit jeglicher Anreiz-
regulierung inkompatibel sind – sie versuchen auf sehr 
grobe Art dasselbe zu regeln, wie die noch zu entwik-
kelnde Anreizregulierung – sollten diese gestrichen wer-
den. Sobald die Details für eine Anreizregulierung vor-
liegen bedarf es ihrer Fixierung in der StromNEV. Ent-
wicklung und Implementierung der Anreizregulierung 
sollten sich aus Sicht der deutschen Netzbetreiber an den 
im folgenden beschriebenen Kernpunkten ausrichten. 
2. Anreizregulierung erfordert ein ganzheitliches 

Regulierungs-Modell (Anlage/Seite 3) 
Eine in diesem Sinne funktionierende Regulierung be-
steht als integriertes System aus den drei korrelierenden 
Bestandteilen „Kalkulation, Normierung (Benchmar-
king) und Regulierung“. 
Kalkulation  
Die betriebswirtschaftlich fundierte Festlegung der Kal-
kulationsmethodik und -ansätze bildet die unverzichtbare 
Grundlage der Anreizregulierung. Davon abzuweichen, 
hieße falsche Benchmarkergebnisse in Kauf zu nehmen 
und die Regulierungserfolge letztlich in Frage zu stellen. 
Nur wenn sich Investitionen in Netze lohnen, lassen sich 
Netzausbau und -erhalt und damit Versorgungsqualität 
langfristig sichern. Nettosubstanzerhaltung und kapital-
marktorientierte Verzinsung sind daher im EnWG zu 
verankern.  
Normierung (Benchmarking) 
Ziel des Benchmarking ist die Aufdeckung von Effi-
zienzdefiziten. Wissenschaftliche Arbeiten und inter-
nationale Erfahrungen zeigen, dass selbst innerhalb eines 
Benchmarking-Verfahrens, trotz der Berücksichtigung 
struktureller Unterschiede, die Ergebnisse sehr stark 
streuen können. Die Absicherung der Ergebnisse erfor-
dert daher unbedingt die parallele Anwendung minde-
stens zweier Methoden. Darüber hinaus sollten rechneri-
sche Effizienzdefizite keinesfalls direkt 1:1 in eine Preis-
regulierung übersetzt, sondern beispielsweise mit Hilfe 

einer Clusterung realistische Effizienzziele abgeleitet 
werden. Die heterogene Struktur des deutschen Marktes 
mit ca. 900 Netzbetreibern lässt im Gegensatz zum Aus-
land zudem eine Vorsortierung (z.B. über Strukturklas-
sen) – vor Durchführung des eigentlichen Benchmar-
kingverfahrens – als sinnvoll erscheinen. Dabei sollten 
insbesondere Ost/Westunterschiede berücksichtigt wer-
den. 
Die Berücksichtigung aller wesentlicher Kostentreiber ist 
Voraussetzung für faire Effizienzvergleiche. Gegenstand 
des Benchmarking dürfen allerdings nur die vom Netz-
betreiber beeinflussbaren Kosten sein. Nicht beeinfluss-
bare Kosten wie z.B. EEG, KWK und Regelenergie sind 
zu neutralisieren. 
Ein wesentlicher Kostentreiber ist die Versorgungsqua-
lität. Wird diese nicht ausreichend in die Anreizregulie-
rung einbezogen, besteht die Gefahr, dass sich Preissen-
kungen in ungewolltem Umfang zu Lasten der Versor-
gungsqualität niederschlagen. Regulierung muss daher 
stets in einem Balanceakt Effizienz- und Qualitätsziele in 
Einklang bringen. Folglich ist die Bewertung von Zuver-
lässigkeitskenngrößen, bei der auch Strukturunterschiede 
zu beachten sind, integraler Bestandteil der Regulie-
rungsmethodik. Qualitätssicherung darf nicht zu einer 
Investitionsverpflichtung für Netzbetreiber i.S. staatlicher 
Lenkung führen. Die Investitionsverantwortung liegt 
auch in einem Als-ob-Wettbewerb natürlicherweise bei 
den Unternehmen.  

Regulierung 

Die Netzregulierung ist im Kontext der EU-Richtlinie 
und den vom EnWG vorgegebenen Regulierungszielen 
sowie der Bedingungen des nationalen und internationa-
len Netzzugangs zu betrachten. Welches Verfahren in 
Deutschland zum Einsatz kommt, lässt sich heute noch 
nicht festschreiben. Vielmehr sind hier Methoden zu 
entwickeln, die Chancen und Risiken für die Netzbetrei-
ber gleichermaßen abbilden sowie die angestrebte Ver-
sorgungsqualität in die Regulierung integrieren. Damit 
für alle Beteiligten planbare Bedingungen entstehen, be-
darf es eines stabilen und zuverlässigen Anreizsystems 
mit realistischen Effizienzzielen für alle Netzbetreiber. 
Tatsächliche Anreize zur Effizienzsteigerungen können 
aber nur entstehen, wenn die Chance besteht, bei entspre-
chenden Effizienzsteigerungen zusätzliche Renditen zu 
erwirtschaften, die sich mehrere Jahre positiv auf die Ei-
genkapitalverzinsung auswirken. Eine Regulierungsperi-
ode von fünf Jahren wäre deshalb angemessen.  

3. Entwicklungsstand verlangt schrittweisen Imple-
mentierungsprozess (Anlage, Seite 4) 

Derzeit existiert keine „first-best-Lösung“. Insbesondere 
eine Regulierung, die an der Effizienz ausgerichtete Prei-
se und Qualitätsstandards in Einklang bringt, ist noch 
nicht hinreichend erprobt. Beispiele aus dem europäi-
schen Umfeld (z.B. Norwegen) belegen, dass eine nach-
haltige Regulierung eine mehrjährige und stufenweise 
aufzubauende Implementierung – unter aktiver Einbezie-
hung des Wirtschaftszweiges – notwendig macht. Syste-
me des „trial and error“ sind – wie die Beispiele Großbri-
tannien und Niederlande verdeutlichen – abzulehnen. Ein 
ganzheitliches dynamisches Regulierungsmodell erfor-
dert für jede Regulierungsperiode einen erneuten Kreis-
lauf von Kalkulation – Normierung – Regulierung 
(Anlage, Seite 3). Unter diesen komplexen Bedingungen 
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lässt sich die Anreizregulierung in Deutschland nur „step 
by step“ implementieren: 
Phase 0: Vorbereitungsphase  
In der Vorbereitungsphase hat der Gesetzgeber die 
Grundlagen für ein konsistentes Regulierungssystem zu 
schaffen, d.h. Kalkulationsprinzipien sowie Strukturklas-
sen für eine erste Vorsortierung der Netzbetreiber zu de-
finieren. Darüber hinaus muss er für die Entwicklung des 
Benchmarkingverfahrens die erforderlichen Effizienz- 
und Qualitätsdaten identifizieren. 
Phase 1: Einstiegs- und Entwicklungsphase (einfache 
Anreizregulierung) 
Die erste Regulierungsphase ist einerseits durch eine 
Vielzahl von Entwicklungsschritten gekennzeichnet, an-
dererseits erfolgt der Einstieg in die Anreizregulierung. 
So muss die Regulierungsbehörde ein Reporting zur re-
gelmäßigen Datenerhebung von Qualitätskenngrößen und 
Effizienzparametern entwickeln und einführen. Darauf 
aufbauend lassen sich dann erste Qualitätsziele definie-
ren. Ein erstes Benchmarking zur Identifizierung 
„schwarzer Schafe“ könnte ebenfalls bereits durchgeführt 
werden. Der Wirtschaftszweig bietet der REGTP seine 
Mitarbeit bei der Entwicklung eines Regulierungsmo-
dells an. 
Phase 2: Integrierte Anreizregulierung (Regulierungs-
intervall 5 Jahre) 
Am Ende der ersten Regulierungsperiode könnten umfas-
sende Effizienzvergleiche und weiterentwickelte Quali-
tätsziele vorliegen, die es erlauben, in einen integrierten 
und rhythmischen Regulierungsprozess einzusteigen. 
Dazu müsste ein dynamisches Anreizintegral definiert 
sein, das es erlaubt, die wesentlichen Steuerungsgrößen 
wie allgemeine und individuelle Effizienzziele, Inflation, 
Qualität, Nachfragemenge etc. in die Regulierung einzu-
beziehen. 
4. Rahmenbedingungen zur Implementierung (Anla-

ge, Seite 5 und 6) 
1. Nachhaltige Regulierung setzt ausgewogenen 

Zielkatalog voraus 
Als-ob-Wettbewerb kann nur im Interesse aller 
Marktteilnehmer geschaffen werden und muss 
Risiken und Chancen für Netzbetreiber gleicher-
maßen abbilden. 

2. Methodenentwicklung durch REGTP unter 
aktiver Begleitung des Wirtschaftszweiges 
Vergleichsverfahren nach EnWG/StromNEV ist 
inkompatibel mit jeglicher Anreizregulierung. 
Regelungen sind daher zu streichen. Endgültige 
Methode ist durch normative Festlegung zu fixie-
ren. 

3. Anreizregulierung erfordert ganzheitliches 
Regulierungsmodell 
Jede Regulierungsperiode erfordert erneuten 
Kreislauf von Kalkulation – Normierung – Regu-
lierung. 

4. Integrierte Anreizregulierung ist „step by 
step“ aufzubauen (Phasenmodell) 
Es gibt derzeit keine „first-best-Lösung“. Belast-
bare Methodenentwicklung, keine Schnellschüs-
se. 

5. Der Wirtschaftszweig bietet der REGTP seine 
Mitarbeit bei der Entwicklung eines Regulie-
rungsmodells an  

6. Nettosubstanzerhaltung und kapitalmarktori-
entierte Verzinsung gesetzlich verankern. 
Investitionen in Netze müssen sich lohnen, um 
Netzausbau und -erhalt langfristig zu sichern. 

7. Absicherung der Benchmarking-Ergebnisse. 
Anwendung robuster Benchmarking-Methoden, 
mindestens zwei Modelle, keine 1:1 Übersetzung 
der Effizienzergebnisse in Entgeltvorgaben, Vor-
sortierung (Strukturklassen) wg. heterogener 
Struktur des deutschen Marktes, u.a. Berücksich-
tigung Ost/West-Unterschiede. Vereinfachte Ver-
gleichsverfahren führen in falsche Richtung. 

8. Nicht beeinflussbare Kosten neutralisieren 
(z.B. EEG, KWK, Regelenergie) 
Benchmarking bezieht sich nur auf die vom Netz-
betreiber beeinflussbaren Kosten. Berücksichti-
gung unternehmensindividueller Investitionszy-
klen, um unternehmensindividuelle Kostenopti-
mierung zu ermöglichen. 

9. Regulierung muss Effizienz und Versorgungs-
qualität in Einklang bringen. 
Bewertung von Qualitätskenngrößen unter Be-
rücksichtigung von Strukturunterschieden muss 
in Regulierungsmethodik einfließen. Keine Inve-
stitionsverpflichtung i.S. staatl. Lenkung, sondern 
Investitionsverantwortung der Netzbetreiber. 

10. Stabiles/zuverlässiges Anreizsystem mit reali-
stischen Effizienzzielen. 
Tatsächliche Anreize können nur entstehen, wenn 
die Chance besteht, bei entsprechenden Effizienz-
steigerungen zusätzliche Rendite zu erwirtschaf-
ten, die sich mehrere Jahre positiv auf EK-
Verzinsung auswirkt (Regulierungsperiode = 5 
Jahre). 

Themenpapier 7 - Haftungsregelung  
Der Regierungsentwurf sieht eine ausdrückliche Rege-
lung der Haftung lediglich in § 13  

Abs. 4 vor. Diese umfasst allerdings nur den Haftungs-
ausschluss in Bezug auf die Haftung für Vermögens-
schäden, die nach Notmaßnahmen des Übertragungs-
netzbetreibers entstehen (Haftung aus Systemverantwor-
tung), nicht dagegen Sach- und Sachfolgeschäden. We-
gen des erheblichen Zeitdrucks in Notsituationen sollte 
sich die Haftung für ungeeignete Notmaßnahmen auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränken.  

Auch im Hinblick auf die übrigen Aufgaben und Haf-
tungsrisiken der Betreiber von Übertragungsnetzen nach 
§§ 12 ff. und der Betreiber von Elektrizitätsverteilernet-
zen nach § 14 bedarf es einer Haftungsregelung, die für 
die Netzbetreiber Rechts- und Planungssicherheit schafft. 
Für die Haftung der Netzbetreiber bei betriebsspezifi-
schen Risiken bietet § 6 der geltenden AVBEltV eine 
umfassende und in der Praxis bewährte Regelung, die 
sich bei entsprechender Anpassung auch auf die diversen 
Rechtsbeziehungen zu Betreibern von Übertragungsnet-
zen übertragen lässt. 
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Die Regelungen der geltenden AVBEltV müssen ange-
passt und neu gefasst werden. Der Entwurf des BMWA 
für eine neue Haftungsregelung in § 15 AVB-
Netzanschluss ist jedoch nicht akzeptabel. So ist die Aus-
weitung der Haftung auf leicht fahrlässig verursachte 
Sach- und Vermögensschäden unangemessen und nicht 
nachvollziehbar. Die Haftungsprivilegierung ist vor al-
lem notwendig, weil Störungen im vermaschten Netz un-
vorhersehbar große Auswirkungen in der Fläche haben 
können. Unregelmäßigkeiten bei der Versorgung bilden 
daher ein unübersehbares Risikopotential. Zu dieser Ein-
schätzung gelangte auch der Bundesgerichtshof in seiner 
jüngsten Entscheidung zur Haftungsprivilegierung für 
Überspannungsschäden vom 26. Mai 2004 (Az. VIII ZR 
311/03). 

Gegen die in dem bisher bekannten Entwurf vorgelegte 
Regelung spricht aber vor allem, dass sich die erhöhten 
Risiken insbesondere für reine Vermögensschäden, die 
infolge der Unterbrechung der Elektrizitätsversorgung 
entstehen, nicht versichern lassen. Wegen der fehlenden 
Versicherbarkeit für reine Vermögensschäden sind die 
Konsequenzen einer derartig gravierenden Haftungser-
weiterung nicht abzusehen. Diesbezüglich sollte es daher 
bei der bisherigen Haftungsregelung bleiben, solange die 
Frage des Versicherungsschutzes nicht geklärt ist. 

Sach- und Sachfolgeschäden sind grundsätzlich anders  
als reine Vermögensschäden versicherbar. Um eine Prä-
mie für solche Schäden ermitteln zu können, benötigt die 
Versicherung jedoch aussagefähige Statistiken. Diese 
liegen derzeit auf Sach- und Sachfolgeschäden nicht vor.  

Der größte Teil der Schäden war bisher nicht ersatz-
pflichtig. Meist fehlte es an einem vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Verhalten. Für die Statistik wurde nur 
festgehalten, ob ein Schaden ersatzpflichtig war oder 
nicht. Eine Unterscheidung zwischen nicht ersatzpflichti-
gen Schäden im Hinblick auf leichte Fahrlässigkeit und 
fehlendes Verschulden erfolgte nicht.  

Ohne diese Information wäre die Versicherungswirt-
schaft kaum bereit, diese Schäden  zukünftig zu versi-
chern, gerade weil bei Massengeschäften die Anzahl und 
Höhe der Schäden nicht ohne Statistik geschätzt werden 
kann. Sollte die Versicherungswirtschaft dennoch bereit 
sein, diese Schäden zu versichern, dann nur gegen hohe 
Prämienzuschläge, welche wiederum die Netznutzungs-
entgelte und/oder Strompreise erheblich verteuern wür-
den.  

Themenpapier 8 – Transparenz/Auskunfts- und Be-
richtspflichten 
Die Auskunfts- und Berichtspflichten sind auf das unbe-
dingt erforderliche Maß zu begrenzen. Die geplanten In-
formations-, Dokumentations-, Berichts- und Auskunfts-
pflichten führen zu erheblichen Verwaltungskosten und 
sind deutlich überzogen.  
Die in § 52 vorgesehene detaillierte Meldepflicht von 
Versorgungsstörungen stellt einen erheblichen organisa-
torischen Aufwand für die Unternehmen dar und ist nur 
durch kostenträchtige Neueinstellungen im Bereich Stati-
stik und erheblichen Umstellungs- und Erfassungsauf-
wand in der Datenverarbeitung zu bewältigen. Insbeson-
dere im Hinblick auf kleinere und mittlere EVU, die bis-
her noch keine derartigen Statistiken führen, stellt dies 
eine erhebliche finanzielle Belastung dar, die in keinem 

Verhältnis zu den sehr begrenzten Auswirkungen auf die 
Kunden in der Niederspannung steht. 
Auch das Auskunftsrecht gem. § 69 Abs. 1 RegE, das 
bis in die Ebene der Verbände hinein reicht, geht viel zu 
weit. Soweit die Auskunftspflicht auch allgemeine 
Marktstudien umfassen soll, ist sie unverhältnismäßig 
und sachlich nicht geboten. Zum einen findet eine regel-
mäßige Begutachtung des Marktes durch die Monopol-
kommission statt. Zum anderen hat der Inhalt einer 
Marktstudie keinerlei Einfluss darauf, ob sich ein Unter-
nehmen missbräuchlich verhält oder nicht. Die umfas-
senden Auskunftsrechte könnten de facto zu einer Aus-
forschung der Unternehmen – auch mittelbar über die 
Unternehmensvereinigungen – führen, was unzulässig 
ist. 
Insbesondere ist die Auskunftspflicht von Verbänden im 
Rahmen des EnWG nicht sachgerecht. Anders als im 
GWB sind Normadressaten der materiellen Anforderun-
gen des EnWG nur die Unternehmen, nicht auch Ver-
bände. Eine solche Regelung greift aber maßgeblich in 
die Arbeit der Verbände ein und erlaubt der Regulie-
rungsbehörde umfassende Informationen über die Ver-
bandstätigkeit. Dementsprechend muss die Auskunfts-
pflicht der Verbände in § 69 Abs. 2 RegE gestrichen 
werden. 
Auch das Enqueterecht in § 69 Abs. 10 erscheint über-
mäßig. Es eröffnet – zumindest in der Kombination mit 
dem Monitoring (§ 35 Abs. 2) – die Möglichkeit zu fast 
beliebiger Ausforschung. § 69 Abs. 10 sollte daher ge-
strichen werden.  
Darüber hinaus finden sich in den nunmehr vorliegend 
Verordnungen (Strom-Netzzugangsverordnung und 
Strom-Netzentgeltverordnung) weitere Auskunfts-, Be-
richts- und Veröffentlichungspflichten, die den Unter-
nehmen auferlegt werden. Diese sind im Sinne einer pra-
xisgerechten Umsetzung drastisch auf das erforderliche 
Maß zu reduzieren 
Themenpapier 9 – Liberalisierung des Mess- und 
Zählwesens 
Die Aufgabe der Messung und der Ablesung muss bis 
auf die Fälle einer freiwilligen anderweitigen Vereinba-
rung zwischen Netznutzer und Netzbetreiber auch künf-
tig dem Netzbetreiber obliegen, bei dem der Netzkunde 
angeschlossen ist. Es muss daher in den Verantwortungs-
bereich des Netzbetreibers fallen, die für die Abrechnung 
der Netznutzer relevanten Verbrauchs- bzw. Einspeiseda-
ten zu erfassen, zu verarbeiten und an die berechtigten 
Stellen weiterzuleiten. Bisher werden die Kosten für Zäh-
lung und Abrechnung an den Entnahme- und Einspeise-
stellen vom Netzbetreiber separat vom Netznutzungsent-
gelt in Rechnung gestellt und beinhalten die Bereitstel-
lung von Messgeräten sowie die Erfassung, Weiterlei-
tung und Verarbeitung von für die turnusgemäße Ab-
rechnung der Netznutzung relevanten Daten. 
Dem Netzbetreiber sind derzeit und auch zukünftig viel-
fältige Aufgaben zugeordnet. Nachfolgende Beispiele 
sind für Zählung und Ablesung relevant: 
Die Energiemengenermittlung ist zwischen den Netz-
kunden und den Netzbetreibern im Netznutzungsvertrag 
geregelt. Sie setzt dabei unabhängig vom jeweiligen 
Stromlieferanten auf Kontinuität und langfristige Ver-
tragsbindung. Sie erfolgt durch Differenzbildung der Ab-
lesewerte über einen vorgegebenen Zeitraum. Aus dieser 
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Differenz werden die abzurechnenden Verbrauchsdaten 
ermittelt. Bei Bedarf werden Ersatzwerte zur Verfügung 
gestellt. 
Die ermittelten Verbrauchswerte dienen zur Abrechnung 
der Netznutzung, der Stromlieferung und der Ermittlung 
der Konzessionsabgabe.  
Zu den Aufgaben, die mit der Umsetzung des Bilanz-
kreismodells zusammenhängen, gehören die Netzbilan-
zierung im Verteilnetz, die Lieferantenbilanzierung, die 
Bilanzkreisbilanzierung, die Datenweitergabe an Liefe-
ranten und Bilanzkreisverantwortlichen sowie die Da-
tenweitergabe an den Bilanzkreiskoordinator (ÜNB).  
Weitere relevante Aufgaben sind die Umsetzung des 
Lastprofilverfahrens, die Ermittlung der Differenz zwi-
schen Summenlastprofilen und tatsächlicher Lieferung, 
die Ermittlung der Netzverluste, die Erhebung und Wei-
terleitung der Konzessionsabgabe und die Aufnahme des 
EEG- und KWK-G-Stroms mit der jeweils dazugehöri-
gen  technischen und organisatorischen Abwicklung. 
Auch aus Gründen des Verbraucherschutzes ist es sinn-
voll, die Aufgabe der Messung und Ablesung den 
Netzbetreibern zu übertragen. Der bisherige eichrechtli-
che Rahmen unterstellt, dass die Überwachung der Eich-
gültigkeit der Elektrizitätszähler durch den Netzbetreiber 
mit relativ wenig administrativem Aufwand bei den 
Eichaufsichtsbehörden der Länder gewährleistet ist. Wird 
diese eindeutige Verantwortung für alle Zählstellen des 
Netzbetreibers dahingehend geteilt, dass im Extremfall 
jeder Netzkunde sein eigener Messdienstleister sein 
kann, so ist aus Kapazitätsgründen bei den heutigen 
Eichbehörden die gesetzlich geforderte Nachschau nicht 
mehr möglich. Derzeit ist das Vertrauen in die richtige 
Energiemengenzählung praktisch nicht in Frage gestellt. 
So wird jährlich lediglich für 0,003% des Zählernetzbe-
standes eine förmliche Befundprüfung nach dem Eichge-
setz beantragt und bei den staatlich anerkannten Prüfstel-
len durchgeführt. Kein anderes Mess- und Zählgerät ge-
nießt ein solch hohes Vertrauen. Sollte das Vertrauen in 
„richtiges Zählen“ verloren gehen, ist der volkswirt-
schaftliche Schaden nicht absehbar. 
Zudem lassen sich durch die generelle Zuweisung der 
Aufgabe an den Netzbetreiber Kosten einsparen. Befin-
det sich der Zähler nicht im Eigentum des Netzbetreibers, 
ist bei einem Lieferanten-, Kunden- oder Dienstleister-
wechsel, Umzug des Stromkunden etc. ein Zählerwechsel 
vor Ende der Nutzungsdauer erforderlich, da ein Zähler-
eigentümer immer bestrebt sein wird, sein Eigentum pro-
duktiv zu nutzen, um „Stranded Investments“ zu vermei-
den. Daraus resultieren Mehrkosten für den Zähler-
ausbau und -einbau.  
Durch die konsequente Nutzung des eichrechtlich zuge-
lassenen Stichprobenverfahrens durch die Netzbetreiber 
können die eingebauten Zähler jeweils 5 weitere Jahre im 
Netz verbleiben. Durch die höhere Nutzungsdauer der 
Zähler im Netz können die Messkosten erheblich ge-
senkt bzw. stabilisiert werden. Voraussetzung für dieses 
Verfahren ist eine große eingebaute Stückzahl gleichen 
Typs und Ersteichjahres. Es ist davon auszugehen, dass 
ein Dienstleister mit kleineren Zählerstückzahlen diesen 
Vorteil nicht nutzen kann. 
Ein potenzieller externer Messdienstleister muss zur Ab-
rechnung seiner Leistungen und zur Weitergabe seiner 
Messergebnisse zusätzlich ein Datenmanagement betrei-

ben, das sich inhaltlich nur unwesentlich von dem des 
Verteilnetzbetreibers unterscheiden kann (im Prinzip ist 
es lediglich um die Daten des Stromlieferanten redu-
ziert). Durch das Kundendatenmanagement des exter-
nen Messdienstleisters entstehen weitere Fixkosten, die 
somit zusätzlich durch den Kunden zu tragen sind. 
Der zur Abrechnung mit den Marktpartnern zusätzlich 
erforderliche Datenaustausch zwischen dem Verteilnetz-
betreiber und den Messdienstleistern wird zu einem 
Mehraufwand führen.  
Externe Messdienstleister werden Kunden mit guter Bo-
nität und geringen variablen Kosten akquirieren (z.B. 
Kunden in Ballungsgebieten). Der Netzbetreiber ist nach 
AVB verpflichtet, die Messdienstleistung für die verblei-
benden weniger kostengünstigeren Kunden zu erbringen. 
Durch das zu erwartende "Rosinenpicken" der externen 
Messdienstleister entfällt die bisherige Sozialisierung der 
Kosten zwischen Kunden gleicher Messart. 
Des weiteren führt die Liberalisierung des Messwesens 
auf breiter Basis zu höheren Kosten, die über die Ab-
rechnungspreise bzw. Netznutzungsentgelte auf alle 
Kunden eines Verteilnetzes umgelegt werden (Sozialisie-
rung der Mehrkosten). 
Aus diesen Gründen basieren Vorschläge für eine Libera-
lisierung des Messwesens zwar auf nachvollziehbaren 
Zielen, führen aber eher zu Mehrkosten als zu positiven 
Auswirkungen des Wettbewerbs. Die erzwungene Ein-
führung von Wettbewerb in einem weiteren kleinen 
Marktsegment des Stromsektors, das über ohnehin 
schwer zu organisierende Datenflüsse mit dem Rest des 
liberalisierten Strommarkts eng verbunden ist und dort 
Abrechnungschaos verursachen kann, ist hier nicht sinn-
voll. Auf jeden Fall muss der Teil des Messwesens, der 
am direktesten mit dem Rest des Strommarkts verwoben 
ist, nämlich die Ablesung und Daten-Weiterverarbeitung, 
beim Netzbetreiber verbleiben, selbst wenn andere Lö-
sungen für die Zählergeräte selbst zwischen Netzbetrei-
ber und Kunde vereinbart werden. 
Themenpapier 10a - Steuerrechtliche Aspekte des 
Unbundling 
Wir begrüßen die geplanten ertragsteuerlichen und 
grunderwerbsteuerlichen Regelungen in § 6 Abs. 2 und 3 
RegE und das Vorhaben der Bundesregierung die rechtli-
che Entflechtung steuerneutral zu gestalten. Zu befürwor-
ten ist insbesondere auch die grunderwerbsteuerliche Re-
gelung in § 6 Abs. 3 RegE, da die Unternehmen dadurch 
die Möglichkeit erhalten, alle betriebswirtschaftlich sinn-
vollen Umstrukturierungsoptionen tatsächlich zu ver-
wirklichen. 
Die Regelungen in § 6 Abs. 2 und 3 RegE bergen für die 
Unternehmen jedoch noch erhebliche steuerliche Risiken. 
So wird in § 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 RegE auf den Organi-
sationsakt der Entflechtung abgestellt. Dabei erscheint es 
unklar, ob diese Formulierung bedeutet, dass die Ent-
flechtung in einem zeitlich einheitlichen Organisations-
akt vollzogen werden muss. In der Praxis wird die recht-
liche Entflechtung häufig nicht in einem zeitlich einheit-
lichen Organisationsakt, sondern in mehreren – u.U. zeit-
lich auseinanderfallenden - Schritten vollzogen. Die Un-
ternehmen müssen die Möglichkeit haben, auch zu einem 
späteren Zeitpunkt betriebswirtschaftlich sinnvolle oder 
von der Regulierungsbehörde geforderte Vermögens-
übertragungen auf die Netzgesellschaft, die im Rahmen 



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)1511 

  45 

der rechtlichen Entflechtung stattfinden, steuerneutral 
vornehmen zu können. Die Worte "unmittelbar...des 
Organisationsakts" in Satz 2 bzw. "des Organisations-
akts" in Satz 3 sollten daher gestrichen werden. Der jet-
zige Wortlaut des § 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 RegE führt für 
die Unternehmen zu großen Unsicherheiten mit der Fol-
ge, dass für jeden Einzelfall verbindliche Auskünfte der 
Finanzbehörden eingeholt werden müssen. Ein solches 
Vorgehen ist für die Unternehmen und die Finanzbehör-
den sehr aufwändig, bindet Ressourcen und ist zudem 
mit hoher Planungsunsicherheit belastet. Darüber hinaus 
schlagen wir vor, den Satz 2 vollständig zu streichen, da 
die hier gemachte Aussage redundant ist. Bereits in Satz 
1 wird klargestellt, dass die Teilbetriebsfiktion nur für 
die Fälle der §§ 7 und 8 RegE gilt.  
Schließlich sollten der letzte Satz des Absatzes 2 und der 
letzte Satz des Absatzes 3 gestrichen werden. Diese Sätze 
sind überflüssig, da bereits nach § 111 Abgabenordnung 
sichergestellt ist, dass die Regulierungsbehörde den Fi-
nanzbehörden die erforderliche Amtshilfe zu leisten hat. 
Auch verwaltungsökonomische Gründe sprechen gegen 
eine gesetzliche Regelung, die bestimmt, dass die Fi-
nanzverwaltung die Amtshilfe in jedem Fall in Anspruch 
nehmen muss. Vielmehr sollte es der Finanzverwaltung 
überlassen sein, im Rahmen ihres eigenen Ermessens für 
den jeweiligen Einzelfall zu entscheiden, ob und ggf. in 
welchem Umfang sie Amtshilfe in Anspruch nimmt. Ein 
solches Vorgehen vermeidet auch lange Bearbeitungszei-
ten, die aus der Beurteilung eines Falls durch zwei Be-
hörden regelmäßig drohen würden und damit eine unnö-
tige zeitliche Behinderung der Entflechtung.  
Themenpapier  10b -  Rechnungsmäßige Entflechtung 
§ 10 RegE EnWG 
Zur rechnungsmäßigen Entflechtung nach § 10 RegE 
EnWG hat der VDEW in seinem Positionspapier zur No-
vellierung des EnWG vom 17. Dezember 2003 und in der 
VDEW/VDN/VRE-Stellungnahme vom 15. März 2004 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Ener-
giewirtschaftsrechts Vorschläge zur nationalen Umset-
zung der EG-Vorgaben unterbreitet. Die Vorschläge ori-
entieren sich an den erschöpfenden Vorgaben der EG-
Beschleunigungsrichtlinie und insbesondere an der 
kaufmännischen Auslegung des Richtlinienbegriffs „in-
terne Rechnungslegung“. Daher sollte nach Auffassung 
des VDEW die rechnungsmäßige Entflechtung nicht 
mehr an die handelsrechtlichen Bilanzierungs- und Be-
wertungsvorschriften gebunden werden. Stattdessen 
müssten für die Erstellung der jeweiligen Tätigkeitsab-
schlüsse die kosten- und leistungsrechnerischen Ansätze 
zugrunde gelegt werden.  
Der vorliegende § 10 RegE negiert jedoch nahezu alle 
Vorschläge des Wirtschaftszweiges. Er geht in einem ho-
hen Maße über die Vorgaben der EG-Richtlinie hinaus 
und wählt die handelsrechtliche Ausprägung der Tätig-
keitsabschlüsse. Damit erfolgt, ohne erkennbare Not-
wendigkeit, eine wesentliche Ausweitung der Anforde-
rungen an die rechnungsmäßige Entflechtung. Gerade für 
die große Anzahl von kleinen und mittleren Unterneh-
men entsteht dadurch eine erhebliche und unnötige orga-
nisatorische und finanzielle Belastung.  
Zu Recht hat die Bundesregierung in ihrer Gegenäuße-
rung zur Stellungnahme des Bundesrates die Aufnahme 
des neuen Satzes 4 in § 10 Abs. 4 abgelehnt. Die Forde-
rung des Bundesrates und die damit verbundene Begrün-

dung suggerieren ein generelles Misstrauen des Gesetz-
gebers gegenüber den im Bestätigungsvermerk geäußer-
ten Feststellungen des Abschlussprüfers. Der Bestäti-
gungsvermerk des Wirtschaftsprüfers ist das Urteil über 
die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung. Das 
schließt insbesondere die Einhaltung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und der Generalnorm des § 
264 Abs. 2 HGB ein. Hierbei handelt es sich um die zen-
tralen Punkte der handelsrechtlichen Rechnungslegung. 
Der Gesetzgeber möchte gerade zur Ordnungsmäßigkeit 
der rechnungsmäßigen Entflechtung eine Aussage des 
Wirtschaftsprüfers erhalten. In § 10 Abs. 4 RegE wird 
der Wirtschaftsprüfer zur Prüfung der rechnungsmäßigen 
Entflechtung und zur Erweiterung des Bestätigungsver-
merks verpflichtet. Die Prüfungsanforderungen wurden 
dabei über die Vorgaben der EG-Richtlinie erweitert. 
Nach der Richtlinie wäre nur das Vorhandensein getrenn-
ter Konten und getrennter Abschlüsse für die jeweiligen 
Tätigkeiten zu prüfen. Wenn der Gesetzgeber eine Aus-
sage des Wirtschaftsprüfers wünscht, muss er ein Prü-
fungsergebnis auch als solches akzeptieren. Ansonsten 
würde die Erweiterung der Jahresabschlussprüfung kei-
nen Sinn ergeben.  
Im Übrigen muss vor den möglichen Folgen der „Ent-
wertung“ des Bestätigungsvermerks gewarnt werden. 
Vom Testat des Wirtschaftsprüfers abweichende Feststel-
lungen der Regulierungsbehörde wären aufgrund ihres 
abweichenden Auftrags und Prüfungsansatzes denkbar. 
Damit würden verschiedene Prüfungsergebnisse vorlie-
gen. Deren Auswirkungen auf nationale und internationa-
le Investoren wären nicht abschätzbar. 
Zu ausgewählten Detailfragen des RegE wird nachfol-
gend nochmals die Auffassung der Branche dargelegt.  
Der Regierungsentwurf weitet die bereits dezidierten 
Vorgaben der EG-Beschleunigungsrichtlinie in einem er-
heblichen Umfang aus. Der § 10 Abs. 2 RegE entspricht 
seiner Intention nach der Regelung der Gas-Richtlinie. Er 
sollte entsprechend der Richtlinie und dem derzeitigen 
§ 9 Abs. 4 Satz 1 EnWG formuliert werden. Durch die 
Anwendung der bisherigen Formulierung „darzustellen“, 
könnte die bewährte Praxis der Darstellung von Geschäf-
ten größeren Umfangs beibehalten werden. Ein Informa-
tionsverlust wäre damit nicht verbunden.  
Die Formulierung des § 10 Abs. 3, Satz 1, 1. Halbsatz 
RegE zum Adressatenkreis der Vorschriften zur rech-
nungsmäßigen Entflechtung ist – nach mehrfachen Ände-
rungen – inzwischen nicht mehr  verständlich und führt 
zu einer Reihe von Auslegungsfragen. Im Gesetz sollte, 
im Interesse von Anwendungssicherheit, eine möglichst 
einfache Formulierung vorgenommen werden. Das könn-
te durch folgende Neufassung erreicht werden: „Ein im 
Elektrizitäts- oder Gasbereich tätiges Energieversor-
gungsunternehmen, ...“ 
Die separate Darstellung der vermögensverwaltenden Tä-
tigkeit wie sie § 10 (3) Satz 2 RegE vorsieht, geht weit 
über die Anforderungen der EG-Richtlinie hinaus. Sie 
sieht lediglich den gesonderten Ausweis der Einnahmen 
aus dem Eigentum am Übertragungs- und Verteilernetz 
vor. Die Ausweitung führt zu einem erheblichen finanzi-
ellen und organisatorischen Aufwand in der Rechnungs-
legung der betroffenen EVU.  
Der § 10 Abs. 5 RegE ist gänzlich abzulehnen. Derartige 
Forderungen enthält die EG-Richtlinie nicht. Sie sind 
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überzogen und führen zu einem massiven bürokratischen 
Aufwand, sowohl in der Bundesbehörde, als auch für die 
Unternehmen. Die generelle Archivierung von Unter-
nehmensunterlagen von mehr als 1.000 EVU wider-
spricht dem Ziel einer schlanken Regulierungsbehörde 
und ist eine Verschwendung natürlicher Ressourcen. 
Weiterhin sind die Sätze 2 – 4 des Absatzes klärungsbe-
dürftig. Das resultiert aus der Anwendung nicht definier-
ter Begriffe, der Frage nach dem Regelungsinhalt und 
Sinn des Satzes 3 und dem Schutz von Geschäftsgeheim-
nissen der Tätigkeiten im Bereich „Netz“.  
Zumindest ist klarzustellen, dass nach dem Satz 3 nur die 
Tätigkeitsabschlüsse des „Netzbereiches“ übersandt wer-
den müssen. Das wäre folgerichtig, da die Regulierungs-
behörde auch nur für diese Tätigkeiten zuständig ist. Zu-
sätzlich dazu ist der Schutz der Geschäftsgeheimnisse auf 
alle Tätigkeiten eines EVU auszuweiten. 
Themenpapier 13 - Finanzierung Regulierungsbehör-
de 
Die Finanzierung der Regulierungsbehörde durch Beiträ-
ge der Netzbetreiber (§ 92 RegE) ist finanzverfassungs-
rechtlich unzulässig. Der Bundesrat fordert daher in sei-
ner Stellungnahme vom 24.09.2004 zu Recht die Strei-
chung der Beitragfinanzierung.  
Zu Beiträgen können grundsätzlich nur die von einer öf-
fentlichen Einrichtung Begünstigten herangezogen wer-
den. Bezogen auf die Tätigkeit der Regulierungsbehörde 
sind dies allenfalls die Netznutzer bzw. –kunden. Die 
Beitragspflicht soll aber ausschließlich die Netzbetreiber 
treffen. Aus diesem Grund ist sie als Sonderabgabe ein-
zustufen und bedürfte als solche einer gesonderten 
Rechtfertigung. Das Bundesverfassungsgericht hat die 
Zulässigkeit einer Geldleistungspflicht eines begrenzten 
Personenkreises in ständiger Rechtsprechung an eng aus-
zulegende Zulässigkeitskriterien geknüpft. Erforderlich 
ist danach u. a. das Vorliegen der sog. „Gruppennützig-
keit“. Die Bundesregierung stellte in ihrer Gegenäuße-
rung vom 27.10.2004 selbst fest, dass die Regulierungs-
tätigkeit der „Gesamtheit der Marktteilnehmern“ nützt. 
Die von der Abgabe betroffenen Netzbetreiber stehen 
nicht im Wettbewerb. Anders als vielleicht die Netzkun-
den ziehen sie auch keinen Nutzen aus der Regulierung. 
Obwohl es an der vom Verfassungsgericht verlangten 
"gruppennützige" Betätigung also fehlt, weist der Regie-
rungsentwurf die Kosten allein dem Netzbereich zu.  

Aus dem Ausnahmecharakter der Sonderabgabe gegen-
über der Steuer folgt, dass die Zulässigkeitskriterien eng 
auszulegen und zurückhaltend anzuwenden sind. Das 
Verwaltungsgericht Köln hat Anfang 2004 die entspre-
chende Kostenverordnung für verfassungswidrig erklärt, 
so dass auch der Einwand nicht überzeugt, ein derartiges 
Finanzierungsmodell existierte bereits im Rahmen der 
vergleichbaren Beitragserhebung für die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht.  

Die Abwälzung der Kosten auf die Wirtschaft vernach-
lässigt zudem das Ziel einer schlanken, effizient arbei-
tenden Behörde. Verschärft wird dieses Problem durch 
die Möglichkeit einer Subdelegation, wonach die REGTP 
die Beitragssätze durch Rechtsverordnung selbst festset-
zen kann (§ 92 Abs. 3 Satz 3 RegE). Der beitragsfinan-
zierten Behörde fehlt darüber hinaus jeder Anreiz, die 
vorhandenen Mittel effizient einzusetzen. Ein stetiges 
Wachstum der Behörde wäre die Folge. Dies stünde dem 

erklärten politischen Willen zur Entbürokratisierung 
Deutschlands im Allgemeinen und einer effizienten 
schlanken Regulierung des Energiesektors im Besonde-
ren entgegen.  
Wir schlagen daher vor, § 92 ersatzlos zu streichen. 
Themenpapier 14 - Grundversorgung  
Das neue EnWG soll auch im Bereich der Grundversor-
gung einerseits Wettbewerb schaffen und andererseits die 
Versorgung der Letztverbraucher mit Energie zu ange-
messenen Preisen und Bedingungen sicherstellen. Leider 
wird dieses Ziel in dem vorgelegten Regierungsentwurf 
nicht konsequent umgesetzt. Schlüssig ist zunächst, dass 
mit der Einführung eines neuen Systems auch die Be-
grifflichkeiten geändert werden. Für Verbraucher und 
Stromlieferungsgesellschaften wird die Änderung eine 
Verständigung über die neuen Preise und Bedingungen 
vereinfachen. Dennoch bedürfen die vorgeschlagenen 
Regelungen im Einzelnen zum Teil einer Klarstellung 
bzw. Änderung. 
1. Zu § 38 RegE (Ersatzversorgung mit Energie) 
§ 38 Abs. 1 Satz 3 RegE legt fest, dass die Preise für die 
Ersatzversorgung für Haushaltskunden die Allgemeinen 
Preise nicht übersteigen dürfen. Diese Regelung verkennt 
die mit der Ersatzversorgung verbundenen Planungs- und 
Kalkulationsschwierigkeiten für den Grundversorger so-
wie das erhöhte Zahlungsausfallrisiko, verbunden mit 
eventuellen Inkassokosten. Dem Ersatzversorger ist es, 
anders als in der Grundversorgung, grundsätzlich nicht 
möglich, im Voraus abzuschätzen, welche zusätzlich be-
nötigten Liefermengen auf ihn im Rahmen der Ersatzver-
sorgung zukommen. Dementsprechend kann er seinen 
Energiebedarf nicht vollständig im Voraus berechnen, 
sondern muss den durch die Ersatzversorgung zusätzlich 
anfallenden Energiebedarf in der Regel ad hoc zu den zu 
diesem Zeitpunkt marktüblichen Preisen hinzukaufen. 
Dies ist in aller Regel mit höheren Kosten verbunden. 
Insbesondere bei den bereits in der Vergangenheit aufge-
tretenen Fällen eines Totalausfalls eines Versorgers auf-
grund von Insolvenz können dem Grundversorger da-
durch erhebliche Mehrbelastungen entstehen.  
Ebenso sind die An- und Abmeldekosten für ersatzver-
sorgte Kunden nicht zu unterschätzen. Die auf maximal 
drei Monate begrenzte Dauer der Ersatzversorgung liegt 
deutlich unterhalb der durchschnittlichen Dauer des 
Grundversorgungsverhältnisses. Die verbrauchsunabhän-
gigen An- und Abmeldekosten müssen sich folglich über 
eine wesentlich kleinere Energielieferung refinanzieren. 
Diese Zusatzkosten müssen verursachungsgerecht wei-
tergeleitet werden. Folgerichtig hat die Bundesregierung 
die Möglichkeit eröffnet, diese Mehrkosten der Ersatz-
versorgung an Nichthaushaltskunden weiterzugeben. Ei-
ne Ausnahme dieses Prinzips für Haushaltskunden ist 
nicht sachgerecht und würde im Ergebnis zu einer unge-
rechtfertigten Mehrbelastung der Nichthaushaltskunden 
oder der Haushaltskunden in der Grundversorgung füh-
ren. 
Vorschlag: § 38 Abs. 1 Satz 3 RegE wird gestrichen. 
Der Gesetzgeber sollte außerdem entweder im Gesetz 
selbst oder in einer entsprechenden Verordnung sicher 
stellen, dass Haushaltskunden, die nach Ablauf der in § 
38 Abs. 2 RegE genannten Frist nicht auf der Grundlage 
eines Energieliefervertrages beliefert werden, durch den 
weiteren Strombezug konkludent einen Liefervertrag zu 
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den Allgemeinen Bedingungen und Preisen der Grund-
versorgung schließen.   
Darüber hinaus lässt der Regierungsentwurf offen, wie 
mit anderen Letztverbrauchern als Haushaltskunden nach 
dem Ablauf der in § 38 Abs. 2 RegE festgelegten Drei-
monatsfrist umzugehen ist, wenn sie keinen neuen Ver-
sorgungsvertrag geschlossen haben und als Sonderkun-
den nicht grundversorgt werden können. Auch für diese 
Kunden sollte mit einer ausdrücklichen Regelung 
Rechtssicherheit geschaffen werden. Eine Möglichkeit 
bestünde darin, das Ersatzversorgungsverhältnis so lange 
weiterlaufen zu lassen, bis der Kunde einen Liefervertrag 
abgeschlossen hat. 
Vorschlag: § 38 Abs. 2 RegE wird wie folgt geändert: 
"(2) Das Rechtsverhältnis nach Absatz 1 endet, wenn die 
Energielieferung auf der Grundlage eines Energieliefer-
vertrages des Kunden erfolgt. Für Haushaltskunden endet 
es spätestens drei Monate nach Beginn der Ersatzener-
gieversorgung. Liegt dem Versorgungsverhältnis eines 
Haushaltskunden bis zu diesem Zeitpunkt kein Energie-
lieferungsvertrag zugrunde, erfolgt die Lieferung im 
Rahmen der Grundversorgung." 
2. Zu § 40 RegE (Besondere Missbrauchsaufsicht der 

nach Landesrecht  zuständigen  Behörde) 
a)  Zu § 40 Abs. 1 RegE 

Die besondere Missbrauchsaufsicht des § 40 RegE 
bezieht sich ausweislich des Wortlauts des § 40 Abs. 
1 Satz 1 RegE auf die Allgemeinen Preise der Grund- 
und Ersatzversorgung. Trotzdem sollen die Landes-
behörden bei Feststellung eines Missbrauchs laut 
Entwurf nicht nur die Möglichkeit erhalten, Miss-
bräuche für die Zukunft abzustellen, sondern auch 
Vertragsbedingungen abzuändern, selbst festzulegen, 
über ihre Geltung zu entscheiden oder für unwirksam 
zu erklären.  
Dies ist nicht sachgerecht. Insgesamt besteht auch 
kein Bedürfnis für eine solche Änderungsbefugnis 
der zuständigen Landesbehörden. Der Inhalt der Ver-
träge im Grundversorgungsverhältnis wird sich ohne-
hin zwingend nach den Vorgaben der jeweiligen auf 
der Grundlage von § 39 RegE erlassenen Verordnung 
richten. Eine die Gestaltung der Allgemeinen Preise 
regelnde Verordnung, kann sich dabei anders als § 39 
Abs.1 RegE vermuten lässt, nur auf den Bereich den 
Grundversorgung, nicht zusätzlich auf den Sonder-
kundenbereich beziehen. Die Norm sollte diesbezüg-
lich angepasst werden und wie § 39 Abs. 2 statt auf 
"den Grundversorger" auf "die Grundversorgung" ab-
stellen.  
Ein Abweichen von den in den Verordnungen festge-
legten Bedingungen wird auch zukünftig wie schon 
bisher nicht möglich sein. Auch die EG-Richtlinien 
verlangen eine derartige Aufsicht nicht. Die Regulie-
rung sollte sich danach lediglich auf den durch Mo-
nopole geprägten Netzbereich beschränken. Außer-
dem verfügen die Landesbehörden mit §§ 19, 20, 32 
GWB bereits über die notwendigen Mittel, um Ver-
tragsbestandteile, die über die Regelungen der 
Rechtsverordnungen zu den allgemeinen Vertragsbe-
dingungen hinausgehen und den Wettbewerb beein-
trächtigen könnten, zu untersagen.  
Die Befugnis Vertragsbedingungen für unwirksam zu 
erklären, würde eine Rückabwicklung der Verträge 

nach sich ziehen. In jedem Fall dürfen derartige 
Maßnahmen nur für die Zukunft gelten, damit ange-
sichts der Anzahl der Grundversorgungsverträge un-
verhältnismäßig hohe Abwicklungskosten vermieden 
werden. 
Vorschlag: § 40 Abs. 1 Satz 2, 2. Hs. RegE sowie die 
Sätze 3 und 4 sind zu streichen.  

b)  Zu 40 Abs. 2 RegE  
Das erklärte Ziel der europäischen und nationalen Po-
litik und auch der Vertriebsgesellschaften ist die 
Schaffung von Wettbewerb im Stromlieferungsmarkt. 
Stromkunden sollen die Wahl zwischen unterschied-
lichen Angeboten verschiedener Versorger haben. 
Grundsätzlich wäre es daher konsequent und ausrei-
chend, wenn die Missbrauchsaufsicht wie in allen an-
deren Wettbewerbsmärkten über die Preise der 
Grundversorger nach den allgemeinen kartellrechtli-
chen Regelungen erfolgte.  
Die Regulierung der Preise und der Preiswettbewerb 
um Endkunden für die Stromlieferung schließen sich 
jedoch aus. Ein funktionierender Wettbewerb setzt 
ausreichende unternehmerische Entscheidungsfreiheit 
und entsprechende Handlungsmöglichkeiten voraus. 
Im Ergebnis sollen die Letztverbraucher durch ihre 
Entscheidung für oder gegen einen Versorger Ein-
fluss auf den Markt nehmen können. Die Stromver-
triebsgesellschaften sehen die Sicherstellung einer 
preisgünstigen und sicheren Versorgung zu 
angemessenen Preisen, wie sie auch im Zweck des 
RegE in § 1 festgelegt ist, als unabdingbaren Rahmen 
des Wettbewerbs an. Dieses Ziel wird in der 
Marktwirtschaft am effizientesten durch Wettbewerb 
erreicht.  Die Grundvoraussetzung für den funktionierenden 
Wettbewerb in der Stromlieferung wird durch die 
Regulierung der Netze geschaffen. Alle Vertriebe ha-
ben danach die gleichen Bedingungen für den Markt-
zutritt und sollen im Wettbewerb um die Endkunden 
stehen. Das muss auch für die Grundversorgung nach 
§ 36 ff. RegE und die Versorgung der Sonderhaus-
haltskunden außerhalb der Grundversorgung nach § 
41 RegE gelten.  
Die bisher im Kabinettsentwurf vorgeschlagene Re-
gelung läuft im Ergebnis insgesamt auf einen 
deutschlandweit einheitlichen Versorgungsvertrag 
mit gleichen Bedingungen und einheitlichem Grund-
versorgungstarif auf dem Niveau des bundesweit 
günstigsten Grundversorgers und damit auf eine Re-
gulierung auch des Stromlieferungsmarktes hinaus. 
Es darf bezweifelt werden, dass ein derartiger Ein-
heitstarif dem möglichen Wettbewerbspreis entspre-
chen würde. 
Neue Preismodelle, mit denen sich im Wettbewerb 
Marktanteile gewinnen ließen, würden nicht entwik-
kelt. Ein Anreiz für andere Anbieter, zusätzliche 
Märkte im Haushaltskundenbereich zu werben und zu 
versorgen, bestünde nicht. Die im Vertriebsgeschäft 
zu erwartende Marge wäre minimal. Auch für die 
Kunden bestünde kein Grund, zu einem neuen Ver-
sorger zu wechseln. Es ist zu befürchten, dass die 
durch die Regulierung verursachte fortlaufende Mi-
nimalisierung der Vertriebsmargen zu einer Reduzie-
rung der üblicherweise mit dem Energieverkauft ver-
bundenen Serviceleistungen führen wird. Eine wirkli-
che Wahl zwischen inhaltlich verschiedenen Angebo-
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ten hat der Kunde nicht. Im Ergebnis soll sich der 
Schutz der Verbraucher auch zu deren Vorteil aus-
wirken und sie nicht unnötig einengen. Dies gilt ins-
besondere im Hinblick auf die bereits heute geltenden 
strengen Anforderungen an Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen und die vielfältigen nunmehr in das Bür-
gerliche Gesetzbuch integrierten Verbraucherschutz-
vorschriften.  
Aus diesen Gründen müssen auch im Rahmen der be-
sonderen Preisaufsicht durch die Länder die Maßstä-
be der allgemeinen kartellrechtlichen Miss-
brauchsaufsicht angewendet werden, die in anderen 
Wettbewerbsmärkten üblich sind und sich bewährt 
haben.  
Vorschlag: § 40 Abs. 2 RegE wird gestrichen. 

c)  Zu § 40 Abs. 2 Satz 1 RegE (Beweislastumkehr)  
Wie bereits zuvor in verschiedenen Stellungnahmen 
dargestellt, ist insbesondere die Beweislastumkehr zu 
Lasten des Grundversorgers in § 40 Abs. 2 Nr. 1 Re-
gE für diesen nicht akzeptabel. Ihm würde damit eine 
im Ergebnis unerfüllbare Beweislast zugemutet. 
Denn er kennt zwar die strukturellen Besonderheiten 
seines eigenen Gebietes, nicht aber die des Ver-
gleichunternehmens. Abweichende Umstände im 
Sinne von § 40 Abs. 2 RegE lassen sich von einem 
Grundversorger nur darlegen, wenn ihm die Kalkula-
tion der günstigeren Preise des anderen Grundversor-
gers bekannt ist. Dies ist aber grundsätzlich nicht der 
Fall. Derartige Strukturfragen müssen deswegen wie 
bisher durch die zuständige Behörde von Amts we-
gen untersucht werden, der für die Untersuchung 
auch die entsprechenden Auskunftsrechte gegenüber 
allen Unternehmen zur Verfügung stehen. Die Pau-
schalvermutung ist  nicht sachgerecht, sondern führt 
bei vielen Versorgungsunternehmen zu falschen Er-
gebnissen. In jedem Fall muss aber vermieden wer-
den, dass Elemente der Regulierung mit denen der im 
Wettbewerb stattfindenden Missbrauchsaufsicht ver-
mischt werden. Beide stellen gegensätzliche, mitein-
ander nicht zu vereinbarende Lösungsansätze dar.  
Vorschlag: § 40 Abs. 2 Satz 1 RegE wird wie folgt 
gefasst: 
„Ein Missbrauch im Sinne des Absatzes 1 liegt vor, 
wenn ein Grundversorger spürbar ungünstigere Prei-
se fordert als vergleichbare Grundversorger und der 
Unterschied nicht auf Umständen beruht, die ihm 
nicht zurechenbar sind“. 

Themenpapier 15 - Regelenergie 
Regelleistungsbedarf entsteht, wenn die Summe der mo-
mentanen Erzeugungsleistungen von der Summe der 
momentanen Verbrauchslasten abweicht. Derartige Ab-
weichungen können sowohl auf der Seite der Verbrau-
cher (z.B. durch meteorologische Einflüsse) als auch auf 
der Seite der Erzeugung (z.B. Kraftwerksausfälle, darge-
botsabhängige Erzeugung u.a. von EEG-Anlagen) ent-
stehen. 
Die permanente und ausreichende Vorhaltung von Regel-
leistung obliegt dem Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) 
und ist zur Gewährleistung der zuverlässigen Versorgung 
der Verbraucher mit elektrischer Energie unerlässlich.  
Der aktuelle Einsatz der Regelleistung ergibt sich aus 
dem momentanen Ungleichgewicht im Netz.  

Damit realistische Prognosen für Lastflüsse (auch unter 
Einbeziehung europäischer Nachbarn) erstellt und Eng-
pässe rechtzeitig lokalisiert werden können, müssen be-
lastbare Kraftwerkseinsatzdaten am Vortag vorliegen. 
Zudem sind die gemeinsam definierten und durch die 
Anbieter von Regelleistung einzuhaltenden Verfügbar-
keitsanforderungen für die betriebliche Sicherheit und 
die Minimierung des auszuschreibenden Regelleistungs-
bedarfs unbedingt erforderlich. 
Die Verantwortlichkeit für die Systemsicherheit ist im 
Rahmen des kontinentaleuropäischen UCTE-Synchron-
verbundes verteilt. Der Verbund stellt eine Risiko- und 
Solidargemeinschaft dar und ist wesentlicher Garant der 
Systemsicherheit. Die getrennten Regelzonen in Deutsch-
land stellen eine Art „Sicherheitszellen“ des Netzes dar. 
Jede der vier deutschen Regelzonen ist bereits größer als 
fast alle Regelzonen in den anderen EU-Mitgliedstaaten. 
Da die zur Verfügung stehende Regelleistung direkt die 
Defizitwahrscheinlichkeit (als Maß für die Systemsicher-
heit) bestimmt, ergibt eine einheitliche Regelzone für 
Deutschland unter Beibehaltung der heutigen Systemsi-
cherheit keine Reduzierung des Regelleistungsbedarfs.  
Im Großstörungsfall wäre vielmehr das von dieser Stö-
rung betroffene Gebiet größer. Darüber hinaus sind ei-
gentumsrechtliche Belange berührt. Eine beliebige, nicht 
an Netzgegebenheiten orientierte Verteilung der für eine 
Regelzone zu beschaffenden Regelleistung beinhaltet be-
triebliche Risiken. So kann der Netzbetreiber bei Vorlie-
gen von Engpässen nicht auf die in seine Regelzone zu 
transportierende Leistung zugreifen, was zu Systeminsta-
bilitäten und Großstörungen führen kann. Alternativ 
müssten entsprechende Übertragungskapazitäten frei-
gehalten werden, die für Betrieb und Handel nicht zur 
Verfügung ständen, eine Folge wäre ein gehäuftes Auf-
treten von deklarierten Engpässen. 
Im Hinblick auf die Primär- bzw. Sekundärregelleistung 
wäre eine Angebotsoptimierung durch zeitlich gestaffelte 
Vergaben für den gleichen Ausschreibungszeitraum 
denkbar. Für die Minutenreserve existiert ein derartiges 
Verfahren bereits. Zur Erhöhung der Liquidität am Re-
gelenergiemarkt ist ein Ausschreibungsmix (aus Jahres-, 
Quartals- und bei Minutenreserveleistung auch Ta-
gesausschreibungen) von Teilmengen geeignet. 
Die Gewährleistung einer möglichst sicheren und preis-
günstigen Energieversorgung ist nicht mit der untertäg-
lichen Beschaffung nach § 22 zu erreichen. Grund dafür 
ist, dass eine ausreichende Berücksichtigung untertägli-
cher Minutenreserveleistungs-Angebote zu reinen Ar-
beitspreisen eine separate Absicherung der Leistungsvor-
haltung über Leistungsoptionen, die bei fehlenden unter-
täglichen reinen Arbeitspreis-Angeboten gezogen werden 
können, erforderlich macht. Damit wirkt eine derartige 
Regelung kostenerhöhend und kann schwerlich den ge-
wünschten Effekt haben.  
Es sollte zusätzlich ein Anreiz für die Erstellung einer 
ausreichend guter Prognosen geschaffen werden. Der 
Missbrauch von Ausgleichsenergie führt zu höherem Re-
gelenergiebedarf sowohl im Hinblick auf die Vorhaltung 
als auch beim Einsatz und damit zu höheren Kosten für 
alle Netznutzer und muss durch eine ausgewogene Lö-
sung verhindert werden. 
Themenpapier 16 - Dezentrale Einspeisung/Vermie-
dene Netznutzungsentgelte 
Ein Entgelt für vermiedene Netznutzung sollte generell 
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bei einer Vergütung von Strom aus dezentralen Stromer-
zeugungsanlagen, speziell aus KWK-Anlagen nach § 4 
Abs. 3 Satz 1 des KWK-Gesetzes (KWK-G), zu zahlen 
sein. Insoweit müsste die Formulierung in § 18 des aktu-
ellen Entwurfs der Verordnung über die Entgelte für den 
Zugang zu Elektrizitätsversorgungsnetzen (StromNEV) 
entsprechend geändert werden. Bei KWK-Anlagen be-
gründet § 4 Abs. 3 Satz 2 KWK-G eine Rechtspflicht zur 
Zahlung von vermiedenen Netznutzungsentgelten, d.h. 
nur bei Anwendbarkeit des „üblichen Preises“ mangels 
Einigung über die Einspeisungsvergütung. Im Rahmen 
der Preisverhandlungen für die Einspeisungsvergütung 
nach § 4 Abs. 3 Satz 1 KWK-G wurde bislang jedoch re-
gelmäßig aufgrund von Nr. 2.3.3 der Verbändevereinba-
rung ein entsprechendes Entgelt in die Einspeisungsver-
gütung einberechnet. Mit Ersetzung der Verbändeverein-
barung durch normative Regelungen muss für eine Preis-
bestimmung nach § 4 Abs. 3 Satz 1 KWK-G gleichfalls 
eine Rechtspflicht zur Zahlung von vermiedenen Netz-
nutzungsentgelten begründet werden, da der Gesetzgeber 
nicht davon ausging, dass diese Entgelte nur im Rahmen 
des „üblichen Preises“ zu zahlen sind (BT-Drs. 14/8059, 
S. 12). Für Betreiber von dezentralen Stromerzeugungs-
anlagen, die bereits durch das Erneuerbare-Energien-
Gesetz gefördert werden, ist dagegen die Zahlung eines 
Entgeltes für die vermiedenen Netznutzungsentgelte 
nicht erforderlich, da die Einspeisungsvergütungen dieses 
Gesetzes ohnehin einen kostendeckenden Betrieb der An-
lagen sicherstellen sollen (BT-Drs. 15/2864, S. 36 zu §§ 
6 bis 11). 

§ 24 Satz 5 des Entwurfes des Energiewirtschaftsgesetzes 
sollte daher wie folgt gefasst werden: 

„Regelungen nach Satz 2 Nr. 4 und 5 können vorsehen 
haben vorzusehen, dass Entgelte nicht nur auf der Grund-
lage von Ausspeisungen, sondern ergänzend auch auf der 
Grundlage von Einspeisungen von Energie berechnet und 
in Rechnung gestellt werden, wobei bei Einspeisungen 
von Elektrizität aus dezentralen Erzeugungsanlagen auch 
eine Erstattung eingesparter Entgelte für den Netzzugang 
in den vorgelagerten Netzebenen zu erfolgen hat vorge-
sehen werden kann, soweit die Einspeisungen nicht nach 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz vergütet werden. Für 
die Ermittlung der zu erstattenden Beträge sind die Be-
stimmungen der Anlage 6 der Verbändevereinbarung 
über Kriterien zur Bestimmung von Netznutzungsentgel-
ten für elektrische Energie und über Prinzipien der Netz-
nutzung vom 13. Dezember 2001 (Bundesanzeiger Nr. 
85b vom 8. Mai 2002) zugrunde zu legen.“ 

§ 18 Abs. 1 der Netzentgeltverordnung Strom sollte in 
diesem Zusammenhang außerdem wie folgt umformuliert 
werden: 

„Betreiber von kleinen dezentralen Stromerzeugungsan-
lagen, deren Stromeinspeisung nicht weder nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz noch nach § 4 Absatz 3 Satz 
1 Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz vergütet wird, erhalten 
vom Betreiber der Netz- oder Umspannungsebene, in 
welche sie elektrische Energie einspeisen, ein Entgelt für 
vermiedene Netznutzungsentgelte. Die Bestimmung des 
Entgeltes hat diskriminierungsfrei zu erfolgen und muss 
guter fachlicher Praxis auf der Grundlage der Anlage 6 
der Verbändevereinbarung über Kriterien zur Bestim-
mung von Netznutzungsentgelten für elektrische Energie 
und über Prinzipien der Netznutzung vom 13. Dezember 
2001 (BAnz. Nr. 85b vom 8. Mai 2002) entsprechen.“ 

Auch in § 18 Abs. 2 sind Änderungen nötig, die wir in 
der ausführlichen Kommentierung der Netzentgeltver-
ordnung detailliert haben.  
Themenpapier 17 - Arealnetze 
Bisher existiert keine allgemeingültige Definition für den 
Begriff "Arealnetz". Die nachfolgenden Ausführungen 
beziehen sich auf Netze, die neben oder unterhalb eines 
bestehenden Netzes der allgemeinen Versorgung errich-
tet werden, ohne Werksnetze i.S.d. § 110 RegE zu sein. 
Die undifferenziert für alle Netze geltende Regelungen 
zum Netzanschluss in § 17 RegE gehen über die EG-
Richtlinie hinaus. Sie begünstigen eine Zersplitterung der 
Netze mit der Folge höherer Netznutzungsentgelte insbe-
sondere für Niederspannungskunden.  
In § 17 Abs. 1 muss klargestellt werden, dass der an-
schließende Netzbetreiber unter Beachtung der berechtig-
ten Kundeninteressen den geeigneten Anschlusspunkt an 
sein Netz unter Beachtung eines sicheren Netzbetriebes, 
einer möglichst kostengünstigen  Bereitstellung der 
Netznutzung für die Gesamtheit der Netzkunden sowie 
unter Berücksichtigung der künftig zu erwartenden Ver-
brauchsentwicklung in dem betreffenden Netzbereich 
festzulegen hat. 
Die jetzige Regelung stellt zu einseitig auf das Interesse 
des einzelnen Anschlussnehmers ab und erlaubt in Ver-
bindung mit der Beweislastumkehr in § 17 Abs. 2 eine 
Optimierung einzelner Netzkunden zu Lasten der übrigen 
Netzkunden. Wenn einzelne Großabnehmer oder auch 
Arealversorger einen Anschluss an eine höhere Span-
nungsebene erzwingen können, führt dies durch das Ko-
stenwälzungsprinzip und den Grundsatz einheitlicher 
Netznutzungsentgelte innerhalb eines Netzgebietes 
zwangsläufig zu höheren Netznutzungsentgelten für die 
übrigen Kunden, insbesondere zu Mehrbelastungen der 
Niederspannungskunden. Ansonsten müsste man im 
Umkehrschluss allen Netzbetreibern eine regionale Dif-
ferenzierung der Netznutzungsentgelte in ihrem Netzbe-
trieb zugestehen. Zudem wäre eine vorausschauende 
Netzausbauplanung nicht mehr möglich.  
Die vorgenannte Problematik wird verschärft durch die 
vorgesehene Reduzierung der Energieaufsicht. Die Be-
triebsgenehmigung im Netzbereich soll künftig nur noch 
wegen fehlender Leistungsfähigkeit versagt werden kön-
nen (§ 4 RegE). Eine Versagung wegen Nachteilen für 
die Netzkunden im verbleibenden Gebiet des Netzbetrei-
bers der allgemeinen Versorgung (so heute § 3 Abs. 2 Nr. 
2 EnWG) soll dagegen nicht mehr möglich sein. Damit 
könnten potentielle Betreiber von derartigen Teilnetzen 
willkürlich gut strukturierte Teilgebiete aus dem Netz der 
allgemeinen Versorgung herausbrechen. Bereits in § 13 
EnWG und nun auch in § 46 Abs. 2 RegE kommt die 
Absicht zum Ausdruck, Wegenutzungsverträge langfri-
stig festzulegen und lediglich einen Wettbewerb um die-
ses Netz in bestimmten Zeitabständen zu garantieren. Ei-
nen Wettbewerb zwischen verschiedenen Parallelnetzen 
sollte es danach gerade nicht geben.  Für derartige Teil-
netze kann aus den genannten gründen keine Anschluss-
pflicht bestehen, andernfalls wären höhere Netznut-
zungsentgelte für die übrigen Kunden, insbesondere die 
Haushalte die Folge. 
Zudem würde dies eine rationelle Netzausbauplanung 
beeinträchtigen. Die vorausschauende Planung des Netz-
betreibers führt langfristig zu minimalen Gesamtkosten 
eines Versorgungsnetzes. Hierbei werden als Prämissen 
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die Anzahl und der Leistungsbedarf der zu erwartenden 
Netzkunden in den einzelnen Spannungsebenen berück-
sichtigt. Durch den unbeschränkten Anschluss von Are-
alnetzen würden bereits getätigte Investitionen für den 
Anschluss von Endkunden überflüssig (stranded invest-
ments).  
Wir schlagen daher die Ergänzung von § 17 Abs. 1 um 
folgenden Satz 2 vor: 

„Der Netzbetreiber legt den geeigneten Anschluss-
punkt unter Berücksichtigung eines sicheren Netzbe-
triebes sowie der zukünftig zu erwartenden Ver-
brauchsentwicklung in dem betreffenden Netzbereich 
und unter Beachtung einer möglichst kostengünstigen 
Netznutzung für den anschlussbegehrenden Letztver-
braucher sowie für die Gesamtheit der Netzkunden 
diskriminierungsfrei fest.  

Themenpapier 18 - Stromkennzeichnung  
Zu begrüßen ist die Festlegung auf drei Kategorien beim 
Ausweis der Anteile der Energieträger. Verbraucherin-
formationen müssen auf einem Blick klar, verständlich, 
objektiv und nicht diskriminierend sein.  
Kritisch zu sehen ist allerdings die Vorgabe der Ver-
pflichtung zum Ausweis von Durchschnittswerten der 
Energieträgermischung und der Umweltauswirkungen 
der Stromerzeugung in Deutschland (§ 42 Abs. 2). Damit 
wird ein neues Element in die Verbraucherinformation 
eingeführt, das weit über den EG-Richtlinientext und 
über einen legitimen Verbraucherschutz hinausgeht und 
keine Entsprechung bei anderen Produkten hat.  
Die Darstellung von Vergleichen zu Produkten ist Auf-
gabe der Verbraucherinstitutionen und nicht einzelner 
Hersteller bzw. Erzeuger. Ohne Verordnung könnte die-
ser Punkt nicht umgesetzt werden. 
Die Arbeitsgruppe VDEW/dena „Stromkennzeichnung“ 
gelangte im Hinblick auf den Ausweis der Umweltaus-
wirkungen auf der Rechnung einheitlich zur Auffassung, 
dass angesichts der Komplexität der Erhebung und Be-
rechnung der Daten zu den Umweltauswirkungen diese 
nicht ohne Erläuterungen (ca. 1 bis 3 Seiten Umfang) an 
Verbraucher bereit gestellt werden können. In die Arbeit 
dieser Gruppe waren auch die Ministerien BMWA, BMU 
und BMVEL vollständig eingebunden. 
Sachgerecht wäre daher Einführung einer Hinweispflicht 
auf eindeutige Fundstellen, die die aufbereiteten Informa-
tionen und Erklärungen vorhalten. 
Wir schlagen daher vor, in § 42 Abs. 1 Nr. 2 folgende 
Formulierung voranzustellen:  

„Hinweise auf für jedermann zugängliche Quellen die 
Informationen ... zur Verfügung stellen.“  

Begründung: 
 Die Vorgabe geht über den Richtlinientext hinaus 

und erschwert die leichte und verständliche Orientie-
rung der Letztverbraucher von Strom über Umwelt-
auswirkungen. 

 Die Regelung spiegelt das Ergebnis der vorliegenden 
Marktforschung nicht wieder, nach der Verbraucher 
einfache, objektive und klare Informationen wün-
schen. 

 Durch die Vielzahl der Angaben im Stromkennzei-
chen kann ein Eintrag auf der Rechnung nicht mehr 

erfolgen. Vielmehr wird die Anlage eines Beiblattes 
zwingend erforderlich, was im internationalen Ver-
gleich mit den höchsten Transaktionskosten ver-
knüpft ist. 

Nach Absatz 3 sollen Energieversorgungsunternehmen 
zusätzlichen Verpflichtungen unterzogen werden, wenn 
sie Produktdifferenzierungen mit unterschiedlichem 
Energieträgermix vornehmen. Diese Vorgabe ist nicht 
praktikabel. 
Im Rahmen eines sich zunehmend entfaltenden Wettbe-
werbs ist die Produktentwicklung ein konstitutives Ele-
ment dynamischer Marktprozesse.  
Die obligatorische Darstellung von besonderen Produk-
ten und die daraus resultierende Anpassung des Restmi-
xes (Residualgröße) verursacht nach Einschätzung von 
Mitgliedsunternehmen einen hohen Aufwand. Dies könn-
te dazu führen, dass die Unternehmen solche Produkte 
möglicherweise vom Markt nehmen oder gar nicht erst 
entwickeln. 
Wir schlagen daher vor, Absatz 3 zu streichen. 
Begründung: 
 Bietet ein Anbieter eine Vielzahl von Energieträger-

mix-gebundenen Produkten an, ist über die entspre-
chend der Nachfrage verbleibende Energieträgermi-
schung keine klare, einfache und verständliche In-
formation der Letztverbraucher möglich. Bei einem 
Produkt wären dann einschließlich Restmix insge-
samt acht Merkmale anzugeben. Für Verbraucher ist 
dies schlichtweg verwirrend. 

 Die Regelung spiegelt das Ergebnis der vorliegenden 
Marktforschung nicht wieder, nach der Verbraucher 
einfache, objektive und klare Informationen wün-
schen. 

 Die Vorgabe erschwert eine weitere Marktentfaltung 
und ist keine geeignete Form des Verbraucherschut-
zes. Einige Produkte (z. B. Ökostrom) werden bisher 
durch kompetente Institute zertifiziert und testiert, so 
dass die Verbraucher auch jetzt schon Vertrauen in 
derartige Angebote haben und sich für besonders 
umweltfreundliche Produkte entscheiden können. 

 Nach unserem Kenntnisstand führt kein anderes EG-
Land eine Regelung zur Produktdifferenzierung ein. 
Die Vorgabe widerspricht einem gemeinsamen euro-
päischen Vorgehen und ist u.U. von den Unterneh-
men nicht zu erfüllen.  

Ein derartiges Vorgehen ist auch mit Blick auf die Schaf-
fung eines gemeinsamen europäischen Strommarktes 
nicht sinnvoll. Die nationale Umsetzung sollte daher im 
europäischen Kontext des Vorgehens der EU-
Nachbarstaaten erfolgen. 

Themenpapier 21 – Übergangsfristen und -rege-
lungen 
1. §§ 115 ff: Bestehende Verträge – Übergangsvor-

schriften  
Im Hinblick auf die Übergangsvorschriften besteht er-
heblicher Änderungsbedarf. Lieferverträge sollten grund-
sätzlich nach Ablauf der in § 115 EnWG angegebenen 
Frist kraft Gesetzes an die neue Rechtslage entsprechend 
§ 37 Abs. 2 AVBEltV angepasst werden. Eine entspre-
chende Regelung ist auch für Verträge sinnvoll, in denen 
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nicht insgesamt auf die AVBEltV verwiesen, sondern die 
Regelungen nur teilweise übernommen wurden (z.B. 
durch Einbeziehung der Haftungsregelungen). Für die 
Übergangszeit, in der die Unternehmen die Möglichkeit 
haben, ihre Verträge umzustellen, sollte § 310 BGB für 
alle bestehenden Verträge gelten.  
Daher schlagen wir vor, an § 115 folgenden vierten Ab-
satz anzufügen: 

"(4) Bis zu dem in den Absätzen 2 bis 3 genannten 
Zeitpunkt gelten die Voraussetzungen des § 310 Abs. 
3 BGB als erfüllt, sofern die bestehenden Verträge 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes diese 
Voraussetzungen erfüllt haben." 

2. Anpassung des § 310 Abs. 2 BGB 
Im Zusammenhang mit den Übergangsregelungen und 
den AGB-rechtlichen Vorschriften ist auch eine Anpas-
sung des § 310 Abs. 2 BGB notwendig. Schon wegen der 
Aufspaltung der bisherigen AVBEltV muss der Gesetzes-
text geändert werden. Diese Anpassung sollte mit einer 

Ausdehnung der "Vorbildwirkung" der kommenden 
Rechtsverordnungen auf eventuell verbleibende Sonder-
kundenverträge verbunden werden. Unabhängig davon, 
ob und in welchem Ausmaß es neben den Standardver-
trägen noch Sonderkundenverträge geben wird, sollte § 
310 Abs. 2 BGB in den Kreis der zu ändernden Normen, 
z. B. in Artikel 3 hinter Ziffer 1, aufgenommen werden. 
Der Text könnte wie folgt lauten: 
"(2) Die §§ 308 und 309 finden keine Anwendung auf 
Verträge der Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Was-
serversorgungsunternehmen über den Anschluss und die 
Versorgung von Sonderabnehmern mit elektrischer 
Energie, Gas, Fernwärme und Wasser aus einem Versor-
gungsnetz, soweit die Anschluss-, Netznutzungs- oder 
Versorgungsbedingungen nicht zum Nachteil der Ab-
nehmer von Verordnungen abweichen, die aufgrund von 
Ermächtigungen des Gesetzes über die Elektrizitäts- und 
Gasversorgung erlassen worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend für Verträge für die Entsorgung von Abwasser." 

Frankfurt/Berlin, den 24. November 2004
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Verband der Elektrizitätswirtschaft e.V.24.11.20041 · 

Anreizregulierung - Positionspapier -

Anreizregulierung
- Kernpunkte zur Implementierung einer Anreizregulierung für 

deutsche Stromnetzbetreiber -

Positionspapier

Stand: 24. November 2004
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Verband der Elektrizitätswirtschaft e.V.24.11.20042 · 

Anreizregulierung - Positionspapier -

Sicherstellung des 
Unternehmenserhaltes        
(Nettosubstanzerhaltung und 

kapitalmarktorientierte 
Eigenkapital-Verzinsung)

Angemessene 
Netzentgelte

„Als-ob-
Wettbewerb“ 

Berücksichtigung von 
Leistungs-/Qualitäts-
anforderungen

Ziele einer nachhaltigen Regulierung
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Verband der Elektrizitätswirtschaft e.V.24.11.20043 · 

Anreizregulierung - Positionspapier -

Ganzheitliches Regulierungs-Modell

1. Kalkulation

3. Regulierung

2. Normierung

Kalkulation der 
Netznutzungsentgelte durch 
Netzbetreiber, Vorgabe von 

Kalkulationsmethode- u. -ansätzen 
durch Gesetzgeber (StromNEV) 

Definition von Preis-/ 
Erlöszielen durch REGTP 

auf Basis eines dynamischen 
Anreiz-Integrals 

(Berücksichtigung von 
Effizienz, Inflation, 

Versorgungsqualität …)

Datenerhebung und 
Effizienzvergleich (Benchmarking) 
zur Ableitung von unternehmens-
individuellen Effizienzziele durch 
REGTP, Berücksichtigung der 

Versorgungsqualität und sonstiger 
Normierungen (z.B. NZV, EEG etc.)

Integrierte 
Anreiz-

regulierung

 
 

Verband der Elektrizitätswirtschaft e.V.24.11.20044 · 

Anreizregulierung - Positionspapier -

Implementierungsprozess zur Einführung der Anreizregulierung
Phase 0: Phase 1: Phase 2:

VorbereitungVorbereitung Einfache AnreizregulierungEinfache Anreizregulierung Integrierte Anreiz-R.Integrierte Anreiz-R.

StromNEV
(Kalkulations-

prinzipien)

Wirtschaftszweig bietet der REGTP Mitarbeit bei der 
Entwicklung eines Regulierungsmodells an

Erforderliche 
Effizienz- und 
Qualitätsdaten 
identifizieren

Erstes 
Benchmarking

Identifikation 
„schwarzer 

Schafe“

Weiterentwicklung 
Benchmarking

(unter Berücksichti-
gung von Qualitäts-

kenngrößen, 
Festlegung für 

Phase 2)

Kalkulation gem. StromNEV, Nachweis durch WP-Testat, 
Stichproben REGTPKa

lk.
No

rm
ier

un
g

Re
g.

Regel-
mäßige 

Datener-
hebung
einführen

Kalkulation gem.      
StromNEV

Regelmäßiges  
Benchmarking

und                             
Definition von 

Referenzgrößen für 
Versorgungsqualität als 

Basis für Regulierung

Entgeltanpassung auf Basis 
individueller Effizienzziele, 

Qualitätsziele, 
Inflation, … 
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Verband der Elektrizitätswirtschaft e.V.24.11.20045 · 

Anreizregulierung - Positionspapier -

1

Kernpunkte zur Umsetzung einer Anreizregulierung

Methodenentwicklung durch REGTP unter aktiver Begleitung des Wirtschaftszweiges
Vergleichsverfahren nach EnWG/StromNEV ist inkompatibel mit jeglicher Anreizregulierung. Regelungen sind daher 
zu streichen. Endgültige Methode ist durch normative Festlegung zu fixieren.

Integrierte Anreizregulierung ist „step by step“ aufzubauen (Phasenmodell)
Es gibt derzeit keine „first-best-Lösung“. Belastbare Methodenentwicklung, keine Schnellschüsse.

2

Anreizregulierung erfordert ganzheitliches Regulierungsmodell   
Jede Regulierungsperiode erfordert erneuten Kreislauf von Kalkulation – Normierung – Regulierung. 

Nachhaltige Regulierung setzt ausgewogenen Zielkatalog voraus   
Als-ob-Wettbewerb kann nur im Interesse aller Marktteilnehmer geschaffen werden und muss Risiken und Chancen für 
Netzbetreiber gleichermaßen abbilden.

3

4

5 Wirtschaftszweig bietet der REGTP die Mitarbeit bei der Entwicklung eines Regulierungsmodells an.

 
 
 
 

Verband der Elektrizitätswirtschaft e.V.24.11.20046 · 

Anreizregulierung - Positionspapier -

Kernpunkte zur Umsetzung einer Anreizregulierung

8

Absicherung der Benchmarking-Ergebnisse. 
Anwendung robuster Benchmarking-Methoden, mindestens zwei Modelle, keine 1:1 Übersetzung der Effizienzergebnisse 
in Entgeltvorgaben, Vorsortierung (Strukturklassen) wg. heterogener Struktur des deutschen Marktes, u.a. 
Berücksichtigung Ost/West-Unterschiede. Vereinfachte Vergleichsverfahren führen in falsche Richtung.

Nettosubstanzerhaltung und kapitalmarktorientierte Verzinsung gesetzlich verankern.
Investitionen in Netze müssen sich lohnen, um Netzausbau und -erhalt langfristig zu sichern.

Regulierung muss Effizienz und Versorgungsqualität in Einklang bringen.                                             
Bewertung von Qualitätskenngrößen unter Berücksichtigung von Strukturunterschieden muss in Regulierungsmethodik 
einfließen. Keine Investitionsverpflichtung i.S. staatl. Lenkung sondern Investitionsverantwortung der Netzbetreiber.

9

7

Nicht beeinflussbare Kosten neutralisieren (z.B. EEG, KWK, Regelenergie)
Benchmarking bezieht sich nur auf die vom Netzbetreiber beeinflussbaren Kapital- und Betriebskosten. 
Berücksichtigung unternehmensindividueller Investitionszyklen, um unternehmensindividuelle Kostenoptimierung zu 
ermöglichen.

6

10 Stabiles/zuverlässiges Anreizsystem mit realistischen Effizienzzielen                                             
Tatsächliche Anreize können nur entstehen, wenn die Chance besteht, bei entsprechenden Effizienzsteigerungen 
zusätzliche Rendite zu erwirtschaften, die sich mehrere Jahre positiv auf EK-Verzinsung auswirkt.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1533 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 26. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Bundesverband der Deutschen Gas- und Wasserwirtschaft e.V. (BGW) 

Die Stellungnahme des BGW orientiert sich an der The-
menliste des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit vom 
3. November 2004. 

Angesichts der teils gegensätzlichen Positionen von 
Bundesregierung und Bundesrat sind nach Ansicht des 
BGW folgende Punkte von besonderer Bedeutung: 

Hinsichtlich der Entgeltregulierung sollte es bei der ex-
ante Methodenregulierung verbunden mit einer ex-
post Missbrauchskontrolle bleiben. Die alternativ vor-
geschlagene ex-ante Entgeltgenehmigung wäre derzeit 
angesichts der 1.600 betroffenen Netze nicht zu bewälti-
gen und würde schon zu Beginn zu gravierenden Nega-
tivwirkungen der Regulierung führen. 

Ein zentraler Punkt ist in diesem Zusammenhang die 
Entgeltgestaltung. Hier ist dem Vorschlag zu folgen, der 
bei der kostenorientierten Entgeltermittlung der örtli-
chen und regionalen Verteilung bei Erdgas auf das 
Prinzip der Nettosubstanzerhaltung dergestalt abstellt, 
dass die Investitionsfähigkeit in Netze erhalten bleibt. 
Neben einer konsistenten Umsetzung des Prinzips der 
Nettosubstanzerhaltung ist eine angemessene, sich an den 
Renditeerwartungen der Investoren am Kapitalmarkt ori-
entierende Verzinsung unverzichtbar, die der branchen-
spezifischen Inflationsentwicklung auch im Sinne der 
Versorgungssicherheit Rechnung trägt. 

Bei der Entgeltkalkulation im Bereich der Fernleitung 
ist die marktorientierte Preisbildung die einzig geeig-
nete Methode, da diese Netze im Wettbewerb stehen. 
Im Dienste einer zukünftig wirksamen Investitionssi-
cherung erfolgt die befristete Ausnahme großer Infra-
strukturinvestitionen von der Regulierung. Dies ist 
sachgerecht und wird von der Gaswirtschaft begrüßt.  
Eine weitere entscheidende Weichenstellung erfolgt aus 
Sicht der Gasbranche beim Unbundling. Der BGW un-
terstützt hier den Vorschlag des Bundesrates, das organi-
satorische Unbundling eng an die EU-Richtlinie anzu-
lehnen. Weitergehende Eingriffe in die Unternehmens-
strukturen sind angesichts der künftigen Regulierung von 
Netzzugang und Netzentgelten und weiteren Regelungen 
zum Unbundling nicht erforderlich. Sie würden gerade 
bei kleineren Unternehmen zu erheblichen Zusatzbela-
stungen führen. Hinsichtlich der Steuerneutralität des 
Legal Unbundling birgt der grundsätzlich begrüßens-
werte Vorschlag der Bundesregierung noch einige steuer-
liche Risiken, die im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
ausgeräumt werden sollten. 
Beim Netzugang ist das Entry/Exit-Modell grundsätz-
lich zu begrüßen, allerdings darf es bei seiner Ausgestal-
tung nicht zu einer Regulierung des wettbewerblichen 
Handelsbereichs kommen, die auch von der EU-
Gasrichtlinie nicht gefordert ist. Im Rahmen des Eng-
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passmanagements besteht die Gefahr, dass es durch den 
geplanten Zwangsentzug gebuchter Kapazitäten zu einer 
Gefährdung verbindlicher langfristiger Liefervereinba-
rungen kommen kann. Beeinträchtigungen bei der Ver-
sorgungssicherheit können die Folge sein. 
Die Biogasnutzung wird von der Gaswirtschaft als Bei-
trag zum Klimaschutz und zur Ressourcenschonung be-
grüßt. Aus Sicht der Gaswirtschaft ist aber noch nicht 
ausreichend geklärt, wie eine Biogaseinspeisung bei Be-
rücksichtigung aller technischen, ökonomischen und öko-
logischen Aspekte vor dem Hintergrund der Konkurrenz-
situation auf dem Wärmemarkt im Ergebnis zu bewerten 
sein wird. Hierzu ist bereits eine umfassende Studie in 
Auftrag gegeben worden, deren Ergebnisse in der ersten 
Jahreshälfte 2005 vorliegen werden. 

Block 1: Allgemeine Themen 
1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 
Die Kompetenzverteilung muss nach Ansicht des BGW 
den besonderen Gegebenheiten des deutschen Energie-
marktes mit über 1.600 Netzbetreibern gerecht werden, 
sie muss also einen bundeseinheitlichen Regulierungs-
rahmen sicherstellen, ohne dabei die Besonderheiten der 
einzelnen Netze aus dem Auge zu verlieren. Den bei den 
Ländern bereits vorhandenen Kompetenzen und dem 
Sachstand bei den technischen Anforderungen ist ausrei-
chend Rechnung zu tragen. 
2. Name der Behörde 
Der BGW hält den Namen „Bundesregulierungsbehörde 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation und Post“ für 
sachgerecht. Die neue Abkürzung „REGTP“ trägt dem 
um Elektrizität und Gas erweiterten Aufgabenbereich der 
Behörde Rechnung und hat sich in der deutschen Ener-
giewirtschaft bereits eingebürgert. 
3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 
Der BGW hält die von der Bundesregierung vorgeschla-
gene Regelung für eine geeignete Umsetzung gemein-
schaftsrechtlicher Vorgaben. Die Beibehaltung des Wei-
sungsrechts des BMWA an die REGTP ist sachgerecht. 
Dagegen lehnt der BGW die Finanzierung der REGTP 
über einen „Beitrag“ der Netzbetreiber ab und unterstützt 
den Streichungsantrag des Bundesrates. Rechtsstaatliche 
und ordnungspolitische Gründe sprechen dafür, die Fi-
nanzierung der Regulierungsbehörde aus dem Bundes-
haushalt zu bestreiten. 
4. Ex-ante/ex-post Aufsicht 
Der BGW unterstützt die Position der Bundesregierung: 
Es sollte bei der ex-ante Methodenregulierung verbunden 
mit einer ex-post Missbrauchsaufsicht bleiben. Die vom 
Bundesrat vorgeschlagene ex-ante Entgeltgenehmigung 
wäre bei rund 1.600 Netzbetreibern nicht zu bewältigen 
und würde schon zu Anfang zu gravierenden Negativ-
wirkungen der Regulierung führen. 
5. Vergleichsmarktverfahren 

Die vom Bundestags-Wirtschaftsausschuss vorgeschla-
gene Rubrik „Vergleichsmarktverfahren“ wird hier als 
„Vergleichsverfahren“ im Sinne des § 21 Abs. 3 EnWG-
E verstanden. Dieses derzeit im Regierungsentwurf vor-
gesehene Verfahren (Vergleich der Netzentgelte, der Er-
löse und der Kosten „vergleichbarer Betreiber“) ist aus 
Sicht des BGW nicht zielführend. Aus Sicht des Marktes 

entscheidend sind die Netzentgelte, deshalb sollte sich 
ein Vergleich hierauf beschränken. In jedem Fall sollten 
anerkannte betriebswirtschaftliche Verfahren eingesetzt 
werden. 

Auch die Vermutungsregelung des § 21 Abs. 4 ist aus 
Sicht des BGW nicht angemessen. In der Praxis ist es 
problematisch, die exakte „Vergleichbarkeit“ von Netz-
betreibern festzulegen Hier muss es weiter Spielräume 
hinsichtlich der Vergleichbarkeit geben. Damit unverein-
bar ist es, wenn der Regierungsentwurf sofort beim 
Überschreiten der Durchschnittswerte eine Vermutung zu 
Lasten der Unternehmen vorsieht. Der BGW schlägt 
stattdessen vor, diese Vermutungswirkung auf solche 
Netzbetreiber zu erstrecken, deren Entgelte den Durch-
schnitt strukturell vergleichbarer Unternehmen nicht nur 
unerheblich überschreiten. 

6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
Die Forderung nach einer Anreizregulierung für kosten-
basierte Entgelte ist zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht. Vor 
der Einführung einer solchen Regulierung sind tieferge-
hende Untersuchungen notwendig, da keines der zur Zeit 
in Europa praktizierten Anreizsysteme auf die deutschen 
Verhältnisse übertragbar ist. Erfahrungen im Ausland 
(z. B. Großbritannien und Österreich) bestätigen zudem, 
dass falsche Ansätze zu erheblichen negativen Konse-
quenzen führen. 
Für die Konzeption eines Anreizsystems wären aus Sicht 
der deutschen Gaswirtschaft jedenfalls die folgenden 
Eckpunkte unverzichtbar: 
- Keine Gefährdung der Versorgungssicherheit. 
- Erreichbarkeit der Effizienzvorgaben für die jeweili-

gen Unternehmen. 
- Keine Gefährdung von Investitionen und Sicherung 

auch der langfristig erforderlichen Investitionen. 
- Keine Gefährdung des erfolgten und gegebenenfalls 

noch erfolgenden Flächenaufschlusses für den um-
weltfreundlichen Energieträger Erdgas. 

- Fairer Interessenausgleich zwischen Anteilseignern, 
die eine angemessene Verzinsung des eingesetzten 
Kapitals erwarten, und Transportkunden. 

- Keine Bestrafung von Vorfeldmaßnahmen („Early 
actions“). 

7. Garantie von Versorgungsqualität: Investitionen 
(Sicherstellung, dass notwendige Investitionen ge-
tätigt werden / ggfs. befristete Ausnahme großer 
Infrastrukturinvestitionen von Regulierung) 

Die Qualität der Versorgung hängt wesentlich von den 
Rahmenbedingungen für Investitionen in die Infrastruk-
tur ab. Zu diesen Rahmenbedingungen zählen insbeson-
dere die Möglichkeit für eine Entgeltbildung, mit der In-
vestitionen in die Infrastruktur am Kapitalmarkt finan-
zierbar und für Investoren lukrativ bleiben, sowie ein 
langfristig verlässlicher Ordnungsrahmen. Zentrale Punk-
te für eine investitionssichernde Entgeltgestaltung bei der 
Kostenorientierung sind die gesetzliche Festschreibung 
des Prinzips der Nettosubstanzerhaltung sowie eine an-
gemessene, sich am Kapitalmarkt orientierende Verzin-
sung des eingesetzten Kapitals. 

Der BGW unterstützt den Vorschlag des Bundesrates, ei-
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ne Ausnahmeregelung vom Regulated Third Party Ac-
cess (TPA) für größere neue Erdgasinfrastrukturen in den 
Gesetzesentwurf aufzunehmen. Für die Umsetzung der 
entsprechenden Vorschrift der EU-Erdgasbinnenmarkt-
richtlinie in deutsches Recht sprechen insbesondere die 
Schaffung eines positiven Investitionsklimas für Neuin-
vestitionen bei steigender Gas-Importabhängigkeit sowie 
die Umsetzung der betreffenden Richtlinien-Vorschrift 
auch durch andere EU-Mitgliedstaaten (Beispiel: Groß-
britanniens Inanspruchnahme der Ausnahmeregelungen 
für den Interconnector [BBL] und LNG-Terminals). 

Unabhängig davon sollte klargestellt werden, dass es im 
Ermessen der Regulierungsbehörde steht, zur Förderung 
neuer Erdgasinfrastrukturen Sonderregelungen im Rah-
men der Regulierung zu schaffen. 

7a. Grundversorgung/Ersatzversorgung 

Eine „Ersatzversorgung“ liegt nach dem Regierungsent-
wurf vor, wenn ein Letztverbraucher Energie entnimmt, 
ohne dass dieser Bezug einer Lieferung oder einem be-
stimmten Liefervertrag zugeordnet werden kann. In die-
sen Fällen gilt kraft gesetzlicher Fiktion der zuständige 
Grundversorger als Energielieferant. Dabei wird ihm ge-
setzlich ermöglicht, für diese kostenintensivere Kunden-
gruppe der Ersatzversorgung auch „gesonderte Allge-
meine Preise“ zu verlange. 

Der BGW unterstützt den Bundesrat in seiner Forderung, 
dass diese gesonderten Preise gleichermaßen für alle 
Energiebezieher der Ersatzversorgung gelten sollen. Eine 
Ausnahme für Haushaltskunden in dem Sinne, dass 
Haushaltskunden auch in der Ersatzversorgung nur 
Grundversorgungstarife zahlen müssen, ist nicht gerecht-
fertigt. Denn dann müssten sie durch die anderen Ersatz-
versorgungsbezieher subventioniert werden. Für die For-
derung des Bundesrates spricht zudem, dass nur sie für 
Haushaltskunden einen Anreiz schafft, von der Ersatz-
versorgung in die reguläre und günstigere Grundversor-
gung zu wechseln. 

8. Haftungsregeln 

Im Regierungsentwurf sind in den Verordnungsermäch-
tigungen für die Ausgestaltung der Lieferverträge keine 
verpflichtenden Vorgaben zur Haftungsbegrenzung ent-
halten. Der BGW fordert, dass ein unmissverständlicher 
und klarer Handlungsauftrag an den Verordnungsgeber 
ergeht, die Haftung auf vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Verursachung zu beschränken und der Höhe nach zu be-
grenzen. Der Rechtsgedanke der Haftungsbeschränkung 
in der Energieversorgung ist derzeit in den AVB enthal-
ten und wurde von der Rechtsprechung auch auf Nicht-
AVB-Kunden ausgedehnt. Es handelt sich um gängige 
Rechtspraxis, die unverändert und unbedingt auch in Zu-
kunft gelten und nicht in das Ermessen des Verordnungs-
gebers gestellt werden sollte. Ohne Haftungsbegrenzung 
wären mögliche Schäden in der Energiewirtschaft nicht 
oder nur zu unvertretbar hohen Summen versicherbar. 
Somit dient die Haftungsbegrenzung dem Ziel der preis-
günstigen Energieversorgung. Sie ist auch im Sinne des 
Verbraucherschutzes, da sie verhindert, dass einzelne 
Großschäden in unbegrenztem Maße auf alle Verbrau-
cher umgelegt werden. 

9. Transparenz 

Im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfes sind um-
fangreiche Maßnahmen zur Wahrung der Transparenz 

vorgesehen. Begründet wurden zum einen besondere 
Pflichten der Unternehmen, etwa die Umsetzung des 
Gleichbehandlungsprogramms, und zum anderen behörd-
liche Befugnisse, z.B. Betretungs- und Informationsrech-
te der REGTP. Beides zusammen sorgt für Transparenz 
und verhindert Diskriminierung.  
Die Netzzugangsverordnung verlangt jedoch teilweise 
die Bereitstellung von Informationen, die für einen Netz-
zugang nicht erforderlich sind, z.B. Leitungsdurchmesser 
und historische Daten. Hierdurch werden unnötige, im 
Endeffekt vom Verbraucher zu tragende Kosten für die 
Netzbetreiber verursacht, ohne dass dies zu einer Verbes-
serung des Netzzugangs führt. Die Fristen für die Bereit-
stellung der Daten sind teilweise unrealistisch kurz, z. B. 
für die Bereitstellung eines Kapazitäts- und Entgeltrech-
ners im Internet. 
Nicht sachgerecht ist die gem. § 20 Abs. 1 Nr. 8 Netzzu-
gangsverordnung geforderte Veröffentlichung von Daten 
für alle Ausspeisepunkte, da hiernach die Endverteilung 
alle Daten (Anschlussleistungen) der rund 20 Mio. Haus-
haltskunden veröffentlichen müsste. Eine Veröffentli-
chung von Daten muss der guten fachlichen Praxis in der 
EU folgend (vgl. die Guidelines for Good TPA Practice 
des Madrid Forums sowie den Entwurf einer EU-
Netzzugangsverordnung) auch in den Fällen ausge-
schlossen werden, in denen es sich um kommerziell sen-
sitive Daten handelt. Rechtlich und praktisch problema-
tisch ist die kollektive Verpflichtung aller Gasnetzbetrei-
ber zur Erstellung und Bereitstellung von Daten und 
EDV-Plattformen. 

10. Energieeffizienz 
Der BGW bejaht grundsätzlich die Ziele 
- Erhöhung der Effizienz der Energienutzung 
- Minderung der CO2-Emissionen 
- Erhöhung der Versorgungssicherheit 
und hat auf dem Gebiet der effizienten Energienutzung 
und bei Energiedienstleistungen auf Basis freiwilliger 
Maßnahmen erhebliche Erfolge vorzuweisen. 
Der BGW hält Pläne, wie sie in dem Entwurf der EU-
Kommission für eine Richtlinie zur Energieeffizienz und 
zu Energiedienstleistungen zum Ausdruck kommen, für 
den falschen Ansatz. Aus Sicht der Gaswirtschaft muss 
weiterhin auf marktgesteuerte Maßnahmen und Dienst-
leistungen zur Einsparung von Energie gesetzt werden, 
die in Deutschland am freien Markt bereits sehr erfolg-
reich sind (Contracting). Zwangsverordnete Energie-
dienstleistungsprodukte weisen eine in der Regel gerin-
gere Wirtschaftlichkeit auf und werden vom Markt nicht 
angenommen. Netzzugangsentgelte stellen in einem libe-
ralisierten Markt ein untaugliches Steuerungsinstrument 
für mehr Energieeffizienz dar. Zusätzliche Belastungen 
würden den kohlenstoffärmsten fossilen Energieträger 
Erdgas im Wärmemarkt gegenüber Konkurrenzenergien 
benachteiligen und hätten somit einen negativen ökologi-
schen Effekt. 

11. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
Eine Liberalisierung im Sinne einer freien Wahl des 
Dienstleisters ist nicht sachgerecht. Es entstünde damit 
an einer für die Abwicklung des Netzzugangs entschei-
denden Stelle eine zusätzliche Schnittstelle, die den Pro-
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zess wesentlich erschweren und so auch die Liberalisie-
rung gefährden würde. 
Darüber hinaus handelt es sich auch beim Mess- und 
Zählwesen beim Erdgas um einen in erheblichem Maße 
sicherheitsrelevanten Bereich. Ein Messstellenbetreiber 
müsste analog zu den Anforderungen an die Netzbetrei-
ber eine entsprechende Leistungsfähigkeit und Zuverläs-
sigkeit aufweisen, was entweder durch ein Genehmi-
gungsverfahren oder zumindest ein Prüfungsverfahren zu 
kontrollieren und zu gewährleisten wäre. Dies hätte eine 
Doppelung dieser administrativen Vorgänge zur Folge. 

12. Unbundling 

Der BGW unterstützt die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Neufassung der Regelungen zur personellen Entflech-
tung, wonach sich die Entflechtung lediglich auf die „für 
die Leitung des Netzbetreibers zuständigen Personen“ 
erstrecken sollte. Die Vorgaben der EU-Richtlinie zum 
organisatorischen Unbundling sollten nicht überschritten 
werden. Es stellt sich die Frage, inwieweit eine verschär-
fende deutsche Unbundlingregelung mit den deutschen 
Grundrechten der Berufsfreiheit und des Eigentums-
schutzes (Art. 12 und 14 GG) vereinbar sind. Die mit ei-
nem weitergehenden Unbundling verbundenen Anpas-
sungen verursachen - gerade bei kleineren Unternehmen 
(Stadtwerken) – zudem erhebliche Zusatzkosten, die 
letztlich auf die Netzzugangsentgelte umgelegt werden 
und damit zu Lasten der Verbraucher gehen. Angesichts 
der künftigen Regulierung von Netzzugang und Netzent-
gelten sowie der übrigen Unbundling-Vorschriften (In-
formation, Rechnungslegung und - soweit vorgeschrie-
ben - Legal Unbundling) sind weitergehende administra-
tive Eingriffe in die Unternehmensstrukturen zudem auch 
gar nicht erforderlich. So ist etwa der Telekommunikati-
onsbereich ein Beispiel für eine funktionierende Regulie-
rung sogar ganz ohne organisatorisches Unbundling. In-
sofern stellt sich – angesichts der weitreichenden Kom-
petenzen des künftigen Energieregulierers - in diesem 
Zusammenhang auch die Frage nach der Verhältnismä-
ßigkeit von Unbundlingvorgaben, die über das EU-Recht 
hinausgehen. 

12a. Steuerneutralität des Unbundling 
Der BGW begrüßt die geplanten Regelungen des § 6 
Abs. 2 und 3 EnWG-E und die Absicht der Bundesregie-
rung, das Legal Unbundling steuerneutral zu gestalten. 
Dadurch wird auch vermieden, dass bei Umsetzung des 
Unbundling aus steuerlichen Gründen Strukturen ge-
schaffen werden, die wirtschaftlich nicht sinnvoll sind 
und zu Wettbewerbsnachteilen gegenüber Unternehmen 
aus anderen EU-Staaten führen würden. Insbesondere die 
Regelung der grunderwerbsteuerlichen Befreiung des § 6 
Abs. 3 EnWG-E trägt zur Schaffung wirtschaftlich sinn-
voller Strukturen bei. 
Allerdings weist die im Gesetzentwurf vorgesehene Re-
gelung noch einige steuerliche Risiken auf, die im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren ausgeräumt werden sollten: 
- Von den Regelungen des § 6 Abs. 2 und 3 EnWG-E 

muss auch die Übertragung von Wirtschaftgütern er-
fasst sein, die zwar nicht zwingend im Rahmen der 
Entflechtung, aber in diesem Zusammenhang zur 
Schaffung wirtschaftlich sinnvoller Strukturen not-
wendig ist. 

- Erfasst sein müssen auch künftige Entflechtungs-
maßnahmen der Unternehmen, die im Hinblick auf 
das Legal Unbundling bereits zum heutigen Tage 
Umstrukturierungsmaßnahmen realisiert haben bzw. 
bis zum Inkrafttreten des EnWG realisieren werden. 

- Sofern EVU unter 100.000 Kunden, die rechtlich und 
organisatorisch nicht entflechten müssen, gleichwohl 
aber freiwillig ein Legal Unbundling durchführen, 
müssen sie die gleiche steuerliche Behandlung erfah-
ren wie die zum Unbundling verpflichteten Unter-
nehmen. Derzeit bezieht sich die steuerliche Rege-
lung des § 6 Abs. 2 und 3 nur auf die verpflichteten 
Unternehmen. 

- Die Begrenzung „unmittelbar auf den Organisations-
akt der Entflechtung“ in § 6 Abs. 2 EnWG-E ist für 
die Praxis zu eng, weil die Entflechtung der Gasver-
sorgungsunternehmen hier regelmäßig nicht auf einen 
einzigen Organisationsakt beschränkt sein wird, son-
dern eine Vielzahl von Maßnahmen bzw. Umstruktu-
rierungsschritten erfordert. 

- Zudem ist nicht auszuschließen, dass seitens der Re-
gulierungsbehörde von den Unternehmen im Nachhi-
nein zusätzliche Maßnahmen gefordert werden könn-
ten. Auch diese Entflechtungsmaßnahmen müssen 
nach § 6 Abs. 2 und 3 EnWG steuerneutral möglich 
sein. 

- Die Finanzverwaltung sollte aus verwaltungsökono-
mischen Gründen nicht durch § 6 Abs. 2 und 3 je-
weils letzter Satz EnWG-E dazu gezwungen werden, 
in jedem Fall Amtshilfe von der Regulierungsbehörde 
in Anspruch zu nehmen. Vielmehr sollten die Fi-
nanzbehörden im Rahmen ihres Ermessens entschei-
den, ob und ggf. in welchem Umfang im Einzelfall 
diese Amtshilfe erforderlich ist. Dies ist aber bereits 
durch § 111 AO sichergestellt und bedarf keiner 
zusätzlichen gesetzlichen Regelung. 

13. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
Der BGW setzt sich hinsichtlich der Bedingungen und 
Entgelte für den Netzzugang im Grundsatz für die Beibe-
haltung der von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Regelungen zum methodenorientierten Prüfverfahren und 
gegen eine ex-ante Genehmigungspflicht der Tarife ein. 
Im Gegensatz zur Meinung des Bundesrates stellen die 
Regelungen in § 21 des Regierungsentwurfs bereits sehr 
weitgehende Eingriffe in die unternehmerischen Freihei-
ten dar. Mit methodenorientierten Prüfungsverfahren, ex-
ante Befugnissen sowie ex-post Befugnissen verfügt die 
künftige Regulierungsbehörde bereits über weitreichende 
Kompetenzen. Eine missbräuchliche Anwendung der 
„Kosten der energiewirtschaftlich rationellen Betriebs-
führung“ kann so angemessen verhindert werden. Eine 
ex-ante Regulierung der einzelnen Entgelte ist angesichts 
von rund 1.600 Netzbetreibern in Deutschland in den 
nächsten Jahren realistisch betrachtet nicht anwendbar. 
Die Anwendung von analytischen (virtuellen) Kosten-
modellen im Rahmen des Konzeptes einer effizienten 
Leistungsbereitstellung entspricht nicht den realen Gege-
benheiten sowie den historisch bedarfsgerecht unter dem 
Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit gewachsenen 
Erdgasnetzen.  
Die Festlegungsbefugnisse der Regulierungsbehörde, die 
in § 30 StromNEV-E enthalten sind, sind zu weit und zu 
pauschal gefasst und berücksichtigen nicht die Praxis des 
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einzelnen Unternehmens. Sie sind daher dahingehend zu 
ergänzen, dass Festlegungen nach dieser Norm nur inso-
weit erfolgen, als die von den Netzbetreibern vorgelegten 
Kalkulationsverfahren offensichtlich nicht hinreichend 
detailliert oder offensichtlich nicht sachgerecht sind. Au-
ßerdem müssen Erwägungsgründe, die zu Festlegungen 
im Sinne des § 30 führen, für Dritte in vollem Umfang 
und transparent nachvollziehbar sein, auf allgemein an-
erkannten wissenschaftlichen Erkenntnissen und Verfah-
ren beruhen und auf diese Bezug nehmen. Jede Festle-
gung erfordert eine vorhergehende öffentliche Konsulta-
tion. Festlegungen zur Verbesserung des bestehenden 
Kalkulationssystems sind nur insoweit zulässig, wie sie 
dem durch diese Verordnung vorgegebenen System nicht 
zuwider laufen. Festlegungen, die einer Vereinheitli-
chung von Verfahren dienen, müssen die strukturellen 
Besonderheiten der Netzbetreiber hinreichend berück-
sichtigen. 
14. Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnun-
gen 
Der BGW hat keine Einwendungen gegen die vorge-
schlagene Aufteilung in Gesetz und Verordnungen. Er 
setzt sich jedoch dafür ein, dass die Ermächtigungsgrund-
lagen und Regelungsbereiche der Verordnungen im Ge-
setz möglichst genau und klar formuliert werden. Der 
Bestimmtheitsgrundsatz und das Wesentlichkeitsprinzip 
müssen Beachtung finden. Erforderlich ist überdies, dass 
sich die neu geschaffenen Regelungen in die geltende 
Rechtsordnung insgesamt nahtlos einfügen, insbesondere 
also keine Widersprüche zu den vertragsrechtlichen Vor-
gaben des Bürgerlichen Gesetzbuches entstehen. All dies 
würde zur Gewährleistung von Rechtssicherheit beitra-
gen. 

Block 3: Themenschwerpunkt Gas 
1. Zugang zu den Gasnetzen (Entry/Exit-Modell) 
Es ist grundsätzlich positiv ist zu beurteilen, dass der 
Entwurf der Netzzugangsverordnung ein Entry/Exit-
Modell einführt, das die Strukturen der deutschen Gas-
wirtschaft berücksichtigt und eine eigenständige Rege-
lung im Hinblick auf die Endverteilung enthält. 
Im Rahmen der Umsetzung des Modells kommt es darauf 
an, dass die jeweiligen Netzspezifika bei der Modellkon-
kretisierung und -umsetzung ausreichend berücksichtigt 
werden. Dies betrifft insbesondere die Beachtung von 
Engpässen, unterschiedlicher Gasbeschaffenheiten sowie 
die Gewährleistung des erfolgten und gegebenenfalls 
noch erfolgenden Flächenaufschlusses für Erdgas. Hierzu 
bietet der Verordnungsentwurf grundsätzliche Verfah-
rensmöglichkeiten. Beim Netzzugang ist zu berücksichti-
gen, dass die Netze nur eine begrenzte technische Flexi-
bilität aufweisen und deshalb freie Kapazitäten nicht be-
liebig zugeordnet werden können. Eine zwangsweise 
Einbeziehung des Handels bei der Kapazitätsermittlung 
widerspräche zudem der Philosophie des Unbundling. 
Ein Einsatz von Handelsinstrumenten muss – als wett-
bewerbliche Tätigkeit – konsequent der Regulierung ent-
zogen bleiben. 
Die Umsetzung des Prinzips „One-Stop-Shopping“ muss 
gleiche Chancen für alle beteiligten Netzbetreiber bieten. 
Der Verordnungsentwurf berücksichtigt darüber hinaus 
die engmaschige Netzstruktur in der Endverteilung. Die 
Endverteilung wird durch das Konzessionsgebiet sowie 

die vor- und nachgelagerten Anbindungen bestimmt. 
Hierzu gibt es aus Sicht des BGW keine Alternative. 
Beim Engpassmanagement ist die Regelung durch das 
„use-it-or-lose-it-Prinzip“ problematisch, da nicht ge-
nutzte Kapazitäten dem bisherigen Kapazitätsinhaber 
entzogen werden sollen. Durch diesen Zwangsentzug ge-
buchter Kapazitätsrechte kann es zu einer Gefährdung 
verbindlicher Liefervereinbarungen kommen. Dies geht 
über die vorgesehene EU-Regelung hinaus, die grund-
sätzlich den Schutz bestehender Rechte vorsieht. In glei-
cher Weise gilt dies auch für die sog. „Rucksack-
Regelung“, bei der durch den Zwangsentzug gebuchter 
Kapazitätsrechte langfristige Bezugsbindungen und da-
mit die Versorgungssicherheit gefährdet werden. 
2. Gasspeicher 

In der Bundesrepublik gibt es einen funktionierenden 
Speicher- und Flexibilitätsmarkt. Deshalb hat die Bun-
desregierung im Entwurf des EnWG in § 28 zu Recht die 
in Art. 19 Abs. 3 der EU-Richtlinie vorgesehene Option 
des verhandelten Speicherzugangs gewählt. Hierzu passt 
jedoch die vorbehaltlose Verordnungsermächtigung für 
das BMWA in § 28 Abs. 4 und auch § 35 Abs. 3 
GasNZV-E nicht, die sogar der REGTP die Möglichkeit 
eröffnet, die inhaltliche Gestaltung der Verträge über den 
Speicherzugang zur Wahrung der Einheitlichkeit des 
Netzzugangs zu regeln. Ein funktionierender Markt 
zeichnet sich gerade durch eine Flexibilität und die Viel-
fältigkeit der vertraglichen Regelungen aus. Der Markt 
für Speicherdienste ist aber schon jetzt ein bestehender 
Wettbewerbsmarkt. Speicher sind keine essential facili-
ties. 

3. Gashandel 

Der Entwurf der Netzzugangsverordnung erfüllt die Kri-
terien für mehr Wettbewerb, die im Monitoringbericht 
der Bundesregierung aufgestellt worden sind, und schafft 
damit die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen für 
einen Gashandelsmarkt.  

Festzuhalten bleibt, dass die EU-Erdgasbinnenmarkt-
richtlinie eine Regulierung des Handels nicht vorsieht. 
Im Rahmen der Umsetzung besteht in Deutschland ein 
breiter Konsens, dass die Regulierung auf den Netzbe-
reich zu beschränken ist. Damit unvereinbar wäre ein 
zwingend vorgesehener Einsatz von Handelsinstrumen-
ten zur Flexibilisierung von Kapazitäten. Der Handel 
sollte ausdrücklich nicht in die Regulierung einge-
schlossen werden, denn unter diesen Bedingungen würde 
er die ihm obliegenden Aufgaben nicht marktgerecht und 
wettbewerbskonform erfüllen können. 
4. Teilnetzproblematik und Handelsinstrumente 
Das Entry/Exit-Netzzugangsmodell ist netzbezogen bzw. 
teilnetzbezogen umsetzbar. Die Notwendigkeit der Un-
terteilung der Netze in Teilnetze muss von den Netz-
betreibern beurteilt werden, die im Rahmen des Netzbe-
triebes objektive Kriterien wie jederzeitige physische 
Durchführbarkeit von Transporten, Druck, Gasbeschaf-
fenheit, netztechnische Restriktionen, Engpässe oder die 
Abrechnungsvorschriften nach Eichgesetz zu berücksich-
tigen haben. 
Die Teilnetze würden nicht willkürlich gebildet sondern 
aus technischen Gründen. Da jede Teilnetzbildung mit 
zusätzlichen Kosten und Flexibilitätsverlusten der Netz-
betreiber verbunden ist, haben Netzbetreiber ein eigenes 
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Interesse, die Anzahl der Teilnetze möglichst gering zu 
halten. 
Eine Vorgabe, dass der Abschluss von vertraglichen Ver-
einbarungen mit Dritten zwingend vor der Teilnetzbil-
dung erfolgen muss, um die frei zuordenbaren Kapazitä-
ten zu erhöhen, ist nicht sachgerecht. Denn die Regelung 
ist nur in Grenzen geeignet Engpässe zu überwinden. Die 
Größe der Teilnetze kann sich zudem u.U. in Abhängig-
keit von der vertraglichen Vereinbarung mit Dritten än-
dern. Im Interesse der Transportkunden aber müssen 
Teilnetze stabil bleiben. Darüber hinaus gilt auch hier, 
dass es etwa durch die Verpflichtung zur Prüfung des 
Abschlusses von Handelsverträgen durch den Netz-
betreiber nicht zu einer Regulierung der Handelsaktivitä-
ten beim Erdgas kommen darf. 
5. Kalkulation der Netzzugangsentgelte 
Nach Auffassung des BGW verbietet sich aus ordnungs-
politischer Sicht für Netze, die selbst im Wettbewerb ste-
hen, die Regulierung der Netzzugangsentgelte. Dies ist 
für den Bereich der überregionalen und regionalen Fern-
leitung der Fall. 
Deswegen ist eine marktorientierte Entgeltbildung die 
einzig geeignete Methode zur Entgeltbildung für den Zu-
gang zu Fernleitungsnetzen. Dies ist bereits im Gesetz 
festzulegen und in der EntgeltVO zu konkretisieren. Eine 
politisch gewollte Regulierung der Fernleitungsnetze 
muss sich deswegen an allgemeinen wettbewerbsrechtli-
chen Prinzipien orientieren. 
Bei Netzen der regionalen und örtlichen Verteiler muss 
sichergestellt werden, dass die Investitionsfähigkeit der 
Netzbetreiber für Erhaltung und ggfs. Ausbau des Netzes 
erhalten bleibt. Eine tatsächliche Nettosubstanzerhaltung 
und eine ausreichende, industrieübliche Verzinsung des 
Eigenkapitals müssen auf jeden Fall gewährleistet blei-
ben. 
6. „Rucksackproblem“ 
Das sogenannte „Rucksackverfahren“ kann in einem En-
try/Exit-System ausschließlich für den Ausspeisepunkt 
gelten. Da bei einem Entry/Exit-System prinzipiell nicht 
auf den Kontraktpfad abgestellt werden kann, lassen sich 
die gebuchten Kapazitäten in aller Regel nicht einer ein-
zelnen Gaslieferung an einen Letztverbraucher zuordnen. 
Insofern existiert kein „Kapazitätsrucksack“ über die Lie-
ferkette bis zum Importpunkt, der bei einem Lieferan-
tenwechsel durch den Letztverbraucher vom bisherigen 
Lieferanten an den nächsten übergeben werden könnte. 
Der „Rucksack“ ist darüber hinaus schon deshalb höchst 
problematisch, weil es sich beim Entzug gebuchter Ka-
pazität um einen Eingriff in vertragliche Rechte Dritter 
handelt, die nicht Netzbetreiber sind. Demzufolge ist 
auch diese Regelung als Regulierung des Handelsbe-
reichs einzustufen und abzulehnen. Zudem kann es beim 
Zwangsentzug gebuchter Kapazitätsrechte zu einer Ge-
fährdung verbindlicher langfristiger Lieferver-
einbarungen kommen. Die Transportkunden dürfen nicht 
daran gehindert werden, bestehende vertragliche Ver-
pflichtungen erfüllen oder bestehende vertragliche Rech-
te ausüben zu können. 
7. Differenzmengen 
Die Regelungen der GasNZV sind akzeptabel, auch wenn 
der 10 % Bilanzausgleich im internationalen Vergleich 
als großzügig zu bezeichnen ist. Bei internationalen Ta-

rifvergleichen sollte der großzügige 10 % Bilanzaus-
gleich mit berücksichtigt werden.  
Allerdings müsste die Pflicht für den Bilanzausgleich in 
den Fällen des § 10 GasNZV auch ratierlich gekürzt 
werden können, da sich die Störungsbewältigung für den 
Netzbetreiber ansonsten noch verschärfen kann. 
Der Basisbilanzausgleich wird in der Transportkette nur 
einmal erbracht, wobei zu gewährleisten ist, dass jeder 
Netzbetreiber gleiche Möglichkeiten erhält, diese Lei-
stung zu erbringen. 
8. Anpassung an europäische Normen 
Einheitliche Normen sind aus Wettbewerbssicht sicher zu 
befürworten. Dabei darf jedoch der hohe deutsche Stan-
dard der technischen Sicherheit und das erfolgreiche 
Modell der Selbstregulierung bei der Standardisierung 
nicht gefährdet werden.  
9. Biogaseinspeisung 
Die Gaswirtschaft befürwortet die Nutzung von Biogas 
als Beitrag zum Klimaschutz und zur Ressourcenscho-
nung. Es ist derzeit aber eine noch offene Frage, ob die 
Berücksichtigung aller technischen, ökonomischen und 
ökologischen Aspekte vor dem Hintergrund der Konkur-
renzsituation auf dem Wärmemarkt nicht dazu führen 
wird, eine Einspeisung von Biogas in das Erdgasnetz im 
Ergebnis kritisch zu bewerten. 
Biogas kann grundsätzlich unter Einhaltung aller techni-
schen Anforderungen mit allerdings hohem Aufwand auf 
Erdgasbeschaffenheit aufbereitet und, bei entsprechender 
Kompatibilität und Druckvorhaltung, in Erdgasnetze ein-
gespeist werden. Die Gaswirtschaft sieht daher eine Ein-
speisung von Biogas in die Erdgasnetze grundsätzlich als 
technisch möglich an und hat hierfür frühzeitig techni-
sche Regeln auf den Weg gebracht. 
Gleichwohl bleibt aus heutiger Sicht in Bezug auf eine 
sinnvolle Nutzung der begrenzten biogenen Primärener-
gieressourcen noch eine Vielzahl von Fragen zu klären. 
Beispielsweise: 
- Gibt es ausreichende Biogas-Potenziale, die eine ge-

setzliche Regelung rechtfertigen oder geht es eher um 
eine begrenzte Anzahl von Einzelfällen?  

- Wie sehen typische Einspeisefälle aus? Sind es eher 
dezentrale Biogasanlagen oder ist aufgrund der Ko-
sten der Gasaufbereitung und Verdichtung eher von 
zentralen Einheiten auszugehen? 

- Wann fällt das Biogas zur Einspeisung an? Ganzjäh-
rig, nach Bedarf oder nur im Sommer bei dann feh-
lendem Wärmebedarf? 

- Wer trägt im einzelnen die Kosten und wer ist jeweils 
zur Abnahme verpflichtet? 

Erdgas befindet sich in allen Absatzmärkten - insbeson-
dere im Wärmemarkt - in einem intensiven Wettbewerb 
mit Konkurrenz-Energieträgern. Eine eventuelle, über die 
jetzige Regelung im Erneuerbare-Energien-Gesetz hinaus 
gehende Förderung von Biogas durch eine Umlage auf 
Netzzugangsentgelte oder Erdgaspreise würde Erdgas im 
Wettbewerb erheblich benachteiligen und wird daher von 
der Gaswirtschaft abgelehnt. Es kann unter ökologischen 
Gesichtspunkten nicht erwünscht sein, Erdgas als kohlen-
stoffärmsten fossilen Energieträger aus dem Wärme-
markt zu drängen. 
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Die Nutzung von Biogas wird derzeit noch nicht ausrei-
chend auf Basis einer fundierten Faktenlage geführt. Aus 
diesem Grund hat die deutsche Gaswirtschaft in Zusam-
menarbeit mit Ministerien und verschiedenen Fachver-
bänden im September 2004 eine umfassende Studie zur 
Analyse und Bewertung der Nutzungsmöglichkeiten von 
Biomasse an namhafte Forschungsinstitute vergeben. Die 
möglichen Verwertungspfade werden verglichen. Es er-
folgt auch eine Potenzialabschätzung, damit die weitere 
Vorgehensweise nicht von unrealistischen Annahmen 

beeinflusst wird. Ergebnisse der Studie liegen in der er-
sten Hälfte des kommenden Jahres vor. 

24. November 2004 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1525 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 
 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Bundesverband Neuer Energieanbieter (BNE) 

Die deutschen Strom und Gaspreise gehören im euro-
paweiten Vergleich zu den höchsten (auch ohne staat-
liche Abgaben). Das ist eine immense Belastung für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland. Die von der 
europäischen Gemeinschaft initiierte Novellierung des 
Energiewirtschaftsrechts bietet die Chance, endlich 
einen wirksamen Wettbewerb auf den Energiemärk-
ten zu schaffen, um so Industrie und Haushalte zu 
entlasten. Der vorliegende Entwurf eines Energiewirt-
schaftsgesetzes nutzt diese Chance nur halbherzig. 

In der einleitenden Begründung des Gesetzentwurfs heißt 
es: "Unmittelbare Auswirkungen auf das allgemeine 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni-
veau, sind aber nicht zu erwarten". Diese Einschätzung 
trifft für den vorliegenden Gesetzentwurf deshalb zu, 
weil die Bundesregierung keine konsequente Grundlagen 
schafft, um den Energieversorgern ihre Monopolrenditen 
zu beschneiden. Ihre Aufgabe ist es, das natürliche Mo-
nopol der Netze zu neutralisieren, um Wettbewerb auf 
den vor- und nachgelagerten Märkten zu ermöglichen. 
Liberalisierung und Wettbewerb werden bisher kaum als 
ordnungspolitische Herausforderung begriffen, sondern 
vielmehr als ein lästiges Abarbeiten von europarechtli-
chen Vorgaben. Eine erfolgreiche Liberalisierung ist 
immer verbunden mit einer Umverteilung von Renditen 
vom Monopolisten hin zu den Kunden. Dieser Aspekt hat 

im Regierungsentwurf zur Novellierung des Energiewirt-
schaftsgesetzes offensichtlich keine tragende Rolle ge-
spielt. 

Block 1: Generelle Anmerkungen1 Transpa-
renz/Unbundling 
Wesentliche Voraussetzung für einen funktionierenden 
Wettbewerb ist ein diskriminierungsfreier Netzzugang. 
Dieser ist nur mit hinreichender Transparenz über die 
Modalitäten des Netzzugangs für alle am Markt agieren-
den Akteure zu erreichen. Der Regulierer, die Marktteil-
nehmer, die Öffentlichkeit sowie die Wissenschaft und 
Forschung haben ein Anrecht auf Informationen und 
Auskünfte (solange diese keine Wettbewerbsmärkte um-
fassen). 
Der Gesetzentwurf sieht im Bereich der Elektrizitätsver-
sorgung umfassende Regelungen zur Sicherstellung der 
Transparenz zwischen Netzbetreibern und Regulierungs-
behörde vor. Regelungen, die für mehr Markttransparenz 
für alle Marktteilnehmer sorgen, fehlen zum größten 
Teil. Nur wenn alle Marktteilnehmer Zugang zu den 
notwendigen Informationen erhalten, können sie ihr ge-
setzliches Beschwerderecht auch nutzen und die Regulie-
rungsbehörde bei ihrer Arbeit unterstützen. Insofern 
müssen die Transparenzpflichten der Netzbetreiber ge-
genüber den Marktteilnehmern erweitert werden. Zum 
Themenkomplex Transparenz sind die Vorschriften zum 
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Unbundling zu zählen. Der Entwurf des Energiewirt-
schaftsgesetzes stellt nur eine Minimalumsetzung der 
Vorgaben der Binnenmarktrichtlinie dar, die den deut-
schen Marktstrukturen nicht gerecht wird. Ein Großteil 
der Informationen ist nach den vorgesehenen Regelungen 
der Öffentlichkeit nicht zugänglich. Weiterhin ist der 
Grenzwert, unterhalb dem die Unternehmen von den Re-
gelungen zur gesellschaftsrechtlichen Entflechtung frei-
gestellt werden, zu hoch. Die Entflechtung sollte durch-
gängig gewährleistet sein und nicht nur Netzbetreiber be-
treffen, die mehr als 100.000 Kunden versorgen. §8 
Abs.5 verpflichtet vertikal integrierte Unternehmen zu 
einem Gleichbehandlungsprogramm. §8 Abs. 6 nimmt 
Unternehmen mit weniger als 100.000 Kunden von die-
ser Verpflichtung aus. Auch Unternehmen unter 100.000 
Kunden sollten dafür Sorge tragen, dass diese Entflech-
tungsvorgaben umgesetzt werden. § 8 Abs. 6 ist wie folgt 
zu fassen: 
§ 8 (6) Vertikal integrierte Energieversorgungsunter-
nehmen, an deren Elektrizitätsversorgungsnetz weniger 
als 25 000 Kunden unmittelbar oder mittelbar ange-
schlossen sind, sind hinsichtlich der Betreiber von Elek-
trizitätsverteilernetzen, die mit ihnen im Sinne von § 3 
Nr. 38 verbunden sind, von den Verpflichtungen nach 
den Absätzen 1 bis 5 4 ausgenommen. Satz 1 gilt für 
Gasversorgungsnetze entsprechend. 
Folgende Änderungen in § 10 stellen sicher, dass die Ab-
schlüsse der entflochtenen Unternehmen auch der Öffent-
lichkeit zugänglich sind und die Prüfungsbefugnisse der 
Regulierungsbehörde nicht eingeschränkt werden:  
§10 Rechnungslegung und interne Buchführung 
(3) ...,Tätigkeit im Sinne dieser Bestimmung ist auch jede 
wirtschaftliche Nutzung eines Eigentumsrechtes an Elek-
trizitäts- oder Gasversorgungsnetzen, Gasspeichern oder 
LNG-Anlagen. Für die anderen Tätigkeiten innerhalb des 
Elektrizitätssektors und innerhalb des Gassektors sind 
Konten zu führen, die innerhalb des jeweiligen Sektors 
zusammengefasst werden können. Für Tätigkeiten außer-
halb des Elektrizitäts- und Gassektors sind ebenfalls ei-
gene Konten zu führen, die zusammengefasst werden 
können. Soweit eine direkte Zuordnung zu den einzelnen 
Tätigkeiten nicht möglich ist oder mit unvertretbarem 
Aufwand verbunden wäre, hat die Zuordnung durch 
Schlüsselung der Konten, die sachgerecht und für Dritte 
nachvollziehbar sein muss, zu erfolgen. Mit der Erstel-
lung des Jahresabschlusses ist für jeden der genannten 
Tätigkeitsbereiche intern jeweils eine den in Absatz 1 ge-
nannten Vorschriften entsprechende Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung aufzustellen und in den Anhang 
ihres Jahresabschlusses aufzunehmen. Dabei sind in 
der internen Rechnungslegung die Regeln einschließlich 
der Abschreibungsmethoden anzugeben, nach denen die 
Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens sowie die 
Aufwendungen und Erträge den gemäß den Sätzen 1 bis 
4 geführten Konten zugeordnet worden sind. 
§10 (4) Die Prüfung des Jahresabschlusses gemäß Ab-
satz 1 umfasst auch die Einhaltung der Pflichten zur in-
ternen Rechnungslegung nach Absatz 3. Dabei ist neben 
dem Vorhandensein getrennter Konten auch zu prüfen, 
ob die Wertansätze und die Zuordnung der Kosten 
sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der 
Grundsatz der Stetigkeit beachtet worden ist. Im Bestäti-
gungsvermerk zum Jahresabschluss ist anzugeben, ob die 
Vorgaben nach Absatz 3 eingehalten worden sind. Die 
Befugnisse der Regulierungsbehörde bleiben unbe-

rührt. 
2 Angemessene Netznutzungsentgelte 
Im Gesetzentwurf wird für die Kalkulation der Netznut-
zungsentgelte das Prinzip der Nettosubstanzerhaltung 
verankert. Kalkulationen auf Basis der Nettosubstanzer-
haltung sind maßgeblich verantwortlich dafür, dass in 
Deutschland europaweit die höchsten Netznutzungsent-
gelte verlangt werden. 
2.1 Die Problematik der kalkulatorischen Abschrei-
bungen: 
Bei Investitionen in Netze handelt es sich in der Regel 
um sehr langfristige Investitionen. Um einen dauerhaften, 
sicheren Netzbetrieb zu gewährleisten, reicht es nicht 
aus, die Investitionen auf Basis der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten abzuschreiben. Vielmehr muss si-
chergestellt werden, dass die Netzbetreiber einen ange-
messenen Inflationsausgleich erhalten, der dafür sorgt, 
dass nach dem Ende der Nutzungsdauer eines Anlagegu-
tes auch ausreichend Abschreibungen erwirtschaftet 
wurden, um Ersatzinvestitionen vorzunehmen. 
Genau um diese Frage geht es beim Streit um die geeig-
nete Abschreibungsmethode. Wie kann die Leistungsfä-
higkeit des Netzbetreibers über die Investitionszyklen 
hinweg, auch bei steigenden Preisen, erhalten werden? 
Dazu stehen grundsätzlich die beiden genannten Verfah-
ren zur Auswahl: die Realkapitalerhaltung und die Netto-
substanzerhaltung. 
2.2 Nettosubstanzerhaltung 

Bei der Nettosubstanzerhaltung wird der Inflationsaus-
gleich dadurch gewährleistet, dass Restbuchwerte des 
Anlagevermögens gemäß der Inflation fortgeschrieben 
werden. Die Restwertabschreibung für das eigenkapital-
finanzierte Anlagevermögen orientiert sich nicht an den 
tatsächlichen Anschaffungs-/Herstellkosten (AHK), son-
dern an dem jeweils angenommenen Wiederbeschaf-
fungswert. Die Abschreibung auf den (höheren) Tages-
neuwert (TNW) erfolgt dabei unabhängig davon, ob eine 
Wiederbeschaffung des abgeschriebenen Anlagengutes 
tatsächlich überhaupt erfolgt. Erfolgt sie nicht (etwa im 
Fall eines „stranded investment“ oder Rückbau infolge 
Überkapazitäten) oder zumindest nicht in der ursprüngli-
chen Form (etwa weil durch technischen Fortschritt statt 
der alten Anlagen neue – effizientere und/oder günstigere 
– Anlagen angeschafft werden), kann die Differenz zwi-
schen den abgeschriebenen TNW und den tatsächlichen 
AHK als Gewinn ausgeschüttet werden. Dies erklärt zum 
Teil, weshalb die Netzbetreiber trotz der bisher angesetz-
ten Eigenkapitalrendite von 6,5 % (VV II plus) tatsäch-
lich Gewinne ausschütten, die Zinssätzen in deutlich 
zweistelliger Höhe entsprechen. Die Nettosubstanzerhal-
tung eröffnet also die Möglichkeit, Gewinne in den Ko-
sten zu verdecken. Selbst wenn künftig aufgrund einer 
periodenübergreifenden Saldierung überhöht gebildete 
Abschreibungen letztlich wieder zur Abdeckung von lau-
fenden Netzkosten eingesetzt werden müssen, werden bis 
zur Offenlegung laufend Zinsen auf das überhöhte Ei-
genkapital in die Entgelte eingerechnet.  

2.3 Realkapitalerhaltung 
Bei der Realkapitalerhaltung wird der Inflationsausgleich 
über die Verzinsung vorgenommen. Die Abschreibungen 
werden auf Basis der tatsächlichen AHK, nicht aber auf-
grund (fiktiver) Wiederbeschaffungswerte als Kosten 
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geltend gemacht. Dafür wird der (höhere) Nominalzins in 
Ansatz gebracht, der die Inflationsrate bereits enthält. 
Diese Methode schafft ein hohes Maß an Transparenz 
und Objektivität bei der Entgeltkalkulation. Kosten und 
Gewinne werden getrennt. Die Realkapitalerhaltung stellt 
dabei sicher, dass der Netzbetreiber am Ende der Nut-
zungsdauer eines Betriebsmittels über Eigenkapital ver-
fügt, das eine gleich bleibende Eigenkapitalquote ermög-
licht. Der Netzbetreiber kann aus der Differenz zwischen 
Nominal- und Realzins eine Rücklage zum Ausgleich des 
inflationsbedingten Werteverzehrs seines eigenkapitalfi-
nanzierten Anlagevermögens bilden. Die volle Finanzie-
rungsfähigkeit des Unternehmens (und damit die Versor-
gungssicherheit) ist gewährleistet. Da keine (mit 
Unsicherheiten behafteten) Annahmen über Zeitpunkt 
und Höhe einer künftigen Wiederbeschaffung gemacht 
werden müssen, können in der Kostenbasis für die Ent-
gelte keine faktischen Gewinne verdeckt werden.  
2.4 Realkapitalerhaltung und Nettosubstanzerhaltung 
führen theoretisch zum gleichen Ergebnis 
Es lässt sich theoretisch nachweisen und ist auch unum-
stritten, dass beide Methoden, wenn sie den richtig an-
gewendet werden, über den gesamten Abschreibungszeit-
raum zum gleichen Ergebnis führen. Es stellt sich die 
Frage, worum es bei diesem Methodenstreit wirklich 
geht? 
Was für die Theorie gilt muss für die Praxis noch lange 
nicht gelten. Hier lohnt sich ein näherer Blick darauf, wie 
die für die Ermittlung notwendigen Parameter überhaupt 
bestimmt werden.  
Die Methode der Realkapitalerhaltung benötigt als Para-
meter die AHK und den Nominalzinssatz. Die AHK sind 
problemlos den Bilanzen zu entnehmen, der Nominal-
zinssatz kann in den Bundesbankberichten entnommen 
werden. Das Verfahren ist also transparent und bietet re-
lativ geringe Gestaltungsspielräume bei der Ermittlung 
der Abschreibungen. 
Das Verfahren der Nettosubstanzerhaltung basiert auf 
den Parametern TNW und Realzinssatz. Während der 
Realzinssatz problemlos aus den Bundesbankberichten 
ermittelt werden kann, existieren bei der Ermittlung der 
Tagesneuwerte erhebliche Gestaltungsspielräume und 
methodische Probleme. Diese Gestaltungsspielräume 
können dazu genutzt werden, um beachtliche Sonderer-
träge zu erwirtschaften. 
Die Ermittlung der Tagesneuwerte ist der eigentliche 
Kern des Problems. In Einzelfällen ist davon auszugehen, 
dass allein die Gestaltungsspielräume bei der Ermittlung 
der TNW zu einer Überhöhung der Netznutzungsentgelte 
von bis zu 20% führen.  
2.5 TNW führen zu einer Erhöhung des Eigenkapitals 
beim Netzbetreiber. 
Nach der Nettosubstanzerhaltung führen die Entgelte zu 
einem Aufbau an zusätzlichem Eigenkapital, das in den 
folgenden Entgelten auch noch verzinst wird. Ursache 
ist, dass die Bemessungsgrundlage für die Eigenkapital-
verzinsung nicht das dem Netzbetrieb tatsächlich bereit-
gestellte Eigenkapital, sondern ein auf der Basis der 
hochgerechneten TNW kalkuliertes „betriebsnotwendi-
ges Eigenkapital“ ist. Dieses „Eigenkapital“ ergibt sich 
als Summe der kalkulatorischen Restwerte des Anlage-
vermögens zuzüglich von Finanzanlagen und abzüglich 
von Abzugs- und verzinslichem Fremdkapital. Die jähr-

lich anfallenden und wegen der TNW-Basis ansteigenden 
(und über die NNE „verdienten“) Abschreibungen sam-
meln sich als Finanzanlagen an, erhöhen damit jährlich 
das „betriebsnotwendige Eigenkapital“ und führen dar-
über hinaus noch zu einer EK-Verzinsung. Der Netz-
betreiber erhält somit eine zusätzliche Rendite auf ein 
Eigenkapital, das nicht er selbst, sondern die Netznutzer 
aufgebracht haben.  
Die Vertreter der etablierten Energiewirtschaft stellen im 
Grundsatz die Ergebnisse der obigen Analyse nicht in 
Frage. Sie argumentieren aber, dass während eines Inve-
stitionszyklus ein Umstieg von der Nettosubstanzerhal-
tung auf die Realkapitalerhaltung nicht möglich sei, weil 
dadurch entweder die Kostendeckung bei den Netz-
betreibern nicht gewährleistet sei oder die Netznutzungs-
entgelte stark ansteigen müssten. Diese Argumentation 
soll im Folgenden näher untersucht werden. 
2.6 Nettosubstanzerhaltung - eine bewährte Kalkula-
tionsmethode der Energiewirtschaft? 
Die Nettosubstanzerhaltung ist keine Methode, die schon 
seit vielen Jahren in der Energiewirtschaft angewendet 
wurde. Im Grunde genommen wurde die Nettosub-
stanzerhaltung erstmals in der Verbändevereinbarung II 
Strom ab dem Jahr 2000 festgeschrieben. Vorher wurden 
für die Elektrizitätswirtschaft je nach Bundesland unter-
schiedliche Abschreibungsmethoden angewendet, die 
z.T. auch kalkulatorische Abschreibungen auf Basis von 
(höheren) bilanziellen Abschreibungen zuließen. Die 
Gaswirtschaft hat traditionell nie nach dem Prinzip der 
Nettosubstanzerhaltung kalkuliert, sondern vielmehr ihre 
Preise nach dem Prinzip des anlegbaren Preises gebildet. 
Nettosubstanzerhaltung ist also kein seit Jahrzehnten be-
währtes Kalkulationsprinzip der Energiewirtschaft, son-
dern wird, wenn überhaupt, seit wenigen Jahren ange-
wendet. 
2.7 Übergang von NSE zu RKE ist auch während ei-
ner laufenden Abschreibung möglich 
Selbst wenn im Einzelfall bei einzelnen Netzbetreibern 
der Umstieg auf die Realkapitalerhaltung zu Kostenun-
terdeckungen führen sollte, ist dies kein unlösbares Pro-
blem. Eine Änderung der Kalkulationsprinzipien vom 
Nettosubstanz- zum Realkapitalerhalt während der Nut-
zungszeit einer Anlage ist möglich. Das von Versorger-
seite angeführte Problem, dies führe zu einer Unterdek-
kung im Kapitalrückfluss und/oder erzwinge eine deutli-
che Anhebung der Netznutzungsentgelte zur Abdeckung 
von Zins und Abschreibung, lässt sich umgehen. Dazu 
muss der Systemwechsel nach folgenden Prinzipien er-
folgen: 
a) die zum Zeitpunkt des Systemwechsels geführten 

TNW werden eingefroren und als fiktive AHK über 
die Restlaufzeit abgeschrieben; 

b) der Netzbetreiber verwendet – wie beim Realkapital-
erhalt von Anfang an - ab dem Systemwechsel die 
Differenz zwischen Real- und Nominalzins auf den 
ursprünglich eingesetzten EK-Anteil  zur Bildung ei-
ner Eigenkapitalrücklage für die Wiederbeschaffung. 

Das Argument durch einen Umstieg auf die Realkapital-
erhaltung komme es generell zu Kostenunterdeckungen 
bei den Netzbetreibern ist falsch. Probleme kann es allen-
falls im Einzelfall geben und zwar dann wenn ein Netz-
betreiber 
a. in der Vergangenheit durchgängig und konsequent 
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nach dem Prinzip der Nettosubstanzerhaltung kalku-
liert haben sollte und 

b. die Investitionen erst in jüngster Zeit getätigt hat, also 
über ein vergleichsweise junges Netz verfügt. 

Es ist nicht auszuschließen, dass diese Fälle als Einzelfäl-
le auftreten können. Für die überwiegende Mehrheit der 
Netzbetreiber ist davon auszugehen, dass sie über relativ 
„alte“ Netze verfügen und sich bei einem Übergang auf 
die Methode der Realkapitalerhaltung sogar besser stel-
len. Dies dürfte auch für die Netze in den Neuen Bundes-
ländern gelten. Eine Verankerung der Methode der Net-
tosubstanzerhaltung im Gesetz ist sachlich nicht begrün-
det. § 21 könnte wie folgt formuliert werden: 
§ 21 (2) Die Entgelte werden auf der Grundlage der Ko-
sten einer energiewirtschaftlich rationellen Betriebsfüh-
rung einer effizienten Leistungsbereitstellung, die denen 
eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netz-
betreibers entsprechen müssen, unter Beachtung der Net-
tosubstanzerhaltung unter Berücksichtigung entspre-
chender Anreizsysteme für eine kosteneffiziente Lei-
stungserbringung und einer angemessenen Verzinsung 
des für eine effiziente Betriebsführung und Investiti-
onstätigkeit eingesetzten notwendigen Kapitals gebildet. 
, soweit in eEiner Rechtsverordnung nach § 24 nicht 
kann eine Abweichung von dieser kostenorientierten 
Entgeltbildung nur insoweit bestimmen, als sie eine 
Entgeltreduzierung gegenüber der Kostenorientierung 
zulässt bestimmt ist. Soweit die Entgelte kostenorientiert 
gebildet werden, dürfen Kosten und Kostenbestandteile, 
die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb nicht einstel-
len würden, nicht berücksichtigt werden 
Die Prüfung der Erforderlichkeit von Kosten und Investi-
tionen im Rahmen des Konzepts der effizienten Lei-
stungsbereitstellung stellt nur ein Korrektiv für die Über-
gangszeit dar. Um die Netznutzungsentgelte nachhaltig 
an dem Kriterium der Angemessenheit zu orientieren 
sind Konzepte der dynamischen Anreizregulierung nach 
internationalen Maßstäben zu entwickeln und implemen-
tieren. Der Auftrag, ein solches Konzept der Anreizregu-
lierung zu entwickeln und zu implementieren sollte im 
Gesetz verankert werden. Dies könnte durch die Formu-
lierung eines § 21 a geschehen. 
§ 21 a Die Regulierungsbehörde entwickelt bis zum 
30.09.2005 ein System der dynamischen Anreizregu-
lierung, gültig für alle Netzstufen. Dieses System hat 
eine nachhaltige Steigerung der Effizienz in Netzbe-
trieb und Netzdimensionierung zum Ziel. Dazu kann 
die Regulierungsbehörde einen Mechanismus vorge-
ben, der die den Netzbetreibern zugestandenen Erlöse 
an erzielte Effizienzfortschritte koppelt. Die Anreiz-
regulierung ist durch allgemeine Vorgaben für die 
von den Netzbetreibern mindestens zu gewährleisten-
de Versorgungsqualität zu ergänzen 
3 Verankerung der Netzzugangsmodelle im Gesetz 
Die grundlegenden Prinzipien des Netzzugangs sind im 
Gesetzentwurf nicht geregelt. Das Gesetz ist deshalb wie 
folgt zu ergänzen: 
§ 20 Zugang zu den Energieversorgungsnetzen 

(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben 
jedermann nach sachlich gerechtfertigen Kriteri-
en diskriminierungsfrei Netzzugang zu gewähren 
ermöglichen sowie die Bedingungen und Entgelte 

für diesen Netzzugang als umfassende Standard-
angebote im Internet in der Weise zu veröffentli-
chen, dass sie ohne weitere Verhandlungen von 
Netznutzern angenommen werden können. Sie 
haben in dem Umfang zusammenzuarbeiten, der 
erforderlich ist, um einen effizienten Netzzugang 
erforderlichen Informationen diskriminierungs-
frei zu gewährleisten. Sie haben ferner den Netz-
nutzern die für einen effizienten Netzzugang er-
forderlichen Informationen diskriminierungsfrei 
zur Verfügung zu stellen. Das bestehende tran-
saktionsunabhängige Punktmodel für den Netz-
zugang im Elektrizitätsbereich ist weiterzuent-
wickeln. Weitere Merkmale des Modells für den 
Netzzugang im Elektrizitätsbereich sind: 

• Zentrale Beschaffung von Systemdienstleistun-
gen durch den Netzbetreiber  

• Kostenwälzung 
• transaktionsunabhängige Netznutzungsentgelte 
• Verwendung von Lastprofilen für Kleinkunden 
• Sicherstellung der Interoperabilität durch Ko-

operationsregeln der Übertragungsnetzbetreiber 
Im Gasbereich ist ein transaktionsunabhängiges, 
transparentes, netzübergreifendes und börsenfähi-
ges Entry-/Exit Modell einzuführen, dass folgendes 
gewährleistet 

Der Zugang zu dem Marktplatz erfolgt durch den Er-
werb von fester oder unterbrechbarer Kapazität für die 
Einspeisung beziehungsweise aus einer Regelzone, oh-
ne Festlegung eines Transportpfades. 
1. Netznutzern wird ermöglicht, Ein- und Ausspeise-

kapazitäten unabhängig voneinander, in unter-
schiedlicher Höhe und zeitlich voneinander abwei-
chend nach näherer Bestimmung gemäß § 24 zu 
buchen, ohne dass Netzbetreiber die Ausübung die-
ses Rechts von einer zusätzlichen hydraulischen 
Prüfung abhängig machen. 

2. Für eine Genehmigung zur Teilnetzbildungen sind 
die Netzbetreiber  verpflichtet der Bundesregulie-
rungsbehörde die Gründe für unüberbrückbare 
Engpässe bzw. die Planungen für deren Beseitigung 
vorzulegen.  

6. Kapazitätsrechte können frei und netzübergreifend 
innerhalb des genehmigten Teilnetzes gehandelt 
werden. Kostenwälzung für die Ausspeisung inner-
halb eines genehmigten Teilnetzes  

7. transaktionsunabhängige Netznutzungsentgelte 
8. Verwendung von Lastprofilen für Kleinkunden 
9. zentrale Beschaffung von Systemdienstleistungen 

durch eine Koordinierungsstelle des Teilnetzes 

4 Befugnisse der REGTP 
Der Gesetzesentwurf orientiert sich überwiegend am 
Konzept der "normierenden Regulierung", das der Regu-
lierungsbehörde kaum ex-ante Kompetenzen zubilligt. 
Dieser starre Rahmen der Verordnungen verhindert ein 
zeitnahes Umsetzen neuer Marktentwicklungen in Regu-
lierungsmethoden. Wesentlich flexibler kann eine "ler-
nende Regulierung" agieren. Die Dynamik des Marktes 
kann direkt bei ex-ante Festlegung und Weiterentwick-
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lung der Regulierungsmethoden einfließen. 
Der bne spricht sich ausdrücklich für ein „lernendes Sy-
stem“ einer flexiblen Regulierung aus. Angesichts der 
vielen noch ungelösten Fragen, insbesondere auf den 
Märkten für Gas, ist es für eine funktionsfähige Regulie-
rung essentiell, dass der Bundesregulierungsbehörde im 
Rahmen der Verordnungen hinreichende Kompetenzen 
zur Konkretisierung der Methoden zur Festlegung der 
Netzzugangsbedingungen übertragen werden. Dies 
schließt insbesondere die Weiterentwicklung des regula-
torischen Instrumentariums und seine Anpassung im 
Licht der Regulierungserfahrungen ein. 
Die Energierechtsreform soll starre, monopolistisch ge-
prägte Marktstrukturen aufbrechen. Dazu ist eine schlag-
kräftige Regulierungsbehörde mit weit reichender Unab-
hängigkeit von Politik und Marktteilnehmern sowie aus-
reichenden Ressourcen erforderlich.  
5 Messwesen 
Der Markt für das Messwesen muss durch die Einfüh-
rung des Rechtes für den Netznutzer, auch einen Dritten 
mit Messdienstleistungen zu beauftragen, liberalisiert 
werden. Es gibt keine Rechtfertigung, diesen Teilmarkt 
im natürlichen Monopolbereich und damit in der Ver-
antwortung des Netzbetreibers zu belassen. Durch einen 
effektiven Anbieterwettbewerb sind hier erhebliche Effi-
zienzgewinne zu erwarten. Die in der Netzzugangsver-
ordnung Strom angedachten Regelungen gehen in die 
richtige Richtung, sind aber nicht ausreichend. Folgende 
Regelung ist im Gesetz zu verankern: 
§ 21a Zählung und Messung 
Die Messung und Zählung ist Aufgabe des Betreibers 
des Energieversorgungsnetzes. Auf Verlangen des 
Netznutzers kann dieser Messung und Zählung selbst 
oder durch Dritte erledigen. 
6 Anschlusspflicht 
Die Stromnetze werden für die Kunden gebaut und von 
diesen bezahlt. Deshalb müssen Stromnetze der allge-
meinen Versorgung für Neuanschlüsse zugänglich sein. 
Den Betreibern neuer Kraftwerke wie denen von Werks-
netzen muss im Rahmen der technischen Möglichkeiten 
die Wahlfreiheit der Anschlussbedingungen (Spannungs-
ebene etc.) überlassen bleiben.   
§ 17 (1) Netzanschluss ist folgendermaßen zu ergänzen 
„Dabei kann der den Netzanschluss Begehrende die 
Spannungs- oder Druckebene für den Netzanschluss 
bestimmen.“ 

Block 2 Themenschwerpunkt Strom 
7 Regelenergie 
Auf dem Markt für Regelenergie in Deutschland werden 
jährlich ca. 1 Mrd. € umgesetzt. Ein Großteil der Kosten 
für Regelenergie wird als sogenannte Systemdienstlei-
stungen über die Netznutzungsentgelte an die Kunden 
weitergewälzt. Die Regelenergiemarkt, der in vier unab-
hängige Regelzonen eingeteilt ist, wird von den Ver-
bundunternehmen Eon, RWE, Vattenfall Europe und 
EnBW dominiert, die auf der einen Seite als Nachfrager 
nach Regelenergie die Höchstspannungsnetze betreiben 
und auf der anderen Seite als Anbieter von Regelenergie 
ca. 90% der inländischen Erzeugungskapazitäten kontrol-
lieren.  

Die Schaffung einer bundesweit einheitlichen Regelzone 
ist technisch kein Problem, bringt wirtschaftlich erhebli-
che Synergiepotentiale mit sich. Untersuchungen des bne 
haben ergeben, dass durch die Schaffung einer einheitli-
chen Regelzone der Regelenergiebedarf deutlich redu-
ziert werden könnte, da sich bei einer größeren Regelzo-
ne Lastschwankungen in der Tendenz ausgleichen. Ins-
gesamt könnten durch die Schaffung einer einheitlichen 
Regelzone Einsparpotenziale von 40 % oder 400 Mio. 
€/a realisiert werden. Die Schaffung einer einheitlichen 
Regelzone wird im Gesetz nicht thematisiert. Die in § 22 
vorgeschlagenen Regelungen über eine gemeinsame 
Plattform der Verbundunternehmen zu Beschaffung von 
Regelenergie sind zumindest ein Schritt in die richtige 
Richtung. Allerdings ist es nicht ausreichend, lediglich 
eine Anzeigepflicht für die gemeinsame Plattform vorzu-
sehen. Eine Genehmigungspflicht durch die Regulie-
rungsbehörde ist zwingend notwendig. § 22 (2) ist wie 
folgt zu verändern: 
Die Einrichtung einer Plattform unterliegt der Genehmi-
gung der Regulierungsbehörde. 

8 Entgelt für dezentrale Einspeisung 

Grundsätzlich werden die Kosten für die Netze über den 
so genannten Punkttarif berechnet. Mit der Stroment-
nahme zahlt jeder Verbraucher Entgelte für die Netznut-
zung an den örtlichen Verteilnetzbetreiber. Darin sind die 
Entgelte aller Spannungsebenen – von der Höchstspan-
nung bis zur Ausspeisung zusammengefasst. Vom Ver-
teilnetzbetreiber werden diese Entgelte anteilig auf die 
Betreiber der einzelnen Netzebenen und der Umspan-
nung aufgeteilt. Auf diese Weise kommt ein Tarif für die 
Nutzung des gesamten Systems Stromnetz zur Anwen-
dung, auf den der tatsächliche Stromfluss keine Auswir-
kungen hat. Dezentrale Einspeisungen entlasten somit die 
vorgelagerten Netze ohne die Einnahmen der Netznut-
zungsentgelte, die durch die Ausspeisung berechnet wer-
den, zu beeinflussen. 

Eine vollständige Ausschüttung der vermiedenen NNE 
an die dezentralen Einspeiser ist keine Subventionierung 
von dezentralen Kraftwerken. Es ist vielmehr die verur-
sachergerechte Verwendung der vermiedenen Netznut-
zungsentgelte. Eine vollständige Ausschüttung der ver-
miedenen NNE führt zu keinen Erhöhungen der Netz-
nutznutzungsentgelte, da diese Elemente in den heutigen 
Kalkulationen schon eingepreist sind. 

Die dezentrale Einspeisungen in die Verteilnetze wirken 
sich zudem positiv auf die Netz- und Versorgungsstruk-
tur aus:  

• Die Versorgungssicherheit wird erhöht, weil die 
vorgelagerten Netzebenen geringer beansprucht 
werden. Ein Ausfall dieser Netze beeinträchtigt die 
Versorgung entsprechend weniger.  

• Dezentrale Einspeisung erfolgt generell aus kleine-
ren Kraftwerkseinheiten. Wird die absolute Lei-
stung des größten einspeisenden Kraftwerks ver-
ringert, können auch die Reservekapazitäten für 
den möglichen Ausfall des größten Kraftwerkes 
reduziert werden.  

• Kosten in den vorgelagerten Netzen werden durch 
geringere Beanspruchung vermieden. Ein Ausbau 
dieser Netze wird verzögert oder gar unnötig.  
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• Verluste bei der Stromübertragung werden vermin-
dert und damit auch die Kosten. 

• Dezentrale Erzeugung ist grundsätzlich effizienter 
und ökologischer, da bei dezentralen fossilen Kraft-
werken im Gegensatz zur zentralen thermischen 
Stromerzeugung häufiger eine Wärmenutzung inte-
griert ist.  

• Der Wettbewerb auf dem Stromerzeugungsmarkt 
wird verstärkt. Kleine Kraftwerke werden bei diskri-
minierungsfreiem Wettbewerb konkurrenzfähig. Die 
Marktpreise für Strom sinken. 

Die Vergütung vermiedener Netznutzungsentgelte ist 
nicht nur in den Verordnungen, sondern auch im Gesetz 
zu verankern. § 21 (5) ist wie folgt zu fassen: 
Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen erhalten vom 
Betreiber des Elektrizitätsverteilernetzes, in dessen Netz 
sie einspeisen, ein Entgelt. Dieses Entgelt entspricht 
den durch die jeweilige Einspeisung vermiedenen Netz-
nutzungsentgelten in den vorgelagerten Netzen. Netz-
betreiber sind den Betreibern dezentraler Erzeugungs-
anlagen gleichzustellen, sofern sie in ein vorgelagertes 
Netz einspeisen und dort Netznutzungsentgelte in weiter 
vorgelagerten Netzen vermeiden. Maßgeblich ist die 
physikalische Entlastung der betroffenen Netze. 

Block 3: Themenschwerpunkt Gas 
Der Entwurf des Energiewirtschaftsgesetzes enthält fast 
keine Detailregelungen zum Gasmarkt. Vielmehr wird 
auf eine Reihe von Verordnungen verwiesen, die noch 
nicht oder nur in Entwurfsversionen vorliegen.  

9 Netzzugangsverordnung Gas 
Der bne begrüßt die in der Netzzugangsverordnung Gas 
geplante Einführung eines Entry-/Exit-Modells für den 
Gasnetzzugang. Entry-/Exit-Modelle entwickeln sich 
immer mehr zum internationalen Standard und entspre-
chen den Forderungen des Madrid-Forums. Die Einfüh-
rung eines geeigneten Zugangsmodells ist der erste 
Schritt zu einem funktionierenden wettbewerblich orga-
nisierten Gasmarkt. Zum Erreichen liquiden Wettbe-
werbsmarktes bedarf es jedoch noch einiger wesentlicher 
Ergänzungen: 
Die Funktionsfähigkeit des gesamten Netzzugangssy-
stems in Deutschland steht und fällt mit der Anzahl der 
Bilanzzonen bzw. Teilnetze. Diese Bilanzzonen müssen 
eigentumsübergreifend inklusive der nachgelagerten 
Druckstufen sein, wenn dies Modell zu wesentlichen 
wettbewerblichen Verbesserungen beitragen soll. Derzeit 
gestattet  die Verordnung den Netzbetreibern, über 730 
Zonen - die den heutigen Gebieten der Netzbetreiber ent-
sprechen - zu errichten. Die Zahl der Zonen sollte daher 
von Beginn an auf eine geringe zweistellige Anzahl be-
grenzt und später weiter reduziert werden. Außerdem 
sind die Kooperationsverpflichtungen der Netzbetreiber 
insbesondere bei der netzübergreifenden Kapazitätser-
mittlung und Kapazitätsbereitstellung zu erweitern und 
zu präzisieren. Der Transportkunde sollte für die Ab-
wicklung einer Lieferung grundsätzlich nur zwei Partner 
auf der Netzbetreiberseite ansprechen müssen - nämlich 
an der Einspeise- und an der Ausspeisestelle zum End-
kunden. Das System sollte so gestaltet werden, dass der 
Transportkunde mit der Zahlung seines Entry-Entgelts 
Zugang zum gesamten deutschen Erdgasnetz erhält.  

Mögliche Engpässe an Grenzen von Bilanzzonen können 
und müssen durch Kooperation der Netzbetreiber mini-
miert werden. Die an den Koppelstellen anfallenden Ent-
gelte sollten durch Entgeltwälzung dem Ausspeiseentgelt 
beim Endkunden zugerechnet werden, wie dies erfolg-
reich seit Jahren im Strombereich praktiziert wird.  
Die im Referentenentwurf zur Netzzugangsverordnung 
Gas vorgesehene Aufforderung an die Netzbetreiber, bei 
einem nicht ausreichenden Maß frei zuzuordnender Ka-
pazität Managementmaßnahmen zur Erhöhung dieser 
Kapazität zu ergreifen - und hier zuerst vertragliche Ver-
einbarungen über bestimmte zugesicherte Mindestlast-
flüsse zu prüfen, (BEB praktiziert das bereits) - ist sehr 
zu begrüßen. Hier liegt die Schlüsselstelle des gesamten 
Netzzugangsmodells. Als Ultima Ratio ist die Bildung 
von Teilnetzen vorgesehen. Die Entscheidungen über 
diese Managementmaßnahmen und deren Ausgestaltung 
sollen jedoch - laut VO-Entwurf - allein den Netzbetrei-
bern überlassen bleiben, ohne entscheidende Einfluss-
möglichkeiten des Regulators. Das ist abzulehnen. Gera-
de an dieser für die Einführung von tatsächlichem Wett-
bewerb auf dem Gasmarkt entscheidenden Schlüsselstel-
le des Netzzugangsmodells muss dem Regulator ein grö-
ßerer Gestaltungsspielraum eröffnet werden.  
1. Die Teilnetzbildung nach § 5 (5) NZVO Gas muss 

begrenzt werden. Nur begründete und genehmigte 
Ausnahmen dürfen zur Teilnetzbildung führen. Ande-
renfalls bedeutet das neue Modell bei einer großen 
Anzahl von Teilnetzen keinen realen Vorteil gegen-
über dem bisherigen Kontraktpfaden. Eine Börsenfä-
higkeit würde beispielsweise ausgeschlossen. 

2. Die Pflichten der Netzbetreiber sind an die der Netz-
zugangsverordnung Strom anzupassen (§ 24). Es ist 
nicht ersichtlich, warum die Rahmenbedingungen für 
den Gas-Massenmarkt der Haushaltskunden weniger 
detailliert und mit weniger Befugnissen für die Regu-
lierungsbehörde geregelt werden sollen als im Strom-
sektor. 

3. Kapazitätszuteilungen müssen zumindest in Zweifels-
fällen gegenüber dem Regulierer begründet werden. 
Eine mögliche Bevorzugung des integrierten Han-
delsunternehmen wie in § 8 (3) muss konsequent 
ausgeschlossen werden.  

4. Aufgrund der bisher fehlenden Erfahrung mit einem 
deutschen Entry/Exit-System sollte die Gültigkeit der 
Zugangsverordnung auf z.B. 2 Jahre begrenzt wer-
den. Nur ein „Verfallsdatum“ garantiert die Einarbei-
tung und Umsetzung der gewonnenen Erkenntnisse 
für einen optimierten Netzzugang auf dem Gasmarkt. 

10 Gasspeicher 
Um den wirtschaftlich optimalen und damit gleichmäßi-
gen Bezug und die zumeist ungleichmäßige Ausspeisung 
in Einklang zu bringen, ist eine Speicherung von Gas nö-
tig. Kurzfristige Gasspeicherung erfolgt zuerst innerhalb 
der Gasnetze. Variable Drücke puffern die Differenzen 
zwischen Ein- und Ausspeisung ab. Darüber hinaus sind 
für Lastspitzen und saisonale Schwankungen großräumi-
ge Speicher notwendig.  
Der flexible aber begrenzte Netzspeicher wird vom 
Netzbetreiber allen Transportkunden im Rahmen festge-
legter Standards des Basisbilanzausgleiches angeboten. 
Die weitere Möglichkeit zur Vergleichmäßigung des Be-
zugs besteht im diskriminierungsfreien Zugang zu den 
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unterirdischen Speichern, (Kavernen- und Porenspeicher) 
zwecks Zwischenlagerung. 
Alleine auf der Importstufe (Ferngasebene) sind in 
Deutschland solche Speicherkapazitäten von mehr als ei-
nem Viertel des jährlichen Erdgasverbrauchs vorhanden. 
Hinzu kommen noch Speicher in regionalen und lokalen 
Verteilnetzen. In Summe sind damit weit größere Kapa-
zitäten vorhanden, als für eine Absicherung der Lastspit-
zen, der jahreszeitlichen Schwankungen und für eine len-
kungsfähige Reserve benötigt werden.  
Grundsätzlich sind also Voraussetzungen vorhanden, un-
ter denen sich Wettbewerb für Speicherdienstleistungen 
entwickeln könnte, wenn die effiziente Bereitstellung 
von Speicherleistungen nicht an ein regional begrenztes 
Gebiet gebunden wäre. Trotz ausreichender Existenz von 
Kapazitäten sind diese kaum dem Markt zugängig und 
die geforderten Preise für die Speicherleistung insgesamt 
prohibitiv geblieben. – Beispiel Ruhrgasnetz, in dem die 
tatsächliche Nähe zum Speicher keine Rolle spielt, dafür 
aber weit über 90% der Speicherkapazitäten längerfristig 
durch den eigenen Gashandel belegt sind.  
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass aus 
Sicht des bne der verhandelte Speicherzugang derzeit 
nicht praktizierbar ist. Die Etablierung eines funktionie-
renden Netzzugangs mittels Entry/Exit-Systemes ist eine 
Vorraussetzung für einen diskriminierungsfreien Spei-
cherzugang. Aufgrund der sehr geringen Konkurrenz der 
Speicher untereinander, kann hier kein Wettbewerb ent-
stehen, so dass sich umgekehrt - mit Entry-/Exit-System 
ohne flexiblen und diskriminierungsfreien Speicherzu-
gang - kein dauerhafter und diskriminierungsfreier Wett-
bewerb auf dem Gasmarkt entwickeln wird.  

Das Ziel eines funktionsfähigen und wettbewerbsorien-
tierten Erdgasbinnenmarktes kann derzeit nur durch die 
Regulierung des Speicherzugangs und der Tarife erreicht 
werden. Transparenz hierzu ist der erste Schritt. Eine 
einheitliche und zentrale Übersicht der Speicher mit 
nutzbaren und freien Kapazitäten sowie den Zugangsbe-
dingungen macht Vergleiche erst möglich.  
Bis zur Feststellung eines funktionierenden Speicher-
marktes sollte eine Regulierung des Zuganges und der 

Netzung der Gasspeicher in Analogie zum Netzzugang 
erfolgen. Durch Änderung der Begriffe „Gasnetzbetrei-
ber“ in „Gasinfrastrukturbetreiber“ und „Gasnetz“ in 
„Gasinfrastruktur“ in der Verordnung kann der Regulie-
rer  

• die Zuteilung,  
• den Handel,  
• die Reduzierung und  
• die Freigabe ungenutzter Kapazitäten,  
• die Normierungen,  
• die Systemdienstleistungen,  
• die bestehende Verträge und 
• das Engpassmanagement  

des Speicherzuganges dem Markt diskriminierungsfrei 
zugänglich machen. 
Neben einer notwendigen regulierten Entgeltfindung in 
der Gasentgeltverordnung sollten auch hier mittelfristig 
Anreizmechanismen zur effizienten Leistungsbereitstel-
lung angewendet werden. 
 § 26 EnWG ist wie folgt zu fassen: 
"Der Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen 
erfolgt abweichend von §§ 20 bis 24 auf vertraglicher 
Grundlage nach Maßgabe von § 27. Der Zugang zu 
Speicheranlagen erfolgt abweichend von § 20 auf ver-
traglicher Grundlage nach Maßgabe von § 28, wenn die 
Bundesregulierungsbehörde nach öffentlicher Anhörung 
feststellt, dass für das Angebot von Speicherkapazität und 
-dienstleistungen ein funktionsfähiger Markt entstanden 
ist, auf dem wirksamer Wettbewerb herrscht. Die Partei-
en sind verpflichtet, den Zugang nach den Sätzen 1 und 2 
nach dem Grundsatz von Treu und Glauben zu vereinba-
ren."  
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1517 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft e.V. (VIK) 

I. Einleitung 

Die Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
in Deutschland, mit der ein aus Brüssel geforderter Sy-
stemwechsel hin zum regulierten Netzzugang umgesetzt 
werden muss, trifft in eine Zeit, in der der deutsche Ener-
giemarkt tatsächlich als ein Problemfall für die Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland be-
trachtet werden muss. Wettbewerbsprobleme, die sich 
etwa laut Monopolkommission „aus dem Zusammenwir-
ken der natürlichen Monopole auf der Netzebene mit der 
vertikalen Integration und der horizontalen Marktmacht 
der vier großen Verbundunternehmen“1 ergeben, führen 
derzeit zu einer Situation, in der die Verbraucher in 
Deutschland einen bei weitem höheren Preis für seine 
Energieversorgung zu zahlen haben als in fast allen ande-
ren EU-Staaten.  

                                                           
1  15. Hauptgutachten der Monopolkommission, Juli 2004 
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Abb. 1: EU-Industrie-Strompreisvergleich (Strompreis incl. staatli-
chen Steuern und Abgaben mit Ausnahme der gesetzlichen Mehr-
wertsteuer) 

Abb. 2: EU-Industrie-Erdgaspreisvergleich (Erdgaspreis incl. staat-
lichen Steuern und Abgaben mit Ausnahme der gesetzlichen Mehr-
wertsteuer) 

 
Für die deutsche Industrie, speziell die energieintensiven 
Branchen, bilden auch nach intensiven Effizienzsteige-
rungsprogrammen Energiekosten einen sehr wesentlichen 
Anteil an der Kostenstruktur vieler Produktionsprozesse.  

So liegt allein der Stromkostenanteil an den Herstel-
lungskosten für Aluminium bei 46,2 Prozent, für Chlor 
bei 40 Prozent2. In der chemischen Industrie liegt der An-
teile der gesamten Energiekosten an den Fertigungsko-
sten für verschiedene Produkte bei bis zu 57 Prozent (s. 
Abb. 3)3. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                           
2  „Gesamtwirtschaftliche, sektorale und ökologische Auswirkungen des 

Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG)“, Gutachten im Auftrag des 
BMWA, ewi, IE, RWI 

3  Karl Heinrich Maier, Günter Thomas: Energie-, Fertigungs- und Her-
stellkosten wichtiger Chemieprodukte, VIK-Mitteilungen 1-1998. 

 
 
Abb. 3 
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Das Energiepreisniveau in Deutschland bringt auf dieser 
Grundlage speziell die energieintensiven Branchen in ei-
nen direkten erheblichen Wettbewerbsnachteil gegenüber 
ausländischen Konkurrenten, was die folgende Abbil-
dung für die Aluminiumproduktion zeigt: Der Kosten 
bedingte Wettbewerbsnachteil von ca. 4,7 Prozent ge-
genüber der Weltkonkurrenz ist vor allem auf den erheb-
lich höheren Stromkostenanteil in Deutschland zurückzu-
führen. 
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Abb. 4: Betriebskostenstruktur der Primäraluminiumproduktion 
(Quelle: ewi Köln) 

 

 

Die Struktur der deutschen Energiemärkte hat in den ver-
gangenen Jahren dazu geführt, dass im Strombereich jeg-
liche Liberalisierungserfolge in Form eines niedrigeren 
Preisniveaus aus der Anfangszeit der Liberalisierung 
heute wieder vollkommen zurückgenommen sind. Zwar 
haben die Elektrizitätsversorgungsunternehmen intensive 
Kostensenkungsprogramme durchgeführt. Deren Resulta-
te werden heute aber nicht an den Verbraucher weiterge-
geben. Sowohl die Netzentgelte als auch die Strompreise 
zeigen vielmehr eine weiterhin steigende Tendenz.  

Im Gasbereich hingegen sind bis heute keine Liberalisie-
rungserfolge erkennbar. Wie der Monitoringbericht des 
BMWA vom August 2003 zutreffend festgestellt hat, hat 
sich hier keine wettbewerbsgemäße Marktorganisation 
durchsetzen können. 

Für viele industrielle Verbraucher liegt etwa der Strom-
preis heute schon wieder über dem Vorliberalisierungs-
niveau. Das gilt, wie die folgenden Abbildungen zeigen, 
sowohl für verschiedene Branchen als auch für verschie-
dene Abnahmemengen. Die staatlichen Abgaben sind 
während dieser Zeit als zusätzliche erhebliche Preiskom-
ponente noch hinzugekommen. 

Strompreisentwicklung Werk B
(570 GWh, 75 MW, "EEG-Härtefall")
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Abb. 5: Strompreisentwicklung eines Chemieunternehmens, 1998 - 
2004 

Entwicklung des Strompreises eines Industriekunden
(25 GWh/a, 5 MW)
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Abb. 6: Strompreisentwicklung eines Unternehmens der Zementin-
dustrie, 1999 – 2006 

Energieintensive Branchen in Deutschland erbringen ei-
nen erheblichen Beitrag zum ökonomischen und sozialen 
Wohlstand des Landes. Sie sichern rund 660.000 Ar-
beitsplätze direkt. In den verbundenen Dienstleistungs- 
und Zulieferbereichen kommen noch erheblich mehr hin-
zu. Das derzeitige Preisniveau in den deutschen Ener-
giemärkten stellt die weitere Zukunft dieser Arbeitsplätze 
in Deutschland erheblich in Frage, während die Energie-
versorgungsunternehmen immer auskömmlichere Rendi-
ten erwirtschaften können.  
Die Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes muss 
deshalb dringend dafür genutzt werden, wirklich zu ei-
nem funktionierenden Wettbewerb mit einem resultie-
renden wettbewerbsgemäßen Preisniveau zu kommen. 
Diese Chance darf im Sinne einer wirklichen Stärkung 
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des Wirtschaftsstandorts Deutschlands nun nicht durch 
eine Zementierung des Status quo und durch zu wenig 
Mut für innovative Lösungen vertan werden. 
II.  Zusammenfassung 
Für die Netznutzer ergeben sich bei der Novellierung 
des Energiewirtschaftsgesetzes die folgenden Haupt-
forderungen, damit die Energieversorgung die Wett-
bewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land verstärkt und nicht schwächt 
1. Unabhängige und starke Regulierungsbehörde 

notwendig 
Die Novelle des EnWG mit seinen nachgelagerten 
Verordnungen darf derzeit noch nicht zu einem in al-
len Details geregelten Korsett für die Regulierung 
führen. Die bestehenden zahlreichen wichtigen „Bau-
stellen“ der Energiemarktregulierung (z.B. Entwick-
lung eines Vergleichsmarktkonzepts, eines Anreizre-
gulierungssystems, eines Entry-Exit-Modells für den 
Gasmarkt) müssen als solche erkannt und als gesetz-
licher Auftrag der Weiterentwicklung durch eine 
starke und unabhängige Regulierungsbehörde über-
tragen werden (lernende Regulierung). 

2. Wirksame Regulierungsinstrumente schaffen 
Die Regulierungsbehörde muss solche Instrumente in 
die Hand bekommen, die dem Ziel des Gesetzes – die 
Entwicklung eines funktionsfähigen Wettbewerbs – 
entsprechen. Eine reine Kostenorientierung bei der 
Entgeltregulierung kann dies nicht schaffen. Auf die-
se Weise würde das bestehende Entgeltniveau nur be-
stätigt. Vergleichsmarktkonzept und Anreizregulie-
rung müssen als effiziente Regulierungsinstrumente 
sehr schnell entwickelt und als Basis für die Regulie-
rung der Entgelte genutzt werden. Nur so kann der 
Wettbewerbs- und Effizienzgedanke für die Betriebs-
führung der Netzbetreiber wirklich zum Maßstab 
werden. 

3. Kalkulation der Netznutzungsentgelte mit dem 
Ziel eines wettbewerbsgemäßen Entgeltniveaus: 
keine Nettosubstanzerhaltung, sondern Realkapi-
talerhaltung 
Statt des vergangenheitsorientierten, strukturkonser-
vierenden und zudem aus der Erfahrung mit der An-
wendung der BTOElt negativ besetzten Kostenbe-
griffs der „elektrizitätswirtschaftlich bzw. gaswirt-
schaftlich rationellen Betriebsführung“ sollte im neu-
en Regulierungssystem der langfristig orientierte und 
vorausschauende Begriff der „effizienten Leistungs-
bereitstellung“ verwendet werden.  
Gegenüber der von der Bundesregierung und den 
Netzbetreibern bisher favorisierten Nettosubstanzer-
haltung ist die Methode der Realkapitalerhaltung aus 
regulatorischer und wettbewerbspolitischer Sicht 
überlegen. Beide Methoden können den Unterneh-
menserhalt auch im Falle von Inflation gewährleisten. 
Das Konzept der Realkapitalerhaltung ist jedoch 
transparenter und damit für Dritte, insbesondere die 
Regulierungsbehörde, einfacher nachzuvollziehen 
und zu prüfen. Durch ihre mangelnde Transparenz 
verschafft die Nettosubstanzerhaltung den Unterneh-
men die durch die Regulierungsbehörde praktisch 
nicht zu verhindernde Möglichkeit, versteckte Ge-
winne durch die Nutzung von Tagesneuwerten (inkl. 

von deren Zinseszinseffekten) zu erzielen. Dadurch 
führt die Nettosubstanzerhaltung in der Praxis in der 
Regel zu höheren Netznutzungspreisen als (nach Re-
alkapitalerhaltung) eigentlich nötig sind. Nur so ist 
das Beharren der Netzbetreiber auf dem Prinzip der 
Nettosubstanzerhaltung zu verstehen.  

4. Für die Ex ante-Genehmigung der Entgelte 
Die Ex ante-Genehmigung der Entgelte hat gegen-
über der nachträglichen Missbrauchskontrolle we-
sentliche Vorteile (u.a. verfahrensrechtliche Stär-
kung, Mitwirkungsinteresse der Netzbetreiber). Aber 
nur zusammen mit den richtigen und wirksamen Re-
gulierungsinstrumenten kann die Ex ante-Entgelt-
regulierung ein wettbewerbsgemäßes Entgeltniveau 
erbringen. Eine rein auf Kostenorientierung basieren-
de Genehmigung – wie die derzeitige Preisaufsicht 
der Länder - würde den bestehenden Status nur ze-
mentieren. 

5. Genehmigung von Netzentgelterhöhungen in der 
Übergangsphase 
Bis zum Inkrafttreten der Anreizregulierung sollten 
Netzentgelterhöhungen in jedem Fall einem Geneh-
migungsvorbehalt der Regulierungsbehörde unterlie-
gen. Die in der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Bundesrats-Stellungnahme niedergelegte entspre-
chende Absicht ist begrüßenswert. Allerdings macht 
die Bundesregierung keine Aussagen darüber, nach 
welchen Kriterien diese Genehmigung erfolgen soll. 
Eine alleinige Kostenorientierung wäre unzureichend, 
da damit die Gefahr amtlich zugelassener überhöhter 
Preise heraufbeschworen würde, die dann in der Fol-
gezeit als überhöhter Ausgangswert für die Anreizre-
gulierung gelten würden. Daher ist eine Genehmi-
gung von Netzentgelterhöhungen in der Übergangs-
phase unter den Vorbehalt einer nachträglichen 
Überprüfung anhand der Mechanismen von Ver-
gleichsmarktkonzept und Anreizregulierung zu stel-
len. 

6. Sofortige Erarbeitung eines Anreizregulierungs-
konzepts 
Ein Zeithorizont von 2 Jahren, insbesondere erst nach 
Inkrafttreten des EnWG,  für die Erarbeitung eines 
Anreizregulierungsmechanismus ist zu lang. Daher 
sollte sofort mit entsprechenden Vorarbeiten begon-
nen und in einem wesentlich kürzeren Zeitraum von 
z.B. weniger als 12 Monaten abgeschlossen werden. 
Dies kann unter Einsatz der bisher bei der Regulie-
rungsbehörde zur Verfügung stehenden Ressourcen 
geschehen, wobei alle Marktseiten beteiligt werden 
und somit vorhandenes Know-how genutzt werden 
kann. VIK bietet an, in diesem Rahmen mitzuarbei-
ten. Hierzu können auch Erfahrungen aus dem Aus-
land nutzbar gemacht werden. 

7. Mehr Wettbewerb bei Regelenergie 
Eine Erhöhung der Liquidität des Regelenergiemark-
tes ist unbedingt notwendig, um der Beherrschung 
des Marktes durch die mit den Übertragungsnetz-
betreibern verbundenen Kraftwerksgesellschaften 
entgegenwirken zu können. Hierzu muss Wettbewerb 
zwischen den dominierenden Regelleistungsanbietern 
herbeigeführt werden, d.h. alle Regelenergieprodukte 
müssen im Rahmen eines gemeinsamen, regelzonen-
übergreifenden Ausschreibungsverfahren beschafft 
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werden. Darüber hinaus ist die Teilnahme für kleine 
und industrielle Anbieter zu ermöglichen. 

8. Mehr Transparenz beim Stromhandel 
Ein funktionierender Stromgroßhandel setzt eine 
symmetrische Informationsverteilung bei allen 
Marktteilnehmern voraus. Der Elektrizitätsmarkt ist 
aber durch ein großes Maß an Marktmacht (enges 
Oligopol) und zudem durch ein hohes Maß an hori-
zontaler und vertikaler Integration geprägt. Eine er-
heblich stärkere Transparenz über netz- und handels-
relevante Daten ist daher notwendig, um die Informa-
tionsvorsprünge der integrierten Unternehmen einzu-
dämmen und dadurch Vertrauen in den Markt zu 
schaffen. 
Die besorgniserregende Preisentwicklung auf dem 
Stromgroßhandelsmarkt der vergangenen zwei Jahre 
- Preisanstieg um 41 % - wird sich durch die Netzre-
gulierung zumindest kurzfristig nicht stoppen lassen. 
Aus diesem Grund ist eine strenge finanzrechtliche 
(u. a. Insider-Problematik) sowie kartellrechtliche 
Aufsicht über den Stromgroßhandel von erheblicher 
Bedeutung. 

9. Werksnetze und industrielle Arealnetze ausklam-
mern 
Der Entwurf des EnWG erkennt zu Recht an, dass 
Werksnetze "aufgrund einer wirtschaftlich und ar-
beitsmarktpolitisch positiv zu bewertenden Entwick-
lung der Standorte" (vgl. Begründung zu § 110) eine 
andere Bedeutung als Netze der allgemeinen Versor-
gung haben und daher auch anders zu behandeln sind. 
Diese Beurteilung gilt in gleichem Maße auch für in-
dustrielle Arealnetze. Folgerichtig müssen die Vor-
schriften des EnWG entsprechend präzisiert werden.  

10. Für ein eigentumsübergreifendes Entry-/Exit-Mo-
dell beim Gas 
Um endlich eine wettbewerbliche Entwicklung im 
Gasmarkt zu initiieren, sind die folgenden Charakte-
ristiken eines eigentumsübergreifenden Entry-/Exit-
Modells (vgl. BEB) festzuschreiben: 
• eine möglichst geringe Anzahl von Regelzonen be-

reits zu Beginn mit dem mittelfristigen Ziel eines 
einheitlichen Marktgebietes in Deutschland 

• netzeigentumsübergreifende Kooperationsver-
pflichtungen  

• nur zwei Ansprechpartner für jeden Netzkunden 
(am Einspeise- und am Ausspeisepunkt zum End-
kunden)  

• eine möglichst umfangreiche Ausweisung flexibel 
nutzbarer Kapazitäten mit Hilfe des Instruments der 
Ausgleichskapazität, d. h. der Verpflichtung der 
Netzbetreiber, sich ggf. von Kunden bestimmte 
Mindestlastflüsse vertraglich in ihrem Netz zusi-
chern zu lassen, um die Ausweisbarkeit frei zuzu-
ordnender Kapazitäten zu erhöhen 

11. Vorgaben für Strukturierung und diskriminie-
rungsfreien Speicherzugang notwendig 
Für einen funktionierenden Gasmarkt sind explizite 
Vorgaben klarer Regeln für die Gestaltung der Struk-
turierung sowie für einen wirkungsvollen und hinrei-
chend bemessenen Bilanzausgleich notwendig. Dar-

über hinaus kommt der deutsche Gasmarkt angesichts 
fehlenden Speicher-Wettbewerbs nicht ohne klare 
Regulierungsvorgaben für einen diskriminierungs-
freien Speicherzugang aus. 

12. „Rucksackprinzip“ durchgängig anwenden 
Die durchgängige Anwendung des  „Rucksackprin-
zips“ zur Mitnahme der Kapazität durch einen Kun-
den im Falle des Versorgerwechsels, und zwar vom 
Anschlusspunkt des Kunden bis zum Grenzüber-
gangspunkt (ohne eine fiktiven Transportpfad vor-
zugeben), ist eine unverzichtbare Voraussetzung für 
einen reibungslosen Anbieterwechsel und damit für 
funktionierenden Wettbewerb im deutschen Gas-
markt. 

13. Zweistufigkeit der Gaswirtschaft beibehalten 
Um einerseits eine höhere Transparenz des Marktes 
erreichen zu können und andererseits gesonderte, re-
lativ hohe Netzzugangsentgelte in der ehemaligen re-
gionalen Fernversorgung zu vermeiden (keine ver-
deckte Weiterfinanzierung von „stranded invest-
ments“), muss die in der VV Erdgas II bereits festge-
legte Zweistufigkeit (Ferngas-/Verteilungsstufe) der 
Gaswirtschaft beibehalten werden. 

III. Stellungnahme im Detail 
Zu den Fragekomplexen der Anhörung des Wirt-
schaftsausschusses des Deutschen Bundestages zur 
Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes macht 
VIK die folgenden Ausführungen im Detail: 
Allgemeine Themen 
1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 

o Regeln und Leitlinien für eine Regulierung der 
Energienetze müssen einheitlich für den gesamten 
nationalen Markt gelten. Sie sind deshalb durch das 
Energiewirtschaftsgesetz und die nachgeordneten 
Verordnungen sowie durch die Bundesregulie-
rungsbehörde bundeseinheitlich zu setzen. 

o Im Sinne einer kleinen und schlanken Regulie-
rungsbehörde können die Länderbehörden durchaus 
die vorhandenen Strukturen und Kompetenzen in 
den zukünftigen Regulierungsprozess mit einbrin-
gen, z.B. im Zusammenhang mit Aufsichts- und 
Genehmigungsaufgaben in Bezug auf lokal, d. h. 
auf das Gebiet eines Bundeslandes beschränkt ope-
rierende Netzbetreiber. Allerdings müssen sie sich 
dabei an die verbindlichen und einheitlichen Vor-
gaben der Bundesregulierungsbehörde halten. Der 
Ermessensspielraum muss entsprechend gering 
gehalten sein (abgeleitete Kompetenz). 

2. Name der Behörde 
--/-- 
3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 

o Entsprechend den Vorgaben der EU-Beschleu-
nigungsrichtlinien muss die Regulierungsbehörde 
von den Interessen der Energiewirtschaft vollkom-
men unabhängig sein. 

o Darüber hinaus ist eine weitgehende Unabhängig-
keit von der Politik im Sinne einer über Legislatur-
perioden hinwegreichenden Zielsetzung und –
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verfolgung anzustreben. Sie soll als selbständige 
Bundesoberbehörde ihre Tätigkeit ausüben. 

o Eine Rechts- und Fachaufsicht sollte allein durch 
das BMWA erfolgen. Transparenz über mögliche 
Weisungen durch das BMWA an die Regulierungs-
behörde ist nach § 61 EnWG-E sichergestellt. 

4. Ex ante-/Ex post-Aufsicht 
o Angesichts der gegenwärtig in der Entgeltfindung 

ausgeübten Marktmacht der Netzbetreiber erscheint 
eine starke Position der Bundesregulierungsbehörde 
bei der Entgeltregulierung als unabdingbar, damit 
die Netzentgelte vom heutigen Monopolniveau tat-
sächlich auf ein wettbewerbsgemäßes Niveau ge-
senkt werden können. 

o Ex ante festgelegte Entgelte haben einen schnelle-
ren und durchgreifenderen Einfluss auf den Markt 
als die Ex post-Aufsicht. Die Vorteile sind insbe-
sondere die Folgenden: 
 Die Regulierungsbehörde wird verfahrensrecht-
lich gestärkt (Genehmigung statt reiner Kontrolle, 
Bringschuld der Netzbetreiber statt Holschuld der 
Behörde) 

 Die Beweis- und Initiativlast liegt klar beim 
Netzbetreiber. 

 Der Netzbetreiber hat ein hohes Mitwirkungsin-
teresse im Hinblick auf die schnelle und reibungs-
lose Genehmigung der beantragten Entgelte. 

o Eine Ex ante-Genehmigung der Entgelte ist aber 
nicht per se der Methodenregulierung überlegen. 
Entscheidend für die Qualität der Ex ante-Geneh-
migungen sind die Instrumente und Maßstäbe, die 
für die Genehmigung zur Anwendung kommen. Ei-
ne - wie heute bei der Länderpreisaufsicht prakti-
zierte - rein an den Kosten orientierte Ex ante-Ge-
nehmigung der Entgelte – zumal basierend auf dem 
wenig auf Effizienz hinwirkenden Maßstab der 
„elektrizitätswirtschaftlich rationellen Betriebsfüh-
rung“ - würde das gegenwärtige Entgeltniveau je-
denfalls nicht abschmelzen helfen, sondern würde 
es im Wesentlichen nur bestätigen. Das wäre kon-
traproduktiv. 

o Eine Ex ante-Entgeltgenehmigung kann nur ein an-
gemessenes Entgeltniveau erbringen, wenn als Kor-
rektive zur Kostenorientierung schnell und effektiv 
das Vergleichsmarktkonzept und ein dynamisches 
Anreizregulierungssystem hinzugezogen werden. 
Erst auf Basis aller drei Bausteine zusammen ist ei-
ne fundierte Ex ante-Genehmigung möglich. 

o Eine Ex ante-Genehmigung auf Basis der Kosten-
orientierung sowie eines – wie derzeit vorgesehen - 
nur unscharfen Vergleichsmarktkonzepts muss un-
bedingt vermieden werden. Denn es schafft Fakten 
(überhöhte Entgelte; einmal genehmigt, immer ge-
nehmigt), die später auch ein Anreizregulierungs-
mechanismus nicht mehr aus der Welt schaffen 
kann. Ein Ausweg wäre hier, in der Frühphase der 
Regulierung, d.h. bis ein Anreizregulierungssystem 
einsatzbereit ist, Genehmigungen nur vorläufig und 
unter Vorbehalt zu erteilen. 

5. Vergleichsmarktverfahren 
o Ein sinnvolles, bundesweit zu definierendes Ver-

gleichsmarktverfahren muss als Korrektiv zur rei-
nen Kostenorientierung bei der Beurteilung und 

Genehmigung der Entgelte herangezogen werden, 
um über einen Als-ob-Wettbewerb der Netzbetrei-
ber einen zumindest ersatzweisen wettbewerblichen 
Druck auf das Entgeltniveau zu erreichen. 

o Es ist ein Instrument zur „Diagnose“ des Marktes 
bzw. des einzelnen Netzbetreibers, aus dem Ent-
geltsenkungsauflagen als erste „Therapie“ zur wett-
bewerbsgemäßen Entwicklung der Netzentgelte 
durch die Regulierungsbehörde abgeleitet werden 
können. Dies ist angelegt in § 21 Abs. 4 EnWG-E. 
Allerdings würde die Orientierung am Durchschnitt 
vergleichbarer Betreiber angesichts der insgesamt 
unter Monopolbedingungen gebildeten Entgelte 
viel zu wenig Druck in Richtung auf ein Abschmel-
zen dieses Niveaus ausüben. Es muss sich nach 
dem Besten richten, dem einzelnen Benchmarker. 
Denn wenn die Diagnose schon unscharf ist, kann 
die Therapie nicht wirksam sein. 

o Die Ausgestaltung des Vergleichsmarktkonzepts ist 
eine der entscheidenden noch offenen „Baustellen“ 
des deutschen Elektrizitäts- und Gasmarktes. D.h. 
dessen Ausgestaltung sollte noch nicht abschlie-
ßend im Gesetz bzw. den nachgeordneten Verord-
nungen in allen Details festgelegt werden, sondern 
der Entwicklung und Ausarbeitung durch die Regu-
lierungsbehörde überlassen bleiben. Erst danach 
kann es in einer Verordnung normiert werden. 

o VIK fordert für das Vergleichsmarktkonzept die 
auch z.B. in den Niederlanden, in Österreich und 
skandinavischen Ländern angewandte DEA-
Methode. VIK lehnt das Strukturklassenmodell der 
VV Strom II plus als zu grob und zu oberflächlich 
ab. 

6. Ausgestaltung der Anreizregulierung 
o Möglichst schnell muss zusätzlich zum Ver-

gleichsmarktverfahren auch ein Anreizregulie-
rungssystem als Grundlage für die eigentliche Ent-
geltregulierung (= Therapiephase) etabliert werden. 
Mit einem Vergleichsmarktverfahren kann die heu-
te vorhandene starke Spreizung der Entgelthöhe 
vergleichbarer Netzbetreiber (mehr als 100 % bei 
Strom und bis zu 250 % bei Gas) nur abgebildet, 
aber noch nicht verändert werden. Die Spreizung 
und das insgesamt zu hohe Entgeltniveau können 
nur mit dem ergänzenden Instrument Anreizregulie-
rung spürbar gesenkt werden.  

o Da hierfür bisher kein fertiges Konzept für den 
deutschen Markt erarbeitet wurde, muss die Regu-
lierungsbehörde im EnWG den klaren Auftrag er-
halten, ein solches zeitnah auszuarbeiten, anzuwen-
den und weiterzuentwickeln. Das bloße Stichwort 
der „Berücksichtigung von Anreizen für eine ko-
steneffiziente Leistungserbringung“ im EnWG-E (§ 
21 Abs. 2) ist demgegenüber nicht ausreichend, um 
eine schnelle, vor 2007 greifende Entwicklung und 
Einsetzung dieses Instruments sicherstellen zu kön-
nen. 

o Anreizregulierungssysteme haben sich in anderen 
EU-Mitgliedsländern bereits seit einiger Zeit be-
währt. Diese Beispiele können bei der Entwicklung 
eines deutschen Modells aufgegriffen werden. 

o Nach Vorstellung des VIK könnte das Anreizregu-
lierungssystem auf spezifischen Umsatzobergren-
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zen für Netzbetreiber aufbauen. Das bedeutete die 
Festlegung eines erlaubten Umsatzkorridors – auf 
Basis des Benchmarker-Umsatzes - im Zeitablauf 
einer bestimmten Regulierungsperiode (z.B. über 5 
Jahre). Ein solcher erlaubter Umsatz ermöglichte es 
solchen Netzbetreibern, deren Kosten unter dem 
zugelassenen Umsatz liegen, z.T. erhebliche Rendi-
ten, d.h. weit oberhalb der im zugelassenen Umsatz 
bereits eingerechneten Renditen, zu erwirtschaften. 
Andererseits werden solche Unternehmen, deren 
Kosten oberhalb des zugelassenen Umsatzes liegen, 
dazu angespornt, stärkere Anstrengungen zu mehr 
Effizienz zu ergreifen. 

o Anreizregulierung muss als entscheidendes Instru-
ment der Entgeltregulierung sowohl im Strom- als 
auch im Gasbereich eingeführt werden. Eine Un-
gleichbehandlung des Gasbereichs ist nicht akzep-
tabel. 

o Mit der konzeptionellen Arbeit an einem Anreizre-
gulierungssystem muss sofort begonnen werden, 
z. B. könnte unter der Moderation der RegTP (oder 
einer anderen Organisation oder Ministeriums) und 
unter der Mitarbeit beider Marktseiten die Arbeit 
heute bereits aufgenommen werden. VIK bietet 
hierzu seine Mitarbeit an. Ein Abwarten bis zum 
Inkrafttreten von EnWG und den Verordnungen ist 
nicht notwendig. Eine Orientierung an internationa-
len System und national erarbeiteten Konzepten ist 
möglich. Deshalb ist eine schnelle Umsetzung mög-
lich. Eine Frist von weniger als 12 Monaten er-
scheint realistisch. 

7. Garantie von Versorgungsqualität: Investitionen 
(Sicherstellung, dass notwendige Investitionen ge-
tätigt werden / ggf. Befristete Ausnahme großer 
Infrastrukturinvestitionen von Regulierung) 
o Eine sichere und zuverlässige Lieferung von Ener-

gie ist für die Verbraucher eine ganz wesentliche 
Notwendigkeit. Dabei muss aber eine Kosten/ Nut-
zen-Betrachtung unter Abwägung der Interessen 
von Netzkunden und –betreibern helfen, ein ange-
messenes und anzustrebendes Maß an Versor-
gungssicherheit zu definieren. 

o Derzeit bestehen keinerlei Transparenz und kein re-
gelmäßiges Monitoring über den Grad der Versor-
gungssicherheit in Deutschland. § 51 EnWG-E 
schafft hier die Voraussetzungen, dieses Defizit 
aufzulösen. 

o Darauf aufbauend müssen Minimal- und Maximal-
standards für die Qualität und Sicherheit der Ener-
gieversorgung zur Sicherstellung des angemessenen 
Niveaus in die Regulierung einbezogen werden. 

o Die Milliardenlücke zwischen tatsächlich getätigten 
Investitionen und den Abschreibungen, wie sie den 
Netzbetreibern über die Netzentgelte vergütet wer-
den, wird allein in den letzten sechs Jahren auf 10 
Mrd. € beziffert. Es muss Aufgabe des Netzregulie-
rers werden, dafür zu sorgen, dass dieses Ungleich-
gewicht ausgeglichen wird. 

o Der Bundesrat fordert, einen zusätzlichen § 28 a 
„Neue Infrastrukturen“ in das novellierte EnWG 
einzufügen. Die Bundesregierung will diesen Vor-
schlag prüfen. 
Der Bundesrat begründet den Wunsch nach Einfü-
gung dieses Paragrafen 28 a mit Art. 22 der Euro-

päischen Gasrichtlinie. Hiernach ist eine umfang-
reiche Ausnahmeregelung für „größere neue Infra-
strukturen“ vorgesehen, d. h. „Verbindungsleitun-
gen zwischen den Mitgliedsstaaten, LNG- und 
Speicheranlagen “. Des Weiteren sind strenge ein-
schränkende Regelungen für diese Ausnahmemög-
lichkeit in der Richtlinie verankert. Es ist insgesamt 
fraglich, ob die kann-Bestimmungen des Art. 22 
EU-Gasrichtlinie im deutschen Kontext mit einer 
bereits weit entwickelten Infrastruktur im Gasbe-
reich tatsächlich umgesetzt werden muss. 
Sollte aber der vorgeschlagene Paragraf in das 
EnWG eingefügt werden, so müssten zumindest die 
strengen Kriterien der Richtlinie vollständig über-
nommen werden. Der Bundesrat hat aber gerade an 
entscheidenden Stellen Regelungen weggelassen. 
So ist z. B. bei der Vorgabe für die Ausnahmege-
nehmigung vom Bundesrat vorgeschlagen, dass 
sich die Prüfung und das Verfahren nach Art. 22 
Gasrichtlinie Abs. 3 Buchstaben a, b, d, e richten 
sollen. Gerade der Buchstabe c dieses Absatzes ist 
jedoch mitentscheidend, da es hier um Regeln für 
das Kapazitätsmanagement und die Kapazitätszu-
weisung geht. Buchstabe c müsste also unbedingt 
ergänzt werden. Auch die übrigen strengen Regeln 
des Art. 22 für derartige Ausnahmen für neue Infra-
struktureinrichtungen müssten im Falle der Einfü-
gung eines derartigen § 28 a vollständig übernom-
men werden und nicht nur die für die Gaswirtschaft 
günstigen Passagen. 

8. Haftungsregeln 
o Die Verpflichtung der Netzbetreiber zur Gewährlei-

stung eines sicheren, zuverlässigen und leistungsfä-
higen Netzes gem. § 11 des EnWG-E gewinnt ihre 
Regelungskraft u. a. auch dadurch, dass im Falle 
von Pflichtverletzungen Sanktionen drohen. Sollten 
derartige Pflichtverletzungen bei anderen Personen 
oder Unternehmen Schäden bewirken, hätten deren 
Verursacher Schadensersatz zu leisten. Erst durch 
diesen gesetzlichen Zusammenhang von primärer 
Leistungspflicht und sekundärer Schadensersatz-
pflicht gewinnt die Gewährleistungsverpflichtung 
für ein leistungsfähiges Energieversorgungsnetz ih-
ren rechtsverbindlichen Wert. Wird dagegen wie in 
§ 11 Abs. 2 eine weitgehende dispositive Haftungs-
freistellung als möglich indiziert, höhlt der Gesetz-
geber die Verpflichtung für ein leistungsfähiges 
Netz wieder aus. Beim Bürger bzw. Energiekunden 
entsteht auf diese Weise die Illusion einer Lei-
stungspflicht und Netzsicherheit der Netzbetreiber, 
die u. U. gar nicht besteht, für die er aber gleich-
wohl Netznutzungsgebühren zu zahlen hat. Bei dem 
heutigen fortgeschrittenen Stand der Netztechnik 
besteht kein Grund mehr für eine derartige Haf-
tungsprivilegierung der Netzbetreiber. Stattdessen 
sollten für diese Energieversorgungssysteme die 
gleichen verursachungsgerechten und verschuldens-
abhängigen Haftungsregeln gelten, wie sie im 
bürgerlichen Gesetzbuch bzw. im Zivilrecht auch 
für andere logistische Versorgungssysteme gelten.  

o Die Möglichkeit der fast vollständigen Haftungsbe-
freiung selbst bei grob fahrlässigem oder vorsätzli-
chem Verhalten in § 11 Abs. 2 ist daher zu strei-
chen. Haftungsreduzierungen bzw. Haftungsfrei-
zeichnungen sollten ausschließlich das Ergebnis 
freier Vertragsverhandlungen sein. 
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9. Transparenz 
o Nur wenn alle Marktteilnehmer in gleichem Maße 

Zugang zu den notwendigen Informationen erhal-
ten, können sie ihre Rechte als Marktteilnehmer im 
Sinne eines diskriminierungsfreien Marktgesche-
hens auch tatsächlich wahrnehmen. Derzeit gibt das 
Informationsungleichgewicht Netzbetreibern und 
Produzenten einen erheblichen Vorteil an die Hand, 
der gepaart mit der durch die Marktanteile be-
stimmten Marktmacht dieser Gruppe wesentliche 
Wettbewerbshindernisse für Dritte schafft. 

o Es reicht deshalb nicht aus, umfassende Regelun-
gen zur Sicherstellung der Transparenz zwischen 
Netzbetreibern und Regulierungsbehörden vorzuse-
hen, wie im EnWG-E im Wesentlichen geschehen.  

o Die Transparenzpflichten der Netzbetreiber auch 
gegenüber den Marktteilnehmern müssen erweitert 
werden. Der deutsche Markt sollte sich z.B. den 
skandinavischen Markt zum Vorbild nehmen, in 
dem auf dem Strommarkt strompreisrelevante In-
formationen ad hoc und transparent an die Markt-
teilnehmer weitergegeben werden. 

o Notwendige Informationen für alle Marktteilneh-
mer sind unter anderem:  
 Prognosen zu der physikalischen Auslastung der 
Kuppelstellenkapazitäten sowie deren tatsächliche 
physikalische Auslastung 

 die angemeldeten Fahrpläne an den Kuppelstellen   
 Daten über die Belegung der Kuppelstellen durch 
Altverträge und Reserveleistung  

 revisions- und ausfallbedingte Kapazitätsbe-
schränkungen einschließlich deren Dauer 

 bei Vergabe von Netzkapazitäten durch explizite 
Auktionen die zugeteilten Mengen, Zeiträume 
und Zuschlagspreise 

 Jahreshöchstlast und Lastverlauf als ¼-stündliche 
Leistungsmessung 

 voraussichtliche Windeinspeisung und tatsächli-
che Windenergieeinspeisung in MW/h   

 stündlich eingesetzte Kraftwerkskapazität aggre-
giert nach Kraftwerkstechnologie 

 ausgeschriebene und angebotene sowie eingesetz-
te Regelenergie. 

10. Energieeffizienz 
--/-- 

11. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
o Das Marktsegment des Mess- und Zählwesens ist 

nicht Teil eines natürlichen Monopols und sollte 
dem Wettbewerb geöffnet werden. 

o Messstellenbetreiber muss aus diesem Grund nicht 
in jedem Fall der Netzbetreiber, sondern kann auf 
Wunsch des Netzkunden auch ein Dritter sein. 

12. Unbundling 
o Der deutsche Elektrizitäts- und Gasmarkt ist durch 

eine besonders intensive horizontale und vertikale 
Integration der Versorgungsunternehmen gekenn-
zeichnet. Diese Struktur birgt ein erhebliches Po-

tential für Diskriminierungen und Quersubventio-
nierungen. 

o Die Anforderungen gemäß EU-Beschleunigungs-
richtlinien sollten aus diesem Grund konsequent, 
schnell und umfassend umgesetzt werden, d.h.: 
 Um eine wirklich breite und ausreichende An-
wendung der Entflechtungsanforderungen im 
Markt zu gewährleisten, sollte der mögliche 
Schwellenwert von 100.000 angeschlossenen 
Kunden für Unternehmen, die von der gesell-
schaftsrechtlichen Entflechtung betroffen werden, 
nicht ausgeschöpft, sondern auf ein sinnvolles 
Maß von z.B. 25.000 herabgesetzt werden.  
Im Gasbereich etwa würde ein Schwellenwert 
von 100.000 angeschlossenen Kunden bedeuten, 
dass von den 690 Gasversorgungsunternehmen 
lediglich 21 von den Entflechtungsanforderungen 
direkt erfasst würden (Quelle: BGW-Gasstatistik 
2002, basierend auf der Zahl der „Gaszähler ins-
gesamt“). Diese Unternehmen liefern gerade ein-
mal ein Drittel der Gasabgabemenge an die Ver-
braucher.  

 Ein weiterer Aufschub der Entflechtungsanforde-
rungen auf den 1.7.2007 für Verteilnetzunterneh-
men ist nicht notwendig. Das Inkrafttreten des 
EnWG wird gemessen an der gesetzten Frist der 
EU-Kommission schon mit erheblicher Zeitver-
zögerung erfolgen. Die Entflechtung aller betrof-
fenen Unternehmen sollte dann auch in gleicher 
Geschwindigkeit erfolgen müssen. 

 LNG-Anlagen und Speicher im Gasbereich sind, 
gemäß EU-Richtlinie,  wie die Netze integraler 
Bestandteil von Erdgasunternehmen und klar dem 
Monopolbereich zuzuordnen. Sie sind deshalb – 
entgegen § 6 Abs. 1 EnWG-E - den gleichen Ent-
flechtungsanforderungen zu unterwerfen wie der 
direkte Netzbereich.  

 Die Regeln des buchhalterischen Unbundling 
müssen bereits vollständig im Jahr des Inkrafttre-
tens des EnWG und nicht erst im folgenden Ge-
schäftsjahr gelten. Die Möglichkeiten der Kon-
trolle durch die Regulierungsbehörden auf Basis 
der vorgelegten "entflochteten" Zahlen wären an-
dernfalls erst mit großer Zeitverzögerung - ab 
Frühjahr / Sommer 2007 - möglich. Es ist keine 
unzumutbare Forderung an die Netzbetreiber, be-
reits 2005 dieses Zahlenmaterial vorzulegen, da 
schon für eine Entgeltkalkulation gemäß VV II 
plus Strom bzw. VV Erdgas II eine entsprechende 
Aufgliederung erforderlich war. Zudem zeigt eine 
Studie von ConEnergy, dass die Energieversor-
gungsunternehmen intern bereits heute den An-
forderungen des buchhalterischen unbundlings 
entsprechend verfahren.4 

o Konkretisierungen der EU-Entflechtungsregeln, die 
im deutschen Kontext notwendig und sinnvoll er-
scheinen, um z.B. tatsächlich „Chinese Walls“ zwi-
schen den kritischen Bereichen aufbauen zu kön-
nen, sind zu unterstützen. Das betrifft die Auswei-
tung der Anforderungen zu betrieblichen Zugehö-

                                                           
4  Bernd Cohnen, Dr. Krunoslav Latkowic, Stefan Wietzke: Die Branche 

pendelt sich ein – Tendenzen bei der Umsetzung des Unbund-
lings,emw, 5/2004 
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rigkeiten auf Personen, die „wesentliche Tätigkei-
ten“ des Netzbetriebs ausüben sowie die fachlichen 
Weisungsrechte der Leitung des Netzbetriebs (§ 8 
Abs. 2 EnWG-E). 

13. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
o Die Regulierungsbehörde darf nicht dadurch ge-

schwächt werden, dass ihr Handlungsspielraum im 
Wesentlichen auf reine Kontrollfunktionen redu-
ziert wird. Der deutsche Elektrizitäts- und Gas-
markt braucht eine starke Regulierung. Das haben 
nicht nur die Ankündigungen von Entgelt- und 
Preiserhöhungen dieses Sommers, sondern auch die 
derzeit aktuell zu beobachtenden Gaspreiserhö-
hungs-Ankündigungen gezeigt. 

o Auf dem deutschen Elektrizitäts- und Gasmarkt ist 
noch eine erhebliche Anzahl von „Baustellen“ vor-
handen, d.h. von Regulierungsinhalten, für die noch 
keine abschließenden, fertigen Lösungen vorliegen. 
Dazu gehören vor allem: 
 ein stark zu überarbeitender Kalkulationsleitfa-
den, 

 die Erarbeitung eines funktionsfähigen Ver-
gleichsmarktkonzepts, 

 die Entwicklung eines dynamischen Anreizregu-
lierungssystems, 

 die Einbeziehung von Minimal- und Maximal-
Standards für die Qualität und Sicherheit der 
Energieversorgung in die Regulierung und 

 ein funktionsfähiges Netzzugangsmodell für den 
Gasbereich im Sinne eines Regelzonen- oder En-
try-Exit-Modells. 

Um diese Baustellen zu einem fertigen und prakti-
kablen Gebäude entwickeln zu können, braucht die 
Regulierungsbehörde starke und flexible Hand-
lungsmöglichkeiten zu allgemeingültigen Ex ante-
Festlegungen. Die Regulierungsbehörde muss dafür 
im neuen energierechtlichen Ordnungsrahmen die 
notwendigen spezifischen Ermächtigungen erhal-
ten.  

o Eine starke Normierung bezüglich dieser unfertigen 
Punkte zum jetzigen Zeitpunkt würde nur zu einer 
Zementierung des nicht zufrieden stellenden Status 
quo führen und die wettbewerbsgemäßen Entwick-
lungen und die Dynamik des Marktes behindern. 

o Entsprechend den Ausführungen der Gegenäuße-
rung der Bundesregierung sollte die Regulierungs-
behörde beauftragt und ermächtigt werden, die Ent-
gelterhöhungen seit dem 1.8.2004 nachträglich auf 
Missbrauch zu prüfen. 

14. Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnun-
gen 

o Im EnWG müssen die wesentlichen, längerfristig 
wirkenden Rahmenvorgaben gesetzt werden. 

o In den Feldern, in denen Entwicklungsarbeit hin zu 
einer fertigen und praktikablen Lösung geleistet 
werden muss, muss das Gesetz inhaltlich eindeuti-
ge, zeitlich definierte Zielvorgaben machen. Das 
betrifft vor allem: 

 ein funktionsfähiges Vergleichsmarktkonzept der 
Basis der DEA-Methode; 

 ein Anreizregulierungssystem als Basis zur Ge-
nehmigung wettbewerbsgemäßer Netzentgelte;  

 ein Entry-Exit-Modell für die Erdgasnetze mit ei-
gentumsübergreifenden Regelzonen und starken 
Kooperationsverpflichtungen der Netzbetreiber. 

o Die Verordnungen sollten weiter in Details gehen, 
dürfen dabei aber die Handlungsmöglichkeiten der 
Regulierungsbehörde nicht zu stark einschränken, 
damit die Energieregulierung in Deutschland im 
Sinne eines „lernenden Systems“ zu einer dynami-
schen Entwicklung funktionierenden Wettbewerbs 
in diesen Märkten beitragen kann, ohne im Einzel-
fall immer den Gesetz- oder Verordnungsgeber 
bemühen zu müssen. 

Themenschwerpunkt Strom 
1. Kalkulation der Netzentgelte 

o Der EnWG-Entwurf stellt auf den Kostenbegriff der 
„elektrizitätswirtschaftlich rationellen Betriebsfüh-
rung“ ab. Dieser ist jedoch vergangenheitsorien-
tiert, strukturkonservierend und zudem aus der Er-
fahrung mit der Anwendung der BTOElt negativ 
besetzt, z.B. wird die Erforderlichkeit von Investi-
tionen nicht geprüft. Es handelt sich lediglich um 
die kurzfristige Analyse der Kosten eines gegebe-
nen Unternehmens. Grundsätzlich sollte daher der 
langfristig orientierte und vorausschauende Begriff 
der „effizienten Leistungsbereitstellung“ verwendet 
werden, der auch in der EU-Verordnung Nr. 
1228/2003 vom 26. Juni 2003 über die Netzzu-
gangsbedingungen für den grenzüberschreitenden 
Stromhandel festgelegt ist, die seit 1.7.2004 gelten-
des nationales Recht ist. 

o Die gesetzliche Festlegung auf das Nettosubstanz-
erhaltungsprinzip als Kalkulationsprinzip engt die 
Regulierungsbehörde ein und schreibt im Endeffekt 
das kostentreibende Verfahren der VV Strom II 
plus fest. Es ist im Sinne eines flexiblen und ler-
nenden Regulierungssystem sinnvoller, die Wahl 
des konkreten Kalkulationsprinzips der Regulie-
rungsbehörde zu überlassen, anstatt es im Gesetz zu 
verankern. 

o Die Methode der Realkapitalerhaltung ist der von 
der Bundesregierung bisher favorisierten Nettosub-
stanzerhaltung aus regulatorischer Sicht überlegen. 
Beide Methoden können den Unternehmenserhalt 
gewährleisten, das Konzept der Realkapitalerhal-
tung ist jedoch transparenter und damit für Dritte 
einfacher nachzuvollziehen, und es erspart den 
Netzbetreibern aufwändige parallele Buchhaltungs-
systeme, da die für das Realkapitalerhaltungskon-
zept notwendigen Daten ohnehin im Rahmen der 
normalen Buchhaltung vorliegen. Durch die man-
gelnde Transparenz verschafft die Nettosubstanzer-
haltung den Unternehmen die durch die Regulie-
rungsbehörde praktisch nicht zu verhindernde Mög-
lichkeit, versteckte Gewinne durch die Ermittlung 
der Tagesneuwerte zu erzielen. Im Übrigen ist das 
Prinzip der Realkapitalerhaltung in „wettbewerbs-
freien“ Märkten vom Bundesministerium für Wirt-
schaft schon im Jahre 1989 als die gegenüber der 
Nettosubstanzerhaltung überlegene Methode er-
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kannt und gesetzlich für die Vergabe von öffentli-
chen Aufgaben, für deren Erledigung kein wettbe-
werblicher Markt besteht, festgeschrieben worden.  

o Die gegen eine Verwendung des Prinzips der Real-
kapitalerhaltung vorgebrachte Argumentation, ein 
Übergang von der Nettosubstanzerhaltung zur Re-
alkapitalerhaltung führe zu steigenden Netzentgel-
ten oder zu einer Finanzierungslücke des Netz-
betreibers, ist falsch. Denn sie beruht wesentlich 
auf der Annahme, dass die zurzeit existierenden 
Betriebsmittel seit Beginn ihrer Lebensdauer nach 
dem System der Nettosubstanzerhaltung abge-
schrieben wurden. Dies ist jedoch falsch: So wurde 
in der Erdgaswirtschaft in der Vergangenheit noch 
nie nach dem System der Nettosubstanzerhaltung 
kalkuliert. Grundlegend war hier stets das Prinzip 
der Anlegbarkeit. Auch im Strombereich galten jah-
relang völlig andere Kalkulationsprinzipien (An-
legbarkeit, Konkurrenz durch Eigenerzeugung). 
Das Prinzip der Nettosubstanzerhaltung wurde erst 
mit der temporären Verrechtlichung der Verbände-
vereinbarung VV Strom II in der EnWG-Novelle 
2003 rechtsverbindlich. 

o Der Wagniszuschlag ist gegenüber dem in der VV 
Strom II plus berücksichtigten Wagniszuschlag 
deutlich zu reduzieren, da durch die in der Netzent-
geltverordnung (§ 11) vorgeschriebene perioden-
übergreifende Saldierung das Risiko einer Kosten-
unterdeckung praktisch ausgeschlossen ist, weil 
Kostenunterdeckungen auf die folgenden Perioden 
vorgetragen werden können.  

o Von großer Wichtigkeit ist es, die in § 21 EnWG-E 
schlagwortartig aufgezählten Kalkulations- und 
Regulierungsprinzipen in einen systematischen Zu-
sammenhang zu bringen. Hier muss klargestellt 
werden, dass die Kalkulationsmechanismen nach 
Einführung einer Anreizregulierung nur als interne 
Kalkulationsgrundlage dienen können, die Vorga-
ben der Anreizregulierung jedoch bindend sind. 
Ebenso müssen klare Konsequenzen aus den Er-
gebnissen eines Vergleichsmarktverfahrens festge-
schrieben werden. 

2. Stromhandel 
o Ein funktionierender Strom-Großhandel setzt eine 

symmetrische Informationsverteilung bei allen 
Marktteilnehmern voraus. Der Elektrizitätsmarkt ist 
aber durch ein großes Maß an Marktmacht in sei-
nen verschiedenen Wertschöpfungsstufen und zu-
dem durch ein hohes Maß an horizontaler und ver-
tikaler Integration/Konzentration geprägt. Umfang-
reiche Informationsvorsprünge der Versorger sind 
die Folge. Eine stärkere Transparenz über netz- und 
handelsrelevante Daten (Netzlast, Lastprognosen, 
Kraftwerksausfälle und –revisionen usw.) ist daher 
notwendig, um zum einen Marktmacht einzudäm-
men und zum anderen Vertrauen in den Markt zu 
schaffen. 

o Der EnWG-Entwurf enthält keinerlei Bestimmun-
gen zum Umgang mit Netzengpässen. Eine diskri-
minierungsfreie und marktbasierte Bewirtschaftung 
von Engpässen ist allerdings eine wesentliche Vor-
aussetzung für die Erleichterung des nationalen und 
internationalen Stromhandels. Es muss im EnWG 
klargestellt werden, dass Engpässe vorrangig durch 

technische oder betriebliche Maßnahmen, etwa 
Schalthandlungen, zu beheben sind. Dauerhafte 
Engpässe sind durch marktwirtschaftliche Mecha-
nismen zu beheben, wobei das Ziel der Beseitigung 
des Engpasses im Vordergrund stehen muss. Daher 
müssen aus der Engpassbewirtschaftung resultie-
rende Erlöse zur Beseitigung des entsprechenden 
Engpasses eingesetzt werden. 

o Zur Förderung des Energiehandelsgeschäftes, ins-
besondere des Intraday-Handels und damit auch ei-
ner Minimierung des Regelenergiebedarfs, bedarf 
es einer Erleichterung des notwendigen Informati-
onsaustausches. Dabei sind für den elektronischen 
Datenaustausch einheitliche Standards anzustreben. 

o Die besorgniserregende Preisentwicklung auf dem 
Stromgroßhandelsmarkt der vergangenen 2 Jahre 
(um mehr als 40 Prozent steigende Preise) wird sich 
durch die Einsetzung einer Elektrizitätsnetzregulie-
rung zumindest kurzfristig nicht stoppen lassen. Die 
spezifischen Eigenschaften des Elektrizitätsmarktes 
in Verbindung mit der bestehenden Marktstruktur 
(enges Oligopol von 4 Kraftwerksbetreibern mit ca. 
80 Prozent der Produktionskapazitäten) führen aber 
zu einem mangelnden Vertrauen der Stromkunden 
in die Eignung der Großmarktpreise als repräsenta-
tive Marktsignale und macht den Stromgroßhan-
delsmarkt insgesamt sehr anfällig für ein strategi-
sches Anbieterverhalten (s. 15. Hauptgutachten der 
Monopolkommission). Aus diesem Grund ist eine 
strenge finanzrechtliche sowie kartellrechtliche 
Aufsicht über den Stromgroßhandel von erheblicher 
Bedeutung für eine wettbewerbliche Entwicklung 
des Marktes. 

3. Grundversorger / Ersatzversorger 
o Die in § 38 EnWG-E vorgesehene pauschale Ein-

räumung der Möglichkeit, für die Ersatzversorgung 
gesonderte (gemeint sind wohl höhere) Preise zu 
fordern, führt zu einer ungerechtfertigten Benach-
teiligung für die Verbraucher. Höhere Preise sollten 
nur dann verlangt werden können, wenn auch höhe-
re Kosten nachgewiesen werden. 

4. Regelenergie 
o Der Beschaffungsmarkt für Regelenergie wird 

durch wenige Anbieter beherrscht. Der weitaus 
überwiegende Teil des Angebots wird durch die mit 
den Übertragungsnetzbetreibern verbundenen 
Kraftwerksgesellschaften bereitgestellt. Daher ist 
eine Erhöhung der Liquidität dieses Marktes unbe-
dingt notwendig. Ebenso wichtig ist die Erhöhung 
der Transparenz durch zeitnahe Information aller 
Marktteilnehmer über Regelenergiemengen und –
preise. 

o Eine Senkung des Bedarfs an Regelleistung wird 
durch eine regelzonenübergreifende Bedarfsermitt-
lung, u.a. zur Verhinderung von Gegeneinanderre-
geln einzelner Regelzonen, erreicht. Die Schaffung 
einer einheitlichen Regelzone ist dringend erforder-
lich. 

o Die Angebotsseite muss durch die Ermöglichung 
der Teilnahme für möglichst viele Anbieter, insbe-
sondere kleinerer und industrieller Anbieter von 
Regelenergie (sowohl Kraftwerke als auch regelfä-
hige Verbrauchseinheiten), durch Absenkung der 
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Mindestangebotsgröße, der zeitlichen Verfügbar-
keitsanforderungen und der Ausschreibungsdauer 
gestärkt werden. Hierzu sind in den Verordnungen 
Mindestanforderungen zu treffen. Gleichzeitig 
muss der Regulierungsbehörde die Möglichkeit 
eingeräumt werden, weitergehende Vorgaben ma-
chen zu können. 

o Es muss Wettbewerb zwischen den dominierenden 
Regelleistungsanbietern herbeigeführt werden. 
Hierzu müssen alle Regelenergieprodukte jeweils 
im Rahmen eines gemeinsamen, regelzonenüber-
greifenden Ausschreibungsverfahrens beschafft 
werden. Ein Nebeneinander von vier Ausschrei-
bungsverfahren, selbst wenn diese zeitlich und in-
haltlich vereinheitlicht sind, reicht nicht aus, da da-
durch die Marktstrukturen in diesem Bereich fest-
geschrieben würden. Zur Ausgestaltung des ge-
meinsamen Ausschreibungsverfahrens und der ge-
meinsamen Internetplattform (§ 22 Abs. 2 EnWG-
E) ist eine Festlegung oder Genehmigung der Regu-
lierungsbehörde erforderlich, eine bloße Anzeige-
pflicht der Übertragungsnetzbetreiber reicht nicht 
aus. 

o Bezüglich der Punkte gemeinsames Ausschrei-
bungsverfahren und Festlegung von Mindestange-
boten bleiben die jüngsten ressortabgestimmten 
Verordnungsentwürfe weit hinter den vom BMWA 
im September 2004 veröffentlichten Referenten-
entwürfen zurück. Es ist zwar zu begrüßen, dass die 
Regulierungsbehörde entsprechende Festlegungen 
für die konkrete Ausgestaltung z.B. hinsichtlich der 
Mindestangebotsgrößen treffen kann. Dennoch 
müssen bereits auf der Stufe der Verordnung 
Höchstgrenzen (bei Primärregelung 2 MW, bei Se-
kundärregelung 10 MW, bei Minutenreserve 5 
MW) festgelegt werden. Ansonsten droht ein Rück-
schritt hinter den bereits heute erreichten Zustand. 

o Es müssen alle eingesetzten Regelenergieprodukte 
marktbasiert und transparent beschafft werden. 
Dies gilt über die bekannten Produkte Primärrege-
lung, Sekundärregelung und Minutenreserve hinaus 
auch für Regelleistungsprodukte, die mit längerer 
Aufrufzeit insbesondere zum Ausgleich schwan-
kender Windeinspeisungen eingesetzt werden. 

o Im Bereich der Abrechnung von Regelenergie ge-
genüber den Bilanzkreisen kommt es heute zu teils 
erheblichen Zeitverzögerungen. Eine zeitnahe Ab-
rechnung (innerhalb von 2 Monaten), wie in der 
Netzzugangsverordnung Strom vorgesehen, ist da-
her zu begrüßen. Dabei ist eine einheitliche Ab-
rechnung von Mehr- und Mindermengen aus Wett-
bewerbsgründen unbedingt erforderlich. 

5. Dezentrale Einspeisung / vermiedene Netznutzung 
o Zu begrüßen ist, dass der Verordnungsentwurf zur 

Netzentgeltverordnung Strom die Vergütung von 
Entgelten für vermiedene Netznutzung bei dezen-
traler Einspeisung ausdrücklich vorsieht. Eine ent-
sprechende Verankerung der Verpflichtung zur Er-
stattung vermiedener Netzentgelte ist im EnWG 
ausdrücklich zu verankern. 

o Die Übernahme der Bestimmungen der VV Strom 
II plus zur vermiedenen Netznutzung ist allerdings 
abzulehnen. Diese Regelungen sind ungeeignet und 

führen nicht zu einer verursacherorientierten Aus-
zahlung vermiedener Netznutzungsentgelte. Viel-
mehr muss eine diskriminierungsfreie und verursa-
chungsgerechte Auszahlung entsprechend der tat-
sächlichen physikalischen Entlastung im Netz statt-
finden. Die im ressortabgestimmten BMWA-
Entwurf einer Netzentgeltverordnung vorgesehenen 
Regelungen tragen diesen Zielen Rechnung. 

6. Contracting  
o Kraftwerksprojekte zur industriellen Eigenversor-

gung, die aus Gründen der Finanzierbarkeit häufig 
im Wege des Contracting realisiert oder ausgelagert 
werden, sollten durch eine entsprechende Regelung 
im EnWG der Eigenversorgung gleichgestellt wer-
den. Dies ist z.B. in Anbetracht von gegenläufigen 
Regelungen notwendig. So wird nach der EEG-
Novellierung erstmals Strom aus diesen Anlagen 
mit EEG-Aufschlägen belastet. Der in den letzten 
Jahren erfolgte Zubau von industriellen KWK-
Anlagen wird durch die zusätzliche Belastung in 
seiner Existenz bedroht. Der umweltpolitisch ge-
wünschte weitere Zubau oder die Modernisierung 
der KWK ist unter diesen Randbedingungen nicht 
zu erwarten.  

7. Arealnetze 
o Die vorgesehenen Bestimmungen des § 110 zeigen 

deutlich den Willen des Gesetzgebers, einerseits ei-
nen flächendeckenden diskriminierungsfreien Zu-
gang zu den Strom- und Erdgasnetzen sicherzustel-
len, dabei aber andererseits im Sinne des Grundsat-
zes der Verhältnismäßigkeit nur in solchen Berei-
chen entsprechende Maßnahmen verbindlich vorzu-
schreiben, wo dies zur Zielerreichung geboten ist. 

o Folgerichtig müssen sich die Regelungen des § 110 
präzisiert werde, so dass sie sich auch auf so ge-
nannte industrielle Arealnetze erstrecken, die im 
Zuge der seit einigen Jahren stattfindenden Um-
strukturierungen in der Industrie i.d.R. dadurch ent-
standen sind, dass einzelne Betriebe vormals inte-
grierter Unternehmen an einem Standort im Laufe 
der Zeit ausgegliedert wurden, mit anderen Unter-
nehmen verschmolzen oder an andere Eigentümer 
übergegangen sind. Dieser Umstrukturierungspro-
zess zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, der 
auch von der EU ausdrücklich begrüßt wird (Ver-
ordnung (EG) Nr.139/2004 vom 20.Januar 2004), 
sollte nicht durch die Neuordnung des Energie-
wirtschaftsrechts behindert werden. Diese indus-
triellen Arealnetze sind aufgrund ihrer Entste-
hungsgeschichte dadurch gekennzeichnet, dass nur 
eine sehr kleine Anzahl von Kunden (i.d.R. < 100) 
versorgt werden und der Strom bzw. das Erdgas 
überwiegend von Unternehmen des produzierenden 
Gewerbes verbraucht werden, welche untereinander 
meist in einem Produktionsverbund stehen. Weitere 
Merkmale industrieller Arealnetze sind, dass sie 
sich zumeist auf privaten Grundstücken befinden, 
die nicht grundsätzlich jedermann offen stehen. 
I.d.R. beziehen und/oder liefern die Unternehmen 
an einem industriellen Standort neben Strom und 
Erdgas über die Arealnetze auch eine Vielzahl wei-
terer, z.T. essenzieller Leistungen und Produkte wie 
z.B. Dampf, Druckluft und technische Gase, Kälte, 
Wasser in mehreren Qualitätsstufen, Zwischenpro-
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dukte und Rohstoffe, Transport- und andere Logi-
stikleistungen. Auch vertraglich werden diese Lei-
stungen i.d.R. als Paket angeboten und sind wesent-
liche Faktoren bei der Konkurrenz um Standorte. 
Letzteres ist auch politisch so gewollt. Außerdem 
existieren häufig Verknüpfungen in den Herstel-
lungsketten von Erzeugnissen für die Kunden an 
einem Standort.  

o Ein diskriminierungsfreier Netzzugang Dritter in 
industriellen Arealnetzen ist sichergestellt, indem 
die verursachungsgerechte Kalkulation transparen-
ter Entgelte für den diskriminierungsfreien Netzzu-
gang Dritter auf Anforderung begründet und den 
Kunden eines industriellen Arealnetzes ein diskri-
minierungsfreier Direktleitungsbau jederzeit er-
möglicht wird, soweit dies sicherheitstechnisch ver-
tretbar ist. Unabhängig davon gilt in den durch den 
§ 110 erfassten Bereichen weiterhin das allgemeine 
Kartellrecht. 

o Durch die Novelle des EEG wird erstmals Strom, 
der innerhalb industrieller Arealnetze erzeugt, ge-
liefert und in der Produktion eingesetzt wird, in die 
bundesweite Ausgleichsregelung (§ 14 EEG) ein-
bezogen und dadurch erstmals mit der EEG-
Umlage in Höhe von zur Zeit etwa 5,-- €/MWh be-
lastet. Der davon betroffene Strom wird zu ca. 80% 
in ökologisch vorteilhafter Kraft-Wärme-Kopplung 
erzeugt, ist aber nach dem Anwendungsbereich des 
KWK-Gesetzes nicht förderfähig, wenn dieser nicht 
ins Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist 
wird. Diese Belastung des in industriellen Arealnet-
zen umweltfreundlich erzeugten KWK-Stroms (Er-
höhung der Herstellkosten dieses Stroms um bis zu 
20%) ist angesichts der umwelt- und klimapoliti-
schen Zielsetzung von EEG und KWKG kontra-
produktiv, denn durch die Neuregelung des EEG 
und die damit einhergehende Belastung wird eine 
hocheffiziente, klimafreundliche und dezentrale 
Stromerzeugung in Bedrängnis gebracht und von 
Rückbau bedroht. Zur Vermeidung dieser Nachteile 
wäre eine Regelung zu treffen, die klarstellt, dass in 
Arealnetzen erzeugter Strom nicht mit der EEG-
Umlage belastet wird. Dies kann durch eine ziel-
führende Anpassung des § 110 EnWG-E in Verbin-
dung mit einem entsprechenden Verweis in § 14 
EEG erfolgen. 

8. Stromkennzeichnung 
o Zur möglichst unbürokratischen und wenig kosten-

treibenden Informationsbeschaffung müssen die 
Anforderungen bei der Stromkennzeichnung für 
Börsengeschäfte und bilaterale Handelsgeschäfte 
erleichtert werden, indem hierfür hilfsweise stan-
dardisierte Angaben wie etwa der UCTE-Strommix 
herangezogen werden können. Dies gilt nicht nur 
für Geschäfte, die direkt über die Strombörse getä-
tigt werden, sondern generell für bilaterale Han-
delsgeschäfte. 

o Zur Erhöhung der Transparenz sollte der Strom-
preis auf den Stromrechnungen nach seinen Be-
standteilen aufzugliedern sein. Das beinhaltet neben 
den Netzentgelten auch einen separaten Ausweis 
der einzelnen staatlichen Belastungen wie EEG-
Umlagen, KWKG-Umlagen, Konzessionsabgabe 
und Steuern. 

9. Anschlusspflicht für KWK-Anlagen 
o Dezentrale Stromerzeugung hat einen hohen Stel-

lenwert. Mit der Konkurrenz von EEG und KWK-
Gesetz kann in einzelnen Fällen ein Konflikt ent-
stehen, in den die Anlagenbetreiber und der jewei-
lige Netzbetreiber unverschuldet geraten können. 
Dabei führt die zurzeit gesetzlich geregelte Vor-
rangregelung des EEG dazu, dass KWK-Einspeiser 
im Zweifelsfall zurücktreten müssen. Dabei erfolgt 
die Einspeisung aus KWK-Anlagen regelmäßiger 
als EEG-Einspesungen etwa aus Windenergie, sie 
hat daher eine netzstabilisierende Wirkung. 

o Daher müssen KWK- und EEG-Strom bezüglich 
der Netzeinspeisung gleichgestellt werden. Hierzu 
ist der Regulierungsbehörde die Kompetenz zuzu-
weisen, in Streitfällen bei der Verweigerung der 
Einspeisung von KWK-Strom unter Abwägung der 
netztechnischen Belange und der wirtschaftlichen 
Interessen der Beteiligten zu entscheiden. 

10. Schiedsstelle für Streitigkeiten betr. EEG-Umlage 
und Anschluss von EEG-Anlagen 
o Die bisherige Erfahrung hat gezeigt, dass eine 

transparente Abwicklung des Belastungsausglei-
ches im Rahmen des EEG nicht stattfindet. VIK un-
terstützt daher die Absicht des Gesetzgebers, der 
Regulierungsbehörde im Rahmen des Gesetzes zur 
Änderung des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes 
(BT-Drs. 15/3923) die Befugnis zu übertragen, die 
Einhaltung der Pflichten im Bereich der Netzaus-
baukosten (§ 13) sowie bei einem Teil des bundes-
weiten Belastungsausgleiches, nämlich zwischen 
Verteil- und Übertragungsnetzbetreibern, zu über-
wachen. Die weiteren Stufen des Belastungsaus-
gleiches, d. h. der horizontale Ausgleich zwischen 
den Übertragungsnetzbetreibern sowie die Weiter-
wälzung zwischen Übertragungsnetzbetreibern und 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, müssen al-
lerdings ebenfalls der Aufsicht der Regulierungsbe-
hörde unterstehen. Nur dadurch kann auch hier die 
dringend benötigte Transparenz und Kontrolle ver-
wirklicht werden. Insgesamt ist die Transparenz 
über die von den Kunden aufgebrachten, aber von 
den Netzbetreibern verwalteten Finanzströme völlig 
unzulänglich und muss im Sinne des Rechts der 
Kunden auf Information über Verwaltung und 
Verbleib ihrer Gelder dringend verbessert werden. 

o In Fragen der Streitigkeiten betreffend die EEG-
Umlagen bzw. betreffend den Teil des Belastungs-
ausgleiches, der nicht gesetzlich geregelt ist, sollte 
die Bundesregulierungsbehörde die Funktion der 
Clearingstelle übernehmen. Dadurch wäre eine 
Aufsicht aus einer Hand gewährleistet. 

o Die Bundesregulierungsbehörde sollte als Wettbe-
werbsbehörde auch bei der Aufsicht über die netz-
relevanten Vorschriften des EEG der einheitlichen 
Fachaufsicht des BMWA unterstehen. Eine geteilte 
Fachaufsicht von BMWA und BMU über die Bun-
desregulierungsbehörde ist nicht zielführend und 
nicht notwendig. 

11. Sonstiges 
o Baukostenzuschüsse 
Es muss im Gesetz bzw. in der Verordnung klarge-
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stellt werden, dass die Erhebung von Baukostenzu-
schüssen für das vorgelagerte Netz nicht mehr zuläs-
sig ist. Über das vorgesehene Netznutzungsentgeltsy-
stem werden Leistungserhöhungen im vorgelagerten 
Netz über den Leistungspreisanteil im Netzentgelt 
abgegolten. Bereits gezahlte Baukostenzuschüsse 
müssen, sofern eine individuelle Zuordnung der fi-
nanziellen Vorleistungen möglich ist, verursachungs-
gerecht kundenindividuell berücksichtigt werden. 
Auf eine individuelle Zuordnung kann für Tarifkun-
den im Niederspannungsnetz aufgrund des unverhält-
nismäßigen Abrechungsaufwandes verzichtet werden. 
In diesen Fällen werden die geleisteten BKZ pauschal 
kostenmindernd bei der Kalkulation der Netznut-
zungsentgelte der Anschlussspannungsebene berück-
sichtigt.  
o Individuelle Netzanschluss- und Netznutzungssi-

tuation 
Bei der Ausgestaltung der vertraglichen Vorgaben 
im Zuge des in der Netzzugangsverordnung Strom 
vorgesehenen Standardangebotsverfahrens ist un-
bedingt darauf zu achten, dass hierbei individuelle 
Gegebenheiten einzelner Netznutzer oder von 
Gruppen von Netznutzern berücksichtigt werden. 
Gerade im Bereich industrieller Netznutzer muss 
aufgrund zahlreicher spezifischer Besonderheiten 
bezüglich der jeweiligen Anschlusssituation die 
Möglichkeit bestehen, auf diese Besonderheiten 
konkret einzugehen, ohne dass solchen individuel-
len Vereinbarungen fest fixierte Bestimmungen in 
Standardverträgen entgegenstehen. (Gleiches muss 
auch in der Netzentgeltverordnung Erdgas umge-
setzt werden.) 

o Netzreserveleistung 
In Gesetz- und Verordnungsentwürfen fehlen Be-
stimmungen zur Bestellung von Netzreservelei-
stung. Dies ist für Netznutzer mit Eigenerzeugung 
und dezentrale Einspeiser mit Eigenbedarf notwen-
dig, um einen Ausfall der eigenen Erzeugung abzu-
sichern. Hierzu ist die Erarbeitung grundlegender 
Regelungen durch die Regulierungsbehörde not-
wendig, um einheitliche und verlässliche Bedin-
gungen zu schaffen. Bis dahin sollte die zurzeit 
praktizierte Regelung in die Netzentgeltverordnung 
Strom übernommen werden. 

o Konzessionsabgabenverordnung 
Bei der Anpassung der Konzessionsabgabenverord-
nung muss die aus der Verzerrung durch die Erhe-
bung staatlicher Abgaben auf den Strompreis resul-
tierende erhebliche Planungsunsicherheit aufgelöst 
werden. Das muss durch den kompletten Aus-
schluss von staatlichen Abgaben und Steuern aus 
dem Grenzpreisvergleich erreicht werden. 

Themenschwerpunkt Gas 
1. Zugang zu den Gasnetzen (Entry-/Exit-Modell) 

o Die Forderung des Bundesrates, jetzt klare Vorga-
ben für ein wirkliches Entry-/Exit-Modell (mög-
lichst nach dem Muster der BEB) in das EnWG 
selbst aufzunehmen, ist unbedingt zu unterstützen. 
Abzulehnen ist - wie die Bundesregierung plant - 
erst im Rahmen eines nachfolgenden Gesetzge-
bungsverfahrens nach dem Evaluierungsprozess 

2007 zu prüfen, inwiefern konkretisierende Regeln 
aus der Verordnung ergänzend in das Gesetz aufzu-
nehmen sind. Dadurch würden möglicherweise 
konkrete Regelungen zum Gasnetzmodell erst nach 
2007 einfließen. Mit einem wirklichen Durchbruch 
von Wettbewerb auf dem Gasmarkt wäre dann 
nicht vor 2008 oder 2009 zu rechnen. 

o In das EnWG muss folgender Zielkatalog für den 
Gasnetzzugang aufgenommen werden: 
1. Einrichtung einer möglichst geringen Zahl von 

Bilanzzonen bzw. Teilnetzen (geringe zweistel-
lige Anzahl zu Beginn, eigentumsübergreifend), 

2. möglichst geringe Vernichtung von Kapazitä-
ten, 

3. möglichst große Flexibilität des Entry-/Exit-
Netzzugangsmodells, also freie und unabhängi-
ge Wahl eines jeden Entry- und jeden Exit-
Punktes. 

o Die Netzkunden müssen durch Abschluss von nur 
zwei Kapazitätsverträgen - nämlich an der Einspei-
sung und der Ausspeisung bei dem Endkunden - 
das gesamte Gasnetzsystem im Geltungsbereich des 
EnWG nutzen können. Ein Modellansatz, der – wie 
in der derzeitigen Gasnetzzugangs-VO vorgesehen 
ist - im Extremfall über 730 einzelne Entry-/Exit-
Modelle zulässt, behält die bisherige Marktzersplit-
terung bei und ist untauglich für den Massenmarkt 
sowie den Börsenhandel. 730 Entry-/Exit-Modelle 
führen wiederum zur Annahme einer fiktiven 
Transportstrecke und damit zur Beibehaltung des 
transaktionsabhängigen Punkt-zu-Punkt-Modells, 
das schon der Monitoring-Bericht des BMWA als 
untauglich für den Wettbewerb bewertet hat. 

o Die Regulierungsbehörde muss zu einheitlichen 
Vorgaben für die „Geschäftsbedingungen für den 
Gastransport“ ermächtigt werden. 

o Die Netzbetreiber müssen Kapazität und Dienstlei-
tungen für ihr eigenes Netz sowie eigentumsüber-
greifend abgestimmt für Netze, für die Kooperati-
onspflichten bestehen, anbieten. 

o Im Gesetz ist die Einrichtung eigentumsübergrei-
fender Regelzonen festzuschreiben, in denen der 
Austausch von Energie (Erdgas) und Dienstleistun-
gen nicht durch Netzrestriktionen eingeschränkt ist. 
Räumlich begrenzt werden dürfen diese Regelzo-
nen nur durch dauerhaft vorhandene Netzrestriktio-
nen (z. B. unterschiedliche Erdgasqualitäten wie H-
Gas und L-Gas). Diese Regelzonen müssen als 
Handelsplatz fungieren, um börslichen Erdgashan-
del zu ermöglichen. Die Netzbetreiber sind gesetz-
lich zu verpflichten, unabhängig von den Eigen-
tumsgrenzen zunächst die geringstmögliche Anzahl 
von Regelzonen zu bilden, um ein einheitliches 
transaktionsunabhängiges „Entry-/Exit-Netznut-
zungs-Modell“ umsetzen zu können. 

o Ein Beispiel für ein funktionsfähiges, in Deutsch-
land praktiziertes Entry-/Exit-Modell im Gasbe-
reich ist das der BEB Hannover, welches sich eng 
an anderen europäischen Ländern orientiert. Das 
ebenfalls Entry-/Exit-Modell genannte neue Zu-
gangsmodell der E.ON/Ruhrgas Transport ist je-
doch wegen seiner Zuordnungsverpflichtungen und 
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nachträglichen und mehrfachen Kapazitätsprüfun-
gen dem Inhalt nach weiterhin ein Punkt-zu-Punkt-
Modell. 

o Für Gasverbrauchseinrichtungen mit nicht vorher-
sehbaren Verbrauchsspitzen, z. B. für Reserve-
zwecke eingesetzte Gaskessel, sind Sonderregelun-
gen zu treffen (z. B. in Zusammenhang mit der 
Freigabepflicht ungenutzter Kapazitäten). Diese 
Reservekapazitäten müssen zu einem günstigeren 
Preis als feste Kapazitäten angeboten werden, da 
die Reservefälle niemals zeitgleich in allen betrof-
fenen Unternehmen auftreten. Im Strombereich exi-
stiert in der VV II plus hierfür bereits eine adäquate 
Regelung. 

2. Gasspeicher 
o Speicherzugang als notwendige Voraussetzung für 

den Wettbewerb gehört organisch zum Gasnetzzu-
gang. Dies macht die EU-Richtlinie schon in ihren 
Begriffsbestimmungen deutlich, wonach Erdgasun-
ternehmen in Bezug auf alle Regelungen der Richt-
linie Unternehmen sind, die Erdgasleitungen, Spei-
cher oder LNG-Anlagen betreiben. Diesem Zu-
sammenhang muss auch im deutschen Energierecht 
Rechnung getragen werden. 

o Der EnWG-Entwurf enthält lediglich eine Ermäch-
tigung des Bundeswirtschaftsministers, per Verord-
nung den Speicherzugang zu regeln. Gemäß EU-
Gasrichtlinie und hierzu veröffentlichter Interpreta-
tionshilfen ist der Speicherzugang zu regulieren, so-
lange nicht Wettbewerb um Speicherkapazität 
nachgewiesen ist. Da kein nachweisbarer Spei-
cherwettbewerb in Deutschland herrscht, muss da-
nach per Gesetz die Verpflichtung für eine Rechts-
verordnung für den Speicherzugang festgelegt wer-
den. In dieser Verordnung ist dann analog zum 
Netzzugang auch der Speicherzugang detailliert zu 
regeln. 

3. Gashandel 
o Die in den letzten Wochen von zahlreichen Gasver-

sorgungsunternehmen angekündigten und zum Teil 
bereits vollzogenen Gaspreiserhöhungen geben An-
lass, über Gaspreise auch im Zusammenhang mit 
der EnWG-Novelle zu sprechen. Die Bundesregie-
rung hat auf die angekündigten Energiepreiserhö-
hungen in ihrer Gegenäußerung mit dem Vorschlag 
reagiert, unmittelbar nach Inkrafttreten des Geset-
zes Missbrauchsverfahren durch die Regulierungs-
behörde im Hinblick auf Erhöhungen der Netzzu-
gangsentgelte vor diesem Zeitpunkt zu eröffnen. 
Der VIK begrüßt diese Initiative der Regierung. 
Die Gasversorgungsunternehmen sind außerdem 
aufzufordern, nachzuweisen, ob die Preiserhöhun-
gen nur den Energiekosten- oder auch den Trans-
portkostenanteil betreffen, und falls ja, dies zu be-
gründen. 
Außerdem ist das bisher praktizierte Anlegbar-
keitsprinzip zu überprüfen, das durch die zwei we-
sentlichen Merkmale gekennzeichnet ist: 
 Der Gaspreis folgt dem Preis der Referenzölnotie-
rung synchron in definiertem zeitlichem Abstand 
und in geglätteter Form. 

 Der Gaspreis orientiert sich in seiner Höhe ange-
messen am Referenzölpreis. 

o Die im internationalen Vergleich zu den höchsten 
zählenden deutschen Erdgaspreise resultieren ins-
besondere aus einer häufigen Verletzung des an 
zweiter Stelle genannten Merkmals. 

o Gegenstand der Energierechtsnovelle ist die Regu-
lierung der Monopolbereiche der Energiewirtschaft, 
also des Transport- und Speicherbereichs. Gleich-
wohl ist ein Zusammenhang zu sehen zwischen 
Transport- und Handelsbereich, denn mit der wett-
bewerblichen Öffnung der Netze und Speicher wird 
der Handel zunehmen, die Börsentätigkeit beginnen 
und es dem Kunden wirklich möglich werden, zwi-
schen verschiedenen Anbietern zu wählen. Dadurch 
werden sich wettbewerbsgerechte Preise einstellen. 

o Auch Netzbetreiber mussten und müssen bestimmte 
Handelsinstrumente nutzen, um die Netzstabilität 
(Druckhaltung) in allen Netzbereichen kontinuier-
lich aufrecht erhalten zu können. Hierzu bedienen 
sich die Netzbetreiber z. B. der Reservierung defi-
nierter Speicherkapazitäten oder offener Verträge, 
um auf diese Weise die notwendige Ausgleichs- 
oder Regelenergie ständig für ihren Netzbereich zur 
Verfügung zu haben. In integrierten Gasversor-
gungsunternehmen liefen Transport- und Handels-
geschäft bisher Hand in Hand. Unter den Gesichts-
punkten des Unbundling ist eine klare Trennung 
zwischen Transport und Handelsbereich erforder-
lich. Bezogen auf sein Netz wird jedoch jeder 
Netzbetreiber auch zukünftig Instrumente zur Aus-
gleichsenergiebeschaffung nutzen müssen, damit er 
die Netzstabilität garantieren kann. 

o Neben den o. g. Instrumenten zur Beschaffung von 
Ausgleichsenergie werden zukünftig bei Einfüh-
rung eines Entry-/Exit-Modells z. T. auch Instru-
mente zur Beschaffung von „Ausgleichskapazität“ 
nötig werden, um die größtmögliche flexible Kapa-
zität in den Netzbereichen anbieten zu können. 
Hierzu zählt z. B., dass sich Netzbetreiber von 
Kunden bestimmte Mindestlastflüsse vertraglich in 
ihrem Netz zusichern lassen, um die Ausweisbar-
keit frei zuordenbarer Kapazitäten zu erhöhen. Die-
se Nutzungs- oder Auslastungszusagen können die 
Netzbetreiber diskriminierungsfrei und transparent 
durch Ausschreibung auf dem Ausgleichsenergie-
markt erwerben, genau wie die Regelenergie. Bei 
diesen genannten Instrumenten zur Sicherung der 
Netzstabilität und höchstmöglicher frei zuordenba-
rer Kapazität handelt es sich um betriebswirtschaft-
lich notwendige Geschäftstätigkeiten der Netz-
betreiber für ihr eigenes Netz. Diese Geschäfte ha-
ben mit dem Erdgashandel zur Versorgung von 
Endkunden oder Weiterverteilern nichts zu tun und 
sind von diesem auch klar trennbar. Insofern be-
steht hier auch kein Widerspruch zwischen dem zu 
regulierenden Netzbereich (Monopol) und dem im 
Wettbewerb stehenden Handelsbereich. 

o Der VIK begrüßt die im Verordnungsentwurf vor-
gesehene Zusicherung von Lastflüssen. Es handelt 
sich um ein sehr wichtiges Instrument zur ausrei-
chenden Bereitstellung von Transportkapazitäten. 
Jedoch muss es im Rahmen der Netzentgeltverord-
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nung mit einem Kontrollmechanismus für die Re-
gulierungsbehörde versehen werden. 

4. Teilnetzproblematik 
o Als ultima ratio sieht die Gasnetzzugangsverord-

nung bei Netzengpässen vor, dass Netzbetreiber 
Fragmentierungen durch Bildung von Teilnetzen 
vornehmen dürfen. Dies schränkt, wie das BMWA 
in der Begründung zur Verordnung selbst feststellt, 
die Wirksamkeit eines Entry-/Exit-Systems und 
damit die Effizienz des Netzzugangs insgesamt ein. 

o Eigentumsrechte dürfen nicht grundsätzlich zur 
Teilnetzbildung führen. Vielmehr ist - wie in der 
Begründung zur Gasnetzzugangsverordnung ausge-
führt - die Bildung von Teilnetzen nur dort zulässig, 
wo sie aufgrund dauerhafter physikalischer Engpäs-
se unvermeidbar ist. Zutreffend nennt die Begrün-
dung als wesentliches Merkmal echter Engpässe, 
die ganze Netzgebiete voneinander separieren, dass 
zwischen diesen Netzgebieten keine nennenswerten 
physischen Kapazitäten ausgewiesen werden kön-
nen. Gerade zwischen vor- und nachgelagerten 
Netzen in der Gashauptflussrichtung sind naturge-
mäß hinreichend große Kapazitäten ausgewiesen, 
um den nachgeschalteten Netzbereich sicher ver-
sorgen zu können. Daraus folgt logisch, dass eine 
derartige Netzeigentumsgrenze keinen echten Eng-
pass darstellt und damit dort auch keine Teilnetz-
grenze gebildet werden darf.  
Indem die Gasnetzzugangsverordnung in § 3 Eigen-
tumsgrenzen als Grenzen für Entry-Exit-Modelle 
festschreiben will, in der Behandlung von Teilnet-
zen aber klar die Existenz von echten Engpässen 
definiert, ist sie in sich nicht konsistent.  

o Beim Strom ist heute bereits ein Marktgebiet in 
Deutschland über die Börse EEX realisiert. Auch 
beim Erdgas muss das Ziel ein Marktgebiet in 
Deutschland sein, das sich nahtlos in den europäi-
schen Binnenmarkt einfügt. 

o Dem Monitoring-Bericht des BMWA folgend, 
müssen die Netzbetreiber im EnWG verpflichtet 
werden, unabhängig von den Eigentumsgrenzen 
zunächst die geringstmögliche Anzahl von Regel-
zonen zu bilden. Hierzu sind die Betreiber von 
Fernleitungs- und Gasverteilnetzen zu verpflichten, 
nach transparenten, verbindlichen Regeln mit dem 
Ziel miteinander zu kooperieren, eine einfache, un-
gehinderte und diskriminierungsfreie Netznutzung 
zu verwirklichen. Diese Forderungen aus dem Mo-
nitoring-Bericht müssen im Gesetz verankert wer-
den, um einer weiteren Zersplitterung der deutschen 
Gasnetze durch wettbewerbsverhindernde Teilnetz-
bildung wirksam zu begegnen. 

5. Kalkulation der Netznutzungsentgelte 
o Nach dem derzeit geltenden EnWG und der darin 

als „gute fachliche Praxis“ verrechtlichten VV Erd-
gas II sind die Netzzugangsentgelte der Ferngasstu-
fe nach dem nationalen und internationalen Ver-
gleichsmarktkonzept zu bilden und die Entgelte der 
Endverteilungsstufe nach dem der VV Erdgas II 
anhängenden kostenorientierten Entgeltleitfaden zu 
berechnen. Tatsache ist, dass die deutschen Erdgas-
netzzugangsentgelte im internationalen Vergleich 
deutlich zu hoch sind, es innerhalb der beiden Stu-

fen der Gaswirtschaft erhebliche Entgeltspreizun-
gen gibt (bis über 250 %) und die Endverteilungs-
stufe den Leitfaden flächendeckend nicht zur Ent-
geltberechnung angewandt hat. 

o Für die Ermittlung der Netzzugangsentgelte muss 
im Energiewirtschaftsgesetz genau wie im Strom-
bereich ein Regelinstrument mit folgenden drei 
Elementen für beide Netzstufen festgeschrieben 
werden: 
 kostenorientierte Entgeltkalkulation 
 Vergleichsmarktsystem 
 Anreizregulierungsmechanismus. 

In der Gegenäußerung der Bundesregierung wird 
die Einführung eines Anreizregulierungssystems 
unverständlicherweise bisher nur für den Strombe-
reich vorgesehen. Diese Ungleichbehandlung des 
Gasbereichs ist nicht zu rechtfertigen. 

o Detaillierte Vorgaben für diese Regelmechanismen 
müssen in der Netzentgeltverordnung vorgegeben 
und durch die Regulierungsbehörde im Sinne eines 
lernenden Systems kontinuierlich weiterentwickelt 
werden. 

o Zur Erreichung eines einfachen, praktikablen und 
nicht überteuerten Netzzugangssystems ist es not-
wendig, dass die im Strombereich erfolgreich prak-
tizierte Regelung der Kosten-/Entgeltwälzung auch 
im Erdgasbereich umgesetzt wird. Hierzu sind im 
Gesetz bzw. in der Verordnung entsprechende Ko-
operationspflichten der Netzbetreiber zu verankern, 
wodurch erreicht wird, dass der Transportkunde le-
diglich zwei Abrechnungen - für das Entry- und das 
Exitentgelt -  erhält.  

o Die mit der VV II Erdgas eingeführte Zweistufig-
keit  (Ferngas-/Verteilungsstufe) muss beibehalten 
werden. Sie hat bereits für höhere Transparenz bei 
den jetzt nach den gleichen Regeln zu ermittelnden 
Entgelten in der Ferngasstufe gesorgt (ehemalige 
regionale Fernversorgung ist jetzt hier eingeschlos-
sen). Zukünftig wird durch die Beibehaltung der 
Zweistufigkeit das Risiko eines gesonderten relativ 
hohen regionalen  Netzzugangsentgelts vermieden, 
mit dem u.U. verdeckt auch „stranded investments“ 
weiterfinanziert würden.  

6. „Rucksackproblem“ 
o Im Falle eines Lieferantenwechsels muss ein Kunde 

die Möglichkeit haben, von ihm bisher genutzte 
Kapazität auch bei Belieferung durch einen neuen 
Lieferanten weiter nutzen zu können. Würde diese 
Kapazität beim bisherigen Lieferanten verbleiben, 
wäre der neue Lieferant nicht in der Lage, diesen 
Kunden zu beliefern. Damit wäre ein Gas-zu-Gas-
Wettbewerb dauerhaft behindert. Somit wird, wie 
die Begründung zur Gasnetzzugangsverordnung 
richtigerweise ausführt, das Interesse der Neuliefe-
ranten höher bewertet als das Interesse des alten 
Lieferanten, seine Kapazitäten dann zu anderen 
Zwecken zu verwenden. 

o Dieses „Rucksackprinzip“ muss durchgängig vom 
Grenzübergangspunkt bis zum Ausspeisepunkt 
beim Endkunden gelten. Ausnahmen dürfen aus-
schließlich zulässig sein, wenn der Netzzugang im 
Zusammenhang mit take-or-pay-Verträgen entspre-
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chen dem hierfür zutreffenden Verfahren verwei-
gert werden darf. Darüber hinausgehende Ausnah-
men, die dem bisherigen Lieferanten uneinge-
schränkt die Erfüllung vertraglicher Pflichten er-
möglichen sollen (z. B. zum Befüllen von Spei-
chern), aber nicht den Kriterien zur Verweigerung 
des Netzzugangs wegen notleidender take-or-pay-
Verträge (Notifizierung durch EU-Kommission er-
forderlich) genügen, sind abzulehnen. 

7. Differenzmengen 
o Erdgaskunden können ihren Bedarf nicht punktge-

nau planen und steuern, da dieser sowohl produkti-
ons- als auch witterungsbedingten Einflüssen unter-
liegt. Netzbetreiber nutzen zum Ausgleich der im 
Netz sich saldierenden Lastflüsse die Atmungsfä-
higkeit des Netzes selbst, Erdgasspeicher, Kom-
pressoren und offene Verträge. Es muss ein Interes-
sensausgleich zwischen unvermeidbaren Ver-
brauchsschwankungen bei den Kunden und Kosten 
für Ausgleichsenergie beim Netzbetreiber gefunden 
werden. Hierzu dient der von den Netzbetreibern 
anzubietende Bilanzausgleich. 

o Der Basisbilanzausgleich, der im Rahmen der 
Netzzugangsentgelte anzubieten ist, darf die in der 
VV Erdgas II vereinbarte Toleranzgrenze (15 % der 
Tagesmenge) nicht unterschreiten und muss im Ta-
gesraster (d. h. nicht als Stundenbilanzausgleich) 
geführt werden. Diese Forderung entspricht den 
Möglichkeiten zahlreicher industrieller Erdgaskun-
den, da sich der Gasverbrauch in Produktionsanla-
gen technologisch bedingt nicht punktgenau steuern 
lässt (z. B. wegen der Produktqualität). Im Übrigen 
entspricht das Tagesraster wegen der naturgegebe-
nen Trägheit des gesamten Erdgasnetzes und der 
überwiegend druckgeführt gesteuerten Endvertei-
lungsunternehmen auch den realen Gegebenheiten 
im heutigen Netzbetrieb. 

o Eine zu enge Festlegung der Toleranzgrenzen für 
den Basisbilanzausgleich (Stundenraster; weniger 
als 15 %) würde viele industrielle und gewerbliche 
Erdgaskunden zum Erwerb von teurem erweitertem 
Bilanzausgleich oder Speicherkapazität oder zur 
Zahlung von Pönalen zwingen und wird deshalb 
abgelehnt. 

o Wie beim Strom, so muss auch beim Erdgas ein 
Regelenergie-Markt mit niedrigen Teilnahme-
schwellen eingerichtet werden. Die Verrechnung 
der Bilanzabweichungen der Transportkunden muss 
in Form symmetrischer Preise für Mehr- oder Min-
derbezug erfolgen. Nur durch Einrichtung eines 
Marktplatzes für Regelenenergie mit transparenten 
Ausschreibungen ist ein effizientes und kostengün-
stiges Verfahren möglich. Dieses Verfahren wird 
z.B. in Großbritannien erfolgreich praktiziert und 
ist dort noch sinnvoll erweitert um den Intra-Day-
Handel, mit dem der Bedarf an notwendiger Bi-
lanzenergie weiter reduziert werden kann. 

o Zur Minimierung der notwendigen Bilanzenergie 
ist die Online-Absteuerung sinnvoll und notwendig. 
Allerdings sollten unnötig hohe Auflagen vermie-
den werden, damit dieses Verfahren für mittlere bis 
kleinere Industriebetriebe wirtschaftlich darstellbar 
bleibt. Die Teilnahme an einer Online-Messung 
sollte dem Kunden nach eigener wirtschaftlicher 

Abwägung freigestellt und nicht durch gesetzliche 
Auflagen verordnet werden. Zusätzlich sollte der 
Einbau von Online-Messungen dem Wettbewerb 
durch dritte Messtechnikanbieter geöffnet werden. 

8. Anpassung an europäische Normen 
o Zahlreiche Punkte der Richtlinie sind im vorliegen-

den Gesetz- bzw. Verordnungsentwurf vollständig 
bzw. teilweise umgesetzt. An den zwei folgenden, 
wesentlichen Stellen muss jedoch noch nachgear-
beitet werden: 

o Die EU-Richtlinie kennt nur drei konkrete Gründe, 
aus denen der Netzzugang verweigert werden darf - 
nämlich 

 mangelnde Kapazität, 
 gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

(trifft für Deutschland nicht zu) und 
 Verpflichtungen im Zusammenhang mit 

take-or-pay-Verträgen. 
 Darüber hinausgehende Gründe sind für die Netz-

zugangsverweigerung nicht akzeptabel und bilden 
eine Grundlage für die Behinderung von Wettbe-
werb. Aus diesem Grund darf im EnWG nicht zu-
gelassen werden (wie dies der Kabinettsbeschluss 
vorsieht), dass der Netzzugang wenn er „aus be-
triebsbedingten oder sonstigen Gründen … nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist“ verweigert wer-
den darf. Hier muss die sehr klare Vorgabe der EU-
Richtlinie wortgetreu umgesetzt werden, um  Miss-
brauch durch die Netzbetreiber zu vermeiden. 

o Grundsätzlich sieht die EU-Richtlinie beim Spei-
cherzugang ein Wahlrecht für die Mitgliedsstaaten 
zwischen reguliertem und verhandeltem Netzzu-
gang vor. In den zur Richtlinie erarbeiteten Leitli-
nien wird klar unterstrichen, dass der verhandelte 
Speicherzugang nur im Falle von funktionierendem 
Speicherwettbewerb, der aber in Deutschland nicht 
erkennbar ist, zugelassen werden soll.  
Im Übrigen gelten zahlreiche Vorschriften der EU-
Gasrichtlinie ausdrücklich für alle Erdgasunter-
nehmen, zu denen per Definition sowohl Netz-
betreiber als auch Betreiber von Speicheranlagen 
und LNG-Anlagen gehören. Demzufolge müssen 
im deutschen Ordnungsrahmen in gleicher Weise 
wie für den Netzzugang auch für den Speicherzu-
gang detaillierte Regeln im Gesetz und in Verord-
nungen zwingend vorgegeben werden. 

9. Biogaseinspeisung 
o Die Einspeisung von Biogas in das Erdgasnetz kann 

durchaus eine wirtschaftliche Alternative im Zu-
sammenhang mit dezentraler Energieerzeugung 
(Biogasgewinnung und -aufbereitung) und Ener-
gieumwandlung (Strom- und Wärmeerzeugung) 
sein. Bei derzeit bereits ca. 2.500 in Deutschland 
bestehenden Biogaserzeugungsanlagen dürfte hier 
ein zukunfts- und ausbaufähiges Potential zur wirt-
schaftlichen Nutzung regenerativer Energien vor-
handen sein. 

o Die Einspeisung von Biogas muss zu wettbewerbs-
fähigen Bedingungen erfolgen, d. h. hier müssen 
die gleichen Netzzugangsbedingungen für Einspei-
sung und Entnahme gelten wie für alle Transport-
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kunden. Eine Quersubventionierung ist auszu-
schließen. 

o Notwendige Anschubfinanzierungen zum Erreichen 
der Wirtschaftlichkeit von Biogas dürfen nicht über 
die Netznutzungsentgelte finanziert und  sozialisiert 
werden. Fördermaßnahmen für Biogas sind aus-

schließlich aus dem staatlichen Haushalt, degressiv 
sowie zeitlich und in ihrer Höhe begrenzt zu zahlen. 

o Eine Diskriminierung der Biogasproduzenten und -
händler beim Netzanschluss und Netzzugang muss 
ausgeschlossen werden 

Essen, 24.11.2004 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1516 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI) 

Ziel der Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) muss die längst überfällige Schaffung von trag-
fähigem Wettbewerb sein. 

Die chemische Industrie gehört mit einem jährlichen Be-
darf von rund 50 TWh Strom und 11 Mrd. m³ Erdgas in 
Deutschland zu den energieintensiven Wirtschaftszwei-
gen. Die Strom- und Erdgaskosten machen über 80 Pro-
zent an den gesamten Energiekosten der chemischen In-
dustrie aus. Um Produktion und Arbeitsplätze am Stand-
ort Deutschland sichern zu können, müssen die Energie-
kosten in Deutschland global wettbewerbsfähig sein.  

Die Chemie sieht in einem funktionierenden deutschen 
und EU-weiten Markt bei Strom und Gas eine wichtige 
Voraussetzung für international vergleichbare Energie-
preise. Mit Sorge beobachten wir die Machtkonzentration 
auf den deutschen Energiemärkten über alle Stufen der 
Wertschöpfungskette. Sehr bedenklich ist, dass die gro-
ßen Energieversorgungsunternehmen (EVUs) aufgrund 
ihrer marktbeherrschenden Stellung bei der Erzeugung 
die Börsenpreise durch Angebotssteuerung dominieren 
können. Die Marktteilnehmer können den grenzüber-
schreitenden Stromhandel nur stark eingeschränkt nut-
zen. Die Börsenpreise liegen über den fundamental zu 
erwartenden Strompreisen. Wir stellen fest: In Deutsch-
land ist mehrere Jahre nach Öffnung der Märkte im 
Strom- und vor allem im Gasbereich kein genügender 
Wettbewerb zu verzeichnen. 

Die Chemie unterstützt den Ansatz des Regierungsent-
wurfs (EnWG-E), die Regulierung auf die Netze zu be-
schränken. Wir erwarten von der Regulierung eine Sen-
kung der Netznutzungsentgelte und dadurch indirekt 
mehr Wettbewerb bei Erzeugung bzw. Gewinnung, Han-
del und Vertrieb. Die Chemie fordert, dass das EnWG 
und seine Verordnungen systematisch, insbesondere 
durch Regeln zum Netzzugang, zur Bereitstellung von 
Netzdienstleistungen und Regeln zur Kalkulation ange-
messener Netznutzungsentgelte, auf wettbewerbsfähige 
Strom- und Erdgaspreise hinwirken. Transparenz von 
technischen und kostenrelevanten Marktdaten bei den 
Netzbetreibern ist dazu unabdingbar. Auch die Monopol-
kommission weist in ihrem Hauptgutachten darauf hin, 
dass „das außerordentlich hohe Niveau der Netznut-
zungsentgelte“ das zentrale Wettbewerbshemmnis im 
Strom- und Gasbereich darstellt. 
Die Festschreibung von Details in Verordnungen wird 
nicht die Flexibilität haben, die für die dynamische An-
passung an Marktentwicklungen erforderlich ist. Inhalt-
lich schreibt der EnWG-E im Wesentlichen den zzt. er-
reichten Stand auf den Märkten fest. Nach Inkrafttreten 
des novellierten Gesetzes droht bis zum Monitoringbe-
richt eine Zeitphase, in der Gesetz- und Verordnungsge-
ber nicht auf Veränderungen und Notwendigkeiten der 
Märkte reagieren können. Der neuen Regulierungsbehör-
de müssen daher ausreichende Gestaltungsmöglichkeiten 
generell und für den Einzelfall eröffnet werden. Dies gilt 
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insbesondere für die Weiterentwicklung und Anpassung 
der regulatorischen Instrumente. 
Themenkatalog 
Block 1: Allgemeine Themen 
1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 
Aus Sicht der Chemieindustrie muss die Regulierungs-
kompetenz beim Bund gebündelt werden. Damit die Re-
gulierung möglichst effizient erfolgt, dürfen das Know 
how nicht zersplittert und die Netzregulierung in den ein-
zelnen Ländern nicht unterschiedlich gehandhabt werden. 
Dabei sollten für den Aufbau des Know how der Regu-
lierungsbehörde natürlich die Erfahrungen der Länder bei 
der Preisaufsicht genutzt werden. 
Wichtig ist, dass die Netzregulierung, also die Methoden, 
die Aufsicht über den Netzzugang und die Entgeltkalku-
lationen und -vergleiche nach einem bundeseinheitlichen 
Maßstab angewendet und durchgeführt werden. Die Re-
gulierungsbehörde muss von Energiewirtschaft und Poli-
tikinteressen unabhängig sein. Dies wird am besten durch 
eine Bundesbehörde garantiert. Aus den genannten 
Gründen sollte die Regulierungskompetenz beim Bund 
angesiedelt werden; allenfalls ein Vollzug durch die Län-
der ist denkbar. 
2. Name der Behörde 

./. 

3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 
Die Behörde muss mit der maximalen Unabhängigkeit 
von Energiewirtschaft und einzelnen Politikinteressen 
ausgestattet werden. Dazu ist wichtig, dass die Regulie-
rungskompetenz beim Bund angesiedelt und Weisungen 
der Bundesregierung oder einzelner Ministerien auf das 
Mindestmaß reduziert und – wie in EnWG-E § 
61vorgesehen – veröffentlicht werden . 

4. Ex-ante/Ex-post-Aufsicht 
Der EnWG-Entwurf sieht eine ex ante-Methodenregu-
lierung in Kombination mit einer ex post-Missbrauchs-
aufsicht vor: Grundsätze, Regelungen und Methoden für 
Netzzugang und Entgeltberechnung werden im Gesetz 
und den Verordnungen niedergelegt und ihre Einhaltung 
ex-post überprüft. Der Bundesrat hat sich für eine ex an-
te- Einzelfallgenehmigung von Bedingungen und Entgel-
ten ausgesprochen. Die Bundesregierung schlägt in ihrer 
Gegenäußerung vor, dass bis zur Einführung eines An-
reizsystems Entgelterhöhungen ex ante genehmigt wer-
den müssen. 

Entscheidend für das Ziel einer strengen Aufsicht und ef-
fektiven Netzregulierung ist, wie die Entgelte kalkuliert 
werden und dass sie von einer mit weitreichenden Be-
fugnissen ausgestatteten Regulierungsbehörde kontrol-
liert werden. 

Wichtig ist vor allem, dass zu einem bestimmten Zeit-
punkt die im EnWG-Entwurf angelegten Instrumente des 
Vergleichsmarktverfahrens und der Anreizregulierung 
bundesweit einheitlich durchgeführt werden und die Er-
gebnisse für die Netzbetreiber bindend sind. 

Dabei hat die ex ante-Aufsicht den Vorteil, dass die Be-
weislast dann generell beim Netzbetreiber liegt. Dies 
führt zu einem höheren Mitwirkungsinteresse und kann 

damit zu einem schnelleren und durchgreifenderen Ein-
fluss auf die Netzentgelte führen. 

Gleichwohl sehen wir bei einer vollständigen ex ante-
Regulierung die Gefahr, dass die Regulierungsbehörde 
zu Beginn ihrer Arbeit mit Anträgen „überschüttet“ wür-
de und daher die Instrumente Vergleichsverfahren und 
(später) Anreizregulierung innerhalb einer zu erwarten-
den üblichen Bearbeitungsfrist von wenigen Monaten 
nicht anwenden könnte. Bei einer ex ante-Regulierung 
müssen die Genehmigungen daher unter Vorbehalt oder 
auf maximal ein Jahr befristet ausgestellt werden. 

Der Vorschlag der Bundesregierung, dass bis zur Einfüh-
rung einer funktionierenden Anreizregulierung Entgelt-
erhöhungen ex ante genehmigt werden müssen, die son-
stige Missbrauchsaufsicht aber als ex post-Verfahren 
durchzuführen, könnte ein Kompromiss sein. Dies sollte 
aber explizit in Übergangsbestimmungen des EnWG auf-
genommen werden. 

5. Vergleichsmarktverfahren 
Wir begrüßen, dass das Gesetz die Durchführung eines 
Vergleichsmarktverfahrens vorgibt. Das Verfahren be-
deutet eine Beweislastumkehr bei Netzbetreibern, deren 
Entgelte oberhalb der Vermutungsschwelle liegen. Maß-
stab für diesen Vergleich sollte nicht wie bislang vorge-
sehen die „energiewirtschaftlich rationelle Betriebsfüh-
rung“, sondern die „effizienten Leistungsbereitstellung“ 
sein. Ein unternehmensinterner Weg kann zu minimalen 
Kosten – also rationell – verfolgt werden und doch bei 
externer Betrachtung, ob die geltend gemachten Kosten 
für einen effizienten Betrieb der Netze auch wirklich 
notwendig gewesen wären, ineffizient sein. Der Begriff 
der „effizienten Leistungsbereitstellung“ wird auch in 
anderen Regulierungsgesetzen (z.B. TKG) und in der 
EU-Verordnung über den grenzüberschreitenden Strom-
handel verwendet. 
Die für das Vergleichsverfahren im EnWG-E vorgesehe-
ne Vermutungsschwelle, die beim Durchschnitt der 
Netzbetreiber ansetzt, ist für eine effiziente Missbrauchs-
kontrolle zu niedrig (§ 21 Abs. 4). Ein solches Verfahren 
bliebe hinter dem kartellrechtlichen Vergleichsmarktkon-
zept zurück. Die Entgelte müssen sich an den besten 
Netzbetreibern orientieren. Die Missbrauchsvermutung 
sollte daher bereits gelten, wenn Netzentgelte über dem 
Durchschnitt der 50% kostengünstigsten Netzbetreiber 
liegen.  

6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
Aussagekräftig sind nur im Wettbewerb gebildete Preise. 
Dieser Wettbewerb kann bei den Netzen nur durch eine 
dynamische Anreizregulierung simuliert werden. Die 
Netzentgelte müssen durch einen Effizienzvergleich 
(Benchmarking) der Netzbetreiber ermittelt werden und 
im Laufe der Zeit mit dem Produktivitätsfortschritt sin-
ken. Um eine aussagekräftigere Datenbasis zu erhalten, 
müssen dabei für die oberen Spannungsebenen (110 kV 
und höher) auch Netzbetreiber aus dem umliegenden 
Ausland einbezogen werden. Die Netzbetreiber erhalten 
auf diese Weise Anreize, die Netze effizient zu erstellen 
und zu betreiben und so die Kosten zu senken. Qualitäts-
standards sichern eine angemessene Versorgungsqualität.  
Wir begrüßen den Vorschlag der Bundesregierung, durch 
das Gesetz der Regulierungsbehörde den Auftrag zu er-
teilen, ein solches System zu entwickeln und ab dann die 
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Entgelte einem entsprechenden Verfahren zu unterzie-
hen. Die dafür vorgesehenen zwei Jahre sind aus unserer 
Sicht jedoch zu lang. 
7. Garantie von Versorgungsqualität: Investitionen 

(Sicherstellung, dass notwendige Investitionen ge-
tätigt werden / ggf. befristete Ausnahme großer 
Infrastrukturinvestitionen von Regulierung) 

Die Versorgungssicherheit ist auch für unsere Branche 
sehr wichtig. Versorgungssicherheit und effiziente Netz-
betrieb müssen aber kein Widerspruch sein. 
Die Netzbetreiber müssen in der Lage sein, in die Netze 
zu investieren, um die Netzqualität zu erhalten – sie müs-
sen dabei jedoch so effizient wie möglich vorgehen. Die 
aktuellen Entgelte beinhalten ein großes Senkungspoten-
zial, das ausgeschöpft werden kann, ohne die heutige 
Versorgungssicherheit zu reduzieren. Die große Streuung 
der Entgelte vergleichbarer Netzbetreiber zeigt, dass es 
Netzbetreiber gibt, die ihre Kosten korrekt zuordnen und 
effizient arbeiten – und andere, für die das nicht gilt. 
Obwohl die Entgelterlöse seit 1998 angestiegen sind, in-
vestieren die Netzbetreiber immer weniger. Nach Schät-
zungen wurden 2003 nur ca. 10% der Erlöse re-investiert. 
Das wirft die Frage auf, ob sich rund 90% der Entgelthö-
he mit laufenden Kosten begründen lassen. 
Damit Investitionen und Kosten übereinstimmen, muss 
daher die Kalkulationsmethode der Nettosubstanzerhal-
tung durch die Realkapitalerhaltung ersetzt werden. Die 
Methode des Realkapitalerhalts hat auch den Vorteil, 
dass sie zu schnelleren Kapitalrückflüssen als die NSE 
führt und daher Investitionen mehr als NSE begünstigt. 
Die vom Bundesrat erwünschten Ausnahmen bei neuen 
Infrastrukturmaßnahmen im Gasbereich sind nur dann 
akzeptabel, wenn die strengen Vorgaben der EU-
Gasrichtlinie vollständig übernommen werden: Investi-
tionen müssen nachweislich zu mehr Kapazitäten und 
damit zu mehr Wettbewerb führen. Das entsprechende 
Genehmigungsverfahren muss öffentlich durchgeführt 
werden. 
8. Haftungsregeln 
Der EnWG-Entwurf sieht vor, dass in Verordnungen 
auch eine Haftungsbeschränkung und -begrenzung ge-
troffen werden kann (§ 11 Abs. 2). Die zuverlässige und 
ununterbrochene Stromversorgung ist eine Kardinal-
pflicht der Netzbetreiber, da Versorgungsstörungen häu-
fig zu großflächigen Schadensverläufen führen und kom-
plette Produktionsketten gefährden. 
• Ein Haftungsausschluss ist bei Versorgung der Indu-

strie auf der Mittel- und Hochspannungsebene nicht 
akzeptabel. Dies gilt auch bei leichter Fahrlässigkeit. 
Nur im Niederspannungsbereich kann die Haftung 
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt wer-
den. 

• Die Haftung für vorsätzliche Verursachung darf nicht 
der Höhe nach begrenzt, der Schadensersatzanspruch 
nicht verkürzt werden. Der vollständige Ausschluss 
der Verschuldenshaftung in allen drei Varianten des 
Vorsatzes, der groben und der leichten Fahrlässigkeit 
ist nicht sachgerecht. 

• Gesetz bzw. Verordnungen müssen eine Beweislast-
umkehr vorsehen, da der Geschädigte in aller Regel 
nicht in der Lage ist, das Verschulden des Netz-
betreibers für einen Schaden nachzuweisen. 

9. Transparenz 
An dieser Stelle verweisen wir auf andere Stellen, an de-
nen wir das Thema Transparenz behandeln: 
• Unbundling: mehr Transparenz durch schnelleres 

operationelles Unbundling  
• Netzsystemdienstleistungen: Die in den Entwürfen zu 

Gesetz und Verordnungen vorgesehenen Veröffentli-
chungspflichten genügen nicht. (s. Strom und Gas). 

• Gleichzeitigkeitsfunktion: Veröffentlichung der Er-
mittlung der sich ergebenden Gleichzeitigkeitsgera-
den.  

10. Energieeffizienz 
./. 

11. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
./. 

12. Unbundling 
Die Trennung des Netzes von anderen Aktivitäten eines 
integrierten EVUs ist eine wesentliche Voraussetzung, 
um Quersubventionierung und Informationsasymmetrien 
zu unterbinden. Ein fairer und diskriminierungsfreier 
Netzzugang ist nur möglich, wenn relevante Informatio-
nen zugänglich sind. Ausnahmeregelungen bei den Ent-
flechtungsregelungen müssen daher so weit wie möglich 
vermieden werden. 
• rechtliche Entflechtung für Verteilernetze bereits 

mit In-Kraft-Treten des Gesetzes 
• Mindestgrenze für die Entflechtung auf 25.000 

Kunden legen 
• Keine Ausnahmen bei LNG-Anlagen und Gas-

speichern 
• Keine Fristverlängerung und mehr Transparenz 

beim buchhalterischen Unbundling 
Nach dem EnWG-Entwurf muss das buchhalterische Un-
bundling erst mit Beginn des ersten vollständigen Ge-
schäftsjahres nach Inkrafttreten durchgeführt werden (§ 
114). Dadurch würden die mit der Entflechtung beabsich-
tigten Effekte erst mit zweijähriger Verspätung eintreten: 
Da das neue EnWG erst 2005 in Kraft treten wird, be-
stünde die Verpflichtung erst ab dem Geschäftsjahr 2006. 
Tätigkeitsbilanzen und GuVs würden der Regulierungs-
behörde erstmals im Frühjahr/ Sommer 2007 vorliegen. 
Wir fordern, dass das buchhalterische Unbundling in dem 
Geschäftsjahr uneingeschränkt umgesetzt werden muss, 
in dem die Novelle in Kraft tritt. Dies ist zumutbar, da 
bereits jetzt alle EVUs mit Stromnetz im Rahmen der 
Entgeltkalkulation nach „VV II plus“ Kostenstellen- und 
Kostenträgerrechnungen sowie den handelsrechtlichen 
Jahresabschluss aufstellen müssen. Die Netzbetreiber 
müssen zur Veröffentlichung ihrer Bilanzen und GuVs 
verpflichtet werden. Mangels entsprechender Transpa-
renz können andernfalls die Marktteilnehmer ihre Be-
schwerderechte nach Art. 23 StromRL (und Art. 25 
GasRL) nicht hinreichend wahrnehmen. Die Möglich-
keit, durch Überprüfung der GuV „Diskriminierung, 
Quersubventionen und Wettbewerbsverzerrungen“ zu 
vermeiden, würde beeinträchtigt. 

13. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
und  
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14. Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnun-
gen 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Eingriffsbefugnisse 
sind richtig und angemessen, dazu gehört insbesondere 
die Vorteilsabschöpfung durch die REGTP. Eine zusätz-
liche Vorteilsabschöpfung durch Verbände ist aber nicht 
notwendig. 

Die eigentlichen Handlungsbefugnisse sind jedoch zu ge-
ring. Die Festschreibung von Details in Verordnungen 
wird nicht die Flexibilität haben, die für die dynamische 
Anpassung an Marktentwicklungen erforderlich ist. In-
haltlich schreibt der EnWG-E den zzt. erreichten Stand 
auf den Märkten fest. Nach Inkrafttreten des novellierten 
Gesetzes droht bis zum Monitoringbericht eine Zeitpha-
se, in der Gesetz- und Verordnungsgeber nicht auf Ver-
änderungen und Notwendigkeiten der Märkte reagieren 
können. Der neuen Regulierungsbehörde müssen daher 
ausreichende Gestaltungsmöglichkeiten generell und für 
den Einzelfall eröffnet werden. Dies gilt insbesondere für 
die Weiterentwicklung und Anpassung der regulatori-
schen Instrumente.  

So wie die Bundesregierung ihr die Entwicklung eines 
Anreizsystems übertragen möchte, muss sie auch an vie-
len anderen Stellen methodische Entwicklungen (z. B. 
Kalkulationsgrundlagen, Strukturklassen/Vergleichsver-
fahren, netzübergreifendes Entry-Exit-Modell im Gasbe-
reich) voranbringen und einzelne Parameter (z. B. Prä-
qualifikationsverfahren bei Regelenergie, EK-Zinssatz) 
anpassen können. 
Zusätzliche VCI-Punkte für Block 1 
(aus Bundestags-Block 2 übernommen) 
15. Areal/Werksnetze 
In der Chemie haben sich ausgehend von der ursprüngli-
chen Eigenversorgung Werksnetze entwickelt, über die 
heute auch Dritte mit Energie versorgt werden. Viele 
Chemieunternehmen betrachten es nicht mehr als ihr 
Kerngeschäft, Standorte zu betreiben, und konzentrieren 
sich verstärkt auf ihr eigentliches Geschäft, die Produkti-
on von Chemieerzeugnissen. Das EnWG anerkennt, dass 
Werksnetze „aufgrund einer wirtschaftlich und arbeits-
marktpolitisch positiv zu bewertenden Entwicklung der 
Standorte“ (EnWG-Gesetzesbegründung) eine andere 
Bedeutung als Netze der allgemeinen Versorgung haben 
und daher auch anders zu behandeln sind.  

Im Unterschied zu Netzen der allgemeinen Versorgung 
ist die Nutzung von Werksnetzen auf wenige Letztver-
braucher begrenzt. Am zzt. größten Chemiestandort ver-
sorgt der Werksnetzbetreiber weniger als 100 Kunden 
mit Strom und Gas. Dies ermöglicht, dass die Leistung 
im Einzelfall immer zu verursachungsgerecht und trans-
parent kalkulierten Entgelten angeboten wird. Die im 
Massengeschäft nicht mögliche Einzelfallbewertung fin-
det hier regelmäßig statt. Um bei der Netzregulierung die 
Verhältnismäßigkeit zu wahren, bedarf die Nutzung von 
Werksnetzen nicht der Kontrolle durch die Regulie-
rungsbehörde.  

Zu Recht sieht deshalb der Entwurf eine Ausnahmevor-
schrift für Werksnetze vor (§ 110). Allerdings ist die De-
finition der Werksnetze nicht präzise genug, um die un-
terschiedlichen Formen der Werksnetze sauber von Net-
zen der allgemeinen Versorgung abzugrenzen. Aufgrund 
struktureller Veränderungen haben sich einzelne Netze so 

entwickelt, dass auf dem Standort nicht nur eigene und 
verbundene Unternehmen, sondern auch Dritte ange-
schlossen und über dieses Netz mit Energie versorgt 
werden. Daher stellt der bisher vorgesehene Negativaus-
schluss („und nicht der allgemeinen Versorgung dienen“) 
nicht sicher, dass solche Werksnetze unter die Ausnah-
mevorschrift fallen. 
Werksnetze sollten nicht als das Gegenteil von „allge-
meiner Versorgung“ definiert werden, sondern als das, 
was sie sind: Netze, die auf nicht-öffentlichen We-
gen/Straßen der Lieferung von Energie zwischen Unter-
nehmen des produzierenden Gewerbes an industriellen 
Standorten dienen. 
Ein diskriminierungsfreier Netzzugang Dritter ist bei den 
Werksnetzbetreibern sichergestellt, da sie bereit sind, die 
Korrektheit ihrer Zugangsbedingungen und ihrer Ent-
geltkalkulationen im Einzelfall prüfen zu lassen.  
16. Grundsätze der Entgeltkalkulation 
Nettosubstanz- durch Realkapitalerhaltung ersetzen 
Die Nettosubstanzerhaltung als Kalkulationsmethode zur 
Abschreibung von Anlagen bildet die realen Kosten nicht 
zutreffend ab und ermöglicht es insbesondere, Gewinne 
in den Kosten zu verstecken. Sie muss daher durch das 
Prinzip der Realkapitalerhaltung ersetzt werden, das dem 
berechtigten Anspruch der Kapitalgeber auf eine ange-
messene Verzinsung des eingesetzten Kapitals vollauf 
genügt.  
Die Nettosubstanzerhaltung orientiert sich nicht an den 
tatsächlichen Anschaffungskosten einer Anlage, sondern 
an dem jeweils angenommenen Wiederbeschaffungswert, 
unabhängig davon, ob eine Wiederbeschaffung überhaupt 
erfolgt. Aufgrund der langen Nutzungsdauern der Netze 
über mehrere Jahrzehnte erfolgt häufig aber keine oder 
jedenfalls keine identische Wiederbeschaffung eines An-
lageguts (etwa bei Rückbau infolge von Überkapazitäten, 
oder weil im Zuge des technischen Fortschritts alte Anla-
gen durch andersartige, kostengünstigere Anlagen ersetzt 
werden). Dies hat zur Folge, dass die Differenz zwischen 
abgeschriebenem Wiederbeschaffungswert und den tat-
sächlichen Anschaffungskosten als Gewinn ausgeschüttet 
werden kann. Dies entspricht nicht den Zielen des Geset-
zes. Dies könnte nur durch sehr hohen Kontrollaufwand 
durch die Regulierungsbehörde vermieden werden. Das 
Ziel einer schlanken Regulierung würde verfehlt. 
Das Prinzip der Realkapitalerhaltung hingegen bietet eine 
höchstmögliche Transparenz und vermeidet die mögliche 
Diskrepanz zwischen tatsächlichem und (nach dem Prin-
zip der Nettosubstanzerhaltung) kalkuliertem Reinvesti-
tionsbedarf. Sie ist übrigens auch bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge, bei denen kein wettbewerblicher Markt 
besteht, gesetzlich vorgeschrieben. 
Oft wird gegen die Realkapitalerhaltung vorgebracht, ein 
Übergang von der Nettosubstanzerhaltung zur Realkapi-
talerhaltung führe entweder zu steigenden Netzentgelten 
oder zu einer Finanzierungslücke des Netzbetreibers. 
Dieses Argument beruht zum einen auf der Annahme, 
dass die zurzeit existierenden Anlagen seit Beginn ihrer 
Lebensdauer nach dem System der Nettosubstanzerhal-
tung abgeschrieben wurden. Dies ist jedoch falsch: So 
wurde in der Erdgaswirtschaft in der Vergangenheit noch 
nie nach dem System der Nettosubstanzerhaltung kalku-
liert, sondern nach dem Prinzip der Anlegbarkeit. Auch 
im Strombereich galten jahrelang völlig andere Kalkula-



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)1511 

  91 

tionsprinzipien (Anlegbarkeit, Konkurrenz durch Eigen-
erzeugung). Zum anderen lässt sich ein Übergang reali-
sieren, der keine steigenden Netzentgelte bedeutet und zu 
keinen erheblichen Finanzierungslücken führt. Um in 
Einzelfällen möglicherweise auftretende Härten zu ver-
meiden, könnte eine Ausnahmeregelung vorgesehen 
werden: Für Anlagen, die nachweislich von Anfang an 
nach Nettosubstanzerhaltung abgeschrieben wurden, 
können die Netzbetreiber weiterhin dieses Verfahren an-
wenden. Dazu müssen sie natürlich nachweisen, dass den 
kumulierten Abschreibungen auch entsprechende Investi-
tionen gegenüberstehen. 

Block 2: Themenschwerpunkte Strom 
1. Kalkulation der Netznutzungsentgelte 

− Nettosubstanz- durch Realkapitalerhaltung ersetzen 
(s. Block 1, Punkt 16) 

− Der EK-Zinssatz sollte normativ nur für wenige 
Monate vorgegeben werden. Wir begrüßen daher, 
dass nach neuester NEVO vorgesehen ist, der Re-
gulierungsbehörde zum 1.1.2006 die Kompetenz zu 
übertragen, diesen Zinssatz den Marktgegebenhei-
ten entsprechend dynamisch anpassen zu können.  

− Die explizite oder (im Gesamt-EK-Zinssatz festge-
legte) implizite Berücksichtigung eines Wagniszu-
schlags lehnen wir ab. Zumindest aber muss er auf 
ein deutlich niedrigeres Niveau als bislang vorge-
sehen reduziert werden, da durch die vorgesehene 
periodenübergreifende Saldierung das Risiko einer 
Kostenunterdeckung praktisch ausgeschlossen ist. 

− Keine Erhebung von Baukostenzuschüssen (BKZ) 
Das EnWG muss sicherstellen, dass Baukostenzu-
schüsse künftig nicht mehr erhoben werden. BKZ 
dienen vor allem dazu, dass der Netznutzer einen 
Teil der Netzinvestitionen vor- oder auch nachfi-
nanziert. Bei kostenorientierten Entgelten haben 
BKZ heute keine Berechtigung mehr, da sie dem 
Gebot der Kosten- und Entgelttransparenz wider-
sprechen. Da die Netzbetreiber die Möglichkeit, 
BKZ zu erheben, unterschiedlich nutzen, verhin-
dern sie die Vergleichbarkeit der Netzentgelte im 
nationalen und internationalen Vergleich. Damit 
können BKZ zur Diskriminierung führen und mehr 
Wettbewerb verhindern. 

Für eine Steuerungswirkung sind BKZ nicht erfor-
derlich, weil die direkten Anschlusskosten einen 
wesentlich wirkungsvolleren Anreiz bieten, An-
schlussleitungen nicht überzudimensionieren. BKZ 
müssen durch erlösneutrale Kostenelemente ersetzt 
werden. Eine Steuerung kann durch zeitlich befri-
stete Take-or-pay-Klauseln – also die Verpflichtung 
des Käufers, einen bestimmten Prozentsatz der Jah-
resvertragsmenge unabhängig davon zu bezahlen, 
ob diese Mengen tatsächlich abgenommen worden 
sind – in Netznutzungsverträgen zuverlässiger er-
reicht werden.  

Die Einführung von entsprechenden Kostenelemen-
ten muss bundeseinheitlich erfolgen und durch die 
Regulierungsbehörde überprüft werden können. Be-
reits gezahlte BKZ müssen ab MS-Ebene aufwärts 
anschlussindividuell aufgelöst werden. Die in den 
Verordnungsentwürfen vorgesehene Ungleichbe-

handlung von Einspeise- und Entnahmeanschlüssen 
ist nicht gerechtfertigt. 

− Bei der Durchführung eines Vergleichsverfahrens 
sollte kein Strukturmerkmal Ost/West verwendet 
werden. Zumindest aber sollte die Regulierungsbe-
hörde die Möglichkeit erhalten, bereits ab In-Kraft-
Treten des neuen EnWG über die Verwendung die-
ses Strukturmerkmals zu entscheiden und nicht erst 
ab 2007. 

2. Stromhandel 
Ziel des Gesetzes ist funktionierender Wettbewerb bei 
den Produkten Strom und Gas. Dazu muss ein liquider 
und börsenfähiger Stromhandel ermöglicht werden. Aus 
Sicht der Chemie sollten sich das EnWG und seine Ver-
ordnungen aber nur auf die Regulierung der Netze inklu-
sive der Netzsystemdienstleistungen beschränken. Dazu 
muss aber die Netzregulierung effektiv erfolgen, Trans-
parenz gewährleistet sein und Quersubventionierungen 
ausgeschlossen werden. 
3. Grundversorgung /Ersatzversorger 

./. 

4. Regelenergie 
Regel- und Verlustenergie: Angebotsseite stärken, 
Nachfrage reduzieren 
Der Beschaffungsmarkt für Regel- und Verlustenergie 
wird durch wenige Anbieter beherrscht, vor allem von 
den vier EVUs mit Übertragungsnetzen. EnWG und Zu-
gangsverordnung müssen sicherstellen, dass die Beschaf-
fung von Regelenergie wirtschaftlich effizient erfolgt. 
Das preistreibende Missverhältnis zwischen Angebot und 
Nachfrage muss durch regelzonenübergreifende Bedarfs-
ermittlung und Ausbau des Angebots reduziert werden. 
Zur Schaffung von Wettbewerb zwischen den dominie-
renden Regelleistungsanbietern ist ein regelzonenüber-
greifendes Ausschreibungsverfahren bei Beschaffung 
und Einsatz erforderlich. Regelenergieeinsatz „gegenein-
ander“ muss verhindert werden. Die Leistungsanforde-
rungen für die Teilnahme am Regelenergiemarkt müssen 
so ausgestaltet werden, dass möglichst viele kleinere und 
industrielle Anbieter an den Ausschreibungen teilnehmen 
können. 
Der Gesetzentwurf verpflichtet die ÜNB, zur Senkung 
des Regelenergieaufwands zusammenzuarbeiten und da-
zu die Ausschreibung über eine gemeinsame Internet-
plattform durchzuführen. Dies ist ein erster Schritt in die 
richtige Richtung. 
Allerdings setzen die Verordnungsentwürfe diese Grund-
lage nicht um. Die im neuesten Verordnungsentwurf vor-
gesehene Gleichzeitigkeit der Ausschreibungen in den 
einzelnen Regelzonen würde sogar im Gegensatz zu die-
sen Zielen bedeuten, dass ein Anbieter nur bei einer Re-
gelzone anbieten kann. Dies führt zu einer weiteren Ver-
knappung des Angebots und damit gerade nicht zur drin-
gend benötigten Stärkung der Angebotsseite.  
Die vorgesehene Möglichkeit der Regulierungsbehörde, 
Vorgaben für die Ausschreibung zu machen, ist richtig. 
Allerdings müssen mit In-Kraft-Treten bereits erste Vor-
gaben gemacht werden. Dazu sollten als Basis die Be-
dingungen des Transmission Code verwendet werden. Es 
genügt nicht, bis zu einer Festsetzung durch die Regulie-
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rungsbehörde die ÜNBs die Bedingungen festlegen zu 
lassen. In der derzeitigen Praxis weichen die ÜNB für die 
Präqualifikation von den im Transmission Code festge-
legten Bedingungen ab, indem weit darüber hinausge-
hende Anforderungen gestellt werden. Markteinschrän-
kende Interpretationsspielräume müssen konkretisiert 
werden. 
• Zur Schaffung von Wettbewerb zwischen den domi-

nierenden Regelleistungsanbietern ist ein regelzonen-
übergreifendes Ausschreibungsverfahren bei Be-
schaffung und Einsatz erforderlich; kein Regelener-
gieeinsatz „gegeneinander“ 

• Möglichst viele, auch kleinere und industrielle An-
bieter von Regelenergie (über Kraftwerks- oder Ab-
wurfleistung) müssen an der Ausschreibung teilneh-
men können. Dazu sind im Strombereich deutlich an-
bieterfreundlichere Präqualifikationsverfahren nötig, 
ggf. auch unter Inkaufnahme höheren technischen 
Aufwands für das online Einsatzmanagement, jedoch 
unter Berücksichtigung eines wirtschaftlich vertretba-
ren technischen Aufwands insbesondere bei kleineren 
Bereitstellerleistungen. Durch die Erschließung des 
Regelenergiemarktes können geeignete Anbieter 
deutliche Kostensenkungen in ihrer gesamten Ener-
giebeschaffung erreichen. Darüber hinaus sollte die 
erforderliche Präqualifikation für einen schnellen Zu-
gang von Anbietern zum Regelenergiemarkt auf max. 
1 Monat begrenzt werden. 
− Die vorgegebenen Mindestleistungen müssen min-

destens auf das im Transmission Code festgelegten 
Niveau reduziert werden: bei Primärenergie von 10 
auf 2 MW und bei Sekundärenergie von 20 auf 10 
MW. 

− Pooling bei der Sekundär- und Minutenreserve zur 
Erreichung der Mindestleistung muss ermöglicht 
werden. 

− Pooling von Sekundärreserve sollte regelzonen-
übergreifend zugelassen werden, da ohnehin jede 
Anlage online beim jeweiligen Vertrags-ÜNB auf-
geschaltet wird 

− Es muss möglich sein, die Teilnahmevoraussetzun-
gen über Regelenergiepools zu erfüllen: sowohl in 
Hinblick auf die Leistungsbündelung zwecks Errei-
chen der Mindestleistung als auch bei technischen 
Vorgaben wie z.B. der Einhaltung von Lastände-
rungsgeschwindigkeiten einer Anlage. Erst das 
Pooling technischer Eigenschaften zur gemeinsa-
men Erfüllung der technisch notwendigen Regel-
energielieferanforderungen gewährleistet die Er-
schließung der insbesondere im industriellen Be-
reich vorhandenen Leistungsressourcen. 

• Vollständige Transparenz (bei Mengen und Preisen) 
und marktgerechte Beschaffung aller Leistungen vom 
Strommarkt, insbesondere bei Verlustleistung und 
„Stundenreserve“ in Verbindung mit dem EEG. 

• Auch Verlustenergie muss bei Strom bundeseinheit-
lich und regelzonenunabhängig ausgeschrieben wer-
den.  

4a. Transparenz  
Auf eine flächendeckende Einzelkontrolle und damit eine 
aufgeblähte Regulierungsbehörde kann nur verzichtet 

werden, wenn für die Netznutzer bei den wesentlichen 
Vorgängen im Netz Transparenz besteht. Ineffizientes 
bzw. missbräuchliches Verhalten muss so eindeutig er-
kennbar sein, dass eine ausreichend begründete Be-
schwerdeführung bei der Regulierungsbehörde möglich 
ist. Dies betrifft vor allem 
• die Festlegung der Gleichzeitigkeitskurven in einer 

Gruppenkalkulation,  
Die Netzbetreiber müssen verpflichtet werden, die Er-
mittlung der Gleichzeitigkeitsgeraden detailliert darzule-
gen. Fraglich ist, ob es eine Festlegung auf einen 
Schnittpunkt von zwei Geraden bei 2.500 h geben muss. 
Eine Kurve mit mehreren "Knickpunkten" könnte Sinn 
machen, wenn dies der besonderen Situation des Netz-
betreibers entspricht. 
• die eingesetzte Regelenergie im Sekundenraster (sal-

dierte 15-Minuten-Intervalle besitzen keinerlei Aus-
sagekraft), 

• Mengen und Preise von Regel- und Verlustenergie 
• die Veröffentlichung der Jahreshöchstlast und des 

Lastverlaufs jeder Spannungsebene als 15-Minuten-
werte 

• die Lastflüsse auf 110 kV-Ebene und höher 

• Auslastung der grenzüberschreitenden Kuppelkapazi-
täten; Belegung der Kuppelstellen durch angemeldete 
Fahrpläne, Altverträge und Reserve 

• technische Verfügbarkeit der Netzkapazitäten 

• Ergebnisse der Auktionen von Übertragungsnetzka-
pazitäten 

• Windeinspeisungen sowie 
• Kraftwerksdaten (Kapazitäten, Zu- und Abbauten,). 

5. Dezentrale Einspeisung/Vermiedene Netznut-
zungsentgelte 

Die Berücksichtigung vermiedener Netznutzungsentgelte 
muss auf Gesetzesebene vorgesehen werden. Dabei sollte 
vorgegeben werden, dass maßgeblich für die vermiede-
nen Entgelte alleine die physikalische Entlastung im Netz 
sein darf. 

Dezentrale Erzeugungsanlagen (mit Ausnahme von 
EEG-Anlagen und solchen KWK-Anlagen, deren Vergü-
tung nach individueller Vereinbarung mit dem Netz-
betreiber geregelt ist) müssen vom Netzbetreiber, in des-
sen Netz eingespeist wird, ein Entgelt erhalten, das den 
durch die Einspeisung eingesparten Entgelten entspricht. 
Maßgeblich für die vermiedenen Entgelte darf alleine die 
physikalische Entlastung im Netz sein. Insofern muss bei 
einer Auszahlung von Geldmitteln durch den Netzbetrei-
ber zu Lasten der sonstigen Netzentgelte sicher gestellt 
sein, dass 

• die Auszahlungen transparent, diskriminierungsfrei 
und in der Höhe erfolgen, in der die betreffende Ein-
speisung tatsächlich die Kostenbelastung aus den ent-
lasteten Netzen verringert; 

• die Summe der Auszahlungen in ihrer Höhe der Ge-
samtersparnis bei der Kostenbelastung aus dem entla-
steten Netz entsprechen. 
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Neben der Verankerung der Vergütung dezentraler Ein-
speisung über standardisierte Regelungen – im Normal-
fall in den vorgelagerten Netzebenen – sollte in beson-
ders begründeten Einzelfällen auch eine diskriminie-
rungsfreie, individuelle Regelung mit anteiligen Netzko-
sten möglich sein, um im Einzelfall eine angemessene 
Entgeltermittlung für eindeutig zuordenbare eingesparte 
Netznutzungsentgeltanteile berücksichtigen zu können. 
Dies sollte möglich, allerdings mit der Regulierungsbe-
hörde abzustimmen sein. 
Die im neuesten VO-Entwurf vorgesehenen Regelungen 
tragen diesen Zielen Rechnung. Dies gilt insbesondere 
bei Berücksichtigung von § 19 Abs. 4 des neuesten Ent-
gelt-Verordnungsentwurfs. 
6. Contracting und  
7. Arealnetze 
Industrielle Werksnetze sollten von den Anforderungen 
des EnWG weitgehend freigestellt werden, wie in § 110 
EnWG-E vorgeschlagen. Zur VCI-Positionierung zur De-
finition eines industriellen Werksnetzes s.o. (Block 1). 
Die im Rahmen der EnWG-Novellierung vorgesehene 
Einführung einer Definition von Werksnetzen gibt die 
Gelegenheit, auch beim EEG diese Unterscheidung zu 
nutzen.  
Das derzeit gültige Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
bezieht Strom aus industriellen KWK-Anlagen in die 
bundesweite Ausgleichsregelung (§ 14 EEG) ein – selbst 
dann, wenn dieser KWK-Strom nicht in Netze der „all-
gemeinen Versorgung“ eingespeist, sondern innerhalb 
von „Werksnetzen“ erzeugt, geliefert und in der Produk-
tion eingesetzt wird. Gleichzeitig wird dieser Strom bei 
der KWK-Förderung aber nicht berücksichtigt. Im Er-
gebnis wird eine hocheffiziente, nicht geförderte und de-
zentrale Stromerzeugung mit der EEG-Umlage belastet. 
Dies widerspricht dem Ziel, generell den Anteil an de-
zentraler Stromerzeugung zu erhöhen.  
Wir schlagen daher vor, auch bei der EEG-Ausgleichs-
regelung zwischen Netzen der allgemeinen Versorgung 
und Werksnetzen zu differenzieren: 
KWK-Strom in Werksnetzen, der nicht in die allgemeine 
Versorgung gelangt und daher auch nicht nach KWK-G 
gefördert wird, sollte nicht mit der EEG-Umlage belastet 
werden.  
8. Stromkennzeichnung 

./. 
9. Anschlusspflicht bei KWK-Anlagen 
Vorrangkonflikt zwischen EEG und KWKG 
Dezentrale Stromerzeugung hat einen hohen Stellenwert. 
Mit der Konkurrenz von EEG und KWK-Gesetz kann in 
einzelnen Fällen ein Konflikt entstehen, in den die Anla-
genbetreiber und der jeweilige Netzbetreiber unverschul-
det geraten können. Dabei führt die zzt. gesetzlich gere-
gelte Vorrangregelung des EEG dazu, dass KWK-
Einspeiser im Zweifelsfall zurücktreten müssen. 

An einem Chemiestandort in Brandenburg wird eine 
KWK-Anlage betrieben. Die gesamte Produktion am 
Standort ist von einer kontinuierlichen Erzeugung von 
Prozesswärme und -dampf abhängig. Daher wird die 
KWK-Anlage hocheffizient nach dem Wärmebedarf aus-
gerichtet, und anfallender Überschuss-Strom wird ausge-

speist. Der massive Ausbau von EEG-Anlagen führt da-
zu, dass der Netzbetreiber bereits für Sommer 2005 die 
reduzierte Einspeisung aus der KWK-Anlage angekün-
digt hat. Dies führt beim KWK-Einspeiser dazu, dass 
seine komplette Investitionsrechnung nicht mehr aufrecht 
zu erhalten ist. Die industrielle Produktion am Standort 
würde in Frage gestellt.  

KWK- und EEG-Strom müssen gleichgestellt werden. 
Dadurch wird erreicht, dass im Falle von Engpasssitua-
tionen primär die Einspeisung von konventionell auf 
Kondensationsbasis erzeugtem Strom eingeschränkt 
wird. Darüber hinaus soll für den Fall, dass in Einzelfäl-
len dennoch zwischen KWK- und EEG-Strom entschie-
den werden muss, der Netzbetreiber die Möglichkeit ha-
ben, unter Einschaltung der Regulierungsbehörde in Ab-
wägung einer Mehr- oder Minderbeeinträchtigung der 
Umwelt und der wirtschaftlichen Interessen, sich fallwei-
se für KWK- oder EEG-Strom zu entscheiden. 

10. Schiedsstelle für Streitigkeiten betr. EEG-Umlage 
und Anschluss von EEG-Anlagen 

./. 

Zusätzliche VCI-Punkte für Block 2: 
11. Engpassmanagement 
Anders als vorgesehen, müssen auf Gesetzesebene im 
EnWG die grundlegenden Bestimmungen zum Umgang 
mit Netzengpässen enthalten sein. Wie die Begründung 
zum neuesten Entwurf der Entgeltverordnung darstellt, 
sollten sich die Regelungen an der EG-Verordnung 
1228/2003 über den grenzüberschreitenden Stromhandel 
orientieren. Kapazitätshortung muss unzulässig sein.  
• Beseitigung von Engpässen 

Engpässe sind vorrangig durch technische oder be-
triebliche Maßnahmen, etwa Schalthandlungen, zu 
beseitigen. Dauerhafte Engpässe sind gemäß EU-
Verordnung zum grenzüberschreitenden Stromhandel 
durch marktwirtschaftliche Mechanismen zu behe-
ben. 

• Transparenz bei der Engpassbewirtschaftung schaffen 
Bei der Engpassbewirtschaftung müssen die Netz-
betreiber zur unverzüglichen Veröffentlichung der 
auftretenden Engpässe und geplanten Maßnahmen zu 
ihrer Behebung verpflichtet werden.  

• Zweckbindung der Erlöse aus der Engpassbewirt-
schaftung  
Erlöse aus der Bewirtschaftung von Engpässen (Auk-
tionen) müssen zweckgebunden zur Beseitigung des 
entsprechenden Engpasses verwendet werden. Davon 
darf nur abgewichen werden, wenn es sich nicht um 
einen strukturellen, sondern lediglich um einen tem-
porär auftretenden Engpass handelt, so dass aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht größere Investitionen in 
eine dauerhafte Beseitigung des Engpasses mangels 
Nachfrage nicht gerechtfertigt erscheinen. 

12. Sonderfälle der industriellen Netznutzung 

Individuelle Anschlussfälle („singulärer Großkunde“) 
berücksichtigen 
Industrielle Anschlüsse sind häufig so aufgebaut, dass 
der gesamte Strombedarf im Regelfall aus Anschlusslei-
tungen bezogen wird, die z. B. bis zur nächsten Um-
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spannstation führen und vom Netznutzer in Form von 
Anschlusskosten vollständig finanziert wurden. 
In solchen Fällen wird in der heutigen Praxis nur der Ta-
rif dieser nächsten Umspannebene angewendet; die Ko-
sten der Anschlussleitungen werden separat und transpa-
rent an den Netznutzer verrechnet.  
• Dies muss auch durch Gesetz und Verordnungen ge-

schützt werden: Wenn bestimmte Netzanlagen für ei-
nen Netznutzer errichtet oder ausschließlich von ei-
nem Netznutzer genutzt werden, so muss dieser 
Netznutzer nur die Entgelte für die Netz- bzw. Um-
spannebenen entrichten, die vor den ausschließlich 
genutzten Betriebsmitteln („singulärer Großkunde“) 
liegen. Das Bestehen einer Noteinspeisungvon einer 
niedrigeren Spannungsebene, die im Normalbetrieb 
nicht genutzt wird und im Notfall unter Umständen 
auch nicht den vollständigen Leistungsbedarf bereit-
stellt, darf hieran nichts ändern. 

• Die Förderung nach dem KWK-Gesetz setzt eine 
Einspeisung ins öffentliche Netz voraus. Ein indus-
trieller KWK-Betreiber muss daher seine moderni-
sierte Anlage meist separat an die (von ihm ansonsten 
exklusiv genutzte) Sammelschiene anschließen. Die 
Netzbetreiber tarifieren dann oft so, als ob Einspei-
sung und Entnahme an verschiedenen Orten erfolgt. 
Hierdurch entstehen dem Netznutzer Zusatzkosten 
aus der Netzentgeltverrechnung, die einen erhebli-
chen Teil der KWK-Förderung aufzehren würden und 
die beim Netzbetreiber als Zusatzgewinn hängen 
bleiben. 

• Die im neuesten VO-Entwurf hierzu vorgesehenen 
Regelungen sind weitgehend geeignet, diesen Zielen 
Rechnung zu tragen. Allerdings sollte die Bedingung 
in §19 Abs. 3 (Betriebesmittel ausschließlich von ei-
nem Netznutzer genutzt) im o.g. Sinne (erstes Tiret) 
erweitert werden. Wichtig ist, dass – wie zzt. vorge-
sehen – die Regelungen obligatorisch ausgestaltet 
werden. 

„Atypische Netznutzung“: Netzentlastendes Verhal-
ten unterstützen 
Bei industriellen Stromverbrauchern existieren erhebli-
che, bislang noch wenig genutzte Möglichkeiten, die Zei-
ten der höchsten Netzbelastung zu meiden. Wenn diese 
genutzt würden, könnten die Netze effizienter ausgelastet 
und Netzausbaukosten vermieden werden.  
Die Kostenwälzung basiert auf dem individuellen Beitrag 
eines Netznutzers zur Jahreshöchstlast des Netzes. Der 
sinnvolle Anreiz, den eigenen Beitrag zur Jahreshöchst-
last zu senken, geht jedoch verloren, wenn – wie bisher 
praktiziert und in der Netzentgeltverordnung vorgesehen 
– die Netzbriefmarke mit Hilfe von intransparent erstell-
ten Gleichzeitigkeitskurven in Leistungs- und Arbeits-
preis umgesetzt wird und trotz vorhandener Ausnahme-
regelung (NEVO § 19 (2)) und fehlender Transparenz der 
notwendigen Netzbetreiberdaten eine Anwendung der 
Ausnahmereglung unmöglich gemacht wird.  
Um netzentlastendes Verhalten zu fördern und damit 
volkswirtschaftlich unnötige Kosten zu sparen, müssen 
Tarife ermöglicht werden, die bei entsprechenden Steue-
rungsmöglichkeiten dem Beitrag zur Jahreshöchstlast 
entsprechen. Hierzu liefert der Paragraph § 19 (2) einen 
wichtigen Beitrag. Es muss aber in der Verordnung ge-

währleistet werden, dass diese Regelung auch „leben“ 
kann. 
Netzreserveleistung: Dezentrale Einspeisung unter-
stützen 
Betreiber von (meist KWK-basierten) Eigenerzeugungs-
anlagen haben sporadisch (bei Anlagenstillstand) einen 
erhöhten Leistungsbedarf bei der Netznutzung („Reser-
veleistung“). Da gemäß der Gleichzeitigkeitskurven die 
Netzentgelte in zwei verschiedene Leistungspreisberei-
che (unter und über 2500 Benutzungsstunden) aufgeteilt 
werden, sind Eigenerzeuger, die nur einen Teil des Ei-
genbedarfs regelmäßig decken, für diese Reserveleistung 
deutlich höher belastet, als solche, die ihren gesamten 
Eigenbedarf selbst erzeugen.  
Um diese Diskriminierung zu vermeiden, muss die Regu-
lierungsbehörde die Kompetenz erhalten, eine Sonderre-
gelung zur Bestellung von Reserveleistung zu entwik-
keln. Bis dahin sollte die zzt. hierzu praktizierte Rege-
lung in die NEVO Strom übernommen werden. 

Block 3: Themenschwerpunkte Gas 
1. Zugang zu den Gasnetzen (Entry-Exit-Modell) 
Für den Erdgasmarkt konnte bisher in Deutschland kein 
wettbewerbsgerechtes Netzzugangsmodell erzielt wer-
den, obwohl der deutsche Gasmarkt seit 1998 formal ge-
öffnet ist. Für einen Gasverbraucher ist es nahezu un-
möglich, eine Erdgasdurchleitung praktikabel und renta-
bel zu organisieren. Daher begrüßen wir grundsätzlich, 
dass EnWG und Zugangsverordnung für den Erdgas-
markt ein transaktionsunabhängiges Entry-Exit-Netzzu-
gangsmodell vorsehen.  

Ziel des neuen Modells muss ein liquider und börsenfä-
higer Gashandel sein. Nur dann wird auch den Zielen der 
EU-Richtlinien und den Forderungen des Madrid-Forums 
entsprochen. Dazu müssen Gesetz und Verordnung die 
Bildung eigentumsübergreifender Regelzonen und Ko-
operationsverpflichtungen der Netzbetreiber in Verbin-
dung mit grundlegenden Anforderungen an das Modell 
(Börsenfähigkeit, Massenmarktfähigkeit) vorgeben. Die 
Erfahrungen in anderen EU-Mitgliedstaaten zeigen, dass 
dies technisch und praktisch möglich ist. 

Diese Ziele und Vorgaben werden mit den vorgelegten 
Entwürfen zu Gesetz und Verordnung nicht erreicht. Ein 
effizienter und einfacher Netzzugang ist nur dann zu er-
reichen, wenn der Transportkunde für die Abwicklung 
einer Lieferung grundsätzlich nur zwei Partner auf der 
Netzbetreiberseite ansprechen muss – nämlich an der 
Einspeise- und an der Ausspeisestelle zum Endkunden. 
Daher muss grundlegend eine Kooperationspflicht der 
Netzbetreiber untereinander im Gesetz normiert werden. 
Das System muss weiterhin so gestaltet werden, dass der 
Transportkunde mit der Zahlung seines Entry-Entgelts 
Zugang zum gesamten deutschen Erdgasnetz erhält. En-
try- und Exit-Kapazitäten müssen unabhängig voneinan-
der buchbar sein. Dies ist in dem VO-Entwurf nicht 
durchgängig so formuliert. 

Mögliche Engpässe an Grenzen von Bilanzzonen können 
und müssen durch Kooperation der Netzbetreiber mini-
miert werden. Die an den Koppelstellen anfallenden Ent-
gelte sollten durch Entgeltwälzung dem Ausspeiseentgelt 
beim Endkunden zugerechnet werden, wie dies erfolg-
reich seit Jahren im Strombereich praktiziert wird. 
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Auch eine zusätzliche Zonenbildung auf regionaler Ebe-
ne ist unnötig und erschwert nur den Netzzugang. Sämt-
liche der überregionalen Ferngasebene unterlagerten 
Gasnetze dienen im Wesentlichen der Gasverteilung an 
Endabnehmer. Insofern müssen diese Netze in die auf der 
Ferngasebene gebildeten Zonen mit einbezogen werden. 
Auch hier dürfen Eigentumsgrenzen nicht die Bildung 
weiterer Zonen begründen. 
Die im Verordnungsentwurf vorgesehene Aufforderung 
an die Netzbetreiber, bei einem nicht ausreichenden Maß 
frei zuzuordnender Kapazität Managementmaßnahmen 
zur Erhöhung dieser Kapazität zu ergreifen – und hier 
zuerst vertragliche Vereinbarungen über bestimmte zuge-
sicherte Mindestlastflüsse zu prüfen, – ist sehr zu begrü-
ßen. 
Auch bei Gasnetzen werden zur Aufrechterhaltung der 
Netzstabilität Systemdienstleistungen benötigt (Aus-
gleichsenergie, Zugriff auf Speicher). Diese sollten wie 
im Strombereich bei den Netzbetreibern angesiedelt wer-
den. Um den Unbundling-Vorgaben zu entsprechen, 
müssen die Netzbetreiber dazu u.U. benötigte Aus-
gleichsenergie bei Händlern auf dem allgemeinen Markt 
beziehen.  
2. Gasspeicher 
Erdgasspeicher gehören zu den Monopolbereichen der 
Netze. Auch die umzusetzende EU-Richtlinie fordert ei-
ne Regulierung der Gasspeicher, solange kein Wettbe-
werb um Speicherkapazität nachgewiesen ist. Da in 
Deutschland bisher kein solcher Wettbewerb herrscht, 
muss der Zugang zu den Erdgasspeichern daher in Gesetz 
und Verordnung integriert werden. 

3. Gashandel 
Damit ein liquider und börsenfähiger Gashandel entste-
hen kann, so dass Kunden zwischen verschiedenen An-
bietern wählen können, müssen Gesetz und Verordnung 
ein börsenfähiges und massenmarktfähiges Modell vor-
geben. Wichtige Bausteine sind dabei die Bildung eigen-
tumsübergreifender Regelzonen und Kooperationsver-
pflichtungen der Netzbetreiber dazu.  

4. Teilnetzproblematik 
Die Funktionsfähigkeit des gesamten Gasnetz-Zugangs-
systems in Deutschland steht und fällt mit der Anzahl der 
Bilanzzonen bzw. Teilnetze. Gemäß der Definition im 
Verordnungsentwurf bezieht sich „ein Netz“ immer nur 
auf die Leitungssysteme, die im Besitz eines Netzbetrei-
bers sind. Damit wäre es den Netzbetreibern erlaubt, über 
730 Zonen – die den heutigen Gebieten der Netzbetreiber 
entsprechen – zu errichten. Sofern noch Teilnetze inner-
halb einzelner Netzbereiche gebildet werden, würde sich 
die Zahl der entstehenden Entry-Exit-Teilsysteme sogar 
noch erhöhen Unter diesen Umständen ist kein praktikab-
ler Netzzugang möglich, und eine Transaktionsunabhän-
gigkeit würde nicht erreicht. So kann auch kein börsen-
fähiger Gashandel entstehen. 
Die Zahl der Zonen muss daher von Beginn an auf eine 
geringe zweistellige Anzahl begrenzt und später weiter 
reduziert werden. Das Ziel eines einheitlichen Marktge-
biets für Erdgas in Deutschland, wie diese bereits heute 
beim Strom durch die EEX genutzt wird, muss im Vor-
dergrund stehen und gesetzlich verankert werden. Au-
ßerdem sind die Kooperationsverpflichtungen der Netz-
betreiber insbesondere bei der netzübergreifenden Kapa-

zitätsermittlung und Kapazitätsbereitstellung zu erwei-
tern und zu präzisieren.  
Netzbetreiber können nach VO-Entwurf innerhalb ihrer 
Netze Teilnetze bilden – ohne entscheidende Einfluss-
möglichkeiten der Regulierungsbehörde. Um die Funkti-
onsfähigkeit des Systems nicht zu gefährden, muss die 
Bildung von Teilnetzen auf Fälle von technischen Re-
striktionen begrenzt werden. Gerade an dieser für die 
Einführung von tatsächlichem Wettbewerb auf dem 
Gasmarkt entscheidenden Schlüsselstelle des Netzzu-
gangsmodells muss dem Regulator ein größerer Gestal-
tungsspielraum eröffnet werden.  
5. Kalkulation der Netzzugangsentgelte 
Die Angemessenheit der Netznutzungsentgelte muss 
auch für den Erdgasbereich sichergestellt sein. Die für 
den Strom vorgesehenen Regelungen zur Entgeltbestim-
mung müssen in gleicher Weise auch für den Erdgasbe-
reich eingeführt werden. Es gibt keine inhaltlichen Grün-
de für eine unterschiedliche Behandlung von Strom- und 
Gasnetzen.  
Im EnWG müssen daher analog zum Strom Regeln mit 
den drei folgenden Elementen festgeschrieben werden: 
• Kostenorientierte Entgeltkalkulation 
• Vergleichsmarktsystem 
• Anreizregulierung  
Damit das Netzzugangssystem auch praktikabel zu hand-
haben ist, muss die im Strombereich erfolgreich prakti-
zierte Regelung der Kosten-/Entgeltwälzung auch im 
Erdgasbereich eingeführt werden. Hierzu sind im Gesetz 
bzw. in der Verordnung entsprechende Kooperations-
pflichten der Netzbetreiber zu verankern, so dass der 
Transportkunde lediglich zwei Abrechnungen für das En-
try- und das Exitentgelt erhält. 
6. Rucksackproblem 
Der effiziente Zugang zum Erdgasnetz wird heute maß-
geblich dadurch behindert, dass angebliche „kontraktuel-
le Kapazitätsengpässe“ den Zugang Dritter verhindern. 
Das „Rucksackprinzip“ stellt zumindest sicher, dass ein 
Lieferantenwechsel eines bestehenden Verbrauchers si-
cher erfolgen kann und die für seine Versorgung erfor-
derliche Kapazität nicht beim alten Lieferanten verbleibt, 
was einen Wechsel andernfalls unmöglich machen bzw. 
mit großen Risiken behaften könnte. Das Rucksackprin-
zip muss daher uneingeschränkt Anwendung finden – auf 
alle im Erdgasnetz bislang für die Versorgung einer Ab-
nahmestelle verwendeten Kapazitäten vom Ausspeise-
punkt zurück bis zur Grenzübergangsstelle. Ausnahmen 
vom Rucksackprinzip dürfen nur zugelassen werden, 
wenn diese in Zusammenhang mit Vertragspflichten aus 
Take or pay-Verträgen stehen. Weitere Ausnahmen, etwa 
um dem bisherigen Lieferanten uneingeschränkt die Er-
füllung anderer vertraglicher Pflichten zu ermöglichen 
(z.B. zum Füllen von Speichern), dürfen nicht zugelassen 
werden. 

7. Differenzmengen/Regelenergie 
Auch bei Erdgas muss Ziel sein, einen Wettbewerbs-
markt für Bilanzenergie zu ermöglichen, um auch hier 
die volkswirtschaftlichen Kosten von Bilanzenergie zu 
minimieren.  
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Dazu muss – wie in Großbritannien – ein Intra-Day-
Markt mit niedrigen Eintrittsschwellen für die Teilnahme 
eingerichtet werden, in dessen Rahmen die Bilanzabwei-
chungen durch die Transportkunden bzw. Bilanzkreis-
verantwortlichen weiter reduziert werden können. Eben-
so muss ein Regelenergie-Markt mit niedrigen Eintritts-
schwellen für die Teilnahme eingerichtet werden, in des-
sen Rahmen die regelverantwortlichen Netzbetreiber Re-
gelenergie für den stabilen Netzbetrieb beschaffen. Die-
ser Regelenergie-Markt kann den Intra-Day-Markt mit 
einbeziehen. Die Bilanzzonen müssen in jedem Falle 
netzübergreifend über alle Netzstufen gebildet werden, 
was auch den netztechnischen Gegebenheiten entspricht. 
Die Regulierungsbehörde sollte die Kompetenz erhalten, 
Maßnahmen zur Förderung eines liquiden Intra-Day- und 
Regelenergiemarktes zu ergreifen. 
Zur Bestimmung der Ausgleichsenergiepreise muss das 
symmetrische Prinzip gelten: Die Regelenergiemengen 
werden im Rahmen der Bilanzkreisabrechnungen voll-
ständig den Transportkunden zugeordnet. Für Überspei-
sung wird der Tages-Regelenergiepreis vergütet, für Un-
terspeisung der gleiche Preis in Rechnung gestellt. Somit 
verbleibt dem Netzbetreiber lediglich der administrative 
Aufwand für Beschaffung und Verrechnung im Rahmen 
des Regelenergie-Verfahrens, der über die Netzentgelte 
in Ansatz gebracht werden kann. Der Tages-
Regelenergiepreis ergibt sich aus der durchschnittlichen 
Beschaffung des regelverantwortlichen Netzbetreibers 
am Regelenergiemarkt für den jeweiligen Tag.  
Wie in der VV Erdgas II vereinbart, ist ein Basisbilanz-
ausgleich in Höhe von 15% der Tagesmenge vorzusehen. 
Die in der Verordnung vorgesehenen niedrigeren Werte 
lehnen wir ab, da sie insbesondere für industrielle Kun-
den zusätzliche Hemmnisse für einen Marktzugang be-
deuten würden. Um den Notwendigkeiten dieser Kun-
dengruppe gerecht zu werden, ist zudem der in der VV 
Erdgas II vereinbarte Tagesbilanzausgleich vorzusehen. 

Zur Verringerung der notwendigen Bilanzenergie ist 
auch die Online-Absteuerung ein sinnvolles und notwen-
diges Mittel. Allerdings sollten nicht unnötig hohe Auf-
lagen dazu führen, dass dieses Verfahren für mittlere bis 
kleinere Industriebetriebe nicht wirtschaftlich darstellbar 
ist. Die Teilnahme an einer Online-Messung sollte dem 
Kunden nach eigener wirtschaftlicher Abwägung freige-
stellt sein und nicht durch gesetzliche Auflagen verordnet 
werden. Zusätzlich sollte der Einbau von Online-
Messungen dem Wettbewerb durch andere Messtechnik-
anbieter als dem Netzbetreiber geöffnet werden. 
8. Anpassung an europäische Normen 
Wie oben dargestellt, erfüllt das bislang vorgesehene 
Modell wegen der fehlenden Kooperationspflichten der 
Netzbetreiber nicht die grundlegenden Anforderungen 
der EU-Normen.  
9. Biogaseinspeisung 
Die Einspeisung von dezentral gewonnenem Biogas soll-
te durch das System ermöglicht werden. Wir sprechen 
uns deutlich aber gegen die Einführung von Quoten und 
einem eigenen Vergütungssystem für Biogaseinspeisung 
aus.  
Die Chemie ist auf günstige Ergaspreise angewiesen. 
Daher unterstützen wir ja gerade die Ziele des neuen 
EnWG, auch im Gasbereich durch eine börsenfähiges 
Netzzugangsmodell und eine Netzregulierung Wettbe-
werb zu ermöglichen und damit zu niedrigeren Gasprei-
sen zu gelangen. Dieses Ziel darf nicht – wie im Strom-
bereich beim EEG – partiell durch eine abnehmerfinan-
zierte Förderung der Einspeisung von Biogas konterka-
riert werden. Eine ggf. politisch gewollte Anschubfinan-
zierung darf nicht über erhöhte Netzzugangsentgelte oder 
Umlagen, sondern muss über steuerfinanzierte Modelle, 
zeitlich begrenzt und degressiv erfolgen. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1527 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verband deutscher Gas- und Stromhändler (EFET Deutschland) 

Einleitung  

EFET Deutschland begrüsst die Aktivitäten des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit (BMWA), das 
mit dem Entwurf eines Gesetzes über die Elektrizitäts- 
und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz, EnWG) 
einen wichtigen Schritt zur Umsetzung der Beschleuni-
gungsrichtlinien der EU vollzieht. Leider bleibt der vor-
liegende Gesetzentwurf in wesentlichen Punkten deutlich 
hinter der Vorgabe der EU-Richtlinien zurück, einen ein-
heitlichen wettbewerbsorientierten Binnenmarkt zu 
schaffen. 

Da die Entwicklung der EU-Binnenmärkte für Strom und 
Gas sich nicht wie gewünscht vollzogen hat, hatte EFET 
Deutschland im Rahmen der Verbändegespräche im Jah-
re 2003 bereits Vorschläge zur Verbesserung des Wett-
bewerbs erarbeitet und gemeinsam mit anderen Netznut-
zerverbänden (BDI, bne, VIK) zur Diskussion gestellt. 
Wir haben ferner dem BMWA einen EnWG-Entwurf und 
die Beschreibung eines an die Verhältnisse in Deutsch-
land angepassten Entry-Exit-Modells zur Verfügung ge-
stellt, womit wir in erster Linie ein umsetzungsfähiges, 
Richtlinien-konformes Netzzugangsmodell für den deut-
schen Gasmarkt vorgestellt haben. 

EFET Deutschland ist der Verband der Gas- und Strom-
Grosshandelsunternehmen und nimmt in dieser Stellung-
nahme nur zu den Elementen des Gesetzentwurfs Stel-
lung, die aus Sicht des Grosshandels für die Verwirkli-

chung eines liberalisierten Grosshandelsmarktes unmit-
telbar wichtig sind. Eine abschliessende Beurteilung des 
Gesetzentwurfs ist schwierig, weil das Gesetz eine Viel-
zahl von Rechtsverordnungen nach sich zieht und nur im 
Zusammenhang mit diesen vollständig beurteilt werden 
kann. Darüber hinaus sei insbesondere auf die gesonderte 
Stellungnahme von EFET Deutschland zum Entwurf der 
Netzzugangs-Verordnung Strom vom 5.11.2004 hinge-
wiesen. EFET Deutschland hält es für sehr problema-
tisch, das Gesetz ohne hinreichende Bestimmtheit einzel-
ner Vorgaben zu verabschieden. 

Vorbemerkung 

Dem Grosshandel mit Gas und Strom kommt innerhalb 
der Wertschöpfungskette Energie eine besondere Bedeu-
tung zu. Zum einen dient der Handel der Risikoabsiche-
rung der Unternehmen, zum anderen bewirkt er die Er-
mittlung eines fairen Preises der unterschiedlichen 
Strom- und Gas-Produkte. Er erzwingt damit eine 
marktweite Optimierung, die einen erheblichen volks-
wirtschaftlichen Nutzen und im Zusammenhang mit dem 
Emissionsrechtehandel auch ökologische Vorteile durch 
Verlagerung der Produktion in emissionsarme Kraftwer-
ke bringt.  

Ein Nutzen der Letztverbraucher durch den Wettbewerb 
setzt einen funktionierenden Grosshandelsmarkt voraus. 
Die Regulierung des Netzzugangs hat grundsätzlich 
schon preismindernde Effekte auf die Netzentgelte im 
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Strombereich ausgeübt – ein funktionierender Grosshan-
delsmarkt wird denselben Effekt für die Energiepreise 
haben.  
Das Gesetz enthält jedoch keine Verpflichtung der Netz-
betreiber, einen Marktplatz als Voraussetzung für einen 
funktionierenden Markt zu schaffen – das Wort Markt 
fehlt im Entwurf weitestgehend. Das Netz als Marktplatz 
bleibt unerwähnt. Ein funktionierender Grosshandels-
markt erfordert ein hohes Mass an Markttransparenz, d.h. 
den diskriminierungsfreien Zugang aller Marktteilnehmer 
zu preisbestimmenden Informationen. Informations-
pflichten und sonstige Aufgaben der Netzbetreiber sind 
im vorliegenden Gesetzentwurf aber nicht oder nur sehr 
ungenügend und ohne klare Zielbeschreibung geregelt. 
Teilweise unklare Einzelheiten sind lediglich im Entwurf 
der Netzzugangs-Verordnung zu finden.  
Ebenso fehlt im Gesetzentwurf eine Behandlung des 
Marktmodells. Das Gesetz sollte aber im Einklang mit 
dem Monitoring-Bericht für den Elektrizitätsmarkt we-
nigstens die Konsenspositionen der Verbändevereinba-
rung VVII+ (Strom) festschreiben. Für den Gasmarkt ha-
ben wir mit dem Entry-Exit-Modell für Deutschland ei-
nen konkreten und schnell umsetzbaren Vorschlag zur 
Einführung des transaktionsunabhängigen, börsenfähigen 
und diskriminierungsfreien Netzzugangs vorgelegt. Die 
Aufgabe, Marktmodelle durchzusetzen, die den Wettbe-
werb und die Liquidität fördern, sollte der Bundesregu-
lierungsbehörde (REGTP) zufallen. Ihr sollten in diesem 
Bereich Möglichkeiten für eine dynamische ex-ante-
Regulierung eingeräumt werden. Aus Sicht von EFET 
Deutschland wird die gerade in der Anfangsphase der 
Regulierung notwendige Flexibilität der Regulierungsbe-
hörde in dem vorliegenden Entwurf viel zu stark einge-
schränkt.  
EFET Deutschland würde es begrüssen, wenn im Ein-
klang mit den europäischen Richtlinien die Bezeichnung 
„Wettbewerbsbehörde“ an Stelle von „Regulierungsbe-
hörde“ gewählt würde.  
[Anmerkung: Alle von EFET-Deutschland geforderten 
wörtlichen Veränderungen des EnWG-Entwurfes sind im 
Folgenden durch Kursiv-Schrift gekennzeichnet.] 
§ 1  Zweck des Gesetzes 
Die genannten Ziele („sicher, preisgünstig, verbraucher-
freundlich und umweltverträglich“) spiegeln die Ziele der 
Beschleunigungsrichtlinie 2003/54/EG nicht voll wider. 
Absatz (1) sollte deshalb folgendermassen ergänzt wer-
den: „Zweck des Gesetzes ist es, in der Bundesrepublik 
Deutschland die rechtlichen Rahmenbedingungen für 
einen einheitlichen europäischen Binnenmarkt für Ener-
gie zu schaffen, durch Regulierung den Wettbewerb zu 
fördern und dadurch eine möglichst sichere, preisgün-
stige, verbraucherfreundliche und umweltverträgliche 
leitungsgebundene Energieversorgung mit Elektrizität 
und Gas im Interesse der Allgemeinheit zu gewährlei-
sten“. 
Nach unserer Auffassung sollten in Absatz (2) alle mit 
dem Gesetz verfolgten Ziele deutlich gemacht werden: 
(2)  Die Regulierung der Elektrizitäts- und Gasversor-
gungsnetze orientiert sich an den Zielen 
1.  einen wirksamen Wettbewerb bei der Belieferung mit 

Elektrizität und Gas sicher zu stellen und damit ein 
angemessenes Energiepreisniveau zu sichern 

2. einen langfristig angelegten leistungsfähigen und 
zuverlässigen Betrieb von Energieversorgungsnetzen 
zu sichern, 

3.  die Interessen der Energieverbraucher zu schützen, 
4.  die effiziente Nutzung der Energieversorgungsnetze 

zu unterstützen, 
5. Anreize für die Betreiber von Energieversorgungs-

netzen zum Ausbau ihrer Netze zu schaffen, 
6. die Sicherheit der Versorgung zu wahren, 
7. transparente und diskriminierungsfreie Netzan-

schluss- und Netznutzungsbedingungen zu gewähr-
leisten, 

8 die Interoperabilität von Energieversorgungsnetzen 
zu sichern und die Voraussetzungen für die Bildung 
möglichst grosser Regelzonen zu schaffen, 

9. ausreichende Transparenz bei allen marktpreis-
bildenden Parametern sicherzustellen, 

10. die Umweltverträglichkeit der Energieversorgung zu 
fördern und sicher zu stellen. 

§ 2  Aufgaben der Marktteilnehmer (ehemals „Ener-
gieversorgungsunternehmen“) 
Alle Marktteilnehmer sind verpflichtet, im Rahmen der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu einer Marktentwicklung 
im Sinne von § 1 beizutragen. 

§ 3  Begriffsbestimmungen 
Der Begriff „Diskriminierung“ ist nicht definiert, ob-
wohl er grundlegende Bedeutung für alle Marktteilneh-
mer und das Gesetz hat. Die Definition könnte folgen-
dermaßen lauten:  
„Diskriminierend handelt ein Energienetzbetreiber, 
wenn er einen Marktteilnehmer ohne sachlichen Grund 
unmittelbar oder mittelbar unbillig behindert oder 
Marktteilnehmer bei gleichartigen Sachverhalten unter-
schiedlich behandelt“. 

Der Begriff „Transparenz“ ist nicht definiert, obwohl er 
elementare Bedeutung für alle Markteilnehmer und das 
Gesetz hat. Definitionsvorschlag:  

„Transparenz bedeutet im Sinne dieses Gesetzes die Ver-
öffentlichung von marktrelevanten Daten, die durch 
Rechtsverordnung oder durch die Regulierungsbehörde 
näher bestimmt werden können.“ 

Ziffer 6: Der Begriff „allgemeine Versorgung“ (§ 18) ist 
nicht definiert. Unklar ist der Unterschied allgemeine 
Versorgung – Grundversorgung. 

Der Begriff „Lieferant“ (z.B. § 12 (4)) ist nicht definiert. 
Ist ein Grosshändler ein Lieferant? 

Ziffer 12: „Direktleitung“ ... Kunden sowie Industrie- 
oder Gewerbeparks. 

Ziffer 19: „Fernleitung“ ... der Kunden selbst, dies 
schliesst Transite sowie den An- und Abtransport zu und 
von Speicheranlagen mit ein 

Ziffer 21: „Grosshändler“: Die Definition muss erweitert 
werden. Es ist unklar, ob ein „Grosshändler“ auch ein 
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„Netznutzer“ ist (vgl. § 28). Eine Definition könnte fol-
gendermassen lauten: 
„Grosshändler eine natürliche oder juristische Person mit 
Ausnahme der Betreiber von Übertragungs-, Fernlei-
tungs- sowie Elektrizitäts- und Gasverteilungsnetzen, die 
Energie zum Zwecke des Weiterverkaufs (ausser an 
Letztverbraucher) kauft bzw. verkauft und das Netz im 
Sinne des § 3  Nr. 28 nutzt“  
Grosshändler müssen in keinem Netz „ansässig“ sein. 
Ziffer 23: „Hilfsdienste“ ...Mischungsanlagen, Odorie-
rungsanlagen sowie das gesamte Dispatching, jedoch mit 
Ausnahme von Anlagen, deren ausschliessliche Nutzung 
durch Fernleitungsnetzbetreiber zu Wahrung der System-
stabilität zwingend erforderlich ist. 
Ziffer 24: „Kunden" („Großhändler“: gestrichen) 
Letztverbraucher und Unternehmen, die Energie kaufen 
oder weiterverkaufen. 
Ziffer 29: Die Einschränkung der Netzpufferung auf 
„ausgenommen sind Einrichtungen, die Fernleitungs-
netzbetreibern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
vorbehalten sind“ ist nicht hinreichend definiert. 
Ziffer 31: „Speicheranlage“ ... Einrichtungen, („die aus-
schließlich Betreibern von Fernleitungsnetzen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind“: gestri-
chen) deren ausschliessliche Nutzung durch Fernlei-
tungsnetzbetreiber zu Wahrung der Systemstabilität 
zwingend erforderlich ist. 
Nicht definiert ist der Begriff Dispatching im Gasbe-
reich. Definitionsvorschlag: „Dispatching  unterteilt sich 
in physisches und kommerzielles Dispatching. Das physi-
sche Dispatching umfasst die Steuerung (Druck, Mengen 
und Beschaffenheit sowie die Mengenübernahme und 
Übergabe, die Messung bei Übernahme und Übergabe), 
sowie die Überwachung des Netzes entsprechend den 
Vorgaben des kommerziellen Dispatching. Kommerziel-
les Dispatching ist der Empfang und die Bestätigung von 
periodischen und ad-hoc-Mengenominierungen sowie 
Messwerten, Dispositionen, Allokationen, Auswertung 
der Messungen, Dokumentation und Abrechnung, die Er-
stellung von Fahrplänen sowie die Abwicklung der Re-
gelenergie. 
Der Begriff „Koordinierungsstelle“ ist nicht definiert. 
Definitionsvorschlag: Siehe Monitoringbericht des 
BMWA vom 31.08.2003: „Für die Organisation der Be-
reitstellung und Abrechnung von Regel- und Ausgleichs-
energie sowie des Qualitätsmanagements ist je Regelzone 
eine zentrale Koordinationsstelle einzurichten. Dies muss 
nicht zwingend ein Transportnetzbetreiber sein.“ 
§ 8 Operationelle Entflechtung 
Bemerkungen zu § 8 (2): Bei der operationellen Entflech-
tung unterscheidet der Entwurf u.a. Personen, die mit 
wesentlichen Tätigkeiten des Netzbetriebs betraut sind. 
Der Begriff der "wesentlichen Tätigkeiten" in § 8 (2) 2. 
bleibt aber unbestimmt, auch wenn der Gesetzentwurf 
insbesondere die Vermarktung von Netzkapazitäten und 
die Steuerung des Netzes nennt und die Begründung 
noch etwas weiter geht. 
§ 9 Verwendung von Informationen 
 Die Netzbetreiber verfügen über eine Vielzahl von In-
formationen. Soweit es sich dabei um sensible wirtschaft-
liche Informationen handelt – z.B. die Fahrpläne von 

Marktteilnehmern – sind diese vertraulich zu behandeln. 
Informationen über das Netz selbst können jedoch nicht 
als proprietäre Informationen behandelt werden, da sie 
ein natürliches Monopol betreffen. 
§ 9 legt jedoch weder Informationspflichten der Netz-
betreiber fest, noch ist eine Verordnungsermächtigung 
enthalten. Mindestforderung von EFET Deutschland ist, 
dass die Netzbetreiber verpflichtet werden alle relevanten 
Informationen über Netznutzung und Netzauslastung an 
die Bundesregulierungsbehörde zu geben, damit diese sie 
– entsprechend aufbereitet – den Marktteilnehmern zur 
Verfügung stellen kann. Die Regulierungsbehörde kann 
sich dabei auch neutraler Dritter bedienen. 
Absatz (1) sollte einen Hinweis enthalten, was im Fall 
der Zuwiderhandlung passiert. 
Absatz (2) muss noch insoweit ergänzt werden, als die 
Vorschrift nicht nur Informationen über die eigene Tä-
tigkeit umfassen soll, sondern ggfs. auch Informationen, 
die der Netzbetreiber von Anderen erhalten hat. Die In-
formationen sollen auf geeignete Weise zeitnah zur Ver-
fügung gestellt werden. Welche Informationen das im 
Einzelnen sind, ist im Wege der Rechtsverordnung oder 
durch die Regulierungsbehörde zu bestimmen.  
Regelungen bezüglich der Informationspflichten der 
Netzbetreiber könnten alternativ auch in § 12 (Aufgaben 
der Netzbetreiber) definiert werden. 
§§ 11...35 Teil 3: Regulierung des Netzbetriebs 
Der Gesetzentwurf enthält keinerlei Aussagen zu einem 
bestimmten Netzzugangsmodell. Die Entscheidung zwi-
schen unterschiedlichen Netzzugangsmodellen würde so 
auf den Verordnungsgeber verlagert.  
Das Gesetz sollte aber mindestens das transaktionsunab-
hängige Netzzugangsmodell der VV II plus (Strom) fest-
schreiben, über das bei allen Marktpartnern Konsens 
herrscht. Pflicht der Netzbetreiber ist es, die Vorausset-
zungen für einen funktionierenden Markt zu schaffen.  
Bezüglich des Gasnetzes hat EFET Deutschland die Be-
schreibung eines für die Verhältnisse in Deutschland an-
gepassten Entry-Exit-Modells zur Verfügung gestellt. Ein 
solches transaktionsunabhängiges Modell sollte im Ge-
setz festgeschrieben werden, da das BMWA bereits im 
Monitoringbericht das Kontraktpfadmodell als für den 
Wettbewerb ungeeignet qualifiziert hat.  
§ 11  Betrieb von Energieversorgungsnetzen 
(1)  Betreiber von Energieversorgungsnetzen ... auszu-
bauen, mit dem Ziel, jeweils einen einheitlichen, bun-
desweiten, börsenfähigen Marktplatz für den Handel mit 
Elektrizität bzw. Gas zu schaffen. Sie haben insbesonde-
re die Aufgaben nach den §§ 12 ... 16 zu erfüllen.  
Satz 3 ist zu streichen. 
neu: Absätze (3) ... (4) 
(3)  Die Energieversorgungsnetze bilden Regelzonen, in-
nerhalb derer die Regelzonenbetreiber für den Bilanz-
ausgleich und die Systemsicherheit verantwortlich sind. 
Innerhalb der Regelzonen können die handelbaren Pro-
dukte uneingeschränkt ausgetauscht werden. Durch die 
Einrichtung von Regelzonen bleibt das Eigentum an den 
Energieversorgungsnetzen unberührt. Die Betreiber der 
Regelzonen sind verpflichtet, miteinander mit dem Ziel zu 
kooperieren, den Bedarf an Ausgleichsenergie bundes-
weit zu minimieren. 
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(4)  Die Bundesregulierungsbehörde legt fest, welche 
Gasversorgungsnetze jeweils eine Regelzone bilden. Sie 
berücksichtigt dabei die sich aus unterschiedlichen Gas-
qualitäten ergebenden Kapazitätsbeschränkungen, die 
Anforderungen einer gaswirtschaftlich effizienten Lei-
stungsbereitstellung und die Funktionsfähigkeit des 
Marktplatzes. Die Betreiber von Gasversorgungsnetzen 
sind verpflichtet, der Bundesregulierungsbehörde alle für 
die Festlegung der Regelzonen notwendigen Informatio-
nen zur Verfügung zu stellen und an der Erstellung eines 
netzübergreifenden Gasflussmodells zur Ermittlung der 
verfügbaren gesicherten und unterbrechbaren Leitungs-
kapazitäten an den Ein- und Ausspeisepunkten innerhalb 
jeder Regelzone mitzuwirken. Der Nachweis von Kapazi-
tätsbeschränkungen obliegt den Betreibern der Gasver-
sorgungsnetze. 

§ 12  Aufgaben der Betreiber von Übertragungsnet-
zen 
In § 12 muss die Pflicht der Netzbetreiber verankert wer-
den, alle für einen liquiden Grosshandel erforderlichen 
Massnahmen zu ergreifen. 
Absatz (2): Die Bereitstellung „notwendiger Informatio-
nen“ ist unklar und nicht ausreichend definiert. Es geht 
auch nicht allein darum, den sicheren Betrieb der Netze 
zu gewährleisten, vielmehr fehlt eine Verpflichtung, mit 
den anderen Netzbetreibern nach transparenten und ver-
bindlichen Regeln zu kooperieren mit dem Ziel, unter 
Wahrung der Zuverlässigkeit des Systems europaweit ei-
nen einfachen und diskriminierungsfreien Netzzugang zu 
ermöglichen. 
(2) Betreiber von Übertragungsnetzen haben Betreibern 
eines anderen Netzes, mit dem die eigenen Netze tech-
nisch verbunden sind, die notwendigen Informationen 
bereitzustellen, um den sicheren und effizienten Betrieb, 
den diskriminierungsfreien, kommerziellen Netzzugang 
sowie den koordinierten Ausbau und den Verbund si-
cherzustellen. 
Absatz (4) legt für die Netznutzer Informationspflichten 
fest. Die Nennung wichtiger Informationspflichten der 
Netzbetreiber fehlt dagegen völlig, obwohl in § 12 die 
Aufgaben der Übertragungsnetzbetreiber beschrieben 
werden. Er sollte daher wie folgt ergänzt werden: 
(5)  Zur Erhöhung der Transparenz und Gewährleistung 
der diskriminierungsfreien Verfügbarkeit von Informa-
tionen für alle Marktteilnehmer haben die Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen gegenüber den Marktteilneh-
mern sowie gegenüber der Bundesregulierungsbehörde 
marktpreisbestimmende Netzparameter offen zu legen 
bzw. öffentlich zugänglich zu machen.  
Begründung: Im Wettbewerb bilden Preise eine wichtige 
Grundlage für Investitionsentscheidungen, da sie Signale 
über Knappheiten bzw. überflüssige Kapazitäten liefern. 
Damit haben sie für die langfristige Sicherstellung der 
Versorgungssicherheit eine wichtige Rolle. Die Forde-
rung nach Transparenz der Marktdaten steht deshalb im 
Einklang mit § 1 (2) des Entwurfs, der die Sicherstellung 
von „wirksamem und unverfälschtem Wettbewerb“ for-
dert.  
Verpflichtung der Netzbetreiber ist es, die Netznutzung 
diskriminierungsfrei zu gewähren. Der Gesetzentwurf 
gibt allerdings keinen Qualitätsstandard vor. Dies ist aber 
insbesondere im Hinblick auf den Intra-Day-Handel von 

grosser Bedeutung. Da der Intra-Day-Handel einen we-
sentlichen Beitrag zur Entspannung des Regelenergie-
marktes leisten kann, ist hier eine Vorgabe des Gesetzes 
wünschenswert. Neu einzufügen ist: 

(6)  Die Betreiber von Übertragungs- und Fernleitungs-
netzen sind verpflichtet, das laufende Energie-
handelsgeschäft zu erleichtern, indem sie den erforderli-
chen Informationsaustausch mit den Netznutzern unter 
Nutzung modernster, dem Stand der Technik entspre-
chender Informations- und Datentechnik organisieren. 
Dabei sind einheitliche europäische Standards anzustre-
ben. Die entsprechende Koordination auf europäischer 
Ebene ist Aufgabe der Wettbewerbsbehörde. 

§ 13  Systemverantwortung der Betreiber von Über-
tragungsnetzen 
Hier sind noch zwei neue Absätze (2 und 3) zu ergänzen: 
(2) Die Betreiber von Energieversorgungsnetzen inner-
halb einer Regelzone arbeiten eng zusammen, insbeson-
dere bei  

1.  Bearbeitung von Anträgen auf Netzzugang, Zuteilung 
von Kapazitäten, Abschluss von Verträgen im Auftrag 
und im Namen des Netzbetreibers, in dessen Netz 
eingespeist oder aus dessen Netz ausgespeist werden 
soll 

2.  Koordination der Transportleistungen der Netz-
betreiber mit dem Ziel der bestmöglichen Ausnutzung 
der Kapazitäten 

3.  Sicherstellung des physischen Ausgleichs zwischen 
Einspeisung und Ausspeisung innerhalb der Regelzo-
ne 

4.  Vermeidung und Überwindung von Engpässen inner-
halb der Regelzone durch eine Koordination der Sy-
stemsteuerung 

5.  Vergabe begrenzter Kapazitäten nach diskriminie-
rungsfreien, transparenten und marktorientierten 
Verfahren 

6.  Bereitstellung von Systemdienstleistungen einschließ-
lich von Messungen 

7.  Erstellung einer langfristigen Kapazitäts- und Inve-
stitionsplanung 

8.  Erstellung von Lastprognosen zur frühzeitigen Er-
kennung von Ungleichgewichten 

9. Zusammenarbeit mit anderen Verbundnetzen und 
Koordinierungsstellen im In- und Ausland 

(3)  Die Wettbewerbsbehörde kann die Einrichtung von 
Koordinierungsstellen zur Gewährleistung der Zusam-
menarbeit vorsehen. 

(4)  [ehemals (2)] ... Bei einer erforderlichen Anpassung 
von Stromeinspeisungen und Stromabnahmen sind insbe-
sondere die betroffenen Betreiber von Elektrizitätsvertei-
lernetzen und Stromhändler bzw. deren vertretende Bi-
lanzkreisverantwortliche soweit möglich vorab zu infor-
mieren....  

(7)  [ehemals (5)] Über die Gründe ... zu informieren. Die 
Gründe sowie die durchgeführten Massnahmen sind zu 
veröffentlichen. 
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Begründung: Die Ursachen, die die Massnahmen not-
wendig gemacht haben, können wichtige Marktinforma-
tionen enthalten und sind deshalb für alle Marktteilneh-
mer von Bedeutung.  
(9)  [ehemals (7)] Hier sollte definiert werden, was „not-
wendige Vorkehrungen“ zur Vermeidung von schwer-
wiegenden Versorgungsstörungen sein sollen, z. B. ein 
zu veröffentlichendes Engpassmanagement. 
Der Gesetzentwurf enthält keine Regelung über die Be-
handlung von Netzengpässen. Diese sollte hier getroffen 
werden und nicht nur in der NZVO geregelt werden. 
EFET Deutschland fordert dafür die Anwendung wett-
bewerbsorientierter Verfahren sowie die Thesaurie-
rung und Zweckbindung von Erlösen, die den Netz-
betreibern bei der Auktionierung von Engpasskapazitäten 
zufliessen. 

§ 20 Zugang zu den Energieversorgungsnetzen 

(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben je-
dermann nach objektiven Kriterien diskriminierungsfrei 
Netzzugang zu gewähren sowie die Bedingungen und 
Entgelte für diesen Netzzugang im Internet in der Weise 
zu veröffentlichen, dass sie ohne weitere Verhandlungen 
von den Netznutzern angenommen werden können. Sie 
haben den Netznutzern die für einen effizienten Netzzu-
gang erforderlichen Informationen diskriminierungsfrei 
zur Verfügung zu stellen. Der Informationsumfang ist 
durch Rechtsverordnung bzw. durch die Regulierungsbe-
hörde festzulegen. 

(2)  Betreiber von Energieversorgungsnetzen können den 
Zugang nach Absatz (1) verweigern, soweit sie nachwei-
sen, dass sie nicht über die nötige Kapazität verfügen. 
Die Ablehnung ist substantiiert in Textform zu begrün-
den und der Wettbewerbsbehörde zum Zwecke der Ge-
nehmigung anzuzeigen. Die Begründung muss im Falle 
eines Kapazitätsmangels aussagekräftige Informationen 
darüber enthalten, welche Maßnahmen und damit ver-
bundene Kosten zum Ausbau des Netzes erforderlich wä-
ren, um den Netzzugang zu ermöglichen. 
Der folgende Absatz ist neu einzufügen: 

(3 neu) Gewährt der Betreiber eines Energieversor-
gungsnetzes den Netzzugang oder ordnet die Bundesre-
gulierungsbehörde den Netzzugang an, hat der Netznut-
zer damit das gesetzliche Recht erworben, die Gesamt-
heit der in der Regelzone liegenden Energieversor-
gungsnetze zu nutzen. Die Rechte und Pflichten der in 
Anspruch genommenen Netzbetreiber und des Netznut-
zers ergeben sich aus den gemäß § 20 Absatz (1) veröf-
fentlichten oder von der Bundesregulierungsbehörde an-
geordneten Bedingungen und Entgelten. Der den Zugang 
gewährende Netzbetreiber oder die Koordinierungsstelle 
zieht die Entgelte für die Netznutzung im Namen der 
Betreiber vorgelagerter Netze ein. Die Netzbetreiber ver-
einbaren untereinander Regeln für den Ausgleich und die 
Verrechnung der vereinnahmten Entgelte. 

Erläuterung: Gemeint ist eine Koordinierungsstelle ge-
mäss BMWA-Monitoring-Bericht vom 31.08.2003. 
(Bundestags-Drucksache 15/1510, IV 2 b (3), S. 28) 

§ 23 Erbringung von Ausgleichsleistungen 
(1) Sofern den Betreibern ... zu zahlenden Entgelte 

objektiv, marktbasiert, transparent ... in Rechnung 
gestellt werden. Die Entgelte … zu veröffentli-

chen.. Dabei haben die Betreiber von Energiever-
sorgungsnetzen sicherzustellen, dass der Bedarf 
an Ausgleichsenergie so gering wie möglich 
gehalten wird, die Zulassungsvoraussetzungen für 
Anbieter von Ausgleichsleistungen auf nachweis-
lich unerlässliche Kriterien beschränkt werden 
und die Aufteilung der Menge der jeweils ausge-
schriebenen Ausgleichsenergie nach Volumen 
und Zeitraum die Teilnahme einer möglichst 
grossen Zahl von Anbietern zulässt. 

Begründung: In den Erwägungsgründen (17) der Be-
schleunigungsrichtlinie Strom ist die Beschaffung von 
Ausgleichsleistungen auf Basis transparenter Marktme-
chanismen vorgeschrieben. Einzelheiten zur Erbringung 
von Ausgleichsleistungen sind lediglich im Entwurf der 
NZVO  (Abschnitt 2) festgelegt. 

(2)  Die Wettbewerbsbehörde legt nach öffentlicher An-
hörung unter Fristsetzung die Bedingungen oder die Me-
thoden für die Festlegung der Bedingungen für den Netz-
zugang einschließlich der Beschaffung und Erbringung 
von Ausgleichsleistungen sowie die Methoden zur Be-
stimmung der Entgelte für den Netzzugang fest. Sie  trifft 
dabei insbesondere einheitliche Festlegungen zu: 

- Art und Ausgestaltung des Netzzugangs 

- Einrichtung von Regelzonen und die hierfür von den 
Netzbetreibern zur Verfügung zu stellenden Informa-
tionen 

- Begründung und Ausgestaltung der Verträge und 
Rechtsverhältnisse 

- Zusammenarbeit und Pflichten der Netzbetreiber zur 
Ermöglichung eines effizienten Netzzugangs 

- Einrichtung von Koordinierungsstellen  

- Austausch der erforderlichen Daten und der für den 
Netzzugang erforderlichen Informationen 

- Bildung und Abwicklung von Bilanzkreisen ein-
schließlich der Beschaffung von Ausgleichsleistungen 

- Zählung und Messung 

- Standardisierung und Verwendung von Lastprofilen 

- Bildung und Verwendung von Rücklagen für Investi-
tionen zur Gewährleistung der Betriebssicherheit der 
Netze und der Beseitigung von Engpässen  

An dieser Stelle ist ein neuer Absatz zu Zählung und 
Messung einzufügen. Die Messung und Zählung ist 
grundsätzlich Aufgabe des Netzbetreibers, hat diskrimi-
nierungsfrei zu erfolgen, und sollte in einer gesonderten 
Verordnung geregelt werden. 

§ 26 Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnet-
zen, zu Speicheranlagen, („Netzpufferung und anderen 
Hilfsdiensten“ gestrichen) im Bereich der leitungsge-
bundenen Versorgung mit Erdgas 

Der Zugang zu den vorgelagerten Rohrleitungsnetzen 
und zu Speicheranlagen (Netzpufferung etc gestrichen) 
erfolgt abweichend von § 20 ... 24 auf vertraglicher 
Grundlage nach Maßgabe der §§ 27 und 28, wenn die 
Bundesregulierungsbehörde nach öffentlicher Anhörung 
feststellt, dass für das Angebot von Speicherkapazität und 
-dienstleistungen ein funktionsfähiger Markt entstanden 
ist, auf dem wirksamer Wettbebewerb herrscht. Die Par-
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teien sind verpflichtet, den Zugang nach Satz 1 nach dem 
Grundsatz von Treu und Glauben zu vereinbaren. 
§ 28 Zugang zu Speicheranlagen, Netzpufferung und 
anderen Hilfsdiensten 
Betreiber von Speicheranlagen („und Betreiber von Gas-
versorgungsnetzen“: gestrichen) haben anderen Unter-
nehmen den Zugang zu ihren Anlagen, („zu Netzpuffe-
rungen und Hilfsdiensten“: gestrichen) zu angemessenen 
... 
Betreiber von Speicheranlagen („und Betreiber von Gas-
versorgungsnetzen“: gestrichen) können den Zugang 
nach Absatz 1 verweigern, soweit sie nachweisen, dass 
sie nicht über die nötige Kapazität verfügen. Die Ableh-
nung ist substantiiert in Textform zu begründen. 

§§ 29...34 Vierter Abschnitt; Befugnisse der Regulie-
rungsbehörden, Sanktionen 
Die Kompetenzen der Wettbewerbsbehörde werden in 
unnötigem Masse beschränkt. Gemäss den EU-
Richtlinien sind die Wettbewerbsbehörden „verant-
wortlich für Nichtdiskriminierung, echten Wettbe-
werb und ein effizientes Funktionieren der Märkte“.  
Der Begriff des Marktes ist diesem Gesetzentwurf völlig 
fremd. Die Verantwortlichkeit der Behörde wird auf ein 
Monitoring, also ein Überprüfen von bestehenden Regeln 
beschränkt; eine Ermächtigung zur Regelsetzung fehlt. 
Diese liegt in der Regel beim BMWA, ggf. mit Zustim-
mung des Bundesrates. EFET Deutschland fordert hier 
eine größere Flexibilität für die Wettbewerbsbehörde, 
damit diese ihre Aufgabe, den Wettbewerb zu fördern, 
wie in der Richtlinie vorgesehen erledigen kann. 
In §§ 31 bis 34 fehlt die Ermächtigung der Wettbewerbs-
behörde zu einer Sanktionsfestlegung. 

§ 35 Monitoring 
Dieser Abschnitt ist im Verhältnis zum Rest der Geset-
zesentwurfs inkonsistent. Es ist zwar richtig, dass ein 
Monitoring z.B. hinsichtlich Engpassmanagement (Punkt 
1) oder Transparenz (Punkt 10) gefordert wird. Zunächst 
wäre es aber notwendig, diese Punkte überhaupt als rege-
lungsbedürftig zu qualifizieren, da sonst ein Monitoring 
ins Leere läuft. 
Ziffer 10 ist wie folgt zu fassen: „Ausmass von Transpa-
renz, Wettbewerb und Funktion des Marktes“ 
Begründung: im Entwurf heißt es: „Ausmass von Trans-
parenz und Funktionsfähigkeit des Netzzugangs im Hin-
blick auf wirksamen Wettbewerb“. Diese Einschrän-
kung auf den Netzbereich ist aus der Richtlinie Artikel 
23 h nicht abzuleiten.  

§ 42 Stromkennzeichnung 
Ein einheitlicher europäischer Binnenmarkt führt 
zwangsläufig dazu, dass sich bei den Verbrauchern ein 
Energiemix einstellt, der dem UCTE-Mix entspricht. 
Aufgrund der Stromhandelsaktivitäten, insbesondere mit 
anonymen Handelspartnern über die Börsen, ist eine Ver-
folgung der elektrischen Energie vom Kraftwerk zum 
Letztverbraucher praktisch nicht möglich. Sie ist aber 
auch nicht erforderlich, da kundenspezifische Bedürfnis-
se nach einem bestimmten Energiemix durch den Handel 
mit Zertifikaten dargestellt werden können.  

Für den Grosshandel ist die Stromkennzeichnung in der 
vorgesehenen Form nicht praktikabel bzw. würde zu ei-
ner erheblichen Erhöhung der Transaktionskosten führen. 
EFET Deutschland plädiert deshalb für die Angabe des 
UCTE-Mixes als Standard auf den Stromrechnungen für 
Endkunden und  das Recht der Kunden, sich andere Zu-
sammensetzungen der eingesetzten Primärenergieträger 
zertifizieren zu lassen.  
Absatz (6) muss auch für Gasversorger gelten. 
§ 51 Monitoring der Versorgungssicherheit 
Absatz 1 muss wie folgt ergänzt werden: „Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit führt ein Monito-
ring  ... durch. Die Ergebnisse sowie getroffene oder ge-
plante Massnahmen werden alle zwei Jahre spätestens 
bis zum 31. Juli  in einem Bericht zusammengefasst und 
veröffentlicht. Der Bericht wird an die Kommission 
übermittelt“.  
Begründung: Dieser Zusatz ist nötig, um Artikel 4 der 
Beschleunigungsrichtlinie umzusetzen.  
§ 52 Meldepflichten bei Versorgungsstörungen 
Die Mitteilung von Versorgungsunterbrechungen ist nur 
ein Aspekt der Systemzuverlässigkeit. Die Netzbetreiber 
müssen deshalb verpflichtet werden, der Bundesregulie-
rungsbehörde jede Netzstörung anzuzeigen und zu erläu-
tern, bei der die geplante Versorgung abgeändert werden 
musste (Fahrplanänderungen, Redispatch, Abwurf von 
Verbrauchern oder Einspeiseleistungen etc.). 
Die Meldepflichten des Entwurfs beziehen sich aus-
schliesslich auf Elektrizität; sie sollten jedoch auch für 
Gas gelten. 
§§ 57, 58 Behördenzusammenarbeit 
Die Zusammenarbeitsverpflichtung verschiedener Be-
hörden ist grundsätzlich zu begrüßen; es ist allerdings si-
cherzustellen, dass das ggf. notwendige Einvernehmen 
verschiedener Behörden zügig herbei geführt wird. 
§ 59 Organisation 

EFET Deutschland vermisst eine klar definierte Aufga-
benstellung für die Bundesregulierungsbehörde. Nach der 
EU-Beschleunigungsrichtlinie sollen die Regulierungs-
behörden den Wettbewerb fördern. Dies sollte durch 
Einfügung eines neuen Absatzes (2) in § 59 als Aufgabe 
der Behörde festgeschrieben werden, sonst definiert sich 
die Behörde ausschliesslich durch Verfahrensvorschrif-
ten, mit denen eine Streitschlichtungsstelle definiert wird, 
nicht aber eine Wettbewerbsbehörde. Ohne den An-
spruch, einen Gesetzestext formulieren zu wollen, könnte 
§ 59 (2 neu) inhaltlich etwa so lauten: 

(2 neu) Aufgabe der Bundesregulierungsbehörde ist es, 
mit geeigneten Massnahmen den Wettbewerb auf den 
Strom- und Gasmärkten zu fördern. Dazu gehört die 
Durchsetzung geeigneter Marktmodelle. Die Behörde 
soll bei allen Festlegungen versuchen, zuvor einen Kon-
sens der betroffenen Marktparteien herbei zu führen. Ge-
lingt dies nicht, entscheidet die Behörde nach billigem 
Ermessen.  

§ 63 Berichterstattung der Wettbewerbsbehörde 
Absatz (5) sollte wie folgt ergänzt werden: „Die Wettbe-
werbsbehörde unterbreitet ... im Bereich der leitungsge-
bundenen Energieversorgung. Der Bericht untersucht 
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ebenfalls die Entwicklung der wettbewerblichen Rah-
menbedingungen.“   

Begründung: Die kontinuierliche Beobachtung der Ent-
wicklung der Wettbewerbsbereiche führt dazu, dass 
Fehlentwicklungen frühzeitig erkannt werden und der 
Ordnungsrahmen entsprechend angepasst werden kann, 
um einen funktionierenden Wettbewerb sicherzustellen.  
Absatz (6) sollte wie folgt ergänzt werden: „Das statisti-
sche Bundesamt unterrichtet die Europäische Kommissi-
on und die Öffentlichkeit alle drei Monate über in den vo-
rangegangenen drei Monaten getätigten Elektrizitätsaus-
tausch in Form physikalisch geflossener Energiemengen 
mit Ländern ausserhalb sowie innerhalb der Europäi-
schen Union.“ 
Begründung: Für die Gewährleistung der Versorgungssi-
cherheit sind nicht nur die Einfuhren von ausserhalb der 
Europäischen Union, sondern jeder Stromaustausch auch 
innerhalb der Europäischen Union von Bedeutung. Diese 
Informationen sind wichtige Indikatoren für die Markt-
preisbildung und sollten deshalb veröffentlicht werden.  
§ 66 Einleitung des Verfahrens, Beteiligte 
Es ist unklar, ob ein Antragsteller auch einen Antrag auf 
einstweilige Anordnung stellen kann und ob die Normen 
der ZPO hier Anwendung finden sollen. Um einen 
schnellen und vorläufigen Rechtsschutz zu gewähren, 
sollte eine entsprechende Norm gesetzt oder eine Ver-
weisung auf die ZPO vorgenommen werden. 
§ 92 Beitrag  
Die Wettbewerbsbehörde ist eine staatliche Institution 
und erfüllt staatliche Aufgaben. Konsequenterweise muss 
ihre Finanzierung aus dem Haushalt des BMWA erfol-
gen. 

Zum Entwurf der Gasnetz-Zugangsverordnung vom 
15.10.2004 
EFET Deutschland hatte sich bereits 2003 für ein tran-
saktionsunabhängiges Entry-Exit-Modell als Netzzu-
gangsmodell für den Gasmarkt ausgesprochen und ent-
sprechende Vorschläge gemacht. Deshalb begrüssen wir 
es, dass der vorliegende Entwurf einen Schritt in Rich-
tung eines solchen Marktzugangsmodells machen will.  
Der Entwurf ist jedoch leider noch weit entfernt von ei-
nem wettbewerbsfördernden Modell. In der folgenden 
Stellungnahme sind die aus unserer Sicht bestehenden 
Defizite aufgelistet und Verbesserungsmöglichkeiten an-
gegeben.  
Eine Kommentierung erfolgt zu den folgenden Detailre-
gelungen: 
Teil 2: (§§ 3 ... 14) Organisation des Netzzugangs  
1.1 § 4  Kapazitätsprodukte und erforderliche Hilfs-

dienste 
§4 (5) Kapazitätsprodukte sollen zukünftig netzübergrei-
fend angeboten werden, sofern keine netztechnischen 
Restriktionen bestehen. Die REGTP wird ermächtigt, 
hierzu entsprechende Richtlinien zu erlassen. 
Begründung: Netzübergreifende Kooperation ist eine 
Forderung des Monitoring Berichtes. Die vorgeschlagene 
Änderung dient der Konkretisierung.  
1.1 § 5  Ermittlung frei zuordenbarer Kapazitäten 

§ 5 (2) am Ende ergänzen: …… und werden veröffent-
licht. Die REGTP wird ermächtigt, die Berechnungen, 
insbesondere die Lastflussszenarien zu überprüfen und 
eine Anpassung zu erwirken. 
§  5 (5) letzter Satz: Die Bildung von Teilnetzen bedarf 
der Genehmigung durch die REGTP. 
§ 5 (6) am Ende zu ergänzen: Benachbarte Einspeise-
punkte eines (Teil-)Netzes sind möglichst weiträumig zu-
sammenzufassen, insbesondere, wenn es sich um ein und 
dasselbe vorgelagerte Netz handelt. Benachbarte 
Ausspeisepunkte eines (Teil-)Netzes sind möglichst weit-
räumig zusammenzufassen, insbesondere, wenn es sich 
um ein und dasselbe nachgelagerte Netz handelt. Die 
Netzbetreiber sind verpflichtet, regelmäßig zu prüfen und 
gegenüber der REGTP zu begründen, warum nebenein-
anderbestehende (Teil-)Netze sowie vor- und nachgela-
gerte (Teil-)Netze nicht zusammen gelegt werden kön-
nen. 
§ 5 (9): Satz 2 ist zu streichen und der bisherige Satz 3 am 
Ende wie folgt zu ändern: „……..zu dokumentieren und 
von der Regulierungsbehörde zu genehmigen“. 

1.2 § 6 Kapazitätsportfolio 
§ 6 (1) Die Netzbetreiber sind verpflichtet, die Bildung 
von Portfolien zuzulassen, es sei denn, zwingende netz-
technische Gründe sprechen dagegen. 
§ 6 (2) neu: Netzbetreiber können in den „Geschäftsbe-
dingungen für den Gastransport“ die Ausübung von Ka-
pazitätsrechten nach § 4 Absatz 3 von einer Verbindung 
der auf Einspeisung mit den auf Ausspeisung gerichteten 
Rechten eines Transportkunden in einem Portfolio ab-
hängig machen. Das Recht, Gas an jedem gebuchten 
Einspeisepunkt für die Ausspeisung an jedem gebuchten 
Ausspeisepunkt im betreffenden Netz oder Teilnetz be-
reitzustellen, darf dadurch nicht beschränkt werden. 
Netzbetreiber geben an, nach welchen regeln Transport-
kunden Ein-und Ausspeisepunkte miteinander verbinden 
können, die nicht dem Portfolio desselben Portfolioinha-
bers angehören. Die Mindestanforderungen an diese re-
geln legt die Regulierungsbehörde fest. Ein Portfoliover-
trag kann Kapazitätsrechte eines oder mehrerer Trans-
portkunden an mindestens einem Ein- und einem 
Ausspeisepunkt enthalten. Die Geschäftsbedingungen re-
geln, wie der Netzbetreiber den Austausch von Gas zwi-
schen unterschiedlichen Portfolios ermöglicht. Der Aus-
tausch muss von den Netzbetreibern auch über virtuelle 
Punkte (ohne räumliche Festlegung im Netz) ermöglicht 
werden. 
Begründung: Transportkunden sind an möglichst groß 
geschnittenen Portfolios für einen effizienten Netzzugang 
und der Partizipation an Synergien interessiert. Deshalb 
müssen auch sie das Recht zur Portfoliobildung erhalten. 
Die Börsenfähigkeit des Modells ist nur gegeben, wenn 
auch bei Gasaustausch zwischen Portfolios eine Wieder-
einführung des alten „Punkt-zu-Punkt“-Modells ausge-
schlossen wird. Dazu dienen die virtuellen Handelspunk-
te. Wenn einheitliche Regeln für die Verbindung der Ein- 
und Ausspeisepunkte nötig sind, dann sind die Mindest-
anforderungen durch den Regulierer festzulegen. Im Üb-
rigen ist die Möglichkeit der Portfoliobildung zu begrü-
ssen. Sie stellt ein wichtiges Instrument für Netzkunden 
und Netzbetreiber dar, denn sie ermöglicht einen effi-
zienten und diskriminierungsfreien Netzzugang. 
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1.3 § 7  Besondere Regeln für örtliche Verteilnetze 
In § 7 (3) ist am Ende einfügen: Bei Feststellung einer 
wirtschaftlichen Unzumutbarkeit ist diese gegenüber der 
REGTP zu begründen. 
Begründung: Soll einer möglichen Diskriminierung vor-
beugen. Näheres erfolgt durch REGTP nach Etablierung 
des Verfahrens. 
1.4 § 8  Grundsätze der Zuteilung von Ein- und 
Ausspeisekapazitäten 
§ 8 (3) 1. Satz: „und unterbrechbaren“ ist zu streichen. 
Einfügen als neuer Satz 2: Unterbrechbare Kapazitäten 
sind prinzipiell in uneingeschränktem Umfang zur Verfü-
gung zu stellen. 
§ 8 (5): mindestens drei (anstelle 2) Stunden 
§ 8 (7) 2. Satz : vollständig streichen 
§ 8 (8) vollständig streichen 
Begründung: Das Rucksackprinzip muss für das gesamte 
deutsche Gasnetz gelten. 
1.5 § 9  Auswahlverfahren bei vertraglichen Kapazitäts-

engpässen 
§ 9 (4)  Neu: Altverträge, die nach August 2000 oder 
zwischen verbundenen Unternehmen abgeschlossen wur-
den, werden ab Oktober 2005 jährlich um 25% der Ka-
pazitäten reduziert, alle anderen Altverträge ab Oktober 
2006 in gleicher Weise. 
Begründung: Altverträge dürfen nicht beliebig lange be-
vorrechtigt werden, da sie häufig zwischen verbundenen 
Gesellschaften (z.B. Handel und Transport) kurz vor Ein-
führung der neuen Regeln geschlossen wurden. Ein Vor-
schlag könnte daher lauten: Altverträge, die nach August 
2000 oder zwischen verbundenen Unternehmen abge-
schlossen worden, werden ab Oktober 2005 jährlich um 
25% der Kapazitäten reduziert, alle anderen Altverträge 
ab Oktober 2006 in gleicher Weise. Andernfalls würden 
die etablierten Gasgesellschaften bis in alle Ewigkeit 
marktbeherrschend bleiben und an knappen Kapazitäten 
durch sekundären Verkauf reich werden. Die Kapazität 
aus Altverträgen darf nur maximal zum Nominalpreis an 
den Netzbetreiber zurückgegeben werden. Neue Kapazi-
tät darf auf dem Sekundärmarkt zu beliebigen Preisen auf 
beliebigen Plattformen gehandelt werden. 
§ 9 (5)  gänzlich umformulieren: 
Die Netzbetreiber setzen ein angemessenes und einheitli-
ches Datum vor Beginn der Laufzeit des jeweiligen Ka-
pazitätsproduktes fest, bis zu dem Transportkunden An-
fragen nach Kapazität spätestens zu stellen haben, um an 
der jeweiligen Versteigerung teil zu nehmen. In der Ver-
steigerung werden die Kapazitätsprodukte gemäß § 4 (2) 
angeboten, mindestens jedoch Jahresprodukte. Versteige-
rungserlöse, die über diejenigen Erlöse hinausgehen, die 
bei einer Zuteilung nach § 8 erzielt worden wären, sind 
zur Beseitigung von Engpässen zu verwenden. Die Mit-
telverwendung ist auf Verlangen der Regulierungsbehör-
de offen zulegen. 
Begründung: Es werden auch unterjährige Kapazitäts-
produkte angeboten, bei denen u.U. ebenfalls Engpässe 
entstehen können, die zu einer Versteigerung führen. Ei-
ne Vereinheitlichung ist aus Sicht einer bundes- bzw. eu-
ropaweiten Tätigkeit wünschenswert. 

1.6 § 11 Bestehende Transportverträge 

Kommentar: Es ist sicherzustellen, dass alle bestehenden 
Verträge innerhalb eines Jahres in neue umgewandelt 
werden. 
1.6 § 12 Freigabepflicht für ungenutzte Kapazitäten 
§ 12 (1) Anpassung wie folgt: Wenn und soweit bis 12 
Uhr des Tages vor dem Erfüllungstag eine Null-
Nominierung oder eine Nominierung, welche geringer 
als die Buchung ist, vorliegt, ist der Netzbetreiber ver-
pflichtet, diese nicht in Anspruch genommenen  Kapazi-
täten ohne Befreiung des Inhabers von der Zahlungs-
pflicht für den Folgetag als unterbrechbare Kapazitäten 
anzubieten. Das Recht zur Renominierung durch den  
Buchungsinhaber bleibt davon unberührt. Netzbetreiber 
können Verträge über unterbrechbare Kapazitäten im 
Voraus unter der Bedingung abschließen, dass die Kapa-
zitäten nach Satz 1 angeboten werden können. 
§ 12 (2) Kapazitätshortung:  Die Regelung ist unzurei-
chend. 
Zusatz: Die Regulierungsbehörde wird ermächtigt, hierzu 
präzisierende Regelungen zu erarbeiten. 
§ 12 (2) 3 am Ende: „oder… auszuüben“ ist zu streichen. 
§ 12 (3) ersetzen:  …stellt dies einen Nichtgebrauch von 
Kapazitäten dar.  
Begründung: Die heute übliche Praxis von Mehrfachbu-
chungen führt zur Engpasssituation und verhindert den 
Zugang neuer Markteilnehmer. 
1.7 § 13 Handel mit Kapazitätsrechten 
§ 13 (4) Satz 1 streichen 
§ 13 (5) ergänzen: ... für gehandelte Kapazitäten aus Alt-
verträgen  
1.8 § 14 Systemdienstleistungen und Hilfsdienste 
§14 (2) erweitern um Treibgas  
Teil 3 (§§ 15 ... 17) Anbahnung des Netzzugangs 
2.1  § 15  Netzzugangsanfrage 
§ 15 (1) vollständig streichen 
Begründung: Es wird hier auf den Transportweg abge-
stellt. Dieser spielt in einem Entry-Exit-Modell aber kei-
ne Rolle 
Teil 5 (§§ 20 ... 23) Veröffentlichungs- und Informati-
onspflichten 
3.1 § 20 Veröffentlichung netzbezogener Daten 
Für § 20 (1) Nr. 8 e) wird folgende Änderung vorge-
schlagen: „[...] die gesamte kontrahierte, feste und un-
terbrechbare Kapazität für die nächsten zehn Jahre und 
[...]“ 
Begründung: Gasversorger und -händler buchen häufig 
Kapazitäten auf mehrere Jahre bzw. Jahrzehnte. Für alle 
Markteilnehmer ist es essentiell frühzeitig zu wissen, ob 
Kapazitäten auch mehrere Jahre im voraus vorhanden 
sind. Dies ermöglicht es ihnen einen langfristigen Ver-
sorgungsplan aufzustellen. Darüber hinaus ermöglicht ei-
ne langfristige Veröffentlichung mögliche Engpässe 
schon langfristig zu erkennen und möglicherweise zu be-
seitigen. 
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Für § 20 (2). 2 wird folgende Änderung vorgeschlagen: 
„Sind Netzbetreiber aufgrund nicht von ihnen zu vertre-
tender Umstände ausser Stande, Informationen nach Ab-
satz [...] zu veröffentlichen, erstellen sie nach Rückspra-
che mit der Regulierungsbehörde spätestens bis zum 31. 
Juli 2005 [...].“ 
Begründung: Warum sollte die Erarbeitung eines Akti-
onsplanes 1 Jahr dauern?  
Für § 21 Abs. 2 Nr. 14 neu wird folgende Änderung vor-
geschlagen: „ Die Netzbetreiber veröffentlichen alle 6 
Monate ihre Kooperationsbemühungen untereinander 
und nennen Aktionsmaßnahmen, die eine Verbesserung 
der Kooperation bewirken sollen. Die REGTP ist er-
mächtigt, nach Konsultation der Netznutzer und Netz-
betreiber, einen Aktionsplan für die Kooperationsverbes-
serungen vorzubereiten.“ 
Begründung: Die Netznutzung wird häufig dadurch er-
schwert, dass die Netzbetreiber nur eingeschränkt koope-
rieren und notwendige Maßnahmen im Netz nicht unter-
einander abstimmen. Ein Aktionsplan könnte dieses be-
wirken und dadurch auch die Versorgungssicherheit ver-
bessern. Eine Veröffentlichung würde die Transparenz 
erhöhen. 
Für § 21 Abs. 2 Nr. 15 neu wird folgende Änderung vor-
geschlagen: „Die Netzbetreiber müssen die Gasqualität 
und die Jahresdauerlinie (8760 Stunden pro Jahr) für al-
le Entry-Exit-Punkte veröffentlichen.“  
Begründung: Für eine vernünftige Netznutzung sind die 
Veröffentlichung der Gasqualität und der Jahresdauerli-
nie notwendig. 
Für § 21 Abs. 2 Nr. 16 neu wird folgende Änderung vor-
geschlagen: „Die Netzbetreiber veröffentlichen alle hi-
storischen Daten, die netzrelevant sind, im Internet.“ 
Begründung: Zu Erhöhung der Markttransparenz und 
Planungssicherheit der Netznutzer ist eine Veröffentli-
chung aller historischen Daten vonnöten, die netzrelevant 
sind.“ 
Teil 7 (§§ 27-34) Bilanzausgleich  
4.1 § 28 Nominierungsverfahren 
§28 (5) wird ersetzt durch: Netzbetreiber müssen Reno-
minierungen, die bis 4 h vor dem Erfüllungszeitpunkt er-
folgen, akzeptieren und umsetzen, sofern sie auf Basis 
einer gesicherten Kapazitätsbuchung erfolgen bzw. eine 
Auslastung der Transportkapazitäten nach den bis zum 
Eingang der Renominierung vorliegenden Nominierun-
gen nicht gegeben ist. Kurzfristigere Renonimierungen 
sind zurück zu weisen, wenn eine Auslastung des Trans-
portsystems besteht. Dies gilt auch, wenn die Nominie-
rungen anderer Transportkunden auf Basis unterbrechba-
rer Kapazitätsbuchungen beruhen. Darüber hinaus kann 
der Netzbetreiber Renominierung mit einer Volaufzeit 
von unter 2 h bis zum Erfüllungszeitpunkt zurück wei-
sen, sofern ihm eine Umsetzung aus operativen Gründen 
nicht zumutbar ist. 

Begründung: Nutzern unterbrechbarer Transportkapazi-
täten muss ein ausreichender Zeitraum eingeräumt wer-
den, um auf eine Unterbrechung des Transports zu rea-
gieren und u. a. eine fristgerechte Renominierung der be-
troffenen Transportkette sowie alternativer Transporte 
durchführen zu können. Daher ist unterbrechbaren Ka-
pazitätsrechten ab einem Zeitpunkt Vorrang vor gesi-

cherten Kapazitätsrechten zu gewähren, der vor der ei-
gentlichen Renominierungsfrist von 2 h liegt. 
4.2 § 31 Basisbilanzausgleich 
§ 31 (1) Satz 1 wird geändert und erhält folgende Fas-
sung: Betreiber von Fernleitungsnetzen und regionalen 
Verteilnetzen bieten im Rahmen der ihnen und dem 
Transportkunden aufgrund dessen Buchung zur Verfü-
gung stehenden Kapazitäten mindestens einen Basisbi-
lanzausgleich innerhalb einer stündlichen Toleranzgren-
ze von 15 % und einer Toleranzgrenze der kumulierten 
Differenzmengen von mindestens 3,6 Stundenmengen je-
weils bezogen auf den niedrigeren Wert von gebuchter 
Ein- oder Ausspeiseleistung an. 

Begründung: Diese Toleranzgrenzen sind bereits in den 
Verbändevereinbarungen verankert und sind somit von 
den Netzbetreibern als tragbar anerkannt worden. 

§ 31 (2) wird nach dem letzten Satz ergänzt um: „Über 
die Angemessenheit der Auf- bzw. Abschläge sowie ihrer 
Anwendung entscheidet die REGTP“. 

Begründung: Eine künstliche Verteuerung gerade der 
Versorgung von Endkunden mit unvorhersehbaren und 
nicht beeinflussbaren Schwankungen soll vermieden 
werden.  

4.2 § 33  Bilanzkreisvertrag 

§ 33 (3) letzter Satz wird geändert in: „Sie hat dabei zu 
beachten, dass ein Bilanzausgleichssystem einen effekti-
ven Netzzugang gewährleistet, d. h. der Netzbetreiber 
darf nur einen angemessenen Auf- bzw. Abschlag erhe-
ben, wenn das Saldo der Mehr- und Mindermengen aller 
Bilanzkreise einer Bilanzzone die Summe der Toleranz-
grenzen aller Bilanzkreise überschreitet. Über die Ange-
messenheit der Auf- bzw. Abschläge sowie das Umlage-
verfahren auf die betreffenden Bilanzkreise entscheidet 
die REGTP in der Weise, dass dem Netzbetreiber eine 
Deckung der Kosten für Ausgleichsmaßnahmen und Ab-
rechnung ermöglicht wird.“ 

Begründung: Da nur das Saldo der Bilanzabweichungen 
einen physischen Mengenausgleich mit entsprechenden 
technischen Maßnahmen erforderlich macht, ist der 
Aufwand auf das Saldo begrenzt. Eine Begünstigung des 
Netzbetreibers durch Erhebung von Auf- bzw. Abschlä-
gen für die einzelnen Bilanzkreise führt aufgrund gerin-
gerer Ausgleichseffekte systematisch zu einer Benachtei-
ligung von Transportkunden mit kleinen Kapazitätsport-
folien bzw. Bilanzkreisen und ist daher zu unterbinden.  

Teil 9 (§ 37) Verweigerung des Netzzugangs nach § 25 
des EnWG 

5.1 § 37 Verfahren 

§ 37 (1) Änderungsvorschlag: Wird der Netzbetreiber 
von einem Gasversorgungsunternehmen unter Berufung 
auf § 25 des Energiewirtschaftsgesetzes aufgefordert, 
den Netzzugang zu verweigern, hat der Netzbetreiber ei-
nen schriftlichen Antrag auf befristete Ausnahme, unter 
Beachtung von § 9 Absatz 4 von der Verpflichtung nach 
§ 20 Abs. 1 EnWG bei der Regulierungsbehörde späte-
stens 3 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung zu 
stellen. Eine Verweigerung kann nur mit Genehmigung 
der Regulierungsbehörde erfolgen. Dem Antrag sind alle 
sachdienlichen Angaben über die Art und den Umfang 
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des Problems und die von dem Gasversorgungsunter-
nehmen zu dessen Lösung unternommenen Anstrengun-
gen beizufügen. Ernsthafte Schwierigkeiten nach § 25 des 
Energiewirtschaftsgesetzes liegen nicht vor, wenn die 
Gasverkäufe nicht unter die in Gaslieferverträgen mit 
unbedingter Zahlungsverpflichtung vereinbarte garan-
tierte Mindestabnahmemenge sinken oder sofern der be-
treffende Gasliefervertrag angepasst werden kann oder 
das Gasversorgungsunternehmen Absatzalternativen fin-
den könnte. 
Begründung: Der reine Antrag reicht nicht für eine Ver-
weigerung. Die befristete Ausnahme besteht ausschließ-
lich nur in dem neu geregelten § 9 Absatz 4, in dem die 
Handhabung von Altverträgen spezifiziert wird. Für die-
se Verfahrensweise kann der Netzbetreiber einen Antrag 
bei der Regulierungsbehörde stellen. 
Der Antrag ist nur einmal möglich, da Altverträge zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits 
existieren. Danach unterliegen alle Lieferanten den glei-
chen marktwirtschaftlichen Bedingungen mit allen Risi-
ken. 
§ 37 (2): Die Regulierungsbehörde entscheidet innerhalb 
einer Frist von drei Wochen unter Beachtung der in Arti-
kel 27 der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemein-
same Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur 
Aufhebung der Richtlinie 98//30/EG (Abl. EU Nr. L 176 
S. 57) genannten Prüfkriterien im Einvernehmen mit dem 
Bundeskartellamt. Wird der Antrag abgelehnt, darf der 
Netzbetreiber, der den Antrag gestellt hat, die Durchlei-
tung nicht verweigern. Wird dem Antrag stattgegeben, 
teilt die Regulierungsbehörde ihre Entscheidung zusam-
men mit allen einschlägigen Informationen der Kommis-
sion mit. Die Informationen können der Kommission in 
einer Zusammenfassung übermittelt werden, anhand de-
rer die Kommission eine fundierte Entscheidung treffen 
kann. [Nach Ablauf der Entscheidungsfrist der Europäi-
schen Kommission gem. Art. 27 Abs.2 EU-Gasrichtlinie 
trifft die Bundesregulierungsbehörde eine abschließende 
Entscheidung.] Trifft die Kommission keine Entschei-
dung, wird dies den Verfahrensbeteiligten mitgeteilt. 
§ 37 (3): Gegen die Entscheidung der Regulierungsbe-
hörde ist die Beschwerde nach § 75 des Energiewirt-
schaftsgesetzes zulässig. Soweit im Folgenden nichts Be-
sonderes geregelt wird, gelten die Bestimmungen über 
das Beschwerdeverfahren nach § 75 bis § 93 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes entsprechend. Gibt die Regulie-
rungsbehörde einem Antrag auf Netzzugangsverweige-
rung statt und trifft die Kommission innerhalb der Zwei-
monatsfrist keine Entscheidung, so ist eine Beschwerde 
abweichend von § 72 des Energiewirtschaftsgesetzes bis 
zum Ablauf von zwei Wochen nach Mitteilung dieses 
Sachverhalts an die Verfahrensbeteiligten möglich. 
Teil 11 (§§ 39 ... 42) Messung 
6.1 § 39  Messung 
§ 39 (1) Die Messung von Gasmengen nimmt der Mess-
stellenbetreiber vor. Messstellenbetreiber ist derjenige, 
der für die Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unter-
haltung und Entfernung der Messeinrichtungen sowie das 
Ablesen verantwortlich ist. Sofern nichts anderes verein-
bart ist, ist der Betreiber des jeweiligen Gasversorgungs-
netzes der Messstellenbetreiber, es sei denn der Endkun-
de bestimmt dafür einen Dritten. Messwerte, die zur Er-

hebung der Mineralölsteuer verwendet werden, müssen 
mit der Nominierung des Netznutzers abgeglichen wer-
den. Dies gilt insbesondere für den Fall, dass Gas gegen 
die eigentliche Flussrichtung transportiert wird. 
Begründung: Durch diese Massnahme wird ein Markt für 
das Mess- und Zählwesens etabliert.  
§ 39 (2): Die Messung erfolgt durch Erfassung der ent-
nommenen Gasmenge sowie gegebenenfalls durch Regi-
strierung der Lastgänge am Zählpunkt. Die Messung er-
folgt durch eine stündliche registrierende Leistungsmes-
sung, sofern es sich nicht um Kunden handelt, für die 
Lastprofile gelten.  
Begründung: Offensichtlich Schreibfehler 
§ 39 (3) Im Fall einer Vereinbarung im Sinne des Absatz 
1 Satz 3 ist der Messstellenbetreiber verpflichtet, dem 
Netzbetreiber die Zählwerte umgehend zu bestimmten 
Stichtagen elektronisch und im Internet bereitzustellen. 
Der Betreiber von Gasversorgungsnetze kann Kon-
trollablesungen durchführen. 

Begründung: Offensichtlich Schreibfehler 

Ergänzung § 39 (4) Die Netzbetreiber stimmen die 
Messverfahren untereinander ab und erreichen bis 
31.12.2005 einen einheitlichen Standard und veröffentli-
chen diesen im Internet.  

Begründung: Die verschiedene Art und Weise der Mess-
verfahren an verschiedenen Übergabepunkten hat häufig 
zu Problemen (z.B. bei der Steuererhebung) geführt. Um 
eine weitere Harmonisierung zu erreichen, ist eine Ver-
einheitlichung der Messverfahren voranzutreiben. 

Ergänzung § 39 (5): Grundlage für die Erhebung von 
Steuern sind die Messwerte an den Grenzübergabenpunk-
ten bzw. die Messzahlen bei den Endkunden. Die Nomie-
rungen der Netznutzer sind bei diesem Besteuerungsvor-
gang heranzuziehen und abzugleichen. Ist eine Messung 
nicht möglich, so erfolgt die Steuererhebung aufgrund 
der Nominierungen der Netznutzer.  

Begründung: Erfahrungen im Rahmen der Erhebung der 
Erdgassteuer haben gezeigt, dass es häufig erhebliche 
Abweichungen zwischen Nominierungen und Messzah-
len gibt. Teilweise sind auch keine Messzahlen vorhan-
den, so dass in diesem Fall die Nominierungen der Netz-
nutzer herangezogen werden müssen. 

Ergänzung zu § 39 (6): Zur Klärung von Abweichungen 
von Messwerten und Nominierungen, die zu Problemen 
bei der Besteuerung von Erdgas führen, versuchen die 
betroffenen Parteien im Einvernehmen die Abweichun-
gen zu beheben. Für den Fall, dass dieses nicht innerhalb 
von zwei Monaten erfolgt, kann jede betroffene Partei 
bei der Regulierungsbehörde ein Schiedsgerichtsverfah-
ren beantragen. Die Regulierungsbehörde ernennt inner-
halb eines Monats einen Schiedsrichter. Das Schiedsge-
richt bestimmt die Verfahrensregeln nach seinem Ermes-
sen und entscheidet umgehend.  

Begründung: Die o.g. Probleme bei der Erhebung von 
Steuern machen es notwendig einen unabhängigen 
Schiedsrichter zu bestimmen, der über die Abweichun-
gen entscheidet. 

Ergänzung zu § 39 (7): Die Korrektur von Zählwerten, 
die nicht ursächlich auf Fehlern des Messgerätes resultie-
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ren, ist nur innerhalb von drei Monaten erlaubt. Gleiches 
gilt für die vom Netznutzer abgegebene Nominierung. 
Messzahlen sind umgehend, spätestens nach zwei Mona-
ten im Internet durch die Netzbetreiber zu veröffentli-
chen. Nominierungen werden in anonymisierter Form im 
gleichen Zeitraum durch die Netzbetreiber veröffentlicht. 

Begründung: Um Rechtssicherheit zu erreichen ist eine 
Korrektur von Zählwerten nur innerhalb von drei Mona-
ten erlaubt. 

6.2 § 40 Betrieb von Mess- und Steuereinrichtungen 

Der Messstellenbetreiber hat dafür Sorge zu tragen, dass 
eine einwandfreie Messung der Gasmenge/Energie sowie 
die Datenübertragung gewährleistet ist. Der Messstellen-
betreiber bestimmt Art, Zahl und Größe von Mess- und 
Steuereinrichtungen; die Bestimmung muss unter Be-
rücksichtigung netzwirtschaftlicher Belange zur Höhe 
des Verbrauchs in einem angemessenen Verhältnis ste-
hen. 

Der Kunde haftet für das Abhandenkommen und die Be-
schädigung von Mess- und Steuereinrichtungen, soweit 
ihn daran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Be-
schädigungen und Störungen dieser Einrichtungen dem 
Messstellenbetreiber unverzüglich mitzuteilen. 

6.3 § 41  Nachprüfung von Messeinrichtungen 

Der Netznutzer kann jederzeit die Nachprüfung der 
Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine 
staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 2 Abs. 4 
des Eichgesetzes verlangen. Stellt der Netznutzer den 
Antrag auf Nachprüfung nicht bei dem Messstellen-
betreiber, so hat er diesen zugleich mit der Antragstel-
lung zu benachrichtigen. 
Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Messstellen-
betreiber zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Netznut-
zer. 
6.4 § 42  Vorgehen bei Messfehlern 
Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Über-
schreitung der gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen und 
ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen 
oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so ermittelt der 
Netzbetreiber die Daten für die Zeit seit der letzten feh-
lerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des 
ihr vorhergehenden und des der Beseitigung des Fehlers 
nachfolgenden Ablesezeitraumes oder aufgrund des Vor-
jahreswertes durch Schätzung. 
Statement 
bei der Anhörung zum Entwurf der Gasnetzzugangsver-
ordnung vom 15.10.2004 am 09.11.2004 im BMWA 
EFET Deutschland dankt für die Einladung zu dieser 
Anhörung. Der vorliegende Entwurf enthält eine Reihe 
positiver Ansätze. Natürlich ist nie etwas so gut, dass es 
nicht noch verbessert werden könnte. 
EFET Deutschland hat an der von VIK zusammengetra-
genen Synopse mitgewirkt und trägt die dort enthaltenen 
Punkte mit, jedenfalls soweit sie den Grosshandel betref-
fen. 
Im Jahre 2002 hatte EFET Deutschland intensiv und mit 
gutachterlicher Hilfe ein Entry-Exit-Netzzugangsmodell 
entwickelt und vorgeschlagen. Dies wurde damals von 

bedeutenden Netzbetreibern als „technisch unmöglich“ 
qualifiziert. Nach der jetzt erfolgten Einführung eines 
Entry-Exit-Modells durch BEB zeichnet sich mit dem 
vorliegenden Entwurf eine Wende ab, hin zu einem ef-
fektiven und wettbewerbsfördernden Netzzugangsregime 
in Deutschland. Mit seinem Verordnungsentwurf signali-
siert das BMWA die Absicht, Schritte in Richtung eines 
wettbewerbsfähigen und liquiden deutschen Gasmarktes 
zu unternehmen. 
Das vorgeschlagene Netzzugangsmodell, welches gewis-
se Gemeinsamkeiten mit dem Entry-Exit-System der 
BEB aufweist, scheint auch eine Option auf einen tran-
saktionsunabhängigen Gasnetzzugang in Deutschland zu 
umfassen. 
Trotz des insgesamt positiven Grundansatzes befürchtet 
EFET Deutschland jedoch, dass einzelne Schwachstellen 
der NZVO bei der gegebenen Marktkonstellation zu er-
heblichen Verzögerungen bei der Verwirklichung eines 
einheitlichen, börsenfähigen und liquiden deutschen 
Gasmarktes führen. 
Diese Befürchtung erhielten mit Bekanntwerden der De-
tails über das neue Netzzugangsmodell der e.on-Ruhrgas 
in den letzten Tagen neue Nahrung. 
Wenn aber der einheitliche, liquide, börsenfähige Markt 
im Interesse der deutschen Verbraucher und der Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft das Ziel ist, sind 
wesentliche Regelungen der Verordnung verbesserungs-
bedürftig, und zwar insbesondere in Bezug auf  
- das Netzzugangsmodell 
- die Altverträge 
- und das Engpassmanagement 
Hierzu möchte ich einige Punkte detailliert ansprechen. 
Netzzugangsmodell 
1. Die in der Verordnung vorgesehene Teilnetzbildung 

bietet erheblichen Freiraum für eine missbräuchliche 
Gestaltung. Um einer daraus resultierenden dauerhaf-
ten Marktzersplitterung entgegenzuwirken ist es un-
bedingt erforderlich, dass die Regulierungsbehörde 
Teilnetzbildungen in jedem Einzelfall vorab geneh-
migen muss. Sollte es bei den Bestimmungen des 
Verordnungsentwurfs bleiben, würden die Vorausset-
zungen für einen börsenfähigen und massenmarkt-
tauglichen Wettbewerbsmarkt mit Sicherheit nicht 
geschaffen. 

2. Teilnetzbildungen dürfen ausschliesslich aufgrund 
technischer Restriktionen durchgeführt werden; ei-
gentumsrechtliche Überlegungen dürfen dabei keine 
Rolle spielen. Im Übrigen sollten grosse Anreize für 
die Einrichtung gesellschaftsübergreifender Teilnetze 
und Bilanzzonen durch die Netzbetreiber geschaffen 
werden. 

3. Die Liquidität des Marktes wird weiterhin dadurch 
eingeschränkt, dass nur Transportkunden einen An-
spruch auf Netzzugang haben sollen. Dies ist nicht 
akzeptabel und steht im Widerspruch zur EU-
Richtlinie 2003/54/EG sowie zum Entwurf des 
EnWG, nach dessen § 20 jedermann Anspruch auf 
Zugang zu den Energieversorgungsnetzen hat. Die 
Öffnung für den gesamten Endkundenmarkt ist au-
sserdem eine wichtige Voraussetzung für das Entste-
hen von Wettbewerb auf der Grosshandelsstufe. Wir 
freuen uns, dass der BDI diese Position vollinhaltlich 
unterstützt. 
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Altverträge  
Auf den Hauptstrecken des deutschen Transportsystems 
sind vertragliche Engpassituationen zu beobachten, die 
sich insbesondere im Verlauf der vergangenen zwei Jahre 
verschärft haben. Vor diesem Hintergrund können Alt-
verträge eine schwerwiegende Marktentwicklungsbarrie-
re darstellen, da wesentliche Transportstrecken über Zeit-
räume von z. T. mehr als einem Jahrzehnt ausgebucht 
sind. Altverträge dürfen daher nicht beliebig lange ge-
schützt werden, zumal sie häufig zwischen verbundenen 
Gesellschaften (z.B. Handel mit Transport) kurz vor Ein-
führung neuer Netzzugangsregelungen geschlossen wur-
den. Als denkbaren Öffnungsmechanismus sieht EFET 
Deutschland hier folgende Schritte: 
§ Bei langfristigen Engpässen eine ab Oktober 2005 ein-
setzende stufenweise Reduzierung der Kapazitäten, die 
durch Altverträge zwischen verbundenen Unternehmen 
bzw. durch Verträge mit Abschlussdatum vor dem 
01.08.2000 gebunden sind § Rücknahme der Kapazitäten 
durch den Netzbetreiber zu den vertraglich vereinbarten 
Entgelten, maximal jedoch zu den veröffentlichten Ent-
gelten § Ausschreibung der Kapazitäten zunächst zu den 
veröffentlichten Entgelten § Bei Nachfrageüberschuss 
Versteigerung der Kapazitäten mit Reinvestitionspflicht 
der dadurch erzielten Mehrerlöse. Versteigerungen müs-
sen europaweit nach einheitlichen Methoden und zu ein-
heitlichen Zeiten stattfinden – hier unterstützen wir voll 
die von AFM+E vorgetragene Position.  
§ Bei Überschuss freier Kapazität können die Inhaber der 
gekürzten Altverträge die freie Kapazität zu den veröf-
fentlichten Entgelten für die Dauer eines Jahres zurück 
erwerben. 
Engpassmanagement nach Umsetzung der Marktöff-
nung 
1. Für die Öffnung des Marktes ist ergänzend zu der 

Verkürzung von Altverträgen eine Kombination aus 
striktem Use-it-or-lose-it und der Vergabe preisgün-
stiger unterbrechbarerer Kapazitäten ein geeigneter 
Ansatz. 

2. Für die weitere Kapazitätszuteilung wäre für den An-
fang eine „first come - first served“ Regelung für eine 
Kapazitätsauslastung von bis zu 90 % akzeptabel, 
wobei die darüber hinausgehenden Kapazitäten durch 
Versteigerung mit Reinvestitionspflicht des zusätzli-
chen Erlöses vergeben werden sollen. Dieser Wert 
sollte jährlich von der Regulierungsbehörde überprüft 
und ggfs. neu festgesetzt werden. 

3. Neue Kapazitätsrechte dürfen zu beliebigen Preisen 
auf beliebigen Plattformen im Sekundärhandel ver-
marktet bzw. kontrahiert werden. Nicht benötigte 
Kapazität muss der Transportkunde zurückgeben 
können: Vor Jahresbeginn für 75% des Tarifs, vor 
Monatsbeginn für z.B. 50% des zeitanteiligen Tarifs, 
2 Tage vorher für 25%. 

4. Bei der Use-it-or-lose-it-Regelung sollte folgendes 
Prinzip angewendet werden: Nicht genutzte Kapazität 
muss bei bestehender Nachfrage als unterbrechbare 
Kapazität vermarktet werden. Dem Inhaber gesicher-
ter Kapazität ist der Vorrang vor unterbrechbarer Ka-
pazität entschädigungslos zu entziehen, sofern die 
Nutzung nicht mit einer Vorlaufzeit von mindestens 4 
h per Nominierung angezeigt worden ist. 

5. Unterbrechbare Kapazität bringt zusätzliche Einnah-
men („ohne Kosten“) für Netzbetreiber, während ihre 

Verfügbarkeit erst kurzfristig für Inhaber der Kapazi-
tätsrechte gesichert ist. Daher darf unterbrechbare 
Kapazität maximal 33% der festen Kapazität kosten 
und ihre tatsächliche Unterbrechung muss durch eine 
zeitanteilige Erstattung entschädigt werden. 

6. Bezüglich des Rucksackverfahrens scheint uns eine 
Überarbeitung des § 8 Abs. 7 notwendig. Zu fordern 
ist hier insbesondere ein unbedingter Anspruch auf 
Übertragung von Kapazitätsrechten. Andernfalls 
würden neue Marktteilnehmer das Risiko eingehen, 
möglicherweise keine Kapazitäten für die Beliefe-
rung ihrer Kunden erwerben zu können. Schwierig-
keiten aus Take-or-Pay-Verpflichtungen in diesem 
Zusammenhang wird mit § 25 EnWG (i.V. m. § 37 
GasNZVO) begegnet. Es ist auch nicht einsehbar, 
warum der bisherige Lieferant die Kapazitäten vor-
sorglich für die Belieferung anderer Kunden vorhal-
ten oder zur Befüllung eines Speichers nutzen darf. 
Dies würde ihm einen Wettbewerbsvorteil verschaf-
fen und damit den Markt verzerren. Deshalb gilt es § 
8 Abs.7 Satz 1 als unbedingten Anspruch auszuge-
stalten und Satz 2 zu streichen. Wir unterstützen die 
vom VZBV vorgetragene Position. 

Stichwortartig einige weitere Vorschläge 
1. Markttransparenz: Veröffentlichung der Gasbeschaf-

fenheit und der Jahresdauerlinie der Auslastung auf 
Basis der tatsächlichen Stundenwerte für alle wesent-
lichen Entry- und Exit-Punkte. 

2. Einführung eines Referenzbrennwerts für Kapazitäts-
buchungen oder besser noch Vergabe von Kapazitäts-
rechten in Energieeinheiten. AFM+E hat auf diese 
Problematik schon hin gewiesen. 

3. Treibgas muss Bestandteil der Systemdienstleistun-
gen sein. 

4. Der in der VV vorgesehene und bestehender Praxis 
entsprechende Basis-Bilanzausgleich in Höhe von 15 
% der kontrahierten Stundenmenge bzw. dem 3,6-
fachen der kontrahierten Stundenmengen für kumu-
lierte Differenzmengen muss erhalten bleiben. 

5. Beschränkung der Pönalisierung von Differenzmen-
gen auf die physisch im System eingetretenen Bilan-
zungleichgewichte (Saldo aller Bilanzkreise) 

Schlussbemerkung 
EFET Deutschland begrüsst die erkennbare Absicht des 
BMWA, einen funktionierenden Grosshandelsmarkt für 
Gas zu schaffen. Die Regelungen der Netzzugangsver-
ordnung sollten aber so klar sein, dass es unmöglich ist 
diese Absicht zu konterkarieren oder auch nur dilatorisch 
zu behandeln. 
EFET Deutschland ist bereit, zu den Details der NZVO 
jederzeit konstruktive Beiträge zu leisten mit dem Ziel, 
einen einheitlichen, liquiden und börsenfähigen Gas-
markt zu schaffen. 
Wir betonen, dass die Börsenfähigkeit aus unserer Sicht 
dass entscheidende, weil umfassendste Beurteilungskrite-
rium für das Netzzugangsmodell ist. Dabei ist darauf hin 
zu weisen, dass bei weiterer dilatorischer Behandlung der 
Gasmarktliberalisierung auch die deutsche Energiebörse 
EEX gegenüber ausländischen Wettbewerbern uneinhol-
bar ins Hintertreffen gerät. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1521 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Bundesverband Erneuerbare Energie (BEE) 

Vorbemerkung:  
Schwerpunkt der Stellungnahme ist die Diskriminierung 
der dezentralen Energieerzeugung. Weitere Themen sind 
Versorgungssicherheit und Entbürokratisierung. 

I. Zu Artikel I (EnWG-E) 

A) Zum Gesetzentwurf allgemein 

I. Diskriminierung der dezentralen Energieerzeugung 
Der Gesetzentwurf (EnWG-E) diskriminiert kleinere de-
zentrale Energiegewinnungsanlagen, obwohl das Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) und das Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz (KWKG) den klaren politischen Willen 
zur Entwicklung dieser Bereiche zum Ausdruck bringen.  
Da die Probleme und Chancen der dezentralen Energie-
gewinnung in der Elektrizitätsversorgung deutlicher her-
vortreten und auch besser bekannt sind als in der lei-
tungsgebundenen Gasversorgung, wird im folgenden in 
erster Linie der Elektrizitätsbereich behandelt. Aufgrund 
der gleichartigen Regelungen im EnWG-E gelten die 
Ausführungen jedoch im Grundsatz auch im Bereich der 
Gasversorgung, besonders bezüglich der dezentralen 
Biogasnutzung. 
Die diskriminierenden Regelungen zur dezentralen Stro-
merzeugung entstammen dem noch geltenden EnWG, 
das in wichtigen Vorschriften auf dem Gesetz zur Förde-

rung der Energiewirtschaft vom 13.12.1935 und seiner 
Fünften Durchführungsverordnung vom 21.10.1940 be-
ruht. In dieser Verordnung wird die Zumutbarkeit der 
Reserve- und Zusatzstromversorgung bei Verbrauchern 
mit eigenen Stromerzeugungsanlagen, sogenannten Ei-
genanlagen, mit dem Ziel geregelt, Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen (EltVU) vor konkurrierender Stro-
merzeugung zu schützen. Diesen Vorschriften liegt ein 
„Top-Down“-Konzept der Elektrizitätsversorgung mit 
folgenden Komponenten zu Grunde: Zentrale Groß-
kraftwerke erzeugen den Strom. Dieser wird über ein 
Übertragungssystem auf Höchstspannungsebene zu Ver-
teilernetzen transportiert, die den Strom an die Letztver-
braucher verteilen. Gegenwärtig geschieht das über-
wiegend in integrierten Unternehmen mit eigener Stro-
merzeugung, Übertragung und Verteilung.  
Solche EltVU wenden sich in aller Regel gegen eine 
Stromerzeugung Dritter mit Eigenanlagen, weil diese 
Anlagen mit der Stromerzeugung der EltVU konkurrie-
ren. Deshalb stufen sie Strom aus Eigenanlagen als wirt-
schaftlich unzumutbar ein und versuchen seine Einspei-
sung in ihre Netze zu verhindern. Das ist zwar eine aus 
Unternehmenssicht rationale Vorgehensweise, doch es ist 
nicht nur energie- und umweltpolitisch geboten,  über ei-
nen Eigenbedarf hinaus erzeugten Strom in das Elektrizi-
tätsversorgungsnetz einzuspeisen, damit möglichst viel 
Strom aus erneuerbaren Energien und mittels KWK er-
zeugt werden kann. Ebenso wichtig ist es nach der Ent-
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bündelung von Stromerzeugung und Netz, dass eine Dis-
kriminierung der Stromerzeugung in Eigenanlagen wett-
bewerbspolitisch nicht hinnehmbar ist.  
Im EnWG-E erfolgt die Diskriminierung dadurch, dass 
ein EltVU Netzanschluss, Netzzugang, Grund- und Re-
serveversorgung verweigern kann, wenn ihm dies auf-
grund einer Eigenanlage als wirtschaftlich unzumutbar 
erscheint (besonders §§ 17, 20, 37). Diese Diskriminie-
rung ist von erheblicher Bedeutung, weil die Strom-
erzeugung in Zukunft einen größeren Anteil an Strom aus 
erneuerbaren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung auch 
aus kleineren Eigenanlagen aufweisen sein muss, die 
nicht von EltVU betrieben werden. Der Grund hierfür 
liegt in der Dezentralität der erneuerbaren Energien und 
der Kraft-Wärme-Kopplung. 
Kennzeichnend für die erneuerbaren Energien ist ihre im 
Vergleich zu Großtechnologien sehr geringe Lei-
stungsdichte mit beispielsweise höchstens 1 kW/m2 bei 
der direkten Nutzung der Sonnenstrahlung. Aus dieser 
Eigenschaft folgt die Notwendigkeit der örtlichen „Ein-
sammlung“ der Energie. Nur in wenigen Fällen sind 
Großanlagen wie große Wasserkraftwerke oder Wind-
parks möglich.  
Bei der Kraft-Wärme-Kopplung ist es ähnlich. Die bei 
der Stromerzeugung als Koppelprodukt anfallende Wär-
me kann nur über geringe Entfernungen wirtschaftlich 
transportiert werden. Dagegen kann der zugleich er-
zeugte Strom anderen Stromverbrauchern über das Elek-
trizitätsnetz kostengünstig zugeführt werden. Deshalb 
werden Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen in der Regel auf 
den örtlichen Wärmebedarf ausgelegt. Nur bei Vorliegen 
besonders günstiger Umstände wie in Millionenstädten 
sind große Heizkraftwerke mit dementsprechend um-
fangreichen Fernwärmenetzen wirtschaftlich betreibbar.  
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien und der 
Kraft-Wärme-Kopplung, die an diese Gegebenheiten an-
gepasst sind, bezeichnet man als dezentral. Im Gegensatz 
dazu ist die Versorgung mit konventionellen Energieträ-
gern generell durch großtechnische Gewinnungs- und 
Umwandlungsanlagen sowie weiträumige Transport- und 
Verteilungsstrukturen gekennzeichnet. Die hier be-
stehenden technisch-wirtschaftlichen Erfordernisse haben 
weltweit zu einer erheblichen Konzentration von Kapital, 
Know-how und Fachpersonal und damit zu Unter-
nehmensstrukturen geführt, wie sie typisch als großtech-
nisch-zentral bezeichnet werden. 
Als Folge dieser Entwicklung lohnt sich die Nutzung er-
neuerbarer Energien und der Kraft-Wärme-Kopplung 
durch EltVU betriebswirtschaftlich meist erst ab einer 
gewissen Mindestleistung (Größenordnung 1 Megawatt). 
Da deren typisches Charakteristikum jedoch gerade ihre 
dezentrale Erscheinungsform mit meist weit geringeren 
örtlichen Leistungen ist, bedingt ihre Nutzung, dass zu-
sätzlich zu den traditionell in der Energiewirtschaft täti-
gen Unternehmen auch neue Interessenten wie Industrie- 
oder Gewerbebetriebe, Kommunen und Privatpersonen 
hierfür gewonnen werden müssen. 
Im Ergebnis wird das zukünftige System stärker als bis-
her aus einem Mischsystem von zentraler und dezentraler 
Erzeugung mit vielen kleineren Eigenanlagen bestehen 
(„virtuelles Großkraftwerk“). Hierbei ist das Netz, also 
Übertragung und Verteilung (Hoch-, Mittel- und Nieder-
spannungsnetze) der „Marktplatz“, auf dem der in großen 
Kraftwerken und vergleichsweise kleinen Eigenanlagen 

erzeugte Strom zwischen großen und kleinen Verbrau-
chern gehandelt und geliefert wird.  
Erzeugung und Lieferung erfolgen in aller Regel dann 
volkswirtschaftlich optimal, wenn dies nach den Regeln 
fairen Wettbewerbs geschieht. Dementsprechend basiert 
das Wettbewerbskonzept, wie es in den Richtlinien 
2003/54/EG (Stromrichtlinie) und 2003/55/EG (Gas-
richtlinie) des Europäischen Parlaments und des Rats 
vom 26. Juni 2003 festgelegt ist, auf der strikten Tren-
nung des natürlichen Monopols Netz, also Übertragung 
und Verteilung, von der wettbewerblich organisierbaren 
Erzeugung und Lieferung. Bei diesem Konzept wird also 
die dezentrale Stromerzeugung in Eigenanlagen der zen-
tralen Erzeugung in Großkraftwerken wettbewerblich 
grundsätzlich gleichgestellt.  
Anstatt aber nun dieses stringente EU-Konzept konse-
quent und in klaren Formulierungen national umzuset-
zen, hat die Bundesregierung mit dem EnWG-E einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, der in Bezug auf die Eigenan-
lagen weitgehend am geltenden EnWG und der Fünften 
Durchführungsverordnung festhält. Das ist auch deshalb 
nicht verständlich, weil die genannten EU-Richtlinien 
mit Zustimmung der Bundesregierung beschlossen wor-
den sind.  
Die auf Zeit angelegte besondere Förderung der erneuer-
baren Energien und der Kraft-Wärme-Kopplung steht 
hierzu nicht im Widerspruch: Zum einen, weil ein seit 
Jahrzehnten durch gesetzliche Diskriminierung gehemm-
tes Potenzial anders nicht zur Entfaltung gebracht werden 
konnte, zum anderen, weil es um die Entwicklung neuer 
Technologien geht.  

II. Versorgungssicherheit und Wettbewerb  
Die im EnWG-E enthaltenen Regelungen zum Monito-
ring (§ 51) und besonders zur Ausschreibung neuer Er-
zeugungskapazitäten (§ 53) erscheinen nicht geeignet, 
die gewohnte Sicherheit der Stromversorgung zu gewähr-
leisten. Vielmehr es ist nicht nur möglich, sondern gera-
dezu wahrscheinlich, dass nicht mehr in ausreichendem 
Umfang neue Erzeugungskapazitäten errichtet werden.  
Aufgrund der Entbündelung von Stromerzeugung und 
Netz bestimmt sich die Errichtung neuer Kraftwerkska-
pazität wettbewerblichen Usancen entsprechend nunmehr 
aus Angebot und Nachfrage. Das bedeutet, dass neue 
Kraftwerke künftig erst bei knappem Angebot und dem-
entsprechend hohen erwartbaren Renditen in Angriff ge-
nommen werden dürften. Während es jedoch auf den üb-
lichen Warenmärkten ausreicht, wenn aufgrund zu gerin-
ger Erzeugungskapazität entstehende Versorgungseng-
pässe erst nach einiger Zeit durch neue Erzeugungskapa-
zitäten beseitigt werden, ist die Elektrizitätsversorgung 
durch ein fundamental anderes Verhalten gekennzeich-
net. Strom ist nämlich nicht großtechnisch speicherbar. 
Deshalb müssen Erzeugung und Verbrauch fortwährend, 
und zwar im Sekundenbereich, im Gleichgewicht gehal-
ten werden. Reicht die Erzeugung nicht aus, bricht die 
Versorgung alsbald gänzlich zusammen. Dabei können 
durchaus große Gebiete betroffen sein (Blackout). Um 
volkswirtschaftlich desaströse plötzliche großflächige 
Versorgungszusammenbrüche zu vermeiden, muss bei 
absehbar zu geringer Erzeugungskapazität in mehr oder 
weniger großen Gebieten vorsorglich der Strom abge-
schaltet werden. Solche geplanten Abschaltungen sind 
jedoch in einer hoch entwickelten Volkswirtschaft nicht 



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)1511 

  111 

hinnehmbar, besonders nicht in Deutschland mit seiner 
bislang fast 100%igen Versorgungssicherheit. 
Da jedoch die Errichtung neuer großer Kraftwerke Jahre 
benötigt, käme jede Reaktion auf bald bevorstehende Er-
zeugungsengpässe zu spät, zumal solche Engpässe oft-
mals durch unplanbare Ereignisse wie besonders kalte 
Winter oder einen Kraftwerksausfall verursacht werden. 
Es muss daher wie bisher eine ausreichend große Reser-
veerzeugungskapazität vorgehalten werden. Reserverer-
zeugungskapazität ist jedoch unwirtschaftlich, weil sie 
nur selten benötigt wird. Hier greift nun die neue Politik 
der EltVU. Während sich die Unternehmenspolitik in der 
Vergangenheit aufgrund der im Monopolbereich erziel-
baren Finanzpolster in erster Linie an den technischen 
Erfordernissen der Stromversorgung orientierte, wird mit 
dem Übergang auf eine vorrangig am finanziellen Quar-
talsergebnis orientierten Unternehmenspolitik zuneh-
mend an Investitionen gespart, die der Reservehaltung 
dienen. Es zählt, wie allgemein im Wettbewerb üblich, 
die Produktivität, und das erfordert die Auslastung der 
vorhandenen Produktionskapazitäten.  
Diese hier nur skizzierbare Entwicklung ist grundsätzlich 
neu, und ihr muss wegen der fundamentalen Bedeutung 
einer sicheren Stromversorgung geeignet begegnet wer-
den. Das sollte derart erfolgen, dass sich die Vorteile des 
marktwirtschaftlichen Wettbewerbs in der Elektrizitäts-
versorgung soweit wie möglich entfalten können und zu-
gleich die gewohnte Versorgungssicherheit erhalten 
bleibt. Dazu ist es notwendig, die im Gesetzentwurf ent-
haltenen Regelungen zum Monitoring (§ 51) und zur 
Ausschreibung neuer Erzeugungskapazitäten (§ 53) zu 
einem Instrument für die Bewältigung sich abzeichnen-
der Erzeugungsengpässe weiterzuentwickeln und mit den 
diesbezüglichen Vorschriften des Energiesicherungsge-
setzes von 1975 zu verknüpfen. Insbesondere sind Rege-
lungen für die Sicherstellung einer ausreichenden Reser-
veerzeugungskapazität notwendig. Demgegenüber stellen 
die Regelungen im EnWG-E nur eine Ermächtigung dar, 
ohne dass wenigstens in Grundzügen dargelegt ist, wie 
das dort vorgesehene Ausschreibungsverfahren funktio-
nieren soll. Wegen der immensen Bedeutung einer siche-
ren Stromversorgung muss im Gesetz klar geregelt wer-
den, welche staatliche Stelle handeln muss, an wen sich 
die Maßnahmen richten und wer für die Kosten auf-
kommt. Vergleichbare Erwägungen betreffen auch die 
Kapazitätsvorhaltung im Übertragungsnetz, während die 
Verteilungsnetze wegen der geringeren volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen dortiger Versorgungszusammenbrü-
che weniger betroffen sind.  
Auch vor diesem Hintergrund sind die diskriminierenden 
Regelungen über die dezentrale Stromerzeugung in Ei-
genanlagen zu beseitigen. Dies betrifft auch die Regelun-
gen über Notstromaggregate, die ebenfalls nicht länger 
benachteiligt werden sollten. Denn die dezentrale Stro-
merzeugung stützt die Stromversorgung bei Erzeugungs-
engpässen, und außerdem kann ihre Kapazität schneller 
ausgebaut werden.  
III. Entbürokratisierung 
Gegenüber dem EnWG von 1998 ist das neue EnWG-E 
bezüglich der Paragrafenzahl von rd. 19 auf 118 und vom 
Textumfang von etwa 11 auf 56 Seiten angewachsen, al-
so mindestens um den Faktor 5. Vieles wird detailliert 
geregelt mit der Folge, dass die gesamte sprachliche Ge-
staltung sehr viel komplizierter und verwirrender ist als 
im geltenden EnWG und den EU-Richtlinien. 

Erfahrungen mit der allgemeinen Gesetzesanwendung 
haben in den letzten Jahrzehnten immer deutlicher er-
kennen lassen, dass es auch mit noch so detaillierten Ge-
setzesausprägungen regelmäßig nicht gelingt, die tatsäch-
liche Lebenswirklichkeit hinreichend zu erfassen und all-
gemeinverbindlich sinnvoll zu regeln. Da nun gemäß 
EnWG-E eine Bundesregulierungsbehörde mit zwei ge-
richtsähnlichen Beschlusskammern eingerichtet wird, er-
scheint es zweckmäßiger, das Gesetz vorrangig auf die 
notwendigen Grundsätze für die Gestaltung der leitungs-
gebundenen Energieversorgung und die Befugnisse der 
Bundesregulierungsbehörde zu beschränken, während die 
Vorschriften in den Verordnungen und die Rechtsanwen-
dung der Regulierungsbehörde (bzw. den ordentlichen 
Gerichten) überlassen wird, zumal diese ohnehin mit auf-
tretenden Streitfällen befasst werden. Dadurch könnte 
das EnWG-E von vielen Detailregelungen entlastet und 
wesentlich übersichtlicher werden.  
Eine weitere Verbesserung der Transparenz und der 
Handhabbarkeit des EnWG-E ließe sich erreichen, wenn 
die verschiedenen Begriffe für die Letztverbraucher im 
sogenannten standardisierten Massengeschäft (insbeson-
dere Haushalts- und Gewerbekunden, kleinere Unter-
nehmen, Freiberufler) unter einer einheitlichen Kategorie 
zusammengefasst werden, anstatt die Regelungen des 
geltenden EnWG zu übernehmen. Diese Kategorie könn-
te sich daran orientieren, dass diese Verbraucher über-
wiegend aus dem Niederspannungs- bzw. Niederdruck-
netz versorgt werden. 
IV. Ein Fazit 
Da die Innovationsdynamik in Wettbewerbsmärkten im-
mer sehr viel größer ist als in abgeschotteten Wirt-
schaftsbereichen, werden auf längere Sicht diejenigen 
Mitgliedsstaaten, die die EU-Richtlinien in vollem Um-
fang umsetzen, Wettbewerbsvorteile erringen, besonders 
bei der dezentralen Energieerzeugung.  
Zusammengefasst ist mit dem EnWG-E die Chance ver-
tan worden, ein modernes, zukunftsweisendes Recht für 
die leitungsgebundenen Energien Elektrizität und Gas 
vorzulegen, das dem Innovationsanspruch des Bundes-
wirtschaftsministers gerecht wird. Eigentlich müsste man 
noch einmal von vorne anfangen. 

B) Zum Gesetzentwurf im einzelnen 
1. In § 1 Abs. 3 ist der Punkt durch ein Komma zu 

ersetzen und wie folgt fortzufahren: 
„, insbesondere 

- der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemein-
same Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt, 

- der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemein-
same Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und 

- der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 
über die Netzzugangsbedingungen für den grenzüber-
schreitenden Stromhandel.“ 

Begründung: 

Die Bezugnahme auf die übergeordneten EU-Richtlinien 
knüpft an das auch im nationalen Gesetzgebungsverfah-
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ren übliche Vorgehen an, die Ausgangsbestimmungen im 
Gesetz selbst aufzuführen, um Gesetzesauslegungen zu 
erleichtern. [ähnlich VIK] 

2, § 2 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 
„(2) Die Verpflichtungen nach dem Gesetz für den Vor-
rang Erneuerbarer Energien und nach dem Gesetz für die 
Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung bleiben vorbehaltlich des § 13 
unberührt.“ 
Folgeänderung: § 13 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu än-
dern: 
„Bei netzbezogenen Maßnahmen nach Satz 1 sind die 
Verpflichtungen nach dem Gesetz für den Vorrang Er-
neuerbarer Energien und nach dem Gesetz für die Erhal-
tung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-
Wärme-Kopplung zu berücksichtigen.“ 
Begründung: 
Ebenso wie die Verpflichtungen des EEG sind auch die 
Verpflichtungen des KWKG im Sinne einer spezialge-
setzlichen Generalklausel umfassend, weshalb das 
KWKG in § 2 Abs. 2 ebenfalls aufzuführen ist. Daraus 
ergibt sich die Folgeänderung in § 13 Abs. 1 Satz 2. 
3. In § 3 ist nach Nr. 1 die folgende Nummer einzu-

fügen: 
„1a. Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen 
natürliche oder juristische Personen oder rechtlich un-
selbständige Organisationseinheiten eines Unternehmens, 
die Betreiber dezentraler Stromerzeugungsanlagen sind,“ 
Begründung: 
Definition infolge des neuen Abs. 5 in § 21 notwendig. 
4. In § 3 Nr. 17 ist der letzte Halbsatz wie folgt zu 

fassen: 
„sondern grundsätzlich für die Versorgung jedes Letzt-
verbrauchers oder die Aufnahme von Energie aus dezen-
tralen Erzeugungsanlagen geeignet sind,“ 
Begründung: 
Klarstellung, dass die Energieversorgungsnetze der all-
gemeinen Versorgung auch der Aufnahme von Energie 
aus Anlagen der erneuerbaren Energien und der Kraft-
Wärme-Kopplung dienen. 
5. In § 3 ist nach Nr. 23 die folgende Nummer 

einzufügen: 
„23a. Kleinunternehmen 
Unternehmen mit Anschluss an das Niederspannungs- 
oder Niederdrucknetz und mit weniger als 50 Personen 
und einem Jahresumsatz oder einer Jahresbilanzsumme 
von höchstens 10 Mio. EUR,“ 
Begründung: 
Eine Beschränkung des Schutzes der Grundversorgung 
auf den Bereich der Haushaltskunden ist nicht sachge-
recht. Kleinere Unternehmen, Gewerbetreibende oder 
Freiberufler („Ich-AG“) verfügen über keine stärkere 
Marktstellung als die Gruppe der Haushaltskunden. Die 
Unternehmensdefinition entspricht Art. 3 Abs. 3 der 
Richtlinie 2003/54/EG bzw. 2003/55/EG vom 26. Juni 
2003, grenzt sie aber ein auf den Anschluss an das Nie-
derspannungs- oder Niederdrucknetz. Derartige Unter-

nehmen sind bei Versorgung aus dem Niederspannungs- 
bzw. Niederdrucknetz im standardisierten Massenge-
schäft (großen) Haushaltskunden hinreichend vergleich-
bar. Im Übrigen würde es heutigen Tätigkeitsverhältnis-
sen nicht entsprechen, zwischen Haushaltskunden mit ei-
ner Standardanschlussleistung von 40 kW und kleineren 
Unternehmen, Gewerbekunden oder Freiberuflern mit 
nicht größerer Anschlussleistung zu trennen, zumal deren 
Anschlüsse an das Niederspannungs- bzw. Niederdruck-
netz in der Regel örtlich weitgehend durchmischt sind. 
[ähnlich BRat, dort Folgeänderungen] 
6. In § 3 ist nach Nr. 26 die folgende Nummer 

einzufügen: 
„26a. Netzanschluss 
physikalische Verbindung zwischen Energieversor-
gungsnetz und Erzeugungs- oder Verbrauchsanlage,“ 
Begründung: 
Klarstellung 
7. In § 3 ist nach Nr. 29 die folgende Nummer 

einzufügen: 
„29a. Netzzugang  
Bedingungen für die Entnahme oder die Einspeisung von 
Energie aus oder in Energieversorgungsnetze,“ 
Begründung: 
Klarstellung 
8. In §5 folgende Ergänzung anfügen: 
“Von der Anzeigepflicht bleiben Unternehmen befreit, 
die nicht mehr als 500 Endverbraucher beliefern und de-
ren Umsatz an Endverbraucher den Betrag von 2,5 Mio 
Euro vor Steuern jährlich nicht überschreitet; sie sind le-
diglich verpflichtet, von ihren Direktkunden keine 
schlechteren Bedingungen zu fordern, als diese vom 
nächst gelegenen größeren EVU verlangt werden.“  
Diese Anwendungsgrenze sollte auch gelten für die ent-
sprechenden Verpflichtungen von EVU aus den § 10 
(Rechnungslegung, Buchführung) und §19 (Technische 
Vorschriften) und §26 (Missbräuchliches Verhalten) und 
§ 47 (Meldepflicht). 
9. Änderung zu § 6ff (Entflechtung): 
Anstelle der rechtlichen Entflechtung soll das EnWG ei-
ne vollständige eigentumsrechtliche Entflechtung vorse-
hen.  
Begründung: 
Die Vorschriften zur rechtlichen Entflechtung des Netz-
betriebs von den übrigen Bereichen reichen nicht aus, ei-
ne faire Wettbewerbsbasis für unabhängige Energiean-
bieter und insbesondere neue Marktteilnehmer zu schaf-
fen.  Eine Trennung des Eigentums bedingt nicht not-
wendiger Weise die Verstaatlichung der Netze sondern 
lediglich völlig getrennte Unternehmen, wie es in ande-
ren EU-Ländern zum Teil der Fall ist. 

10. In § 12 ist nach Abs. 1 der folgende Absatz einzu-
fügen: 

„(1a) Betreiber von Übertragungsnetzen haben bei der 
Inanspruchnahme von Erzeugungsanlagen solchen den 
Vorrang zu geben, in denen erneuerbare Energieträger 
oder Abfälle eingesetzt werden oder die nach dem Prin-
zip der Kraft-Wärme-Kopplung arbeiten.“ 



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)1511 

  113 

Begründung: 
Umsetzung von Art. 11 Abs. 3 der Richtlinie 2003/54/EG 
vom 26. Juni 2003 

11. In § 13 Abs. 1 Satz 1 hinter „zuschaltbare Lasten“ 
einfügen: 

„und Erzeugungsanlagen“ 

In Satz 2 „berücksichtigen“ ersetzen durch „beachten“. 
Ferner am Ende von Abs.1 folgende Ergänzung einfügen: 

“Marktbezogene Maßnahmen sind vorrangig vor netzbe-
zogenen Maßnahmen anzuwenden. Die Netzbetreiber 
haben durch vertragliche Vereinbarungen mit Erzeugern 
und Verbrauchern dafür Sorge zu tragen, dass für den 
Gefährdungs-  oder Störfall ausreichend vertraglich gesi-
cherte Kapazitäten für marktbezogene Maßnahmen zur 
Verfügung stehen.“ 

Begründung: 

Vor dem Hintergrund bestehender Netzengpässe kommt 
es regional zu häufigen Abschaltungen von Einspeisun-
gen. Solange die Netzbetreiber die Möglichkeit haben, 
entschädigungslos Erzeuger abzuschalten, besteht wenig 
Anreiz, die Engpässe zu beseitigen. Da wiederholtes ent-
schädigungsloses Abschalten vom Netz wirtschaftlich für 
die Erzeuger nicht hinnehmbar ist, müssen für diese Fälle 
vertragliche Lösungen geschaffen werden. Das EEG 
sieht diese Möglichkeit als Abweichung vom unbeding-
ten Abnahmevorrang bereits vor. Im EnWG sollten Maß-
nahmen auf Basis vertraglicher Vereinbarungen für die 
Fälle Vorrang haben, in denen Gefährdungen oder Stö-
rungen der Netzsicherheit erkennbar werden. 
12. In § 14 ist nach Abs. 1 der folgende Absatz einzu-

fügen: 
„(1a) Betreiber von Verteilungsnetzen haben bei der In-
anspruchnahme von Erzeugungsanlagen solchen den 
Vorrang zu geben, in denen erneuerbare Energieträger 
oder Abfälle eingesetzt werden oder die nach dem Prin-
zip der Kraft-Wärme-Kopplung arbeiten.“ 
Begründung: 
Umsetzung von Art. 14 Abs. 4 der Richtlinie 2003/54/EG 
vom 26. Juni 2003 
13. § 14 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 
„(2) Bei der Planung des Verteilernetzausbaus berück-
sichtigen die Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen 
Energieeffizienz- und Nachfragesteuerungsmaßnahmen 
oder dezentrale Erzeugungsanlagen, durch die sich die 
Notwendigkeit einer Nachrüstung oder eines Kapazitäts-
ersatzes erübrigen könnte.“ 
Begründung: 
Umsetzung von Art. 14 Abs. 7 der Richtlinie 2003/54/EG 
vom 26. Juni 2003 
14. In § 15 ist hinter Abs. 1 ein neuer Abs. 1a wie folgt 

einzufügen: 
„(1a) Betreiber von Fernleitungs- und Gasverteilernetzen 
haben Biogas und Gas aus Biomasse oder andere Gasar-
ten in Fernleitungs- und Gasverteilernetze aufzunehmen 
und durch diese Netze zu transportieren, soweit dies 
technisch und ohne Beeinträchtigung der Sicherheit mög-
lich ist.“ 

Begründung: 
Die Regelung ist zur Umsetzung von Art. 1 Abs. 2 der 
Richtlinie 2003/55/EG vom 26. Juni 2003 erforderlich. 
Demnach gelten die mit dieser Richtlinie erlassenen Vor-
schriften nicht nur für Erdgas einschließlich verflüssig-
tem Erdgas (LNG), sondern auch für Biogas und Gas aus 
Biomasse oder andere Gasarten, soweit es technisch und 
ohne Beeinträchtigung der Sicherheit möglich ist, diese 
Gase in das Erdgasnetz einzuspeisen und durch dieses 
Netz zu transportieren. 
15. In § 17 Abs. 2 sind die Sätze 1 und 2 wie folgt zu 

fassen: 
„(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen können ei-
nen Netzanschluss nach Absatz 1 verweigern, wenn sie 
nicht über die nötige Kapazität verfügen. Die Verweige-
rung ist hinreichend substanziiert in Textform zu begrün-
den; sie muss aussagekräftige Informationen darüber ent-
halten, welche Maßnahmen und damit verbundene Ko-
sten zur Verstärkung des Netzes erforderlich sein würden.“ 

Folgeänderung: 
In Satz 4 wird aus der Zahl „3“ eine „2“. 
Begründung: 
Die Änderung ist zur Umsetzung von Art. 20 Abs. 2 der 
Richtlinie 2003/54/EG vom 26. Juni 2003 erforderlich. 
Dort ist kein anderer Grund zur Verweigerung eines 
Netzzugang aufgeführt als ausschließlich der folgende: 
„Der Betreiber eines Übertragungs- oder Verteilernetzes 
kann den Netzanschluss verweigern, wenn er nicht über 
die nötige Kapazität verfügt.“ Eine Differenzierung zwi-
schen Netzanschluss und Netzzugang wie im EnWG-E 
erfolgt dort nicht. 
16. In § 18 Abs. 1 Satz 1 sind im letzten Halbsatz die 

Wörter „zur Entnahme von Energie“ zu strei-
chen“. 

Begründung: 
Es geht hier nicht nur um die allgemeine Anschluss-
pflicht für die Entnahme von Energie, sondern auch um 
die Einspeisung von Energie aus dezentralen Anlagen auf 
der Niederspannungs- oder Niederdruckstufe gemäß § 14 
Abs. 2. 
17. In § 18 Abs. 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 
„Diese Pflichten bestehen nicht, wenn die Kosten des 
Anschlusses im Vergleich zur Gesamtheit aller An-
schlüsse an das jeweilige Energieversorgungsnetz außer-
gewöhnlich hoch sind.“ 
Begründung: 
Zur wirtschaftlichen Unzumutbarkeit der Vorschrift in 
Satz 2 zählt bisher auch die Einspeisung von Energie aus 
Anlagen der erneuerbarer Energien und der dezentralen 
Kraft-Wärme-Kopplung („Eigenanlagen“). Es ist daher 
eine Klarstellung erforderlich, dass sich die Unzumut-
barkeit nur auf unverhältnismäßig hohe Kosten des An-
schlusses selbst gründen darf (z.B. besonders lange 
Stichleitung zwischen EVU-Netz und dem Netzbereich 
des Verbrauchers/Einspeisers).  
18. Zu § 18 Abs. 2: 
a) § 18 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz ist wie folgt zu fas-
sen: 
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„Wer sich von einem Dritten an das Energieversorgungs-
netz anschließen lässt,“ 

b) Abs. 2 Satz 3 ist zu streichen. 

Begründung: 

a) § 18 Abs. 2 spiegelt in Bezug auf die Deckung des Ei-
genbedarfs durch den Betrieb einer Anlage zur Energie-
erzeugung (Eigenanlage) die Intentionen des ursprüngli-
chen Energiewirtschaftsgesetzes vom 12.12.1935 und 
seiner Fünften Durchführungsverordnung vom 21.10. 
1940 wider. In dieser Verordnung wird die Zumutbarkeit 
der Reserve- und Zusatzversorgung bei Verbrauchern mit 
Eigenanlagen mit dem Ziel geregelt, Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen vor konkurrierender Stromerzeugung 
zu schützen. 

Dementsprechend würde der Ausschluss von der allge-
meinen Anschlusspflicht bei Eigenanlagen einen Schutz 
der Kraftwerke integrierter Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen gegen den Wettbewerb mit dezentralen Er-
zeugungsanlagen Dritter (Eigenanlagen) bewirken. Denn 
wenn die allgemeine Anschlusspflicht wegen einer Ei-
genanlage entfällt, werden sich potenzielle Anlagen-
betreiber von einer Installation abhalten lassen. Zwar 
hebt § 18 Abs. 2 Satz 3 diese Einschränkung bezogen auf 
die Tarifabnehmer wieder auf, nicht jedoch für andere 
ebenfalls aus dem Niederspannungsnetz versorgte Kun-
den (kleine Unternehmen, Gewerbe, Freiberufler u.dgl.).  

Eine transparenter und unverzerrter Wettbewerb zwi-
schen den Kraftwerken der Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen und Eigenanlagen ist jedoch besonders für in-
novative Energieversorgungskonzepte von großer Bedeu-
tung. Solche Konzepte beruhen beispielsweise darauf, 
dass kleinere Heizgeräte auf Kraft-Wärme-Kopplungs-
Basis (u.a. mit Brennstoffzellen) in Kleinunternehmen, 
Geschäftshäusern, Wohnsiedlungen und selbst in Privat-
gebäuden ebenso wie Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien längerfristig deutlich zur Stromerzeugung bei-
tragen. Auch große Energieversorgungsunternehmen ha-
ben derartige Konzepte bereits getestet. Wenn aber Ei-
genanlagen zu einem Ausschluss vom Grundversor-
gungsanspruch führen, werden sich beispielsweise ge-
werbliche oder zur Wohnungswirtschaft gehörende Be-
treiber von Eigenanlagen wegen der Unsicherheiten bei 
der Reserve- und Zusatzstromversorgung nicht für derar-
tige Konzepte entscheiden. Wegen der faktischen örtli-
chen Durchmischung der Haushaltskunden mit den ande-
ren aus dem Niederspannungsnetz versorgten Kunden 
heilt auch die Herausnahme der Haushaltskunden aus der 
Regelung die Diskriminierung nicht. Die einzigen Unter-
nehmen, die die skizzierten Konzepte mit dem Verspre-
chen einer sicheren Versorgung auch bei Ausfall einer 
Eigenanlage ohne Mehrkosten anbieten könnten, wären 
Energieversorgungsunternehmen. Für diese Unternehmen 
würde also ein Wettbewerbsvorteil gesetzlich begründet.  

Im Ergebnis entspricht die Übernahme der Regelungsge-
halte des § 10 Abs. 2 des geltenden EnWG weder der 
Zielsetzung des § 1 EnWG-E noch Art. 3 Abs. 3 und Art. 
14 Abs. 2 der Richtlinie 2003/54/EG vom 26. Juni 2003. 
Außerdem entspricht sie nicht der gemäß EEG und 
KWKG beschlossenen Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien und mittels KWK-Anlagen. Denn es ist gerade 
Zweck derartiger Stromerzeugung, über einen Eigenbe-
darf hinaus Elektrizität in das Versorgungsnetz einzu-
speisen, wozu ein Anschluss Voraussetzung ist. Das glei-

che gilt im Grundsatz auch für dezentrale Biogasanlagen. 
Aus diesen Gründen ist der Ausschluss von der allgemei-
nen Anschlusspflicht bei Eigenanlagen aufzuheben. [ähn-
lich Greenpeace S. 37 ff.] 
b) Abs. 2 Satz 3 ist nach der Streichung in Abs. 2 Satz 1 
betreffend Eigenanlagen gegenstandslos geworden.  
19. In § 19 Abs. 3 ist hinter Satz 2 der folgende Satz 

einzufügen: 
„Die technischen Bedingungen für Messgeräte, Zähler 
und Schalteinrichtungen haben sich auf die Festsetzung 
nicht diskriminierender Standards zu beschränken.“ 
Begründung: 
Die Übertragung technischer Standards, etwa aus der 
Großkraftwerkstechnik mit dem dort notwendigen gro-
ßen Aufwand auf vergleichsweise kleine dezentrale Er-
zeugungsanlagen ist in der Regel nicht gerechtfertigt und 
hat diskriminierende Auswirkungen. Im Übrigen Umset-
zung von Art. 5 der Richtlinie 2003/54/ED von 26. Juni 
2003. [ähnlich B.KWK S. 5] 
20. In § 19 Abs. 3 Satz 4 ist der Punkt durch ein Kom-

ma zu ersetzen und wie folgt fortzufahren: 
„die sie auf die Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
dieses Gesetzes überprüft. Die Regulierungsbehörde 
kann die technischen Anschlussbedingungen beanstan-
den.“ 
Begründung: 
Eine wichtige Komponente der Bedingungen für den An-
schluss an Versorgungsnetze ist die Ausgestaltung der 
technischen Vorschriften. Um sicherzustellen, dass diese 
nicht mehr als die sachlich notwendigen technischen Be-
dingungen für die Interoperabilität der Netze enthalten 
und nicht diskriminierend sind, ist ihre Überprüfung und 
ggf. die Möglichkeit einer Beanstandung durch die Regu-
lierungsbehörde erforderlich. 
21. In § 20 Abs. 1 Satz 1 ist das Wort „gewähren“ 

durch „ermöglichen“ zu ersetzen. 
Begründung: 
Es handelt sich um eine Angelegenheit auf technischer, 
wirtschaftlicher und vertraglicher Grundlage und nicht 
um eine gnadenartige Handlung. 
21a. In § 20 Abs. 1 ist am Ende anzufügen: 
“Die Betreiber von Netzen, in die ausschließlich Strom 
aus erneuerbaren Energiequellen eingespeist wird,  sind 
von der Pflicht,  für Strom anderer Herkunft den Zugang 
zum Netz zu gestatten, befreit.“ 
Begründung: 
Strom aus erneuerbaren Energiequellen, der Netzen ent-
nommen wird, in die ausschließlich solcher Strom einge-
speist wird,  ist von der Stromsteuer befreit. Dieser Vor-
teil würde bei einer Durchmischung  verloren gehen. 
22. In § 20 Abs. 2 sind die Sätze 1 und 2 wie folgt zu 

fassen: 
„(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen können den 
Zugang nach Absatz 1 verweigern, wenn sie nicht über 
die nötige Kapazität verfügen. Die Verweigerung ist hin-
reichend substanziiert in Textform zu begründen; sie 
muss aussagekräftige Informationen darüber enthalten, 
welche Maßnahmen und damit verbundene Kosten zur 
Verstärkung des Netzes erforderlich wären.“ 
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Folgeänderungen: 
a) In § 20 Abs. 2 Satz 4 wird aus der Zahl „3“ eine „2“. 
b) In § 25 ist in Satz 1 das Wort „insbesondere“ durch 
„auch“ zu ersetzen. 
Begründung: 
Die Änderung ist zur Umsetzung von Art. 20 Abs. 2 der 
Richtlinie 2003/54/EG vom 26. Juni 2003 erforderlich. 
Dort ist kein anderer Grund zur Verweigerung des Netz-
zugangs aufgeführt als der folgende: „Der Betreiber eines 
Übertragungs- oder Verteilernetzes kann den Netzzugang 
verweigern, wenn er nicht über die nötige Kapazität ver-
fügt.“ Damit ist die gemäß geltendem EnWG bestehende 
Möglichkeit,  Energieeinspeisungen Dritter wegen Ver-
drängung unternehmenseigener Erzeugungskapazitäten 
wegen negativer Auswirkungen auf die Wirtschaftlich-
keit der eigenen Erzeugung als unzumutbar zu verwei-
gern, nicht länger zulässig. (Der ausschließlich für Gas-
versorgungsnetze geltende Verweigerungsgrund wirt-
schaftlicher Unzumutbarkeit infolge von Take-or-Pay-
Verträgen ist in § 25 geregelt.) 
23. In § 21 ist ein neuer Absatz 5 einzufügen: 
„(5) Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen erhalten 
vom Betreiber des Energieverteilernetzes, in dessen Netz 
sie einspeisen, ein Entgelt, das den durch die jeweilige 
Einspeisung vermiedenen Netznutzungsentgelten ent-
spricht. Maßgeblich ist die physikalische Entlastung des 
Netzes.“ 
Begründung: 
Die dezentrale Energiegewinnung erbringt einen wichti-
gen und wachsenden Beitrag zur Energieversorgung. Wie 
schon in der Verbändevereinbarung Strom II plus sollten 
auch im EnWG-E Regelungen für Vergütungen vermie-
dener Netznutzungsentgelte enthalten sein. [ähnlich 
bne/VEA/VIK S. 24] 
24. Zu § 24 Satz 5: 
a) In § 24 Satz 5 ist das Wort „ergänzend“ zu streichen. 
b) In § 24 ist der letzte Halbsatz von Satz 5 wie folgt zu 
ändern: 
„wobei bei Einspeisungen von Elektrizität oder Gas aus 
dezentralen Erzeugungsanlagen vermiedene Entgelte für 
den Netzzugang in den vorgelagerten Ebenen zu erstatten 
sind.“ 
Begründung: 

a) Angesichts der Verpflichtungen gemäß EEG und 
KWKG sollte das Wort „ergänzend“ entfallen, zumal 
sich Ausspeisungen und Einspeisungen von Energie nur 
durch die Richtung der Energielieferung unterscheiden. 

b) Soweit durch dezentrale Elektrizitäts- oder Gaserzeu-
gung Kosten in den vorgelagerten Netzebenen eingespart 
werden, sollten sie auch erstattet werden. Dem trägt auch 
die Vergütungsregelung der Verbändevereinbarung 
Strom II plus Rechnung. Entsprechendes gilt bei Einspei-
sungen in das Gasnetz aus dezentralen Biogasanlagen. 
[ähnlich bne/VEA/VIK S. 30] 

25. § 31 Abs. 2 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Sofern ein Antrag nicht die Voraussetzungen des Satzes 
1 erfüllt, weist die Regulierungsbehörde den Antragstel-
ler darauf hin und räumt ihm eine angemessene Frist zur 

Vervollständigung seines Antrags ein. Kommt der An-
tragsteller der Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist 
nicht nach, verwirft die Regulierungsbehörde den Antrag 
als unzulässig.“ 
Begründung: 
Wie im Referentenentwurf zum EnWG-E vom 26.2.2004 
vorgesehen, sollten formelle Mängel durch wohlmeinen-
den Hinweis der Behörde geheilt werden können, wie es 
bei Großvorhaben ohnehin üblich ist. 
26. In § 36 Abs. 1 Satz 1 ist das Wort „Haushaltskun-

den“ zu ersetzen durch: 
„Haushaltskunden und Kleinunternehmen“: 
Begründung: 
Kleinunternehmen sollten Haushaltskunden gleichgestellt 
werden, soweit es sich um standardisiertes Massenge-
schäft auf der Niederspannungs-/Niederdruckstufe han-
delt, da dies mit Haushaltskunden ausreichend vergleich-
bar ist.  
27. In § 36 Abs. 1 ist an Satz 1 der folgende Satz anzu-

schließen: 
„Ebenso sind allgemeine Bedingungen und allgemeine 
Preise für die Einspeisung von Energie in das Nie-
derspannungs-/Niederdrucknetz anzubieten und im Inter-
net zu veröffentlichen.“ 
Begründung: 
Die allgemein und mit den EEG und dem KWKG beson-
ders geförderte Nutzung der erneuerbaren Energien und 
der Stromerzeugung in KWK-Anlagen sollte in Bezug 
auf die kleineren dezentralen Anlagen zur Einspeisung in 
Niederspannungs- oder Niederdrucknetze den Massenge-
schäftsregelungen der Letztverbraucher in Haushalt und 
Kleinunternehmen gleichgestellt werden. Das erfordert 
ebenso wie beim Energiebezug allgemein verbindliche 
tarifliche Einspeisebedingungen. 

28. In § 36 Abs. 1 ist an Satz 2 der folgende Satz anzu-
schließen: 

„Diese Pflichten bestehen nicht, wenn die Kosten der 
Versorgung im Vergleich zur Gesamtheit aller Versor-
gungen des Energieversorgungsunternehmens außerge-
wöhnlich hoch sind.“ 

Begründung: 
Es ist eine Klarstellung erforderlich, dass sich die Unzu-
mutbarkeit nur auf unverhältnismäßig hohe Kosten der 
Grundversorgung selbst gründen darf (z.B. aufgrund ei-
ner besonders langen Stichleitung zwischen EVU-Netz 
und dem Netzbereich des Verbrauchers/Einspeisers), 
nicht jedoch auf die bloße Tatsache einer Einspeisung 
von Energie aus Eigenanlagen der erneuerbarer Energien 
und der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung.  
29. Zu § 36 Abs. 2: 
Die Bestimmung, wer Grundversorger im Sinne des § 36 
(und wer örtlicher Netzbetreiber im Sinne des § 46) ist, 
sollte in einem anderen Verfahren als aufgrund einer sta-
tistischen Feststellung erfolgen. Der örtlichen Bedeutung 
der Wahl des Grundversorgers und des örtlichen Netz-
betreibers würde entsprechen, der Gemeinde als Selbst-
verwaltungskörperschaft für die örtliche Gemeinschaft je 
ein Konzessionierungsrecht für den Grundversorger und 
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den örtlichen Netzbetreiber ausdrücklich zuzusprechen. 
In den entsprechenden Konzessionierungen wären dann 
u.a. die Kriterien für die Versorgungsbedingungen bei 
dezentralen Eigenanlagen bzw. bei einer Teilversorgung 
neben einem Energiebezug von Dritten festzulegen. 
30. Zu § 37: 
a) Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz ist wie folgt zu fassen: 
„Wer sich von einem Dritten versorgen lässt,“ 
b) Abs. 1 Satz 3 ist zu streichen. 
Folgeänderung: Streichung von Abs. 2. 
Begründung: 

a) § 37 Abs. 1 spiegelt in Bezug auf die Deckung des Ei-
genbedarfs durch den Betrieb einer Anlage zur Energie-
erzeugung (Eigenanlage) die Intentionen des ursprüngli-
chen Energiewirtschaftsgesetzes vom 12.12.1935 und 
seiner Fünften Durchführungsverordnung vom 21.10. 
1940 wider. In dieser Verordnung wird die Zumutbarkeit 
der Reserve- und Zusatzversorgung bei Verbrauchern mit 
Eigenanlagen mit dem Ziel geregelt, Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen vor konkurrierender Stromerzeugung 
zu schützen. 

Dementsprechend würde der Ausschluss von der Grund-
versorgung bei Eigenanlagen einen Schutz der Kraftwer-
ke integrierter Elektrizitätsversorgungsunternehmen ge-
gen den Wettbewerb mit dezentralen Erzeugungsanlagen 
Dritter (Eigenanlagen) bewirken. Denn wenn der Grund-
versorgungsanspruch wegen einer Eigenanlage entfällt, 
werden sich potenzielle Anlagenbetreiber von einer In-
stallation abhalten lassen. Zwar hebt § 37 Abs. 1 Satz 3 
diese Einschränkung bezogen auf die Haushaltskunden 
wieder auf, nicht jedoch für andere ebenfalls aus dem 
Niederspannungsnetz versorgte Kunden (kleine Unter-
nehmen, Gewerbe, Freiberufler u.dgl.).  

Eine transparenter und unverzerrter Wettbewerb zwi-
schen den Kraftwerken der Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen und Eigenanlagen ist jedoch besonders für in-
novative Energieversorgungskonzepte von großer Bedeu-
tung. Solche Konzepte beruhen beispielsweise darauf, 
dass kleinere Heizgeräte auf Kraft-Wärme-Kopplungs-
Basis (u.a. mit Brennstoffzellen) in Kleinunternehmen, 
Geschäftshäusern, Wohnsiedlungen und selbst in Privat-
gebäuden ebenso wie Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien längerfristig deutlich zur Stromerzeugung bei-
tragen. Auch große Energieversorgungsunternehmen ha-
ben derartige Konzepte bereits getestet. Wenn aber Ei-
genanlagen zu einem Ausschluss vom Grundversor-
gungsanspruch führen, werden sich beispielsweise ge-
werbliche oder zur Wohnungswirtschaft gehörende 
Betreiber von Eigenanlagen wegen der Unsicherheiten 
bei der Reserve- und Zusatzstromversorgung nicht für 
derartige Konzepte entscheiden. Wegen der faktischen 
örtlichen Durchmischung der Haushaltskunden mit den 
anderen aus dem Niederspannungsnetz versorgten Kun-
den heilt auch die Herausnahme der Haushaltskunden aus 
der Regelung die Diskriminierung nicht. Die einzigen 
Unternehmen, die die skizzierten Konzepte mit dem Ver-
sprechen einer sicheren Versorgung auch bei Ausfall ei-
ner Eigenanlage ohne Mehrkosten anbieten könnten, wä-
ren Energieversorgungsunternehmen. Für diese Unter-
nehmen würde also ein Wettbewerbsvorteil gesetzlich 
begründet.  

Im Ergebnis entspricht die Übernahme der Regelungsge-
halte des § 10 Abs. 2 des geltenden EnWG und der §§ 5 
und 8 der geltenden Fünften Durchführungsverordnung 
weder der Zielsetzung des § 1 EnWG-E noch Art. 3 Abs. 
3 und Art. 14 Abs. 2 der Richtlinie 2003/54/EG vom 26. 
Juni 2003. Außerdem entspricht sie nicht der gemäß EEG 
und KWKG beschlossenen Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien und mittels KWK-Anlagen. Denn es ist 
gerade Zweck derartiger Stromerzeugung, über einen Ei-
genbedarf hinaus Elektrizität in das Versorgungsnetz ein-
zuspeisen. Das gleiche gilt im Grundsatz auch für dezen-
trale Biogasanlagen. Aus diesen Gründen ist der Aus-
schluss vom Grundversorgungsanspruch bei Eigenanla-
gen aufzuheben. Das schließt auch Notstromaggregate 
ein: Entweder handelt es sich hier um Eigenanlagen im 
vorstehend beschriebenen Sinn, die im Bedarfsfall  auch 
zur Notstromerzeugung eingesetzt werden können, oder 
um reine Stromerzeugungsaggregate ohne Abwärmenut-
zung, deren Betrieb marktwirtschaftlichen Gegebenhei-
ten überlassen bleiben kann. 
b) Die Regelung zur Reserveversorgung ist nach der 
Streichung in Abs. 1 Satz 1 betreffend Eigenerzeugung 
gegenstandslos geworden. [ähnlich Greenpeace S. 37 ff.] 
31. § 38 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 
„Die Bestimmungen dieses Teils gelten auch für dieses 
Rechtsverhältnis.“ 
Begründung: 
Angesichts des Übergangscharakters einer Ersatzversor-
gung sind gesonderte und im Allgemeinen höhere Preise 
für derartige Lieferungen nicht zu rechtfertigen, zumal 
Haushaltskunden ohnehin ausgenommen sind. 
32. In § 42 Abs. 1 ist hinter Nr. 1 eine neue Nummer 

wie folgt einzufügen: 
„1a. den Anteil des in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugten 
Stroms an der gesamten Elektrizitätslieferung;“ 
Begründung: 
In Ergänzung zu Abs. 1 und in Anlehnung an Art. 3 Abs. 
6 der Richtlinie 2003/54/EG vom 26. Juni 2003 ist wegen 
der Bedeutung der Kraft-Wärme-Kopplung für eine res-
sourcensparende und umweltschonende Strom- und 
Wärmeerzeugung die Angabe entsprechender Daten 
sinnvoll. 
32a. In § 42 ist Abs. 6 um folgendes zu ergänzen: 
„Auszuweisen sind auch die externen Kosten der Stro-
merzeugung entsprechend dem jeweiligen Energieträ-
germix und der aus Subventionen erzielte Kostenvorteil 
je Kilowattstunde, soweit die Bundesregierung hierzu gu-
tachterlich ermittelte Werte veröffentlicht hat.“ 
Begründung: 
in Absatz (6) ist bislang nur die Pflicht enthalten, den 
Letztverbrauchern auf der Stromrechung die Netzentgelte 
auszuweisen. Im Hinblick auf die verzerrte Debatte über 
die Kosten Erneuerbarer und konventioneller Energien 
sollten auf der Stromrechnung auch die nicht im Preis 
enthaltenen Kostenbestandteile der Stromerzeugung auf-
geführt werden. Die Bundesregierung sollte dazu jährlich 
fortgeschriebene Gutachten veröffentlichen, die anteili-
gen Subventionen für die einzelnen Stromerzeugungsar-
ten gutachterlich feststellen und die Höhe der externen 
Kosten für jede Erzeugungsart. Entsprechend dem aus-
zuweisenden Strommix sollten die diesem Mix entspre-
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chenden Subventionsanteile und externen Kosten mit auf 
der Rechnung aufgeführt werden. 
33. § 53 Satz 1 erster Halbsatz ist wie folgt zu fassen: 
„Sofern die Versorgungssicherheit im Sinne des § 1 und 
aufgrund der Ergebnisse des Monitoring nach § 51 durch 
vorhandene Erzeugungskapazitäten oder getroffene 
Energieeffizienz- und Nachfragesteuerungsmöglichkeiten 
(ohne Abschaltung der Elektrizitätsversorgung) allein 
nicht gewährleistet ist,“  
Begründung: 
Gegenstand des Monitoring ist im wesentlichen, fortlau-
fend die Übereinstimmung der Versorgungslage mit den 
Zielen des § 1 festzustellen. Deswegen ist in § 53 Satz 1 
eine Bezugnahme auf § 51 erforderlich. 
34. In § 53 ist hinter Abs. 1 ein neuer Absatz 2 wie 

folgt anzufügen: 
„(2) Führt das Ausschreibungsverfahren gemäß Absatz 1 
nicht in angemessener Zeit zum Ziel, hat das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit die Notsituation fest-
zustellen und die Verfügbarmachung neuer Erzeugungs-
kapazitäten anzuordnen.“ 
Begründung: 
Wenn das Ausschreibungsverfahren nicht zum Ziel führt, 
muss eindeutig bestimmt sein, dass dann die Aufsicht 
führende staatliche Stelle die Marktteilnehmer durch An-
ordnung zu veranlassen hat, notwendige neue Erzeu-
gungskapazitäten verfügbar zu machen (neue Erzeu-
gungskapazitäten bzw. äquivalente Importmöglichkei-
ten). Im Gegensatz zu diesem sich eher über Jahre ent-
wickelnden Thematik sind Gegenstand des Energiesiche-
rungsgesetzes vorrangig plötzliche Versorgungsengpässe, 
deren Bewältigung den Lastverteilern obliegt. Zur weite-
ren Begründung wird auf A) Nr. 2 verwiesen. 
35. § 59 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 
"(3) Die Angehörigen der Bundesregulierungsbehörde 
und die Mitglieder der Beschlusskammern müssen von 
den Interessen der Wirtschaftsbereiche Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation und Post vollkommen unabhängig 
sein. Insbesondere dürfen sie innerhalb von drei Jahren 
vor Tätigkeitsaufnahme in der Behörde weder ein Unter-

nehmen der Energiewirtschaft innegehabt oder geleitet 
haben noch Mitglied des Vorstands oder Aufsichtrates 
eines Unternehmens der Energiewirtschaft gewesen sein; 
desweiteren dürfen sie erst drei Jahre nach ihrem Aus-
scheiden aus der Behörde derartige Funktionen wahr-
nehmen." 
Begründung: 
Die im EnWG-E vorgesehene Regelung betrifft nur die 
Mitglieder der Beschlusskammern. Aufgrund von Artikel 
23 der Richtlinie 2003/54/EG und von Artikel 25 der 
Richtlinie 2003/55/EG vom 26. Juni 2003 ist jedoch eine 
„vollkommene Unabhängigkeit“ der Regulierungsbehör-
de erforderlich. Diese Formulierung ist umfassender und 
klarer. Daher betrifft das Unabhängigkeitserfordernis 
nicht nur die Beschlusskammern, sondern die Behörde 
insgesamt. Im Übrigen sollte das gleiche auch für die be-
reits übertragenen Regulierungsbereiche Telekommuni-
kation und Post gelten. 
II. Zu Artikel 3 
(Änderung sonstiger Gesetze und Rechtsverordnun-
gen) 
In Absatz (35) (zur Änderung des EEG.) wird folgen-
des ergänzt: 
„In die Zuständigkeit der Regulierungsbehörde fällt die 
Aufsicht für den Vollzug des EEG betreffend die §§ 4, 5, 
13 – 16, 18,19.“ 
Begründung: 
Der Vollzug des EEG kann erheblich verbessert werden, 
wenn für in Streitfällen eine fachlich ausgestattete Be-
hörde angerufen werden kann. In der Regulierungsbe-
hörde ist diese fachliche Ausstattung zu erwarten. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

118 

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1513 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 

Einleitung 

Mit dieser Novelle des EnWG sollen die Richtlinien des 
Europäischen Parlaments und Rates 2003/54/EG und 
2003/55/EG vom 26. Juni 2003, für Elektrizität und Gas 
(sog. Beschleunigungsrichtlinien) umgesetzt werden. 
Der DGB plädiert dafür, die nationale Umsetzung mög-
lichst nahe an den Richtlinien selbst auszulegen. Wesent-
licher Ausgangspunkt für den DGB ist die Überlegung, 
dass das EnWG neben anderen energiepolitischen In-
strumenten dazu beitragen muss, eine jederzeit gesicher-
te,  umweltschonende und preiswürdige Energieversor-
gung in dem relativ dicht besiedelten Deutschland mit 
seinen vergleichsweise energieintensiven Industrien si-
cherzustellen und weiterzuentwickeln. Für den DGB ist 
dabei die Sicherung und der Ausbau eines ausgewogenen 
und wettbewerbsfähigen Energiemixes mit den dazuge-
hörigen Infrastruktursystem  von entscheidender Bedeu-
tung. Zudem sind nach dem Einbruch der letzten Jahre 
Anreize für eine wieder regere Investitionstätigkeit not-
wendig, um die Netz- und Versorgungsqualität langfri-
stig zu sichern.  Wichtig ist auch zu sehen, dass  die 
Energiewirtschaft  wichtige Impulsgeberin für Kernbran-
chen der deutschen Industrie (Kraftwerksbau, Anlagen-
bau, Maschinenbau, Netztechnik) ist.  
Übereinstimmend mit den vorliegenden Erkenntnissen 
der energiewirtschaftlichen Institute ist zudem festzuhal-
ten, dass die Ausfallzeiten im deutschen Netz zu den 

niedrigsten und die Qualitäts- und Umweltanforderungen 
(z. B. unterirdische Verkabelung etc.)  zu den höchsten in 
Europa und auch weltweit gehören. Dies ist auch für die 
Zukunft sicher zu stellen, indem der Wettbewerb über 
Energieeffizienz und Qualität initiiert wird – ein Kosten-
senkungswettlauf um Umwelt- und Sozialstandards steht 
dem Ziel einer nachhaltigen Energieversorgung zuwider 
und ist deshalb unbedingt zu vermeiden. 

Energiewirtschaftliches Umfeld 

Mit der Umsetzung der europäischen Elektrizitätsrichtli-
nie in nationales Recht im Juni 1998 durch die damalige 
CDU/FDP-Bundesregierung und den in der Folge ent-
standenen Märkten für Elektrizität (hier Strombörse) und 
später Gas haben sich neue Modelle am Elektrizitäts- / 
Gasmarkt etabliert.  

Bei der Diskussion um wettbewerbsfähige Preise für alle 
Endverbraucher ist zu differenzieren zwischen 
• Wettbewerbs- und Marktentwicklungen 
• Kosten respektive Gebühren im natürlichen Mono-

polbereich, Regulationsbereich des EnWG (Netze) 
sowie den 

• Steuern und Abgaben. 
Im Rahmen der 1998 durchgeführten Novelle des EnWG 
hat der DGB frühzeitig und umfassend auf die unkalku-
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lierbaren Folgewirkungen einer sofortigen uneinge-
schränkten Marktöffnung hingewiesen und dafür plädiert, 
die Übergangsoptionen der EU-Richtlinie zu nutzen, wie 
sie auch in anderen EU-Mitgliedstaaten praktiziert wur-
den. 
Die damalige CDU/CSU/FDP-geführte Bundesregierung 
hat darauf verzichtet und sämtlichen Elektrizitätsabneh-
mergruppen den Zugang zum Markt und Wettbewerb er-
öffnet. In der Folge kam es einerseits  zu teilweise deutli-
chen Strompreissenkungen in einigen Teilbereichen ins-
besondere der großen Industriekunden, die allerdings in-
zwischen weitgehend wieder aufgezehrt wurden, vor al-
lem durch die gestiegenen Brennstoffpreise.  Auf der an-
deren Seite stehen signifikante Umstrukturierungen in 
der deutschen Energiewirtschaft, die in der Vorbereitung 
der Liberalisierung seit Beginn der 90er Jahre auch zu 
einem Verlust in einer Größenordnung von bis zu 80.000 
Arbeitsplätzen geführt haben (Bundesamt für Statistik, 
Erhebungen von DGB und VDEW).  
Aufgrund dieser Erfahrungen weist der DGB auf die Ri-
siken hin, die sich mit der Einführung von neuen Instru-
menten und Regulierungssystemen ergeben können, 
wenn diese ohne ausreichende empirische Absicherung 
bzw. Beweis der Praxistauglichkeit und durch entspre-
chende begleitende wissenschaftliche Untersuchungen 
implementiert werden sollten. Die bisherigen empiri-
schen Befunde zur Liberalisierung und Deregulierung in 
den EU-Elektrizitäts- und Gasmärkten geben keineswegs 
die ursprünglichen Ziele und Erwartungen wider, die den 
Energieverbrauchern versprochen wurden. 

Insofern macht der DGB auf die Tatsache aufmerksam, 
dass die teilweise in der Öffentlichkeit geäußerten Erwar-
tungen auf einen drastischen Rückgang der Strompreise 
respektive  der Netznutzungskosten bei Implementierung 
des neuen Regulationssystems überzogen sein dürften. 
Die Preisspielräume bewegen sich in anderen Größen-
ordnungen als im Telekommunikationsmarkt; entspre-
chend sind die  realistisch zu erwartenden Preisrückgän-
ge geringer. Dies zeigt eine Detailanalyse der Haushalts-
strompreise. Der Haushaltsstrompreis besteht überwie-
gend aus Komponenten, die von einer Regulierung der 
Netze nicht direkt berührt werden: Rund 40 % des Prei-
ses erklären sich durch  Steuern und Abgaben (Umsatz-
steuer, Stromsteuer, Konzessionsabgaben sowie EEG 
und KWK-Förderung), rund 20 %  durch die Strompro-
duktionskosten im engeren Sinne (Kraftwerke) zusam-
men. Die jetzt diskutierten Netznutzungskosten machen 
beim Haushaltsstrom etwa ein Drittel bis 40 % der Ko-
sten aus. Wenn die Netzkosten kurzfristig (um rund 20 
Prozent) auf den EU-Durchschnitt sinken, geht die Ge-
samtrechnung entsprechend des Anteiles der Netzkosten 
„nur“ um rund 10 Prozent zurück. Diese Rechnung gilt 
im Wesentlichen auch für Abnehmer im Mittelspan-
nungsbereich. 

Anders verhält es sich aus der Perspektive eines indus-
triellen Sonderabnehmers, der Strom aus dem Höchst- 
bzw. Hochspannungsbereich bezieht. Hier liegt der pro-
zentuale Kostenanteil des Hoch- und Höchstspannungs-
netzes deutlich höher, weil diese Unternehmen zum gro-
ßen Teil den Strom auf den Hoch- und Höchstspan-
nungsebenen abnehmen und deshalb keine Verteilnetz-
kosten anfallen. Es bleibt aber festzustellen, dass sich die 
Netznutzungsentgelte für industrielle Großabnehmer im 
Höchstspannungsbereich mit etwa 0,05 bis 0,15 ct/kWh 

in einer Größenordnung bewegen, die aus industriepoliti-
scher Sicht zu relativieren ist.  
Der DGB weist an dieser Stelle auch darauf hin, dass die 
in der Öffentlichkeit zu findende Erwartungshaltung über 
drastisch sinkende Energiepreise (durch sinkende Netz-
nutzungsentgelte) auch aus dem Grund kritisch zu hinter-
fragen ist, weil andere Effekte, wie z. B. steigende 
Brennstoffkosten etc., zu einer gegenläufigen Entwick-
lung führen könnten.  
Der DGB stellt darüber hinaus fest, dass im Höchstspan-
nungsbereich – wie auch im Ferngasbereich – die Netz-
nutzungsentgelte in Deutschland im europäischen Mittel-
feld liegen. Zugleich muss aber auch konstatiert werden, 
dass insbesondere im Bereich Niederspannung und Mit-
telspannung die Netzkosten in Deutschland deutlich über 
dem europäischen Durchschnitt liegen (Anlage 1) – für 
KMU des verarbeitenden Gewerbes kann dies ein Wett-
bewerbsnachteil sein. 
Aus Sicht des DGB ist für die Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit des Energie- und Industriestandortes 
Deutschland die Gewährleistung von wettbewerbskonfor-
men Netzzugangsbedingungen und entsprechenden Netz-
nutzungsentgelten ein wesentliches Moment.  Dabei ist 
sicherzustellen, dass neben angemessenen Entgelten die 
jederzeitige Sicherheit des Netzes auch über eine geeig-
nete Bestimmung der Netznutzungsentgelte gewährleistet 
werden muss. Dazu gehören erhaltende und moder-
nisierende Investitionen. Die Auswirkungen der Strom-
ausfälle in den USA sowie einigen europäischen Nach-
barländern haben auf die Bedeutung einer jederzeit siche-
ren Versorgung mit Energie unzweideutig hingewiesen. 
In enger Anlehnung an den Themenkatalog des Aus-
schusses sind für den DGB folgende Inhalte bei der No-
velle des EnWG von zentraler Bedeutung. 

Transparenz und Vergleichbarkeit 

Ein missbräuchliches Verhalten von Netzbetreibern, die 
nach wie vor im natürlichen Monopolbereich operieren, 
ist durch den Gesetzgeber auszuschließen. Der DGB geht 
davon aus, dass der durch die Bundesregierung vorge-
schlagene Weg (§ 21 Bedingungen und Entgelte für den 
Netzzugang und hier insbesondere Absatz 3 (Vergleichs-
verfahren / Vergleichsmarktprinzip)) grundsätzlich ge-
eignet ist, zum einen Missbrauch des natürlichen Mono-
pols im Sinne von überhöhten Netzentgelten auszu-
schließen und zum anderen sicherzustellen, dass die ent-
sprechende und berechtigte Höhe der Netzentgelte die 
Finanzgrundlage für die notwendigen und auch hinrei-
chenden Investitionen zum sicheren Betrieb der Netze 
gewährleistet. Dies kann für die noch nicht ausgearbeite-
ten Methoden einer Anreizregulierung (gemäß § 24 Satz 
2 Nr. 8) analog gelten. 

Ein transparentes und in zeitlich definierten, relativ en-
gen Abständen sich wiederholendes Prozedere stellt des 
Weiteren auch und vor allem sicher, dass der potentielle 
Vorwurf, Netzbetreiber nutzten ihre Monopolstellung 
aus, vom Grundsatz her gegenstandslos wird. 

Das Vergleichsmarktkonzept, das im Grundsatz schon in 
der Verbändevereinbarung angelegt ist, stellt eine hohe 
Herausforderung an alle Beteiligten dar. Dieses Verfah-
ren kann nur dann akzeptiert werden, wenn alle Beteilig-
ten die Gewissheit haben, dass hier mit größter Genauig-
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keit und absoluter Transparenz in einem jederzeit über-
prüfbaren und nachvollziehbaren Verfahren die notwen-
digen und auch in sich sinnvollen Vergleiche durchge-
führt werden. 

Das Vergleichsmarktverfahren darf nicht dazu dienen, 
einseitig Druck auf die Kostenstruktur auszuüben, son-
dern muss im Sinne der zentralen Anforderungen des Ge-
setzes durchgeführt werden. Diese zentralen Anforderun-
gen werden in § 1 Absatz 1 folgendermaßen definiert: 
„Zweck des Gesetzes ist eine möglichst sichere, preis-
günstigere, verbraucherfreundliche und umweltverträgli-
che leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit 
mit Elektrizität und Gas“ (§ 1 Abs. 1). Bei der Durchfüh-
rung des Vergleichsmarktverfahrens müssen folglich  
diese zentralen Ziele der Energiepolitik hinreichend be-
rücksichtigt werden. 
Dies vorausgeschickt, stellt der DGB fest: In der ersten 
Phase der Regulierung bis zum Erfahrungsbericht am 
1.7.2007 sollte das Vergleichsmarktverfahren die Grund-
lage der Regulierung der Netzentgelte bilden. Dabei soll-
ten eindeutige, transparente  und nachvollziehbare Krite-
rien definiert werden, die für den gesamten Zeitraum 
verbildlich gelten. Auf diese Weise kann Planungs- und 
Rechtssicherheit hergestellt werden. Über Änderungen 
des Verfahrens wird nach Auswertung des Erfahrungsbe-
richtes entschieden.    

Ex-ante / Ex-post Aufsicht 
Der DGB nimmt die mit der Gegenäußerung der Bundes-
regierung erfolgte Einigung mit dem Bundesrat in der 
Frage der anzustrebenden Genehmigungspraxis, also der 
Einführung einer Vorab-Genehmigungspraxis für Erhö-
hungen der Netzentgelte, zustimmend zur Kenntnis. Al-
lerdings wäre die sofortige Umsetzung einer solchen Ex-
Ante Regelung vor dem Hintergrund der 1.700 existie-
renden EVU in Deutschland mit sehr hohem technisch-
administrativem Aufwand verbunden.     Nach Einschät-
zung des DGB wird deshalb die Entgelteprüfung zu Be-
ginn in einem Ex-Postverfahren im Sinne der Miss-
brauchsaufsicht (§ 21 Abs. 2 in Verbindung mit §§ 30, 31 
EnWG-E und im Kontext des Vergleichsverfahrens (§ 21 
Abs. 3 EnWG-E) durchgeführt werden. 
Wichtig ist, dass die Wirkung der Regulierung sofort 
greifen kann. Ein eventuell sinnvolles Umschalten auf 
eine Ex-Ante Regulierung sollte pragmatisch auch vor 
dem Hintergrund der Arbeitsfähigkeit der Regulierungs-
behörde getroffen werden.  

Ausgestaltung einer Anreizregulierung/ 
Garantie von Versorgungsqualität: Investitionen 

Zur Diskussion um die Einführung einer Anreizregulie-
rung stellt der DGB  fest: Es existiert derzeit noch kein 
geeignetes Modell der Anreizregulierung, das in 
Deutschland eingeführt werden könnte. Der Bundesrat 
bestätigt dies in seiner Stellungnahme. Dies gilt aus Sicht 
des DGB insbesondere für die derzeit vorrangig disku-
tierten mehrjährigen strukturklassenspezifischen  festen 
Caps. Weil hierbei Reduzierung des Personals und Stop 
der notwendigen Investitionen 1:1 in Renditeerhöhung 
umgesetzt würden, hätte eine derartige Regulierung zur 
Folge, dass diejenigen, die ohne Rücksicht auf langfristi-
ge Versorgungssicherheit schnell Kosten minimieren, 
jahrelang Mitnahmeeffekte genießen würden. Dies ist aus 

Gründen der Versorgungssicherheit und der sozialen 
Verträglichkeit nicht akzeptabel.  
Die Bundesregierung schlägt in der Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates vor, die Regulierungsbe-
hörde mit der Entwicklung eines geeigneten Modells der 
„Anreizregulierung“ zu beauftragen. Dabei müssen nach 
Ansicht des DGB Fehler des Auslands – wie beispiels-
weise die Anwendung nicht sachgerechter Vergleichsme-
thoden in Großbritannien und den Niederlanden – ver-
mieden werden.  
Nach Ansicht des DGB muss die Zielvorgabe für das zu 
findende Modell der „Anreizregulierung“ neben der stär-
keren Koppelung der Renditen der Netzbetreiber an die 
Kosteneffizienz des Netzbetriebs unverzichtbar folgende 
weiteren Teilziele enthalten: Es muss 
- konsistent mit der Kalkulationsmethodik und dem 

Vergleichsmarktverfahren sein; 
- den Kapitalstock sichern; 
- getätigte Investitionen berücksichtigen und neue In-

vestitionen auf Grundlage qualitativer Vorgaben „an-
reizen“; 

- Wege eröffnen, die intendierte Steigerung der Ko-
steneffizienz des Netzbetriebes sozialpolitisch derart 
zu gestalten, dass Entlassungen vermieden werden 
und Tarifvereinbarungen, betriebliche Standards und 
Arbeitsbedingungen erhalten bleiben;  

- Anreize zur Steigerung der Energieeffizienz geben, 
insbes. im Netz; 

- die Kapitalflüsse innerhalb vertikal integrierter 
EVU’s zwischen Netzbetreibern und Muttergesell-
schaften offenlegen. 

Die weiteren Schritte zur Einführung einer Anreizregu-
lierung sollten daran gekoppelt werden, ob es gelingt, ein 
diesen Zielvorstellungen genügendes Modell zu entwik-
keln. Der DGB und seine Gewerkschaften sind bereit, an 
der Entwicklung der Anreizregulierung mitzuwirken. 

Kalkulationsprinzip 

Der Regierungsentwurf basiert auf dem Prinzip des Net-
tosubstanzerhalts. Von Seiten der stromintensiven Indu-
strien wird die Umstellung auf das Prinzip des sog. Real-
kapitalerhalts gefordert, mit der Begründung dass die 
Kostenkalkulation nach Nettosubstanzerhalt u.U. über-
höhte, weil technisch überholte Ansätze enthalten könnte. 
Der DGB unterstützt grundsätzlich das Prinzip des Net-
tosubstanzerhaltes als Kalkulationsmethode zumindest 
bis zum ersten Erfahrungsbericht am 1.7.2007. Für Neu-
investitionen erscheint die parallele Anwendung des Re-
alkapital-Prinzips praktikabel.  

Entflechtungsregelung / Unbundling 

Im Teil 2 der EnWG-Novelle (§ 6 bis § 10) ist die Ent-
flechtung des Netzbetriebs von den übrigen Teilen eines 
vertikal strukturieren Energieversorgungsunternehmens 
geregelt. Diese Regelung muss nach EU-Richtlinien bis 
spätestens 01.07.2007 in nationales Recht umgesetzt 
werden. Der Vorschlag der Bundesregierung sieht hierzu 
vor, den Zeitrahmen bis zum 01.07.2007 voll auszunut-
zen und zugleich kleinere EVU bis 100.000 Kunden im 
Sinne der in den EU-Richtlinien vorgesehenen sogenann-
ten De-minimis-Regelung von der rechtlichen Entflech-
tung dauerhaft auszunehmen.  
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Die Position der Bundesregierung wird an dieser Stelle 
durch der DGB ausdrücklich unterstrichen. Für kleine 
und mittlere EVU wäre die Verpflichtung zur rechtlichen  
Entflechtung mit unverhältnismäßig hohen Transaktions-
kosten verbunden, die ihre Stellung im Wettbewerb  ge-
fährden könnten. Diese Mehrkosten müssten an die Kun-
den weitergegeben werden und erhöhten die Strompreise. 
Die auch in diesen Unternehmen vorzusehenden Maß-
nahmen der organisatorischen und informatorischen Ent-
flechtung des Netzbetriebs reichen hier aus, um die er-
forderliche Transparenz der Netznutzungsentgelte zu ge-
währleisten, so dass angesichts der zu befürchtenden 
ökonomischen Nachteile für diese Unternehmen eine 
Verpflichtung zu rechtlicher Entflechtung unverhältnis-
mäßig wäre.    

Der DGB begrüßt die durch die Bundesregierung insbe-
sondere im Begründungsteil dargelegten Ausführungen, 
die darauf abzielen, die betriebsverfassungsrechtlichen, 
mitbestimmungsrechtlichen und die übrigen arbeits- und 
sozialrechtlichen Auswirkungen auf die Unternehmen 
und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, so weit es 
möglich ist, zu begrenzen. Der DGB regt an dieser Stelle 
an, zu überprüfen, ob die Personenkreise, die mit wesent-
lichen Tätigkeiten des Netzbetriebs und „insbesondere 
der Vermarktung von Netzkapazität und der Steuerung 
des Netzes“ befasst sind (§ 8 Abs. 2), nicht  enger und 
gleichzeitig klarer gefasst werden können – diese Defini-
tion hat bereits jetzt in zahlreichen EVU zu Unsicherhei-
ten geführt, welcher Personenkreis in den Netzbetreiber 
überwechseln muss. Sollte eine Eingrenzung bzw. Klä-
rung nicht möglich sein, ist nach Auffassung des DGB 
eine entsprechende Streichung des § 8, Abs. 2, aus Grün-
den der Rechtsklarheit und Sicherheit vorzunehmen. 
Damit befände sich die deutsche Gesetzgebung im Ein-
klang mit den EU-Richtlinien, die nur die Ausgliederung 
des Leitungspersonals des Netzbetriebes  aus dem inte-
grierten Unternehmen verpflichtend vorsehen. Es sollte 
in jedem Fall sicher gestellt werden, dass Personen, die 
aus dem integrierten Unternehmen in den Geschäftsbe-
reich Netze überwechseln, kein materieller und berufli-
cher Nachteil entstehen darf.  

Zu begrüßen ist, dass Personen, die „sonstige Tätigkeiten 
des Netzbetriebs“ ausüben, im integrierten Unternehmen 
verbleiben können (§ 8 (2 Nr. 3)). Dies entspricht impli-
zit den Vorgaben der Richtlinien. Diese Personen  sind 
allerdings „insoweit den fachlichen Weisungen des Lei-
ters des Geschäftsbereiches Netzbetrieb zu unterstellen“. 
Hier ist nicht ausgeschlossen, dass es zu unklaren Wei-
sungsstrukturen kommt, denn diese Personen unterstehen 
gleichzeitig natürlich weiterhin ihren direkten Vorgesetz-
ten im integrierten Unternehmen. Eine arbeitsrechtliche 
Klärung ist bislang nicht erfolgt. Es ist vielmehr erforder-
lich, dass in klaren vertraglichen Vereinbarungen Art und 
Umfang der zu erbringenden Dienstleistungen festgelegt 
werden. Dazu kann  die zitierte Formulierung aber nicht. 
dienen Deshalb plädiert der DGB für eine Streichung die-
ser  Formulierung.  

Um Kostengünstigkeit und Transparenz zu erreichen, müs-
sen Netzbetreiber und Regulierungsbehörde in einem en-
gen Abstimmungsprozess zusammenarbeiten. Organisatori-
sche Auflagen der Regulierungsbehörde, namentlich die 
Verpflichtung zur Ausschreibung bestimmter Dienstlei-
stungen, sind in den EU-Richtlinien wie im EnWG nicht 
vorgesehen und zur Zielerreichung auch nicht notwendig. 
Sie würden vielmehr den bilateralen Prozess des Zusam-

menwirkens nachhaltig stören. Der DGB lehnt deshalb 
Ausschreibungsauflagen der Regulierungsbehörde als 
Methode der Regulierung gegenüber Netzbetreibern 
grundsätzlich ab. 

Tarifautonomie 
Die Tarifautonomie ist ein in der Verfassung verankertes 
Gut und elementares Recht der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Es wird erwartet, dass im Rahmen der Ar-
beiten des Regulators im Sinne von Kostenkontrolle des 
Netzbetreibers (Kosten für energiewirtschaftlich rationel-
le Betriebsführung) auch andere im vertikal integrierten 
EVU geführten Unternehmen oder Unternehmensteile  
(z. B. Instandhaltungs GmbH u. ä.) indirekt erfasst wer-
den. Deshalb ist sicherzustellen, dass durch die Aufsicht 
des Regulators die Tarifautonomie und die Tarifeinbin-
dung der Beschäftigten grundsätzlich nicht beeinträchtigt 
werden.   
Energieeffizienz 

Es sollte geprüft werden, an welchen Stellen die Energie-
effizienz sinnvoll in das Gesetz und die Verordnungen 
integriert werden kann. Dies ist nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund sinnvoll, dass derzeit eine Richtlinie der EU 
zur Energieeffizienz vorbereitet wird, die den Mitglieds-
staaten eine deutlich erhöhte Steigerungsrate der Ener-
gieeffizienz abverlangen wird.  
Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnungen 

Der Regulierungsbehörde kommt eine hohe Verantwor-
tung zu. Deshalb hält es der DGB für unverzichtbar, den 
Regulierungsrahmen der Behörde grundsätzlich durch 
Gesetz bzw. durch Verordnungen mit Zustimmung durch 
den Bundestag zu definieren. Dabei sollte zu den wesent-
lichen Elementen des gesamten Regelwerkes eine weitere 
Anhörung erfolgen. 
Diesen normativen Vorgaben durch das Parlament steht 
nicht entgegen, dass selbstverständlich die Regulierungs-
behörde zeitnah und flexibel auf Marktentwicklung ein-
gehen kann und somit selbstverständlich auch mit der 
entsprechenden Flexibilität auszustatten ist. 
Dezentrale Einspeisung / Vermiedene Netznutzungs-
entgelte 

Die Nachteile für dezentrale Einspeisung, die durch das  
transaktionsunabhängige Handelspunktkonzept entste-
hen, müssen ausgeglichen werden. Denn dezentrale Ein-
speisung  wird danach mit den Netznutzungsentgelten für 
sämtliche Netzebenen belastet, obwohl sie diese gar nicht 
in vollem Umfang in Anspruch nimmt. Stromproduktion 
in dezentralen Anlagen wird in der Regel auf der Nieder-
spannungsebene verteilt. Vorgelagerte Netzebenen wer-
den allerdings benötigt, um die Versorgungssicherheit 
aufrecht zu erhalten, insbesondere zur Vorhaltung von 
Regel- und Reservekapazitäten. Entsprechend sieht der 
Anhang VI der Verbändevereinbarung die Zahlung von 
vermiedenen Netznutzungsentgelten an die Betreiber de-
zentraler Stromerzeugungsanlagen vor. Dieser Anspruch 
gilt für alle Betreiber dezentraler Anlagen außer nach 
dem EEG geförderter Anlagen, die mit einem festen Satz 
vergütet werden.  
In § 18 des Entwurfs der  Stromnetzentgeltverordnung 
der Bundesregierung wird dieser Anspruch dezentraler 
Einspeiser prinzipiell zugesichert, allerdings für Betrei-
ber von KWK-Anlagen explizit nur dann, wenn sie nicht 
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nach § 4 Abs.3  Satz 1 KWK-G vergütet werden. Für vie-
le  KWK-Anlagen gilt aber genau dies. Zwar ist in An-
hang VI der VVIIplus auch für diese Anlagen vereinbart, 
dass im Rahmen der Preisvereinbarung eine Zurechnung 
vermiedener Netznutzungsentgelte guter fachlicher Pra-
xis entspricht. Dies könnte durch die im Verordnungs-
entwurf gewählte missverständliche Formulierung in Zu-
kunft jedoch in Frage gestellt werden. Damit könnten sie  
unwirtschaftlich werden, was  die Ziele des KWK-G 
konterkarieren würde. Dies kann aber nicht Ziel der No-
velle des EnWG sein. Aus diesem Grund fordert der 
DGB den Bundestag auf, dafür Sorge zu tragen, dass der 
§ 18 des Entwurfes der StromNEV dergestalt geändert 
wird, dass auch Betreiber von KWK-Anlagen, die nach § 
4 Abs 3 Satz 1 KWK-G vergütet werden, Anspruch auf 
vermiedene Netznutzungsentgelte mindestens entspre-
chend Anhang VI der VVIIplus erhalten.  
Geeignet hierzu wäre folgende Formulierung von § 18 
Absatz 1 der Netznutzungsverordnung: „Betreiber von 
dezentralen Stromerzeugungsanlagen erhalten vom 
Betreiber der Netz- oder Umspannebene, in welche sie 
elektrische Energie einspeisen, ein Entgelt für vermiede-
ne Netznutzungsentgelte. Die Bestimmung des Entgeltes 
hat diskriminierungsfrei zu erfolgen und muss guter fach-
licher Praxis auf der Grundlage der Anlage 6 der Ver-
bändevereinbarung über Kriterien zur Bestimmung von 
Netznutzungsentgelten für elektrische Energie und über 
Prinzipien der Netznutzung vom 13. 12. 2001 (BAnz. Nr. 
85b vom 8.5.2002) entsprechen. Die Regelung in Satz 1 
gilt nicht für die Betreiber von dezentralen Stromerzeu-
gungsanlagen, deren Strom nach dem Erneuerbaren-
Energien-Gesetz vergütet wird. Für die Ermittlung und 
Berechnung des Vergütungsabzuges gem. § 5 Abs. 2 Satz 
2 des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes gilt Satz 2 ent-
sprechend. Für KWK-Anlagenbetreiber, die gem. § 4 
Abs. 3 Satz 2 Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz ein Entgelt 
für dezentrale Einspeisung beanspruchen, gilt zur Be-
rechnung des Entgeltes die Anlage 6 der Verbändeve-
reinbarung gem. Satz 2 als anerkannte Regel der Tech-
nik.“  
Arealnetze 

In der vorliegenden Novelle des EnWG werden soge-
nannte Areal- und Werksnetze das erste Mal ausdrück-
lich erfasst und gegenüber den anderen Netzen abge-
grenzt. Eine weitergehende, ausführliche Definition von 
Areal-/Werksnetzen sieht das EnWG derzeit nicht vor. 
Aus Sicht des DGB ist deshalb sicherzustellen, dass ein 
Herausbrechen eines hoch verdichteten, kostengünstig 
strukturierten Versorgungsraumes aus dem allgemeinen 
Versorgungsnetz zu Lasten der allgemeinen Versorgung 
unterbleibt. 
Parallel dazu ist gesetzlich zu regeln, dass der unscharf 
definierte Status von Werksnetzen im Gesetz klar defi-
niert wird. 
Contracting 

Durch die EEG-Novelle im August d. J. können Contrac-
ting-Modelle, die überwiegend KWK-Projekte realisie-
ren, in den finanziellen Ausgleichsmechanismus des 
EEG in der Art einbezogen werden, dass sich eine erwei-
terte industrielle Stromeigenproduktion respektive 
Stromversorgung über Contracting-Modelle um rd. 0,5 
ct/kWh verteuert. 

Nach Einschätzung des DGB werden solche, grundsätz-
lich energiepolitisch und umweltpolitisch wünschenswer-
ten Projekte damit wirtschaftlich unmöglich. 
Der DGB fordert deshalb dazu auf, im Rahmen der No-
velle des EnWG die entsprechenden rechtlichen Klarstel-
lungen herbeizuführen. Dieses bedeutet insbesondere ei-
ne im Gesetz enthaltene Definition bezüglich der Rechte 
und Pflichten von Arealnetzbetreibern und eine Gleich-
behandlung der Contracting-Stromerzeugung mit der Ei-
genstromversorgung. 
 Zugang zu den Gasnetzen (Entry-Exit-Modell) 
Mit der Einführung des transaktionsunabhängigen Entry-
Exit-Modells bei Gaslieferungen wird ein völlig neues 
Verfahren eingeführt. Dabei ist besondere Sorgfalt not-
wendig. Das Gesamtsystem muss so ausgestaltet werden, 
dass Netzsubstanz und Kapazitäten erhalten werden kön-
nen. Dies bedingt auch, dass Sorge getragen wird, dass 
vorhandene Kapazitäten optimal ausgenutzt werden.  
Teilnetze 

Besondere Sorgfalt ist bei der Frage geboten, wie Gas-
Netzbetreiber die Kapazitätszuteilung im Falle von Eng-
pässen im Netz gestalten müssen. Dies kann – so auch im 
§ 5 Absatz 5 des Entwurfs der Netzzugangsverordnung 
vorgesehen – die Bildung von Teilnetzen erforderlich 
machen. Die Entscheidung über die Bildung von Teilnet-
zen und deren Zuschnitt und Anzahl sollte den Netz-
betreibern vorbehalten bleiben. Die Aufsicht der Regulie-
rungsbehörde sollte Ex-Post erfolgen.       
Rucksackproblem 

Beim Gas-Lieferantenwechsel stellt sich das Problem des 
Übergangs der notwendigen Transportkapazitäten vom 
alten auf den neuen Lieferanten. Hier ist ein fairer Aus-
gleich zwischen den Interessen herbeizuführen, der ei-
nerseits sicher stellt, dass die neue Lieferanten-Kunden-
Beziehung nicht behindert wird, der aber andererseits 
auch gewährleistet, dass der frühere Lieferant ausrei-
chend Netzkapazitäten zugeteilt bekommt, die er  zur  Er-
füllung vertraglicher Pflichten oder zur Ausübung ver-
traglicher Rechte aus Gasimportverträgen benötigt. Ent-
sprechend sollte § 8 Absatz 7 Satz 2 des Regierungsent-
wurfes der Gas -Netznutzungsverordnung erhalten blei-
ben. 
Bund / Länder Kompetenz 

Der DGB setzt sich eindeutig für eine klar geregelte 
Bundeskompetenz im Rahmen der Regulierungsbehörde 
ein. Die bisherigen Erfahrungen mit der Preisgenehmi-
gung durch die Länderbehörden weisen es als sehr wahr-
scheinlich aus, dass eine Zersplitterung der Regulierung 
durch zu starke Länderkompetenzen weder zweckdien-
lich noch sachorientiert sein dürfte. 
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Anlage 1 - Netzkosten 

 

Vergleich der Netznutzungsentgelte in Europa

Quelle: ETSO; EU-Kommission
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Vergleich der Netznutzungsentgelte in Europa

Quelle: ETSO; EU-Kommission
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Die Netzgebühren der verschiedenen Spannungsebenen 
betragen derzeit im Durchschnitt: 

5,5 ct / kWh  Niederspannungsbereich 

2,7 ct / kWh Mittelspannungsbereich 

1,3 ct / kWh Hochspannungsbereich 

Im Höchstspannungsbereich liegen diese Gebühren bei 
etwa 0,5 - 0,6 ct / kWh. 

(Quelle: VIK, eigene Berechnungen) 

24. November 2004 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1509 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 23. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK) 

Für viele Unternehmen stellen Energiepreise einen 
wesentlichen Standortfaktor dar, der künftige Inve-
stionsentscheidungen beeinflusst und erhebliche Aus-
wirkungen auf gesamtwirtschaftliche Wachstums- 
und Beschäftigungsziele hat. Ein ebenso entscheiden-
der Standortfaktor ist die Verlässlichkeit der Strom- 
und Gasversorgung.  

Der Strom- und Gasnetzzugang ist eine wichtige Stell-
schraube für wettbewerbsfähige Energiepreise und 
eine sichere Versorgung. Mit der Energierechtsnovel-
le sollen durch den regulierten Netzzugang Wettbe-
werb und Versorgungssicherheit langfristig gewähr-
leistet werden. Daher hat der DIHK bereits mehrfach 
zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts Stel-
lung genommen. Dem Themenkatalog des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Arbeit entsprechend stellen die 
folgenden Kernpunkte die wesentlichen Aussagen des 
DIHK zur Diskussion des vorliegenden Gesetzentwur-
fes zusammen: 

Block 1: Allgemeine Themen 

1) Institutionelle Fragen der Regulierung 

• Teilverlagerungen der Netzregulierung auf Län-
derbehörden verhindern  

(§ 54) Unter dem Gesichtspunkt effizienter Verwaltung 
und einheitlicher Rechtsanwendung ist auf Parallelstruk-
turen bei der Regulierung zu verzichten. Der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung bestimmt daher die Bundesre-
gulierungsbehörde zur zuständigen Institution der Netz-
zugangsregulierung. Dem Vorschlag des Bundesrates zur 
Teilverlagerung der Zuständigkeiten auf Landesregulie-
rungsbehörden sollte nicht gefolgt werden. 
• Auf Finanzierungsbeitrag der Netzbetreiber für 

Regulierungsbehörde verzichten  

(§ 92) Gegen die Beitragsfinanzierung der Regulierungs-
behörde bestehen erhebliche ordnungspolitische Beden-
ken. Die Regulierung des Netzzugangs ist eine staatliche 
Aufgabe und gehört in den Kernbereich der staatlichen 
Ordnungsverwaltung. Die allgemeinen Steuermittel soll-
ten daher auch für diese Kernaufgabe des Staates einge-
setzt werden. Eine Kostenwälzung auf die Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen wäre systemwidrig. Außer-
dem besteht die Gefahr der Ausweitung von Bürokratien, 
wenn die politischen Entscheidungsträger mit der Ent-
scheidung über die Dimension der Regulierungsbehörde 
nicht gleichzeitig die Verantwortung für deren Finanzie-
rung zu tragen haben. § 92 ist daher – wie vom Bundesrat 
gefordert – zu streichen. 
• Bürokratie durch Einschaltung von Sachverständi-

gen begrenzen  
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(§ 58 a) Um eine unnötige Aufblähung des Personal-
bestands der Regulierungsbehörde zu verhindern, sollte 
die Regulierungsbehörde bei der Beurteilung von Sach-
verhalten im Rahmen der Mißbrauchskontrolle oder der 
Entgeltgenehmigung nach § 36 Gewerbeordnung öffent-
lich bestellte und vereidigte Sachverständige beauftragen 
können. Die Übernahme bestimmter Aufgaben durch öf-
fentlich bestellte Sachverständige hat sich in anderen Be-
reichen bewährt, so z. B. bei der Überwachung, Geneh-
migung und Zertifizierung von umweltrelevanten Anla-
gen  und der Prüfung von Mengenstromnachweisen gem. 
Verpackungsverordnung im Bereich der Abfallpolitik. 
Haben Unternehmen gegenüber der Regulierungsbehörde 
einen Nachweis zu erbringen, kann dieser ebenfalls durch 
die Bescheinigung eines solchen öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen erbracht werden. 

2) Trennung von Netz und wettbewerblichen Berei-
chen 

• Unbundling-Anforderungen des Gesetzentwurfes 
nicht zurückschrauben  

(§ 8 Abs. 2) Die Anforderungen an die operationelle Ent-
flechtung des Netzbetriebs vom Vertriebsbereich inte-
grierter Energieversorgungsunternehmen dürfen keines-
falls zurückgeschraubt werden. Personen, die mit wesent-
lichen Tätigkeiten des Netzbetriebs betraut sind, dürfen 
nicht im Produktvertrieb tätig sein. Ansonsten wird § 8, 
der diskriminierendes Verhalten im Netzbetrieb verhin-
dern soll, weitgehend wirkungslos. Dabei ist daran zu er-
innern, dass Verteilnetzbetreiber mit weniger als 100.000 
Kunden gem. Gesetzentwurf ohnehin von der Pflicht zur 
rechtlichen und operationellen Entflechtung entbunden 
sind.  
• Liberalisierung des Messwesens ermöglichen 
(§ 11 ff.) Der Markt für das Messwesen sollte vom natür-
lichen Monopol des Netzbetriebs abgegrenzt und grund-
sätzlich wettbewerblich organisiert werden. Diese Libe-
ralisierung ist durch das Recht des Netznutzers, einen 
anderen Leistungserbringer als den Netzbetreiber mit den 
Messdienstleistungen zu beauftragen, umzusetzen. Dabei 
ist sicherzustellen, dass die Vereinbarkeit unterschiedli-
cher technischer Systeme gegeben ist und dem Netz-
betreiber der Zugang zur Messstelle gewährt wird.  Mit 
der Liberalisierung des Messwesens wird auch der Wett-
bewerb im Stromvertrieb gestärkt: Kundengerecht aufbe-
reitete Informationen z. B. über Lastgänge und Ver-
brauchsspitzen sind gerade für kleine und mittlere Unter-
nehmen eine entscheidende Voraussetzung, um Konkur-
renzangebote zu erhalten und von den Vorteilen des 
Stromwettbewerbs profitieren zu können. 

3) Inhalte der Regulierung 
• Grundlegende Aussagen zu Gas- und Stromnetz-

zugangsmodell in Gesetzentwurf aufnehmen  
(§ 20) Der Gesetzentwurf enthält keine Festlegung auf 
ein bestimmtes Netzzugangsmodell. Sowohl für den 
Strom- als auch den Gasbereich sollte jedoch ein transak-
tionsunabhängiges Netzzugangsmodell mit eigentums-
übergreifenden Regelzonen und Kooperationsverpflich-
tungen als Zielsetzung festgelegt werden. Grundlegende 
Ansprüche an Netzzugangsmodelle (Börsenfähigkeit, 
Massenmarktfähigkeit) sollten ebenfalls in das Gesetz 
aufgenommen werden. 

• Strenge Vergleichsmaßstäbe für unangemessene 
Netzzugangspreise festlegen  

(§ 21 Abs. 4) Das Vergleichsverfahren ist der zentrale 
Ansatzpunkt für eine wirksame Missbrauchsaufsicht über 
die Netznutzungsentgelte. Im kartellrechtlichen Ver-
gleichsmarktkonzept werden die Preise eines marktbe-
herrschenden Unternehmens mit den Preisen solcher Un-
ternehmen verglichen, die im Wettbewerb stehen. Im Ge-
setzentwurf wird ein Missbrauch der Monopolstellung 
dagegen erst dann vermutet, wenn das Entgelt eines mo-
nopolistischen Netzbetreibers über dem Durchschnitt der 
anderen Netzbetreiber liegt, die ebenfalls keinem Wett-
bewerb ausgesetzt sind. Damit bliebe das Verfahren hin-
ter dem kartellrechtlichen Vergleichsmarktkonzept zu-
rück. Somit würden dauerhafte Netzmonopole geringeren 
Anforderungen unterworfen als marktbeherrschende Un-
ternehmen, für die das Kartellrecht gilt.  

Um wenigstens eine Orientierung an den effizientesten 
Netzbetreibern zu ermöglichen, sollte die Missbrauchs-
vermutung bereits dann gelten, wenn die Entgelte, Erlöse 
oder Kosten eines Netzbetreibers über den durchschnitt-
lichen Werten der jeweils 50 % preisgünstigsten ver-
gleichbaren Netzbetreiber liegen. Darüber hinaus sollte 
die Regulierungsbehörde die Möglichkeit haben, auch 
die Konditionen von Netzbetreibern in anderen EU-
Mitgliedstaaten in den Vergleich einzubeziehen, soweit 
die strukturellen Unterschiede berücksichtigt werden 
können. 

• Klare Ermächtigungsgrundlage für Anreizregu-
lierung schaffen  

(§ 21 Abs. 6 – neu – i.V.m. § 24 Satz 2 Nr. 8) Im Gesetz 
muss die Bundesregulierungsbehörde zur raschen Ent-
wicklung einer anreizorientierten Regulierung verpflich-
tet werden. Die Grundidee der Anreizregulierung ist, An-
reize zur Kostenreduktion für die Netzbetreiber zu set-
zen, indem die Kosten- von der Erlös- bzw. Preisent-
wicklung während eines vorab festgelegten Zeitraums 
entkoppelt wird. Die Entkopplung entbindet die Regulie-
rungsbehörde von jährlichen Kostenüberprüfungen und 
gibt den Netzbetreibern gleichzeitig starke Anreize, Ko-
sten zu senken, um Gewinne einbehalten zu können. In 
Staaten, die seit längerer Zeit mit dieser Regulierungs-
form arbeiten, konnten die Kunden von niedrigeren 
Netznutzungsentgelten profitieren. Um langfristige Ver-
schlechterungen der Netzqualität zu verhindern, müssen 
Qualitätsstandards aus Anbieter- und Nachfragersicht de-
finiert werden. Voraussetzung für eine sachgerechte An-
reizregulierung sind rechtliche Leitplanken, die der Re-
gulierungsbehörde ermöglichen, in einem Lernprozess 
Verfahrensdetails markt- und zeitnah an die Marktent-
wicklungen anzupassen.  

• Ex-ante Entgeltregulierung in Übergangsphase 
befristet oder unter Vorbehalt vornehmen 

(§ 21 i.V.m. § 24) Nicht die Frage einer ex-post oder ex-
ante-Preisregulierung ist entscheidend für die künftige 
Wettbewerssituation bei Strom und Gas, sondern die 
bundeseinheitliche Einführung und Anwendung von 
wirksamen Vergleichsmarkt- und Anreizregulierungsver-
fahren. Soweit vor der Entwicklung einer Anreizregulie-
rung eine ex-ante-Regulierung (Genehmigung) von Ent-
gelterhöhungen vorgenommen wird, ist zu beachten, dass 
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die Entgelte bei einer unbefristeten Genehmigung weder 
der Kontrolle von Vergleichsmarktansätzen noch einer 
kommenden Anreizregulierung zugänglich wären. Daher 
sollten die von der Bundesregierung angekündigten ex-
ante Entgeltgenehmigungen befristet oder unter Vorbe-
halt ausgestellt werden. 
• Kalkulationsprinzip: Keine Festlegung auf Netto-

substanzerhaltung im Gesetz  
(§ 21 Abs. 2) In der betriebswirtschaftlichen Theorie und 
Praxis werden unterschiedliche Kalkulationsprinzipien 
verwendet, die in gleichem Ausmaß für die Anwendung 
in wettbewerblichen Märkten geeignet sind. Für den 
Zweck der Regulierung in monopolistischen Netzberei-
chen sollten dagegen solche Verfahren ausgeschlossen 
werden, die die Transparenz der Kalkulation verringern 
und damit die Regulierung erschweren. Daher darf im 
Gesetz keine Festlegung auf das Prinzip der Nettosub-
stanzerhaltung erfolgen. Die Festlegung des Kalkulati-
onsprinzips sollte der Regulierungsbehörde überlassen 
werden. Aufgrund der Regulierungserfahrung muss die 
Behörde entscheiden, welche Kalkulationsprinzipien ge-
eignet sind, um sowohl wettbewerbsgerechte Preise als 
auch Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
• Effizienzmaßstab: Begriff der „energiewirtschaft-

lich rationellen Betriebsführung“ durch „Kosten 
der effizienten Leistungsbereitstellung“ ersetzen  

(§ 21 Abs. 2) Als klarer Maßstab für die Angemessenheit 
der Netznutzungsentgelte bietet sich der im Bereich der 
Telekommunikationsregulierung bewährte Begriff der 
„effizienten Leistungserstellung“ an. Dagegen ist die „ra-
tionelle Betriebsführung“ ein Begriff aus der Zeit der ge-
schlossenen Energieversorgungsgebiete, bei dem nicht 
geprüft wird, ob die von den Unternehmen geltend ge-
machten Kosten auch bei einer effizienten Leistungsbe-
reitstellung notwendig gewesen wären. Der Gesetzent-
wurf enthält bislang nicht miteinander vereinbare Maß-
stäbe, die in keinem eindeutigen Rangverhältnis stehen. 
Die Wirksamkeit der Eingriffsbefugnisse der Regulie-
rungsbehörde wäre deutlich beeinträchtigt. Damit die 
Regulierungsbehörde wettbewerbsgerechte Netznut-
zungsentgelte durchsetzen kann und die Regulierungs-
entscheidungen einer gerichtlichen Überprüfung stand-
halten, muss im Gesetz  eine eindeutige Festlegung auf 
den Maßstab „effiziente Leistungsbereitstellung“ erfol-
gen. 
• Erhebung von Baukostenzuschüssen ausschließen 
(§ 17) Baukostenzuschüsse widersprechen dem Gebot 
der Kosten- und Entgelttransparenz. Transparente und 
einheitliche Kriterien für die Erhebung von Baukostenzu-
schüssen sind nicht zu erkennen. Baukostenzuschüsse 
verhindern die Vergleichbarkeit der Netzentgelte und 
können zur Diskriminierung führen. Eine Lenkungswir-
kung, die überhöhte Leistungsanforderungen einzelner 
Netznutzer zu Lasten anderer Nutzer vermeidet, könnte 
zuverlässiger durch zeitlich befristete take-or-pay-
Klauseln in Netznutzungsverträgen erreicht werden. 

Block 2: Themenschwerpunkt Strom 
• Mehr Wettbewerb im Regelenergiemarkt durch 

Abbau von Hürden für kleinere Anbieter  
(§ 22) Elektrizität zum Ausgleich von Leistungsun-
gleichgewichten wird heute überwiegend durch Kraft-
werke bereitgestellt, die mit den Übertragungsnetzbetrei-
bern verbunden sind.  Um die Liquidität des Marktes zu 
erhöhen und mehr Wettbewerb durch die zusätzliche 
Teilnahme auch kleinerer Anbieter zu ermöglichen, müs-
sen die Mindestangebotsgrößen und die Ausschreibungs-
dauer abgesenkt werden. Darüber hinaus sollte die 
Durchführung eines gemeinsamen, regelzonenübergrei-
fenden Ausschreibungsverfahrens vorgeschrieben wer-
den, um Wettbewerb zwischen den großen Regelenergie-
anbietern zu schaffen.  
• Auch erneuerbare Energien in die Sicherung des 

Netzbetriebs einbeziehen 
(§ 13 Abs. 1; § 11) Sofern die Zuverlässigkeit der Elek-
trizitätsübertragung gefährdet ist, sind die Betreiber von 
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien vollständig 
in die Maßnahmen zur Sicherung der Versorgung einzu-
beziehen. Es gibt keine Rechtfertigung, in diesem Zu-
sammenhang die Netzinanspruchnahme durch erneuerba-
re Energien zu privilegieren. Dem Vorschlag des Bun-
desrates zur Streichung des § 13 Abs. 1 Satz 2 ist daher 
zu folgen.  

Block 3: Themenschwerpunkt Gas 
• Keine Sonderregelungen für neue Gas-Infrastruk-

turen einführen 
(BR: § 28 a) Dem Vorschlag des Bundesrates, neue In-
frastrukturen im Gasbereich von wesentlichen Bestim-
mungen der Regulierung auszunehmen (§ 28 a), sollte 
nicht gefolgt werden. Die Regulierung muss für alle In-
vestitionen in die Netzinfrastruktur ausreichende Investi-
tionsanreize bieten. Gelingt dies nicht, müssen Anpas-
sungen in den für alle Unternehmen geltenden Regulie-
rungsvorgaben vorgenommen werden. Wenn nur durch 
die vorgeschlagenen Ausnahmen Investitionsanreize in 
neue Infrastrukturen geschaffen werden könnten, wäre 
das Gesamtkonzept der Regulierung änderungsbedürftig. 
• Verpflichtung der Netzbetreiber zur Bildung einer 

möglichst geringen Zahl von Regelzonen 
(§ 15) Eine wesentliche Voraussetzung für einen börsen-
fähigen und massenmarkttauglichen Gasmarkt ist die 
Herstellung großer, liquider Regelzonen. Daher sollten 
die Gasnetzbetreiber verpflichtet werden, unabhängig 
von den Eigentumsgrenzen die geringstmögliche Zahl 
von Regelzonen zu bilden, um ein einheitliches Entry-
Exit-Netznutzungsmodell bilden zu können. Nur dort, wo 
Erdgasbeschaffenheitsgrenzen zwischen H- und L-Gas 
oder technisch-physikalisch begründete Netzrestriktionen 
bestehen, also die bereitstellbare Kapazität nachweislich 
dauerhaft unter dem physikalischen Bedarf liegt, ist die 
Bildung von Regelzonen zulässig. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1520 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Bundeskartellamt 

Vorwort 
Sechs Jahre nach der Liberalisierung der leitungsgebun-
denen Energieversorgung hat sich noch kein lebensfähi-
ger Wettbewerb etablieren können. Auf allen Ebenen der 
Strombelieferung (Handel, Großkunden, Kleinkunden) 
sind marktbeherrschende Unternehmen tätig, die die einst 
rechtlich geschützten Monopole ersetzt haben. Bei Haus-
haltskunden erreichen die vormaligen örtlichen Versor-
ger weiterhin einen Marktanteil von ca. 95 %. Der an-
fangs lebhafte Wettbewerb ist auf allen Marktstufen er-
lahmt. Großkunden erhalten kaum Wettbewerbsangebote, 
zahlreiche Haushaltskundenlieferanten sind aus dem 
Markt ausgetreten und selbst etablierte Versorger ziehen 
sich aus fremden Netzgebieten zurück.  
Überhöhte Netznutzungsentgelte und die damit verbun-
dene Quersubventionierung zwischen dem Monopol-
bereich Netz und den Wertschöpfungsstufen Energieer-
zeugung, -handel und -vertrieb haben sich als das zentra-
le Wettbewerbshemmnis erwiesen.  
Im Gasbereich gibt es abgesehen von wenigen Einzelfäl-
len keinen Durchleitungswettbewerb. Im Gegensatz zu 
Strom gibt es bei Gas kein wettbewerbsorientiertes 
Netzzugangsmodell. 

Die im Regierungsentwurf (EnWG-RegE) vorgesehene 
Regulierung der Energieversorgungsnetze zielt darauf, 

Netzzugang und -entgelte so zu gestalten, dass sich wirk-
samer Wettbewerb im Energiehandel und –vertrieb ent-
wickeln kann. Daran orientiert sich die nachfolgende 
Stellungnahme des Bundeskartellamtes (BKartA). Sie 
gliedert sich nach einer kurzen Aufstellung der Kernaus-
sagen des Bundeskartellamtes - wie vom Ausschuss erbe-
ten - in eine Zusammenfassung (A.) und Anmerkungen 
zu den einzelnen Themen (B.) Soweit nicht anders ange-
geben, beziehen sich alle §§ auf den EnWG-RegE. 

Die Kernaussagen des Bundeskartellamtes 

I.  Allgemeine Themen 
1. Die Zuständigkeit für die Aufsicht über die Energie-

versorgungsnetze sollte ausschließlich bei einer Bun-
desbehörde liegen (§ 54 EnWG-RegE). 

2.  Das Regulierungsinstrumentarium des EnWG-RegE 
und der Verordnungen sollte um die in der Gegenäu-
ßerung der Bundesregierung (Ziff. 24, 25) angekün-
digten Ex-ante-Anreizregulierung und bis zu deren 
Inkrafttreten um ein Ex-ante-Genehmigungsverfahren 
bei Erhöhungen der Netznutzungsentgelte ergänzt 
werden. 

3. Als Effizienzmaßstab sollte der in der Regulierung 
von Telekommunikation und Post bewährte Begriff 
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der „Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung“ 
anstelle der „energiewirtschaftlich rationellen Be-
triebsführung“ verwendet werden (insbes. in § 21 
Abs. 2 EnWG-RegE). 

4. Bis zur Etablierung einer Anreizregulierung ist eine 
kostenorientiere Regulierung erforderlich. Die Vor-
schrift des § 24 S. 2 Nr. 5 EnWG-RegE (Abweichun-
gen vom Grundsatz der Kostenorientierung bei beste-
hendem oder potentiellem Leitungswettbewerb) sollte 
gestrichen werden, da nicht auszuschließen ist, dass 
sie zu Entgelten oberhalb der Netzkosten führen 
kann. Bleibt es bei der Regelung, sollte unbedingt 
Einvernehmen zwischen RegTP und BKartA bei der 
Feststellung von bestehendem oder potentiellem Lei-
tungswettbewerb herzustellen sein. 

5. Das in § 21 Abs. 3 und 4 EnWG-RegE vorgesehene 
Vergleichsmarktverfahren sollte verbessert werden. 

6.  Das Konzept der Realkapitalerhaltung sollte als Kal-
kulationsmethode an die Stelle der Nettosubstanzer-
haltung treten (§ 21 Abs. 2 EnWG-RegE). 

7. Beim buchhalterischen Unbundling sollte eine Pflicht 
zur Veröffentlichung der „Tätigkeits-Bilanzen“ und 
„Tätigkeits-GuV“ vorgesehen werden (§ 10 Abs. 3 
EnWG-RegE). Die Sanktionen bei Verstößen gegen 
Unbundling-Vorschriften sollte deutlich verschärft 
werden (§ 95 EnWG-RegE). 

8. Die Bußgeldvorschrift des § 95 EnWG-RegE sollte 
hinsichtlich Art des Verstoßes und Höhe der Bußgel-
der den entsprechenden Vorschriften des Kartell-
rechts angeglichen werden, so dass Energienetz-
betreiber den gleichen Regeln wie alle anderen Bran-
chen unterliegen. 

9. Die von der Bundesregierung grundsätzlich beabsich-
tigte Liberalisierung des Messwesens ist in § 18 
NZVO-RefE Strom und § 39 NZVO-RefE Gas zu 
schwach ausgebildet. Ein diesbezügliches Wahlrecht 
des Endkunden sollte im EnWG selbst festgeschrie-
ben werden (§ 21a EnWG-RegE neu). 

II.  Strombereich 
1. Für die Beschaffung von Regelenergie auf der 

Grundlage von § 22 Abs. 2 EnWG-RegE sollte in der 
Netzzugangsverordnung die Bildung einer nationalen 
Regelzone, mindestens aber – anders als bislang ge-
plant - eine gemeinsame regelzonenübergreifende 
Ausschreibung der 4 Übertragungsnetzbetreiber vor-
gesehen werden. Die Regulierungsbehörde sollte die 
erforderlichen Kontroll- und Eingriffsbefugnisse er-
halten, um dies durchzusetzen. 

2. Einvernehmen zwischen RegTP und BKartA sollte 
über § 58 EnWG-RegE hinaus auch bei Entscheidun-
gen über neue grenzüberschreitende Stromleitungen 
nach der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 herzustel-
len sein. 

III.  Gasbereich 
1.  Gesetzentwurf und Netzzugangsverordnung sollten 

die Schaffung von netzübergreifenden Regelzonen, 
die sich ausschließlich an den technischen Gegeben-
heiten bzw. Netzrestriktionen und nicht an dem Netz-
eigentum orientieren, vorsehen und festschreiben. 

2.  Es sollte ein transaktionsunabhängiges Netzzugang-
modells eingeführt werden. 

3. Der Anspruch auf Netzzugang sollte sofort auch auf 
den Haushaltskundenbereich erstreckt werden, § 2 
Nr. 25 NZVO-RefE Gas. 

4. Die Netzzugangsverordnung sollte um Regelungen 
zur Regulierung des Zugangs zu Speicheranlagen er-
gänzt werden. 

5.  Die Vorschriften über die Ermittlung freier Trans-
portkapazitäten (§ 5 NZVO-RefE Gas) und die Frei-
gabe ungenutzter Kapazitäten (§ 12 NZVO-RefE 
Gas) sollten verbessert werden. 

6. Die Kalkulation der Netznutzungsentgelte sollte sich 
an den Erwägungen zur Netzentgeltverordnung 
Strom orientieren und Sonderregelungen für den 
Gasbereich (wie z.B. eine höhere Verzinsung des Ei-
genkapitals) vermeiden. 

A. Zusammenfassung der Stellungnahme des Bun-
deskartellamtes 

1. Für eine einheitliche Rechtsanwendung, die für die 
Herausbildung wirksamen bundesweiten Wettbe-
werbs unabdingbar ist, sollte die Aufsicht über die 
Energieversorgungsnetze bei einer Bundesbehörde 
konzentriert sein. Ebenfalls sachgerecht ist die An-
siedlung der Preismissbrauchsaufsicht im Bereich der 
Grundversorgung bei Landesbehörden. Denn im Ge-
gensatz zu Netznutzungsentgelten sind die Auswir-
kungen überhöhter Grund- und Ersatzversorgungs-
preise weitgehend lokal oder regional begrenzt. 

2. Der EnWG-RegE weist die Anwendungskompeten-
zen klar und konsistent zu. Er vermeidet grundsätz-
lich Doppelzuständigkeiten und grenzt den Anwen-
dungsbereich von Kartellrecht und Regulierungsrecht 
sachgerecht ab. Das rechtliche Instrumentarium des 
EnWG-RegE sollte in wichtigen Punkten gestärkt 
werden, um eine wirksame Kontrolle der Höhe der 
Netzzugangsentgelte sicherzustellen. Die Wahl der 
„Kosten der energiewirtschaftlich rationellen Be-
triebsführung“ als zentraler Maßstab für die Ange-
messenheit der Netzzugangsentgelte, das allein me-
thodenbasierte Prüfverfahren und die geringen Ex-
ante-Befugnisse der Regulierungsbehörde werden 
nicht dafür ausreichen, dass die Aufsichtsbehörde in 
absehbarer Zeit das zentrale Problem der überhöhten 
Netznutzungsentgelte in den Griff bekommt. Die 
Bundesregierung hat jedoch im Rahmen ihrer Gegen-
äußerung5 zur Stellungnahme des Bundesrates6 zum 
EnWG-RegE erklärt, dass Vorgaben zur Kostenkal-
kulation, Vergleichsmarktkonzept und Anreize zur 
Effizienzsteigerung wesentliche Inhalte eines Regu-
lierungskonzepts sind und entsprechende Eckpunkte 
vorgelegt (s. insbes. Ziff. 24). Die Umsetzung dieser 
Eckpunkte im EnWG-RegE und den Entgeltverord-
nungen und die angekündigte Stärkung der Ex-ante-
Befugnisse würde einen effektiveren Regulierungs-
rahmen für den Strombereich schaffen, wenn 
daneben der Effizienzmaßstab des § 21 Abs. 2 zu ei-
nem eindeutigen und damit gerichtsfesten Eingriffs-
kriterium weiterentwickelt wird. 

3. Das BKartA empfiehlt, zumindest den in der Gegen-
äußerung angekündigten Regulierungsrahmen auch 
auf die Gaswirtschaft zu erstrecken. Da die Gasver-

                                                           
5  BT-Drs. 15/4068 v. 28. Okt. 2004. 
6  BT-Drs. 15/3917 v. 14. Okt. 2004, Anl. 2. 
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sorgungsunternehmen bislang nicht einmal Netzent-
gelte veröffentlicht haben, die Dritten eine Berech-
nung der Durchleitungskosten gestatten, erscheint ein 
gegenüber dem status quo erheblich verbessertes Re-
gulierungsinstrument notwendig. 

4. Der EnWG-RegE sieht an zentralen Stellen Ermäch-
tigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen vor. 
Die Eignung der gesetzlichen Regelungen hinsicht-
lich der Sicherstellung eines wirksamen und unver-
fälschten Wettbewerbs i.S.v. § 1 Abs. 2 lassen sich 
erst in der Zusammenschau mit den Verordnungs-
entwürfen fundiert beurteilen. Die bislang im Refe-
rentenentwurf vorliegenden Verordnungen (Netzzu-
gang Strom und Gas, Netzentgelte Strom7) bleiben 
mitunter hinter dem Regierungsentwurf zurück (z.B. 
bei Vorschriften zur Regelenergie). Sie berücksichti-
gen auch noch nicht die in der Gegenäußerung ge-
nannten Eckpunkte für eine Regulierung der Strom-
netzentgelte. 

5. Die Unbundling-Vorschriften der §§ 6-10 EnWG-
RegE bilden eine gute Grundlage für die Regulie-
rung. So sind z.B. die „Tätigkeits-Bilanzen“ und „Tä-
tigkeits-GuV“ nach einheitlichen handelsrechtlichen 
Maßstäben aufzustellen.  
Das BKartA empfiehlt, zur effektiveren Durchset-
zung der in der Strom- und GasRL vorgesehenen Be-
schwerderechte der Marktteilnehmer eine Veröffent-
lichungspflicht vorzusehen und die Sanktionen bei 
Verstößen gegen Unbundling-Vorschriften deutlich 
zu verschärfen.  

6. Regulierung erfordert einen dynamischen Effizienz-
maßstab zur Beurteilung der Angemessenheit der 
Netznutzungsentgelte. Das BKartA empfiehlt daher – 
wie im TKG - den Begriff der „Kosten der effizienten 
Leistungsbereitstellung" (statt „energiewirtschaftlich 
rationelle Betriebsführung“) zugrunde zu legen.  

7. Die Vorschrift des § 24 S. 2 Nr. 5 EnWG-RegE, die 
eine Abweichungen vom Grundsatz der Kostenorien-
tierung bei bestehendem oder potentiellem Leitungs-
wettbewerb ermöglicht, sollte gestrichen werden. Es 
ist nicht ersichtlich, warum bei bestehendem oder po-
tentiellem Leitungswettbewerb die Möglichkeit er-
öffnet werden sollte, vom Grundsatz der Kostenori-
entierung nach oben abzuweichen. Im übrigen ist Lei-
tungswettbewerb bei den Gasnetzen zur Zeit nicht er-
sichtlich. Bleibt es bei der Regelung, sollte unbedingt 
Einvernehmen zwischen RegTP und BKartA bei der 
Feststellung von bestehendem oder potentiellem Lei-
tungswettbewerb herzustellen sein. 

8. Das methodenorientierte Prüfverfahren des EnWG-
RegE bedarf materiell hinsichtlich der Regulierungs-
instrumente (Anreizregulierung, Benchmarkingansät-
ze) und verfahrensrechtlich (Ex-ante-Aufsicht) der 
Stärkung. Die Gegenäußerung der Bundesregierung 
ist diesbezüglich zu begrüßen (Abschnitt A und Ziff. 

                                                           
7  Referentenentwurf der Netzzugangsverordnung Strom v. 13. Septem-

ber 2004 (NZVO-RefE) bzw. Entwurf v. 5. November 2004 (NZVO-E 
Strom 5.11.) bzw. ressortabgestimmer Entwurf v. 22. November 2004 
(NZVO-RessE Strom 22.11.), Referentenentwurf der Netzentgeltver-
ordnung Strom v. 13. September 2004 (NEntgV-RefE) bzw. im Internet 
verbreiteter Entwurf v. 5. November 2004 (NEntgV-E 5.11.) bzw. res-
sortabgestimmter Entwurf v. 22. November 2004 (NEntgV-RessE 
22.11.) sowie Referentenentwurf der Netzzugangsverordnung Gas v. 
15. Oktober 2004 (NZVO-RefE Gas). 

2.4). Die dort angekündigte flexible Anreizregulie-
rung kann und muss die Versorgungsqualität in 
Deutschland berücksichtigen. 

9. Die Sanktionsinstrumente des EnWG-RegE bleiben 
in Art (unmittelbare Verstöße gegen das EnWG wer-
den nicht sanktioniert) und Bußgeldhöhe deutlich 
hinter den kartellrechtlichen Sanktionsinstrumenten 
zurück. Der EnWG-RegE privilegiert damit die 
Betreiber von Netzmonopolen gegenüber "lediglich" 
marktbeherrschenden Unternehmen in anderen Bran-
chen, die der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht 
unterfallen. Das BKartA empfiehlt, eine für alle 
Branchen gleichermaßen geltende Regelung vorzuse-
hen. 

10. Überhöhte Preise für Regelenergie sind der wesentli-
che Kostentreiber der Übertragungsnetzentgelte. Mit 
1 Mrd. Euro pro Jahr belasten die Regelenergiekosten 
nicht nur Stromkunden und neue Anbieter, sondern 
mit Ausnahme der vier Verbundunternehmen auch al-
le nachgelagerten Netzbetreiber. 
Um die Wettbewerbsprobleme bei Regelenergie, die 
sich in mehreren substantiierten Beschwerden beim 
BKartA niedergeschlagen haben, grundlegend zu be-
seitigen, spricht sich das BKartA dafür aus, einen ge-
setzlichen Rahmen für die Bildung einer nationalen 
Regelzone vorzusehen. Das im EnWG-RegE ange-
legte Modell ist – wenn eine weitergehende Lösung 
nicht mehrheitsfähig ist – als ein erster Schritt zu be-
grüßen, da es substantielle Verbesserungen – nach 
Schätzungen eine bis 10%ige Kostensenkung - erwar-
ten lässt: 
Aufbauend auf der vom BKartA durchgesetzten Ver-
pflichtung der ÜNB zur Beschaffung von Regelener-
gie im Wege der Ausschreibung verpflichtet der 
EnWG-RegE Übertragungsnetzbetreiber dazu, für die 
Ausschreibung von Regelenergie eine gemeinsame 
Internetplattform einzurichten und zur Senkung des 
Aufwandes für Regelenergie – unter Berücksichti-
gung von Netzrestriktionen – zusammenzuarbeiten (§ 
22 Abs. 2). Dieser Verpflichtung kann nur im Wege 
einer gemeinsamen regelzonenübergreifenden Aus-
schreibung – anstelle von vier regelzonenindividuel-
len Ausschreibungen – genügt werden. 
Der NZVO-RefE Strom bleibt hinter den gesetzlichen 
Vorgaben zurück und vermag nicht zu gewährleisten, 
dass vier Übertragungsnetzbetreiber (= Nachfrager 
von Regelenergie) ihre gegenwärtige Praxis aufge-
ben, durch die Ausgestaltung des Ausschreibungsre-
gimes die jeweils konzerneigenen Kraftwerks- und 
Vertriebsgesellschaften (= Anbieter von Regelener-
gie) zu begünstigen. Auch sollte § 22 Abs. 2 S. 3 
EnWG-RegE so modifiziert werden, dass die Ein-
richtung einer Plattform nach Satz 2 der Festlegung 
oder Genehmigung der Regulierungsbehörde unter-
liegt. Der EnWG-RegE sieht lediglich eine Anzeige-
pflicht der ÜNB vor. 

11. Einvernehmen zwischen RegTP und BKartA sollte 
über § 58 EnWG-RegE hinaus auch bei Entscheidun-
gen über neue grenzüberschreitende Stromleitungen 
nach der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 herzustel-
len sein. 

12. Die in §§ 17, 18 EnWG-RegE enthaltenen Regelun-
gen für den Netzanschluss schließen nicht nur eine 
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Lücke des gegenwärtigen EnWG, sondern stellen zu-
gleich eine gute und ausgewogene Rechtsgrundlage 
für den Anschluss von Arealnetzen an vorgelagerte 
Netzebenen dar. Weitere Einzelheiten zu Arealnetzen 
können ggf. in einer Netzanschlussverordnung gere-
gelt werden. 
Auf längere Sicht werden Arealnetze allerdings nur 
eine begrenzte wirtschaftliche Bedeutung erlangen 
und insbesondere nicht zu der von Verteilnetzbetrei-
bern teilweise befürchteten Zersplitterung bestehen-
der Netze führen, da sich der Wettbewerb auf diesem 
Markt vorrangig, wenn nicht ausschließlich, auf Neu- 
oder Drittareale beschränken wird. 

13. Für den Gasbereich sieht der NZVO-RefE Gas die 
Einführung eines Entry-/Exit-Modells mit einer ge-
trennten Buchung von Ein- und Ausspeisekapazitäten 
und frei zuordenbaren Kapazitätsrechten, die es er-
möglichen, gebuchte Ein- und Ausspeisekapazität 
ohne Festlegung eines Transportpfades zu nutzen, 
vor. 

Maßgeblich für das Entstehen wirksamen Wettbe-
werbs im Gasbereich ist die Ausweisung von Regel-
zonen, die möglichst groß sind und deren Größe des-
halb allein an den gastechnischen Erfordernissen - 
Hubs, Qualitäten (L-/H-Gas), Netzstruktur (Lage der 
Ferngasleitungen) - bzw. vorhandenen Netzrestrik-
tionen ausgerichtet werden darf. Die eigentumsrecht-
liche Orientierung zur Definition der Regelzonen (§ 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 3 NZVO-RefE) führt dagegen zu 
einer wettbewerbshemmenden Zersplitterung des 
deutschen Gasmarktes und zu einer wesentlichen Be-
hinderung für das Entstehen eines liquiden Gas-
markts. Diese wird durch die Möglichkeit zur Ein-
richtung von Teilnetzen (§ 5 Abs. 5 NZVO-RefE) 
noch verstärkt mit der Folge, dass eine gaswirtschaft-
liche Handelsbeschränkung installiert würde. 

14. Die Regelungen über die Netznutzung mehrerer Net-
ze (§§ 24 – 26 NZVO-RefE Gas) mit Kooperations-
pflichten, Vertragsmanagement und Abwicklung so-
wie Netzkopplungsverträgen sind zwar vor dem Hin-
tergrund der Zersplitterung der Gasnetze zu begrü-
ßen. Allerdings sind diese Vorschriften nicht in der 
Lage, ein echtes Entry-/Exit-Modell mit netzübergrei-
fenden Regelzonen zu ersetzen. 

15. Nach dem vorliegenden Modell haben lediglich 
Transportkunden, jedoch keine Haushaltskunden ei-
nen Anspruch auf Netzzugang, § 2 Nr. 25 NZVO-
RefE Gas. Gemäß Art. 23 der Richtlinie 2003/55/EG 
haben ab dem 1. Juli 2007 alle Kunden Anspruch auf 
Netzzugang, auch § 20 EnWG-RegE normiert einen 
Anspruch für jedermann auf Zugang zu den Energie-
versorgungsnetzen. Somit wird in dem NZVO-RefE 
Gas die EU-Richtlinie und das EnWG im Gasbereich 
eingeschränkter umgesetzt als im Strombereich. Das 
Bundeskartellamt empfiehlt, den Anspruch auf Netz-
zugang sofort auf den Haushaltskundenbereich zu 
erstrecken. 

16. § 31 Abs. 1 NZVO-RefE Gas fällt hinter die Regeln 
zum Bilanzausgleich in Anlage 2 der VV II Gas zu-
rück, in der ein Bilanzausgleich auf Tagesbasis mit 
einer Toleranzgrenze von 15 % festgeschrieben ist. 
Der Verordnungsentwurf enthält nur noch eine Min-

desttoleranzgrenze von 10 % auf Stundenbasis. 
Durch die Zersplitterung des Gasnetzes in über 700 
Regelzonen und Teilnetze wird auch der Bilanzaus-
gleich maßgeblich behindert. Ein funktionierender 
Bilanzausgleich setzt möglichst große Bilanzzonen 
voraus, da sonst die Liquidität innerhalb der Bilanz-
zonen nicht gewährleistet ist. 

17. Für die Gewährung eines diskriminierungsfreien und 
transparenten Netzzugangs ist es erforderlich, dass 
die Netzbetreiber ausreichende Transportkapazitäten 
ermitteln, ausweisen und zur Verfügung stellen. Aus 
Sicht des BKartA sind die in der NZVO-RefE Gas 
enthaltenen Vorschriften (insbes. §§ 5, 12 NZVO-
RefE) nicht ausreichend und verbesserungsfähig.  

18. Trotz Ermächtigung in § 28 Abs. 4 EnWG-RegE 
trifft die NZVO-RefE Gas keine Regelungen hin-
sichtlich der Regulierung des Speichermarktes. Das 
BKartA sieht den Zugang zu den Speichern als we-
sentlich für die Etablierung eines funktionsfähigen 
Wettbewerbs an, da Markteinsteiger ohne die Mög-
lichkeit eines Speicherzugriffs gegenüber etablierten 
Unternehmen im Wettbewerb benachteiligt sind. Eine 
effektive Regulierung des Speichermarktes ist daher 
notwendig.  

19. Eine Entgeltverordnung als wesentliches Element der 
Gas-Regulierung liegt noch nicht vor. Hinsichtlich 
der Kalkulation der Gasnetzentgelte werden grund-
sätzlich die gleichen Erwägungen wie bei der 
NEntgV Strom zu berücksichtigen sein. Sonderrege-
lungen, wie z.B. eine höhere Verzinsung des Eigen-
kapitals, sollten vermieden werden. 

20. Das BKartA empfiehlt, das Messwesen (= Anschaf-
fung, Installation, Wartung und Ablesen der Zähler) 
zu liberalisieren statt zu regulieren. Diesen Weg hat 
der Gesetzgeber bereits in § 13 Abs. 1 S. 4 Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG) beschritten. Dies gilt 
entsprechend für den Gasbereich. 

B. Zum Themenkatalog 
Block 1: Allgemeine Themen 
1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 
1.1 Zuständigkeitsabgrenzung Bund/Länder 

Das BKartA begrüßt, dass der Regierungsentwurf die 
Zuständigkeit für die Aufsicht über die deutschen 
Energieversorgungsnetze bei einer Bundesbehörde 
ansiedelt. Diese Zuständigkeitszuweisung garantiert 
eine einheitliche Rechtsanwendung, die für die Her-
ausbildung eines wirksamen bundesweiten Wettbe-
werbs unabdingbar ist. Die Anwendung der Regulie-
rungsvorschriften im Bereich der Netzaufsicht durch 
Bundes- und Landesbehörden würde die Gefahr einer 
Zersplitterung der Rechtsanwendung (Anwendung 
unterschiedlicher Prüfmaßstäbe bzw. unterschiedli-
cher Vollzug einheitlicher Prüfmaßstäbe) und damit 
die Gefahr abweichender Prüfergebnisse in sich ber-
gen. Bundesweit einheitliche Wettbewerbsbedingun-
gen wären dann nicht mehr sichergestellt. Die Über-
tragung der Zuständigkeit auf eine organisatorisch 
unabhängige und selbstständige Bundesbehörde kann 
zudem der Unabhängigkeit der Entscheidungsfindung 
dienen. Im Übrigen wäre sonst ein erheblicher Ab-
stimmungsbedarf zwischen den Regulierern erforder-
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lich, was zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand füh-
ren würde. 
Die Ansiedlung der Preismissbrauchsaufsicht im Be-
reich der Grundversorgung bei Landesbehörden er-
scheint aus Sicht des BKartA ebenfalls sachgerecht. 
Denn im Gegensatz zu Netznutzungsentgelten sind 
die Auswirkungen überhöhter Grund- und Ersatzver-
sorgungspreise lokal oder regional begrenzt. 

1.2 Zuständigkeitsabgrenzung Bundesregulierungsbe-
hörde / Bundeskartellamt; Zusammenarbeit Bun-
desregulierungsbehörde / Bundeskartellamt 
Das BKartA begrüßt, dass der Regierungsentwurf 
grundsätzlich Doppelzuständigkeiten vermeidet und 
den Anwendungsbereich von Kartellrecht und Regu-
lierungsrecht sachgerecht abgrenzt. 
Der Regierungsentwurf regelt in § 58 die Zusammen-
arbeit zwischen der Regulierungsbehörde und dem 
BKartA und legt in § 58 Abs. 1 und 2 fest, bei wel-
chen Entscheidungen zwischen den beiden Behörden 
Einvernehmen herzustellen bzw. der jeweils anderen 
Behörde Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben ist. 
Das BKartA hält die in § 58 und § 63 Abs. 5 enthal-
tenen Regelungen für erforderlich und sachgerecht, 
jedoch nicht für ausreichend. 
In folgenden weiteren Fällen von Entscheidungen 
der Regulierungsbehörde ist die Herstellung von Ein-
vernehmen zwischen Regulierungsbehörde und 
BKartA erforderlich: 
- Entscheidungen im Rahmen des § 56 i.V.m. Art. 7 

Abs. 1 lit.a der Verordnung über grenzüberschrei-
tenden Stromhandel8: Nach diesen Vorschriften 
entscheidet die Regulierungsbehörde, ob neue Ver-
bindungsleitungen, d.h. grenzüberschreitende 
Stromleitungen, von den wettbewerbsorientierten 
Bestimmungen der Stromhandelsverordnung aus-
genommen werden sollen. Eine wesentliche Vor-
aussetzung für eine solche Entscheidung bildet die 
Feststellung, dass durch die Investition der Wett-
bewerb in der Stromversorgung, d.h. in den Wett-
bewerbsbereichen Stromhandel- und Stromvertrieb, 
verbessert wird. Diese Wettbewerbsbereiche unter-
liegen jedoch auch nach Inkrafttreten des neuen 
Regulierungsrahmens weiterhin dem allgemeinen 
Kartellrecht, so dass hinsichtlich dieser Entschei-
dung die Herstellung von Einvernehmen mit dem 
BKartA erforderlich ist, um ein Auseinanderfallen 
der Entscheidungen der Regulierungsbehörde und 
des BKartA zu verhindern. 

- Abweichungen vom Grundsatz der Kostenorientie-
rung, § 24 S. 2 Nr. 5: Nach § 24 S. 2 Nr. 5 können 
durch Verordnung Regelungen über eine Abwei-
chung von dem Grundsatz der Kostenorientierung 
nach § 21 Abs. 2 S. 1 getroffen werden. Maßgebli-
che Voraussetzung für solche Regelungen ist die 
Feststellung von bestehendem oder potentiellem 
Leitungswettbewerb. Diese Feststellung spielt auch 
im Rahmen der Fusionskontrolle, für die das BKar-
tA zuständig ist, eine wichtige Rolle. Maßgebliches 
Entscheidungskriterium bei der Fusionskontrolle ist 

                                                           
8  Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 des Europäischen Parlaments und 

Rates vom 26. Juni 2003 über die Netzzugangsbedingungen für den 
grenzüberschreitenden Stromhandel (Amtsblatt L 176/1 vom 15. Juli 
2003). 

die Frage, ob durch die Fusion eine marktbeherr-
schende Stellung der an der Fusion beteiligten Un-
ternehmen entsteht oder verstärkt wird (§ 36 Abs.1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) 
Die Feststellung bestehenden bzw. potentiellen Lei-
tungswettbewerbs kann für die Beantwortung dieser 
Frage von erheblicher Bedeutung sein. Hinsichtlich 
dieser Feststellung ist daher die Herstellung von 
Einvernehmen mit dem BKartA unbedingt erforder-
lich. 
Zwar sieht § 29 Abs. 3 S. 2 die Möglichkeit vor, 
auf Verordnungsebene weitere Einvernehmensrege-
lungen bei Entscheidungen der Regulierungsbehör-
de über Bedingungen und Methoden für den Netz-
anschluss und Netzzugang zu schaffen. Einverneh-
mensregelungen sollten aber einheitlich im Gesetz 
festgelegt werden. Auch ist fraglich, ob eine solche 
Regelung auch die Feststellung von bestehendem 
bzw. potentiellem Leitungswettbewerb i.S.v. § 24 
S. 2 Nr. 5 umfassen wird. Denn § 29 Abs. 3 S. 2 
sieht die Möglichkeit einer Einvernehmensregelung 
bei Entscheidungen der Regulierungsbehörde vor. 
Konkrete Abweichungen durch Netzbetreiber auf-
grund von § 24 S. 2 Nr. 5 werden nach der bisheri-
gen Konzeption des Gesetzes jedoch nicht durch 
Entscheidungen der Regulierungsbehörde herbeige-
führt und sind wohl nur im Rahmen der Ex-post-
Missbrauchsaufsicht aufgrund Beschwerden Dritter 
zu kontrollieren. 
Zu grundsätzlichen Bedenken gegen die Vorschrift 
des § 24 S. 2 Nr. 5 vgl. Block 3 Ziff. 5.3. 

Das Bundskartellamt schlägt folgende ergänzende 
Formulierung für § 58 Abs. 1 S. 1 vor: 

„In den Fällen des § 65 in Verbindung mit den §§ 6 
bis 10, des § 25 Satz 2 und des § 56 i.V.m. Art. 7, 
Abs. 1 lit. a der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2003 über die Netzzugangsbedingungen 
für den grenzüberschreitenden Stromhandel (ABl. 
EU Nr. L 176/1) sowie von Entscheidungen auf der 
Grundlage einer Verordnung im Sinne des § 24 
Satz 2 Nr. 5 entscheidet die Bundesregulierungsbe-
hörde im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt, 
wobei jedoch hinsichtlich ... des Verpflichteten und 
hinsichtlich der Entscheidung auf Grundlage einer 
Verordnung im Sinne von § 24 Satz 2 Nr. 5 das 
Einvernehmen nur bezüglich des bestehenden und 
potentiellen Leitungswettbewerb erforderlich ist.“ 

2. Name der Behörde 
Der im Regierungsentwurf vorgesehene Name „Bun-
desregulierungsbehörde für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation und Post“ ist eine sinnvolle Ergän-
zung eines eingeführten Namens (Art. 2 § 1 EnWG-
RegE). 

3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 
Der Regierungsentwurf sichert in gutem Maße Status 
und Unabhängigkeit der Regulierungsbehörde. 
Die Regelung bezüglich allgemeiner Weisungen des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit ge-
genüber der Regulierungsbehörde (§ 61) entspricht 
der Regelung im Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (§ 52 GWB). 



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

132 

Die Unabhängigkeit der Entscheidungen der Regulie-
rungsbehörde wird organisatorisch durch das Kam-
mersystem gestärkt (§ 59). 

4. Ex-ante/Ex-post-Aufsicht 
4.1 Im Bereich Netznutzungsentgelte 

Der EnWG-RegE sieht bislang keine substantiellen 
Ex-ante-Befugnisse für die Regulierungsbehörde vor. 
Damit würde sie denselben Problemen ausgesetzt, 
denen die Missbrauchsaufsicht des BKartA in diesem 
Bereich ausgesetzt ist. Aufgrund der für die Energie-
wirtschaft typischen natürlichen Netzmonopole, die 
im Gegensatz zur Telekommunikation mangels alter-
nativer Übertragungswege wettbewerblich unangreif-
bar sind, bedarf es jedoch eines Eingriffsinstrumenta-
riums, das über die kartellrechtlichen Befugnisse hin-
sichtlich marktbeherrschender Unternehmen hinaus-
geht. Die Erfahrungen mit der Ex-post-Missbrauchs-
aufsicht über Stromnetzbetreiber haben gezeigt, dass 
schon hinsichtlich der Sachverhaltsaufklärung für die 
betroffenen Unternehmen kein Mitwirkungsanreiz 
besteht. Denn je länger ein Verfahren dauert, desto 
länger kann ein Netzbetreiber überhöhte Entgelte rea-
lisieren. Demgegenüber kann die Ex-ante-Regulie-
rung mit Verfahrensfristen arbeiten und so der Regu-
lierungsbehörde die Beweisführung erleichtern. 

Die Bundesregierung kündigt in ihrer Gegenäußerung 
zur Stellungnahme des Bundesrates einen Vorschlag 
an, der bis zum Inkrafttreten einer Anreizregulierung 
für Erhöhungen der Netzzugangsentgelte ein Geneh-
migungsverfahren vorsieht. Zudem erklärt sie, dass 
für die angekündigte Anreizregulierung im Strombe-
reich die Regulierungsbehörde verstärkt auf Ex-ante-
Verfahren zurückgreifen können muss. Diese verfah-
rensmäßigen Stärkungen des Regulierungsinstrumen-
tariums für den Strombereich sind zu begrüßen. Das 
vorgeschlagene Verfahren ist mit einer gut struktu-
rierten Datenerhebung für die Vielzahl der Netz-
betreiber handhabbar. 

Es sollte ebenso auf den Gasbereich erstreckt werden. 

4.2 Im Bereich Netzzugang Strom 
Hier sieht der EnWG-RegE in Verbindung mit dem 
NZVO-RefE Strom Ex-ante-Befugnisse in Form von 
Festlegungskompetenzen vor, von denen jedoch die 
Regulierungsbehörde in einigen Fällen nicht zwin-
gend Gebrauch machen muss. Dies erscheint sachge-
recht. 
Regelungslücken und -defizite bestehen insbesondere 
hinsichtlich des Netzzugangs zu Übertragungsnetzen. 
Sie sind nachfolgend in dem entsprechenden The-
menblock dargelegt (vgl. Block 2 Ziff. 2. (Stromhan-
del) und Block 2 Ziff. 4 (Regelenergie)). 

4.3 Im Bereich Netzzugang Gas 
Das BKartA plädiert für eine Stärkung der Ex-ante-
Befugnisse der Regulierungsbehörde insbesondere im 
Bereich der Ermittlung und Ausweisung von Kapazi-
täten sowie der Freigabe freier Kapazitäten (§ 5 
NZVO-RefE und § 12 NZVO-RefE, Block 3 Ziff. 
1.2) und dem Bereich der Schaffung von Teilnetzen 
(§ 5 Abs. 5 NZVO-RefE, Block 3 Ziff. 4). Zur 
grundsätzlichen Kritik an der Möglichkeit der Schaf-
fung von Teilnetzen vgl. Block 3, Ziff. 4). 

5. Vergleichsmarktverfahren 
Die Regulierungsbehörde bedarf eines flexiblen In-
strumentariums, um wirksam gegen überhöhte Netz-
entgelte vorgehen zu können. Dementsprechend sind 
im EnWG-RegE (und der NEntgV-RefE) die Voraus-
setzungen zu schaffen, dass die Behörde Vergleichs-
verfahren (z.B. Benchmarkingansätze) und Anreizre-
gulierungsverfahren entwickeln und einsetzen kann. 
Benchmarkingansätze stellen eine differenziertere 
Weiterentwicklung einfacher Vergleichsmarktkon-
zepte dar, die im Fall des Monopolpreisvergleichs 
wegen starker Preiserhöhungsanreize auf Seiten des 
Vergleichsunternehmens für eine zukunftsorientierte 
Regulierung wenig geeignet sind. Auf Basis der Ge-
genäußerung ist nicht klar, ob die Bundesregierung 
beabsichtigt, dem Beispiel anderer Mitgliedstaaten zu 
folgen und die gesetzlichen Voraussetzungen für 
neuere Vergleichsverfahren zu schaffen. 

Auf Basis des Vergleichsverfahrens des EnWG-RegE 
würden die Betreiber von Netzmonopolen geringeren 
Anforderungen unterworfen als marktbeherrschende 
Unternehmen in den Branchen, die dem Kartellrecht 
unterliegen. Nach dem in § 21 Abs. 2 und 3 vorgese-
henen Vergleichsverfahren wird vermutet, dass Netz-
betreiber keine energiewirtschaftlich rationelle Be-
triebsführung erzielen, wenn ein Vergleich ergibt, 
dass ihre Entgelte, Erlöse oder Kosten für das Netz 
insgesamt oder für einzelne Netz- oder Umspannebe-
nen die durchschnittlichen Entgelte, Erlöse oder Ko-
sten vergleichbarer Netzbetreiber überschreiten. Die-
se – nur ex-post durchsetzbare – Vermutung schafft 
eher Preiserhöhungsanreize als individuelle Lei-
stungssteigerungen zu initiieren. Denn die Vermu-
tung stellt lediglich auf einen Durchschnitt der Netz-
betreiber ab. Demgegenüber stellt das kartellrechtli-
che Vergleichsmarktkonzept nicht auf ein "Mittel-
maß", sondern auf effiziente Unternehmen ab. Das 
BKartA empfiehlt hier eine Nachbesserung. 

Aufgrund der noch jungen Erfahrungen mit der Bil-
dung von Strukturklassen empfiehlt das BKartA, in 
§ 24 des NEntgV-RefE die Abgrenzungsmerkmale 
für Strukturklassen nicht abschließend festzulegen, 
sondern der Regulierungsbehörde hier Spielraum für 
die Entwicklung und Anwendung geeigneter Ver-
gleichskriterien zu geben. 

§ 22 Abs. 3 NEntgV-E 5.11. geht über den NEntgV-
RefE hinaus, indem er eine Vergleichsmöglichkeit 
mit europäischen Stromnetzbetreibern vorsieht. Dies 
ist zu begrüßen. Da das Gesamtkonzept des Ver-
gleichsverfahrens des EnWG-RegE jedoch auf die 
durchschnittliche Leistungsfähigkeit der deutschen 
Netzbetreiber abstellt, kommt der europäischen Ver-
gleichsmöglichkeit in der vorgeschlagenen Fassung 
allerdings keine praktische Bedeutung zu.  

6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung 

Die Anreizregulierung zählt zu den klassischen Regu-
lierungsinstrumenten. Sie dient dazu, den Wettbe-
werbsdruck zu ersetzen, der in wettbewerblichen Be-
reichen permanent Anreize für Effizienzsteigerungen 
setzt. Mit der Umsetzung der in der Gegenäußerung 
der Bundesregierung genannten Eckpunkte für eine 
Anreizregulierung (Ziff. 24) in das EnWG und in die 
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NEntgV Strom würde die Regulierungsbehörde über 
ein flexibles Instrument verfügen, das eine wirksame 
Regulierung der Netzzugangsentgelte ermöglicht. 
Dabei kann und sollte es der Regulierungsbehörde 
obliegen, geeignete Methoden der Anreizregulierung 
zu entwickeln. Der Gesetzgeber kann sich hier auf 
eine entsprechende Ermächtigung beschränken. 
Im Gasbereich wäre ebenfalls eine Anreizregulierung 
wünschenswert. 

7. Garantie von Versorgungsqualität (Sicherstellung, 
dass notwendige Investitionen getätigt werden / 
ggf. befristete Ausnahme großer Infrastrukturin-
vestitionen von Regulierung) 

7.1 Versorgungsqualität 
7.1.1 Sicherung im Rahmen der Regulierung 

Regulierung zielt auf eine effiziente Leistungsbereit-
stellung zu möglichst geringen Kosten. Ebenso wie 
bei im Wettbewerb erbrachten Produkten und Dien-
sten ist bei der Bereitstellung von Netzdienstleistun-
gen die Qualität des Angebots für die Nachfrager von 
großer Bedeutung. Bei Netzdienstleistungen ist die 
Versorgungsqualität (z.B. geringe Ausfallzeiten) im 
Rahmen der Regulierung zu berücksichtigen. Moder-
ne Regulierungsmethoden wie Benchmarking- und 
Anreizregulierungsverfahren tragen dazu bei. 

7.1.2 Sicherung im Bereich Wegenutzungsverträge 
Für Wegenutzungsverträge (§ 46) sollte im Interesse 
der Qualitätssicherung der Netze und des Wettbe-
werbs ein expliziter gesetzlicher Anspruch zur Über-
tragung des Netzeigentums formuliert werden. 
§ 46 Abs. 2 S. 2 sieht - ebenso wie bislang § 13 Abs. 
2 S. 2 - vor, dass das Netz dem neuen Inhaber des 
Wegenutzungsrechts gegen Zahlung einer wirtschaft-
lich angemessenen Vergütung zu überlassen ist. Hier 
sollte klargestellt werden, dass nach dieser Vorschrift 
ein gesetzlicher Anspruch auf Übertragung des Ei-
gentums besteht. Die Pflege und Erneuerung des Net-
zes wird während der regelmäßig 20-jährigen Lauf-
zeit eines Wegenutzungsvertrages am effizientesten 
derjenige wahrnehmen, der auch Eigentümer des 
Netzes ist. Nur als Eigentümer kann der Inhaber des 
Wegenutzungsrechts nach Ablauf des Wegenut-
zungsvertrages auch seiner nach § 46 Abs. 2 S. 2 be-
stehenden Verpflichtung nachkommen, seinerseits 
das Netz dem neuen Inhaber des Wegenutzungsrechts 
zu übertragen. In der Begründung zu § 13 Abs. 2 
(BT-Drs. 13/7274, S. 21) ging der Gesetzgeber von 
einer Eigentumsübertragungsverpflichtung aus. Der 
Wortlaut der Norm blieb allerdings zweideutig. In der 
Begründung hieß es: 
„Satz 2 gewährt bei Nichtverlängerung eines Wege-
nutzungsvertrages dem neuen Versorger einen An-
spruch gegenüber dem bisherigen Versorger auf 
Überlassung der für die Versorgung im Gemeinde-
gebiet notwendigen Verteilungsanlagen gegen eine 
wirtschaftlich angemessene Vergütung. Dadurch soll 
ausgeschlossen werden, dass wegen des Netzeigen-
tums des bisherigen Versorgers ein Wechsel prak-
tisch verhindert wird und es zu wirtschaftlich unsin-
nigen Doppelinvestitionen kommt. Ein Versorger-
wechsel darf auch nicht an prohibitiv hohen Kauf-
preisen für das Netz scheitern; dazu ist die wirtschaft-

lich angemessene Vergütung im Einzelnen zu ermit-
teln.“  
§ 46 Abs. 2 S. 2 sollte daher wie folgt ergänzt wer-
den: 
„...verpflichtet, das Eigentum an seinen für den Be-
trieb der Netze der allgemeinen Versorgung im Ge-
meindegebiet notwendigen Verteilungsanlagen dem 
neuen Energieversorgungsunternehmen gegen Zah-
lung eines wirtschaftlich angemessenen Kaufpreises 
zu übertragen.“ 
Für den Fall einer vorzeitigen Neubekanntmachung 
und –vergabe der Konzession hat im übrigen der 
Bunderat in Ziff. 50 seiner Stellungnahme zum 
EnWG-RegE (BT-Drs. 15/3917 v. 14. Okt. 2004, 
Anl. 2) angeregt, in § 46 Abs. 3 EnWG-RegE nach 
Satz 1 einzufügen: 
"Beabsichtigen die Gemeinden eine Verlängerung 
von Verträgen nach Absatz 2 vor Ablauf der Ver-
tragslaufzeit [20 Jahre, BKartA] so sind die beste-
henden Verträge zu beenden und die vorzeitige 
Beendigung sowie das Vertragsende bekannt zu 
machen. Vertragsabschlüsse mit Unternehmen dür-
fen frühestens drei Monate nach Bekanntgabe der 
vorzeitigen Beendigung erfolgen." 

Die Bundesregierung hält diesen Vorschlag "grund-
sätzlich für erwägenswert", weist jedoch mit vom 
BKartA geteilten Argumenten auf die Problematik 
der kurzen Frist von 3 Monaten hin (Gegenäußerung, 
Ziff. 47). 

Eine Frist von drei Monaten wäre viel zu kurz, um 
wirksamen Wettbewerb um Konzessionen zu entfa-
chen. Denn die Bewertung der Netze in Verbindung 
mit der langen Laufzeit der Konzessionen von 20 
Jahren erfordert vor den typischerweise langwierigen 
Verhandlungen mit den Kommunen (ca. 6 Monate) 
eine sorgfältige Evaluierung des Wertes der Netze, 
wie interessierte neue Marktteilnehmer dem BKartA 
dargelegt haben. Die grundsätzlich sachgerecht er-
scheinende Frist von 2 Jahren könnte allenfalls auf 1 
Jahr verkürzt werden. 

7.2 Befristete Ausnahmen großer Infrastrukturinve-
stitionen von Regulierung 
Art. 22 der Richtlinie (EG) Nr. 55/2003 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 
sieht die Möglichkeit vor, dass größere neue Erdgas-
infrastrukturen (Verbindungsleitungen zwischen den 
Mitgliedstaaten, LNG- und Speicheranlagen) von den 
Vorschriften über den regulierten Netzzugang auf 
Antrag ausgenommen werden können. 
Das BKartA steht einer solchen Ausnahmeregelung 
grundsätzlich kritisch gegenüber. Auf jeden Fall ist – 
im Fall der Übernahme in deutsches Recht – die 
Ausnahmeregelung so zu fassen, dass sie sich nur auf 
Investitionen bezieht, die der Erschließung und Aus-
beutung neuer Gasvorkommen/-quellen dient. Denn 
für den Investor besteht nur in diesem Fall ein Risiko, 
und zwar dahingehend, dass die Absicherung der Be-
schaffung aus den neuen Quellen dann nicht gewähr-
leistet ist, wenn die neue Infrastruktur – aufgrund der 
Regulierung – nicht nutzbar ist. Dagegen darf sich 
die Ausnahmeregelung aus Sicht des BKartA nicht 
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auf solche Fälle beziehen, in denen Infrastrukturinve-
stitionen getätigt werden, um die Abwicklung neuer 
Lieferverträge sicherzustellen. Denn hier trägt der In-
vestor kein erhöhtes Risiko, da es für ihn letztlich ir-
relevant ist, von wem die neue Infrastruktur genutzt 
wird, solange sie ausgelastet ist. 
Sollte eine entsprechende Vorschrift in deutsches 
Recht übernommen werden, sollte für diesbezügliche 
Entscheidungen der Regulierungsbehörde das Ein-
vernehmen mit dem BKartA erforderlich sein. Denn 
die Verbesserung des Wettbewerbs bei der Gasver-
sorgung durch die Investition bildet eine wesentliche 
Voraussetzung für eine Ausnahme von der Regulie-
rung (vgl. zur ähnlichen Problematik im Bereich der 
Stromhandelsverordnung Block 1 Ziff. 1.2). 

Ergänzung zu Ziffer 5. bis 7.: Effizienzmaßstab 
Für eine wirksame und "gerichtsfeste" Regulierung 
ist ein klarer Maßstab für die Angemessenheit der 
Netzzugangsentgelte unverzichtbar. Der in § 21 
Abs. 2 normierte Effizienzmaßstab erscheint jedoch 
ungeeignet. Er enthält verschiedenartige, z.T. inkom-
patible Maßstäbe, die zudem in keinem eindeutigen 
Rangverhältnis stehen. 

Das BKartA empfiehlt, als Maßstab für die Ange-
messenheit der Netzzugangsentgelte den – im Be-
reich der Telekommunikations(TK)-Regulierung be-
währten – Begriff der „Kosten der effizienten Lei-
stungsbereitstellung“ festzuschreiben. Er ist umfas-
sender und dem Zweck der wettbewerbsorientierten 
Regulierung angemessener als der der „rationellen 
Betriebsführung“, der an mehreren Stellen des 
EnWG-RegE zugrundegelegt wird. 

Die „rationelle Betriebsführung“ ist ein traditioneller, 
statischer Begriff der Tarifpreisaufsicht, der sehr 
stark auf Wirtschaftlichkeit innerhalb eines unter-
nehmensintern („betrieblich“) vorgegebenen Rah-
mens bezogen ist. Ein unternehmensintern vorge-
zeichneter Weg kann zu minimalen Kosten – also ra-
tionell – verfolgt werden und doch bei umfassenderer 
Betrachtung ineffizient sein. Die – allein in § 21 Abs. 
2 vorgenommenen - Ergänzungen des Begriffs führen 
in ihrer Gesamtheit nicht zu einer definitorischen 
Annäherung an die "Kosten der effizienten Lei-
stungsbereitstellung", sondern drohen durch einen 
Rückgriff auf die Anlage 3 Verbändevereinbarung 
(VV) Strom II plus ("Nettosubstanzerhaltung") den 
Regelungsgehalt der elektrizitätswirtschaftlich ratio-
nellen Betriebsführung zu schwächen. 

Die zukünftige Regulierung sollte für Strom- und 
Gasnetze einen weitergehenden Wirtschaftlich-
keitsmaßstab zugrunde legen. In der Regulierung der 
Telekommunikation geschieht dies bereits, indem 
nicht auf eine (kurzfristige) Optimierung der Be-
triebsführung, sondern mit dem Maßstab der „langfri-
stigen Kosten“ auf Möglichkeiten der effizienten Ge-
staltung von Unternehmensprozessen abgestellt wird. 
Das Kriterium der langfristigen Kosten wird auch in 
Art. 3 Abs. 6 EU-StromhandelsVO als Maßstab für 
dynamische Effizienz zugrunde gelegt. Auch ist nicht 
nachvollziehbar, aus welchem Grund die RegTP in 
der Regulierung der Telekommunikation/Post und 
Energienetzen mit zwei unterschiedlichen Effizienz-
begriffen arbeiten soll. 

8. Haftungsregeln 

-------------- 

9. Transparenz 
In einer Reihe von Punkten verbessert der EnWG-
RegE die Transparenz, indem er entsprechende Be-
stimmungen der Strom- und Gasrichtlinie sachge-
recht in nationales Recht umsetzt (z.B. Veröffentli-
chung der Stromnetznetznutzungsentgelte, Unbund-
ling etc.). 
Aus wettbewerblicher Sicht ist im Bereich des Un-
bundling (s.u. Block 1 Ziff. 12) und insbesondere im 
Bereich des Stromhandels noch mehr Transparenz 
wünschenswert, um auf Insiderwissen gestützten und 
damit den Wettbewerb verzerrenden Handelsgeschäf-
ten vertikal integrierter Unternehmen entgegenzuwir-
ken (vgl. Block 2 Ziff. 2). 

10. Energieeffizienz 
-------------- 

11. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
Im Rahmen von Preismissbrauchsverfahren hat das 
BKartA festgestellt, dass die Preise für Messung und 
Verrechnung der Netznutzung (= Zählerbereitstel-
lung, Ablesung, kaufmännische Bearbeitung der 
Netznutzung, Inkasso der Netznutzungsentgelte) in 
Deutschland deutlich überhöht sind, da netzfremden 
Lieferanten zu hohe und z.T. auch netzfremde Kosten 
(z.B. Vertriebskosten wie Callcenter-Aufwand) in 
Rechnung gestellt werden. Statt Regulierung bietet 
sich in diesem Bereich Liberalisierung an. Die im 
Sommer 2004 in § 13 Abs. 1 S. 4 EEG geschaffene 
Öffnung des Messwesens für Dritte hat bereits zu er-
sten deutlichen Preissenkungen seitens der Netz-
betreiber geführt. 
Das BKartA regt daher an, folgende Bestimmung im 
EnWG-RegE aufzunehmen: 

"§ 21a Messung und Zählung 
Das Betreiben der Messstelle beim Endkunden (= 
Anschaffung, Installation, Wartung und Ablesen der 
Zähler) ist Aufgabe des jeweiligen Betreibers von 
Energieversorgungsnetzen. Abweichend hiervon 
kann der Endkunde für diese Dienstleistungen Dritte 
beauftragen. Für den Anschluss der Messeinrichtun-
gen und die Benutzung von Messeinrichtungen des 
Netzbetreibers gelten die Bestimmungen des Ab-
schnitts 2 entsprechend."  
Daneben ist in den Netzzugangsverordnungen durch 
geeignete Regelungen sicherzustellen, dass der 
Wechsel von Messstellenbetreibern zu möglichst ge-
ringen Kosten erfolgen kann. Denn es ist erforderlich, 
dass sich bspw. geeignete Regelungen für den Über-
gang oder Austausch von Zählern bilden. 
Das BKartA regt daher an, als Abs. 5 in § 18 NZVO-
RessE 22.11. zu ergänzen: 
"Bei einem Wechsel des Messstellenbetreibers sind 
der bisherige und der neue Messstellenbetreiber ver-
pflichtet, untereinander die für einen effizienten 
Wechselprozess erforderlichen Verträge abzuschlie-
ßen und die notwendigen Daten unverzüglich 
auszutauschen.“ 
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Begründung: 
Im Gegensatz zum Netzbetrieb ist das Messwesen im en-
geren Sinne (= Anschaffung, Installation, Wartung und 
Ablesen der Zähler) kein natürliches Monopol. Es kann 
im Wettbewerb erbracht werden. Die Messung beim 
Endkunden dient der Ermittlung des Zählwerts, der zum 
einen für die Abrechnung der Stromlieferung und zum 
anderen für die Abrechnung der Netznutzung erforderlich 
ist. Die Messung kann daher durch den Netzbetreiber 
oder einen Dritten (z.B. Stromlieferanten) vorgenommen 
werden. Da eine doppelte Messung unwirtschaftlich ist, 
hat der Messstellenbetreiber (Netzbetreiber oder Dritter) 
dem, der ebenfalls die Messwerte benötigt (Lieferant 
oder Netzbetreiber), diese zur Verfügung zu stellen. Auf-
grund der gesetzlich verankerten Eichpflichten ist eine 
Zählwertmanipulation ausgeschlossen. 

Die Liberalisierung des Messwesens bietet vielfältige 
Vorteile: 

- Preisdruck durch Wettbewerb 

- Erschließung von Innovationspotentialen in der Geräte-
industrie 

- Erschließung von Optimierungspotentialen beim 
Strombezug durch bedarfsorientierte zeitnahe Zähl-
wertbereitstellung bei Groß- und Kleinkunden mit Ab-
nahmestellen in vielen Netzgebieten (z.B. Industrie-
konzerne, Baumarktketten). 

Entgegen den Zielen der Strommarkt-Liberalisierung ha-
ben alle deutschen Verteilnetzbetreiber ihr Netzmonopol 
auf die Messung ausgedehnt. Während die Verteilnetz-
betreiber selbst im Wege des Outsourcing die Messung 
häufig an andere Unternehmen vergeben, verweigern sie 
dies konzernfremden Stromlieferanten. Messwillige Un-
ternehmen wurden durch dieses Verhalten aus dem 
Markt gedrängt oder vom Markteintritt abgehalten. 
EnWG-RegE und NZVO-RefE haben zwar durchaus die 
Liberalisierung des Messwesens zum Ziel, die Öffnungs-
klausel in § 18 Abs. 1 S. 3 NZVO-RessE 22.11. („Sofern 
nichts anderes vereinbart ist...“ fungiert der Netzbetreiber 
als Messstellenbetreiber) ist aber unzureichend. Sie ver-
weist Lieferanten, die selbst diese Leistung erbringen 
oder erbringen lassen wollen, zur Klärung des Rege-
lungsgehalts der Verordnung auf lange Verfahren im Zi-
vilrechtsweg, so dass in absehbarer Zeit niedrigere Mess-
preise nicht zu erwarten wären. 

Sofern es bei der schwachen Regelung des § 18 Abs. 1 S. 
3 NZVO-RessE 22.11. bleibt, sollte die Regulierungsbe-
hörde eine Befugnis zur Regulierung der Messpreise er-
halten, wie dies auch in Großbritannien der Fall ist. Dort 
ist allerdings bereits aufgrund der oben genannten Vor-
teile die Liberalisierung des Messwesens auf den Weg 
gebracht. 

12. Unbundling 

Die Vorschriften zum Unbundling sind für die Wirksam-
keit der Regulierung von entscheidender Bedeutung. Sie 
sind zentrale Mittel, um Transparenz zu schaffen und 
Diskriminierungen, Quersubventionierungen und Wett-
bewerbsverzerrungen zu verhindern. Die im Regierungs-
entwurf vorgesehenen Unbundling-Vorschriften (§§ 6 - 
10) bilden aus Sicht des BKartA grundsätzlich eine gute 
Grundlage. In den folgenden Punkten bedürfen sie aller-
dings der Ergänzung.  

12.1 Veröffentlichungspflicht 

Die „Tätigkeits-Bilanzen“ und „Tätigkeits-GuV“ sind 
nach handelsrechtlichen Maßstäben aufzustellen (§ 10 
Abs. 3 S.6, Abs. 1), was im Interesse einer einheitlichen 
und nachvollziehbaren internen Buchführung zu begrü-
ßen ist. 

Aus Sicht des BKartA sollte im Gesetz außerdem eine 
Verpflichtung zur Veröffentlichung dieser „Tätigkeits-
Bilanz“ und „Tätigkeits-GuV“ verankert werden. Man-
gels entsprechender Transparenz können sonst die Markt-
teilnehmer ihre Beschwerderechte i.S. der Art. 23 Abs. 4, 
5 StromRL und Art. 25 Abs. 4, 5 GasRL nicht hinrei-
chend wahrnehmen. Die Möglichkeit, durch Vorgaben an 
die Rechnungslegung und deren Überprüfung durch in-
teressierte Dritte „Diskriminierung und Quersubventio-
nierung“ (§ 10 Abs. 3 S. 1) effektiv zu vermeiden, wird 
somit praktisch beeinträchtigt. 
In § 10 Abs. 3 S. 6 sollte daher "intern" gestrichen und 
dieser S. 6 wir folgt ergänzt werden: 
„... aufzustellen und in den Anhang ihres Jahresabschlus-
ses aufzunehmen.“ 

12.2 Erweiterung der Besonderen Missbrauchsver-
fahren der Regulierungsbehörde, § 31 Abs. 1 S. 
2 

Die in Art. 23 Abs. 4, 5 i.V.m. Abs. 1 lit e) StromRL und 
Art. 25 Abs. 4, 5 i.V.m. Abs. 1 lit e) GasRL geregelten 
Beschwerderechte sind im Regierungsentwurf nicht aus-
reichend umgesetzt. Diese Beschwerderechte beziehen 
sich auch auf die Unbundling-Vorschriften.  
In § 31 Abs. 1 S. 2 ist daher ein entsprechender Verweis 
auf § 10 aufzunehmen; 
"... Vorgaben in den Bestimmungen des § 10 sowie des 
Teils 3 Abschnitt 2 und 3..." 
12.3 Eingriffsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
Das BKartA regt an, in § 10 Abs. 4 i.V.m. § 65 als Satz 4 
einzufügen: 
„Die Befugnisse der Regulierungsbehörde bleiben unbe-
rührt.“ 
Begründung: 
Damit würde klargestellt, dass die Regulierungsbehörde 
nicht an das Prüfergebnis der Wirtschaftsprüfer gebunden 
ist, wenn sie feststellt, dass Unternehmen nicht die Ver-
pflichtungen zur Vermeidung von Diskriminierung und 
Quersubventionierung eingehalten hat. 
12.4 Grenze der Verpflichtung zur Entflechtung, § 7 

Abs. 2 
Aus Sicht des BKartA erscheint die in § 7 Abs. 2 vorge-
sehene Grenze der Verpflichtung zur Entflechtung in 
Höhe von 100.000 Kunden als zu hoch angesetzt, da sie 
auch sehr große Versorgungsunternehmen, z.B. Stadt-
werke mit bis zu 200.000 Einwohnern, freistellt. Auch 
für mittelgroße Versorgungsunternehmen ist das Un-
bundling zumutbar. 
12.5 Übergangsfrist, § 114 Abs. 2 

Die Übergangsfrist für das Wirksamwerden der Unbund-
ling-Vorschriften sollte aus Sicht des BKartA verkürzt 
werden (§ 114 Abs. 2). Die bisherige Regelung sieht vor, 
dass Verpflichtungen gemäß § 10 mit Beginn des ersten 
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vollständigen Geschäftsjahres nach Inkrafttreten des Ge-
setzes wirksam werden. Da das neue EnWG nicht vor 
2005 in Kraft treten wird, bestünde nach der bisherigen 
Regelung die Verpflichtung zur getrennten Rechnungsle-
gung und Buchführung erst ab dem Geschäftsjahr 2006. 
Die entsprechenden Tätigkeits-Bilanzen und -GuV-
Rechnungen würden der Regulierungsbehörde daher 
erstmals im Frühjahr/Sommer 2007 vorliegen. Damit 
würden die mit der buchhalterischen Entflechtung beab-
sichtigten Wirkungen mit zweijähriger Verspätung ein-
treten.  
Eine sofortige Geltung der Pflicht zur getrennten Konto-
führung erscheint für die Unternehmen zumutbar. Die 
Systematik einer Segmentbuchführung ist zumindest al-
len integrierten Energieversorgungsunternehmen, die 
über ein Stromnetz verfügen, vertraut, da sie zum Zwek-
ke der Kalkulation der Netznutzungsentgelte nach der 
Verbändervereinbarung II + (Anlage 3, S. 2) Kostenstel-
len – und Kostenträgerrechnungen sowie den handels-
rechtlichen Jahresabschluss benutzen. Hier sind schon 
heute die auf den Netz- bzw. Vertriebsbereich entfallen-
den Kosten zu bestimmen. Die Umsetzung von § 10 
EnWG-RegE bereitet demgegenüber keinen solchen 
Mehraufwand, der eine Übergangsphase, wie in § 114 
Abs. 2 vorgesehen, rechtfertigt. Etwaiger tatsächlich ent-
stehender Zusatzaufwand kann über die Zulassung einer 
rückbezüglichen Zuordnung des Buchungsstoffes zu den 
Tätigkeiten im Jahr des Inkrafttretens des EnWG aufge-
fangen werden. 
§ 114 Abs. 2 sollte wie folgt gefasst werden: 
“Die Verpflichtung vertikal integrierter Energieversor-
gungsunternehmen zur Anwendung der Bestimmungen 
zur Rechnungslegung und internen Buchführung gemäß 
§ 10 wird mit Beginn des Geschäftsjahres, in dem dieses 
Gesetz in Kraft tritt, wirksam. Für dieses Geschäftsjahr 
ist eine rückbezügliche Zuordnung des Buchungsstoffes 
zu den Tätigkeiten nach Erfassung des jeweiligen Ge-
schäftsvorfalles in der Finanzbuchhaltung im Zusam-
menhang mit der Aufstellung des Jahresabschlusses zu-
lässig. Die dabei verwendeten Zuordnungsgrundsätze 
müssen innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes festgelegt und nachvollziehbar belegt 
werden können.“ 
12.6 Einvernehmensregelung, §§ 58 Abs. 1 S. 1, 65, 6 

– 10 
Das BKartA begrüßt die in § 58 Abs. 1 S. 1 enthaltene 
Regelung bezüglich der Herstellung von Einvernehmen 
in den Fällen des § 65 i.V.m. §§ 6 – 10 zwischen der Re-
gulierungsbehörde und dem BKartA. Die Feststellung 
des Vorliegens der Voraussetzung des § 3 Nr. 38 („Ver-
bundklausel“) ist auch im Bereich der Zuständigkeit des 
BKartA (Fusionskontrolle, Missbrauchsaufsicht im nicht 
regulierten Wettbewerbsbereich) von erheblicher Bedeu-
tung. 
Zu Fragen der Sanktionen und der Bußgeldbemessung im 
Bereich des Unbundling vgl. Block 1 Ziff. 15.1 und 15.3. 
13. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
Hinsichtlich der Handlungsbefugnisse der Regulierungs-
behörde im Bereich der Ex-ante- und Ex-post-Aufsicht 
wird auf die Ausführungen zu Block 1 Ziff. 4 verwiesen. 

14. Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnung 

Wesentliche Eckpunke der Regulierung sollten im Gesetz 
normiert werden. Insofern ist erwägenswert, Grundzüge 

der Netzzugangsmodelle für Strom und Gas – nämlich 
ein netzübergreifendes, eigentumsunabhängiges und ent-
fernungsunabhängiges Transportmodell, wobei sich die 
Regelzonen im Gasbereich nur nach den jeweiligen gas-
technischen Netzrestriktionen ausrichten - festzuschrei-
ben. Auch bedürfen die Eingriffsbefugnisse der Regulie-
rungsbehörde eines klaren, im EnWG verankerten Effi-
zienzmaßstabes (vgl. die Ergänzung zu Block 1 Ziff. 5 –
7). 
Zusätzliche Themenbereiche 
15. Sanktionen, Bußgeldbemessung 
Das BKartA empfiehlt, die Handlungsbefugnisse der Re-
gulierungsbehörde im Bereich der Sanktionen und Buß-
geldverfahren (§§ 32 ff., 94 – 101) zu stärken. 
15.1 Bußgeldtatbestand 
Der Regierungsentwurf sieht in § 95 Abs. 1 Nr. 3 a) vor, 
dass erst der Verstoß gegen eine vollziehbare Anordnung 
der Regulierungsbehörde – und nicht bereits der Verstoß 
gegen eine Norm – als Ordnungswidrigkeit eingestuft 
wird. Dies gilt u.a. für den Unbundling-Bereich. Diese 
Regelung besitzt eine erheblich geringere Vorfeldwir-
kung als die direkte Einstufung eines Verstoßes gegen 
Rechtsnormen als Ordnungswidrigkeit. Gerade die Un-
bundling-Vorschriften, die für die Transparenz und die 
Diskriminierungsfreiheit im Wettbewerb von besonderer 
Bedeutung sind, verlieren damit unnötig an Durchset-
zungskraft. 
Eine solche Regelung läuft auch den Entwicklungen des 
allgemeinen Kartellrechts zuwider. Dort hatte man im 
Rahmen der 6. GWB-Novelle § 19 GWB (§ 22 a.F.) als 
unmittelbar wirkendes – und auch bußgeldbewährtes – 
Verbot neu formuliert, das gerade keiner vorherigen Um-
setzung durch die Kartellbehörde bedarf. Von dieser An-
passung an Art. 82 EG-Vertrag versprach man sich eine 
stärkere Vorfeldwirkung (BT-Drucks. 13/9720, S. 35). 
Wenn man zudem berücksichtigt, dass sich das direkt 
bußgeldbewährte Verbot des § 19 GWB an „nur“ markt-
beherrschende Unternehmen richtet, während im Bereich 
des EnWG Monopolisten Adressat der Unbundling-
Vorschriften sind, erscheint es um so dringlicher auch im 
Bereich des EnWG die Bußgeldbewährung direkt an den 
Gesetzesverstoß zu knüpfen und nicht von einer voll-
ziehbaren Anordnung der Regulierungsbehörde abhängig 
zu machen. 
§ 95 Abs. 1 sollte daher wie folgt ergänzt werden: 
„Nr. 2a: Verpflichtungen nach § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 2 
oder Abs. 5 oder § 10 Abs. 3 nicht nachkommt.“ 
15.2 Mehrerlösberechnung 
§ 95 Abs. 2 sieht - ähnlich wie das GWB in seiner der-
zeitigen Fassung - neben dem abstrakten Bußgeldrahmen 
eine Bußgeldberechnung auf der Basis des Mehrerlöses 
vor. 

Die neuere Rechtsprechung des Oberlandesgerichts Düs-
seldorf (OLG Düsseldorf, 6. Mai 2004, Kart 41-43 und 
45-47/01 OWi) zur mehrerlösbezogenen Bußgeldbemes-
sung im Rahmen des GWB führt dazu, dass die derzeiti-
ge Regelung des GWB für eine ausreichende Sanktionie-
rung unzureichend ist. So war in einem bedeutenden 
Bußgeldverfahren aus Sicht des Oberlandesgerichts Düs-
seldorf der aufgrund der Kartellabsprache erlangte Mehr-
erlöses nicht mit hinreichender Sicherheit zu beweisen. 
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Von der Möglichkeit der im Gesetz vorgesehenen Schät-
zung machte das Gericht keinen Gebrauch, da es sowohl 
in Bezug auf das „ob“ eines Mehrerlöses, als auch hin-
sichtlich der Grundlagen für die Schätzung der Mehrer-
löshöhe strenge Beweisanforderungen voraussetzte, die 
im konkreten Fall nicht erfüllt werden konnten. Diese 
Rechtsprechung hat zur Folge, dass insbesondere in Fäl-
len groß angelegter Kartellabsprachen mehrerlösbezoge-
ne Bußgelder faktisch ausgeschlossen sind, da die Fest-
stellung eines hypothetischen wettbewerbsanalogen Prei-
ses als Voraussetzung für den Nachweis eines Mehrerlö-
ses auf kaum überwindbare Nachweisschwierigkeiten 
trifft. Erst über die Sanktion des Bußgeldes wird ein Kar-
tellrechtsverstoß für das Unternehmen jedoch als wirt-
schaftliche Einbuße spürbar. 
Im Rahmen der 7. GWB-Novelle sind daher Änderungen 
im Bereich der mehrerlösbezogenen Bußgeldbemessung 
in der Diskussion. Die Regelungen im EnWG sollten sich 
diesen Entwicklungen anpassen. 

15.3 Bußgeldhöhe im Bereich der Unbundling-
Vorschriften 

Aus Sicht der BKartA sollten die Sanktionen bei Verstö-
ßen gegen Unbundling-Vorschriften deutlich verschärft 
werden. Die Bußgeldhöhe ist mit 100.000 € (§ 95 Abs. 2 
i.V.m. § 95 Abs. 1 Nr. 3a) zu niedrig angesetzt; sie ent-
faltet keine nennenswerte Abschreckungswirkung. Der 
Bußgeldrahmen sollte – hinsichtlich der besonderen Be-
deutung des Unbundlings für die Transparenz und Dis-
kriminierungsfreiheit im Wettbewerb - auf mindestens 
500.000 € angehoben werden. 

§ 95 Abs. 2 sollte daher wie folgt ergänzt werden: 
„... erlangen Mehrerlöses, in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2a 
mit einer Geldbuße bis zu 500.000 €, in den Fällen des 
Abs. 1 Nr. 5...“. 

15.4 Schadensersatzpflicht 
Das Bundeskartellamt empfiehlt, entsprechend der Rege-
lung in § 33 Abs. 3 S. 2 GWB-E in § 32 Abs. 3 folgen-
den S. 2 einzufügen: 
„Bei der Entscheidung über den Umfang des Schadens 
nach § 287 der Zivilprozessordnung kann insbesondere 
der anteilige Gewinn, den das Unternehmen durch den 
Verstoß erlangt hat, berücksichtigt werden.“ 

Es ist nicht erkennbar, warum eine solche Regelung hier 
nicht in gleicher Weise wie im GWB angebracht ist. 

15.5 Weitere Ordnungswidrigkeitstatbestände 

15.5.1 § 29 Abs. 2 NZVO-RessE Strom 22.11. 

Der am 22. November 2004 veröffentlichte ressortabge-
stimmte BMWA-Entwurf einer Netzzugangsverordnung 
Strom (NZVO-RessE Strom 22.11.) reduziert den Ord-
nungswidrigkeitenkatalog des § 29 Abs. 2 NZVO-RessE 
Strom 22.11. gegenüber dem NZVO-E Strom 5.11. deut-
lich, indem er nunmehr nur noch Zuwiderhandlungen ge-
gen bestimmte vollziehbare Anordnungen der Regulie-
rungsbehörde nach § 27 NZVO-RessE Strom 22.11. 
Strom als Ordnungswidrigkeit definiert und nicht mehr 
auf den gesamten Katalog des § 27 NZVO-RessE Strom 
22.11. verweist. 

So ist es jetzt z.B. nicht mehr bußgeldbewehrt, wen ein 
Netzbetreiber gegen eine vollziehbare Anordnung der 

Regulierungsbehörde zur Bewirtschaftung eines Netz-
engpasses verstößt, § 27 Abs. 1 Nr. 8 RessE Strom 22.11. 
Eine solche Reduzierung ist nicht nachvollziehbar. Das 
BKartA empfiehlt, den Ordnungswidrigkeitenkatalog 
wieder auf den gesamten § 27 NZVO-RessE 22.11. zu 
erstrecken. 
15.5.2 § 31 NEngtV-RessE Strom 22.11. 
Der am 22. November 2004 veröffentlichte ressortabge-
stimmte BMWA-Entwurf einer Netzentgeltverordnung 
Strom (NEntgV-RessE Strom 22.11.) reduziert den Ord-
nungswidrigkeitenkatalog des § 31 gegenüber dem 
NEntgV-E 5.11. ebenfalls erheblich. 
Auch hier ist Reduzierung nicht nachvollziehbar. Das 
BKartA empfiehlt, den vorherigen Ordnungswidrigkei-
tenkatalog wieder herzustellen. 
16. Beteiligungsrechte für Netznutzer 
Der am 22. November 2004 veröffentlichte ressortabge-
stimmte BMWA-Entwurf einer Netzzugangsverordnung 
Strom (NZVO-RessE Strom 22.11.) enthält in § 16 (All-
gemeine Kooperationspflichten von Netzbetreibern) und 
§ 22 (Datenaustausch zwischen Netzbetreibern und Netz-
nutzern) nicht mehr die dem NZVO-E Strom 5.11. 
vorgesehenen Beteiligungsrechte der Netznutzer. § 16 
Abs. 1 S. 2 sah ursprünglich ein Anhörungsrecht für 
Netznutzerverbände vor, § 22 S. 4 eine Beteiligung der 
Netznutzer an der Festlegung der Prozesse und Formate 
des Datenaustauschs. 
Im Rahmen der Kooperation zur Schaffung einheitlicher 
Bedingungen des Netzzugangs erscheint ein Beteili-
gungsrecht für Netznutzer angemessen, im Bereich des 
Datenaustauschs in einheitlichen Prozessen unverzicht-
bar. Das Bundeskartellamt empfiehlt deshalb, die vorge-
nannten Beteiligungsrechte wieder aufzunehmen. 

17. Zweite Instanz für Eilentscheidungen 

Das BKartA empfiehlt eine Ausweitung der Rechtsbe-
schwerdemöglichkeiten vor dem Bundesgerichtshof auf 
Eilentscheidungen der Oberlandesgerichte, die verfah-
rensabschließende Verfügungen der Regulierungsbehör-
de betreffen (§ 86). Die Regelung sollte sich nicht auf 
Nebenverfahren wie Beschwerden gegen Auskunfts- und 
Beiladungsbeschlüsse der Regulierungsbehörde sowie 
die dazugehörigen Eilverfahren erstrecken. 

Eine solche Erweiterung der Rechtsbeschwerdemöglich-
keiten gegen verfahrensabschließende Verfügungen wür-
de erlauben, dass Grundsatzfragen – unabhängig von ih-
rer Klärung in Hauptsache- oder Eilverfahren – einer 
zweiten Instanz zugeführt werden können und damit dem 
dialektischen Prinzip zwischen den Instanzen breitere 
Geltung verschafft wird. Denn in Eilverfahren sind durch 
das Beschwerdegericht nicht selten Rechtsfragen von 
grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden, ohne dass die 
Wertungen des Beschwerdegerichts in einer Rechtsbe-
schwerde überprüft werden können. Diese Erfahrungen 
liegen nicht zuletzt im Bereich des Energierechts vor. So 
haben beispielsweise die in den Eilverfahren „Stadtwerke 
Mainz“ und „HEAG“ getroffenen Grundsatzentschei-
dungen zur Auslegung des Energiewirtschaftsgesetzes 
großes wirtschaftliches Gewicht und erzeugen über einen 
längeren Zeitraum weitreichende Folgen für die Praxis 
der Kartellbehörden. Für eine eigene zweite Instanz bei 
Eilentscheidungen ist es kein adäquater Ersatz, dass sich 
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an die Eilentscheidungen Hauptsacheentscheidungen an-
schließen können, die dann einer Rechtsbeschwerde vor 
dem Bundesgerichtshof zugänglich sind. Denn es gibt in 
der Praxis durchaus Konstellationen, bei denen es (durch 
Zeitablauf) nicht mehr oder zumindest für längere Zeit 
nicht zu einer rechtsbeschwerdefähigen Hauptsacheent-
scheidung kommt.  
Gegen die Einführung der Rechtsbeschwerdemöglichkeit 
für Eilentscheidungen spricht nicht, dass der hierbei ent-
stehende Zeitaufwand der Dringlichkeit einer rechtskräf-
tigen Entscheidung zuwiderliefe. Eine Verschleppung der 
eindeutigen Klärung der Rechtsfrage ließe sich dadurch 
vermeiden, dass über die Zulassung oder Nichtzulassung 
der Rechtsbeschwerde in Abweichung zu den Regelun-
gen für das Hauptsacheverfahren nicht das Oberlandesge-
richt, sondern der Bundesgerichtshof unmittelbar bei der 
Einlegung der Rechtsbeschwerde entscheiden würde. So 
könnte dieser dann bei Vorliegen von Zulassungsgründen 
über die Zulassung der Rechtsbeschwerde und die 
Rechtsbeschwerde selbst eine Entscheidung treffen. Da-
mit würde das – für die unter geringerem Zeitdruck ste-
henden Hauptsachverfahren durchaus sinnvolle – vorge-
schaltete Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde ent-
fallen. 
Die Rechtsbeschwerdemöglichkeit in Eilentscheidungen 
kann auch nicht mit dem Argument der Systemwidrigkeit 
abgelehnt werden. Bereits das bisherige System des vor-
läufigen Rechtsschutzes nach dem EnGW-RegE ent-
spricht nicht der allgemeinen gesetzlichen Regelungssy-
stematik, da die erstinstanzliche Prüfung einem Oberlan-
desgericht obliegt. Ansonsten ist in der Zivilgerichtsbar-
keit eine Entscheidung der Eingangsinstanz im vorläufi-
gen Rechtsschutz von einem Rechtsmittelgericht über-
prüfbar. Durch die Schaffung einer zweiten Instanz für 
einstweilige Entscheidungen der Oberlandesgerichte 
würden Verfahren nach dem EnWG insoweit nur gleich-
gestellt. Die Einführung einer zweiten Instanz würde 
auch eine Angleichung an Verfahrensweisen vor dem eu-
ropäischen Gerichtshof bedeuten. Denn auch dort ist für 
einstweilige Verfahren eine zweite Instanz vorgesehen. 

18. Streitwertbegrenzung 
Das Bundeskartellamt plädiert weiterhin dafür, im lau-
fenden Gesetzgebungsverfahren § 50 Gerichtskostenge-
setz ergänzend so zu ändern, dass in Beschwerden gegen 
Verfügungen der Regulierungsbehörde und Rechtsbe-
schwerden der Streitwert auf 1.000.000 Euro begrenzt 
wird. Auch wenn das Gesetz zur „Modernisierung des 
Kostenrechts“ Streitwertbegrenzungen (30 Millionen Eu-
ro) eingeführt hat, so bedeuten auch Streitwerte dieser 
Größenordnung eine erhebliche Belastung des Bundes-
haushaltes, indem bereits in der ersten Instanz Rechtsan-
waltsgebühren von mehreren 100.000 Euro anfallen. Ei-
nerseits entsprechen derart hohe Rechtsanwaltsgebühren 
nicht mehr dem Verhältnismäßigkeitsmaßstab. Anderer-
seits sind die öffentlichen Haushalte enormen Prozessri-
siken ausgesetzt. Gesetzliche Streitwertbegrenzungen 
existieren im Übrigen für alle Prozessarten (Zivil-, Ver-
waltungs- und Sozialgerichtsprozesse) auch in anderen 
Bereichen, wie z.B. in §§ 48 Abs. 1 Satz 2 (250.000 €), 
48 Abs. 2 Satz 2 (1 Mio. €), 50 Abs. 2 , 52 Abs. 4 
(500.000 € bzw. 2,5 Mio. €) Gerichtskostengesetz. Es 
gibt im Gesetz also bereits Parallelfälle, in denen der Ge-
setzgeber Höchststreitwerte für erforderlich hielt. Auch 

diese Streitwertbegrenzungen haben zumindest teilweise 
den Schutz öffentlicher Haushalte zum Ziel. So ist die 
Streitwertbegrenzung bei Verfahren über Ansprüche 
nach dem Vermögensgesetz gemäß § 52 Abs. 4 Ge-
richtskostengesetz vorwiegend im Interesse der öffentli-
chen Hand im Falle ihres Unterliegens eingeführt worden 
(vgl. Materialien: Regierungsentwurf, BT-Drucks. 
12/4801, S. 49; Hartmann, Kostengesetz, GKG § 13 Rn 
21). 
§ 50 Abs. 1 S. 1 des Gerichtskostengesetzes (GKG) 
sollte wie folgt ergänzt werden: 

"In Verfahren über Beschwerden gegen 
Verfügungen ... und der Regulierungsbehörde, 
über Rechtsbeschwerden ... bestimmt sich der 
Wert nach § 3 der Zivilprozessordnung, liegt je-
doch nicht über 1.000.000 €." 

Block 2: Themenschwerpunkt Strom 
1. Kalkulation der Netznutzungsentgelte 
1.1 Kalkulationsmethode 

Eine wirksame und möglichst unbürokratische Regu-
lierung bedarf transparenter Kostenkalkulationsprin-
zipien, die nicht im EnWG selbst, jedoch konkreter in 
der NEntgV geregelt sein sollten. Zudem sollte die 
Regulierungsbehörde im Lichte der Praxis weitere 
Konkretisierungen treffen können. Die diesbezügli-
chen Spielräume der Behörde erscheinen zu eng be-
grenzt.  
Dies erscheint insofern bedenklich, als betriebswirt-
schaftlich allgemein anerkannt ist, dass Kalkulati-
onsmethoden erhebliche (Preiserhöhungs-)Spiel-
räume bieten. So hat bspw. ein Unternehmen im 
Rahmen der jährlichen Neukalkulation auf Basis der 
Nettosubstanzerhaltungsprinzipien der Anlage 3 der 
VV Strom II+ seine Entgelte um über 30 % erhöht. 
Weitere Netzbetreiber haben unter Bezugnahme auf 
Anlage 3 der VV Strom II+ bei unveränderten tat-
sächlichen Netzkosten, die aus dem handelsrechtli-
chen Jahresabschluss hergeleitet wurden, ihre entgelt-
relevanten Netzkosten allein auf Basis kalkulatori-
scher Kosten erhöht. Mehrere Energieversorgungsun-
ternehmen haben gegenüber dem BKartA und den 
Preisaufsichtsbehördern der Länder erklärt, dass sie 
die Kalkulationsspielräume der VV Strom II+ bzw. 
des Tarifpreisrechts nicht ausschöpfen würden, son-
dern statt dessen niedrigere Preise forderten. 
Für die Ziele der Regulierung bietet sich das Konzept 
der Realkapitalerhaltung als transparente Methode an. 
Nach diesem Konzept beruht die Kalkulation auf rea-
len, im Unternehmen verfügbaren Werten (Abschrei-
bungen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten mit 
Nominalverzinsung). Demgegenüber ist das in § 21 
Abs. 2 normierte und in §§ 4 ff. NEntgV-RessE 
Strom 22.11. konkretisierte Konzept der Nettosub-
stanzerhaltung intransparent und missbrauchsanfällig. 
Da die Kalkulation weitgehend auf fiktiven Werten 
(z.B. Abschreibungen zum Tagesneuwert) beruht, er-
öffnet das System erhebliche Spielräume für die Er-
höhung der kalkulatorischen Kosten, die sich dann in 
höheren Netzentgelten niederschlagen. 
Bei einem Wechsel der Kalkulationsprinzipien von 
der Nettosubstanzerhaltung zur Realkapitalerhaltung 
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ist schließlich nicht unbedingt, wie von Seiten der 
Netzbetreiberverbände wiederholt gefordert, ein Ver-
lustausgleich zu gewähren. 
Ausgangspunkt der Auffassung der Netzbetreiber ist 
die Tatsache, dass bei diesen Kalkulationsmethoden 
im theoretischen Modell die Kapitalrückflüsse zu un-
terschiedlichen Zeitpunkten anfallen. Bei der Realka-
pitalerhaltung werden höhere Kapitalrückflüsse in 
den Anfangsjahren einer Investition erzielt, während 
bei der Nettosubstanzerhaltung höhere Kapitalrück-
flüsse am Ende der Nutzungszeit des Wirtschaftsgu-
tes auftreten. 
Nach Auffassung des BKartA und einzelner Bundes-
länder ist die theoretische Differenz aus zwei Grün-
den allenfalls von geringer Bedeutung.  
Die Netzbetreiber unterstellen, sie hätten im Rahmen 
der Tarifpreisaufsicht immer schon nach den Prinzi-
pien der VV II + kalkuliert. Das ist aber nicht der 
Fall. Die Strompreise bei Industrie und größerem 
Gewerbe unterliegen schon seit Jahrzehnten keiner 
Preisaufsicht mehr. Die BTOElt kontrollierte ledig-
lich die Strompreise und nicht isoliert die Netze auf 
der Niederspannungsebene. Die dabei anzuwenden-
den Kalkulationsprinzipien und Abschreibungsdauern 
waren wegen der Länderzuständigkeit uneinheitlich. 
Auch ist ein Teil des Anlagenbestandes bereits voll-
ständig abgeschrieben. Ferner kannte die BTOElt 
keine effektive Nachkalkulation. Es ist deshalb nicht 
nachweisbar, wie viel Kapital tatsächlich für die Net-
ze an die Investoren zurückgeflossen ist. Für einen zu 
engen kalkulatorischen Kostenmaßstab in der Ver-
gangenheit gab es keine Anhaltspunkte. Es ist des-
halb nicht sachgerecht, die zukunftsgerichtet Ent-
scheidung für die Realkapitalerhaltung wegen angeb-
licher Defizite in der Vergangenheit nicht umzuset-
zen. 
Im Übrigen würde tendenziell jeder vorsichtige, im 
Wettbewerb stehende Unternehmer das Prinzip der 
Realkapitalerhaltung für die Kalkulation besonders 
langfristiger Investitionen, wie sie Energieversor-
gungsnetze darstellen, bevorzugen. Denn er würde 
zur Reduzierung des Finanzierungsrisikos in der Re-
gel den in der Anfangsphase höheren Kapitalrück-
fluss in Anspruch nehmen wollen. 

1.2 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

In der leitungsgebundenen Energiewirtschaft ist die 
kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung ein wesentli-
cher Kostenfaktor, da es sich um kapitalintensive 
Branchen handelt. Gleichzeitig ist zu berücksichti-
gen, dass Netzbetreibern ein hinreichend attraktiver 
Zinssatz zu bieten ist, um auch mittel- und langfristig 
einen leistungsfähigen Netzbetrieb zu gewährleisten.  

§ 7 Abs. 3 NEntgV-RessE Strom 22.11. garantiert 
den Netzbetreibern eine attraktive und wettbewerb-
lich angemessene Verzinsung, indem der Eigenkapi-
talzinssatz die durchschnittliche reale Umlaufrendite 
festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 
der letzten zehn Kalenderjahre zuzüglich eines ange-
messenen, von der Regulierungsbehörde zu bestim-
menden unternehmerischen Wagnisses nicht über-
schreiten darf. 

Nach § 7 Abs. 5 NEntgV-RessE Strom 22.11. erwägt 
die Bundesregierung, den Eigenkapitalzinssatz bis 
zur erstmaligen Festlegung durch die Regulierungs-
behörde zum 1. Januar 2006 auf 6,5 % festzusetzen. 
Unbefriedigend ist, dass diese Verzinsung auch sol-
chen Unternehmen zu Gute kommt, die keinen 
effizienten Netzbetrieb praktizieren. Eine über diesen 
Termin hinausgehende zeitliche Festlegung der Ver-
zinsung sollte daher – und wegen der mittlerweile ge-
sunkenen realen Umlaufrendite festverzinslicher 
Wertpapiere - auf jeden Fall vermieden werden. 
Von Netzbetreiberseite wird mitunter geltend ge-
macht, dass im Rahmen der kalkulatorischen Kosten-
rechnung auch die Steuern auf den Scheingewinn und 
die Körperschaftsteuer Berücksichtigung finden soll-
ten. Sachgerechterweise greifen der NEntgV-RefE 
und der NEntgV-RessE Strom 22.11. beide Vor-
schläge nicht auf. Die Berücksichtigung der Körper-
schaftsteuer würde tendenziell zu Netzentgelterhö-
hungen führen, da sie nicht einmal nach der VV 
Strom II+ angesetzt werden durften. Zum zweiten 
würde bei einer Berücksichtigung der Steuern auf den 
Scheingewinn und der Körperschaftsteuer als kalku-
latorische Kosten den Stromnetzbetreibern, d.h. Mo-
nopolunternehmen, eine deutlich höhere Rendite zu-
gestanden als einem Investor am Kapitalmarkt. Dies 
wäre nicht angemessen. 
An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass in einem 
Anreizregulierungssystem Netzbetreiber durchaus 
höhere Renditen als ein Investor am Kapitalmarkt er-
zielen können, ohne dass die sich ergebenden Entgel-
te nach Regulierungsrecht als unangemessen einzu-
stufen wären. Dies setzt jedoch voraus, dass Netz-
betreiber ihre Effizienz so steigern, dass die Netznut-
zer zumindest teilweise an den Effizienzgewinnen 
partizipieren. 

2. Stromhandel 
Die vier über alle Marktstufen vertikal integrierten 
Verbundunternehmen (Stromerzeugung, -handel, -
übertragung, -verteilung, -vertrieb) verfügen auf den 
Stromhandelsmärkten über marktbeherrschende bzw. 
marktstarke Stellungen. Zusammen verfügen sie über 
rd. 90 % der inländischen Kraftwerkskapazitäten (Ei-
gentum und langfristige Lieferverträge). Stromimpor-
te, über die diese vier Unternehmen ebenfalls in er-
heblichem Umfang verfügen, üben aufgrund von Ka-
pazitätsengpässen kaum wirksamen Wettbewerbs-
druck aus. Diese herausragenden Handelspositionen 
werden durch zwei Umstände zusätzlich gestärkt. 
Zum einen stehen viele wettbewerbsrelevante Daten 
nur den vier Verbundunternehmen, nicht jedoch ihren 
Wettbewerbern zur Verfügung. Zum anderen wickeln 
die Übertragungsnetzbetreiber ihre zur Erbringung 
von Systemdienstleistungen notwendigen Stromhan-
delsgeschäfte ausschließlich über Konzernschwester-
gesellschaften ab. Dies hat nicht nur zur Folge, dass 
der Stromhandel als solcher keinen funktionsfähigen 
Wettbewerb kennt. Er liefert auch nicht die zuverläs-
sigen Preissignale, die erforderlich sind, um Newco-
mern zuverlässige Kalkulationsgrundlagen für Kraft-
werksinvestitionen in Deutschland zu bieten. Die er-
forderliche Erneuerung des deutschen Kraftwerks-
parks steht somit unter keinem Wettbewerbsdruck. 

2.1 Veröffentlichung handelsrelevanter Daten 
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Die in § 16 NZVO-RefE bzw. § 17 NZVO-RessE 
Strom 22.11. vorgesehenen Veröffentlichungspflich-
ten sind ergänzungsbedürftig. So fehlt z.B. die Ver-
pflichtung zur Veröffentlichung von prognostizierten 
und tatsächlichen EEG-Einspeisungen und von 
Kraftwerksrevisionen. Gegenwärtig verfügen die 
marktstarken Stromhändler gegenüber kleineren 
Händlern (Stadtwerke, Newcomer) über wettbe-
werbsrelevante Informationsvorsprünge (großer Bi-
lanzkreis gestattet sicherere Prognosen, Kraftwerks-
revisionen aufgrund von Abstimmungserfordernissen, 
Kenntnis der Windeinspeisungen u.v.m.). 
Die Kosten der Veröffentlichung wettbewerbsrele-
vanter Daten fallen gering aus, da sie überwiegend 
bereits heute bei den Netzbetreibern verfügbar sind. 
Derartige Veröffentlichungen über Internet sind in 
anderen Staaten, z.B. Skandinavien, seit längerem üb-
lich. 

2.2 Wettbewerbsorientierte Beschaffung von System-
dienstleistungen seitens der ÜNB 
Aus Wettbewerbssicht sollte der Regulierungsrahmen 
sicherstellen, dass die vier Übertragungsnetzbetreiber 
(ÜNB) die mit Systemdienstleistungen verbundenen 
Stromhandelsgeschäfte in einem liberalisierten 
Strommarkt künftig nichtdiskriminierend und markt-
orientiert beschaffen. Dies betrifft die Beschaffung 
von Regelenergie (s. ausführlich unten Block 2 Ziff. 
4), von Verlustenergie und die Abwicklung des EEG-
Bilanzkreises. 

2.2.1 Bewirtschaftung des EEG-Bilanzkreises durch 
ÜNB 

Das BKartA regt an, in der NZVO-RefE Strom die 
Aufsichtskompetenzen im Bereich der EEG-
Bilanzkreisführung folgendermaßen zu normieren: 

"§ 13 a EEG-Bilanzkreis 
Die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen 
sind verpflichtet, einen Bilanzkreis zu führen, der 
ausschließlich den Ausgleich von Einspeisungen aus 
erneuerbaren Energien und deren Ausspeisungen in 
Form von EEG-Lieferungen an Bilanzkreise (EEG-
Bilanzkreis) umfasst. Die erforderlichen Ausgleichs-
leistungen sind wettbewerbsneutral, nach transparen-
ten und marktorientierten Verfahren (z.B. Ausschrei-
bung) und zu möglichst günstigen Kosten zu beschaf-
fen."  
In § 27 Abs. 1 ist als zusätzliche Nr. einzufügen: 
"...zur Handhabung, Abwicklung und Abrechnung 
der EEG-Bilanzkreise nach § 13a". 

Begründung: 
Der Vorschlag schließt eine Lücke des NZVO-RefE, die 
erheblichen Einfluss auf die Höhe der Netznutzungsent-
gelte hat, wie sich aktuell in den Ermittlungen des BKar-
tA zu den Preiserhöhungen der ÜNB gezeigt hat. Im 
Rahmen der Einspeisung von Windenergie müssen die 
ÜNB aktiv werden, um die unsteten Windeinspeisungen 
in Form von Bandlieferungen an die Bilanzkreise weiter-
zugeben ("veredeln"). Zum Ausgleich der Windeinspei-
sung und -entnahme werden kurzfristige Ausgleichsin-
strumente eingesetzt (day-ahead-Handel, intra-day-
Handel und das Regelenergieprodukt Minutenreserve).  

Dieser Bereich bedarf einer flexiblen Aufsicht durch die 
Regulierungsbehörde, um zukünftig zu gewährleisten, 
dass dieser Prozess von den ÜNB wettbewerbsneutral 
vorgenommen wird. Die gegenwärtigen Regelungen ver-
stärken tendenziell die marktstarken Stellungen der mit 
den ÜNB verbundenen Kraftwerks- und Vertriebsschwe-
stergesellschaften, da bislang nur sie in diesen Bereichen 
als Anbieter herangezogen werden. 
2.2.2 Verlustenergie 

Auch die Verlustenergie wird gegenwärtig von den 
ÜNB – wie auch von den Verteilnetzbetreibern 
(VNB) – in intransparenter Weise rein konzernin-
tern beschafft. (Diese Kosten liegen deutlich unter 
den EEG-Abwicklungskosten.) Doch sieht das 
EnWG unter Berücksichtigung des § NZVO-E 
5.11., der insoweit eine Lücke des NZVO-RefE 
schließt, geeignet erscheinende Eingriffsbefugnisse 
für die Regulierungsbehörde vor (§ 10 i.V.m. § 27 
Abs. 1 Nr. 4 NZVO-RessE Strom 22.11.). 

3. Grundversorger/Ersatzversorger 
3.1 Grundversorgung für Wettbewerb öffnen 

Der EnWG-RegE weist die Grundversorgungspflicht 
für Haushaltskunden dem Energieversorgungsunter-
nehmen zu, das die meisten Haushaltskunden in ei-
nem Netzgebiet der allgemeinen Versorgung beliefert 
(§ 36 Abs. 2). Damit besteht die Gefahr, dass die 
marktbeherrschenden Stellungen der örtlichen Ver-
sorger bei der Belieferung von Haushaltskunden 
rechtlich abgesichert werden. Denn gegenwärtig ver-
fügt der örtliche Versorger bei Hauhaltskunden in der 
Regel über einen Marktanteil von weit über 90 %. 
Das BKartA empfiehlt, auch die Grundversorgung 
für den Wettbewerb zu öffnen. Dieser Bereich ist von 
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung, da – je nach 
Versorgungsgebiet – noch ca. 70% der Haushalts-
kunden Strom zum Allgemeinen Tarif beziehen.  

§ 36 EnWG-RegE sollte so ausgestaltet sein, dass (a) 
die Grundversorgung der Haushaltskunden dauerhaft 
und zu angemessenen, leicht und eindeutig ver-
gleichbaren Preisen gesichert ist, (b) sich mehrere 
Stromversorgungsunternehmen für bestimmte Ge-
meinden oder Netzgebiete als Grundversorger an-
melden können und (c) die Grundversorgung allen-
falls für eine Übergangszeit - im Sinne einer Inte-
rimslösung für höchstens 3 Monate - an den Inhaber 
der Netzinfrastruktur bzw. an ein einziges Stromver-
sorgungsunternehmen gebunden wird. 

3.2 Übergangsfristen für besondere Missbrauchsauf-
sicht der Landesbehörden 

Bei der Einführung der besonderen Missbrauchsauf-
sicht der Landesbehörden über die Allgemeinen Prei-
se für die Grund- und Ersatzversorgung (§ 40) emp-
fiehlt das BKartA, Übergangsfristen (z.B. 3 Jahre) 
vorzusehen. Sie verhindern, dass die Versorgungsun-
ternehmen, die gegenwärtig im Haushaltskundenbe-
reich nur einer sehr geringen Wettbewerbsintensität 
ausgesetzt sind, durch die neuen Regelungen für ei-
nen längeren Zeitraum praktisch ohne wirksame Kon-
trolle ihre Endkundenpreise erhöhen können. Denn 
erst nach einer Anlaufzeit wird es der Regulierungs-
behörde gelingen können, eine sachgerechte Zuord-
nung der (Gemein-)Kosten zwischen dem Monopol-



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)1511 

  141 

bereich Netz und den Wettbewerbsbereichen Erzeu-
gung und Vertrieb durchzusetzen, so dass die veröf-
fentlichten Netznutzungsentgelte – wie in § 40 vorge-
sehen – sachgerechterweise als „rechtmäßig“ in die 
Ex-post-Aufsicht über die Grundversorgungspreise 
einfließen können. 

4. Regelenergie 
4.1 Bedeutung der Regulierung des Regelenergiere-

gimes 
Regelenergie, die deutschlandweit 1 Mrd. Euro pro 
Jahr kostet, ist der zentrale Kostentreiber der Über-
tragungsnetzentgelte. Denn neben dem "reinen" 
Netzunterhalt (Höchstspannungsleitungen, -masten, 
etc.) erbringen die vier deutschen Übertragungsnetz-
betreiber (RWE Transportnetz Strom GmbH, E.ON 
Netz GmbH, EnBW Transportnetze AG, Vattenfall 
Europe Transmission GmbH, nachfolgend ÜNB) in 
erheblichem Umfang Systemdienstleistungen (Regel-
energie, EEG-Ausgleichsmechanismus, Verlustener-
gie), die mit Strombeschaffungsaktivitäten verbunden 
sind. Hierbei entfallen ca. 40 % auf "reine" Netzko-
sten und 60 % auf die Systemdienstleistungen. Die 
verschiedenen Regelenergiearten (Primärregelung, 
Sekundärregelung, Minutenreserve) dienen dem sehr 
kurzfristig erforderlichen Ausgleich der Abweichun-
gen zwischen der prognosebasierten Stromeinspei-
sung der Lieferanten und der tatsächlichen Stroment-
nahme der Endkunden in der jeweiligen Regelzone. 
Die Regelenergie, die gegenwärtig ÜNB für ihr je-
weiliges Übertragungsnetzgebiet (sog. "Regelzone") 
individuell beschaffen und gegenüber den Netznut-
zern abrechnen, ist von zentraler wirtschaftlicher und 
wettbewerblicher Bedeutung für die wettbewerbliche 
Entwicklung von Stromerzeugung und Stromvertrieb.  
Mit insgesamt ca. 7.000 MW entspricht die vorgehal-
tene Regelleistung der Leistung von über vier mittle-
ren Kernkraftwerksblöcken. Mit einem Anteil von 
über 40 % an den Übertragungsnetz-Entgelten bela-
sten die Regelenergiekosten in erheblichem Umfang 
die industriellen Strom-Großverbraucher und Stadt-
werke. 
Beträchtliche Erhöhungen der Übertragungsnetzent-
gelte, die mit stark steigenden Regelenergiekosten 
gerechtfertigt wurden, haben zu Beschwerden von 
Stadtwerken sowie dem Verband der industriellen 
Energie- und Kraftwirtschaft (VIK) beim BKartA ge-
führt, die sich gegen alle vier ÜNB richten. Die 
Marktermittlungen des BKartA ergaben, dass die vier 
Verbundunternehmen aufgrund von marktbeherr-
schenden Stellungen (Marktanteile z.T. über 80 %) 
bei der Bereitstellung von Regelenergie über be-
trächtliche Preissetzungsspielräume verfügen, die nur 
über eine Weiterentwicklung des gegenwärtigen Aus-
schreibungsregimes im Rahmen des laufenden Ge-
setz- und Verordnungsgebungsverfahren nachhaltig 
beseitigt werden können. 
Für die über alle Marktstufen vertikal integrierten 
vier Verbundunternehmen (Stromerzeugung, -handel, 
-übertragung, -verteilung, -vertrieb) bietet die Bereit-
stellung von Regelenergie erhebliches Quersubven-
tionierungspotential, da insbesondere diese Unter-
nehmen über regelenergiefähige Erzeugungskapazitä-
ten verfügen.  In Deutschland bestehen für die Über-

tragungsnetzbetreiber dementsprechend große Anrei-
ze, die Marktregeln in diesem Bereich zugunsten der 
konzerneigenen Kraftwerks- und Vertriebsgesell-
schaften auszugestalten. Demgegenüber treten in 
Ländern mit eigentumsrechtlich unabhängigen Über-
tragungsnetzbetreibern Fehlanreize in dieser Form 
nicht auf. Da die Stromrichtlinie und der EnWG-
RegE lediglich ein gesellschaftsrechtliches Unbund-
ling vorsehen, so dass der Übertragungsnetzbetrieb 
innerhalb des Konzernverbunds verbleibt, bedarf es 
hier eines wirksamen regulatorischen Rahmens für 
die Regelenergiemärkte. 

4.2 Weiterentwicklung des Regelenergieregimes im 
EnWG-RegE 
Am ehesten würden die Wettbewerbsprobleme im 
Bereich der Regelenergie durch die auch von Netz-
nutzern und Monopolkommission geforderte Bildung 
einer nationalen Regelzone gelöst. Zwar schafft der 
EnWG-RegE nicht die Voraussetzungen für die Bil-
dung einer nationalen Regelzone, doch stellt die in 
ihm angelegte second best Lösung einen großen Fort-
schritt dar: 
§ 22 Abs. 2 verpflichtet die ÜNB, für die Ausschrei-
bung von Regelenergie eine gemeinsame Internet-
plattform einzurichten und zur Senkung des Aufwan-
des für Regelenergie – unter Berücksichtigung von 
Netzrestriktionen - zusammenzuarbeiten. Diese An-
forderungen lassen sich nur im Wege der gemeinsa-
men, d.h. regelzonenübergreifenden Ausschreibung 
der Regelenergie erfüllen. 
Leider setzt der vorliegende NZVO-RessE 22.11. 
diese gesetzliche Grundlage nicht um. So fehlt insbe-
sondere die Verpflichtung der ÜNB zur gemeinsamen 
Ausschreibung der verschiedenen Regelenergiefor-
men auf einer Internetplattform (s.u. 4.3.). Vorsorg-
lich weist das BKartA darauf hin, dass die noch im 
NZVO-RefE vorgesehenen Ausschreibungsregelun-
gen (z.B. Höhe der Mindestgebote, Ausschreibungs-
zeiträume) keinesfalls zur Senkung des Regelener-
gieaufwands, wie sie der EnWG-RegE vorgibt, son-
dern aufgrund der erweiterten Handlungsspielräume 
für die bereits in ihrer jeweiligen Regelzone markt-
beherrschenden Verbundunternehmen zu einer Erhö-
hung des Regelenergieaufwands führen würden. 
Die wettbewerbsorientierte Weiterentwicklung des 
Ausschreibungssystems hin zu einer gemeinsamen 
regelzonenübergreifenden Ausschreibung würde die 
Inanspruchnahme der kostenträchtigsten Regelener-
giearten (600 Mio. Euro Sekundärregelenergie-
Kosten) und den Wettbewerb zwischen den vier gro-
ßen Betreibern regelfähiger Kraftwerke intensivieren. 
Denn den bestehenden Marktaufteilungen entlang der 
vier Regelzonengrenzen, die auf getrennten Aus-
schreibungen basieren, würde der Boden entzogen. 
Somit führt eine regelzonenübergreifende gemeinsa-
me Ausschreibung der verschiedenen Regelenergiear-
ten zur Senkung des Aufwands für Regelenergie und 
damit zur finanziellen Entlastung aller Netznutzer. 
Denn entsprechend den Vorgaben des BKartA (Ver-
pflichtung der Abrechnung zum Marktpreis) müssen 
die ÜNB günstigere Preise "eins zu eins" an die 
Netznutzer weitergeben. Der zu erwartende Kosten-
senkungseffekt (Einsparung von Regelenergie, Wett-
bewerbseffekt) beträgt mit ca. 100 Mio. Euro jährlich 
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10 % der Regelenergie-Gesamtkosten von 1 Mrd. Eu-
ro. 
Die Weiterentwicklung des Regelenergieregimes tan-
giert nicht die Versorgungssicherheit. Bereits im 
Rahmen der gegenwärtig getrennt durchgeführten 
Ausschreibungen können die vier ÜNB im Fall von 
Netzrestriktionen von der Beschaffung gemäß der 
jeweiligen regelzonenspezifischen Angebotskurve 
abweichen. Dementsprechend beinhaltet die gemein-
same regelzonenübergreifende Ausschreibung, dass 
die ÜNB Regelenergie entsprechend einer nationalen 
Angebotskurve beziehen, wobei eventuelle Netzre-
striktionen als Nebenbedingung bei Beschaffung und 
Einsatz von Regelenergie Berücksichtigung finden 
können.  
Die Fusionen der ÜNB RWE/VEW (jetzt: RWE 
Transportnetz Strom), PreussenElektra/Bayernwerk 
(jetzt: E.ON Netz) und HEW/VEAG/Bewag (jetzt: 
Vattenfall Europe Transmission, VET) sowie die 
Einbindung des HEW-Höchstspannungsnetzes in den 
VET-Übertragungsnetzbetrieb trotz fehlender unmit-
telbarer netztechnischer Verbindung belegen, dass ei-
ne intensivere Kooperation von ÜNB ohne Beein-
trächtigung der Versorgungssicherheit technisch 
möglich ist. 
Der EnWG-RegE lässt somit substantielle Verbesse-
rungen im Bereich Regelenergie nur erwarten, wenn 
das Regelenergieregime in geeigneter Form in der 
NZVO Strom  konkretisiert wird und hinsichtlich 
entwicklungsfähiger Aspekte der Festlegung oder 
Genehmigung durch die Regulierungsbehörde bedarf. 
Das BKartA regt daher an, § 22 Abs. 2 S. 3 folgen-
dermaßen zu modifizieren: 
"Die Einrichtung einer Plattform nach Satz 2 unter-
liegt der Festlegung oder Genehmigung der Regulie-
rungsbehörde."  
Eine bloße Anzeigepflicht vermag nicht zu gewähr-
leisten, dass die Übertragungsnetzbetreiber (= Nach-
frager von Regelenergie) ihre gegenwärtige Praxis 
aufgeben, durch die Ausgestaltung des Ausschrei-
bungsregimes die jeweils konzerneigenen Kraft-
werks- und Vertriebsgesellschaften (= Anbieter von 
Regelenergie) zu begünstigen. 

4.3 Zu den Regelenergie-Regelungen des NZVO-
RessE 22.11. 
Die gemeinsame Ausschreibung auf einer Internet-
plattform bedarf der Konkretisierung in der Netzzu-
gangsverordnung. Das BKartA empfiehlt, das gelten-
de Regelenergieregime, in der Verordnung weiterzu-
entwickeln. Es sollte dann von der Regulierungsbe-
hörde im Lichte der Erfahrungen mit diesen jungen 
Märkten modifiziert werden können.  
Der NZVO-RessE 22.11. setzt nicht die Regelungen 
des § 22 Abs. 2 EnWG-RegE um. Statt einer gemein-
samen Ausschreibung der ÜNB auf einer Internet-
plattform sieht er vor, dass zeitgleich vier getrennte 
Ausschreibungen für die verschiedenen Regelener-
giearten durchgeführt werden (§ 6 Abs. 1 i.V.m. § 7 
NZVO-RessE 22.11.). Das Wesen einer Internetplatt-
form ist jedoch die Schaffung eines einheitlichen 
Marktes. 

Grundsätzlich ist zu begrüßen, dass § 27 Abs. 1 Nr. 2 
NZVO-RessE 22.11. bestimmte Ausschreibungsmo-
dalitäten der Entscheidung der Regulierungsbehörde 
überläßt (z.B. Mindestangebotsgrößen, Ausschrei-
bungszeiträume).  
Das BKartA empfiehlt aber, die NZVO um folgende 
zentrale Elemente zu ergänzen: 
- gemeinsame regelzonenübergreifende Ausschrei-

bung auf einer Internetplattform 
- Verpflichtung der ÜNB zur regelzonenübergreifen-

den Saldierung der vier Regelzonensalden, bevor 
Regelarbeit tatsächlich eingesetzt wird. (Die Saldie-
rung führt tendenziell zu Kostensenkungen, indem 
eine gegenläufige Regelzonensteuerung vermieden 
wird.) 

- Regelung, dass ÜNB beim Einsatz von Regelener-
gie Netzrestriktionen berücksichtigen können 

- Entwicklung und Ausschreibung neuer, längerfri-
stiger Reserveleistungsprodukte durch ÜNB, ins-
bes. für Windenergie (tendenziell kostengünstiger 
als derzeitige Regelenergieprodukte) 

- wettbewerbsorientierte Veröffentlichungspflichten 
Die in § 9 Abs. 1 Satz 1 NZVO-RessE 22.11. ge-
nannten Informationen sind wettbewerbsrelevante 
Informationen, die allen Marktteilnehmern (Anbie-
ter von Regelenergie, Netznutzern) in anonymisier-
ter Form zur Verfügung gestellt werden sollten. Der 
nach Abs. 1 Satz 2 zu veröffentlichende Preis des 
Grenzanbieters ist nur eine von vielen wettbewerbs-
relevanten Informationen, die (potentielle) Anbieter 
von Regelenergie benötigen, um auf diesem Markt 
tätig zu sein oder zu werden. 

- Sicherstellung der angemessenen Abrechnung von 
Regelenergie (§ 8 Abs. 2 NZVO-RessE 22.11. stellt 
nicht hinreichend sicher, dass die Abrechnung von 
Über- und Unterspeisungen spreadfrei zum Markt-
preis erfolgen). 

Das Bundeskartellamt empfiehlt, hinsichtlich des Ab-
rechnungssystems in § 27 Festlegungen der Regulie-
rungsbehörde in Abs. 1 als Nr. xy einzufügen: 
Nr. xy Kriterien für missbräuchliche Über- oder Un-
terspeisungen von Bilanzkreisen und deren Abrech-
nung" 

Begründung: 
Das gegenwärtige Abrechnungssystem war das Ergeb-
nis von (Missbrauchs-)Verfahren des BKartA.9 Es 

                                                           
9  Vgl. bspw. Auflage Ziff. 7.3. des Freigabebeschlusses des Bundeskar-

tellamts im Fusionsfall RWE/VEW vom 3. Juli 2000 (im Internet ver-
fügbar unter: http://www.bundeskartellamt.de/wDeutsch/download/ 
pdf/Fusion/Fusion99/B8_309_99.pdf). 
Die Abrechnung von Regelenergie gegenüber den Bilanzkreisverant-
wortlichen (auch als "Ausgleichsenergie" bezeichnet) erfolgt gegen-
wärtig zu einem einheitlichen Marktpreis, der aus dem mengengewich-
teten Preis bestimmter Regelenergiearten gebildet wird (Sekundär- 
und Minutenreservearbeit). Diejenigen Bilanzkreise, die in einzelnen 
¼-Stunden im Hinblick auf den Stromverbrauch ihrer Kunden zu wenig 
Energie eingespeist haben, zahlen an den ÜNB den Preis, der sich 
aus den Beschaffungskosten des ÜNB auf den Regelenergiemärkten 
ergibt. Diejenigen Bilanzkreise, zu viel Energie eingespeist haben, er-
halten diese Stromlieferungen zu dem Preis vergütet, der aus den Be-
schaffungskosten des ÜNB auf den Regelenergiemärkte resultiert. Es 
gibt also keine Preisdifferenzierung (sog. "spread") zwischen Mehr- 
und Mindereinspeisungen von Bilanzkreisen. 
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stellt sicher, dass auf Seiten der ÜNB keine Abrech-
nungsgewinne entstehen und dass kleine und mittlere 
Händler nicht hohen oder prohibitiven Preisrisiken aus-
gesetzt sind, die deren geringe Handelsmargen ver-
schlechtern. Unterschiedliche ¼-Stunden-Preise für 
Mehr- und Mindereinspeisungen von Bilanzkreisen (Ab-
rechnung mit spread) würde den derzeit nicht sehr ausge-
prägten Wettbewerb im Stromhandel zusätzlich schwä-
chen. Denn insbesondere kleine und mittlere Bilanzkreise 
weisen wegen schlechterer Durchmischungseffekte und 
geringerer Datenverfügbarkeit mitunter höhere Prognose-
fehler auf als bspw. die Bilanzkreise der Verbund-
unternehmen. 
Die Abrechnungsregelungen in § 8 Abs. 2 S. 4 NZVO-
RessE 22.11. verbieten zwar einen spread. § 8 Abs. 2 S. 
2 und 3 sowie die Begründung sind jedoch missverständ-
lich. Sie bergen daher das Risiko, dass künftig eine ein-
heitliche Abrechnung ohne spread nicht mehr gewährlei-
sten ist. Dies gilt um so mehr, als ÜNB in Kenntnis der 
beabsichtigten Verordnungen gegenwärtig bestrebt sind, 
im Rahmen von Änderungskündigungen zu Preisscheren 
(spread) zurückzukehren. Eine Verhinderung von miss-
bräuchlicher Über- oder Unterspeisung, wie sie zur Be-
gründung eines spread vorgetragen wird, sollte daher 
nach klaren, von der Regulierungsbehörde zu genehmi-
genden oder festzulegenden Kriterien über Prüfung und 
Sanktion im Einzelfall und nicht flächendeckend erfol-
gen. 

5. Dezentrale Einspeisung / Vermiedene Netznut-
zungsentgelte 

-------- 

6. Contracting 
Der noch relativ junge Contracting-Markt umfasst ei-
ne Vielzahl von Dienstleistungen, die für Immobilien, 
Liegenschaften oder Areale erbracht werden (Betrieb 
von Anlagen sowie Lieferung von Elektrizität, Gas, 
Wasser, Wärme, Kälte; Messkonzepte u.a.). Soweit 
Contracting-Anbieter Strom- oder Gasnetze im Sinne 
des EnWG-RefE betreiben, unterliegen sie den in 
Teil 3 des EnWG-RefE statuierten Verpflichtungen, 
insbesondere zu Netzanschluss und Netzzugang, so-
wie ggf. den Unbundling-Verpflichtungen nach Teil 
2 des EnWG-RefE. Dies erscheint sachgerecht.  
Von Contracting-Dienstleistern betriebene Netze sind 
dabei allenfalls von Werksnetzen im Sinne von § 110 
abzugrenzen, die von der Regulierung im Wesentli-
chen ausgenommen sein sollen. 
In der Praxis des BKartA spielte Contracting bislang 
allenfalls als sachlich betroffener und dabei sehr di-
versifizierter Markt im Rahmen der Fusionskontrolle, 
nicht aber im Rahmen der Missbrauchsaufsicht eine 
Rolle. 

7. Arealnetze 

Der Betrieb von Arealnetzen stellt einen Teilmarkt 
des Contracting dar. Aus wettbewerblicher Sicht 
kommt es bei derartigen Netzen, die auf gesonderten 
Liegenschaften mit Wohn- und/oder Gewerbebebau-
ung regelmäßig die Niederspannung und die Um-

                                                                                         
 

spannung der Mittel- auf Niederspannung umfassen, 
zu einem „Wettbewerb um das Netz“, wie man es 
sonst nur bei der Neuvergabe einer Konzession oder 
bei Stichleitungen von Industriekunden zu einer hö-
heren Spannungsebene kennt. 

Gegenstand kartellrechtlicher Verfahren – und nach 
Aussagen entsprechender Dienstleistungsunterneh-
men auch zukünftig alleiniger Gegenstand von Wett-
bewerb – sind Neu- oder Drittareale. Diese Arealnet-
ze entstehen in Neubaugebieten oder befanden sich 
schon bisher außerhalb des Verteilnetzes des örtli-
chen Stadtwerks oder Regionalversorgers. Derartige 
Arealnetze haben nach Auffassung des BKartA 
(Mainova-Fall) und der Obergerichte einen kartell-
rechtlichen Anspruch auf Anschluss an die vorgela-
gerte Netzebene. Der Rückgriff auf Kartellrecht war 
erforderlich, da das geltende EnWG keine Vorschrift 
zum bloßen Netzanschluss enthält (§§ 6 und 10 sind 
nicht einschlägig).  

Der EnWG-RefE schließt in §§ 17, 18 diese Lücke in 
inhaltlich sachgerechter Form. Er gibt u.a. nachgela-
gerten Netzen einen Anspruch auf Netzanschluss und 
orientiert sich dabei, z.B. was den Verweigerungs-
grund der Unzumutbarkeit angeht, an § 19 Abs. 4 Nr. 
4 GWB. Gegebenenfalls könnten für Arealnetze in 
einer auf Basis von § 17 Abs. 3 zu erlassenden Netz-
anschluss-Verordnung weitere Einzelheiten geregelt 
werden. 
Die häufig von örtlichen Verteilnetzbetreibern und 
ansatzweise auch in der Bundesratsstellungnahme10 
(Ziff. 23) geäußerte Befürchtung, über Arealnetze er-
folge ein „Rosinenpicken“ zulasten der Kosten- und 
Entgeltstruktur in den örtlichen Netzen, ist unbegrün-
det. Neu- oder Drittarealnetze tangieren weder die 
bestehenden Verteilnetze noch die dortige Kunden-
struktur. Es kommt nur jeweils zu einem Wettbewerb 
um eventuelle Netzerweiterungen. Die örtlichen 
Netzbetreiber können ohne weiteres an diesem Wett-
bewerb teilnehmen. „Altareale“ innerhalb der örtli-
chen Netze können schon deshalb nicht zum Gegen-
stand des Wettbewerbs werden, weil die Netzanlagen 
im Eigentum des jeweiligen Stadtwerks oder Regio-
nalversorgers stehen und vom Liegenschaftseigentü-
mers nicht einem sonstigen Dienstleister übertragen 
werden können. 
Wettbewerb um Arealnetze hat von daher eine von 
vornherein begrenzte Dimension. Er trägt allerdings 
langfristig in Bezug auf Neu- und Drittareale zu einer 
größeren Effizienz der Netze, zu niedrigeren Netz-
entgelten und in Bezug auf die dort angeschlossenen 
Endkunden zu niedrigeren Strompreisen bei. 

8. Stromkennzeichnung 

-------------- 

9. Anschlusspflicht bei KWK-Anlagen 

-------------- 

10. Schiedsstelle für Streitigkeiten betr. EEG-Umlage 
und Anschluss von EEG-Anlagen 
Siehe oben Block 2 Ziff. 2 Stromhandel zur Notwen-
digkeit im Rahmen der Regulierung der Übertra-

                                                           
10  BT-Drs. 15/3917 v. 14. Okt. 2004, Anl. 2 
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gungsnetze in der NZVO Strom künftig eine wettbe-
werbsorientierte Beschaffung der Übertragungsnetz-
Systemdienstleistung "Abwicklung des EEG-
Ausgleichsmechanismus" zu gewährleisten, um 
Wettbewerbsverzerrungen im Stromhandel zu besei-
tigen. 

Block 3: Themenschwerpunkt Gas 
1. Zugang zu den Gasnetzen (Entry-/Exit-Modell) 

Das BKartA begrüßt, dass der Regierungsentwurf 
den Empfehlungen des Monitoringberichts11 folgt 
und mit § 4 NZVO-RefE ein Entry-/Exit-Modell ein-
führt, das die getrennte Buchung von Ein- und 
Ausspeisekapazitäten (§ 4 Abs. 4 NZVO-RefE) und 
das Angebot frei zuordenbarer Kapazitätsrechte vor-
sieht, die es ermöglichen, gebuchte Ein- und Aus-
speisekapazitäten ohne Festlegung eines Transport-
pfades zu nutzen (§ 4 Abs. 3 NZVO-RefE). Die 
Erfahrungen mit der VV II Gas haben gezeigt, dass 
das Kontraktpfadmodell nicht geeignet ist, wirksa-
men Wettbewerb zu etablieren.  
Das Entry-/Exit-Modell muss aus Sicht des BKartA 
folgenden Zielen genügen: Es soll eine distanzunab-
hängige Entgeltberechnung eingeführt werden, die 
nur von den gebuchten Ein- und Ausspeisekapazitä-
ten, nicht aber von der Distanz zwischen dem Ein-
speise- und Entnahmepunkt abhängig ist. Weiterhin 
soll das Entry-/Exit-Modell den administrativen 
Aufwand für die Netznutzer reduzieren, indem für ei-
nen Gastransport nur noch Ein- und Ausspeisekapazi-
täten gebucht werden müssen, ohne dass der Netznut-
zer einen konkreten Transportpfad festlegen muss. 

1.1  Einbeziehung von Haushaltskunden 
Nach dem vorliegenden Modell haben lediglich 
Transportkunden, jedoch keine Haushaltskunden ei-
nen Anspruch auf Netzzugang. § 2 Nr. 25 NZVO-
RefE definiert den Transportkunden als Großhändler, 
Letztverbraucher mit Ausnahme von Haushaltskun-
den und Gaslieferanten einschließlich der Handelsab-
teilung eines vertikal integrierten Unternehmens. 
Gemäß Art. 23 der Richtlinie 2003/55/EG sind ab 
dem 1. Juli 2007 alle Kunden zugelassene Kunden. 
Nach § 20 Abs. 1 EnWG-RegE hat jedermann An-
spruch auf Zugang zu den Energieversorgungsnetzen. 
Somit wird in der NZVO-RefE Gas die Richtlinie 
und das EnWG im Gasbreich eingeschränkter umge-
setzt als im Strombereich. Das Bundeskartellamt 
empfiehlt, den Anspruch auf Netzzugang sofort auf 
den Haushaltskundenbereich zu erstrecken. 

1.2 Bildung möglichst großer Regelzonen 
Maßgeblich für die Etablierung von funktionsfähi-
gem Wettbewerb ist die Schaffung möglichst großer 
netzübergreifender Regelzonen. Der Monitoringbe-
richt empfiehlt die Etablierung von Regelzonen, die 
ungeachtet unterschiedlicher Eigentumsverhältnisse 
ein möglichst großes Gebiet umfassen sollen, in dem 
die Gastransporte ohne wesentliche Einschränkungen 
vorgenommen werden können. Die Regelzonen soll-
ten demnach nur durch technische Restriktionen be-

                                                           
11  Bericht des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit an den 

Deutschen Bundestag über die energiewirtschaftlichen und wettbe-
werblichen Wirkungen der Verbändevereinbarungen v. 31. August 
2003. 

grenzt werden (bspw. H-/L-Gas, Kapazitätsengpäs-
se). 
Die NZVO-REFE etabliert zwar ein echtes Entry-
/Exit-Modell. Die Forderung des Monitoringberichts, 
durch die Schaffung netzübergreifender Regelzonen 
einer Zersplitterung des deutschen Gasmarktes ent-
gegen zu treten und so wirksamen Wettbewerb zu 
ermöglichen, wird aus Sicht des BKartA aber nicht 
erfüllt. Ursächlich hierfür ist die in § 3 Abs. 1 und § 4 
Abs. 3 NZVO-RefE beschriebene Ausrichtung der 
Regelzonen an eigentumsrechtlichen Gegebenheiten. 
In der Konsequenz schreibt der Verordnungsentwurf 
damit die Zersplitterung des deutschen Gasnetzes in 
über 700 Teilnetze bzw. Regelzonen fest. Diese Zer-
splitterung wird sich vermutlich noch fortsetzen, da 
§ 5 Abs. 5 NZVO-RefE zusätzlich die Bildung von 
Teilnetzen innerhalb einer Regelzone erlaubt (vgl. 
Block 3, Ziff. 4). 
Der Schaffung wirksamen Wettbewerbs steht entge-
gen, dass für jede Regelzone und jedes Teilnetz sepa-
rate Ein- und Ausspeisekapazitäten gebucht werden 
müssen. Das Ziel des Entry-/Exit-Modells, admini-
strative Belastungen der Netznutzer zu verringern, 
wird nur teilweise erreicht. Für jeden Gastransport 
sind mindestens drei, in der Regel aber eine Vielzahl 
von Verträgen abzuschließen und zu verwalten, damit 
der Transport über alle Netzstufen gewährleistet ist. 
Dies verringert den administrativen Aufwand gegen-
über dem Transportpfadmodell nur unwesentlich und 
nimmt dem Modell die gewünschte Flexibilität auf 
der Seite der Netznutzer. Zudem wird ein unnötiges 
unternehmerisches Risiko hervorgerufen, da für einen 
Transport zeitgleich Verträge für mehrere Regelzo-
nen abzuschließen sind. Die Zersplitterung führt auch 
dazu, dass die Entgeltregelung indirekt wieder eine 
distanzabhängige Komponente erhält (vgl. Block 3, 
Ziff. 5). 
Die Regelungen über die Netznutzung mehrerer Net-
ze ( §§ 24 – 26 NZVO-RefE) mit Kooperationspflich-
ten, Vertragsmangagement und Abwicklung sowie 
Netzkopplungsverträgen sind zwar vor dem Hinter-
grund der Zersplitterung der Gasnetze zu begrüßen. 
Allerdings sind diese Vorschriften nicht in der Lage, 
ein echtes Entry-/Exit-Modell mit netzübergreifenden 
Regelzonen zu ersetzen. Beispielsweise ist die Pflicht 
zum Angebot eines Vertragsmanagements in der 
Verordnung nicht eindeutig einem Netzbetreiber zu-
geordnet (lediglich in der Begründung wird dies dem 
Netzbetreiber, der die Einspeisung vornimmt, zuge-
wiesen). Weiterhin besteht keine Pflicht zum Trans-
portmanagement für den Netzbetreiber, wenn alle 
Netze in der Transportkette über eine online-
Buchungsmöglichkeit von Kapazitäten verfügen. Zu-
dem bestehen Zweifel, ob ein Netzbetreiber bei un-
entgeltlicher Bereitstellung dieser Managementfunk-
tion tatsächlich ein Interesse besitzt, sich als Agent 
für den Netznutzer einzusetzen und Verträge über al-
le Netzebenen hinweg in dessen Sinne vorzubereiten. 
Eine auf Verträgen basierende netzübergreifende 
Netznutzung erfordert einen zusätzlichen Überprü-
fungsaufwand hinsichtlich des „Ob“ und der Ausge-
staltung der Verträge und ggf. die Einleitung von 
Bußgeldverfahren (§§ 24, 45 Nr. 4 NZVO-RefE). Sie 
ist nicht in der Lage, ein institutionelles netzübergrei-
fendes Netzzugangsmodell zu ersetzen. 
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Der Verordnungsentwurf sollte sich von dem eigen-
tumsorientierten Kriterium zur Bildung von Regelzo-
nen lösen und die Etablierung möglichst großer ei-
gentumsübergreifender Regelzonen vorsehen, die 
sich ausschließlich an technischen Gegebenheiten 
bzw. Netzrestriktionen orientieren, d.h. an Engpässen 
auf definierten Leistungsabschnitten oder Netzpunk-
ten, unterschiedlichen Gasqualitäten oder sonstigen 
Einschränkungen der Interoperabilität. Die Integrati-
on der Ferngas Nordbayern in das Entry-/Exit-Modell 
der E.ON Ruhrgas hat gezeigt, dass netzübergreifen-
de Regelzonen in Deutschland auch in der Praxis um-
setzbar sind. 
Verschiedene europäische Länder wie Großbritanni-
en, die Niederlande, Italien, Österreich und Frank-
reich haben im Zuge der Marktöffnung in dieser Wei-
se eine landesweite einheitliche oder einige wenige 
Regelzone eingerichtet. 

1.3 Netzzugang und Schaffung freier Kapazitäten 
Für die Gewährung diskriminierungsfreien und trans-
parenten Netzzugangs ist erforderlich, dass die Netz-
betreiber ausreichende Transportkapazitäten ermit-
teln, ausweisen und zur Verfügung stellen. Aus Sicht 
des BKartA sind die in der NZVO-RefE enthaltenen 
Vorschriften hierzu z.T. nicht ausreichend und ver-
besserungsfähig. 

Sofern im Rahmen der Regelungen des § 115 beste-
hende Verträge an die Vorgaben der NZVO-RefE 
angepasst werden, sieht § 11 NZVO-RefE einen 
Vorrang bestehender Kapazitätsrechte vor. Diese Re-
gelung ist aus Gründen der Vertragssicherheit nach-
vollziehbar. Dennoch ist darauf hinzuweisen, dass 
dies ein Hemmnis für den Markteintritt neuer Wett-
bewerber darstellt. Die Kapazitäten der bestehenden 
Netzwerke sind bereits heute weitgehend ausgebucht. 
Dieser Zustand wird durch den Vorrang bestehender 
Kapazitätsrechte auf Jahre hinweg fortgeschrieben, 
sofern nicht Investitionen in das Netz stattfinden oder 
anderweitig freie Kapazitäten geschaffen werden. 

§ 5 NZVO-RefE verpflichtet die Netzbetreiber, auf 
Basis der gegebenen Netzinfrastruktur freie Kapazitä-
ten zu ermitteln und auszuweisen. Zur Etablierung 
wirksamen Wettbewerbs ist es aus Sicht des BKartA 
wichtig, dass die Ermittlung und Ausweisung freier 
Kapazitäten wirksam durchgesetzt wird. Der Verord-
nungsentwurf sollte daher in folgenden Punkten er-
gänzt bzw. geändert werden: 

- Die in § 5 NZVO-RefE enthaltene Verpflichtung 
der Netzbetreiber, freie Kapazitäten zu ermitteln 
und auszuweisen, unterliegt gemäß § 43 NZVO-
RefE i.V.m. § 65 der Ex-post-Kontrolle der Regu-
lierungsbehörde. Da bereits die Ausweisung von 
freien Kapazitäten eine erhebliche Bedeutung für 
Anfragen der Netznutzer nach Zugang zu den Lei-
tungsnetzen besitzt, sollten, um eine korrekte Er-
mittlung und Ausweisung sicherzustellen, in die-
sem Bereich die Ex-ante-Befugnisse der Regulie-
rungsbehörde gestärkt werden. Die Verweisung der 
Regulierungsbehörde auf Ex-post-Befugnisse er-
scheint angesichts des zu vermutenden geringen In-
teresses der vertikal integrierten Verbundunterneh-
men, freie Kapazitäten auszuweisen, als nicht aus-
reichend. Ein erster richtiger Schritt in diese Rich-

tung ist die Möglichkeit der Regulierungsbehörde 
gemäß § 5 Abs. 9 S. 1 NZVO-RefE, in einem Ver-
fahren entspr. § 44 NZVO-RefE weitere Festlegun-
gen  für die Ermittlung und Ausweisung von freien 
Kapazitäten zu treffen. 

- § 5 Abs. 3 und 4 NZVO-RefE verpflichtet Netz-
betreiber, die keine oder nicht in ausreichendem 
Maß freie Kapazitäten anbieten, zur Prüfung be-
stimmter Maßnahmen, die durch vertragliche Lei-
stungen Dritter zu einem (größeren) Angebot freier 
Kapazitäten führen sollen. Auch wenn diese Maß-
nahmen zu einer gewissen Entflexibilisierung des 
Entry-/Exit-Modells führen, erscheinen sie grund-
sätzlich geeignet, (zusätzliche) freie Kapazitäten 
herbeizuführen. 
Unter wettbewerblichen Gesichtspunkten erscheint 
jedoch kritisch, dass gemäß § 5 Abs. 9 S. 4 NVZO-
RefE zugunsten des Netzbetreibers vermutet wird, 
dass vertragliche Leistungen Dritter nach Abs. 4 
nicht erhältlich sind, wenn auf eine durch den 
Netzbetreiber veröffentlichte Anfrage in angemes-
sener Frist keine Angebote eingegangen sind. Der 
Verordnungsentwurf sieht keine Regelungen vor, 
wie diese „veröffentlichte Anfrage“ zu erfolgen hat 
und welchen inhaltlichen Kriterien sie genügen 
muss. Der Begriff der „angemessen Frist“ ist un-
präzise.  
Weiterhin wird die vorgesehene Ex-post-Aufsicht 
der Regulierungsbehörde durch diese Vermutungs-
regelung erheblich geschwächt. Auch in diesem Be-
reich sollte aus Sicht des BKartA die Ex-ante-
Aufsicht der Regulierungsbehörde gestärkt werden. 
Zudem fehlt der Regulierungsbehörde die Möglich-
keit, gemäß § 5 Abs. 9 S. 1 NZVO-RefE weitere 
Festlegungen für die Durchführung der Maßnah-
men zu treffen.  
Zur Vermeidung strategischer Hortung freier Kapa-
zitäten schreibt § 12 NZVO-RefE die Freigabe un-
genutzter Kapazitäten vor. Die Etablierung des 
„use-it-or-loose-it“-Prinzips ist zu begrüßen, da 
strategische Kapazitätshortungen ein Mittel für eine 
Marktverschließung sein können. Der Zwang, un-
genutzte Kapazitäten an den Netzbetreiber zurück-
zugeben oder auf dem Sekundärmarkt anzubieten, 
entzieht dem die Grundlage. Die Vorschrift des § 
12 NVZO-Gas beinhaltet aus Sicht des BKartA 
noch Lücken, die Raum für die missbräuchliche 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung 
lassen. 
- § 12 Abs. 1 NZVO-RefE sieht die Freigabe von 

Kapazitäten im Falle einer Null-Nominierung 
vor. Die Voraussetzung einer Null-Nominie-
rung schränkt den Geltungsbereich unnötig ein, 
da auch bei einer partiellen Nominierung über-
flüssige Kapazitäten auf dem Markt gehandelt 
werden können. Die Freigabe von nicht genutz-
ten Kapazitäten sollte auch dann möglich sein, 
wenn nur eine Teilnominierung vorliegt. 

- § 12 Abs. 2 NZVO i.V.m. § 13 Abs. 4 NZVO-
RefE sieht vor, dass Kapazitäten auf dem Se-
kundärmarkt angeboten werden müssen, sofern 
sie über einen bestimmten Zeitraum nicht ge-
nutzt werden. Der Netzbetreiber besitzt ein 
Vorkaufsrecht. Das Vorkaufsrecht wird mit der 
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Möglichkeit begründet, mehrere kurzfristige 
Kapazitäten zu langfristigen zu bündeln, um 
damit diese als neue Kapazität auf dem Pri-
märmarkt anzubieten.  
Aus Sicht des BKartA sollte der Zweck der 
Bündelung bindend in die Verordnung aufge-
nommen werden, da die Vorschrift sonst ein Po-
tential für Marktschließungseffekte beinhaltet. 
Ohne eine Bindung an die Bündelung bestünde 
die Möglichkeit, Kapazitäten missbräuchlich 
dynamisch zu horten, indem sie zwischen Netz-
betreiber und Netznutzer hin und her transferiert 
werden. Sofern eine Bindung an die Bündelung 
vorgesehen wird, ist auch eine Frist in die Vor-
schrift aufzunehmen, nach der das Halten von 
ungenutzten Kapazitäten zum Zwecke der Bün-
delung zeitlich zu begrenzen ist. 

1.4 Einvernehmensregelung, §§ 58 Abs. 1 S. 1, 25 S. 2, 
§ 37 Abs. 2 NZVO-RefE 
Das BKartA begrüßt die in § 58 Abs. 1 S. 1 und § 37 
Abs. 2 NZVO-RefE enthaltene Regelung bezüglich 
der Herstellung von Einvernehmen bei Entscheidun-
gen der Regulierungsbehörde nach § 25 S. 2. Diese 
Entscheidungen betreffen die Frage, ob einem Gas-
versorgungsunternehmen die Gewährung des Zu-
gangs zu den Gasversorgungsnetzen nicht zumutbar 
ist (§ 20 Abs. 1), weil ihm wegen seiner im Rahmen 
von Gaslieferverträgen eingegangenen unbedingten 
Zahlungsverpflichtungen ernsthafte wirtschaftliche 
und finanzielle Schwierigkeiten entstehen würden. In 
Kartellverfahren wegen Marktabschot-
tung/Behinderung durch langfristige Gaslieferverträ-
ge ist die unbedingte Zahlungsverpflichtung der Gas-
versorgungsunternehmen gegenüber Vorlieferanten 
(„take-or-pay“) ein häufig vorgebrachtes – bei nähe-
rer Betrachtung aber nicht durchgreifendes - Recht-
fertigungsargument. Um ein Auseinanderfallen regu-
latorischer und kartellbehördlicher Entscheidungen 
zu verhindern, ist es sachgerecht und wichtig, dass 
die Entscheidung der Regulierungsbehörde, ob eine 
unbedingte Zahlungsverpflichtung eine Netzzu-
gangsverweigerung rechtfertigt, im Einvernehmen 
mit dem BKartA getroffen werden soll. 

2. Gasspeicher 
Der Monitoringbericht kritisiert die mangelnde 
Transparenz über Nutzung und Auslastung der Netz- 
und Speicherkapazitäten und das intransparente Ver-
gabeverfahren für diese Kapazitäten. Der Zugang zu 
Gasspeichern wird in der VV II Gas dahingehend ge-
regelt, dass nur freie Kapazitäten Dritten angeboten 
werden müssen. Eigene oder für verbundene Unter-
nehmen vorzuhaltende Speicherkapazitäten gelten 
dabei aus Sicht der Netzbetreiber nicht als frei. 
Der Speichermarkt ist ebenso wie der Netzmarkt zer-
splittert, was den Speicherwettbewerb in Deutschland 
behindert. Der Zugang zu den Speicheranlagen muss 
anderen Unternehmen gemäß § 28 Abs. 1 diskrimi-
nierungsfrei gewährt werden. Die inhaltliche Ausge-
staltung kann gemäß § 28 Abs. 4 durch das BMWA 
auf dem Verordnungsweg mit Zustimmung des Bun-
desrates geregelt werden. Der Zugang zu den Spei-
chern wird von den Netznutzern als wesentlich für 
die Etablierung eines funktionsfähigen Wettbewerbs 
angesehen, da Markteinsteiger ohne die Möglichkeit 

zum Speicherzugriff einen Wettbewerbsnachteil ge-
genüber etablierten Unternehmen besitzen. Eine ef-
fektive Regulierung des Speichermarktes ist daher 
notwendig. Der Verordnungsentwurf enthält keine 
Regelungen zur Liberalisierung des Speichermarktes. 
Insbesondere finden sich keine Vorgaben, nach denen 
ein freier Speicherwettbewerb installiert wird. Der 
Verordnungsentwurf sollte um solche Regeln ergänzt 
werden. 

3. Gashandel 
Funktionierender Wettbewerb auf dem Gasmarkt 
hängt im Wesentlichen davon ab, ob freie Netzkapa-
zitäten zur Verfügung stehen, die auf einem Markt 
gehandelt werden (Liquidität des Marktes). Die Ka-
pazitäten der vorhandenen Netze sind durch beste-
hende langfristige Lieferverträge bereits auf Jahre 
hinweg weitgehend festgelegt.  
Freier Handel von Gas kann auf dem Primär- und auf 
dem Sekundärmarkt stattfinden. Der Primärmarkt ist 
für eine freie Bildung von Gaspreisen auf absehbare 
Zeit nicht relevant, weil die Energieversorgungsun-
ternehmen Verträge mit langen Laufzeiten abge-
schlossen haben, die in den nächsten Jahren zu erfül-
len sind. Dem Sekundärmarkt, d.h. dem Handel mit 
überschüssigem Gas, fällt für die Etablierung eines 
echten Gasmarktes mit freier Preisbildung (=Gas-zu-
Gas-Wettbewerb) eine besondere Rolle zu. Der Han-
del von Überschusskapazitäten kann jedoch nur an 
Hubs oder innerhalb einer Regelzone (sog. virtueller 
Hub) funktionieren, da das Gas sonst nicht ohne er-
heblichen administrativen Aufwand zwischen den 
Handelspartnern transportiert werden kann. Diese als 
Börsenfähigkeit bezeichnete Eigenschaft stellt einen 
wesentlichen Vorteil eines Regelzonen übergreifen-
den Entry-/Exit-Modells dar.  
Die Etablierung von Gashandel wird mit dem vorlie-
genden Verordnungsentwurf nicht ausreichend geför-
dert, da die Händler das Gas aufgrund der Zersplitte-
rung des Netzes nicht ohne erheblichen administrati-
ven Aufwand transportieren können. Netzübergrei-
fende Regelzonen und Hubs können als virtuelle 
Marktplätze dienen. Ohne eine Ausrichtung der Re-
gelzonen ausschließlich nach technischen Gegeben-
heiten ist nicht zu erwarten, dass sich ein freier Gas-
markt bilden wird. 
Das stark eingeschränkte Regelzonenmodell schafft 
nicht die Bedingungen, um einen börsenfähigen und 
massenmarkttauglichen Wettbewerbsmarkt zu eta-
blieren. Dies würde die Herstellung großer, liquider 
Regelzonen voraussetzen. 

4. Teilnetzproblematik 

§ 5 Abs. 5 NZVO-RefE sieht die Zulässigkeit der 
Bildung von Teilnetzen vor, sofern die Maßnahmen 
zur Schaffung weiterer Kapazitäten gemäß § 5 Abs. 4 
NZVO-RefE insbesondere wegen dauerhaft technisch 
begründeter Engpässe nicht zu einer Erhöhung der 
Kapazitäten geführt hat. 

Die Bildung von Teilnetzen läuft grundsätzlich den 
Zielen eines Entry-/Exit-Modells (entfernungsunab-
hängiges Netznutzungsentgelt, Erleichterung des ad-
ministrativen Verfahrens) zuwider. Die durch die ei-
gentumsrechtliche Abgrenzung der Regelzonen ver-
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ursachte Zersplitterung wird durch die Möglichkeit 
zur Bildung von Teilnetzen weiterhin verschärft. Be-
denken begegnet insoweit insbesondere die Vermu-
tungsregelung des § 5 Abs. 9 S. 4 NZVO-RefE be-
züglich der Nichterhältlichkeit vertraglicher Leistun-
gen Dritter i.S.d. § 5 Abs. 4 NZVO-RefE. 

Daher sollten auch in diesem Bereich die Ex-ante-
Befugnisse der Regulierungsbehörde substantiell ge-
stärkt werden. Dies gilt, obwohl ein Verstoß gegen § 
5 Abs. 5 NZVO gemäß § 45 Nr. 1 NZVO-RefE i.V.m 
§ 95 Abs. 1 Nr. 5 bußgeldbewährt ist. 

5. Kalkulation der Netzzugangsentgelte 
5.1 Mögliche Auswirkungen der Zersplitterung des 

Gasmarktes für Netzzugangsentgelte 
Aus Sicht des BKartA besteht die Gefahr, dass durch 
die Zersplitterung des Gasmarkts in über 700 Regel-
zonen das Ziel einer distanzunabhängigen Entgeltre-
gulierung, so wie es der Monitoringbericht vor-
schlägt, unterlaufen wird. Der Vorteil des Entry-
/Exit-Modells, nämlich eine distanzunabhängige Ent-
geltberechnung einzuführen, die nur von den gebuch-
ten Ein- und Ausspeisekapazitäten, nicht aber von der 
Distanz zwischen dem Einspeise- und Entnahme-
punkt abhängig ist, wird innerhalb einer Regelzone 
zwar aufrecht erhalten. Da der Netznutzer einen 
Transport aber über verschiedene Regelzonen buchen 
muss und die Anzahl der tangierten Regelzonen mit 
der Länge des Transportweges zunimmt, wird über 
die Zersplitterung des Netzes indirekt wieder eine di-
stanzabhängige Komponente in die Regulierung ein-
gebracht. Dies behindert die Etablierung von wirk-
samen Wettbewerb und folgt nicht den Vorgaben des 
Monitoringberichts. Eigentumsübergreifende Regel-
zonen sind aus Sicht des BKartA für die Entstehung 
wirksamen Wettbewerbs unverzichtbar. 
Vor diesem Hintergrund ist aus Sicht des BKartA ei-
ne Änderung der Vorschrift des § 24 S. 2, die die 
Einführung eines „möglichst“ transaktionsunabhän-
gigen Netzzugangsmodells vorsieht, unabdingbar. 
Das Wort „möglichst“ sollte gestrichen werden, da 
sonst eine Vermischung aus transaktionsabhängigen 
(Punkt-zu-Punkt-Modellen) und transaktionsunab-
hängigen Modellen (Entry-/Exit-Modellen) möglich 
wäre. 

5.2 Netzentgeltverordnung 
Eine Netzentgeltverordnung für den Bereich der Gas-
regulierung liegt zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
vor, so dass eine Stellungnahme insoweit nicht mög-
lich ist.  
Für die Ausgestaltung der Kontrolle der Netzentgelte 
für den Bereich der Gasregulierung gelten jedoch 
grundsätzlich die gleichen Anmerkungen wie für den 
Strombereich (vgl. Block 2, Ziff. 1). Von besonderer 
Wichtigkeit sind hier insbesondere die Punkte Effi-
zienzmaßstab („Kosten der effizienten Leistungsbe-
reitstellung“), Kalkulationsprinzipien (Realkapitaler-
haltung), angemessene Eigenkapitalverzinsung und 
Regulierungsverfahren (Erweiterung des Vergleichs-
verfahrens auf Benchmarkingansätze, Anreizregulie-
rung). Zudem ist auch im Gasbereich aus Sicht des 
BKartA auf eine Stärkung der Ex-ante-Befugnisse zu 
achten. 

5.3 Abweichungen vom Grundsatz der Kostenorien-
tierung bei bestehendem oder potentiellen Lei-
tungswettbewerb, § 24 S. 2 Nr. 5 

§ 24 S. 2 Nr. 5 sieht vor, dass durch Rechtsverord-
nung Regelungen über eine Abweichung von dem 
Grundsatz der Kostenorientierung bei bestehendem 
oder potentiellem Leitungswettbewerb getroffen wer-
den können. Diese Vorschrift sollte nach Auffassung 
des BKartA gestrichen werden. Bei einem wettbe-
werbsbedingten Abweichen von der Kostenorientie-
rung nach unten wird für die Regulierungsbehörde 
kein Anlass zum Einschreiten bestehen. Auch ist 
nicht erkennbar, warum bei bestehendem oder poten-
tiellen Leitungswettbewerb im Rahmen einer Rechts-
verordnung die Möglichkeit eröffnet werden sollte, 
vom Grundsatz der Kostenorientierung nach oben ab-
zuweichen. Leitungswettbewerb bei den Gasnetzen 
ist im Übrigen zur Zeit nicht ersichtlich. 
Sollte § 24 S. 2 Nr. 5 EnWG-RegE nicht gestrichen 
werden, ist festzustellen, dass die Norm unverständ-
lich ist. Es wird nicht klar, was eine „Entgeltbildung 
auf der Grundlage eines marktorientierten Verfah-
rens“ im Gegensatz zur „Preisbildung im Wettbe-
werb“ meint. 
Zum Erfordernis einer Envernehmensregelung zwi-
schen Regulierungsbehörde und BKartA bei der Fest-
stellung bestehenden bzw. potentiellen Leitungswett-
bewerbs vgl. Block 1 Ziff. 1.2. 

6. „Rucksackproblem“ 
Die Einführung des in § 8 Abs. 7 NZVO-RefE vor-
gesehenen Rucksackprinzips ist zu begrüßen, da die 
Weitervergabe von Kapazitäten auf der Versorgungs-
ebene wesentliche Voraussetzung für die Etablierung 
neuer Anbieter ist. Zu kritisieren ist, dass der Verord-
nungsentwurf im Unklaren lässt, ob sich das Ruck-
sackprinzip nur auf die unterste oder auch auf die 
übergeordneten Netzebenen bezieht. Eine Regelung, 
die es dem übernehmenden Versorgungsunternehmen 
freistellt, die für die Versorgung notwendigen Kapa-
zitäten auch auf den übergeordneten Netzebenen zu 
übernehmen, ist wünschenswert. Dies ist insbesonde-
re vor dem Hintergrund des Vorrangs bestehender 
Kapazitätsrechte (vgl. Block 3, Ziff. 1.2) zu sehen, so 
dass Neueinsteiger in den Markt die Möglichkeit be-
kommen, Teile der Lieferbeziehungen für sich zu 
gewinnen. Der Verordnungsentwurf sollte deutlich 
machen, dass sich das Rucksackprinzip auf alle rele-
vanten Netzebenen und auf die gesamte betroffene 
Transportstrecke bezieht.  
Zudem enthält die Ausgestaltung des Rucksack-
Prinzips im Verordnungsentwurf unnötige admini-
strative Hemmnisse für die Wettbewerber etablierter 
Gasversorger. Nach § 8 Abs. 7 NZVO-RefE muss 
der neue Lieferant nachweisen, dass die frei werden-
den Kapazitäten für die Belieferung des Kunden be-
nötigt werden. Eine Entbindung von der Beweislast 
erscheint sinnvoll, so dass frei werdende Kapazitäten 
ohne Nachweis durch den neuen Lieferanten auf ihn 
übergehen können.  

7. Differenzmengen 
Die Möglichkeit zum Bilanzausgleich ist für die Eta-
blierung eines funktionsfähigen Wettbewerbs wesent-
lich. Die Regeln zum Bilanzausgleich in den §§ 31 
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bis 35 NZVO-RefE stellen zwar einen Schritt in die 
richtige Richtung dar, allerdings sind weitergehende 
Regeln im Sinne eines funktionierenden Wettbewerbs 
wünschenswert. 
Zum einen fällt § 31 Abs. 1 NZVO-RefE hinter die 
Regeln zum Bilanzausgleich in Anlage 2 der VV II 
Gas zurück, in der ein Basisbilanzausgleich auf Ta-
gesbasis mit einer Toleranzgrenze von 15 % festge-
schrieben ist. Der Verordnungsentwurf enthält nur 
noch eine Mindesttoleranzgrenze von 10 % auf Stun-
denbasis. Da mit der VV II Gas nur unzureichend 
Wettbewerb induziert wurde, ist ein Rückfall hinter 
die Regelungen der Verbändevereinbarung im Ver-
ordnungsentwurf nicht wettbewerbsfördernd und 
muss unbedingt vermieden werden.  
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass durch die 
Zersplitterung des Gasnetzes in über 700 Regelzonen 

und Teilnetze auch der Bilanzausgleich maßgeblich 
behindert wird. Ein funktionierender Bilanzausgleich 
setzt möglichst große Bilanzzonen voraus, da sonst 
die Liquidität innerhalb der Bilanzzonen nicht ge-
währleistet ist. Die mit dem Verordnungsentwurf 
festgeschriebene Zersplitterung des deutschen Gas-
marktes steht der Etablierung großer und liquider Bi-
lanzzonen entgegen. Auch aus diesem Grunde ist die 
Ausrichtung von Regelzonen ausschließlich an tech-
nischen Gegebenheiten unabdingbar.  

8. Anpassung an europäische Normen 
-------------- 

9. Biogaseinspeisung 
-------------- 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1523 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verbraucherzentrale Bundesverband (VZBV) 

Die Stellungnahme gliedert sich laut Themenkatalog der 
Einladung zur Anhörung vom 03.11.2004. 

Im Themenblock 1 „Allgemeine Themen“ wurde der 
Punkt (15) 

 „Verbraucherinteressen“  

zusätzlich aufgenommen. 

Die Ausführung zu den Verbraucherinteressen befinden 
sich auf den Seiten 11-16.  

Block 1: Allgemeine Themen 

(1) Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 

1.1 Vollzug durch eine Bundesregulierungsbe-
hörde  

Angesichts der Komplexität der von der Regulie-
rungsbehörde zu treffenden Entscheidungen ist ein 
bundeseinheitlicher Vollzug des neuen Regulie-
rungsregimes zu gewährleisten. Bei einem Vollzug 
durch die Landesbehörden könnten unterschiedliche 
Prüfmaßstäbe angewendet werden. Der vzbv teilt 
daher die Auffassung der Bundesregierung und be-
fürwortet die Kompetenzen bei einer Bundesregulie-
rungsbehörde zu bündeln.  

(2) Name der Behörde 

      ______ 
(3) Status der Behörde und Grad der Unabhängigkeit 

3.1 Unabhängigkeit der Bundesregulierungsbe-
hörde (§ 59 Abs. 3 EnWG) 

Die im EnWG-E vorgesehene Regelung betrifft nur 
die Mitglieder der Beschlusskammern. Aufgrund 
von Artikel 23 der Richtlinie 2003/54/EG und von 
Artikel 25 der Richtlinie 2003/55/EG vom 26. Juni 
2003 ist jedoch eine „vollkommene Unabhängig-
keit“ der Regulierungsbehörde erforderlich. Diese 
Formulierung ist umfassender und klarer. Daher be-
trifft das Unabhängigkeitserfordernis nicht nur die 
Beschlusskammern, sondern die Behörde insgesamt. 
Im Übrigen sollte das gleiche auch für die bereits 
übertragenen Regulierungsbereiche Telekommuni-
kation und Post gelten. 
§ 59 Abs. 3 ist daher wie folgt zu fassen: 
"(3) Die Angehörigen der Bundesregulierungsbe-
hörde und die Mitglieder der Beschlusskammern 
müssen von den Interessen der Wirtschaftsbereiche 
Elektrizität, Gas, Telekommunikation und Post voll-
kommen unabhängig sein. Insbesondere dürfen sie 
innerhalb von drei Jahren vor Tätigkeitsaufnahme in 
der Behörde weder ein Unternehmen der Energie-
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wirtschaft innegehabt oder geleitet haben noch Mit-
glied des Vorstands oder Aufsichtrates eines Unter-
nehmens der Energiewirtschaft gewesen sein; des-
weiteren dürfen sie erst drei Jahre nach ihrem Aus-
scheiden aus der Behörde derartige Funktionen 
wahrnehmen.“ 

(4) Ex-ante/ Ex-post-Aufsicht 
4.1 Ex-ante Preisregulierung durch die Regulie-

rungsbehörde zur wirksamen Kontrolle der Ent-
gelte im Bereich der Netzmonopole (§ 23 EnWG 
–neu) 

Die bisherige Festlegung der Netznutzungsentgelte 
auf dem Strommarkt nach der Verbändevereinbarung 
Strom II plus stellt einen gescheiterten Sonderweg 
Deutschlands im Rahmen der Liberalisierung der 
Energiemärkte in der Europäischen Union dar und 
sollte nicht fortgeführt werden.  
Der vzbv unterstützt den Vorschlag des Deutschen 
Bundesrates zur Ex-ante-Regulierung der Netzentgel-
te und der Ausgleichsleistungen in § 23 EnWG - neu. 
Es ist nicht ausreichend, Netznutzungsentgelte nach-
träglich als missbräuchlich zu untersagen, da der 
Wettbewerb bis zum rechtskräftigen Abschluss eines 
Missbrauchsverfahrens verfälscht wird und Verbrau-
cher belastet werden. Die Netznutzungsentgelte sind 
deshalb vorab zu genehmigen. Genehmigte Netzent-
gelte schaffen ein höheres Maß an Rechtssicherheit 
und sind auch aus diesem Grund wettbewerbsför-
dernd. Diese Regulierungsform ist gleichfalls deut-
lich besser geeignet möglichst effektive Kostensen-
kungsanreize zu setzen als eine nur nachträglich wir-
kende Missbrauchsaufsicht. Nur in einem Ex-ante-
Regulierungssystem kann die Beweislast so umge-
kehrt werden, dass die Netzbetreiber gezwungen sind, 
höhere Kosten, als sie bei vergleichbaren Unterneh-
men entstehen, begründen zu müssen. Im übrigen 
wird dieses Regulierungssystem in fast allen EU-
Mitgliedsstaaten erfolgreich angewendet.  
Das von der Bundesregierung im Rahmen der Ge-
genäußerung zu den Forderungen des Bundesrates 
vorgelegte Konzept mit: 
- einer nachträglichen Prüfung aller Entgelterhöhun-

gen, wenn die Entgelte nach dem 01.08.2004 ange-
hoben wurden 

- einer ex-ante-Prüfung aller Entgelterhöhungen mit 
Inkrafttreten des Gesetzes und  

- der Einführung einer Anreizregulierung zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes  

wird grundsätzlich begrüßt, die jeweiligen Prinzipi-
en sind aber im Gesetz zu regeln. Dies gilt für die 
Kalkulationsmethodik, das Vergleichsmarktkonzept 
und die Anreizregulierung.  
Die Vorabgenehmigung von Entgelten für den Netz-
zugang und für Ausgleichsleistungen ist in  
§ 23a EnWG - neu - wie folgt zu formulieren:  
(1) Entgelte für den Netzzugang nach § 21 und von 
den Netznutzern geforderte Entgelte für die Erbrin-
gung von Ausgleichsleistungen nach § 23 bedürfen 
der Genehmigung der Regulierungsbehörde. Die 
Genehmigung ist zu erteilen, soweit die Entgelte den 
Bestimmungen dieses Gesetzes und den auf Grund 

dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen entspre-
chen. Die genehmigten Entgelte sind Höchstpreise, 
die nicht überschritten werden dürfen. 
(2) Die Genehmigung ist mindestens drei Monate 
vor dem Zeitpunkt zu beantragen, an dem die Ent-
gelte wirksam werden sollen. Zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben kann die Regulierungsbehörde dem Netz-
betreiber aufgeben, ihr die Kalkulation der Entgelte 
anhand einer Darstellung der Kosten des Netzbetrie-
bes in von ihr bestimmter Form darzustellen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit kann 
das Verfahren durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates näher ausgestalten. 
(3) Die Genehmigung ist zu befristen und mit einem 
Vorbehalt des Widerrufs zu versehen; sie kann unter 
Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden 
werden. Ist vor Ablauf der Frist oder vor Wirksam-
keit des Widerrufs eine neue Genehmigung bean-
tragt, so können bis zur Entscheidung über den An-
trag die zuletzt genehmigten Tarife beibehalten wer-
den. Ist eine neue Entscheidung nicht rechtzeitig be-
antragt, so kann die Regulierungsbehörde eine vor-
läufige Regelung treffen.  

4.2 Die ex-ante Endpreisgenehmigung für allge-
meine Tarife (§ 118 Abs. 3a EnWG – neu-) 

Wie auch vom Deutschen Bundesrat gefordert soll 
zumindest für eine erste Übergangszeit die präventi-
ve Kontrolle der Stromtarife aufrecht erhalten wer-
den. Solange ein funktionierender Wettbewerb auf 
den Energiemärkten in Deutschland nicht festzustel-
len ist, kann auf die ex- ante Genehmigung der be-
stehenden Allgemeinen Tarife für den Strommarkt 
nicht verzichtet werden.  

§ 118 Abs. 3a EnWG ist daher wie folgt zu fassen:  
Abweichend von § 40 bedürfen die Allgemeinen Ta-
rife für die Belieferung mit Elektrizität nach § 36 
Abs. 1, § 38 Abs. 1 und § 39 Abs. 1 bis zum 31. De-
zember 2007 der Genehmigung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde. Die Allgemeinen Tarife sind zu 
genehmigen, wenn sie missbrauchsfrei im Sinne des 
§ 40 Abs. 2 sind. Die Genehmigung ist unter Beifü-
gung einer § 40 Abs. 3 entsprechenden Darstellung 
der Kosten- und Erlöslage mindestens drei Monate 
vor dem Zeitpunkt zu beantragen, zu dem sie wirk-
sam werden soll; in Ausnahmefällen kann die Behör-
de eine kürzere Frist zulassen. Der Grundversorger ist 
verpflichtet, der Behörde auf Verlangen weitere Un-
terlagen, die für die Beurteilung des Antrages von 
Bedeutung sein können, zur Verfügung zu stellen. § 
55 Abs. 2 findet Anwendung. Die Genehmigung ist 
zu befristen und mit einem Vorbehalt des Widerrufs 
zu versehen; sie kann unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen verbunden werde. Ist vor Ablauf der 
Frist oder vor Wirksamkeit des Widerrufs eine neue 
Genehmigung beantragt, so können bis zur Entschei-
dung über den Antrag die zuletzt genehmigten All-
gemeinen Tarife beibehalten werden. Ist eine neue 
Genehmigung nicht rechtzeitig beantragt, so trifft die 
Behörde eine vorläufige Regelung. Nach § 12 der 
Bundestarifordnung Elektrizität vom 18. Dezember 
1989 genehmigte Pflichttarife gelten im Sinn dieses 
Absatzes als genehmigte Tarife. 
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(5) Vergleichsmarktverfahren 
5.1 Das Prinzip des Vergleichsmarktverfahrens ist 

statt am Durchschnitt einer Strukturklasse je-
weils auf die 25% der Besten zu beziehen (§ 21 
EnWG) 

Die Einführung eines Vergleichsmarktverfahrens ist 
zu begrüßen, um Aufschluss über die Kosteneffizienz 
der Netzbetreiber zu erlangen.  

Mit der derzeitigen Ausrichtung des Benchmarkings 
auf den Durchschnitt einer jeden Strukturklasse ha-
ben die Netzbetreiber keinen Anreiz, ihre Kosten zu 
senken. Netzbetreiber sollten sich daher nicht am all-
gemeinen Durchschnitt vergleichbarer Unternehmen, 
sondern an den 25% der Besten orientieren. 
§ 21 EnWG Abs. 4 ist daher wie folgt zu fassen: 
(4) Die Ergebnisse des  Vergleichsverfahrens sind bei 
der kostenorientierten Entgeltbildung nach Absatz 2 
zu berücksichtigen. Ergibt ein Vergleich, dass die 
Entgelte, Erlöse oder Kosten einzelner Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen für das Netz insgesamt 
oder für einzelne Netz- oder Umspannebenen die 
durchschnittlichen Entgelte, Erlöse oder Kosten ver-
gleichbarer des Quartils der jeweils effizientesten 
Betreiber von Energieversorgungsnetzen überschrei-
ten, wird vermutet, dass sie einer energiewirtschaft-
lich rationellen Betriebsführung effizienten Lei-
stungsbereitstellung nicht entsprechen. 

(6) Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
6.1 Die Regulierungsbehörde wird beauftragt bis 

spätestens Mitte 2007 geeignete   Verfahren zur 
Anreizregulierung einzuführen (§ 24 EnWG) 

In § 24 EnWG sind die Kann-Vorschriften durch ver-
pflichtende Regelungen zu ersetzen.    

(7) Garantie von Versorgungsqualität 
7.1 Die Regulierungsbehörde muss die Kompetenz 

erhalten,  Qualitätsstandards für die Versor-
gungssicherheit aufzustellen und für ausrei-
chende Investitionen in die Netze zu sorgen   

Die Versorgungssicherheit mit Energie hat für die 
Verbraucher ein besonderes Gewicht. Überhöhte 
Netznutzungsentgelte werden vielfach mit dem im in-
ternationalen Vergleich hohen Stand an Versorgungs-
sicherheit begründet. Dem steht jedoch gegenüber, 
dass nur ein Teil der hohen Einnahmen der Netzmo-
nopolisten tatsächlich in die Netze investiert wird. Es 
ist deshalb erforderlich, Qualitätsstandards für die 
Versorgungssicherheit gesetzlich zu definieren, um 
danach die notwendigen Investitionen sicherzustel-
len. Eine solche Kompetenz ist der Regulierungsbe-
hörde einzuräumen.  

(8) Haftungsregeln  
8.1 Haftungsregeln für Energienetzbetreiber (§ 11 

Abs. 2 EnWG)    
Bei den Haftungsregeln für die Energienetzbetreiber  
in §11 (2) EnWG müssen die allgemeinen AGB-
Standards gelten. Die Möglichkeit eines vollständi-
gen Haftungsausschlusses, um unzumutbare wirt-
schaftliche Risiken des Netzbetriebs zu vermeiden, 
ist zu streichen.     

(9) Transparenz  
9.1 Zur Herstellung von Markttransparenz ist der 

Verbraucherschutz als eigenständiger Aspekt in 
das Monitoring der Regulierungsbehörde auf-
zunehmen (§ 35 EnWG)    

Um aus Verbrauchersicht die Markttransparenz zu 
erhöhen, ist es erforderlich, dass der Verbraucher-
schutz in die Berichtspflichten der Regulierungsbe-
hörde als zusätzlicher Punkt aufgenommen wird. In-
formationen über das Funktionieren der Energie-
märkte aus Sicht der Haushaltskunden sollen von der 
Regulierungsbehörde gesammelt und ausgewertet 
werden. Fehlentwicklungen sollen u.a. durch die 
Auswertung eingegangener Verbraucherbeschwerden 
analysiert und Vorschläge entwickelt werden, wie 
dem entgegenzutreten ist. Der vzbv fordert daher 
§ 35 EnWG um Punkt 11. wie folgt zu ergänzen: 
(1) … 11. die Entwicklung der Märkte für Elektrizität 

und Gas aus Sicht der  
Haushaltskunden zu sammeln und auszuwerten und 
im Fall von Fehlentwicklungen Vorschläge für Ge-
genmaßnahmen zu erarbeiten. 
9.2  Veröffentlichung des Berichts über Versor-

gungsstörungen durch die Regulierungsbehörde 
(§ 52 EnWG)     

Die jährlichen Berichte über die Versorgungszu-
verlässigkeit der Betreiber von Energieversorgungs-
netzen sind von der Regulierungsbehörde zu veröf-
fentlichen. 
Zunächst ist nicht nachzuvollziehen, wieso die Be-
richtspflicht bisher ausschließlich für Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen vorgesehen ist. Die Berichts-
pflicht dient der Feststellung der bestehenden Ver-
sorgungszuverlässigkeit und muss sich damit auch 
auf den Gasmarkt erstrecken.  
Die Versorgungszuverlässigkeit ist ein entscheiden-
des Kriterium für die Güte der Energieversorgung der 
Verbraucher. Deshalb besteht ein hohes allgemeines 
Interesse, die Ergebnisse der Berichte nach § 52 
EnWG öffentlich zu machen. Im Gesetz muss vorge-
sehen werden, dass die Regulierungsbehörde die aus 
den Berichten der Betreiber von Energieversorgungs-
netzen gewonnenen Erkenntnisse veröffentlicht wer-
den. § 63 Abs. 3 und Abs. 4 EnWG sieht diese Be-
richterstattungspflicht bisher nicht vor. Auch die Be-
richterstattungspflicht des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit nach § 63 Abs. 1 EnWG regelt 
nicht die Veröffentlichung der jährlichen Berichte der 
Betreiber von Energieversorgungsnetzen. Die Pflicht 
zur Veröffentlichung der Berichte nach § 52 EnWG 
könnte alternativ als Abs. 3a in den § 63 EnWG inte-
griert werden.  
§ 52 Satz 6 EnWG ist daher wie folgt zu fassen:  
Betreiber von ElektrizitätsEnergieversorgungsnetzen 
haben der Regulierungsbehörde bis zum 30. Juni ei-
nes Jahres über alle in ihrem Netz im letzten Kalen-
derjahr aufgetretenen Versorgungsunterbrechungen 
einen Bericht vorzulegen. Dieser Bericht hat minde-
stens folgende Angaben für jede Versorgungsunter-
brechung zu enthalten: 
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1. den Zeitpunkt und die Dauer der Versorgungsun-
terbrechung, 
2. das Ausmaß der Versorgungsunterbrechung und  
3. die Ursache der Versorgungsunterbrechung. 
In dem Bericht hat der Netzbetreiber die aufgrund des 
Störungsgeschehens ergriffenen Maßnahmen zur 
Vermeidung künftiger Versorgungsstörungen darzu-
legen. Darüber hinaus ist in dem Bericht die durch-
schnittliche Versorgungsunterbrechung in Minuten je 
angeschlossenem Letztverbraucher für das letzte Ka-
lenderjahr anzugeben. Die Regulierungsbehörde kann 
Vorgaben zur formellen Gestaltung des Berichts ma-
chen sowie Ergänzungen und Erläuterungen des Be-
richts verlangen, soweit dies zur Prüfung der Versor-
gungszuverlässigkeit des Netzbetreibers erforderlich 
ist. Die Regulierungsbehörde veröffentlicht die Be-
richte der Betreiber von Energieversorgungsnetzen 
zum 31. Juli eines Jahres. Sofortige Meldepflichten 
für Störungen mit überregionalen Auswirkungen 
richten sich nach § 13 Abs. 6. 

(10) Energieeffizienz 
10.1 Energieeffizienz im Gesetz stärker berücksich-
tigen (§ 14 Abs. 7 EnWG)    
Einer Verbesserung der Energieeffizienz ist aus Ver-
brauchersicht ein hoher Stellenwert beizumessen. In 
diesem Bereich ergeben sich erhebliche Potentiale 
Kosten auch auf der Verbraucherseite zu senken und 
die Umwelt zu entlasten.  
Die Umsetzung von Art. 14 Abs. 7 der Richtlinie 
2003/54/EG vom 26. Juni 2003 erfordert es, den 
§ 14 Abs. 2 wie folgt zu fassen:  
(2) Bei der Planung des Verteilernetzausbaus berück-
sichtigen die Betreiber von Elektrizitätsverteilernet-
zen Energieeffizienz- und Nachfragesteuerungsmaß-
nahmen oder dezentrale Erzeugungsanlagen, durch 
die sich die Notwendigkeit einer Nachrüstung oder 
eines Kapazitätsersatzes erübrigen könnte. 

(11) Mess- und Zählwesens 
11.1 Mess- und Zählwesen liberalisieren (§ 21a 
EnWG)  
In Deutschland gehört das Mess- und Zählwesen bis-
lang zum Netzbetrieb. Aus Verbrauchersicht ergeben 
sich in diesem Bereich beträchtliche Potentiale für 
Kosteneinsparungen. Der vzbv tritt daher dafür ein, 
im Gesetz die Voraussetzungen für eine Liberalisie-
rung des Mess- und Zählwesens zu schaffen. Dadurch 
wird Netznutzern und Dritten die Möglichkeit einge-
räumt, Mess- und Zählleistungen selbst zu erbringen 
und somit in Wettbewerb zu den Netzbetreibern zu 
treten.  Das EnWG ist um 
§ 21a  wie folgt zu ergänzen: 
 „Die Messung und Zählung ist Aufgabe des Betrei-
bers des Energieversorgungsnetzes. Dieser ist jedoch 
verpflichtet darauf hinzuweisen, dass die Dienstlei-
stung auch von einem Dritten durchgeführt werden 
kann, solange dieser eine einwandfreie Messung der 
Elektrizität sowie die Datenübertragung gewährlei-
sten kann. Auf Verlangen des Netznutzers kann die-
ser Messung und Zählung selbst oder durch Dritte er-
ledigen“. 

(12) Unbundling 
12.1 Operationelle Entflechtung (§ 8 EnWG) 
Wie auch von der Deutschen BP Aktiengesellschaft 
gefordert, sollte die Regelung zur operationellen 
Entflechtung keine Weisungsmöglichkeiten des 
Energieversorgungsunternehmens gegenüber dem 
Netzbetrieb eröffnen (§ 8 Abs. 4 EnWG). Durch die 
Festlegung allgemeiner Verschuldensobergrenzen 
und die Genehmigung jährlicher Finanzpläne werden 
die Interessen des Gesamtunternehmens ausreichend 
gewahrt.  
Bei dem Begriff der „berechtigten Interessen“ in § 8 
Abs. 4 EnWG handelt es sich um einen unbestimm-
ten Rechtsbegriff. Der vzbv fordert daher diesen Be-
griff zu konkretisieren und im Gesetz klar zu definie-
ren.  
§ 8 Abs. 4 EnWG ist wie folgt zu fassen:  
(4) Vertikal integrierte Energieversorgungsunterneh-
men haben zu gewährleisten, dass die Netzbetreiber 
tatsächliche Entscheidungsbefugnisse in Bezug auf 
die für den Betrieb, die Wartung und den Ausbau des 
Netzes erforderlichen Vermögenswerte des vertikal 
integrierten Energieversorgungsunternehmens besit-
zen und diese im Rahmen der Bestimmungen dieses 
Gesetzes unabhängig von der Leitung und den ande-
ren betrieblichen Einrichtungen des vertikal integrier-
ten Energieversorgungsunternehmens ausüben kön-
nen. Zur Wahrung der wirtschaftlichen Befugnisse 
der Leitung des vertikal integrierten Energieversor-
gungsunternehmens und seiner Aufsichtsrechte über 
die Geschäftsführung des Netzbetreibers im Hinblick 
auf dessen Rentabilität ist die Nutzung gesellschafts-
rechtlicher Instrumente der Einflussnahme und Kon-
trolle, unter anderem der Weisung, der Festlegung 
allgemeiner Verschuldensobergrenzen und der Ge-
nehmigung jährlicher Finanzpläne oder gleichwerti-
ger Instrumente, insoweit zulässig, als dies zur 
Wahrnehmung der berechtigten Interessen des verti-
kal integrierten Energieversorgungsunternehmens er-
forderlich ist. Dabei ist die Einhaltung der §§ 11 bis 
16 sicherzustellen. Weisungen zum laufenden Netz-
betrieb sind nicht erlaubt; ebenfalls unzulässig sind 
Weisungen im Hinblick auf einzelne Entscheidungen 
zu baulichen Maßnahmen an Energieanlagen, solange 
sich diese Entscheidungen im Rahmen eines vom 
vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen 
genehmigten Finanzplanes oder gleichwertigen In-
strumentes halten.  

(13) Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
13.1 Vorteilsabschöpfung durch die Regulierungs-
behörde (§ 33 EnWG) 
Die Vorteilsabschöpfung darf nicht zu Gunsten 
rechtswidrig handelnder Unternehmen eingeschränkt 
werden. 
In Übereinstimmung mit der Ansicht des Deutschen 
Bundesrates fordert der vzbv die Wörter „...oder 
durch die Verhängung einer Geldbuße...“ in § 33 
Abs. 2 EnWG zu streichen. Die Vorteilsabschöpfung 
verfolgt als zivilrechtliches Instrumentarium den 
Zweck, einem rechtswidrig handelnden Unternehmen 
nicht die im Wettbewerb zu Unrecht gezogenen wirt-
schaftlichen Vorteile zu belassen. Diese Ausgleichs-
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funktion ist von der generalpräventiven Sanktion ei-
nes Bußgeldes unabhängig.  
In Übereinstimmung mit dem Deutsche Bundesrat 
fordert der vzbv, den Verzicht auf die 
Vorteilsabschöpfung im Fall einer angeblich 
unbilligen Härte oder eines nur geringen Gewinns zu 
streichen. Der Verzicht auf die Vorteilsabschöpfung 
ist nicht sachgerecht. Die Herausgabe von 
rechtswidrig erlangtem Vermögen kann nicht von den 
subjektiven Auswirkungen auf den rechtswidrig Han-
delnden oder von dem Umfang des Gewinns 
abhängig gemacht werden. Zu berücksichtigen ist 
dabei insbesondere, dass jeder Unrechtsgewinn 
geeignet ist, den Wettbewerb zu verfälschen. 

§ 33 EnWG ist daher wie folgt zu fassen: 
(2) Absatz 1 gilt nicht, sofern der wirtschaftliche 
Vorteil durch Schadensersatzleistungen oder durch 
die Verhängung der Geldbuße  oder die Anordnung 
des Verfalls abgeschöpft ist. Soweit das Unterneh-
men Leistungen nach Satz 1 erst nach der Vorteilsab-
schöpfung erbringt, ist der abgeführte Geldbetrag in 
Höhe der nachgewiesenen Zahlung an das Unterneh-
men zurückzuerstatten. 
(3) Wäre die Durchführung der Vorteilsabschöpfung 
eine unbillige Härte, soll die Anordnung auf einen 
angemessenen Geldbetrag beschränkt werden oder 
ganz unterbleiben. Sie soll auch unterbleiben, wenn 
der wirtschaftliche Vorteil gering ist. 

13.2 Vorteilsabschöpfung durch Verbände  
Die Vorteilsabschöpfung zu Gunsten des Bundes-
haushaltes durch Verbände ist auch bei fahrlässigen 
Verstößen zu ermöglichen (§ 34 EnWG). 
In § 34 Abs. 1 EnWG ist das Wort „...vorsätzlich...“ 
zu streichen. Eine Vorteilsabschöpfung durch Ver-
bände zu Gunsten des Bundeshaushaltes ergänzt die 
Vorteilsabschöpfung durch die Regulierungsbehörde 
und kann damit die Umsetzung des Rechtsinstru-
ments in der Praxis erhöhen. Die Vorteilsabschöp-
fung durch Verbände ist aber nur effektiv zu betrei-
ben, wenn die Verbände von dem schwierigen Nach-
weis subjektiver Elemente auf Seiten des rechtswid-
rig handelnden Unternehmens entbunden sind. Für 
die Vorteilsabschöpfung kommt es nach § 33 Abs. 1 
EnWG nicht auf die Art des Verschuldens an. Dann 
ist es im Interesse einer wirkungsvollen Vorteilsab-
schöpfung sachgerecht, den Verbänden die Möglich-
keit der Gewinnabschöpfung zu Gunsten des Bun-
deshaushaltes auch in Fällen der fahrlässigen Bege-
hung eines Verstoßes zu eröffnen. 
In Angleichung an § 33 Abs. 2 EnWG ist die Ein-
schränkung der Vorteilsabschöpfung bei Verhängung 
einer Geldbuße zu streichen. 

§ 34 Abs. 1 EnWG ist wie folgt zu fassen:  
(1) Wer einen Verstoß im Sinne des § 33 Abs. 1 vor-
sätzlich begeht und hierdurch zu Lasten einer Viel-
zahl von Abnehmern einen wirtschaftlichen Vorteil 
erlangt, kann von den gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
zur Geltentmachung eines Unterlassungsanspruchs 
berechtigten auf Herausgabe dieses wirtschaftlichen 
Vorteils an den Bundeshaushalt in Anspruch genom-

men werden, soweit nicht die Regulierungsbehörde 
die Abschöpfung des wirtschaftlichen Vorteils durch 
Verhängung einer Geldbuße  durch Verfall oder nach 
§ 33 Abs. 1 anordnet. 

(14) Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verord-
nungen 

14.1 Zentrale Regelungsinhalte sind bereits im Ge-
setz festzuschreiben  
Folgende Punkte müssen im Gesetz geregelt werden:  
- Die Prinzipien für einen wettbewerbsfördernden 

Zugang der Netznutzer zu den Energieversorgungs-
netzen 

- Die Prinzipien zur Einführung eines Entry-Exit-
Modells 

- Die Prinzipien für ein Vergleichsmarktverfahren 
sowie 

- Die Prinzipien für die Ausgestaltung einer Anreiz-
regulierung 

Nähere Ausführungen erfolgen unter den jeweiligen 
Fachpunkten.  
Das Ziel des Verbraucherschutzes ist in § 1 Absatz 
(1) und (2) EnWG gesetzlich zu verankern. Der vzbv 
begrüßt, dass in § 1 Abs. 1 EnWG das Ziel des Ver-
braucherschutzes aufgenommen wurde. Dadurch 
wird dem Verbraucherschutz ein eigener Stellenwert 
neben den Zielen der Sicherheit, Preisgünstigkeit und 
Umweltverträglichkeit der Energieversorgung einge-
räumt.  
Um dem Verbraucherschutz Nachdruck zu verleihen, 
befürwortet der vzbv, den Bundesratsvorschlag  zu 
übernehmen und die Wörter „zu angemessenen Prei-
sen im Interesse der Verbraucher“ in § 1 Abs. 2 
EnWG einzufügen. 
Die Grundzüge der AVBeltV mit den zentralen Punk-
ten Haftungsausschluss und Stromsperre müssen vor 
der Zustimmung des Bundestages zum EnWG vorlie-
gen und mitverhandelt werden.  
14.2 Verfahren des Anbieterwechsels (§ 24 EnWG) 
Die Verfahren und Rechte bei einem Anbieter-
wechsel der Haushaltskunden müssen in einer eige-
nen Rechtsverordnung geregelt werden. 
Im Interesse eines funktionierenden Wettbewerbs be-
darf es einer Verordnung, die Problemstellungen, die 
mit einem Anbieterwechsel verbunden sind, verbind-
lich regelt und einen unkomplizierten und schnellen 
Anbieterwechsel für die privaten Haushaltskunden 
sicherstellt. Ein wesentlicher Punkt ist hierbei die 
Frage, in welcher Zeit ein Anbieterwechsel umgesetzt 
sein muss. In der Praxis warten die Haushaltskunden 
gegenwärtig über vier Monate, ohne dass der Strom-
anbieterwechsel erfolgt wäre. In dieser Zeit ist für 
den Haushaltskunden nicht erkennbar, von welchem 
Anbieter er beliefert wird. 
Die Verfahren und Rechte bei einem Anbieterwech-
sel müssen in einer eigenen Rechtsverordnung gere-
gelt werden. Der vzbv fordert daher 
§ 24 Satz 2 EnWG wie folgt zu ergänzen:  
...Insbesondere sind durch Rechtsverordnungen nach 
Satz 1 
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2.a die Rechte der Haushaltskunden bei der Abwick-
lung eines Anbieterwechsels festgelegt werden, ... 

(15) Interessenvertretung von Verbrauchern (§§ 64a, 
41a, 66, 74a, 92) 
Es bedarf einer Stärkung der Interessenvertretung 
von Verbrauchern (§§ 64a und 41a EnWG). Hier-
zu gehört auch ein umfassendes Antragsrecht der 
Verbraucherverbände auf Einleitung eines Verfah-
rens bei der Regulierungsbehörde (§ 66 EnWG), ein 
Schlichtungsverfahren (§ 74 a) sowie eine Finanzie-
rungsregelung für den unabhängigen Beirat (§ 92 
EnWG). 

15.1 Beschlusskammer für Haushaltskunden 
und sonstige Kleinkunden     (§ 59 EnWG) 

Die Regelungen zur Organisation der Regulie-
rungsbehörde tragen der besonderen Betroffenheit 
der Verbraucher von der Entwicklung der Liberali-
sierung bisher keine Rechnung. Um die zu klären-
den Fragen zu bündeln und die Ressourcen der Re-
gulierungsbehörde effektiv einzusetzen, ist die Zu-
ständigkeit für Streitigkeiten mit besonderer Berüh-
rung der Verbraucherinteressen einer speziellen Be-
schlusskammer zu übertragen. Diese organisatori-
sche Entscheidung muss bereits im Gesetz getroffen 
werden.  

§ 59 Abs. 1 Satz 2 EnWG ist daher wie folgt zu fas-
sen: 

(1) Die Entscheidungen der Regulierungsbehörde 
nach dem Gesetz werden von den Beschluss-
kammern getroffen, die nach Bestimmung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit 
gebildet werden. Für Entscheidungen, die 
Rechte von Haushaltskunden zum Gegenstand 
haben, sind eine oder mehrere besondere Be-
schlusskammern bei der Regulierungsbehörde 
einzurichten.  

15.2 Die Klagerechte für Verbraucherverbände 
müssen auf alle Verstöße gegen das EnWG, 
insbesondere auf die Vorschriften zum Schutz 
der Letztverbraucher ausgeweitet werden (§ 
42a EnWG)  

Die Vorschriften über Unterlassungs- und Schadens-
ersatzansprüche sowie Vorteilsabschöpfung sind im 
gegenwärtigen Gesetzesentwurf zu eng gefasst. Sie 
greifen nur bei Verstößen gegen die Vorschriften der 
Abschnitte 2 und 3 des EnWG, nicht dagegen bei 
Verstößen gegen die für Haushaltskunden besonders 
relevanten Vorschriften des Teil 4 (Energielieferung 
an Letztverbraucher). Das betrifft etwa Verstöße ge-
gen die Grundversorgungspflicht (§ 36), gegen Rege-
lungen zur Preis- und Vertragsgestaltung (§§ 39, 41) 
oder gegen Regelungen zur Stromkennzeichnung und 
zur Transparenz der Stromrechnungen (§ 42). In die-
sen Fällen müssen die Regelungen aus Teil 3 des Ge-
setzes zu Unterlassungs- und Schadensersatzansprü-
chen sowie zur Vorteilsabschöpfung entsprechend 
angewendet werden. Insbesondere sind hier im Inter-
esse einer effektiven Rechtsdurchsetzung Klagebefu-
gnisse der Verbraucherorganisationen geboten. Eine 
Ausweitung der Klagebefugnisse auf alle Verstöße 
gegen das Gesetz entspricht im Übrigen auch der 

Rechtslage beim neuen Telekommunikationsgesetz. 
Das EnWG ist daher um  
§ 42 a EnWG –neu- zu ergänzen:   
Die Vorschriften der §§ 32, 33, 34 gelten entspre-
chend für Verstöße gegen die Vorschriften von Teil 
4, gegen eine Rechtsverordnungen auf Grund der 
Vorschriften von Teil 4 oder gegen eine auf Grundla-
ge dieser Vorschriften erlassene Entscheidung der 
Regulierungsbehörde.  
15.3 Errichtung von Beschwerdestellen bei den 

Unternehmen  
Beschwerdebearbeitung ist originäre Aufgabe der 
Unternehmen. Wie allgemein üblich müssen zunächst 
die Parteien untereinander eine einvernehmliche Lö-
sung anstreben. Es muss deshalb gewährleistet wer-
den, dass die Unternehmen erster Ansprechpartner 
der Kunden bleiben und keine Verlagerung auf die 
zuständige Verbraucherorganisation und auf die 
Schlichtungsverfahren (siehe § 74 a-neu) stattfindet. 
Das Monitoring dient dazu, die Problemkreise, die 
am Markt gehäuft auftreten, zu identifizieren und die 
Regulierungsbehörde, die zuständige Verbraucheror-
ganisation und den Gesetzgeber in die Lage zu ver-
setzen, hierauf reagieren zu können. 
§ 41a EnWG –neu- ist daher wie folgt zu fassen: 
Energieversorgungsunternehmen sind zur Errichtung 
von Beschwerdestellen für Beschwerden von Haus-
haltskunden und sonstigen Kleinkunden verpflichtet. 
Die Energieversorgungsunternehmen müssen einen 
vollständigen Bericht über die Art und den Umfang 
der Verbraucherbeschwerden sowie ihr Beschwerde-
management zum 01. Mai jedes Jahres veröffentli-
chen und unverzüglich der Regulierungsbehörde vor-
legen. 
15.4 Beirat für Haushaltskunden 
Damit die Interessen der Verbraucher im Energie-
markt hinreichend zur Geltung kommen, bedarf es 
eines besonderen Beirats zur Interessenvertretung der 
Verbraucher. Die Funktion der Interessenvertretung 
von Haushaltskunden sollte von der Regulierungsbe-
hörde nicht selbst wahrgenommen werden, sondern 
sie sollte in Form eines unabhängigen Beirates orga-
nisiert sein.  
Der Beirat der Verbraucher hat drei Funktionen:  
1. Beratung und Information der Verbraucher: Der 
Energiemarkt ist derzeit von hohen Informationsa-
symmetrien zwischen Haushaltskunden und Energie-
versorgungsunternehmen gekennzeichnet. Daher ist 
es erforderlich, dass der Beirat für Haushaltskunden 
den Verbrauchern die erforderlichen Informationen 
zur Verfügung stellt, die sie benötigen, um ihre Rech-
te und Wahlmöglichkeiten auf dem Energiemarkt 
auch wahrnehmen zu können.  
2. Beobachtung der Märkte für Elektrizität und Erd-
gas für Haushaltskunden: Der Beirat der Haushalts-
kunden ermittelt die Einschätzung der Verbraucher 
vom Funktionieren der Märkte für Elektrizität und 
Gas, u. a. durch Auswertung von Informationen aus 
Ihrer Beratungstätigkeit und durch Ihre Mitwirkung 
an Schlichtungsverfahren nach § 74 a EnWG. Bei-
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spiele für die Marktbeobachtung aus Sicht der Haus-
haltskunden sind etwa 
- die Versorgungssicherheit im Niederspannungsbe-

reich, 
- die Entwicklung der Preise für Haushaltskunden für 

Strom und Erdgas einschließlich der verwendeten 
Tarifmodelle, der Preisdifferenzierung zwischen 
Geschäfts- und Privatkunden und der regionalen 
Preisunterschiede,  

- die Modalitäten des Anbieterwechsels,  
- die von den Energieversorgungsunternehmen an-

gewendeten Methoden zur Gewinnung von Neu-
kunden und zur Steigerung des Absatzes,  

- die Stromkennzeichnung und die Transparenz der 
Stromrechnungen, unter anderem mit Blick auf die 
gesonderte Ausweisung des Entgelts für den Netz-
zugang, und  

- die Möglichkeiten für Haushaltskunden, selbst er-
zeugten Strom aus erneuerbaren Energien ins Netz 
einzuspeisen. 

3. Stellungnahmen und Initiativvorschläge zur Ab-
wendung von Fehlentwicklungen: 
Der Beirat analysiert auf Grundlage ihrer Marktbeob-
achtung Fehlentwicklungen und ihre Ursachen. Er 
entwickelt Vorschläge und gibt Stellungnahmen ab, 
vor allem gegenüber der Regulierungsbehörde und 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, 
wie diesen Fehlentwicklungen durch eine verbesserte 
Gesetzesanwendung, eine Fortentwicklung des Regu-
lierungsrahmens oder durch andere Maßnahmen ent-
gegen getreten werden kann. Ferner unterstützt er die 
verbraucherfreundliche Entwicklung der Märkte 
durch eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit. 
§ 64a EnWG –neu- bezüglich eines Beirats für 
Haushaltskunden ist wie folgt zu fassen: 
(1) Die Regulierungsbehörde richtet eine Interessen-
vertretung für Haushaltskunden in den Märkten für 
Elektrizität und Gas ein. Diese hat die Aufgabe, 
1... Haushaltskunden über ihre Rechte und Wahlmög-

lichkeiten in den Märkten zu beraten und zu infor-
mieren, 

2... die Entwicklung der Märkte im Hinblick auf die 
Interessen der Haushaltskunden zu beobachten und 

3... durch Stellungnahmen, durch Vorschläge zur 
Abwendung oder Beseitigung von Fehlentwicklun-
gen und durch Öffentlichkeitsarbeit auf eine ver-
braucherfreundliche Entwicklung der Märkte, so-
wie eine entsprechende Anwendung und Weiter-
entwicklung des Energiewirtschaftsrechts hinzu-
wirken. 

Die Klagerechte der Verbraucherverbände nach § 32 
Abs. 2 Nr. 2 und § 42 a  
sowie die Klagerechte der Verbraucher bleiben unbe-
rührt. 
(2) Die Interessenvertretung kann zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben Auskünfte von der Regulierungsbe-
hörde einholen, Erkenntnisse aus ihrer Tätigkeit nach 
Abs. 1 veröffentlichen und sich an Schlichtungsver-
fahren nach § 74 a beteiligen. 

(3) Die Interessenvertretung hat mindestens fünf Mit-
glieder. Die Mitglieder werden von der Regulie-
rungsbehörde berufen. Vorschläge für die Besetzung 
aus dem Kreis der Verbraucherzentralen und anderer 
Verbraucherverbände, die mit öffentlichen Mitteln 
gefördert werden, werden bei der Besetzung gebüh-
rend berücksichtigt. Die Interessenvertretung ist un-
abhängig und keinen Weisungen unterworfen. Die In-
teressenvertretung gibt sich eine Geschäftsordnung 
und regelt ihre inneren Angelegenheiten selbst.  
15.5 Antragsrecht zur Einleitung eines Verfah-

rens (§ 66 Abs. 1 Satz 2 EnWG – neu -) 
Zwar wird den Verbraucherverbänden als Personen-
vereinigungen nach § 31 Abs. 1 EnWG ein Antrags-
recht für besondere Missbrauchsverfahren gegen 
Netzbetreiber eingeräumt. Eine entsprechende Rege-
lung fehlt jedoch für allgemeine Aufsichtsmaßnah-
men der Regulierungsbehörde, mit denen Unterneh-
men gesetzwidrige Verhalten untersagt werden. Da 
die Interessen der Verbraucher auch von allgemeinen 
Verstößen gegen Bestimmungen des Energiewirt-
schaftsgesetzes berührt werden können, wie bei-
spielsweise im Rahmen der Grundversorgungspflicht, 
ist den Verbraucherverbänden ein allgemeines An-
tragsrecht für die Einleitung von Verfahren zu ge-
währen.  
§ 66 Abs. 1 Satz 2 EnWG ist daher wie folgt zu fas-
sen:  
(1) Die Regulierungsbehörde leitet ein Verfahren von 
Amts wegen oder auf Antrag ein. Antragsberechtigt 
sind auch Verbraucherzentralen und andere Verbrau-
cherverbände, die mit öffentlichen Mitteln gefördert 
werden, wenn der Antrag darauf gerichtet ist, ein 
Verhalten abzustellen, das die Interessen der Ver-
braucher insgesamt erheblich berührt. 

15.6 Schlichtungsverfahren bei der Regulierungs-
behörde (§ 74 a EnWG-neu) 

Beschwerden von Verbrauchern werden in erster Li-
nie von den Beschwerdestellen bei den Unternehmen 
bearbeitet (s. § 41a - neu). Wenn dort eine befriedi-
gende Konfliktlösung für die Verbraucher nicht er-
reicht werden kann, bleibt dem Verbraucher der Ge-
richtsweg. Viele Streitfälle zwischen Haushaltskun-
den und Energieversorgungsunternehmen sind aber 
für den jeweils betroffenen einzelnen Verbraucher 
wirtschaftlich so geringfügig, dass die Gerichte von 
den Verbrauchern kaum in Anspruch genommen 
werden. Abgesehen vom Risiko des Anbieter-
wechsels sind die Unternehmen daher keinem großen 
Druck ausgesetzt, den Beschwerden der Verbraucher 
effektiv nachzukommen; außerdem fehlt es an Trans-
parenz über mögliche Fehlentwicklungen im Ener-
giemarkt für Haushaltskunden. Das begründet volks-
wirtschaftliche Risiken, weil eine Schädigung von 
Haushaltskunden auch bei geringen Einzelwerten 
durch die Summe der Fälle schnell erhebliche Aus-
maße erreicht. 
Deshalb soll den Haushaltskunden – wie im Bereich 
der Telekommunikation und des Postwesens – auch 
bei Streitigkeiten im Bereich der Energieversorgung 
ein Schlichtungsverfahren bei der Regulierungsbe-
hörde offen stehen. Hierzu sollen bei der Regulie-
rungsbehörde Schlichtungsstellen eingerichtet wer-
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den. Die Verbraucher werden sich regelmäßig zu-
nächst an die Beschwerdestellen in den Energiever-
sorgungsunternehmen wenden (§ 41 a EnWG-neu). 
Eine vorherige erfolglose Beschwerde ist aber nicht 
Voraussetzung für die Anrufung der Schlichtungs-
stelle. 
Aus praktischen Erwägungen soll die Schlichtungs-
stelle von den Haushaltskunden bei allen Streitigkei-
ten mit ihren Energieversorgungsunternehmen ange-
rufen werden können, nicht nur bei der Geltendma-
chung von Rechten aus dem EnWG und den zugehö-
rigen Verordnungen. 
§ 74a EnWG – neu ist daher wie folgt zu fassen:  
(1) Macht der Haushaltskunde die Verletzung eigener 
Rechte geltend, die ihm aufgrund dieses Gesetzes, 
der auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen 
und aus seinen vertraglichen Beziehungen zu Ener-
gieversorgungsunternehmen zustehen, kann er die 
Regulierungsbehörde zum Zwecke der Streitbeile-
gung anrufen. 
(2) Die Regulierungsbehörde hört die Beteiligten mit 
dem Ziel einer gütlichen Einigung an. Das Verfah-
rend endet mit einer Einigung der Parteien oder der 
Feststellung der Regulierungsbehörde, dass eine Ei-
nigung der Parteien nicht zustande gekommen ist. 
Das Ergebnis ist den Parteien schriftlich mitzuteilen. 
(3) Die Regulierungsbehörde regelt Errichtung und 
Besetzung der Schlichtungsstelle und erlässt eine 
Schlichtungsordnung. Errichtung und Besetzung der 
Schlichtungsstelle sowie die Schlichtungsordnung 
sind von der Regulierungsbehörde zu veröffentlichen. 
Die Regulierungsbehörde veröffentlicht einmal jähr-
lich in geeigneter Form eine Statistik über die Anzahl 
und den Anlass der Beschwerden und die Art und 
Weise ihrer Erledigung. 
15.7 Beitrag (§ 92 Abs. 1 EnWG)  
Zu den Regulierungsaufgaben im Energiemarkt ge-
hört es auch, den Interessen der Haushaltskunden im 
Energiemarkt hinreichend Geltung zu verschaffen. 
Ebenso wie die sonstigen Regulierungsaufgaben 
dient der Beirat der Haushaltskunden dazu, die erfor-
derlichen Bedingungen für einen Qualitätswettbe-
werb auf den Märkten für Elektrizität und Erdgas zu 
schaffen. Der Beirat der Haushaltskunden ist daher 
zugleich im Interesse der Energieversorgungsunter-
nehmen. Daher sind die Kosten hierfür ebenfalls 
durch Beiträge der Energieversorgungsunternehmen 
zu refinanzieren.  
§ 92 Abs. 1 EnWG ist daher wie folgt zu fassen: 
(1) Zur Deckung der Kosten der Regulierungsbehör-
de für Maßnahmen zur Sicherstellung eines chancen-
gleichen und funktionsfähigen Wettbewerbs auf den 
Märkten für die leitungsgebundene Versorgung mit 
Elektrizität und Gas und für die Verwaltung, Kontrol-
le sowie Durchsetzung von mit diesem Gesetz ver-
bundenen Rechten und Pflichten, darauf beruhenden 
Verordnungen und Nutzungsrechten, soweit sie nicht 
anderweitig durch Gebühren oder Auslagen nach die-
sem Gesetz gedeckt sind, haben die Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen einen Beitrag zu entrich-
ten. Dies umfasst auch die Kosten für die in Satz 1 
genannten Aufgaben in Bezug auf die internationale 

Zusammenarbeit und die Kosten für den Beirat für 
Haushaltskunden nach § 64a. Der auf das Allgemein-
interesse entfallende Kostenanteil ist beitragsmin-
dernd zu berücksichtigen. 

Block 2: Strom 
(1) Kalkulation der Netzzugangsentgelte     

1.1 Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang 
(§ 21 EnWG) 

In Übereinstimmung mit der Auffassung des Deut-
schen Bundesrates, des VIK, des BNE und der Deut-
schen BP Aktiengesellschaft müssen die Netzentgelte 
auf der Grundlage der Kosten einer effizienten Lei-
stungsbereitstellung gebildet werden und nicht wie 
bislang vorgesehen unter Beachtung einer Nettosub-
stanzerhaltung. Das Prinzip der effizienten Lei-
stungsbereitstellung hat im übrigen auch für die 
Erbringung von Ausgleichsleistungen zu gelten. Eine 
Verzinsung darf im Interesse der Verbraucher an Ko-
stengerechtigkeit nur für das für eine effiziente Lei-
stungsbereitstellung notwendige Kapital gewährt 
werden. Anderenfalls könnte es zu einer Überausstat-
tung mit Kapital und damit zu einer volkswirtschaft-
lichen Verzerrung kommen.  
Im Rahmen einer Anreizregulierung sind Pfade zur 
Kostensenkung vorzugeben, wie dies seit Jahren er-
folgreich von der britischen Regulierungsbehörde zur 
Anwendung kommt. Sie geben den Unternehmen 
wirtschaftliche Anreize, wenn sie die Kosten über 
den vorgesehenen Pfad hinaus senken. 
§ 21 Abs. 2 und Abs. 3 EnWG sind daher wie folgt 
zu fassen:  
(2) Die Entgelte werden auf der Grundlage der Ko-
sten einer effizienten Leistungsbereitstellung, die de-
nen eines effizienten und strukturell vergleichbaren 
Netzbetreibers entsprechen müssen, unter Berück-
sichtigung entsprechender Anreizsysteme und einer 
angemessenen Verzinsung des für eine effiziente Be-
triebsführung und Investitionstätigkeit notwendigen 
Kapitals gebildet. Eine Rechtsverordnung nach § 24 
kann eine Abweichung von dieser kostenorientierten 
Entgeltbildung nur insoweit bestimmen, als sie eine 
Entgeltreduzierung gegenüber der Kostenorientierung 
zulässt. Soweit die Entgelte kostenorientiert gebildet 
werden, dürfen Kosten und Kostenbestandteile, die 
sich ihrem Umfang nach in einem Wettbewerb nicht 
einstellen würden, nicht berücksichtigt werden. 
(3) Um zu gewährleisten, dass sich die Entgelte für 
den Netzzugang an den Kosten einer energiewirt-
schaftlich rationellen Betriebsführung  effizienten 
Leistungsbereitstellung orientieren, kann die Regulie-
rungsbehörde in regelmäßigen zeitlichen Abständen 
einen Vergleich der Entgelte für den Netzzugang, der 
Erlöse oder der kosten der Betreiber von Energiever-
sorgungsnetzen durchführen (Vergleichsverfahren).  

(2) Stromhandel 
      ______ 

(3) Grundversorger/ Ersatzversorger 
3 Ersatzversorgung der Haushaltskunden zu Prei-

sen der Grundversorgung/ der allgemeinen Tarife  
Die Risiken eines Anbieterausfalls dürfen nicht dem 
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einzelnen Haushaltskunden auferlegt werden. Es 
muss sichergestellt sein, dass ein privater Haushalts-
kunde bei einer Ersatzversorgung zum Grundversor-
gungstarif beliefert wird. Das gilt umso mehr, als der 
Haushaltskunde womöglich erst im Nachhinein von 
der Ersatzbelieferung erfährt. Da die gegenwärtigen 
allgemeinen Tarife bereits besonders hoch kalkuliert 
sind, wäre eine Ersatzversorgung zu einem noch hö-
heren Preis nicht zu rechtfertigen.  

Der vzbv begrüßt die Auffassung der Bundesregie-
rung, dass Haushaltskunden als das schwächste Glied 
in der Versorgungskette auch eines besonderen 
Schutzes im Rahmen der Ersatzversorgung bedürfen.  

Entgegen der Auffassung des Bundesrates fordert der 
vzbv daher in  

§ 38 Abs. 1 EnWG Satz 3 zu erhalten: 

Für Haushaltskunden dürfen die Preise die nach § 36 
Abs. 1 Satz 1 nicht übersteigen. 

(4) Regelenergie  

4 Bildung einer einheitlichen Regelenergiezone  

Die Prinzipien der effizienten Bewirtschaftung und 
der gerechten Kostenverteilung auf alle Verbraucher-
gruppen muss sich in dem Bereich Regelenergie fort-
setzen. Mit dem Ausbau erneuerbarer Energien wer-
den die Kosten der Regelenergie aus Erzeugungs-
schwankungen immer stärker als Grund für höhere 
Preise zu Lasten der privaten Haushaltskunden ange-
führt. Die Regelenergiekosten haben mit der Güte des 
Strommanagements zu tun. Das bisherige System 
schafft für die Netzbetreiber keinen Anreiz, die Re-
gelenergiekosten durch eine bessere Planung, den 
besseren Zuschnitt von Regelzonen und den Einsatz 
günstiger Kraftwerke zu minimieren, insbesondere da 
die Verkäufer von Regelenergie mit den Netzbetrei-
bern wirtschaftlich eine Einheit bilden. Tatsächlich 
scheint die Vermarktung von Regelenergie eine lu-
krative Einnahmequelle zu bieten.  

Der Gesetzentwurf des EnWG geht von einer Mehr-
zahl von Regelzonen aus. Um den Bedarf an Regel-
energie und damit die Kosten zu verringern, muss das 
EnWG die Bildung einer einheitlichen Regelzone 
vorsehen.  

Die Kosten der Regelenergie müssen künftig gerecht 
verteilt werden. Die Kosten dürfen auf die unter-
schiedlichen Verbrauchergruppen nur so umgelegt 
werden, wie sie tatsächlich verursacht werden. Hin-
sichtlich der Verbrauchsschwankungen auf dem 
Strommarkt ist hervorzuheben, dass Haushaltskunden 
ein gleichmäßiges und gut durchmischtes Lastprofil 
aufweisen. Der gut zu prognostizierende Verbrauch 
verursacht in keinem wesentlichen Umfang einen 
Bedarf an Regelenergie. Daraus folgt, dass private 
Haushaltskunden auch mit den Gesamtkosten der Re-
gelenergie nur in geringem Maße belastet werden 
dürfen. Hinsichtlich der Bedingungen oder Methoden 
für die Beschaffung und Erbringung von Ausgleichs-
energie einschließlich der Entgelte, ist der Grundge-
danke der gerechten Kostenverteilung aufzunehmen.  

Der vzbv begrüßt, dass in § 22 (1) EnWG dem Ziel 
einer möglichste preisgünstigen Energieversorgung 
bei der Ausgestaltung der Verfahren besonderes Ge-

wicht beigemessen wird. Die Verpflichtung der 
Betreiber von Übertragungsnetzwerken in § 22 
EnWG (2) zur Senkung des Aufwandes für Regel-
energie zusammenzuarbeiten, ist zu begrüßen.   

(5) Dezentrale Einspeisung/ Vermiedene Netznut-
zungsentgelte 
5 Die Diskriminierung von Netzeinspeisern muss 

vermieden werden  
Die Stromerzeugung ist in Zukunft durch einen grö-
ßeren Anteil an dezentraler Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien und mittels Kraft-Wärme-
Kopplung auch in kleineren Eigenanlagen gekenn-
zeichnet.  
In diesem System sind Verbraucher nicht nur Bezie-
her von Elektrizität, sondern auch Netznutzer, die aus 
dezentralen Erzeugungsanlagen in das Netz einspei-
sen. Vor diesem Hintergrund ist eine Diskriminierung 
von Netzeinspeisern zu vermeiden.  
Der Gesetzentwurf diskriminiert kleinere dezentrale 
Energiegewinnungsanlagen dadurch, dass ein Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen Netzanschluss, 
Netzzugang und Grundversorgung verweigern kann, 
wenn ihm dies aufgrund einer Eigenanlage als wirt-
schaftlich unzumutbar erscheint (besonders §§ 17, 18, 
20). Dies betrifft vor allem kleinere dezentrale Eigen-
anlagen, weil diese meist in die Verteilernetze auf der 
Niederspannungsstufe einspeisen. Deshalb sollten die 
Regelungen über Netzanschluss, Netzzugang und 
Grundversorgung auf der Niederspannungsstufe nicht 
nur die Stromentnahme, sondern auch die Stromein-
speisung in fairer Weise regeln. Außerdem sollten für 
derartige Eigenanlagen Massengeschäftsregelungen 
wie bei Haushaltskunden gelten. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit folgende Rege-
lungen des EnWG zu ändern:  
1. In § 17 Abs. 2 EnWG die Sätze 1 und 2 wie folgt 
zu fassen: 
(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen können 
einen Netzanschluss nach Absatz 1 verweigern, wenn 
sie nicht über die nötige Kapazität verfügen. Die 
Verweigerung ist hinreichend substanziiert in Text-
form zu begründen; sie muss aussagekräftige Infor-
mationen darüber enthalten, welche Maßnahmen und 
damit verbundene Kosten zur Verstärkung des Netzes 
erforderlich sein würden. 
Folgeänderung: 
In Satz 4 wird aus der Zahl „3“ eine „2“. 
2. In § 18 Abs. 1 Satz 1 sind im letzten Halbsatz die 
Wörter „zur Entnahme von Energie“ zu streichen. 
3. In § 18 Abs. 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 
Diese Pflichten bestehen nicht, wenn die Kosten des 
Anschlusses im Vergleich zur Gesamtheit aller An-
schlüsse an das jeweilige Energieversorgungsnetz 
außergewöhnlich hoch sind. 
4. In § 18 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz ist wie folgt 
zu fassen: 
Wer sich von einem Dritten an das Energieversor-
gungsnetz anschließen lässt, 
Abs. 2 Satz 3 ist zu streichen. 
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5. In § 20 Abs. 2 sind die Sätze 1 und 2 wie folgt zu 
fassen: 
(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen können 
den Zugang nach Absatz 1 verweigern, wenn sie 
nicht über die nötige Kapazität verfügen. Die Ver-
weigerung ist hinreichend substanziiert in Textform 
zu begründen; sie muss aussagekräftige Informatio-
nen darüber enthalten, welche Maßnahmen und damit 
verbundene Kosten zur Verstärkung des Netzes er-
forderlich wären. 
Folgeänderungen: 
In § 20 Abs. 2 Satz 4 wird aus der Zahl „3“ eine „2“. 
In § 25 ist in Satz 1 das Wort „insbesondere“ durch 
„auch“ zu ersetzen.  

(6) Contracting 
      ______ 

(7) Arealnetze 
      ______ 

(8) Stromkennzeichnung 
8 Ein Leistungswettbewerb auf dem Strommarkt 

wird nur eröffnet, wenn der Kunde seinen Anbie-
ter auch über die Qualität der angebotenen Lei-
stung auswählen kann  

Der Stromkennzeichnung nach § 42 EnWG kommt 
daher eine besondere Bedeutung für einen funktionie-
renden Wettbewerb zu.  
Der vzbv begrüßt, dass in dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung wichtige Punkte zur Verbesserung 
der Informationsmöglichkeiten für Verbraucher ent-
halten sind. Die Forderung des Bundesrates, sich bei 
der Stromkennzeichnung auf die Minimalanforderun-
gen der EU-Richtlinie 2003/54/EG zu beschränken, 
ist abzulehnen.  
Die Aufschlüsselung des Energieträgereinsatzes le-
diglich in „Kernkraft, fossile und sonstige Energie-
träger, erneuerbare Energien“ ist aus Sicht der Ver-
braucher jedoch unzureichend und sollte differenzier-
ter erfolgen. „Fossile und sonstige Energieträger“  
sollten aufgeschlüsselt werden nach Kohle, Öl, Erd-
gas und Sonstige. Zusätzlich als eigenständige Kate-
gorie ist „Strom unbekannter Herkunft“ einzuführen, 
die Verwendung des UCTE-Mixes ist hierbei zu 
vermeiden. Die Herkunftsländer bei Stromimporten 
außerhalb der EU sind zu kennzeichnen. Die Kontrol-
le der Angaben ist der Regulierungsbehörde zu über-
tragen.   

(9) Anschlusspflicht für KWK-Anlagen 

      ______ 

(10) Schiedsstelle für Streitigkeiten betr. EEG-
Umlage und Anschluss von EEG- 

       Anlagen 
        ______ 

Block 3: Gas  
(1) Zugang zu den Gasnetzen (Entry-Exit-Modell) 

1 Bedingungen und Prinzipien für den Netzzugang 
(§ 20 EnWG) 

Die Bedingungen und Prinzipien für einen wettbe-
werbsfördernden Zugang der Netznutzer zu den 
Energieversorgungsnetzen sind bereits im Gesetz 
festzuschreiben.  
Wie auch vom VIK, dem BNE und der Deutschen BP 
Aktiengesellschaft gefordert, sind die Änderungen in 
§ 20 Abs. 1 EnWG notwendig, um eine Massen-
markt- und Börsentauglichkeit des Netzzugangs und 
damit insbesondere auch einen leichten Lieferanten-
wechsel für Kleinkunden aus Netznutzersicht zu er-
möglichen. Dafür ist eine § 23 TKG vergleichbare 
Verpflichtung zur Veröffentlichung der Netzzu-
gangsbedingungen als annahmefähiges Standardan-
gebot notwendig. Auch die Informationen sind den 
Netznutzern diskriminierungsfrei zur Verfügung zu 
stellen. In Übereinstimmung mit den vorgenannten 
Verbänden, der Deutschen BP Aktiengesellschaft und 
der Stellungnahme des Deutschen Bundesrates ist das 
transaktionsunabhängige Modell für den Netzzugang 
im Gasbereich im Zuge eines Entry-Exit-Modells 
einzuführen. Die Grundprinzipien des Modells der 
unabhängigen und damit flexiblen Buchung von Ein- 
und Ausspeisekapazitäten sind im Gesetz festzulegen.  
Die im Kabinettsentwurf des § 20 Abs. 2 EnWG 
verwendeten Begriffe „betriebsbedingt oder sonstige 
Gründe“ sind für eine Netzzugangsverweigerung zu 
unbestimmt und führen zu einer erheblichen Rechts-
unsicherheit. In Übereinstimmung mit den Forderun-
gen des VIK, des BNE und der Deutschen BP Akti-
engesellschaft sollte die fehlende Kapazität der einzi-
ge Grund für eine Verweigerung des Netzzugangs 
sein. Um sicherzustellen, dass die Begründung für die 
Verweigerung des Netzzugangs nicht lediglich for-
melhaft gegeben wird, muss bereits das Gesetz die 
Anforderung einer substantiierten Begründung festle-
gen. Die Regulierungsbehörde ist im Interesse einer 
effektiven Kontrolle über die Netzengpässe zu infor-
mieren. Ferner sollte potentiellen Netzkunden ermög-
licht werden, gegebenenfalls auf eigene Kosten den 
Netzzugang zu gestalten und auf diese Weise für 
mehr Wettbewerb zu sorgen. 
Der Zugang zu den Energieversorgungsnetzen soll 
aus Verbrauchersicht transparent und diskriminie-
rungsfrei sein. Der vzbv schlägt daher vor  
§ 20 EnWG wie folgt zu fassen:   
(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben 
jedermann nach sachlich gerechtfertigten Kriterien 
diskriminierungsfrei Netzzugang zu gewähren sowie 
die Bedingungen und Entgelte für diesen Netzzugang 
als umfassende Standardangebote im Internet in der 
Weise zu veröffentlichen, dass sie ohne weitere Ver-
handlungen von Netznutzern angenommen werden 
können. Sie haben in dem Umfang zusammenzuar-
beiten, der erforderlich ist, um einen effizienten und 
diskriminierungsfreien Netzzugang zu gewährleisten. 
Sie haben ferner den Netznutzern die für einen effi-
zienten Netzzugang erforderlichen Informationen 
diskriminierungsfrei zur Verfügung zu stellen.  
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Das bestehende transaktionsunabhängige Modell für 
den Netzzugang im Elektrizitätsbereich ist weiterzu-
entwickeln. Im Erdgasbereich ist ein transaktionsu-
nabhängiges Entry-/Exit-Modell einzuführen, dass 
folgendes gewährleistet: 
1. Der Zugang zu dem Marktplatz erfolgt durch den 
Erwerb von fester oder unterbrechbarer Kapazität für 
die Einspeisung beziehungsweise Ausspeisung von 
Gas in beziehungsweise aus einer Regelzone. 
2. Die Einspeisekapazität kann unabhängig von der 
Ausspeisekapazität erworben und genutzt werden und 
umgekehrt. 
3. Einspeise- und Ausspeisekapazität kann gebündelt 
und grundsätzlich zwischen Ein- und Ausspeisepunk-
ten nach näherer Bestimmung gemäß § 24 verlagert 
werden. 
4. Kapazitätsrechte können frei gehandelt werden. 
(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen können 
den Zugang nach Absatz 1 verweigern, soweit sie 
nachweisen, dass sie nicht über die nötige Kapazität 
verfügen. Die Ablehnung ist substantiiert in Textform 
zu begründen und der Regulierungsbehörde anzuzei-
gen. Auf Verlangen der beantragenden Partei muss 
die Begründung im Falle des Kapazitätsmangels auch 
aussagekräftige Informationen darüber enthalten, 
welche Maßnahmen und damit verbundene Kosten 
zum Ausbau des Netzes erforderlich wären, um den 
Netzzugang zu ermöglichen. Die Begründung kann 
nachgefordert werden. Potenziellen Kunden darf der 
Netzzugang nicht verweigert werden, wenn sie bereit 
sind, die notwendigen Kosten zum Ausbau des Net-
zes zu tragen. 

(2) Gasspeicher 
      ______ 
(3) Gashandel 
      ______ 
(4) Teilnetzproblematik 

4.1 Die Anzahl der Teilnetze ist möglichst gering 
zu halten.  

(5) Kalkulation der Netznutzungsentgelte 
5.1 Die Kalkulationsmethodik für Netzentgelte 

muss auf dem Prinzip der effizienten Lei-
stungsbereitstellung beruhen (§ 21 EnWG). 

Vgl. Ausführungen in Block 2: Strom Punkt 20.  

(6) Rucksackproblem 
6.1 Mit dem Wechsel des Kunden muss auch die 

Transportkapazität wechseln (§ 20 Abs. 3 
EnWG) 

Der einfache Wechsel des Gasversorgers ist eine 
Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Liberali-
sierung.   
Wie auch von der Deutschen BP Aktiengesellschaft 
gefordert, normiert § 20 Absatz 3 EnWG für den 
Gasmarkt das so genannte Rucksack-Prinzip für den 
Fall des Lieferantenwechsels. Dieses Prinzip sichert 
die Übernahme von Kapazitäten bei einem Lieferan-
tenwechsel. Im Interesse eines funktionierenden 
Wettbewerbs wird damit verhindert, dass der Netz-
betreiber insbesondere auf der örtlichen Verteilungs-
ebene die Durchleitung des neuen Lieferanten mit 
der Begründung verweigert, der frühere Lieferant 
des Kunden habe die notwendige Kapazität weiter 
gebucht, so dass im Netz keine freie Kapazität be-
stünde. 
In Bezug auf das Rucksackprinzip befürwortet der 
vzbv in Übereinstimmung mit der Deutschen BP 
Aktiengesellschaft  
§ 20 EnWG um Absatz 3 wie folgt zu ergänzen:  
(3) Wechselt ein Kunde zu einem neuen Lieferanten, 
stellt der Betreiber des Gasversorgungsnetzes, an 
das der Kunde angeschlossen ist, eine aufgrund des 
Lieferantenwechsels nicht mehr benötigte Kapazi-
tätsbuchung zur Deckung des durch den Lieferan-
tenwechsel entstehenden Kapazitätsbedarfs dieses 
Kunden zur Verfügung.  

(7) Differenzmengen 
      ______ 
(8) Anpassung an europäische Normen 
       ______ 
(9) Biogaseinspeisung 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1518 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Regulierungsbehörde Telekommunikation und Post 

Zusammenfassung  
Der Entwurf des EnWG stellt einen notwendigen Wech-
sel zu einer Regulierung des Netzzugangs und einer Kon-
trolle der Netznutzungsentgelte bei Strom und Gas dar. 
Er zieht damit die Konsequenzen aus der unbefriedigen-
den Wettbewerbssituation in diesem Sektor und beendet 
einen deutschen Sonderweg in Europa, weil eine „Selbst-
regulierung“ des Netzbereichs als natürliches Monopol 
nicht zum Erfolg geführt hat. 
Die RegTP wird Ihre Erfahrungen in der Regulierung 
von Netzindustrien nutzen, um auch im Strom- und 
Gasmarkt einen fairen Netzzugang zu gewährleisten und 
effiziente und kostenbasierte Zugangsentgelte zu errei-
chen.  Obwohl natürlich die Produkte, die Technik und 
auch die Marktentwicklung und Dynamik des Telekom-
munikationsmarktes sich von der des Strom und Gas-
markts deutlich unterscheidet, gibt es Bereiche die ver-
gleichbar sind, ohne gleich zu sein. 
Insbesondere im ökonomischen und rechtlichen Bereich 
ergeben sich häufig ähnliche Fragestellungen und auch 
bei den Antworten ist eine Konsistenz mittelfristig anzu-
streben, denn sowohl die Unternehmen in Netzindustrien 
müssen sich an den Kapitalmärkten und bei den Investo-
ren nach gleichen Prinzipien verhalten als auch die Kun-
den und Nachfrager, Qualität und Sicherheit bei den 
Dienstleistungen und Produkten erwarten. Schließlich 
sollen die regulatorischen Rahmenbedingungen Investi-

tionen zum Erhalt und notwendigen Ausbau der In-
frastruktur begünstigen. 
Da die Regulierungspraxis des Telekommunikations- und 
Postmarktes zu einer erfreulichen Belebung des Wettbe-
werbs, zu mehr Innovationen und Investitionen und zu 
einer erheblichen Steigerung der Wahlmöglichkeiten der 
Verbraucher bei sinkenden Preisen geführt hat, ist es 
auch zielführend, sich mit den Ursachen dieses Erfolgs 
zu beschäftigen und diese, soweit angebracht und geeig-
net, zu übertragen. 
Es ist daher naheliegend den EnWG-Entwurf auch an den 
gesetzgeberischen Entscheidungen des Telekommunika-
tionsgesetzes (TKG) zu messen, das der Deutsche Bun-
destag erst vor wenigen Monaten am 22.06.2004 verab-
schiedet hat. 
Bei einem Vergleich fällt zunächst auf, dass im EnWG-
Entwurf und den auf ihn aufbauenden Verordnungsent-
würfen, die dem Deutschen Bundestag ebenfalls vorlie-
gen, erheblich umfangreichere und detailliertere Umset-
zungs- und Einzelfragen der Regulierungspraxis vorge-
geben und festgelegt werden. So werden z. B. Kalkulati-
onsprinzipien, die notwendige Eigenkapitalverzinsung, 
steuerliche Fragen, Einzelheiten der Abschreibungsme-
thodik, die Zuordnung einzelner Kostenpositionen usw. 
zum Teil verbindlich vorgegeben. 
Einige Verbände und Unternehmen der Energiewirtschaft 
argumentieren, nur eine derartige Festschreibung würde 
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den Unternehmen die nötige Planungssicherheit gewähr-
leisten. 
Verkannt wird jedoch, dass die Geeignetheit betriebs-
wirtschaftlicher Methoden einem Wandel unterworfen ist 
und die nötige Flexibilität bei neuen und nicht vorher-
sehbaren Problemen verloren geht. 
Im übrigen ist erhellend, dass bei der Anhörung zum Te-
lekommunikationsgesetz, die am 09.02.2004 im Bundes-
tag stattfand, keines der regulierten Telekommunikati-
onsunternehmen behauptet hat, der RegTP sollten Kalku-
lationsprinzipien und betriebswirtschaftliche Methoden 
vorgegeben werden, um Planungssicherheit zu erreichen. 
Planungssicherheit und Flexibilität bzw. ein Auswahler-
messen der Regulierungsbehörde bezüglich geeigneter 
betriebswirtschaftlicher Methoden und Prinzipien daher 
keineswegs einen Widerspruch darstellen. 
Die RegTP hat bei der Auswahl geeigneter Methoden ei-
ne ausführliche detaillierte Begründungspflicht, unter-
liegt dem Willkürverbot und einer gründlichen Kontrolle, 
die ausreichenden Rechtschutz gewährleistet. 

Erfreulich ist deshalb, dass die Bundesregierung gemäß 
Ihrer Gegenäußerung vom 27.10.2004 die Entwicklung 
des Systems der Anreizregulierung der RegTP abschlie-
ßend übertragen will und auch deren Einführungszeit-
punkt nicht von einer erneuten Intervention des Gesetz- 
und Verordnungsgebers abhängig macht. 

Dieser zukunftsorientierte Schritt trägt zu der gewünsch-
ten „Entpolitisierung“ der Regulierungspraxis bei, die 
sich in den vergangenen Jahren bei der Telekommunika-
tionsregulierung bestens bewährt hat. 

Die Rechte und Aufgaben von Bundestag und Bundesrat 
werden durch die regelmäßigen Berichtspflichten gem. 
§§ 121, 122 TKG bzw. §§ 63, 112 EnWG und durch die 
begleitende Tätigkeit des Beirats gem. §§ 118-120 TKG, 
§ 60 EnWG, §§ 5-7 REGTPG gesichert. 

Die Praxis der RegTP besteht bei Festlegung grundsätzli-
cher Fragen in einem offenen Dialog mit allen Marktteil-
nehmern. Grundsatzentscheidungen in Regulierungsver-
fahren werden durch intensive wissenschaftliche und gu-
tachterliche Begleitung eingeleitet. Die Auffassungen al-
ler interessierter Unternehmen und Verbände werden in 
intensiven und gründlichen Anhörungsverfahren einbe-
zogen. Es wird größtmögliche Transparenz im Hinblick 
auf bevorstehende Entscheidungen geschaffen. Diese 
Transparenz und die Einbeziehung aller Standpunkte und 
Auffassungen, die zu bewerten und zu berücksichtigen 
sind, ist gewähr für Stabilität der Rahmenbedingungen 
der Marktregulierung. 

Das bewährte Modell einer unabhängigen, neutralen und 
politikfernen Regulierung, die sich an den Zielvorgaben 
des Gesetzgebers orientiert, aber bei der Umsetzung zur 
Zielerreichung den geeignetsten und schnellsten Weg su-
chen und finden kann, entspricht dem modernen Bild der 
„good governance“ und wird den Marktgegebenheiten 
weit wirksamer gerecht als das Modell eines klassischen 
Verwaltungsvollzugs. 

Die RegTP würde sich wünschen bzw. regt an, dass dem 
mutigen Schritt nach vorn bei der Anreizregulierung 
noch vereinzelte Korrekturen folgen, die in der Stellung-
nahme aufgeführt sind, um das Leitbild einer flexiblen 
und effizienten Regulierung zu komplettieren. 

Gerade die sechsjährige Erfahrung der TK-Marktregu-
lierung zeigt nämlich auch, dass nur durch flexible Me-
thodenwahl schnelle Ergebnisse erreicht werden können. 

Ein allzu detailliertes Regelwerk kann statt Wohltat zur 
Plage werden, wenn es sich im Einzelfall als ein System 
von Hindernissen und unpraktikablen Hürden entpuppt. 
Man sollte dabei auch bedenken, dass nicht „a priori“ je-
der dem Regulierer helfen möchte, die vom Gesetzgeber 
gewünschten Erfolge bei der Wettbewerbsförderung 
rasch zu erzielen, sondern dass die Fortschritte oft nur in 
zähen und hinhaltenden Auseinandersetzungen zu schaf-
fen sind. 
Der Gesetzgeber sollte das Instrumentarium des Regulie-
rers daher so flexibel und vielfältig und gleichzeitig 
rechtssicher ausgestalten, dass die von ihm gewünschten 
Ergebnisse auch zeitnah möglich werden. 

Block 1: Allgemeine Themen 

1. Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 

Der Regierungsentwurf weist die Zuständigkeiten für die 
Anwendung des EnWG-E (BT-Drs. 15/3917 vom 
14.10.2004) und die Verordnung (EG) über die Netzzu-
gangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Strom-
handel (ABl. L 176 vom 15.7.2003, S.37 ff.) in §§ 54 
Abs.2, 56 EnWG-E grundsätzlich der Regulierungsbe-
hörde zu. Die wichtigste Kompetenz der Landesbehörden 
ist nach §§ 55 Abs.2, 40 EnWG-E die Preismiss-
brauchsaufsicht über die allgemeinen Preise für die Be-
lieferung mit Elektrizität.  

Es ist zu begrüßen, dass damit die Aufsicht über die Ein-
haltung der Vorschriften des EnWG-E nunmehr vor-
nehmlich der Regulierungsbehörde obliegt, da auf diese 
Weise eine einheitliche und effiziente Regulierungspra-
xis gewährleistet wird. Zudem ermöglicht diese Rege-
lung erstmals eine wirksame Kontrolle der Netznut-
zungsentgelte. 

Eine Erweiterung der Kompetenzen zugunsten der Län-
der durch deren Beteiligung an der Kontrolle der Netz-
nutzungsentgelte, wie in der Stellungnahme des Bundes-
rates (BR-Drs. 613/04 vom 24.09.2004) gefordert, ist ab-
zulehnen. Dadurch würde der Effizienz der Regulierung 
geschadet, da umfangreiche Abstimmungsprozesse zur 
Wahrung der einheitlichen Gesetzesauslegung und Ent-
geltkalkulation notwendig wären. Gleichzeitig liefe man 
Gefahr, durch die bei Entscheidungen von 17 verschie-
denen Behörden unvermeidlichen Divergenzen Rechts-
unsicherheit und damit auch Investitionsunsicherheit 
hervorzurufen. 

Auf Länderseite würde eine Aufgabenerweiterung zu ei-
ner massiven Personalaufstockung der entsprechenden 
Behörden führen, da diese bislang lediglich mit geringem 
Personalaufwand die Tarifgenehmigungen nach § 11 
Abs.1 EnWG, § 12 der Bundestarifordnung Elektrizität 
(BTOElt) durchführen und das EnWG-E eine Vielzahl 
von Aufgaben enthält, die nur mit spezialisiertem Perso-
nal zu bewältigen sind. Darüber hinaus behalten die Län-
der mit der Missbrauchsaufsicht über die allgemeinen 
Preise für die Belieferung mit Elektrizität nach §§ 55 
Abs.2, 40 EnWG-E Kompetenzen, für die die Mitarbeiter 
der Landesbehörden ihre Erfahrung aus der Tarifgeneh-
migung nutzen können. 
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Im Ergebnis würde eine solche Kompetenzzersplitterung 
zwischen Bund und Ländern zu einem bürokratischen 
und personellen Mehraufwand auf beiden Seiten führen, 
was sich nicht mit der beabsichtigten schlanken Regulie-
rung in Einklang bringen lässt. Ferner bestehen grund-
sätzliche verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
durch die Verteilung von Kompetenzen des EnWG-E auf 
Bund und Länder hervorgerufene Form der Mischverwal-
tung. Insbesondere vor dem Hintergrund der derzeit täti-
gen Föderalismuskommission von Bundestag und Bun-
desrat sollte eine klare Kompetenzabgrenzung zwischen 
Bund und Ländern erfolgen. 
2. Name der Behörde  
§ 1 REGTPG-E sieht die Umbenennung in „Regulie-
rungsbehörde für Elektrizität, Gas, Telekommunikation 
und Post“ (REGTP) vor. Diese Namensgebung ist als 
Zeichen der Kontinuität mit dem bisherigen Namen der 
Behörde bzw. der entsprechenden Abkürzung, die auf-
grund der Erfolge bei der Öffnung früherer Monopol-
märkte im Telekommunikations- und Postbereich zu ei-
nem Markenzeichen geworden ist, zu begrüßen.  
3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 
Die Regulierungsbehörde ist § 1 Satz 2 REGTPG-E zu-
folge eine selbständige Bundesoberbehörde im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit und untersteht damit dessen Fachaufsicht. Für 
die Aufgaben, die der Regulierungsbehörde aufgrund 
§ 19 a des Regierungsentwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (BT-Drs. 
15/3923 vom 14.10.2004; EEG-E) übertragen werden, 
sieht § 19 a Abs.5 EEG-E die Fachaufsicht des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit vor.  
Für die Sicherstellung einer transparenten Arbeitsweise 
der Regulierungsbehörde bestimmt § 61 EnWG-E, der 
auch nach § 19 a Abs.5 EEG Anwendung findet, dass 
allgemeine Weisungen des BMWA bzw. des BMU für 
den Erlass oder die Unterlassung von Verfügungen nach 
dem EnWG bzw. nach dem EEG mit Begründung im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen sind. Um eine Opti-
mierung des Regelungszweckes zu erreichen wäre es 
wünschenswert, dass diese der Transparenz dienende 
Vorschrift an § 117 TKG, die entsprechende Norm des 
novellierten TKG, angeglichen wird und die Veröffentli-
chungspflicht auf alle Weisungen ausgedehnt wird. Es ist 
kein Grund für eine von § 117 TKG abweichende Rege-
lung im Bereich des EnWG bzw. EEG ersichtlich. Daher 
bietet sich folgende Formulierung des § 61 EnWG-E an: 
 „Soweit das Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit Weisungen erteilt, sind diese Weisungen im Bundes-
anzeiger zu veröffentlichen. Dies gilt nicht für solche 
Aufgaben, die vom Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit auf Grund dieses Gesetzes oder anderer Gesetze 
in eigener Zuständigkeit wahrzunehmen sind und mit de-
ren Erfüllung es die Regulierungsbehörde beauftragt 
hat.“ 

4. Ex-ante/Ex-post Aufsicht 

Die Regulierungsbehörde begrüßt die in Ziff. 25 der Ge-
genäußerung der Bundesregierung (BT-Drs. 15/4068 
vom 28.10.2004) beabsichtigte Einführung eines Ge-
nehmigungsverfahrens für die Erhöhung von Netznut-
zungsentgelten bis zum Inkrafttreten der Anreizregulie-

rung. Auf diese Weise und mit nachträglichen Prüfungen 
der bis zum Inkrafttreten des Gesetzes erhöhten Netznut-
zungsentgelte kann möglichen Preiserhöhungsrunden bis 
zur Implementierung eines Anreizsystems wirksam be-
gegnet werden.  
Unabhängig von der Frage, in welchem Umfang eine ex-
ante Aufsicht implementiert wird, ist für die erfolgreiche 
Arbeit der Regulierungsbehörde ein effizientes Gesamt-
system mit klaren Prüfmaßstäben, die die Grundlage für 
eine möglichst breite Akzeptanz der künftigen Entschei-
dungen schaffen, erforderlich.  
In diesem Sinne enthalten der Gesetzentwurf und die 
Verordnungen – soweit sie schon bekannt sind – mit der 
Kombination aus ex-ante Methodenregulierung und ex-
post Missbrauchsaufsicht belastbare und praxistaugliche 
Regelungen.  
§ 29 EnWG-E ist derzeit so formuliert, dass die Regulie-
rungsbehörde Festlegungen nur treffen kann, wenn ihr 
eine entsprechende Kompetenz in den Rechtsverordnun-
gen überlassen wird. Damit ist die Regulierungsbehörde 
nur in den heute vom Verordnungsgeber erkannten Fäl-
len handlungsfähig. Da vorstellbar ist, dass der Markt 
sich trotz fundierter Prognosen zukünftig auch in uner-
warteter Weise entwickeln wird, wäre es wünschenswert, 
wenn der Regulierungsbehörde die Möglichkeit eröffnet 
würde, auch ohne eine ausdrückliche Bestimmung in den 
Verordnungen Festlegungen zur Erreichung der Ziele des 
Gesetzes treffen zu können. So könnte die Regulierungs-
behörde schnell und effizient auf Wettbewerbsbehinde-
rungen reagieren und flexiblere Lösungen finden. 
Jedenfalls sollten aber die vorgelegten Verordnungen im 
Strom- und Gasbereich um einige Festlegungskompeten-
zen zugunsten der Regulierungsbehörde ergänzt werden, 
um den Erfordernissen einer effektiven Regulierung ge-
recht werden zu können. Im Rahmen der StromNZV wä-
re eine solche Befugnis für weitere Festlegungen im Be-
reich des Zähl- und Messwesen (§ 18 StromNZV-E) so-
wie für die Abrechnung der Regelenergie (§ 8 
StromNZV-E) wünschenswert. Im Bereich des GasNZV-
E (Referentenentwurf vom 14.10.2004) sollten bei-
spielsweise Kompetenzen der Regulierungsbehörde in 
Bezug auf den Zukauf vertraglicher Leistungen Dritter 
und im Rahmen der Teilnetzbildung (§ 5 Abs. 9 
GasNZV-E) und im Falle von einheitlichen Standards für 
online-Handelsplattformen der Netzbetreiber (§ 13 Abs. 
1 GasNZV-E) aufgenommen werden. 

5. Vergleichsmarktverfahren 

Nach der derzeitigen Fassung des § 21 Abs. 2 EnWG-E 
wird der Begriff der Kosten einer energiewirtschaftlich 
rationellen Betriebsführung durch ein Vergleichskriteri-
um ergänzt. Danach muss sich die jeweilige Kostenkal-
kulation an der Kalkulation eines „effizienten und struk-
turell vergleichbaren Netzbetreibers“ messen lassen. Dies 
ist nachdrücklich zu begrüssen. Der insoweit aufgestellte 
Vergleichsmaßstab ist jedoch nicht zu verwechseln mit 
einem Vergleichsmarktverfahren, das gegebenenfalls im 
Rahmen einer zu etablierenden Anreizregulierung einge-
führt werden könnte. Durch § 21 Abs. 3 EnWG-E wird 
die Grundlage für Vergleichsbetrachtungen im Rahmen 
einer kostenbasierten Entgeltfindung geschaffen.  

Positiv ist hierbei die Beweislastumkehr des § 21 Abs. 4 
EnWG-E zu bewerten. Um hier eine noch nachhaltigere 
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Wirkung der Vergleichsbetrachtungen erzielen zu kön-
nen, sollte nicht auf den Durchschnitt vergleichbarer 
Netzbetreiber abgestellt werden, sondern auf eine hinrei-
chend große und repräsentative Gruppe effizienter Netz-
betreiber . Dies erscheint auch insoweit nicht unbillig, als 
den Unternehmen der Nachweis der Notwendigkeit höhe-
rer Kosten unbenommen bleibt. Insoweit würde sich 
durch einen modifizierten Vergleichsmaßstab eine Ab-
senkung der Schwelle zum Anwendungsbereich der Be-
weislastumkehr ergeben. Entscheidende Bedeutung für 
die Durchführung des Vergleichsverfahrens haben die 
Möglichkeiten zur Beschaffung notwendiger Daten.  

§ 26 StromNEV-E bietet insoweit die Grundlage für die 
Datenbeschaffung hinsichtlich der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse der Unternehmen.  

Es sollte noch deutlicher zum Ausdruck kommen, dass 
die Regulierungsbehörde auf Basis des § 26 StromNEV-
E Informationen mittels Allgemeinverfügung von allen 
bzw. von bestimmten Gruppen von Netzbetreibern an-
fordern kann. Es muss ferner sichergestellt sein, dass die 
Bekanntgabe der Allgemeinverfügung durch Veröffentli-
chung im Amtsblatt bzw. im Internet erfolgen kann (vgl. 
§ 41 Abs. 3 S. 2 VwVfG). Insoweit ist eine klarstellende 
Ermächtigung zur öffentlichen Bekanntmachung erfor-
derlich.   
Da der Umfang der für das Vergleichsverfahren erforder-
lichen Daten noch nicht endgültig festgelegt werden 
kann, ist es ausdrücklich zu begrüßen, dass § 26 Strom-
NEV-E neben den 5 genannten Informationsquellen der 
Regulierungsbehörde auch die Einholung weiterer Aus-
künfte gestattet. Ferner ist zu begrüßen, dass § 30 Abs. 3 
StromNEV-E auch für die Durchführung des Vergleichs-
verfahrens Festlegungsbefugnisse für die Regulierungs-
behörde beinhaltet. 
Soweit § 22 Abs. 3 StromNEV-E die Feststellung von 
Erlösen und Kosten ausländischer Netzbetreiber "für die 
Vorbereitung einer Entscheidung nach § 30 Abs. 3 
StromNEV-E" vorsieht, ist der Regelungsgehalt dieser 
Vorschrift unklar. Sinnvoll wäre eine Befugnis, zur 
Ergänzung des innerstaatlichen Vergleiches auch  Erlös- 
und Kostendaten ausländischer Unternehmen einzube-
ziehen, ohne dass dies in eine Verpflichtung zur Heran-
ziehung beliebiger ausländischer Netze mündet.   

6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
Unter dem Gesichtspunkt „Anreizregulierung“ fehlte es 
bisher an Effizienzanreizen für die Betreiber von Ener-
gieversorgungsnetzen im EnWG-E. Die bislang im 
EnWG-E enthaltene Methode des Vergleichsverfahrens 
ist –genauso wie im Kartellrecht- ausschließlich repres-
siv. Hinzu kommt, dass für Netzbetreiber, die im Ver-
gleichsverfahren keine überdurchschnittlichen Werte er-
reichen ggf. sogar ein gegenteiliger Anreiz zur Preis- 
bzw. Kostenerhöhung besteht. Um der vom EnWG-E 
vorgegebenen „Berücksichtigung von Anreizen für eine 
kosteneffiziente Leistungserbringung“ stärker Rechnung 
zu tragen, sollte der Gedanke der Anreizregulierung 
nachhaltiger in das Gesamtkonzept der Entgeltermittlung 
eingebunden werden. 
Positiv ist in diesem Zusammenhang die Ankündigung 
der Bundesregierung zu bewerten, nach der die Einfüh-
rung der Anreizregulierung konkretisiert werden soll. Die 
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 

des Bundesrates zum Regierungsentwurf enthält hierzu 
Eckpunkte, denen grundsätzlich zuzustimmen ist.  
Eine Festlegung auf ein bestimmtes Anreizmodell ist 
auch aus Sicht der Regulierungsbehörde aktuell nicht 
praktikabel. Insoweit sollte die Regulierungsbehörde mit 
der Entwicklung eines Modells der Anreizregulierung 
beauftragt werden. Der in der Gegenäußerung der Bun-
desregierung vorgegebene Zeitraum von 2 Jahren für die 
Anwendung des Systems einer Anreizregulierung er-
scheint realistisch, um die notwendige Vorarbeit zu lei-
sten. Hierbei kann die Regulierungsbehörde sowohl auf 
eigene Erfahrungen aus dem Bereich der Telekommuni-
kationsregulierung als auch auf Erfahrung in der Energie-
regulierung in anderen europäischen Staaten zurückgrei-
fen. 
Die Ausgangsbasis und den Hintergrund für die Entwick-
lung anreizorientierter Regulierungsmodelle bilden die 
Probleme der kostenorientierten Regulierungspraxis. 
Damit gemeint sind fehlende Anreize zur Kostenredukti-
on für das Unternehmen sowie der hohe Aufwand regel-
mäßiger Kostenprüfungen für die Regulierungsbehörde.  
Die Idee der Anreizregulierung beruht darauf, Anreize 
zur Kostenreduktion für die Netzbetreiber zu setzen, in 
dem die Erlöse bzw. Preise eines Unternehmens während 
eines von der Behörde definierten Zeitraums von seinen 
Kosten entkoppelt werden.  Das Unternehmen kann er-
reichte Kosteneinsparungen über einen begrenzten Zeit-
raum als Zusatzgewinne einbehalten – vorausgesetzt die 
Kosten sinken schneller als vom Regulator vorgegeben.  
Da das Unternehmen bei der Anreizregulierung selbstän-
dig den Anreizen folgt, bedarf es keiner Detailfestlegun-
gen durch die Regulierungsbehörde, so dass in der Regel 
nur ein geringer Informationsbedarf besteht. Die Ent-
kopplung entbindet die Regulierungsbehörde von jährli-
chen Kostenüberprüfungen und gibt den Netzbetreibern 
gleichzeitig Anreize, Kosten zu senken, um Gewinne 
einbehalten zu können.  Um Fehlentwicklungen durch 
die Kostensenkung vorzubeugen, kann es erforderlich 
sein, den Erhalt eines bestimmten Qualitätsniveaus vor-
zuschreiben. 
Daraus ergeben sich wesentliche Anforderungen für die 
Anreizregulierung:  
- Einfachheit : Der Regulierungsmechanismus muss 

einfach und transparent sein, um von den Nachfra-
gern sowie den regulierten Unternehmen akzeptiert 
zu werden und den Regulierungsaufwand zu begren-
zen.  

- Schaffung richtiger Anreize :  Die zu setzenden An-
reize müssen an Ziele geknüpft sein, die durch unter-
nehmerische Einflussnahme zu erreichen sind.   

- Fairness: Die gewählten positiven und negativen An-
reize müssen innerhalb akzeptabler Grenzen liegen 
und den Interessen von Nachfragern, Wettbewerbern 
und betroffenen Unternehmen gerecht werden.  

- Planungssicherheit :  Der Anreizmechanismus muss 
vorab klar definiert werden und eine nicht zu geringe 
Mindestlaufzeit haben. Er darf ex post nicht verändert 
werden.  

Die wichtigsten Methoden, die sich daraus entwickelt 
haben und heute in vielen Ländern eingesetzt werden, 
sind die Preisobergrenzenregulierung (Price-Cap), die Er-
lösobergrenzenregulierung (Revenue-Cap) sowie die 
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vergleichende Leistungsbeurteilung (Yardstick-Compe-
tition, Benchmarking, Modellnetzbetrachtungen). 
Aus den vorgenannten Ausgangsüberlegungen ergeben 
sich für die Regulierungsbehörde folgende Eckpunkte für 
die Etablierung eines Modells der Anreizregulierung: 
• Die Zulässigkeit der Anreizregulierung und die we-

sentlichen Ziele, Mittel und zu berücksichtigenden 
Gesichtspunkte müssen aus rechtsstaatlichen Grün-
den im Gesetz selbst geregelt sein. 

• Die Anreizregulierung muss bereits jetzt in der Er-
mächtigung für die Regulierungsbehörde enthalten 
sein. Auch ihre Implementierung darf nicht zu einer 
erneuten Belastung des Gesetz- bzw. Verord-
nungsgebers führen. Das Instrument der Verordnung 
bringt keine höhere Rechtssicherheit, sondern ledig-
lich eine potentielle Verzögerung und einen erhebli-
chen Flexibilitätsverlust. 

• Die Anreizregulierung muss so schnell wie möglich 
eingesetzt werden. Gerade in den ersten Jahren der 
Regulierung ist der Bedarf an einfachen, transpa-
renten und schnell wirksamen Instrumenten beson-
ders hoch. 

• Die Anreizregulierung ist von der Kostenprüfung zu 
trennen. Insbesondere darf die Verpflichtung zur Er-
füllung der zu setzenden Anreize nicht vom Vor-
behalt einer Prüfung tatsächlicher Kosten im Einzel-
fall abhängig gemacht werden. 

• Unterschiedliche objektive Kostenstrukturen können 
berücksichtigt werden. Dies kann durch unterschied-
liche Strukturmerkmale, Anreizvorgaben oder durch 
Bildung geeigneter Gruppen und Typisierungen ge-
schehen.  

• Aspekte der Versorgungssicherheit und der Haltung 
von Qualitätsstandards können sowohl bei der Ermitt-
lung der Ausgangsniveaus als auch bei der Setzung 
der Anreize oder einzuhaltenden Nebenbedingungen 
berücksichtigt werden. 

• Die Wahl der Anreizinstrumente muss durch die Re-
gulierungsbehörde getroffen werden. Price-Cap, Re-
venue-Cap (Erlösobergrenzen), Yardstick-Regulie-
rung auf Basis von Vergleichsmarktbetrachtungen 
oder auf Basis von Modellnetzbetrachtungen haben 
spezifische Vor- und Nachteile. Es wäre verfrüht, an-
gesichts der derzeitigen Faktenlage bestimmte Mo-
delle auszuschließen. Eine Kombination verschiede-
ner Ansätze kann die Robustheit der Methode stei-
gern, d.h. Risiken minimieren und Schwächen aus-
gleichen.  Sie gibt auch die Chance, dass in Deutsch-
land ein praxistaugliches Modell entwickelt wird, das 
die Erfahrungen anderer nutzt.  

• Das Ausgangsniveau eines Systems der Anreizregu-
lierung sollte nicht in einer individuellen Kostener-
mittlung bestehen. Damit gehen entscheidende Prak-
tikabilitätsvorteile verloren.  Denkbar ist eine schlich-
te Bestandsaufnahme des aktuellen Entgeltniveaus, 
ein Anknüpfen an die im Geschäftsbericht veröffent-
lichten Erlöse, eine Vergleichsmarktbetrachtung oder 
eine auf den typischen Kostentreibern aufsetzende 
Modellnetzbetrachtung.  

• Die Ermittlung des Effizienzmaßstabes muss Ele-
mente eines Beurteilungsspielraumes haben. Es han-

delt sich um eine Prognose der künftigen effizienten 
Kostenentwicklung und der den Unternehmen mögli-
chen Kosten- und Preisentwicklung. Die Prognose 
muss der Behörde obliegen, ihr müssen die notwen-
digen Spielräume eröffnet werden und die Behörde 
muss sich für bestimmte Zeiträume festlegen.  

7. Garantie von Versorgungsqualität: Investitionen 
(Sicherstellung, dass notwendige Investitionen 
getätigt werden/ggfs. befristete Ausnahme großer 
Infrastrukturinvestitionen von Regulierung) 

Die in § 11 Abs. 1 EnWG-E niedergelegte Grundent-
scheidung des Gesetzgebers, die Verantwortlichkeit für 
den Betrieb eines „sicheren, zuverlässigen und leistungs-
fähigen Energieversorgungsnetzes“ weiterhin in die 
Hände der Betreiber von Energieversorgungsnetzen zu 
legen, ist zu begrüßen. Diese Verpflichtung steht in ei-
nem engen Zusammenhang mit den Kalkulationsgrund-
lagen, die in § 21 EnWG-E und der StromNEV-E nieder-
gelegt sind. Gerade auch das Verhältnis von Investitionen 
in Netzinfrastruktur zur Möglichkeit entsprechender Ab-
schreibungen gem. §§ 4,6 StromNEV-E ist hierbei zu be-
rücksichtigen. Nach §§ 4, 6 StromNEV-E sind kalkulato-
rische Abschreibungen auf betriebsnotwendige Anlage-
güter bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu 
bringen. Dadurch soll gewährleistet werden, dass nach 
Ende der Nutzungsdauer (vgl. Anlage 1 zur StromNEV-
E) die jeweiligen Anlagegüter wiederbeschafft werden 
können. Abweichungen zwischen den Abschreibungen 
und den Kosten der Ersatzinvestition sind in der nächsten 
Kalkulationsperiode netzkostenmindernd bzw. netzko-
stenerhöhend zu berücksichtigen. Grundsätzlich ist je-
doch weder aus den Vorschriften der StromNEV-E noch 
aus dem EnWG-E abzuleiten, dass bestimmte Investitio-
nen erfolgen müssen. Insoweit unterliegt es der freien un-
ternehmerischen Entscheidung des Netzbetreibers ein 
Anlagegut auch über den Zeitraum der betriebsgewöhnli-
chen Nutzungsdauer hinaus in Betrieb zu halten oder 
keinen entsprechenden Ersatz zu beschaffen. Für den 
letztgenannten Fall ist nunmehr gem. § 6 Abs. 5 S. 3 
StromNEV-E ebenfalls vorgesehen, dass bei fehlender 
Wiederbeschaffung von Anlagegütern die kumulierten 
kalkulatorischen Kosten netzkostenmindernd zu berück-
sichtigen sind.     
Im Erdgasbereich sieht die Binnenmarktsrichtlinie Erd-
gas in Art. 22 im Fall des Baus großer, neuer Infrastruk-
tureinrichtungen - z.B. neue Verbindungsleitungen, 
LNG- oder Speicheranlagen - unter bestimmten Umstän-
den eine Möglichkeit zur Erteilung einer befristeten Aus-
nahme vom Regulierungsregime vor. Diese Ausnahme-
möglichkeit ist bislang im Entwurf zum EnWG nicht 
aufgenommen worden, obwohl dafür in Anbetracht der 
sehr hohen Investitionskosten durchaus ein Bedürfnis be-
stehen kann. Auch der gemeinsame Standpunkt des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates zur geplanten EU-
GasNZV sieht eine solche Ausnahmemöglichkeit in Art. 
16 lit. a) EU-GasNZV-E vor, so dass sie mit dem voraus-
sichtlichen Inkrafttreten der EU-NZV zum 1. Juli 2006 
unmittelbar bindendes Recht in Deutschland werden 
würde. Daher kann dem Vorschlag des Bundesrates zur 
Umsetzung der befristeten Ausnahmemöglichkeit in § 28 
a EnWG-E weitestgehend zugestimmt werden. Aller-
dings sollten dann auch, wie von der Binnenmarktsricht-
linie Erdgas vorgesehen – aber entgegen der Forderung 
des Bundesrates – die Regeln und Mechanismen für das 
Krisenmanagement und die Kapazitätszuweisung von der 
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Regulierungsbehörde festgelegt werden, sofern dies die 
Durchführung langfristiger Verträge nicht behindert. 

8. Haftungsregelungen 
§ 11 Abs. 2 EnWG-E enthält die unselbständige Verord-
nungsermächtigung zum Erlass von Haftungsregelungen 
im Bereich der gesamten Energieversorgung auf allen 
Netz- und Verteilstufen. Die gesetzlichen Vorgaben hin-
sichtlich der Möglichkeit von Haftungsbeschränkungen 
entsprechen im Wesentlichen dem aus den noch in Kraft 
befindlichen AVBEltV und AVBGasV bekannten Haf-
tungssystem. Neu ist die Möglichkeit einer völligen Haf-
tungsfreistellung in besonderen Fällen. Je nach Ausge-
staltung der Regelungen können sich hier hinsichtlich der 
Haftung nach ProdHaftG Abgrenzungsschwierigkeiten 
ergeben. 

Grundsätzlich ist die Möglichkeit von Haftungsbeschrän-
kungen vor dem Hintergrund unüberschaubarer Haf-
tungsrisiken durchaus zu begrüßen, da eine Erweiterung 
der Haftung zu einer erheblichen Erhöhung der Netzko-
sten führen kann. Es sollte jedoch auch berücksichtigt 
werden, dass eine Liberalisierung des starren Haftungs-
systems zu mehr Verhandlungsspielraum zwischen Netz-
betreibern und Netznutzern führen könnte. Ziel muss es 
sein ein ausgewogenes Haftungssystem zu schaffen, dass 
die berechtigten Interessen der Netzbetreiber und Netz-
nutzer in einem auch gesamtwirtschaftlich vertretbaren 
Haftungssystem Berücksichtigung finden.  Korrekturbe-
dürftig ist insbesondere der nach § 11 Abs. 2 S. 2 EnWG-
E mögliche komplette Ausschluss der Haftung, der der 
Formulierung nach auch vorsätzliches Handeln umfassen 
könnte.  Insbesondere sollte im Rahmen der Formulie-
rung von Haftungsfreistellungen für die Netzbetreiber ein 
enger Zusammenhang mit der Einhaltung eines hohen 
Qualitäts- und Versorgungsniveaus hergestellt werden.  

9. Transparenz 

Um den Wettbewerb im Bereich der leitungsgebundenen 
Energieversorgung zu forcieren, ist die Stärkung der 
Transparenz auf diesem der Regulierung unterworfenen 
Gebiet der Energieversorgung von entscheidender Be-
deutung.  
Dies ergibt sich zum einen aus der Erforderlichkeit für 
kleinere Wettbewerber, an wichtige Daten und Informa-
tionen zu gelangen, um im Wettbewerb bestehen zu kön-
nen und zum anderen aus der Erwägung, dass nur so die 
Unterbindung von wettbewerbsverzerrenden Quersub-
ventionen möglich ist. Angesichts des beabsichtigten Re-
gulierungsregimes, das in starkem Umfang auf einer ex-
post Missbrauchskontrolle durch die Regulierungsbehör-
de und später auf einem anreizorientierten Modell beru-
hen soll, ist auch für eine erfolgreiche Tätigkeit der Be-
hörde die leichte Verfügbarkeit sämtlicher relevanter In-
formationen entscheidend. Denn nur so kann eine effi-
ziente Regulierung im Sinne einer wirksamen Aufsicht 
bei geringem Aufwand gewährleistet werden. Daher sind 
die in Gesetz und Verordnungen vorgesehenen umfang-
reichen Befugnisse der Regulierungsbehörde zur Daten-
erhebung ebenso unverzichtbar wie die Veröffentli-
chungspflichten der Netzbetreiber.  
10. Energieeffizienz 
Steigerungen der Energieeffizienz sind neben dem 
Aspekt der Umweltfreundlichkeit auch ökonomisch vor-

teilhaft im Sinne von Kostensenkungspotentialen im 
Netzbereich. § 14 Abs. 2 EnWG-E bestimmt als eine 
Aufgabe der Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen, 
bei der Planung des Verteilernetzausbaus die Möglich-
keiten von Energieeffizienz- und Nachfragesteuerungs-
maßnahmen und dezentralen Erzeugungsanlagen zu be-
rücksichtigen. 
Zu berücksichtigen sind in diesem Zusammenhang die 
europarechtlichen Vorgaben zur Energieeffizienz. Im 
Dezember 2003 hat die europäische Kommission einen 
Vorschlag für eine Richtlinie zur Endenergieeffizienz 
und zu Energiedienstleistungen (KOM/2003/0739 endg.) 
vorgelegt, der zur Zeit in erster Lesung durch Rat und 
Europäisches Parlament beraten wird.  
Nach Artikel 6 der zur Zeit in der Ratsarbeitsgruppe dis-
kutierten Fassung stellen die Mitgliedsstaaten sicher, 
dass Energieversorger (i.e. Transport- und Verteilnetz-
betreibern) eine der drei folgenden Optionen anbieten: 
- Angebot und aktive Förderung von Energiedienstlei-

stungen (also die Kombination von Energie und 
energienutzender Technologie oder Betriebs- und In-
standhaltungsaktivitäten) 

- Angebot von Energieaudits 
- finanzielle Beiträge für Fonds zur Durchführung von 

Energieeffizienzprogrammen. 
Die konkreten Verpflichtungen für Energieversorger sind 
zur Zeit noch Gegenstand von kontroversen Diskussio-
nen u.a. im Energie-Ministerrat am 29.11.2004. 
Es bleibt zu prüfen, ob eine Verankerung von Energieef-
fizienzmaßnahmen im EnWG geboten ist, da das Aus-
maß möglicher zukünftiger europarechtlicher Verpflich-
tungen noch nicht abzusehen ist. 

11. Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
Regelungen zum Mess- und Zählwesen finden sich im 
Entwurf der StromNZV. In § 18 StromNZV-E sind erste 
Ansätze einer Liberalisierung enthalten. Zu begrüßen ist, 
dass damit die Existenz eines eigenständigen Marktes für 
das Mess- und Zählwesen anerkannt wird.  Die Letztve-
rantwortung für das Messwesen bleibt beim Netzbetrei-
ber. Die Verantwortlichkeit für die Messung kann nur bei 
einem vom Netzbetreiber abweichenden Messstellen-
betreiber liegen, sofern hierüber eine Einigung -unter 
Einbeziehung des Netzbetreibers- erzielt worden ist. Im-
pulse auf den Bereich des Zähl- und Messwesens sind 
eventuell aus dem Bereich der Festlegung von Vertrags-
inhalten (Standardangebotsverfahren) oder Vorgaben zur 
Abwicklung von Lieferantenwechselprozessen zu erwar-
ten.  

Ferner könnten im Rahmen einer zu entwickelnden An-
reizregulierung auch Effizienzanreize im Bereich des 
Mess- und Zählwesens geschaffen werden, die zu einem 
verstärkten Einsatz innovativer Messtechnik führen wür-
den. Unter diesem Gesichtspunkt erscheint auch denkbar, 
dass Netzbetreiber verstärkt dazu übergehen, den Bereich 
Zähl- und Messwesen an spezialisierte Dienstleister im 
Weg des „Outsourcing“ abzugeben und damit Effizienz-
vorteile erzielen. Denkbar sind dabei z.B. Synergieeffek-
te durch kumulierte Ablesung von Strom-, Gas- und 
Wärmeverbrauchszählern. Ferner könnten sich durch ent-
sprechende Anbieter und neue Messtechnik auch Impulse 
auf den effizienten Energieeinsatz ergeben.  



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

166 

Falls eine weitere Liberalisierung beabsichtigt ist, wäre 
es erforderlich, dass die Verantwortung für das Mess - 
und Zählwesen auch ohne Zustimmung des Netzbetrei-
bers vom Netznutzer oder Netzanschlussinhaber auf ei-
nen Dritten übertragen werden kann.  
Entsprechende Modifikationen wären dem Grunde nach 
auch für die Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 
im Gasnetz (§§ 39 ff. GasNZV-E) denkbar. 
12. Unbundling 
Die gem. § 7 EnWG-E vorgesehene rechtliche Entflech-
tung („legal unbundling“) stellt die konsequente Umset-
zung der Art. 10, 15 der Richtlinie 2003/54/EG im 
Strombereich sowie der Art. 9, 13 Richtlinie 2003/55/EG 
im Gasbereich dar. Von der Möglichkeit der sog. „de-
minimis-Regelung“ für Energieversorgungsunternehmen 
mit weniger als 100.000 Kunden hat der Gesetzgeber in § 
7 Abs. 2 EnWG-E Gebrauch gemacht. Im Ergebnis kann 
diese Entscheidung begrüßt werden, da kleine EVU mit 
den entsprechenden Pflichten unverhältnismäßig belastet 
würden. Durch die Klarstellung, dass sowohl unmittelbar 
als auch mittelbar angeschlossene Kunden bei der Be-
stimmung der 100.000-Kunden-Grenze Berücksichtigung 
finden, kann ausgeschlossen werden, dass durch gesell-
schaftsrechtliche Gestaltungsspielräume eine Zersplitte-
rung in kleinere selbständige Unternehmen zur Umge-
hung der „Unbundlingpflichten“ erfolgt. Dem selben Ziel 
dient die Ausweitung auf verbundene Unternehmen i.S.d. 
§ 3 Nr. 38 EnWG-E.  
Die Pflicht zur rechtlichen Entflechtung trifft die Unter-
nehmen gem. § 7 Abs. 3 EnWG-E erst zum 1. Juli 2007. 
Damit wird erreicht, dass die betroffenen Unternehmen 
ausreichend Vorlaufzeit haben, um die notwendigen ge-
sellschaftsrechtlichen und sonstigen Umstrukturierungen 
vorzunehmen.  
Die Pflicht zur operationellen und informatorischen Ent-
flechtung gem. §§ 8, 9 EnWG-E besteht hingegen erfreu-
licherweise mit Inkrafttreten des Gesetzes, wobei gem. § 
8 Abs. 6 EnWG-E die Unternehmen mit weniger als 
100.000 Kunden wiederum von der Pflicht zur operatio-
nellen Entflechtung ausgenommen sind. Für die rech-
nungsmäßige Entflechtung gem. § 10 EnWG-E sieht § 
114 Abs. 2 EnWG-E als Startzeitpunkt das erste voll-
ständige Geschäftsjahr nach Inkrafttreten des Gesetzes 
vor.  
Problematisch erscheint § 10 Abs. 5 EnWG-E, der die 
Verpflichtung zur Übersendung des Jahresabschlusses 
dem Auftraggeber auferlegt. Das ist in der Regel nicht 
das EVU, sondern die Gesellschafter bzw. der Aufsichts-
rat (§ 318 Abs. 1 HGB). Einfacher erscheint es, dem Un-
ternehmen die Pflicht zur Übersendung aufzuerlegen. 
Dies gilt umso mehr, als § 65 Abs. 2 EnWG-E Auf-
sichtsmaßnahmen lediglich gegen Unternehmen nicht 
aber gegen deren Organe oder Gesellschafter vorsieht. 
Darüber hinaus erweckt auch die Begründung zu § 10 
EnWG-E den Eindruck, als solle das Unternehmen zur 
Übersendung des Jahresabschlusses verpflichtet sein. 
§ 10 Abs. 5 EnWG-E könnte vor diesem Hintergrund wie 
folgt neu gefasst werden:  

„Das Energieversorgungsunternehmen hat der Regu-
lierungsbehörde ....“ 

Insgesamt kann aber die Umsetzung der europarechtli-
chen Entflechtungsvorschriften in deutsches Recht un-
eingeschränkt begrüßt werden, da die Entflechtung die 

Basis für Transparenz und mehr Wettbewerb im Bereich 
der leitungsgebunden Energieversorgung darstellt.  
Wünschenswert wäre jedoch noch eine Erweiterung der 
Veröffentlichungs- und Mitteilungspflichten der Unter-
nehmen, um umfassende wettbewerbliche Transparenz 
zu schaffen. In besonderem Maße betrifft dies die Um-
setzung der Unbundling-Vorschriften im Wege von 
Pacht- und Dienstleistungsmodellen. Hier müssen die Of-
fenlegungspflichten auch der verpachtenden oder dienst-
leistenden Unternehmen erweitert werden, um die Regu-
lierungsbehörde in die Lage zu versetzen, ihren Aufga-
ben effizient nachzukommen. 

13. Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
Es ist positiv zu bewerten, dass das im Gesetz und den 
Verordnungen verankerte Regulierungsregime der Be-
hörde ein breites Spektrum an Handlungsmöglichkeiten 
bietet. Insbesondere die Eröffnung weitgehender ex-ante 
Befugnisse dient der Handlungsfähigkeit der Regulie-
rungsbehörde, da sie auf diese Weise aktiv gestaltend tä-
tig werden kann.  Beispiele für eine mögliche Erweite-
rung der Befugnisse sind bereits oben unter  Punkt 4. Ex-
ante / ex-post Aufsicht (Erweiterung der Festlegungsbe-
fugnisse der Regulierungsbehörde) genannt worden.  
In diesem Zusammenhang ist zu begrüßen, dass § 30 
Abs.2 Satz 1 EnWG-E  als Sanktion rechtswidrigen Ver-
haltens  nicht nur die Untersagung, sondern auch die An-
ordnung von Maßnahmen ermöglicht. Dadurch wird die 
Entscheidungsmöglichkeit der Regulierungsbehörde in 
der Weise erweitert, dass ihr flexible Sanktionsmöglich-
keiten an die Hand gegeben werden, um einem festge-
stellten Missbrauch abzuhelfen. 

Positiv zu bewerten ist ebenfalls die Befugnis der Regu-
lierungsbehörde, rechtswidriges Verhalten von Unter-
nehmen mit einer Vorteilsabschöpfung gemäß § 33 
EnWG-E sanktionieren zu können. Durch die damit ver-
bundenen wirtschaftlichen Einbußen ist eine verstärkte 
Abschreckung zu erwarten. Auch die Ausweitung der 
Vorteilsabschöpfung auf Verbände und Einrichtungen 
nach § 34 EnWG-E eröffnet den einschlägigen Interes-
senverbänden ausnahmsweise die Möglichkeit, die not-
wendigen Schritte zur Sanktionierung rechtswidrigen 
Verhaltens zu unternehmen. Diese Regelung bietet einen 
zusätzlichen Schutz durch die Erhöhung der Wahrschein-
lichkeit, dass sich rechtswidriges Verhalten wirtschaftlich 
nicht lohnt.  

Für die Arbeit der Regulierungsbehörde von großer Be-
deutung ist auch die ihr in § 72 EnWG-E eröffnete Mög-
lichkeit, vorläufige Anordnungen bis zur endgültigen 
Entscheidung zu treffen, und die Regelung des § 76 
EnWG-E, wonach Beschwerden gegen Entscheidungen 
der Regulierungsbehörde grundsätzlich keine aufschie-
bende Wirkung haben. Durch das grundsätzliche Entfal-
len des Suspensiveffekts einer Beschwerde gegen Ent-
scheidungen der Regulierungsbehörde werden diese ge-
stärkt. 

§ 57 EnWG-E regelt die Übermittlung von Informationen 
im Rahmen der Zusammenarbeit mit den Regulierungs-
behörden anderer Mitgliedstaaten und mit der Europäi-
schen Kommission. Hier sollte zur Vermeidung von Un-
sicherheiten gesetzlich klargestellt werden, worin der 
Unterschied zwischen „nicht öffentlich zugänglichen In-
formationen“ i.S.d. § 57 Abs.1 S.1 EnWG-E und den 
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„vertraulichen Angaben, einschließlich Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen“ i.S.d. § 57 Abs.1 Satz 2 EnWG-E 
besteht. 
Um die Erfüllung der europarechtlichen Verpflichtung 
zur transparenten Zusammenarbeit aus der Elektrizitäts-
binnenmarktrichtlinie 2003/54/EG und der Erdgasbin-
nenmarktrichtlinie 2003/55/EG nicht ausschließlich der 
Zustimmung der betroffenen Unternehmen zu überlassen, 
sollte § 57 Abs.1 Satz 2 EnWG-E wie folgt geändert 
werden: 

„Vertrauliche Angaben, einschließlich Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, dürfen nur nach Anhö-
rung des Unternehmens übermittelt werden, das 
diese Angaben vorgelegt hat.“ 

14. Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnung 
Aus Sicht der Regulierungsbehörde sind alle wesentli-
chen Vorgaben im Gesetz selbst niederzulegen und die 
methodischen Regelungen in den Verordnungen zu redu-
zieren. Die derzeit in den Verordnungen vorgesehenen 
Festlegungsbefugnisse der Regulierungsbehörde sollten 
direkt im Gesetz verankert werden und ihr schon dort die 
notwendigen Handlungsspielräume für eine sachgerechte 
Regulierung eingeräumt werden. Im Hinblick auf die 
zahlreichen Verordnungsermächtigungen ist auch zu be-
achten, dass diese den Vorgaben des Art. 80 Abs.1 Satz 2 
GG entsprechen müssen, wonach die wesentlichen 
Grundzüge in das Gesetz selbst aufzunehmen sind und 
nicht in untergesetzliche Rechtsnormen verlagert werden 
dürfen. Darüber hinaus müssen sich sämtliche in Rechts-
verordnungen enthaltenen Regelungen an den gesetzli-
chen Vorgaben messen lassen und beinhalten damit im-
mer die latente Gefahr wegen der Unvereinbarkeit mit 
höherrangigem Recht einer gerichtlichen Überprüfung 
nicht standzuhalten. 

Die Regulierungsbehörde hält es darüber hinaus für 
sachdienlich, die Regulierung nicht durch starre Vorga-
ben des Verordnungsgebers auszugestalten, da auf diese 
Weise die Möglichkeit, marktgerechte und flexible Ein-
zelfalllösungen zur Behebung von Wettbewerbshemm-
nissen zu finden, eingeschränkt wird. Insbesondere die 
zahlreichen Verordnungsermächtigungen des § 24 
EnWG-E und der §§ 17 Abs.3, 18 Abs.3 EnWG-E lassen 
eine weitgehende Normierung der Methoden durch den 
Verordnungsgeber befürchten. 

Eine solche Regulierung durch den Verordnungsgeber 
verschenkt nicht nur die Flexibilität behördlicher Regu-
lierung, sondern läuft auch dem im Telekommunikati-
onsmarkt bewährten Ziel zuwider, die Regulierung zu 
entpolitisieren. Die Regulierung durch den Verordnungs-
geber hält Detailfragen dauernd auf der politischen 
Agenda, da zwangsläufig immer wieder der Ruf nach 
dem Verordnungsgeber laut werden muss, sobald die Er-
gebnisse einen der Beteiligten nicht zufrieden stellen. 

Demgegenüber liegen gute Erfahrungen mit dem TKG 
vor, welches die Regulierung als administrative Aufgabe 
begreift und darauf verzichtet, einzelne Methoden oder 
methodische Fragen in detailreichen Rechtsverordnungen 
zu regeln. Der Telekommunikationsgesetzgeber hat 
jüngst mit gutem Grund den umgekehrten Weg beschrit-
ten und mit dem neuen TKG auf bisher vorgesehene 
Verordnungen verzichtet. Darüber hinaus sind zentrale 
Fragen des Ob und des Wie einer Regulierung in die 
Hand der Behörde gelegt worden, welche diese nach aus-

führlichen Ermittlungs- und Konsultationsverfahren fest-
zulegen hat. Die inhaltliche Steuerung der Regulierung 
erfolgt durch entsprechende abstrakte Vorgaben des Ge-
setzes, die Verwendung entsprechender Fachbegriffe 
(z.B. Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung, Pri-
ce-Cap-Verfahren, Betreibervorauswahl) und ausführli-
cher Regelung der von der Behörde im Rahmen von Ab-
wägungsentscheidungen zu beachtenden Gesichtspunkte. 
Weder die Rechtssicherheit noch das im Kern berechtigte 
Anliegen, grundsätzliche und politisch zu bewertende 
Fragen auch von politisch verantwortlichen Organen ent-
scheiden zu lassen, erfordern eine Detailregulierung 
durch den Verordnungsgeber. Zum einen ist nicht jede 
Frage, deren Entscheidung für einen Betroffenen große 
wirtschaftliche Bedeutung hat, damit schon eine politisch 
zu entscheidende Frage. Zum anderen sollten politische 
Entscheidungen durch den Gesetzgeber, also durch das 
Gesetz selbst getroffen werden. Die Umsetzung der ge-
setzlichen Vorgaben für die Regulierung sollte dann aber 
mittels entsprechend flexibler Instrumente der Behörde 
an die Hand gegeben werden.  
Bedenklich ist auch die Tendenz, Verordnungsermächti-
gungen nicht dem Fachressort, sondern der Bundesregie-
rung zu erteilen und diese an die Zustimmung sowohl des 
Bundesrates als auch des Bundestages zu koppeln. So-
weit sich darin der Wunsch nach entsprechender Ein-
flußnahme widerspiegelt, sollte diese dann konsequen-
terweise unmittelbar durch den Gesetzgeber erfolgen. 
Wo eine gesetzliche Regelung nicht opportun ist, ist eine 
Festlegung durch den Regulierer grundsätzlich vorzugs-
würdig. Angelegenheiten, die der Verordnungsgeber ent-
scheiden soll, muss dieser dann aber auch hinreichend 
flexibel und zügig handhaben können. Verordnungen, die 
an die Mitwirkung sämtlicher Gesetzgebungsorgane 
gekoppelt sind, kombinieren demgegenüber die Nachteile 
einer Verordnung (mangelnde Rechtssicherheit) mit dem 
Aufwand eines Gesetzgebungsverfahrens ohne dessen 
Vermittlungsmöglichkeiten zu eröffnen.   
Block 2: Themenschwerpunkt Strom 
1. Kalkulation der Netznutzungsentgelte 
Im EnWG-E wird die Grundsatzentscheidung für eine 
kostenbasierte Ermittlung der Netzentgelte getroffen. Der 
umstrittene Begriff der „elektrizitätswirtschaftlich ratio-
nellen Betriebsführung“ erscheint im Zusammenspiel mit 
dem Vergleichskriterium eines „effizienten und struktu-
rell vergleichbaren Netzbetreibers“ aus Sicht der Regu-
lierungsbehörde als tragfähig, um am Effizienzmaßstab 
orientierte Netzkosten zur Bestimmung von Netznut-
zungsentgelten zu ermitteln. Durch den neuen Kontext, 
in dem der Begriff der „elektrizitätswirtschaftlich ratio-
nellen Betriebsführung“ in § 21 Abs. 2 EnWG-E und § 4 
Abs. 1 StromNEV-E gebraucht wird, ist eine Interpreta-
tion eröffnet, die nicht an der BTOElt orientiert ist. Die 
Komplexität der Regelung bietet jedoch erheblichen 
Streitstoff und führt zu einem Mangel an Planungssi-
cherheit für die Regulierungsbehörde und die betroffenen 
Unternehmen. 
Problematisch erscheint die verbindliche Festschreibung 
der Nettosubstanzerhaltung als ausschließliche Kalkula-
tionsmethode in § 21 Abs. 2 EnWG-E. Eine auch zukünf-
tig bindende Festlegung auf diese Methode wird der Ar-
beit der Regulierungsbehörde nicht gerecht, indem ande-
re Kalkulationsmethoden, die wettbewerbsnähere Ergeb-
nisse ermöglichen, ausgeschlossen werden. Die ebenfalls 
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diskussionswürdige Methode der Realkapitalerhaltung 
bietet zu gegebener Zeit unter Umständen den Vorteil, 
der einfacheren Handhabbarkeit und entspricht damit 
eher dem Leitbild einer „schlanken“ Regulierung. 
Weitere Details zur Kalkulation der Netznutzungsentgel-
te finden sich im Entwurf der StromNEV. 
Die Vorgaben für die Bemessung der kalkulatorischen 
Eigenkapitalverzinsung sind in § 7 StromNEV-E um-
fänglich geregelt. Hierbei ist anzumerken, dass die Posi-
tion „Bilanzwerte der Finanzanlagen“ gem. § 7 Abs. 1 
Ziff. 3 StromNEV-E nicht notwendigerweise dem Netz-
betrieb zuzuordnen ist und damit an sich nicht uneinge-
schränkt als Eigenkapitalkomponente berücksichtigt 
werden sollte. Zuzustimmen ist hingegen der Begrenzung 
der anzusetzenden Eigenkapitalquote auf  maximal 40 % 
gem. § 7 Abs. 3 S. 2 StromNEV-E. Die Schaffung einer 
überhöhten Eigenkapitalbasis ist damit unter dem Blick-
winkel der Erhöhung der kalkulatorischen Kosten nicht 
attraktiv. Insoweit wird durch die Regelung die grund-
sätzlich gewünschte Wettbewerbsanalogie gefördert.  
Die turnusmäßige Festlegung des EK-Zinssatzes gem. § 
7 Abs. 5 StromNEV-E ist zu begrüßen. Positiv zu bewer-
ten ist die Befugnis der Regulierungsbehörde, den Wag-
niszuschlag festzulegen. Die Umstände, die die Regulie-
rungsbehörde bei der Ermittlung des Wagniszuschlages 
zu berücksichtigen hat, erscheinen sachgerecht, wobei 
die Formulierung des § 7 Abs. 4 Nr. 3 StromNEV-E den 
Verdacht eines Zirkelbezuges weckt. Gegebenenfalls 
könnte hier zur Klarstellung nach dem Sinn und Zweck 
der Vorschrift auf beobachtete und quantifizierbare 
„Mengen- und Preisrisiken“ abgestellt werden. Erfreulich 
ist, dass durch die „insbesondere-Formulierung“ des § 7 
Abs. 4 StromNEV-E kein starre Festlegung der anzu-
wendenden Kriterien erfolgt, sondern ein weiter Beurtei-
lungsspielraum für die Regulierungsbehörde eröffnet 
wird.   

Ausdrücklich zu begrüßen ist – im Rahmen der kostenba-
sierten Entgeltbestimmung- die Aufnahme der Pflicht zur 
periodenübergreifenden Saldierung in § 11 StromNEV-E. 
Dadurch wird eine Korrektur eventueller Differenzen 
zwischen geplanten und tatsächlich realisierten Erlösen 
erreicht. Positive oder negative Erlösabweichungen von 
den Planzahlen werden damit in der folgenden Kalkulati-
onsperiode berücksichtigt. Damit ergibt sich für die 
Netzbetreiber kein Anreiz, durch unzutreffende Planun-
gen Ergebnisvorteile zu erzielen.  

Um die Ergebnisse der Saldierung für die Regulierungs-
behörde nachvollziehbar und transparent zu machen, 
sollten die Netzbetreiber verpflichtet sein, den Stand der 
Salden mitzuteilen. 

Ungeachtet der positiven Bewertung der periodenüber-
greifenden Saldierung im Rahmen einer kostenbasierten 
Entgeltkalkulation bedarf die Regelung einer klarstellen-
den Öffnungsklausel für den Fall der Implementierung 
eines Systems der Anreizregulierung. Da zu deren Kern-
gedanken der Anreiz für das Unternehmen gehört, Effi-
zienzsteigerungen zu erreichen, um den daraus resultie-
renden Zusatzgewinn behalten zu dürfen, können die 
daraus resultierenden kostenüberschreitenden Erlöse 
nicht gleichzeitig im nächsten Rechnungsjahr als Ab-
zugsposten in Ansatz gebracht werden.  

Um eine Implementierung eines Systems der Anreizregu-
lierung ohne erneutes Tätigwerden des Gesetz- oder Ver-

ordnungsgebers zu ermöglichen, sollte eine allgemeine 
Öffnungsklausel insgesamt klarstellen, dass Entgelte, die 
im Rahmen der Anreizregulierung den Vorgaben der 
RegTP entsprechen, nicht auch noch den Kalkulations-
vorgaben der StromNEV genügen müssen.  

2. Stromhandel 
Wesentliche Voraussetzung für einen funktionsfähigen 
nationalen Stromhandel sind transaktions-unabhängige 
Netznutzungsentgelte, wie in §§ 24 EnWG-E, 15 Abs. 1 
S. 1 StromNEV-E verankert. Generell wirken sich auf 
den Stromhandel alle Regelungen positiv aus, die die 
Transparenz erhöhen und zur Standardisierung und Ver-
einfachung beitragen. Insbesondere durch die im Entwurf 
der StromNZV verankerte Möglichkeit der Festlegung 
von Standardangeboten für die Netznutzungs-, Lieferan-
tenrahmen- und Bilanzkreisverträge durch die Regulie-
rungsbehörde gemäß § 28 StromNZV-E ist daher eine 
Beschleunigung und Vereinfachung der Abwicklung von 
Transaktionen im Stromhandel zu erwarten. Eine weitere 
positiv hervorzuhebende Regelung sind die in § 17 
StromNZV-E festgehaltenen Veröffentlichungspflichten 
der Netzbetreiber, da sie das Informationsniveau der un-
terschiedlichen Marktakteure angleichen.  

Eine Absenkung der Kosten des Bilanzausgleichs für die 
Marktteilnehmer, ist durch die Nutzung der in § 5 Abs. 2 
StromNZV-E festgelegten Möglichkeit der Anpassung 
des Fahrplans mit einem Vorlauf von mindestens drei 
Viertelstunden am selben Tag innerhalb der Regelzonen 
und regelzonenübergreifend und somit der Möglichkeit 
des untertäglichen Handels zu erwarten. Diese Regelun-
gen sind eine deutliche Verbesserung gegenüber bisheri-
gen Festlegungen in der VV II plus. 

Den grenzüberschreitenden Stromhandel betreffend, 
ergibt sich aus § 56 EnWG-E die Ermächtigung der Re-
gulierungsbehörde, die ihr nach der EU-Stromhandels-
Verordnung (VO 1228/2003) zugewiesenen Aufgaben 
wahrzunehmen. Dazu hat die Regulierungsbehörde die 
Befugnisse, die ihr aufgrund der Verordnung und bei 
Anwendung des EnWG zustehen (§ 56 Satz 2 EnWG-E). 
Zur Konkretisierung der Befugnisse der Regulierungsbe-
hörde könnte folgender neuer Satz 3 eingefügt werden: 

„Insbesondere kann die Regulierungsbehörde die zur 
Erfüllung dieser Aufgaben notwendigen Informatio-
nen von den Betreibern von Übertragungsnetzen ein-
fordern.“ 

3. Grundversorger/Ersatzversorger 

Insgesamt gelungene Regelungen enthalten die §§ 36 ff. 
EnWG-E betreffend die Energielieferung an Letztver-
braucher. § 36 EnWG-E statuiert –wie § 10 EnWG 1998- 
die Pflicht des Grundversorgers zur Versorgung, soweit 
diese zumutbar ist. Die Grundversorgungspflicht ist 
nunmehr auf Haushaltskunden (Def.: § 3 Nr. 22 EnWG-
E) beschränkt. Nach § 36 Abs. 2 EnWG-E bestimmt sich 
der Grundversorger nach der Zahl der Haushaltskunden 
in einem Netzgebiet der allgemeinen Versorgung. Grund-
versorger ist demnach derjenige Versorger, der die 
meisten Haushaltskunden in einem Netzgebiet der allge-
meinen Versorgung beliefert. Probleme bei der Bestim-
mung des Grundversorger können sich allenfalls in „um-
kämpften“ Gebieten ergeben. In den meisten Gebieten 
dürfte zur Zeit hingegen eine eindeutige Bestimmung 
problemlos möglich sein. Für die Durchführung des Ver-



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)1511 

  169 

fahrens zur Bestimmung des Grundversorgers sind die 
jeweiligen Länderbehörden zuständig. Diese Regelung 
erscheint folgerichtig, da eine zentrale bundeseinheitliche 
Zuständigkeit nicht erforderlich ist. § 38 EnWG-E regelt 
dann die Ersatzversorgung mit Energie. Hierunter sind 
diejenigen Lieferverhältnisse zu fassen, die sich außer-
halb eines Liefervertrages befinden. Abweichend von der 
Rechtslage nach EnWG 1998 wird nunmehr ein gesetzli-
ches Schuldverhältnis zwischen dem Grundversorger 
i.S.d. des § 36 EnWG-E und dem Letztverbraucher ange-
nommen. Hierdurch wird Rechtssicherheit geschaffen.  
4. Regelenergie 
Die §§ 22 bis 24 EnWG-E und §§ 6 ff. StromNZV-E 
beinhalten Regelungen zur Beschaffung bzw. Erbringung 
von Ausgleichs- und Regelenergie, die zu mehr Transpa-
renz und Effizienz auf dem Markt für Regelenergie und 
damit zu zunehmendem Wettbewerb führen sollen. Dies 
ist im Rahmen der Netzentgeltregulierung von großer 
Bedeutung, da die Regelenergie als Systemdienstleistung 
der Übertragungsnetzbetreiber einen großen Teil der 
Übertragungsnetzentgelte ausmacht und ein erhebliches 
Potential für wettbewerbsverzerrende Quersubventionie-
rung bietet.  

Daher ist die Ausschreibung von Regelenergie durch die 
Übertragungsnetzbetreiber über eine gemeinsame Inter-
netplattform und die Verpflichtung zur Zusammenarbeit 
nach § 22 Abs.2 Satz 2 und 4 EnWG-E als erster Schritt 
zu begrüßen, um den Aufwand für Regelenergie zu sen-
ken. Diese Vorgaben dienen der Vereinheitlichung der 
den Anbietern von Regelenergie vorgegebenen Präquali-
fikationsanforderungen und sollen zur weiteren Verbes-
serung der Transparenz und des Wettbewerbs und damit 
zu niedrigeren Preisen führen.  

Aus Sicht der Regulierungsbehörde wäre ein gesetzlicher 
Prüfauftrag hinsichtlich der Rahmenbedingungen eines 
wirtschaftlichen Einsatzes von Regelenergie denkbar. 
Dabei sollte die Machbarkeit der Regelzonenzusammen-
legung Berücksichtigung finden, um die kostspielige 
Vorhaltung und den Einsatz von Regelenergie auf das 
absolut erforderliche Minimum zu reduzieren. Neben ei-
ner technischen Zusammenlegung, wie sie im Rahmen 
der Unternehmensfusionen der letzten Jahre vollzogen 
wurde, sollten insbesondere Vor- und Zwischenstufen 
geprüft werden. Beispielhaft sind die Koordination des 
Regelenergieabrufs zwischen den Übertragungsnetzbe-
treibern und die Zusammenfassung der Ausschreibungs-
märkte zu nennen. Ebenfalls erwägenswert ist die Auf-
nahme der Stundenreserve als weitere Regelenergieart 
durch Erwähnung in den entsprechenden Normen des 
StromNZV-E. Vor dem Hintergrund steigender Wind-
energieeinspeisungen sollte auf diese günstige Beschaf-
fungsoption nicht verzichtet werden. 

Darüber hinaus ist anzumerken, dass der Vorbehalt der 
„technischen Möglichkeit“ in § 22 Abs.2 Satz 1 EnWG-E 
zu einer Umgehung der Vereinheitlichungspflicht der 
Präqualifi-kationsanforderungen durch die Übertra-
gungsnetzbetreiber führen könnte. Daher sollte dieser 
Passus zumindest so formuliert werden, dass eine Be-
weislastumkehr den Übertragungsnetzbetreibern die Dar-
legung der technischen Unmöglichkeit auferlegt: 

 „..., soweit sie nicht den Nachweis der technischen Un-
möglichkeit erbringen, von den Betreibern von Übertra-
gungsnetzen zu vereinheitlichen sind.“ 

In diesem Zusammenhang wäre es wünschenswert, dass 
für die Einrichtung der gemeinsamen Internetplattform 
zur Ausschreibung von Regelenergie eine kürzere  als die 
in § 118 Abs.1 EnWG-E gewählte Übergangsfrist von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten des EnWG und der 
StromNZV vorgesehen werden soll.  

Es ist außerdem fraglich, ob der in § 7 StromNZV-E vor-
geschriebene Einsatz der Regelenergie „entsprechend 
den Ausschreibungsergebnissen auf Basis regelzonen-
spezifischer Angebotskurven“ nicht zu einem Wertungs-
widerspruch zu der in § 22 Abs.2 EnWG-E festgelegten 
Vereinheitlichungs- und Zusammenarbeitspflicht führt. 
§ 8 Abs.1 Satz 2 StromNZV-E statuiert die sogenannte 
„pay as bid-Methode“, nach der die gelieferte Regelener-
gie zu dem jeweils angebotenen Preis vergütet wird. Da 
aber auch alternative Abrechnungsmethoden (z.B. „mar-
ket-clearing-price“) denkbar sind, sollte in der Verord-
nung keine Festlegung auf eine bestimmte Methode er-
folgen, sondern eine Festlegungsbefugnis zugunsten der 
Regulierungsbehörde vorgesehen werden, die dann nach 
entsprechender Prüfung die anzuwendende Abrech-
nungsmethode bestimmt.  
Es ist als positiv zu bewerten, dass § 27 Abs.1 Nr.2 
StromNZV-E nunmehr der Regulierungsbehörde die Be-
fugnis eröffnet, Festlegungen zur Ausschreibung von 
Regelenergie zutreffen und gleichzeitig  zur Förderung 
des Wettbewerbs einheitliche, kurze Ausschreibungszeit-
räume ermöglicht und damit auf eine Quotierung ver-
zichtet. Um eine Überprüfung des Ausschreibungsverfah-
rens möglich zu machen, muss die Behörde über den bis-
herigen Kanon hinaus auch befugt sein, die ihr zu Prü-
fungszwecken mitzuteilenden Informationen festzulegen, 
ohne dazu jeweils auf individuelle Auskunftsersuchen 
zurückzugreifen. Diese Informationen sollten auch  - in 
anonymisierter Form -  zur Veröffentlichung vorgesehen 
werden, um die Markttransparenz zu erhöhen und damit 
zu einer höheren Liquidität und niedrigeren Preisen bei-
zutragen. 

5. Dezentrale Einspeisung/Vermiedene Netznutzungs-
entgelte 
Für Betreiber dezentraler Stromerzeugungsanlagen ist 
gem. § 18 StromNEV-E die Vergütung vermiedener 
Netznutzungsentgelte vorgesehen. Die nunmehr ausführ-
lich geregelten Vorgaben für die Bestimmung der Entgel-
te sind zu begrüßen. Langfristig kann durch eine dezen-
trale Erzeugungsstruktur der Ausbau von Übertragungs- 
und Verteilnetzstrukturen vermieden werden.  

7. Arealnetze  
Arealnetzbetreiber installieren vornehmlich im Bereich 
von Neubaugrundstücken und Gewerbegebieten Strom-
verteilnetze, indem sie sich an das Mittelspannungsnetz 
des örtlichen Netzbetreibers anschließen und die durch 
die vermiedene Nutzung der Verteilnetzebene gesparten 
Kosten zum Teil an den Kunden weitergeben oder diese 
Netze durch eigene Stromerzeugung bespeisen.  
Auf der einen Seite sorgen neue Arealnetze für Investi-
tionen im Netzbereich und für zunächst sinkende Kosten 
der angeschlossenen Kunden. Auf der anderen Seite lässt 
die Geschäftsidee der Arealnetzbetreiber vermuten, dass 
aufgrund der von vornherein begrenzten Ausmaße des 
Netzes und ihrer alternativen Ausgestaltung keine Impul-
se zur Entstehung zusätzlicher Netzstrukturen von ihnen 
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ausgehen. Außerdem kann der Ausbau von Arealnetzen 
und das Abwerben zumeist guter Kunden zur Erhöhung 
der Entgelte der im Versorgungsgebiet etablierten Ver-
teilnetzbetreiber führen.  
Konsequenterweise sollten daher die Betreiber von Are-
alnetzen auch den gleichen gesetzlichen Pflichten wie 
konkurrierende Verteilnetzbetreiber unterworfen sein. 
Demnach ist die Forderung des Bundesrates, § 3 Nr.17 
EnWG-E so umzugestalten, dass für Arealnetzbetreiber 
eine Ausnahme von den Regulierungsvorschriften mög-
lich wird, abzulehnen. 
Nach der Legaldefinition des § 3 Nr.17 EnWG-E sind als 
Energieversorgungsnetze der allgemeinen Versorgung 
die Netze zu verstehen, die „grundsätzlich für die Ver-
sorgung jedes Letztverbrauchers offen stehen“ soweit sie 
nicht „von vornherein nur auf die Versorgung bestimm-
ter, schon bei der Netzerrichtung feststehender Letztver-
braucher ausgelegt sind.“ Danach sind Arealnetze zu-
meist als Energieversorgungsnetze der allgemeinen Ver-
sorgung mit den entsprechenden Verpflichtungen des 
EnWG-E anzusehen. Denn es handelt sich dabei vor-
nehmlich um sog. Flächenareale, bei denen der Kreis der 
potentiellen Letztverbraucher zwar in räumlicher Hin-
sicht feststeht, nicht aber wer konkret Letztverbraucher 
sein wird. Diese Definition sollte aus Sicht der Regulie-
rungsbehörde beibehalten werden. 
Die in § 19 Abs. 4 StromNEV-E vorgesehene Regelung 
zur Abweichung von der einheitlichen Ermittlung der 
Netznutzungsentgelten bei Sonderformen der Netznut-
zung ist inhaltlich der Arealnetzproblematik eng ver-
wandt und grundsätzlich zu begrüßen. Problematisch er-
scheint jedoch, dass die Ausgestaltung als Einzelfallge-
nehmigung zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand 
führen könnte. Insoweit erscheint es sinnvoll, die inhalt-
lichen Punkte beizubehalten, diese jedoch zum Gegen-
stand einer allgemeinen Festlegungsbefugnis zu machen.  
8. Stromkennzeichnung 
§ 42 EnWG-E enthält neue Regelungen zur Stromkenn-
zeichnung und Transparenz der Stromrechnungen. Dies 
führt zu einer verbraucherfreundlichen, einheitlichen Ge-
staltung der Rechnungen, die dem Verbraucher die Mög-
lichkeit eröffnet die Wahl seines Stromversorgers von 
z.B. ökologischen Kriterien abhängig zu machen. Auch 
die umfassende Information der Verbraucher stellt einen 
wichtigen Aspekt im Rahmen des Wettbewerbs dar. 
Insbesondere die Verpflichtung der Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen aus § 42 Abs.6 EnWG-E, die Entgelte 
für den Netzzugang gesondert auszuweisen, wird von der 
Regulierungsbehörde als wichtiger Schritt in Richtung 
Transparenz der Zusammensetzung des Strompreises, 
über die in der Öffentlichkeit häufig große Unklarheit 
herrscht, angesehen.  

9. Anschlusspflicht bei KWK-Anlagen 
Es ist positiv zu bewerten, dass nach § 18 Abs.2 Satz 3 
EnWG-E die allgemeine Anschlusspflicht für Letztver-
braucher nach § 18 Abs.1 EnWG-E auch für die Tarifab-
nehmer gilt, die die Deckung des Eigenbedarfs aus Anla-
gen der Kraft-Wärme-Kopplung bis 50 Kilowatt elektri-
scher Leistung und aus erneuerbaren Energien durchfüh-
ren. Mit der Ausdehnung der Anschlusspflicht auf 
Betreiber kleiner KWK-Anlagen wird ein Beitrag zur de-
zentralen Erzeugung und zur Förderung umweltfreundli-
cher Stromerzeugung geleistet. 

10. Schiedsstelle für Streitigkeiten betr. EEG-Umlage 
und Anschluss von EEG-Anlagen 

Die Regulierungsbehörde hält die ihr nach § 19 a EEG-E 
zugedachten Zuständigkeiten bei der Kontrolle der Vor-
schrift zur EEG-Umlage nach § 5 Abs.2 EEG-E und dem 
Anschluss von EEG-Anlagen nach § 13 EEG-E für sach-
gerecht. 
Die Anschlusspflicht des § 13 EEG-E korrespondiert mit 
den §§ 17 f. EnWG-E und fügt sich damit in die Kompe-
tenzen der Regulierungsbehörde ein. Der vorhandene 
Sachverstand der Behörde kann damit zur Vermeidung 
zivilrechtlicher Auseinandersetzungen beitragen. 
Nach § 5 Abs.1 EEG sind die Netzbetreiber verpflichtet, 
den ausschließlich aus Erneuerbare-Energien-Anlagen 
gewonnenen Strom abzunehmen und nach §§ 6 bis 12 
EEG zu vergüten. In einem zweiten Schritt ist der vorge-
lagerte Übertragungsnetzbetreiber dem Netzbetreiber 
gemäß § 5 Abs.2 EEG zur entsprechenden Vergütung der 
zuvor vom Netzbetreiber abgenommenen Energiemenge 
unter Abzug der vermiedenen Netznutzungsentgelte ver-
pflichtet. Die bundesweite Ausgleichsregelung nach § 14 
Abs.1 und Abs.2  EEG sieht vor, dass die Übertragungs-
netzbetreiber untereinander zunächst vorläufig und dann 
einmal im Jahr endgültig die gemäß § 5 Abs.2 EEG ver-
güteten Energiemengen zu erfassen und untereinander 
auszugleichen haben, so dass die abgenommene und ver-
güteten Energiemengen schließlich einem Durch-
schnittswert entspricht. In einem letzten Schritt sind § 14 
Abs.3 EEG zufolge die Strom an Letztkunden liefernden 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen zur anteiligen 
Stromabnahme und Vergütung verpflichtet.   
In den Vorschriften der §§ 14 ff. EEG sollte ausdrücklich 
klargestellt werden, dass die Wälzung der nach dem EEG 
entstehenden Kosten keinen Eingang in die Kalkulation 
der Netznutzungsentgelte findet.  
Gemäß § 19 a Abs.1 EEG-E ist die Regulierungsbehörde 
mit der Überwachung des § 5 Abs.2 EEG und damit nur 
eines Teils des Wälzungsmechanismus betraut. Zur Ver-
besserung der Transparenz und zur Vermeidung mögli-
cher Diskriminierungen bei der Kostenwälzung wäre eine 
Kontrolle des kompletten Ausgleichssystems durch die 
Regulierungsbehörde sinnvoll.  

Block 3: Themenschwerpunkt Gas 
1. Zugang zu den Gasnetzen (Entry-Exit-Modell) 
Mit der auf Grund des § 24 S. 1 i.V.m. S. 2 Nr. 1, 2, 3, S. 
3 sowie des §§ 25, 28 und 29 Abs. 3 EnWG-E geplanten 
Verordnung über den Zugang zu Gasversorgungsnetzen 
(GasNZV-E) soll als Grundmodell für den Gasnetzzu-
gang ein entry / exit-System auf Vertragsbasis eingeführt 
werden. 
Ausdrücklich begrüßt wird im Rahmen der Einführung 
eines entry / exit Systems die grundsätzliche Möglichkeit 
der Transportkunden, frei zuordenbare Ein- und Ausspei-
sekapazitäten zu buchen und diese ohne Festlegung eines 
Transportpfades zu nutzen. Von besonderer Wichtigkeit 
dabei ist, dass die Zuordnung eines Einspeise- zu einem 
Ausspeisepunktes durch den Händler nachträglich nicht 
mehr durch den Netzbetreiber geprüft wird (§ 4 Abs. 3 
GasNZV-E, Referentenentwurf Stand: 14.10.2004). Da-
durch wird eine für den Handel mit Erdgas wesentliche 
Flexibilität geschaffen, die es prinzipiell ermöglicht, in-
nerhalb einer Regelzone durch die Buchung einer Ein-
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speisekapazität jeden beliebigen Ausspeisepunkt in der 
Regelzone zu erreichen. 
Hingenommen werden kann dabei in der frühen Phase 
der Einführung eines entry / exit Systems die Beschrän-
kung der einzelnen Regelzonen auf die eigentumsrechtli-
chen Grenzen der Fern- und Regionalleitungsnetze. Dies 
gilt gerade unter dem Aspekt der in der Verordnung an-
gelegten Verpflichtung der Netzbetreiber zur verstärkten 
Kooperation, wie sie beispielsweise in § 24 GasNZV-E 
enthalten ist. Nur über eine solche Zusammenarbeit kann 
- wie es auch bei den Regelzonen im Elektrizitätsbereich 
erfolgreich praktiziert wurde - in einem zweiten Schritt 
eine Zusammenlegung der Regelzonen erreicht und da-
mit letztendlich das Netzzugangssystem entscheidend 
vereinfacht und der Transaktionsaufwand für Transport-
kunden und Händler verringert werden. 
Die umstrittene Verpflichtung der Netzbetreiber, im Falle 
eines Mangels an frei zuordenbaren Kapazitäten als wirt-
schaftlich zumutbare Maßnahme Mindestlastflussgaran-
tien im Wege von vertraglichen Vereinbarungen mit 
Dritten zu schließen (§ 5 Abs. 1 lit. a GasNZV-E), sollte 
in der Verordnung unbedingt als vorrangig anzuwenden-
des Instrument zur Erhöhung solcher Kapazitäten beibe-
halten werden.  

Einer befürchteten Reduzierung der Gesamtkapazität 
durch ein entry / exit – System mit einer freien Zuorden-
barkeit der Kapazitäten ohne nachträgliche Überprüfung 
durch die Netzbetreiber kann mit Hilfe der Mindestlast-
flussgarantien und anderer vertraglicher Leistungen Drit-
ter erfolgreich entgegengewirkt werden. Dies zeigt die 
erfolgreiche Implementierung derartiger Handelsinstru-
mente im BEB-System. 

Gerade weil diesen vertraglichen Leistungen Dritter im 
Hinblick auf die Anzahl der vom Netzbetreiber ausweis-
baren frei zuordenbaren Kapazitäten eine sehr wichtige 
Rolle zukommen wird, ist die in § 5 Abs. 9 GasNZV-E 
vorgesehene Ausnahme vom Regulierungsregime nicht 
nachvollziehbar. § 5 Abs. 9 S. 2 GasNZV-E ist daher zu 
streichen. 

Zudem sollten die Netzbetreiber zur Sicherung der not-
wendigen Transparenz verpflichtet werden, die Nachfra-
ge nach Fremdleistungen auf ihrer Internetseite zu veröf-
fentlichen. 

2. Gasspeicher 

In § 28 Absatz 1 EnWG-E ist der Zugang zu den Spei-
cheranlagen normiert. Aufgrund der Bedeutung des Spei-
cherzugangs für eine effiziente, flexible und strukturierte 
Gasbeschaffung ist der Speicherzugang zu angemessenen 
und nichtdiskriminierenden technischen und wirtschaftli-
chen Bedingungen zu ermöglichen. Gerade deshalb ist 
die mit § 35 Abs. 3 GasNZV-E geschaffene Gestaltungs-
kompetenz der Regulierungsbehörde in Bezug auf den 
Speicherzugang grundsätzlich zu begrüßen.  

Allerdings ist die anfänglich zu befürchtende hohe An-
zahl der von den Netzbetreibern gebildeten Netze und 
Teilnetze für eine Verbesserung der Zugangsbedingun-
gen auf einem einheitlichem Speichermarkt nicht förder-
lich. Daher erscheint es aus Sicht der Regulierungsbe-
hörde für angebracht, über die Vertragsgestaltung hinaus, 
im Bedarfsfall nicht nur auf die technischen, sondern 
auch auf die wirtschaftlichen Bedingungen des Speicher-

zugangs einwirken zu können, um so Angemessenheit 
und Diskriminierungsfreiheit zu gewährleisten. Diese 
Kompetenz sollte aufgrund ihrer wesentlichen Bedeutung 
nicht nur in der Netzzugangsverordnung sondern direkt 
im EnWG festgeschrieben werden. Aus diesem Grunde 
ist § 28 Abs. 4 EnWG-E wie folgt neu zu formulieren: 

„Die Regulierungsbehörde kann die technischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen sowie die inhaltliche 
Gestaltung der Verträge über den Zugang zu den 
Speicheranlagen regeln.“ 

Begrüßenswert ist der in § 35 Absatz 2 GasNZV-E durch 
die Nennung des Systemspeichers aufgenommene netzin-
tegrierte Ansatz bei den Gasspeichern. Denn durch das 
Angebot eines Systemspeichers gestaltet sich die Nut-
zung von Netzspeicher und Speicheranlagen wesentlich 
flexibler. Daher sollte die Vorschrift um eine Verpflich-
tung der Netzbetreiber zum Angebot von Systemspei-
cherdienstleistungen erweitert werden. Es bietet sich an, 
§ 35 Abs. 2 GasNZV-E wie folgt zu formulieren:  

„Die Betreiber von Gasversorgungsnetzen sind ver-
pflichtet, Dienstleistungen anzubieten, die sowohl die 
Speicherung als auch den Transport und die dafür 
notwendigen Kapazitäten sowie eine mit der Ausspei-
cherung zeitgleiche Bereitstellung von Gas beim 
Kunden einschließen (Systemspeicher). Der Trans-
portkunde kann im Rahmen der verfügbaren Kapazi-
täten ohne Einschränkung durch Minimalflussanfor-
derungen oder Einspeicherungs- und Ausspeiche-
rungsperioden das Gas an jedem beliebigen Ein- und 
Ausspeisepunkt im Gasversorgungnetz des jeweiligen 
Netzbetreibers ein- und ausspeisen.“ 

3. Gashandel 
In dem Entwurf zur GasNZV ist der primäre und sekun-
däre Handel mit Ein- und Ausspeisekapazitäten geregelt. 
Das Ziel, einen ausreichend liquiden und auf den physi-
schen Handel abgestimmten, primären wie sekundären 
Kapazitätshandel zu schaffen, wird mit dem GasNZV-E 
nur bedingt erreicht. 
Die Verpflichtung der Netzbetreiber, klar definierte, 
lang- und kurzfristige, feste wie unterbrechbare Kapazi-
tätsprodukte anzubieten (§ 4 Abs. 1, 2 GasNZV-E) sowie 
die Regelungen beispielsweise zur Kapazitätszuteilung (§ 
8 GasNZV-E), zur Portfoliobildung (§ 6 GasNZV-E) 
oder zum Engpassmanagement (§ 9 GasNZV-E) sind 
sehr zu begrüßen. Als in der Praxis für nicht ausreichend 
erweisen wird sich die Regelung in § 5 Abs. 8 GasNZV-
E zur Kooperation der Netzbetreiber untereinander mit 
dem Ziel, in möglichst großem Umfang aufeinander ab-
gestimmte Kapazitätsprodukte anzubieten. Abgestimmte 
Kapazitätsprodukte müssen gerade vor dem Hintergrund 
einer großen Anzahl von Regelzonen von den Netz-
betreibern unmittelbar verpflichtend angeboten werden. § 
5 Abs. 8 S. 2 GasNZV sollte daher lauten: 

„Die Netzbetreiber bieten aufeinander abgestimmte 
Kapazitätsprodukte an.“  

Die prinzipielle Möglichkeit des Sekundärhandels mit 
Kapazitätsrechten gemäß § 13 GasNZV-E ist zu begrü-
ßen, aber auch selbstverständlich. Durch die ausschließli-
che Möglichkeit eines Kapazitätenhandels unter Nutzung 
der gemeinsamen Handelsplattform der Netzbetreiber 
wird der Problematik eines Kapazitätshandels für viele 
zersplitterte (Teil)-Netze entgegengewirkt und ein 
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größtmöglichstes Maß an Transparenz und Liquidität ge-
schaffen.  

Allerdings könnte die Frist von 18 Monaten bis zur Ein-
führung einer solchen Plattform verkürzt werden. Aus-
reichend zur Lösung der technischen Probleme dürften 
gerade unter dem Aspekt der langen Vorlaufzeit der Ver-
ordnungsverfahrens 12 Monate sein. Jedenfalls muss der 
Beginn des Gaswirtschaftsjahres berücksichtigt werden, 
um einer faktischen Verzögerung des sekundären Kapa-
zitätenhandels um mehr als 18 Monate entgegen zu wir-
ken. Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Ermögli-
chung des Handels über sog. Bulletin Boards der einzel-
nen Netzbetreiber (§ 13 Abs. 1 GasNZV-E).  

Die Regelung des § 13 Abs. 1 S. 5 GasNZV-E ist unver-
ständlich. Eine Befugnis der RegTP zur Festlegung von 
Vorgaben für eine Standardisierung nach Ablauf der Frist 
von 18 Monaten macht bei einer einheitlichen Plattform 
keinen Sinn. Eine Befugnis zur Standardisierung ist in 
Bezug auf die Zwischenlösung Bulletin Boards nur un-
mittelbar mit Verabschiedung der Verordnung sinnvoll 
und auch angebracht. Nur so ist es einem Händler mög-
lich, ohne großen Aufwand in den einzelnen Regelzonen 
Handel über die Boards zu betreiben. Ebenfalls ist eine 
Gestaltungsmöglichkeit der RegTP im Verfahren nach § 
44 GasNZV-E in Bezug auf die gemeinsame Handels-
plattform bereits im Vorfeld und auch nach deren Ein-
richtung sinnvoll und notwendig. 

4. Teilnetzproblematik 

Zur Gewährleitung einer ausreichenden Zahl an frei zu-
ordenbaren Kapazitätsrechten ist die Möglichkeit der 
Netzbetreiber, ihre eigentumsrechtlichen Netze unter be-
stimmten, eng definierten Umständen weiter zu untertei-
len, hinzunehmen. Diesen Anforderungen wird die Rege-
lung in § 5 Abs. 3 – 6 GasNZV-E weitestgehend gerecht. 
Hervorzuheben ist dabei insbesondere die Ausgestaltung 
der Teilnetzbildung, insbesondere im Falle dauerhaft be-
gründeter Engpässe als „ultima ratio“ dergestalt, dass die 
Netzbetreiber vor Teilnetzbildung u.a. vertragliche Op-
timierungsmöglichkeiten ausschöpfen müssen (Mindest-
lastflussgarantien).  

Aufgrund der Bedeutung der Anzahl der Regelzonen im 
Hinblick auf eine spürbare Verbesserung der Netzzu-
gangssituation in Deutschland ist die in § 5 Abs. 9 
GasNZV-E i.V.m §§ 30 ff EnWG-E vorgesehene ex-post 
Kontrolle der Regulierungsbehörde nicht ausreichend, 
um eine Begrenzung der Anzahl der Regelzonen zu ge-
währleisten und zu kontrollieren. In Folge des Verzichts 
auf eine Verpflichtung der Netzbetreiber, netzübergrei-
fende Regelzonen zu bilden, muss in Deutschland von 
der Schaffung ca. 20 - 30 verschiedener (eigentumsrecht-
licher) Regelzonen ausgegangen werden. Dabei sind die 
unterschiedlichen Gasqualitäten, die theoretisch zu einer 
Verdoppelung dieser Zahl führen können, noch nicht be-
rücksichtigt. Mit der weiteren Unterteilung der Netze in 
eine Vielzahl von Teilnetzen würde der Transport von 
Erdgas unter dem Mantel entry / exit doch wieder entfer-
nungsabhängig ausgestaltet werden.  

Um zu gewährleisten, dass Teilnetze, wie es auch der 
Verordnungsentwurf vorsieht, nur als „ultima ratio“ bei 
einem vom Netzbetreiber begründet dargelegten Mangel 
an frei zuordenbaren Kapazitäten gebildet werden dürfen, 
sollte die Regulierungsbehörde die Bildung von Teilnet-
zen ex-ante überprüfen und genehmigen.  

In diesem Zusammenhang sollte die Definition eines 
dauerhaften Engpasses in § 5 Abs. 5 GasNZV-E, aber 
dahingehend geändert werden, dass nicht jede noch so 
geringfügige bauliche Maßnahme zur Engpassbeseiti-
gung als unzumutbar angesehen werden kann. Die Eng-
passdefinition in § 5 Abs. 5 S. 2 GasNZV-E sollte des-
wegen wie folgt formuliert werden: 

„Ein dauerhafter Engpass liegt vor, wenn für den 
Gastransport zwischen den auf Grund des Engpasses 
zu bildenden Teilnetzen keine oder nur in sehr gerin-
gem Umfang feste Kapazitäten ausgewiesen werden 
können und seine Beseitigung wirtschaftlich unzu-
mutbare bauliche Maßnahmen erfordern würde.“ 

5. Kalkulation der Netzzugangsentgelte 
Ein Referentenentwurf zur GasNEV liegt noch nicht vor. 
Da die Vorstellungen des Verordnungsgebers hinsicht-
lich des Inhalts der GasNEV noch nicht bekannt sind, 
muss von einer Stellungnahme abgesehen werden. Im 
Grundsatz hält die Regulierungsbehörde es auch bei der 
Regulierung der Entgelte für die Nutzung von Gasnetzen 
für angebracht, keine Detailregelungen in der Verord-
nung zu treffen, sondern der Regulierungsbehörde die 
notwendigen Handlungsspielräume für eine sachgerechte 
Regulierung einzuräumen. Dadurch würde es der Regu-
lierungsbehörde möglich, die besonderen Verhältnisse 
des Gasmarktes hinreichend zu berücksichtigen.  

6. „Rucksackproblem“ 
Die grundsätzliche Verpflichtung des alten Lieferanten, 
seine Kapazitäten im Falle eines Kundenwechsels auf 
den neuen Lieferanten gemäß § 8 Abs. 7 GasNZV-E zu 
übertragen, ist für eine erfolgreiche Implementierung ei-
nes entry / exit Systems von großer Bedeutung, aber auch 
ebenso umstritten.  
Durch das Rucksackprinzip (auch Erbfallregelung ge-
nant) wird es gerade Newcomern auf dem Lieferanten-
markt möglich sein, neue Kunden zu akquirieren, ohne 
dem Risiko der Kapazitätsbeschaffung ausgesetzt zu 
sein. Den berechtigten Einwendungen, dass der neue Lie-
ferant die Kapazitäten womöglich zur Belieferung des 
Kunden nicht benötigt bzw. der alte Lieferant aufgrund 
von langfristigen Take-or-Pay Verpflichtungen seine 
Abnahmegarantien wegen mangelnder Kapazitäten ge-
genüber dem Vorlieferanten nicht mehr erfüllen kann, 
sollte grundsätzlich Rechnung getragen werden.  
Im Falle von unbedingten Zahlungsverpflichtungen des 
alten Lieferanten sollte zu Verhinderung von einer Dis-
kriminierung des neuen Lieferanten eine Ausnahme aber 
nicht schon beim Nachweis derartiger Verpflichtungen 
möglich sein, sondern nur in dem bereits in der Verord-
nung vorgesehenen Verfahren nach § 37 GasNZV-E. § 8 
Abs. 7 S. 2 GasNZV-E sollte daher wie folgt neu gefasst 
werden: 

„Ausnahmen von S. 1 sind nur nach Maßgabe des  § 
37 zulässig.“ 

7. Differenzmengen 
Die Regelungen des GasNZV-E bezüglich der Ausgestal-
tung des Bilanzausgleichs und die der Regulierungsbe-
hörde übertragenen Kompetenzen sind grundsätzlich zu 
begrüßen. Durch die Vorgabe von exakten Grenzwerten 
gemäß § 30 Abs. 1 GasNZV-E im Rahmen des standardi-
sierten Lastprofilverfahrens wird eine ausufernde und ko-
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stenintensive Ausrüstung von kleineren Gewerbe-
Abnehmern mit Leistungszählern verhindert. Eine dem 
Netzbetreiber gemäß § 30 Abs. 2 GasNZV-E mögliche 
Festlegung niedriger Grenzwerte sollte aber aufgrund der 
dadurch verursachten erheblichen Kosten beim Kunden 
nicht ohne dessen Beteiligung möglich sein. Der § 30 
Abs. 2 S. 3 GasNZV-E ist daher wie folgt neu zu fassen: 

„Der Netznutzer ist berechtigt, mit dem Netzbetreiber 
im Einzellfall eine niedrigere Grenze und eine Rege-
lung zur eventuell notwendigen Kostentragung zu 
vereinbaren.“ 

Im Rahmen des Ausgleichs von Differenzmengen für 
Lastprofilkunden gemäß § 30 Abs. 6 GasNZV-E vergütet 
der Netzbetreiber die benötigten Mehrmengen mit einem 
Arbeitspreis. Im Fall von Mindermengen, die vom Netz-
betreiber ausgeglichen werden, kann der Netzbetreiber 
dagegen dem Transportkunden einen Arbeits- und einen 
Leistungspreis in Rechnung stellen. Da der Basisbilanz-
ausgleich gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 11 GasNZV-E Bestand-
teil der Systemdienstleistungen und somit durch die 
Netznutzungsentgelte abgegolten wird, ist die Berech-
nung eines zusätzlichen Leistungspreises überflüssig. 
Außerdem ist bei der Abrechnung der Differenzmengen 
aus Gründen der Gleichbehandlung und Transparenz eine 
einheitliche Abrechnung von Mehr- und Mindermengen 
mit einem identischen Arbeitspreis notwendig. § 30 Abs. 
6 S. 2 GasNZV-E muss daher lauten:  

„Differenzmengen, die vom Netzbetreiber geliefert 
werden, stellt der Netzbetreiber mit einem Arbeits-
preis den Transportkunden in Rechnung.“ 

Beim Basisbilanzausgleich (§ 31 Abs.1 GasNZV-E) ist 
eine Ausweitung des Toleranzbandes von derzeit 10 % 
auf 15 % bezogen auf die stündliche Leistung sowie eine 
Anpassung der kumulierten Mengenabweichung von 
derzeit einer Stundenmenge auf drei Stundenmengen an-
gebracht, um nicht hinter die Regelungen der VV II Gas 
und die derzeit von BEB und Ruhrgas praktizierten Tole-
ranzgrenzen zurückzufallen. 

8. Anpassung an europäische Normen 
Die Europäische Kommission hat Ende 2003 einen Ver-
ordnungsvorschlag über die Bedingungen für den Zugang 
zu Erdgasfernleitungsnetzen vorgelegt (EU-GasNZV-E), 
um im Rahmen einer Mindestharmonisierung die ver-
bleibenden Hindernisse für die Vollendung des europäi-
schen Gasbinnenmarkts anzugehen. Die Verordnung soll 
nach dem Gemeinsamen Standpunkt der Europäischen 
Parlaments und des Rates vom Juni 2004 zum 1. Juli 
2006 in Kraft treten und damit unmittelbar geltendes 
Recht in allen Mitgliedstaaten werden. Nach dem mo-
mentanen Stand des Entwurfs wird eine Anpassung des 
EnWG im Einzelnen nicht notwendig sein. Es ist aber 
darauf hinzuweisen, dass gerade durch das in dem EU-
GasNZV-E vorgesehene Komitologieverfahren zum Er-
lass von speziellen Leitlinien ein fortlaufender Anpas-
sungsprozess jedenfalls der Gasverordnungen notwendig 
werden könnte. Deswegen ist es im Rahmen der Ermäch-
tigungsgrundlage für den Erlass der GasNZV sowie der 
GasNEV unbedingt angebracht, diese nicht nur ausrei-
chend weit, sondern auch das Verordnungsgebungs-
verfahren möglichst einfach zu gestalten (siehe dazu 
auch Punkt 14), um flexibel auf mögliche Veränderungen 
reagieren zu können. 
9. Biogaseinspeisung 
Der zunehmende Anteil von Biogas an dem Gesamtgas-
bedarf in Deutschland ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Deswegen muss die Einspeisung von Biogas in das Lei-
tungsnetz möglich sein, wenn das Biogas in der notwen-
digen Qualität und Kompatibilität bereitgestellt werden 
kann. Möglichkeiten einer Förderung der Biogaseinspei-
sung sollten darüber hinaus aber nicht im EnWG und 
seinen Verordnungen geregelt werden, sondern sich nach 
dem Gesetz für erneuerbare Energien (EEG) bemessen. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1522 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Greenpeace 

In unserer Stellungnahme konzentrieren wir uns auf vier 
Punkte, die wir hier voranstellen. Daran anschließend 
folgen zu den einzelnen Blöcken des vom Ausschuß vor-
geschlagenen Themenkataloges weitere kurze Stellung-
nahmen.  
Vorbemerkung  
Deutschland ist für knapp ein Viertel der Treibhausgas-
emissionen in Europa verantwortlich und damit der größ-
te Treibhausgasverursacher in der EU. Die Energiewirt-
schaft trägt dabei mit einem Anteil von etwa 40 Prozent 
zu den Kohlendioxid-Emissionen in Deutschland bei. 
Kohlendioxid (CO2) ist der Hauptverursacher für den 
weltweiten Klimawandel. Deshalb muss es Aufgabe aller 
Akteure sein, die CO2-Emissionen in den nächsten Jahr-
zehnten drastisch zu verringern, um die Auswirkungen 
des Klimawandels zu begrenzen. Schon jetzt entstehen 
volkswirtschaftliche Schäden in Milliardenhöhe:  
• Elbehochwasser 2002: Kosten in Deutschland 9,2 

Mrd. Euro 
• Dürresommer 2003: Kosten in Europa geschätzt zwi-

schen 10 und 17 Mrd. Euro  
Nach jüngsten Prognosen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung könnten sich diese Kosten bis 2050 
allein in Deutschland auf bis 137 Mrd. US-Dollar belau-
fen.  

Nur drastische Verringerungen der CO2- Emissionen 
können den Klimawandel begrenzen. Deshalb müssen 
nach Auffassung von Greenpeace alle Gesetze, die Ein-
fluss auf den Faktor Klima haben, so umgestaltet werden, 
dass sie ihren Beitrag zur Senkung der Treibhausgas-
emissionen leisten können.  
Mit dem Energiewirtschaftsgesetz wird die Grundlage für 
die Ausrichtung der Energiewirtschaft in den nächsten 
Jahrzehnten festgeschrieben. Langfristige Investitionen, 
wie der Bau neuer Kraftwerke und der Ausbau des Net-
zes, werden in Abhängigkeit von den Rahmen-
bedingungen getroffen, die das Energiewirtschaftsgesetz 
regelt. In eine zukunftsfähige, dezentrale, sichere, aber 
auch den Klimaschutz berücksichtigende Energiewirt-
schaft wird jedoch nur dann investiert, wenn die Rah-
menbedingungen dafür stimmen. Dies ist mit dem aktuel-
len Regierungsentwurf nicht sichergestellt. 

Energieeffizienz als Gesetzesziel 
Es reicht nicht aus, eine „umweltfreundliche“ Energie-
versorgung anzustreben. Um dem Klimawandel ernsthaft 
zu begegnen, muss die zukünftige Energieversorgung mit 
Elektrizität auch massiv auf eine Effizienzsteigerung 
hinwirken. Die Erhöhung der Energieeffizienz muss da-
her als Gesetzesziel festgeschrieben werden (Text-
vorschlag siehe Anhang).  
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In der EU-Richtlinie 2003/54/EG wird der Nutzen der 
Energieeffizienz für den Elektrizitätsbinnenmarkt betont.  
• In Artikel 3 Abs. 2 wird den Mitgliedstaaten die Mög-

lichkeit gegeben, Elektrizitätsunternehmen die Ver-
pflichtung zur Energieeffizienz und zum Klima-
schutzes aufzuerlegen.  

• In  Artikel 3 Abs. 7 können Mitgliedsstaaten darüber 
hinaus geeignete Maßnahmen zur Erreichung der Zie-
le des Umweltschutzes ergreifen, zu welcher auch die 
Energieeffizienz- /Nachfragesteuerung und Maßnah-
men des Klimaschutzes gehören.  

• Artikel 14 Abs. 4 geht soweit, dass die Mitgliedsstaa-
ten den Verteilnetzbetreibern zur Auflage machen 
können, Strom aus Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen  - die sich bekanntlich durch eine hohe Effizienz 
auszeichnen – neben Strom aus Erneuerbaren Energi-
en und aus Abfällen einen Vorrang einzuräumen. 

• Artikel 14 Abs. 7 fordert den Verteilnetzbetreiber auf, 
Energieeffizienz/Nach-fragesteuerungsmaßnahmen 
und/oder dezentrale Erzeugungsanlagen zu berück-
sichtigen, die die Notwendigkeit einer Nachrüstung 
oder eines Kapazitätsersatzes überflüssig machen 
könnte. 

Die Umsetzung von Effizienzmaßnahmen soll dazu bei-
tragen, den Ausstoß von Treibhausgasen zu verringern, 
so dass die verpflichtenden Ziele zur Reduktion von 
Treibhausgasen nach dem Kyoto-Protokoll erreicht 
werden können.  

2. Einheitliche Stromkennzeichnung  
Ziel einer Stromkennzeichnung muss es sein, dem Kun-
den übersichtlich und verständlich Informationen über 
Herstellung, Herkunft und Umweltauswirkungen des 
Produktes Strom bereitzustellen. Nur über diese umfas-
sende Auskunft kann der Kunde seine zukünftige Wahl 
des Stromversorgers auch anhand der Qualität des Pro-
duktes Strom treffen. Dazu bedarf es aus Sicht von 
Greenpeace im Gesetz klarer Vorschriften für die Ener-
gieversorgungsunternehmen (Textvorschlag siehe An-
hang): 
• Es muss eine einheitliche Darstellung der Informa-

tionen gewährleistet sein. Nur durch Standardisierung 
ist es für den Verbraucher möglich, eine Vergleich-
barkeit unter den Energieversorgern herzustellen.  

• Zentraler Punkt ist die Bekanntgabe der Strom-
quellen. Die Darstellung des Energiemixes sollte in 
Form einer übersichtlichen Grafik, die den indivi-
duellen Strommix des einzelnen Energieversorgungs-
unternehmens wieder gibt, erfolgen. Die Auflistung 
der einzelnen Energieträger sollte die Kategorien 
Atom, Steinkohle, Braunkohle, Gas sowie Sonstige 
(z.B. Öl) auf der fossilen Seite, sowie die Erneuerba-
ren, aufgeteilt nach Wind, Wasser, Sonne, Bio-
masse, Geothermie enthalten. Die Angabe des Ener-
giemixes sollten in Prozent erfolgen. 
Zwei Beispiele für mögliche Stromkennzeichnungs-
label: 
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• Strom, dessen Herkunft erzeugungsseitig nicht ein-

deutig nachvollziehbar ist, sollte in dieser Grafik in 
einer eigenen Kategorie „Strom unbekannter 
Herkunft“ angegeben werden. Die hilfsweise An-
gabe des „Einheits“-Strommixes für das europäi-
schen Verbundnetz der UCTE (Union for the Co-
ordination of Transmission of Electricity. s. Abbil-
dung 1), wie es das Gesetz in der jetzigen Form vor-
schreibt, täuscht eine Offenheit des Versorgers über 

die Stromquellen nur vor. Stromkunden innerhalb 
des riesige Verbundnetzes der UCTE zu sagen, dass 
sie den Durchschnittsmix innerhalb dieses Netzes 
beziehen, führt zu Gleichmacherei zwischen Strom-
anbietern. Ziel der Stromkennzeichnung ist jedoch, 
die Unterschiede zwischen verschiedenen Versor-
gern für die Kunden transparent zu machen. 

 

Abbildung 1 : UCTE-Gebiet 
 
• Für den jeweiligen Strommix sind die jeweiligen 

Kohlendioxid-Emissionen, die nach einer standardi-
sierten Methode berechnet werden, in Gramm pro 
Kilowattstunde und für den Anteil aus Atomstrom 
die Strahlungsmenge, die für die Erzeugung einer 
Kilowattstunde Atomstrom anfällt, in der Maßein-
heit Becquerel pro Kilowattstunde anzugeben. So 
ist sichergestellt, dass bekannte Maßeinheiten ver-

wendet werden, die eine Einordnung der Umwelt-
auswirkungen für den Letztverbraucher erleichtern.  

• Es müssen alle Herkunftsländer des Stromeinkaufs 
angegeben werden. Wird also neben Strom aus deut-
schen (Atom)-Kraftwerken beispielsweise auch 
tschechischer oder französischer Atomstrom ver-
kauft, hat der Kunde ein Recht, dies zu erfahren. 
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• Diese oben aufgeführten Angaben Energiemix, 
Umweltauswirkungen und die Angaben der Her-
kunftsländer sollten in allen Stromversorgungsan-
geboten, Verträgen und Präsentationen im Inter-
net und in den Geschäftsberichten sowie in den 
Rechnungen an den Kunden verpflichtend vorge-
schrieben werden.  

• In oder als Anlage zu den Stromrechnungen an den 
Letztverbraucher soll ein Vergleich des eigenen 
Verbrauchs mit dem eines effizienten Haushalts 
(aufgeteilt nach Verbrauchsklassen) aufgenommen 
werden.  

• Die Regulierungsbehörde hat sicher zu stellen, 
dass die Stromkennzeichnung zutreffend geschieht. 
Sind die Angaben unzutreffend, so wird die Regulie-
rungsbehörde nach § 65 ff. aktiv.  

• Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
sollte alle zwei Jahre dem Deutschen Bundestag 
über die Zuverlässigkeit und Genauigkeit der von den 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen bereit gestellten 
Informationen Bericht erstatten. Durch die geforder-
ten Berichte wird für das Parlament erkennbar, ob 
weitergehende oder geänderte Verpflichtungen zur 
Stromkennzeichnung erlassen werden müssen.  

3. Dezentrale Einspeisung/vermiedene Netznutzungs-
entgelte 
Mittel- und langfristig wird eine nachhaltige, sichere, 
umwelt- und klimaschonende Energieversorgung nur 
möglich sein, wenn die erforderliche Elektrizität zu ei-
nem erheblichen Teil dezentral und gekoppelt mit Wär-
me erzeugt wird. KWK-Strom hat in Deutschland derzeit 
einen Anteil an der gesamten Stromerzeugung von ca. 
11%. Die Enquêtekommission „Nachhaltige Energiever-
sorgung“ des Deutschen Bundestages schätzt in ihrem 
Endbericht 2002, dass die KWK-Stromerzeugung mittel-
fristig auf bis zu 70% erhöht werden könnte. Dazu ist es 
erforderlich,  
• dass den Betreibern solcher Anlagen nicht der An-

schluss an das Netz verweigert werden kann,  
• dass sie Sicherheit hinsichtlich der Zusatz- und Re-

serveversorgung aus dem Netz haben und somit nicht 
durch kostenträchtige und komplizierte Verfahren an 
der Realisierung solcher kleinteiligen Lösungen ge-
hindert werden können. 

Gerade die dezentrale Elektrizitätsversorgung, in welcher 
der erzeugte Strom in Verteilernetze eingespeist wird, 
sorgt für eine Entlastung der übergeordneten Spannungs-
ebenen und dient durch deren geringere Beanspruchung 
auch der Versorgungssicherheit. Ein Netzausbau kann 
unter Umständen sogar vermieden sowie Netzverluste 
beim Stromtransport verringert werden. Die damit ver-
miedenen Kosten müssen den Betreibern der dezentralen 
Anlagen in vollem Umfang vergütet werden. Eine 
‚Kann–Bestimmung‘, wie sie im derzeitigen Entwurf des 
EnWG vorgesehen ist, reicht nicht aus; statt dessen müs-
sen die wesentlichen Daten zur Bestimmung der vermie-
denen Netznutzungsentgelte im Gesetz festgelegt wer-
den.  
4. Anschlusspflicht bei KWK-Anlagen 
Das Gesetz sieht zwar vor, dass Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen angeschlossen werden können. Es enthält 
aber hinsichtlich der Bedingungen unnötige und sachlich 

nicht gerechtfertigte Erschwernisse für den Einsatz solch 
dezentraler Erzeugungsanlagen.  
Es besteht beispielsweise kein Anlass dafür, in § 18 Abs. 
2 die Anschlusspflicht zu allgemeinen Bedingungen aus-
zuschließen, wenn die Anlage zur Deckung des Eigenbe-
darfs betrieben wird.  
Dies Problem wird auch nicht dadurch gelöst, dass die 
Regelung nicht auf KWK-Anlagen bis zu einer Leistung 
von 50 KW anwendbar ist. Absatz 2 des Entwurfes führt 
bisher zur Festschreibung der derzeitigen zentralen Er-
zeugungsstrukturen. Betreiber von KWK-Anlagen zur 
Deckung des Eigenbedarfs werden dadurch „bestraft“, 
dass sie nicht darauf vertrauen können, zu kalkulierbaren 
Bedingungen auf die allgemeine Versorgung in Nieder-
spannung zurückgreifen zu können. Ein sachlicher Grund 
für diese Regelung ist nicht erkennbar. Dieser Absatz 
muss aufgehoben werden. 
§ 37 hat vollständig zu entfallen, weil es kein Grund da-
für gibt, in einem solchen Fall die Grundversorgungs-
pflicht zu beschränken. Der Betrieb von dezentralen, 
hocheffizienten KWK-Anlagen entspricht gerade dem 
Ziel des Gesetzes. Es ist deshalb kein Grund dafür er-
sichtlich, diese Hindernisse im Gesetz zu belassen.  
Darüber hinaus sieht das Gesetz (§17 Abs. 2) vor, dass 
der Netzbetreiber für die schriftliche Begründung einer 
Ablehnung eines Netzanschlusses ein Entgelt verlangen 
kann. Dies ist als weitere Hürde für neue Anbieter abzu-
lehnen. Es ist wenig wahrscheinlich, dass die Netzbetrei-
ber mit unnötigen Anfragen überhäuft werden. 
Weitere Kurz-Kommentare 
Verteilung der Kompetenz auf Bund und Länder 
Die Behörde muss als Bundesbehörde eingerichtet wer-
den. Die Regulierung von über 900 Netzen und noch 
mehr Akteuren eines liberalisierten Strommarktes in 
Deutschland kann nicht von 16 Länderbehörden, auch 
nicht in Arbeitsteilung mit einer Bundesbehörde, sinnvoll 
bewältigt werden. Die Marktteilnehmer sind auf ein-
heitliche Verfahren und Entscheidungsprinzipien ange-
wiesen. Um rechtssichere Beschlüsse fassen zu können, 
bedarf es eines konzentrierten Pools von Knowhow und 
Erfahrung. Hinzu kommt der Umstand, dass einige Netz-
betreiber ihre Netze länderübergreifend betreiben. Hier-
für wäre eine Abstimmung enorm aufwändig. 

Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 
Die Behörde muss höchstmögliche Unabhängigkeit von 
Gesetzgeber und Akteuren besitzen. Sie muss auf Basis 
ihrer Erfahrungen und Kenntnisse bestmögliche Metho-
den der Regulierung entwickeln und fortschreiben kön-
nen. Nur eine unabhängige Behörde kann eine lernende 
Regulierung in die Praxis umsetzen.  
Ex-ante/Ex-post-Aufsicht 
Jede Form der Regulierung wird ex-ante-Elemente und 
ex-post-Elemente enthalten. So auch im vorliegenden 
Fall. Wir begrüßen die Vorschläge der aktuellen Diskus-
sion, wonach in den nächsten beiden Jahren eine Miss-
brauchsaufsicht (ex-post) praktiziert wird, um ab 
1.1.2007 eine Anreizregulierung mit ex-ante-Charakter 
zu installieren. So erhält die Behörde die notwendige Zeit 
zum Aufbau von Kompetenz und Knowhow. Dies ist die 
Grundlage für gerichtsfeste Entscheidungen.  Wenig 
sinnvoll, weil schlicht unpragmatisch und bürokratisch, 
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ist die konkrete Vorabgenehmigung eines jeden Netztari-
fes durch die Behörde. Bei über 900 Netzbetreibern und 
den verschiedenen Spannungsebenen sowie den Mess-
dienstleistungen führt eine solche Praxis der ex-ante-
Regulierung zu einem immensen administrativen Auf-
wand und vermutlich langwierigen Verfahren, was zum 
Nachteil aller Beteiligten wäre. 
Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
Die Regulierung eines natürlichen Monopols macht nur 
mit einer Anreizregulierung Sinn. Sonst kommt es von 
Anfang an zur Abschöpfung von Monopolrenditen zu 
Lasten des Verbrauchers.  Diese anerkannte Erfahrung 
aus dem Telekommunikationsmarkt sollte auch beim 
Strommarkt Gültigkeit finden. Eine Anreizregulierung 
bedarf der Vorbereitung. Den angedachten Zeitraum von 
ca. 2 Jahren halten wir für sinnvoll, obgleich für diesen 
Zeitraum eine strenge Missbrauchsaufsicht funktionieren 
muss, um die offensichtlichen Mängel durch Abschöp-
fung ungerechtfertigter Renditen Einhalt zu gebieten.  
Mithin bleibt der Regulierungsbehörde ausreichend Zeit, 
geeignete Verfahren zu einer Anreizregulierung auszuar-
beiten und einzuführen. Die aktuell diskutierten Vor-
schläge einer Yardstick Competition erachten wir als 
brauchbare Ansätze. Hierbei werden dem Netzbetreiber 
Perspektiven eröffnet, durch verstärkte Effizienzmaßnah-
men seinen Gewinn im Netzbetrieb zu erhöhen. Ineffi-
ziente Netzbetreiber werden durch eine Begrenzung ihrer 
möglichen Einnahmen (durch festgesetzte Yardsticks) 
erhöhte Kosten realisieren und erhalten somit einen An-
reiz mit ihrem Netzbetrieb wieder in die Gewinnzone zu 
kommen. 
Garantie von Versorgungsqualität 

Mit einer Regulierung jedweder Methodik ist zu gewähr-
leisten, dass sowohl die Versorgungssicherheit sicherge-
stellt wird, als auch notwendige Investitionen getätigt 
werden. Dies betrifft insbesondere den Ausbau und Um-
bau der Netze, um regenerative Anlagen und dezentrale 
Einheiten anzuschließen und zu steuern. Die Regulie-
rungsmethodik muss die Effizienz der Investitionen eines 
Netzbetreibers fair berücksichtigen. Ein Netzbetreiber, 
der in sein Netz investiert, darf nicht schlechter gestellt 
werden, als ein Netzbetreiber, der wenig oder gar nicht 
investiert. Gleichwohl ist die Sinnhaftigkeit der Investiti-
on nachzuweisen. 

Haftungsregeln 

Die derzeitige Haftung der Netzbetreiber für von ihnen 
zu verantwortende Schäden am Netz ist extrem gering 
und seit Jahrzehnten nicht in dem erforderlichen Maß ge-
stiegen. Insgesamt muss über die Haftungsregeln ein An-
reiz zur Modernisierung und zum Ausbau des Netzes ge-
geben werden. Das Risiko eines Stromausfalls darf nicht 
länger auf den Kunden abgewälzt werden. Die von eini-
gen Netzbetreibern angebotenen Stromausfallversiche-
rungen sollten untersagt werden, da hier der Netzbetrei-
ber ein Risiko versichert, für welches er vom Verbrau-
cher bereits ausreichend entlohnt wird. 

Transparenz 

Wichtiger Aspekt bei der Transparenz ist die sogenannte 
Neutralisierung der Netze. Das heißt, ein Netzbetreiber 
muss nachweisen, dass er bei seinen eigenen Netzkunden 
die gleichen Netzentgelte zum Ansatz bringt, wie er sie 
dritten Durchleitungsbegehrenden in Rechnung stellt. 

Diese Neutralität ist bis zum heutigen Tag nicht gewähr-
leistet.  

Liberalisierung des Mess- und Zählwesens 

Greenpeace fordert ausdrücklich die Liberalisierung des 
Mess- und Zählwesens. Das derzeitige EnWG-E bzw. die 
dazugehörige Netzzugangsverordnung-E sieht dies nicht 
vor. Die Weigerung der Bundesregierung, hier den Vor-
stellungen der EU zu folgen, ist nicht verständlich. Rein 
technisch und organisatorisch, sowie vor dem Hinter-
grund des Schutzes der Verbraucherinteressen, gibt es 
kein stichhaltiges Argument, welches der Liberalisierung 
des Messwesens im Wege stehen würde. Vielmehr ver-
stärkt sich hier der Eindruck, dass die Regierung ein 
großzügiges Zugeständnis an die jeweils eigene Klientel 
in den Stadtwerken und bei den Netzbetreibern machen 
will.  
Insbesondere im Bereich des Zähl- und Messwesens sind 
aufgrund der Erfahrung der unabhängigen Stromhändler 
erhebliche Effizienzpotenziale vorhanden. Zur Zeit liegt 
der Messpreis für die Behandlung eines Zählers in einem 
Privathaushalt bei rund 30-35€ pro Jahr. Berücksichtigt 
man, dass die meisten Kunden ihre Zähler selbst ablesen 
müssen, den Zählerstand dem Netzbetreiber selbst mittei-
len und diese dann nur noch die Zählerstände an den je-
weiligen Händler weiterreichen müssen, erscheint ein 
solches Entgelt viel zu hoch. Im Übrigen müssen auch im 
Messwesen Anreize für eine Effizienzsteigerung gegeben 
werden. So kann z.B. durch Einführung von Zählerfern-
auslesung eine erhebliche Kostensenkung realisiert wer-
den. Berücksichtigt man die aktuellen Erfahrungsberichte 
zu dieser Diskussion, so ist von Kostensenkungspotentia-
len von bis zu 70% auszugehen. 
Unbundling 
Die vom Gesetzgeber vorgesehene „de minimis“-Re-
gelung bewirkt, dass Energieversorgungsunternehmen, 
an deren Elektrizitätsversorgungsnetz weniger als 
100.000 Kunden angeschlossen sind, von der Entflech-
tung befreit sind. Dies würde dazu führen, dass die über-
wiegende Mehrheit der integrierten Energieversorger in 
Deutschland ( ca. 90 %) von den Pflichten nach § 7 
EnWG-E befreit wären.  
Es ist zu befürchten, dass die vorgesehene Kundenanzahl 
von 100.000 nicht zu der erhofften Verhinderung der 
Quersubventionierungen führt. Es besteht weiterhin die 
Gefahr, dass ein unabhängiges Agieren eines Netzbetrei-
bers z.B. hinsichtlich von Effizienzsteigerungsmaßnah-
men nicht gewährleistet ist (Interessenkonflikt hinsicht-
lich seiner Vertriebsabteilung). Um eine größere Anzahl 
von Netzinhabern zur Transparenz der Kostenzuordnung 
in den einzelnen Marktstufen zu verpflichten, sollte die 
Befreiung auf 25.000 Kunden begrenzt werden.  
Ein weiterreichenderes Unbundling würde dazu führen, 
den diskriminierungsfreien Netzzugang für alle Anbieter 
durch unabhängige Marktentscheidungen der Netz-
betreiber zu schaffen. Deshalb ist die Befreiung von den 
Regelungen der §§ 7 und 8 auf Unternehmen mit einer 
Kundenzahl von unter 25 0000 Kunden zu begrenzen.   
Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
Wie bereits vorstehend erwähnt, muss die Regulierungs-
behörde im Wesentlichen das Know-How zur Regulie-
rung aufbauen, um daraus geeignete Methoden und 
Handlungsvorschläge ableiten zu können. Hierfür benö-
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tigt die Behörde neben ihrer Unabhängigkeit auch einen 
klaren Rahmen innerhalb dessen gerichtsfeste und wett-
bewerbshütende Maßnahmen ohne Verzögerung umge-
setzt werden können. Wichtiges Element ist hierbei der 
Sofortvollzug sowie die Anordnung einer Gewinn-
abschöpfung bei Missbrauch.  
Inhaltliche Aufteilung in Gesetz und Verordnungen 
Dieser wichtige Punkt ist leider erst dann zu diskutieren, 
wenn auch alle Verordnungen in Entwurfsfassung vorlie-
gen. Dies ist bedauerlicherweise nicht der Fall. Green-
peace kritisiert hierfür die Bundesregierung scharf, denn 
eine sachliche Diskussion über das Energiewirtschaftsge-
setz ist ohne das Vorliegen sämtlicher relevanter Verord-
nungen und Gesetzestexte schlicht nicht möglich.  
Insofern unterstreicht Greenpeace seine Forderung, un-
verzüglich sämtliche Entwürfe zu den Verordnungen 
vorzulegen und in Einheit mit dem Gesetz zu diskutieren. 
Darüber hinaus ist zu klären, ob und wenn ja, welche 
Verordnungen welches parlamentarische Verfahren 
durchlaufen müssen. Insgesamt ist zu verhindern, dass 
Einzelinteressen seitens der Politik per einfacher Ände-
rung von Verordnungen oder Anweisung an die Regulie-
rungsbehörde auf die Regulierung Einfluss nehmen kön-
nen. Insgesamt ist das Verhältnis zwischen Verordnung 
und Gesetzestext auch davon abhängig, welches Maß an 
Unabhängigkeit man der Regulierungsbehörde zugeste-
hen will. 

Anhang 
Textvorschläge „Effizienz“ (§1, §3, § 11, § 14) 
An den § 1 Absatz 1 muss ein neuer Satz 2 angefügt 
werden:  
     „Die Versorgung mit Energie muss dabei effizient und 
klimaschonend erfolgen.“ 
In § 3 ist eine weitere Begriffsbestimmung einzufügen:  

Effizienz 
„Bei allen mit der leitungsgebundenen Energiever-
sorgung verbundenen Maßnahmen wird vorrangig die 
technische oder organisatorische Lösung gewählt, die 
zu einer möglichst weitgehenden Verringerung des 
Primärenergieverbrauchs, der Spitzenlasten, der Be-
lastung von Transport- und Verteilnetzen sowie der 
mit Erzeugung, Transport und Verteilung verbunde-
nen Verluste führt. Der mit der  Nutzung leitungsge-
bunden zur Verfügung gestellter Energie verfolgte 
Zweck wird mit einem möglichst geringen Einsatz an 
Energie erreicht." 

Analog zur EU-Binnenmarktrichtlinie (2003/54/EG) 
müssen dementsprechend die § 11 und 14 im EnWG-E, 
die die Aufgaben der Netzbetreiber regeln, hinsichtlich 
der Energieeffizienzmaßnahmen angepasst werden.  
Textvorschläge „Stromkennzeichnung“ (§ 42) 
(1) Elektrizitätsversorgungsunternehmen sind verpflich-
tet, in oder als Anlage zu ihren Rechnungen an Letztver-
braucher und in Stromversorgungsangeboten, Verträgen, 
Präsentationen im Internet und in Geschäftsberichten an-
zugeben: 
1. den Anteil der einzelnen Energieträger (Kernkraft, 
Braunkohle, Steinkohle, Gas, Sonstige, Erneuerbare 
Energien) am Gesamtenergieträgermix, den der Lieferant 
im letzten oder vorletzten Jahr verwendet hat. Für 
Strommengen, deren Herkunft sich erzeugungsseitig 

nicht eindeutig einem dieser Energieträger zuordnen 
lässt, wird die Kategorie „Strom unbekannter Herkunft“ 
verwendet. Spätestens ab 15. Dezember eines Jahres sind 
jeweils die Werte des vorangegangenen Kalenderjahres 
anzugeben.  
2. Informationen über die Umweltauswirkungen zumin-
dest in Bezug auf CO2-Emissionen (Absolutwerte in kg 
pro kWh) und radioaktiven Abfall (Absolutwerte in Be-
querel pro kWh), die auf den in Nr. 1 genannten Gesam-
tenergieträgermix zur Stromerzeugung zurückzuführen 
sind; 
3. die Herkunftsländer des Stroms.  
(2) Die Informationen zu Energieträgermix und Umwelt-
auswirkungen sind mit den entsprechenden Durch-
schnittswerten der Stromerzeugung in Deutschland zu 
ergänzen.  
(3) Bei Elektrizitätsmengen, die über eine Strombörse 
bezogen oder von einem Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der Europäischen Union eingeführt werden, können die 
Anteile zugrunde gelegt werden, die von der Strombörse 
oder von dem betreffenden Unternehmen für den Zeit-
raum genannt werden, auf den sich die Angaben nach 
Absatz 1 beziehen.  
(4) Sofern ein Energieversorgungsunternehmen im Rah-
men des Verkaufs an Letztverbraucher eine Produktdiffe-
renzierung mit unterschiedlichem Energieträgermix vor-
nimmt, gelten für diese Produkte sowie für den verblei-
benden Energieträgermix die Absätze 1 und 2 entspre-
chend. Die Verpflichtungen aus Absatz 1 und 2 bleiben 
davon unberührt. 
(5) Erzeuger und Vorlieferanten von Elektrizität haben 
im Rahmen ihrer Lieferbeziehungen der nach Absatz 1 
Verpflichteten auf Anforderung die Daten nach Absatz 1 
und nach Absatz 2 so zur Verfügung zu stellen, dass die-
se ihren Informationspflichten genügen können. 
(6) Die Regulierungsbehörde hat sicher zu stellen, 
dass die Stromkennzeichnung zutreffend geschieht. 
Sind die Angaben unzutreffend, so wird die Regulie-
rungsbehörde nach Maßgabe der § 65 ff. tätig. 
(7) Die Stromkennzeichnung in oder als Anlage zur 
Rechnung an die Letztverbraucher und im Internet muss 
in standardisierter Form nach Maßgabe des dem Gesetz 
als Anlage  .... beigefügten Musters geschehen. 
(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
berichtet dem Deutschen Bundestag alle zwei Jahre 
spätestens zum 31. Juli über die Zuverlässigkeit und 
Genauigkeit der von den Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen bereit gestellten Informationen nach 
Absatz 1, 2 und 4 sowie der diesen Informationen 
zugrunde liegenden Prozesse. 
(9) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, die Methoden zur Erhebung und 
Weitergabe von Daten zur Bereitstellung der Infor-
mationen nach den Absätzen 1 bis 3 festzulegen. 
In Rechnungen an Letztverbraucher sind zusätzlich 
folgende Angaben aufzunehmen: Ein Vergleich des 
eigenen Verbrauchs des Letztverbrauchers mit dem 
eines durchschnittlichen Haushalts (aufgeteilt nach 
Verbrauchsklassen). 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1502 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 10. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Prof. Dr. Ulrich Büdenbender, Technische Universität Dresden 

Die Ausgestaltung des Regulierungskonzeptes für die 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft 
- Überlegungen zum gegenwärtigen Stand der Diskus-
sion über die Energierechtsreform - 
von Prof. Dr. Ulrich Büdenbender, Dresden* 
I. Aktuelle rechtspolitische Situation 
1. Gegenwärtige Rechtslage 
Das deutsche Energierecht steht innerhalb von wenigen 
Jahren zum dritten Mal vor einer grundlegenden Reform. 
1998 wurde eine mehr als hundertjährige Tätigkeit der 
Energieversorgungsunternehmen (EVU) in geschlosse-
nen Versorgungsgebieten, bis dahin energierechtlich 
nicht nur toleriert, sondern sogar gefördert12, zugunsten 
des brancheninternen Wettbewerbs aufgegeben. Zentra-
les Element war die Beseitigung aller Rechtsnormen, die 
einen Monopolstatus der EVU zuließen, und die gesetzli-
che Unterstützung des Wettbewerbs in der Elektrizitäts- 
und in der Gaswirtschaft durch einen Anspruch auf Zu-

                                                           
* Der Verfasser ist Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Ener-

giewirtschaftsrecht und Arbeitsrecht an der Juristischen Fakultät der 
TU Dresden und Direktor des Instituts für Wirtschaftsrecht. 

12  Einzelheiten zum alten Energierecht, gültig bis 1998, bei Büdenben-
der, Energierecht, 1982, S. 54 ff., 537 ff. 

gang zu fremden Leitungsnetzen13. Die gesetzliche 
Grundlage bildete im Energierecht zunächst § 6 EnWG, 
gültig nur für die Elektrizitätswirtschaft14; ein Netzzu-
gangsanspruch für die Gaswirtschaft fehlte im EnWG 
wegen der erst nach Inkrafttreten der deutschen Energie-
rechtsreform (29.4.1998) wirksam gewordenen Binnen-
marktrichtlinie Gas15. Im Jahre 2003 wurde das EnwG 
um einen Netzzugangstatbestand für die Gaswirtschaft (§ 
6a) erweitert16. Damit war die Umsetzung der Binnen-
marktrichtlinien für Strom17 und Gas18 abgeschlossen, für 
die Gasversorgung mit deutlicher zeitlicher Verzögerung 
gegenüber den Vorgaben der Binnenmarktrichtlinie Gas. 
Daneben bestanden und bestehen kartellrechtliche Netz-
zugangsansprüche im Rahmen des Missbrauchsverbots, 

                                                           
13  Vgl. dazu statt vieler Büdenbender, EnWG, 2003, § 5 Rn. 57 ff., § 6 

Rn. 8 ff. 
14  Die Binnenmarktrichtlinie Strom vom 19.12.1996 (Abl. Nr. L 27/20 v. 

30.1.1997) konnte im Gesetzgebungsverfahren des EnWG 1998 noch 
berücksichtigt werden, nicht aber die Binnenmarktrichtlinie Gas vom 
22.6.1998 (Abl. Nr. L 204/1 v. 21.7.1998). Daher wurde der gaswirt-
schaftliche Netzzugang im EnWG 1998 zunächst ausgeklammert. 

15  S. Fn. 14. 
16  Vgl. dazu Salje, RdE 2003, 205 ff. 
17  S. Fn. 14. 
18  S. Fn. 14. 
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für die Elektrizitäts- wie für die Gaswirtschaft gleicher-
maßen gültig (§ 19 Abs. 4 Nr. 4 GWB)19.  
Prägend für den Netzzugang in der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft ist bis heute der Verzicht des Gesetz-
gebers auf ein Regulierungssystem und das Bekenntnis 
zum verhandelten Netzzugang; die Binnenmarktrichtlini-
en für Strom und Gas eröffneten dem nationalen Gesetz-
geber diese Option20. Dabei verzichtete das deutsche 
Energierecht auf nähere Vorgaben für die Ausgestaltung 
des Netzzugangs über einen bloßen Rechtsanspruch dem 
Grunde nach und die Regelung von Netzzugangsverwei-
gerungs-gründen hinaus, obwohl hierfür auch im Rah-
men des Konzepts eines verhandelten Netzzugangs 
durchaus die Möglichkeit, nach Auffassung vieler sogar 
die Notwendigkeit bestanden hätte. Gesetzliche Ermäch-
tigungsgrundlagen zur Konkretisierung des Netzzugangs, 
insbesondere hinsichtlich des Netzzugangskonzepts und 
der Entgeltfindung, in §§ 6 Abs. 2, 6a Abs. 8 EnWG 
nutzte das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
nicht. Stattdessen entwickelten die Verbände der Ener-
giewirtschaft mit denjenigen der industriellen Kraftwirt-
schaft und der Industrie Verbändevereinbarungen, um für 
die Rechtspraxis die notwendigen Konkretisierungen des 
Netzzugangs herbeizuführen. Sie wurden dazu seitens 
der Politik mit Nachdruck aufgefordert, um ein Regulie-
rungssystem zu vermeiden. Über verschiedene Änderun-
gen hinweg waren bis zum 31.12.2003 in der Elektrizi-
tätswirtschaft die Verbändevereinbarung II plus21 und in 
der Gaswirtschaft bis zum 30.09.2003 die Verbändeve-
reinbarung Gas II22 in Kraft. Die deutsche Energiepolitik 
hielt es für vorzugswürdig, anstelle staatlicher Vorgaben 
den beteiligten Verbänden die Konkretisierung des Netz-
zugangs zu überlassen. Dabei ging der Gesetzgeber im 
Rahmen der Gasnovelle von 2003 sogar über eine bloße 
Duldung derartiger Verbandskonzepte hinaus, indem die 
Verbändevereinbarungen eine rechtliche Aufwertung er-
hielten. Im Falle ihrer Einhaltung wurde – widerleglich - 
vermutet, dass die Anforderung guter fachlicher Praxis 
für den Netzzugang eingehalten sind. Entsprechend der 
Laufzeit der Verbändeverein-barung Strom endete diese 
Vermutungswirkung nach ausdrücklicher gesetzlicher 
Regelung am 31.12.200323, ohne eine gesetzliche An-
schlussregelung24. Ordnungspolitisch stieß die Ausstat-
tung der Verbändevereinbarungen mit der beschriebenen 
Vermutungswirkung auf erhebliche Kritik25. Abgesehen 
von grundsätzlichen Bedenken gegen eine faktisch er-
folgte Delegation der Rechtsetzung an Verbände in ei-
nem so wichtigen Bereich wurde bemängelt, dass die Er-

                                                           
19  Vgl. dazu statt vieler Möschel in Immenga / Mestmäcker, GWB, 3. 

Aufl. 2001, § 19 Rn. 178 ff. 
20  Art. 16 Binnenmarktrichtlinie Strom, Art. 14 Binnenmarktrichtlinie Gas. 
21  BAnz. Nr. 85b vom 8.5.2002. 
22  Banz. Nr. 87b vom 14.5.2002. 
23  Die Verbändevereinbarung Strom endet am 31.12.2003, diejenige für 

Gas am 30.9.2003. Gleichwohl statuierte der Gesetzgeber in §§ 6 
Abs. 1, 6a Abs. 2 undifferenziert für beide Abreden eine Laufzeit bis 
31.12.2003 und berief sich in der Amtl. Begründung zur Gasnovelle 
(BT-Drucks. 15/197 vom 17.12.2002) darauf, dass die gesetzliche 
Laufzeit der Vermutung derjenigen der Verbändevereinbarungen ent-
spreche – für die Gaswirtschaft ein Musterbeispiel einer gesetzlichen 
Fehlleistung! 

24  Eine andere Frage ist es, ob wegen der inhaltlichen Akzeptanz der 
Verbändevereinbarungen durch den Gesetzgeber letztlich die Wertung 
der §§ 6 Abs. 1, 6a Abs. 2 EnWG auch ab 1.1.2004 zu berücksichti-
gen ist; dafür Salje, et 2004, 109. 

25  Büdenbender, Verbändevereinbarungen im Energierecht, 2003, S. 54 
ff.; Säcker / Boesche, ZNER 2002, 183 ff.; Hammerstein / Hertel, 
ZNER 2002, 139 ff. 

gebnisse der Verbändevereinbarungen die Gleichsetzung 
mit guter fachlicher Praxis nicht rechtfertigten. Dabei gab 
es jedoch Unterschiede zwischen Strom und Gas. Für die 
Elektrizitätswirtschaft stieß das transaktionsunabhängige 
Netzzugangskonzept der Verbändevereinbarung II plus 
auf grundsätzliche Anerkennung; „nur“ die Entgeltfin-
dung war nach teilweise vertretener Kritik zu beanstan-
den, ohne allerdings bisher die Judikatur26 von dieser 
Kritik überzeugen zu können. Demgegenüber erwies sich 
das transaktionsabhängige Netzzugangskonzept der Ver-
bändevereinbarung II Gas (Kontraktpfadmodell) nach 
nahezu einhelliger Auffassung (mit Ausnahme der Gas-
wirtschaft selbst) als unpraktikabel und damit als wett-
bewerbsfeindlich27. 
2. Vorgaben des Gemeinschaftsrechts 
Die Bundesrepublik Deutschland ist der einzige Staat in-
nerhalb der EU, der das Konzept des verhandelten Netz-
zugangs praktiziert. Dies stieß trotz Gestattung in den 
Binnenmarkt-richtlinien für Strom und Gas sehr bald auf 
den Widerstand insbesondere der Europäischen Kommis-
sion, die im Sinne einer europäischen Rechtsvereinheitli-
chung das Ziel verfolgte, den verhandelten Netzzugang 
auszuschließen und allein eine staatliche Regulierung des 
Netzzugangs vorzuschreiben. Nach intensiven, hier im 
Einzelnen nicht nachzuzeichnenden Diskussionen inner-
halb der EU wurden die Beschleunigungsrichtlinien für 
Elektrizität28 und Gas29 vom 26.6.2003 verabschiedet. 
Zentrale Elemente sind Vorgaben für die Trennung des 
Netzbetriebs von den übrigen versorgungswirtschaftli-
chen Aktivitäten in rechtlicher, organisatorischer, infor-
mationeller, bilanzieller und personalpolitischer Hinsicht 
(Unbundling)30 einerseits sowie die verbindliche Vorgabe 
des regulierten Netzzugangs31 andererseits. Anders als 
noch die Binnenmarktrichtlinien für Strom und Gas von 
1996 / 1998 lassen jedoch die Beschleunigungsrichtlinien 
für Elektrizität und Gas vom 26.6.2003 Modifikationen 
des regulierten Netzzugangs zu. Neben der „klassischen“ 
Einzelentgeltregulierung, also der staatlichen Zulassung 
(Genehmigung) der beabsichtigten Preise des Netzbetrei-
bers, ist auch eine Beschränkung auf eine bloße Metho-
denregulierung möglich32. Dabei gibt der Staat nur die 
Regeln für die Entgeltbildung vor, in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben 
zwingend normativ durch Gesetz und das Gesetz konkre-
tisierende Rechtsverordnungen, im Hinblick auf die prak-
tische Effizienz und Flexibilität des Modells zusätzlich 
verfeinert durch Vorgaben der Regulierungsbehörde zur 
Methodik der Preisbildung. Auf dieser Grundlage bilden 
die Netzbetreiber ihre Preise für den Netzzugang geneh-
migungsfrei, unterliegen insoweit jedoch einer repressi-

                                                           
26  OLG Düsseldorf, RdE 2004, 118 und 311. 
27  Vgl. statt vieler den Monitoring-Bericht des BMWA vom 31.8.2003 an 

den Deutschen Bundestag über die energiewirtschaftlichen und wett-
bewerblichen Wirkungen der Verbändevereinbarungen, BT-Drucks. 
15/1510. 

28  ABl. 2003 Nr. L 176 S. 37. 
29  ABl. 2003 Nr. L 176 S. 57. 
30  Dazu Büdenbender in Kühne (Hrsg.), Berg- und Energierecht im 

Zugriff europäischer Regulierungstendenzen, VenergR 112 (2004), 65 
(89 ff.); Koenig / Kühling / Rasbach, RdE 2003, 221 ff.; Wiedemann / 
Langerfeldt, et 2004, 158 ff. und 248 ff.; Säcker, DB 2004, 691 ff. 

31  Dazu Büdenbender in Hendler / Marburger / Reinhard / Schröder 
(Hrsg.), Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts 2004, S. 189 ff.; 
ders., et 2003, specal zu Heft 9, S. 2 ff.; Rosin / Krause, special zu 
Heft 9, S. 17 ff.; Schneider, ZWeR 2003, 381 ff.; Tettinger / Pielow, 
RdE 2003, 289 ff. 

32  S. Fn. 31. 
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ven Kontrolle der geforderten Entgelte im Einzelfall. 
Daneben bestehen umfangreiche Kompetenzen der Regu-
lierungsbehörde für ein Monitoring des Netzzugangs ein-
schließlich der diesbezüglichen Entgeltpolitik, für Ände-
rungen mit staatlichen Methodenvorgaben nicht verein-
barer Preise und schließlich für die Behandlung von Be-
schwerden seitens der Netznutzer33. 
3. Stand der Energierechtsreform im Herbst 2004 
Die Möglichkeit, sich zwischen eine Einzelentgeltregu-
lierung und einer Methodenregulierung im Rahmen der 
Umsetzung der Beschleunigungsrichtlinien in innerstaat-
liches Recht entscheiden zu können, geht maßgeblich auf 
deutsche Einflussnahmen bei der europäischen Normge-
bung zurück. Hierfür spricht insbesondere, dass die Me-
thodik der Preisbildung von grundlegender Bedeutung 
für die Preispolitik der Netzbetreiber ist. Wird sie im 
Sinne effizienten, den Wettbewerb fördernden Netzzu-
gangs unter gleichrangiger Beachtung der Versorgungs-
sicherheit im Netz seitens des Staates vorgegeben, ist in-
sofern ein Grundanliegen der Netzregulierung erreicht. 
Hinzu kommt der große administrative Aufwand einer 
Einzelentgeltregulierung für die ca. 1700 Strom- und 
Gasnetzbetreiber in der Bundesrepublik Deutschland mit 
unterschiedlichen Netzkosten aufgrund der verschiede-
nen strukturbedingten Rahmenbedingungen und entspre-
chend differenzierter Entgelte für die zahlreichen typi-
schen Netznutzungsfälle. Daher sprach sich der Monito-
ring-Bericht der Bundesregierung vom 31.8.200334, der 
eine Situationsanalyse des Netzzugangs in der Bundesre-
publik Deutschland vornimmt und zugleich Hinweise für 
die zukünftige Ausgestaltung des Energierechts gibt, er-
wartungsgemäß für das Konzept des allein methodisch 
regulierten Netzzugangs aus. Der Regierungsentwurf der 
Bundesregierung für ein neues Energiewirtschaftsge-
setz35 mit rund 120 Vorschriften und zahlreichen Er-
mächtigungsgrundlagen zum Erlass konkretisierender 
Rechtsverordnungen36 folgt diesem Konzept. Der Bun-
desrat, dem der Gesetzentwurf der Bundesregierung nach 
Art. 76 Abs. 2 GG zur Stellungsnahme zugeleitet wurde, 
äußerte hiergegen deutliche Kritik37. Er beanstandete - 
nach entsprechender Stellungnahme seines Wirt-
schaftsausschusses38 - die mangelhafte Qualität des Ge-
setzentwurfes in gesetzestechnischer Hinsicht, da er zahl-
reiche Doppelregelungen, Widersprüche, Ungereimthei-
ten und unnötig weitschweifige Formulierungen aufwei-
se. Auch beklagten die Bundesländer eine unzureichende 
politische Einbeziehung in die Erarbeitung des Gesetz-
entwurfes, die im Widerspruch zu ihren umfangreichen 
Erfahrungen der Energie- und Preisaufsicht in der Ver-
gangenheit sowie zu den politischen Beteiligungsbedürf-

                                                           
33  Zu den Kompetenzen der Behörden im einzelnen aufgrund gemein-

schaftsrechtlicher Vorgaben Ehricke, Die Regulierungsbehörde für 
Strom und Gas, VenergR 113 (2004) 

34  S. Fn. 27. 
35  Vom 15.7.2004, z. Zt. Der Abfassung diesen Aufsatzes noch nicht als 

BT-Drucks. Verfügbar. 
36  Verfassungsrechtlich kommt der Erlass der Rechtsverordnungen nach 

Art. 80 GG erst nach Inkrafttreten des EnwG 2005 in Betracht. Poli-
tisch wird – zu Recht – die Vorlage der Verordnungsentwürfe während 
des Gesetzgebungsverfahrens verlangt, um die Thematik ganzheitlich 
beurteilen zu können. Z. Zt. der Erstellung dieses Beitrages lagen Re-
ferentenentwürfe für die Netzzugangs- sowie Entgeltverordnung Strom 
sowie für die Netzzugangsverordnung Gas (noch nicht für die Netz-
entgeltverordnung Gas) vor. 

37  BR Drucks. 613/04. Diese Kritik wies die BReg. Mit Erwiderung vom 
28.10.2004 weitgehend zurück. 

38  BR. Drucks. 613/1/04. 

nissen stehe. Neben zahlreichen anderen Änderungswün-
schen lehnte der Bundesrat insbesondere das Konzept ei-
ner bloßen Methodenregulierung hinsichtlich der Entgel-
te und Netzzugangsbedingungen mit Nachdruck ab. 
Stattdessen forderte er eine umfangreiche Einzelentgelt-
regulierung, d.h. eine administrative Zulassung der Netz-
nutzungsentgelte vor der Praktizierung durch die Netz-
betreiber. Zur Begründung wurde auf die so erreichbare 
bessere Effizienz der Regulierung zum Schutz der Netz-
nutzer und damit des Wettbewerbs verwiesen; zugleich 
betonte der Bundesrat die größere Rechtssicherheit eines 
solchen Regulierungskonzeptes39. Diesem Votum des 
Bundesrates kommt eine besondere Bedeutung zu, da die 
Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts wegen um-
fangreicher verfahrensrechtlicher Vorschriften der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf (Art. 77 Abs. 2a, 78, 
84 Abs. 1 GG). Schwenkt der deutsche Bundestag im 
Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens nicht auf 
die Linie des Bundesrates ein, wird voraussichtlich erst 
im Vermittlungsausschuss der endgültige Inhalt des 
Energiewirtschaftsrechts fixiert werden, mit allen Un-
wägbarkeiten eines solchen Verfahrens (Art. 77 Abs. 2, 
2a GG). Eine endgültige Ablehnung des Gesetzentwurfs 
und damit eine Beibehaltung der bisherigen Rechtslage 
kommt aus europarechtlichen Gründen nicht in Betracht, 
da die Bundesrepublik Deutschland die Beschleuni-
gungsrichtlinien für Strom und Gas dringend in nationa-
les Recht umzusetzen hat, zumal der insoweit vorgege-
bene Endtermin des 1.7.2004 ohnehin nicht eingehalten 
wird.  
Die Energierechtsreform hat eine zusätzliche Dynamik 
dadurch erhalten, dass zahlreiche Netzbetreiber, insbe-
sondere auf Übertragungsnetzebene, nach Verabschie-
dung des Gesetzentwurfs deutliche Preiserhöhungen, z. 
T. mit zweistelligen Prozentsätzen, angekündigt haben. 
Zur Begründung wurde auf erheblich gestiegene Kosten, 
insbesondere auf zusätzliche Belastungen wegen des 
normativen Subventionssystems zur Förderung der Ver-
stromung aus erneuerbaren Energien nach der EEG – 
Novelle 200440 verwiesen. Nahezu zeitgleich stellte die 
Gaswirtschaft deutliche Preiserhöhungen in Aussicht, als 
Konsequenz der über die gesamte Wertschöpfungskette 
vom Gasimport bis zur Belieferung der Endverbraucher 
verbreiteten Anbindung der Gaspreise an die Ölpreise. 
Letztere sind in den letzten Monaten dramatisch gestie-
gen. Dieses Preisgebaren wurde in weiten Teilen der Öf-
fentlichkeit, aber auch der Politik, dahingehend interpre-
tiert, dass die EVU die Zeit bis zum Inkrafttreten des 
neuen Energierechts ausnutzen wollten, um ohne die 
Möglichkeit staatlicher Verhinderung qua Regulierung 
ihre Erlössituation zu verbessern. Die Konsequenz waren 
massive Proteste von Industrie (BDI, VIK), Vertretern 
der mittelständischen Wirtschaft, Verbraucherschutzver-
bänden, Monopolkommission und Bundeskartellamt, 
welches die Einleitung von Missbrauchsverfahren nach 
§§ 19, 32 GWB ankündigte. Die Tagespresse nahm sich 
der Thematik intensiv an und berichtete über viele Wo-
chen hinweg in einer in der Vergangenheit noch nicht 
praktizierten Art und Weise über komplexe Teilfacetten 
der Energierechtsreform, wobei sie sich mit der sachge-
rechten Bewältigung der Thematik aufgrund ihrer Kom-
plexität schwer tat. Diese – gewollte oder in Kauf ge-
nommene (?), jedenfalls aber nicht überraschend Drama-

                                                           
39  BR-Drucks. 613/04 S. 18 ff. 
40  BGBl. 2004 I S. 1918. Dazu Müller, RdE 2004, 237 ff. 
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turgie gab dem Gesetzgebungsverfahren erhebliche, in 
den Konsequenzen zurzeit noch nicht absehbare Impulse. 
Selbst aus den Regierungsfraktionen des deutschen Bun-
destages, insbesondere seitens der Grünen, wurde nach-
haltiger Widerstand gegen das von der „eigenen“ Bun-
desregierung erarbeitete Konzept einer Energierechtsre-
form angekündigt und eine deutliche Verschärfung des 
Regulierungskonzepts, insbesondere im Sinne einer Ein-
zelentgeltregulierung, verlangt. Auch die materiellen 
Vorgaben der Preisbildung müssten, so forderten viele, 
gegenüber dem Regierungsentwurf und den zwischen-
zeitlich bekannt gewordenen Vorstellungen des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit bezüglich ent-
sprechender Rechtsverordnungen auf Basis des EnWG 
deutlich verschärft werden. 
4. Wesentliche Fragestellungen 
In dieser Situation steht die Politik vor der  schwierigen 
Aufgabe, nicht geleitet durch Emotionen, sondern durch 
sachliche Kriterien den weiteren Fortgang der Energie-
rechtsreform zu steuern. Die erhebliche Komplexität der 
Materie41, die zahlreichen technischen, ökonomischen, 
auf verschiedenen Ebenen angesiedelten rechtlichen wie 
auch ökologischen Fragen erschweren die Behandlung 
der Thematik, zumal die Energierechtsreform neben dem 
Unbundling und der Regulierung noch zahlreiche weite-
re, hier aus Raumgründen nicht anzusprechende Sachfra-
gen umfasst42. Auch das Volumen des vorgelegten Re-
formentwurfes und der für dessen Verständnis letztlich 
unverzichtbaren konkretisierenden Rechtsverordnungen 
belastet die Entscheidungsfindung erheblich43. Dies gilt 
schon für Fachleute des Energierechts, erst recht aber für 
viele Politiker, die sich neben Fragen der Energiepolitik 
mit zahlreichen anderen Komplexen zu befassen haben. 
Insbesondere besteht die Gefahr, dass die Diskussion 
wegen zahlreicher Einzelprobleme zerfasert und sich 
nicht vorrangig auf die Grundfragen der zukünftigen 
Ausrichtung des Energierechts besinnt. Erst wenn diese 
belastbar entscheiden sind, ist Raum für die Regelung 
konkretisierender Einzelheiten, so wichtig diese auch 
immer sind. Um einen Beitrag zur weiteren Reformdis-
kussion zu leisten, ist es daher sinnvoll, ja sogar unver-
zichtbar, die wesentlichen Themenkomplexe der Regulie-
rung des Netzzugangs herauszustellen, die insoweit 
wichtigen Fragen zu formulieren und den Versuch einer 
belastbaren Antwort darauf unter Berücksichtigung der 
essentiellen Argumente zu geben. Hierzu soll dieser Auf-
satz eine Hilfestellung leisten, wobei er sich aus Raum-
gründen allein auf die Thematik der Regulierung be-
schränkt. Auch wenn die Trennung des Netzbetriebes 
von den übrigen versorgungswirtschaftlichen Aktivitäten 
(Unbundling) gleichfalls von großer praktischer Bedeu-
tung ist und die Netzbetreiber insbesondere in der ersten 
Zeit nach Inkrafttreten der Energierechtsreform in orga-
nisatorischer wie konzeptioneller Hinsicht fordert, bildet 
                                                           
41  Sie bildete auch einen wesentlichen Grund für die Politik, sich für Ver-

bändevereinbarungen (vgl. Fn. 21, 22, 25) auszusprechen und die 
„Problemlösungslast“ damit zu delegieren.  

42  Hierzu zählen u.a. die Regelung eines Anspruchs auf Grundversor-
gung (statt bisher auf allgemeine Versorgung nach § 10 EnWG), 
Rechtsfolgen bei Verstößen gegen Vorgaben des EnWG im Zusam-
menhang mit dem Netzanschluss, dem Netzzugang sowie der Regel-
energie und schließlich umfangreiche verfahrensrechtliche Regelun-
gen. 

43  Der Entwurf umfasst ca. 120 Paragraphen von z.T. beeindruckender 
Länge; hinzu kommen mindest 6 wichtige neue Rechtsverordnungen 
mit wiederum je ca. 50 Paragraphen – all dieses als Beitrag zur Dere-
gulierung! 

mittel- und langfristig die Regulierung des Netzzugangs 
die zentrale Thematik des zukünftigen Energierechts. Er-
fahrungen mit der Regulierung der Energiewirtschaft im 
Ausland, aber auch mit dem deutschen Regulierungsre-
gime im Rahmen des Telekommunikationsrechts44, be-
stätigen diesen Befund. 
Die maßgeblichen Grundsatzfragen für die zukünftige 
Ausgestaltung der Regulierung lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen:  
- Was soll reguliert werden?  
- Welches Regulierungskonzept ist zu verfolgen, ins-

besondere eine Methodenregulierung oder eine Ein-
zelentgeltregulierung?  

- Wie sind wesentliche Elemente der Regulierung vor-
zunehmen, insbesondere hinsichtlich des Netzzu-
gangsmodells und der Entgeltbildung einschließlich 
seiner staatlichen Steuerung?  

- Wer soll regulieren? Allein der Gesetzgeber?45 Auch 
die Exekutive? Nur der Bund oder auch die Länder? 
Welche Behörde? 

- Wann (im Verhältnis zur unternehmerischen Ent-
scheidung) soll reguliert werden? 

Damit ist das Programm der vorgelegten Analyse um-
schrieben.  
II. Regulierungsgegenstand 
1. Zwingende und fakultative Regulierungsgegen-

stände 
Soweit der Regulierungsgegenstand europarechtlich vor-
gegeben ist, entzieht er sich der Disposition des deut-
schen Gesetzgebers. Dies betrifft die Sachbereiche Netz-
anschluss, Netzzugang (Netznutzung) und Ausgleichs-
energie. Diese drei Komplexe sind sowohl für die Elek-
trizitätswirtschaft als auch für die Gaswirtschaft aufgrund 
eindeutiger gemeinschaftsrechtlicher Vorgaben in den 
Beschleunigungsrichtlinien für Strom (Art. 20, 23) und 
Gas ( Art. 18, 25 ) verbindlich. Darin liegt ein Mindest-
programm für den nationalen Gesetzgeber, nicht aber ei-
ne europarechtliche Obergrenze, die eine Erweiterung 
des Regulierungsgegenstandes verbietet. Vielmehr ob-
liegt es insoweit dem nationalen Gesetzgeber, ob und in-
wieweit er zusätzliche Bereiche energiewirtschaftlicher 
Betätigung staatlicher Regulierung unterwirft. Die Ant-
wort auf diese Frage betrifft somit nicht die Beachtung 
eines europarechtlichen Rechtsgestaltungsbefehls, son-
dern allein eine sachgerechte ordnungspolitische Ent-
scheidung durch die deutsche Gesetzgebung. 
Hierzu sind in die aktuelle Diskussion vereinzelt durch-
aus Vorschläge oder Forderungen im Sinne einer Erwei-
terung des Regulierungsgegenstandes eingebracht wor-
den. So ist z.B. anlässlich der angekündigten deutlichen 
Erhöhung der Gaspreise vor dem Hintergrund des Öl-

                                                           
44  Dazu Büchner / Ehmer / Geppert u.a., Beck’scher TKG Kommentar, 2. 

Aufl. 2000, Anm. zu §§ 24-27. 
45  Zu Unterscheidung zwischen finaler (europarechtlicher) und konditio-

naler (deutscher) Gesetzgebung mit daraus resultierender grundle-
gender Unterscheidung der Rechtsgestaltung sowie Umsetzungsspiel-
räume Breuer, AöR 127 (2002), 523 ff. Speziell zur Zulässigkeit einer 
rein normativen Methodenregulierung (nicht zu ihrer Zweckmäßigkeit!) 
Büdenbender, et 2003, special zu Heft 9 S. 2. Für die ordnungspoliti-
sche Zweckmäßigkeit regulierungsbehördlicher Konkretisierungen Bü-
denbender, Jahrbuch für Umwelt- und Technikrecht 2004, 189 (244 
ff.). 



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

184 

preisanstiegs die Zulässigkeit der preislichen Verknüp-
fung beider Energien thematisiert und als mögliche Auf-
gabe der Regulierungsbehörde bewertet worden. Ebenso 
gibt es Stimmen, die für den Elektrizitätsbereich nicht 
nur die Netznutzungsentgelte, sondern die gesamten 
Strompreise der Endverbraucher staatlicher Regulierung 
unterwerfen wollen. Dabei ist zu sehen, dass es für den 
Bereich der Tarifkunden nach geltendem Recht insoweit 
bereits eine Preisregulierung gibt (§ 12 BTO Elt), auch 
wenn diese in der bisherigen Praxis nicht als „Regulie-
rung", sondern als Strompreisgenehmigung bezeichnet 
wurde Sie soll in Zukunft durch eine besondere Miss-
brauchsaufsicht der Länder über die Preise für die neu 
eingeführte „Grundversorgung“ abgelöst werden (§§ 36, 
40 EnWG-E). Schließlich sind während der Ressortab-
stimmung zwischen den Bundesministerien für Wirt-
schaft und Arbeit einerseits sowie Umwelt andererseits 
Wünsche aus dem letztgenannten Ministerium hinsicht-
lich einer Erweiterung des Regulierungsbereiches, insbe-
sondere bzgl. der Stromerzeugung, vernommen worden. 
Gerade die Energieerzeugung soll im Sinne einer staat-
lich durchsetzbaren Investitionspolitik zugunsten erneu-
erbarer Energien und der Kraft-Wärme-Kopplung nach 
solchen Wünschen stärker reglementiert werden, nach-
dem durch den gesetzlich verbindlichen sukzessiven 
Ausstieg aus der Kernerenergie mit dem Verbot des Baus 
neuer Kraftwerke bereits ein Element staatlicher Regulie-
rung für die Stromerzeugung (wenn auch nicht so be-
zeichnet) verwirklicht wurde46. 
Eine besondere Form der Strompreisregulierung sieht § 
40 EnWG-E für die Grund- und Ersatzversorgung (§§ 36, 
38 EnWG-E) bereits vor. Repressiv reguliert werden hier 
die Strompreise, also der dem Wettbewerb zugängliche 
Vertriebsbereich, obwohl die auch insoweit eingreifende 
Regulierung des Netzzugangs gerade den Wettbewerb 
ermöglichen soll. 
2. Ordnungspolitische Aspekte 
Derartige Wünsche zur Erweiterung des Regulierungsge-
genstandes sind ordnungspolitisch abzulehnen. Dies er-
gibt sich aus der Funktion der Regulierung. Regulierung 
im Sinne staatlicher Steuerung unternehmerischen Ver-
haltens auf der einen Seite und wettbewerbliche Kontrol-
le unternehmerischer Betätigung durch den Markt auf der 
anderen Seite stehen in einem Alternativverhältnis zuein-
ander. Noch deutlicher formuliert, lassen sich Regulie-
rung und Wettbewerb als feindliche Brüder bezeichnen. 
Für eine Regulierung ist in einem marktwirtschaftlichen 
System nur dort Raum, wo eine wettbewerbliche Kon-
trolle aufgrund besonderer Marktgegebenheiten nicht 
möglich ist. Dies ist ein selbstverständliches Kriterium 
der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht (§ 19 GWB), 
die eine marktbeherrschende Stellung des Adressaten 
möglicher Missbrauchsverfügungen voraussetzt. Wird 
ein Unternehmen im Wettbewerb hinreichend kontrolliert 
und besteht somit keine marktbeherrschende Stellung, 
scheidet insoweit eine kartellbehördliche Reglementie-
rung unternehmerischen Verhaltens aus. Dieser Grund-
gedanke gilt auch für eine über die kartellrechtliche 
Missbrauchsaufsicht hinausgehende staatliche Reglemen-
tierung, unabhängig davon, ob sie präventiv vor der un-
ternehmerischen Entscheidung erfolgt oder dieser repres-
siv zeitlich nachgelagert ist. Wer für eine Erweiterung 
staatlicher Regulierung jenseits eines Ausgleichs für feh-

                                                           
46  BGBl. 2002 I 1351, hier §§ 1 Nr. 1, 7 Abs. 1a-d AtG. 

lende wettbewerbliche Kontrolle plädiert, beseitigt nicht 
ein partiell bestehendes Marktversagen infolge besonde-
rer Marktstrukturen, sondern verabschiedet sich in dem 
Umfang befürworteter Regulierung von den Prinzipien 
der Marktwirtschaft. Folglich hat Reglementierung (wie 
auch kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht) allein die 
Funktion eines Wettbewerbssurrogats47. 
Eine fehlende wettbewerbliche Steuerung aber besteht 
hinsichtlich der leitungsgebundenen Energiewirtschaft 
nur hinsichtlich des Netzbereichs. Dies gilt für Elektrizi-
tät uneingeschränkt, während für Gas sogar partiell ein – 
allerdings begrenzter – Leitungswettbewerb infolge al-
ternativer Gastransportmöglichkeiten unter Inanspruch-
nahme verschiedener Netzbetreiber besteht48. Jenseits des 
Leitungsnetzes, bildhaft gesprochen „vor" oder „hinter" 
dem Netz, ist hingegen Raum für Wettbewerb. In der 
Stromwirtschaft kommen verschiedene Möglichkeiten 
zur Umwandlung von Primärenergie in die Edelenergie 
Elektrizität in Betracht, die durchaus miteinander kon-
kurrieren, wobei es insoweit - auf unterschiedlichen Ur-
sachen beruhende - Einschränkungen gibt (das gesetzli-
che Verbot des Neubaus von Kernkraftwerken49 und den 
vorrangigen Anspruch auf Stromeinspeisung von unter 
das EEG wie das KWK-AusbauG fallenden Anlagen). 
Auch in der Gaswirtschaft bestehen Bezugsalternativen; 
diese sind allerdings infolge der nur in wenigen Staaten 
existierenden Gasvorkommen begrenzt. Ferner gibt es im 
Bereich der Energiebeschaffung für den einzelnen Liefe-
ranten vielfach die Alternative einer eigenen Erzeugung 
oder des Fremdbezuges von einem Drittanbieter. Daran 
schließt sich, über die verschiedenen Spannungs- oder 
Druckstufen hinweg, das grundsätzlich monopolistisch 
strukturierte und daher regulierte Leitungsnetz an. „Hin-
ter dem Netz“, genauer am Ausspeisepunkt der Energie 
erfolgen der Handel mit Strom oder Gas, sei es mit ein-
zelnen Interessenten oder über Energiebörsen, und der 
Vertrieb an Endverbraucher. Hier besteht wiederum 
Wettbewerb. Dabei sei daran erinnert, dass der gesetzli-
che Anspruch auf Nutzung fremder Leitungsnetze gerade 
das Ziel verfolgt, die Barriere des monopolistisch struk-
turierten Netzes als Wettbewerbshemmnis zu überwinden 
und auf diese Weise verschiedenen Anbietern die Mög-
lichkeit zu geben, trotz der Leitungsgebundenheit der 
Strom- und Gasversorgung Lieferalternativen für End-
verbraucher oder für weiterverteilende Unternehmen zu 
eröffnen. Wie intensiv die diesbezüglichen Wettbe-
werbsprozesse wirken, ist keine rechtliche Grundsatzfra-
ge, sondern maßgeblich von der Effizienz des Netzzu-
gangs abhängig. Gerade dazu aber soll das Regulierungs-
konzept einen entscheidenden Beitrag leisten. Daher 
kann es nicht Aufgabe der Regulierung sein, die dem 
Wettbewerb zugänglichen Absatzbereiche in die Regulie-
rung mit einzubeziehen. Vielmehr ist es Aufgabe der Re-
gulierung, das Netzzugangskonzept, insbesondere die 
Preise und Bedingungen für die Nutzung fremder Netze 
unter Berücksichtigung der wechselseitigen Interessen 
von Netzbetreibern und Netznutzern so auszugestalten, 
dass „hinter" dem Netz effiziente Wettbewerbsprozesse 
in den Bereichen Handel und Vertrieb möglich sind. 

                                                           
47  Büdenbender, Kartellrechtliche Kontrolle der Netznutzungsentgelte 

nach dem Vergleichsmarktprinzip, 2004, S. 54 ff. 
48  Zur Frage, ob dieser Wettbewerb hinreichend wirkt und für eine Regu-

lierung hinsichtlich des Maßstabes  Anerkennung verdient, vgl. Kap. IV 
2c. 

49  S. Fn. 46. 
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Aus den genannten Zusammenhängen folgt, dass aus 
ordnungspolitischen Gründen der Gegenstand der Regu-
lierung auf die europarechtlich vorgeschriebenen Berei-
che Netzanschluss, Netzzugang / Netznutzung und Aus-
gleichsenergie zu beschränken ist. Eine Erweiterung ist 
abzulehnen. Der Regierungsentwurf der Bundesregierung 
liegt (mit Ausnahme des § 40 EnWG-E) auf dieser Linie; 
auch der Bundesrat fordert insoweit keine Ausdehnung. 
Gleichwohl gilt es, die angesprochenen Zusammenhänge 
hervorzuheben, da nicht auszuschließen ist, dass es im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu einem mehr oder 
weniger diffusen Ausgleich heterogener politischer Inter-
essen kommt, die auch den Bereich des Regulierungsge-
genstandes erfassen. 
III. Regulierungsmethodik 
Aufgrund europarechtlicher Vorgaben sind etliche 
Aspekte der Regulierungsmethodik der Gestaltung durch 
den nationalen Gesetzgeber entzogen. Hierzu zählen die 
repressive Regulierung im Sinne einer Kontrolle seitens 
der Regulierungsbehörde, ob die Netzbetreiber die mate-
riellrechtlichen Vorgaben des Regulierungsrechts hin-
sichtlich Netzanschluss, Netzzugang / Netznutzung und 
Ausgleichsenergie einhalten. Hinzu kommen das Monito-
ring sowie die Bearbeitung von Beschwerden seitens der 
Netzbetreiber gegen Netznutzer. Diese Aktivitäten gibt 
das Gemeinschaftsrecht vor (Art. 23 Richtlinie Strom, 
Art. 25 Richtlinie Gas). 
Hinsichtlich der präventiven Regulierung besteht die be-
reits thematisierte Option des nationalen Gesetzgebers, 
sich zwischen einer Regulierung der Methode für die 
Billdung von Preisen und Bedingungen durch die Netz-
betreiber oder aber für eine Einzelentgeltregulierung, der 
Konzeption des Preisgenehmigungsrechts nach § 12 BTO 
Elt vergleichbar, zu entscheiden. Die Bundesregierung 
hat in ihrem Gesetzentwurf, entsprechend der Ankündi-
gung des Monitoringberichts vom August 2003, für eine 
bloße Methodenregulierung votiert50. Der Bundesrat51 
widerspricht und fordert aus Gründen der Effizienz der 
Regulierung wie auch der Rechtssicherheit für alle Betei-
ligten eine Einzelentgeltregulierung. Diese Auffassung 
findet Unterstützung in der öffentlichen Diskussion der 
Thematik, insbesondere durch Vertreter der Industrie und 
durch Verbraucherschutzverbände. Damit stellt sich für 
das weitere Gesetzgebungsverfahren die zentrale Frage, 
welche der beiden Konzeptionen den Vorzug verdient. 
1. Argumente für eine Einzelentgeltregulierung 
Für eine Einzelentgeltregulierung spricht, dass die Netz-
betreiber kein Netznutzungsentgelt ohne vorherige be-
hördliche Prüfung und "Absegnung" der Behörde verlan-
gen können. Damit ist sicherlich der Schutz der Netznut-
zer in besonders intensiver Form verwirklicht. Verläuft 
die behördliche Prüfung sachgerecht, ist die Forderung 
unangemessener Netznutzungsentgelte ausgeschlossen. 
Demgegenüber haben die Netzbetreiber bei einer bloßen 
Methodenregulierung die Möglichkeit, die Netznutzungs-
entgelte unter Beachtung der Vorgaben für die Preisbil-
dung genehmigungsfrei zu fixieren. Der Regulierungsbe-
hörde steht im Hinblick auf die einzelnen Entgelte ledig-
lich eine repressive, also dem unternehmerischen Verhal-
ten zeitlich nachfolgende Kontrollkompetenz zu. Daraus 
erwächst die Möglichkeit, dass Netzbetreiber zunächst 

                                                           
50  S. Fn. 35, Begründung zu § 21. 
51  BR-Drucks. 613/04 S. 18 ff. 

unter Missachtung des materiellen Regulierungsrechts 
überhöhte Entgelte bilden und von den Netznutzern ver-
langen. Die repressive Regulierung vermag solche Miss-
stände abzustellen; sie erfolgt aber erst, nachdem der 
Netzbetreiber bereits unzulässige Entgelte fordert (und 
vereinnahmt). Darüber hinaus ist es in Anbetracht der 
Vielzahl der Netzbetreiber eine rechtstatsächliche Frage, 
ob und in welcher Zeit die Regulierungsbehörde etwai-
gen Missständen zügig nachgehen kann.  
Darüber hinaus ist zu sehen, dass eine bloße Methoden-
regulierung hinsichtlich der Entgelte je nach der Dichte 
der materiellrechtlichen Vorgaben u.U. noch Ermessens-
spielräume belässt oder Zweifelsfragen hinsichtlich des 
Rechtsverständnisses begründet. Deren Konkretisierung 
liegt bei einer bloßen Methodenregulierung jedenfalls 
faktisch zunächst in der Kompetenz des Netzbetreibers. 
Erst nachträglich lässt sich seitens der Regulierungsbe-
hörde überprüfen, ob der Netzbetreiber derartige Spiel-
räume sachwidrig ausgenutzt hat. Insoweit ist ferner 
rechtlich zu klären, ob der Regulierungsbehörde oder 
dem Netzbetreiber die Befugnis zusteht, Beurteilungs-
spielräume für die konkrete Entscheidungsfindung zu 
nutzen52. Eine präventive Einzelentgeltregulierung hin-
gegen eröffnet eine frühzeitige administrative Kontrolle 
der Preispolitik aller Netzbetreiber und verhindert bei 
sachgerechter Handhabung durch die Behörde, dass die 
Netznutzer zunächst überhöhte Entgelte zahlen müssen. 
2. Argumente für eine Methodenregulierung 
a) Verwaltungseffizienz 
Welche Argumente sprechen gegen eine Einzelentgeltre-
gulierung? Hier ist zunächst der erhebliche administrati-
ve Aufwand zu sehen. Eine flächendeckende Kontrolle 
aller für bestimmte Abnahmefälle kalkulierten Netznut-
zungsentgelte führt bei ca. 1.700 Netzbetreibern zu ei-
nem erheblichen Verwaltungsaufwand. Dieser entsteht, 
wenn es bei der von der Bundesregierung geplanten aus-
schließlichen Zuständigkeit der Regulierungsbehörde für 
Telekommunikation und Post bzgl. der präventiven Re-
gulierung bleibt, zentral an einer Stelle. Insoweit müssten 
die sachlichen und personellen Ressourcen umfassend 
aufgestockt werden. Dies erinnert diejenigen, die sich in-
tensiv mit Regulierungssystemen beschäftigen, an Zu-
stände in den USA noch zu Monopolzeiten der leitungs-
gebundenen Energieversorgung, als hier große Regulie-
rungsbehörden mit z.T. über 1000 Mitarbeitern, erhebli-
cher Mittelbindung und langwierigen Verfahren bestan-
den. Sie wurden vielfach erst so spät nach der geplanten 
unternehmerischen Entscheidung abgeschlossen, dass sie 
praktisch schon überholt waren53. Kommt es zu einer Zu-
ständigkeit von Bund und Ländern für die Regulierung 
entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates, verteilt 
sich die Administration auf verschiedene Behörden, ohne 
dass dadurch der Aufwand geringer wird. 
b) Bedeutung der Preisbildungsmethode für die Ein-

zelentgeltregulierung 

                                                           
52  Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob der Regulierungsbehörde 

ein gerichtlich nicht voll überprüfbarer Beurteilungsspielraum bei ihrer 
Entscheidung zusteht. Dies ist zugunsten einer Vollkontrolle zu ver-
neinen (ebenso für das TKG v. Danwitz, DVBl 2003, 1405 ff.). 

53  Zur US-amerikanischen Regulierungspraxis Müller / Vogelsang, Zwi-
schen Wettbewerb und Planung: Lehren aus der amerikanischen Re-
gulierung für öffentlich gebundene Unternehmen und für wettbewerbli-
che Ausnahmebereiche, 1977; Masing, AöR 128 (2003), 558 ff.; Säk-
ker, ZNER 2004, 98 ff. 
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Dieser Nachteil müsste in Kauf genommen werden, wenn 
anders eine effiziente Regulierung im Interesse des Wett-
bewerbsprinzips und des Schutzes der Netznutzer nicht 
erreichbar wäre. Davon geht offensichtlich der Bundesrat 
aus, im Ergebnis jedoch zu Unrecht. Auch bei einer Ein-
zelentgeltregulierung ist vorrangig von Bedeutung, nach 
welchem System oder Konzept, anders formuliert, nach 
welchem Prüfprogramm die Netznutzungsentgelte sowie 
die sonstigen Netzzugangsbedingungen zu bilden und 
damit zu regulieren sind. Die Festlegung der methodi-
schen Vorgaben bildet den eindeutigen Schwerpunkt 
auch jeder Einzelentgeltregulierung; die Preisbildungs-
methode ist der Einzelentgeltregulierung logisch vorge-
lagert. In der gegenwärtigen kontroversen Diskussion 
spielen entsprechend grundsätzliche Fragen der Preisbil-
dung eine Rolle. Daneben können noch sachverhaltsbe-
zogene Fragen sowie die Ausfüllung von Beurteilungs-
spielräumen anstehen, wobei klarzustellen ist, ob deren 
Konkretisierung in die Kompetenz der Regulierungsbe-
hörde oder als unternehmerische Entscheidung in dieje-
nige der Netzbetreiber fällt54. Wenn aber das sachlich zu 
lösende Problem auch bei der Einzelentgeltregulierung 
vorrangig in der Aufstellung einer Methodik für die 
Preisbildung und Preisprüfung liegt, stellt sich die Frage, 
weshalb man sich nicht auf eine Methodenregulierung 
beschränkt und den zusätzlichen, sich besonders gravie-
rend auswirkenden Verwaltungsaufwand für die Über-
prüfung der Einzelentgelte spart, ob die Netzbetreiber die 
methodischen Vorgaben beachtet haben. Die umfangrei-
chen Informationen, die der Regulierungsbehörde zuste-
hen, ihre Kompetenzen zum Monitoring und zu repressi-
ven Regulierungsmaßnahmen, ferner aber auch die be-
sondere Markttransparenz wegen des homogenen „Mas-
senproduktes" Netzzugang über Informationen im Inter-
net gewährleisten, dass eine Missachtung von methodi-
schen Vorgaben zur Preisbildung schnell auffällig wird. 
Normwidriges Verhalten kann daher zügig im Wege re-
pressiver Aufsicht abgestellt werden, wobei die insoweit 
ergehenden regulierungsbehördlichen Verfügungen so-
fort vollziehbar sein werden55. Der pauschale Hinweis, 
die Effizienz der Kontrolle und das Streben nach intensi-
ven Wettbewerbsprozessen in der leitungsgebundenen 
Energiewirtschaft gebiete eine Einzelentgeltregulierung, 
missachtet diese Zusammenhänge. 
c) Aspekte der Rechtssicherheit 
aa) Rechtssicherheit und gerichtlicher Rechtsschutz 
Schließlich bleibt als Argument die Rechtssicherheit, die 
allen Beteiligten durch eine Einzelentgeltregulierung als 
positiver Effekt zuteil werde. Dieses Kriterium wird vom 
Bundesrat56 besonders betont, der darauf hinweist, dass 
eine präventive Regulierung und damit Gestattung der 
Netzentgelte wesentlich mehr Klarheit schaffe als eine 
bloße Methodenvorgabe für die Preisbildung, bei der die 
Einhaltung der rechtlichen Anforderungen erst repressiv 
im Einzelfall untersucht werden könne. Die Argumenta-
tion des Bundesrates erscheint vordergründig besonders 
eindringlich, weil sie auch das Interesse der Netzbetrei-
ber an Rechtssicherheit anspricht. Damit wird das Kon-
zept des Bundesrates als Ideallösung für alle Beteiligten 
deklariert: zugunsten der Netznutzer erfolgt eine präven-
                                                           
54  Büdenbender, EnWG, 2003, § 6 Rn. 113 ff. mit dem Hinweis, dass es 

einen allein richtigen Preis regelmäßig nicht gibt, sondern eine Band-
breite vertretbarer Preise. 

55  § 64 EnWG-E, vergleichbar mit § 64 Abs. 1 Nr. 2 GWB. 
56  S. Fn. 37. 

tive Einzelentgeltregulierung im Sinne der Effizienz und 
des Schutzes der Netznutzer; aus der Sicht der Netz-
betreiber wird die gegenüber einer nur repressiv er-
folgenden Einzelentgeltregulierung gewinnbare Rechts-
sicherheit als ein positiver Aspekt herausgestellt.  
Diese Argumentation vermag allerdings nicht zu über-
zeugen, da sie allein auf der administrativen Ebene ange-
siedelt ist und Aspekte des Rechtsschutzes völlig ver-
nachlässigt. Nach allen Erfahrungen aus dem Telekom-
munikationsrecht wird es über längere Zeit, insbesondere 
bis zur Konsolidierung einer höchstrichterlichen Recht-
sprechung zu den wesentlichen Fragen, etliche Ausein-
andersetzungen zwischen der Regulierungsbehörde und 
den Netzbetreibern über das Verständnis verschiedener 
materiellrechtlicher Vorgaben für die Preisbildung ge-
ben57. Auch wenn der Gesetzgeber bestrebt ist, insoweit 
möglichst präzise Vorgaben zu machen, verbleiben bei 
der Komplexität der Materie immer noch konkretisie-
rungsbedürftige unbestimmte Gesetzesbegriffe. Zwar ist 
die Regulierungsbehörde gehalten, die Belange der Netz-
nutzer und der Netzbetreiber kumulativ zu betrachten, 
also die Aspekte eines effizienten Netzzugangs und da-
mit der Wettbewerbsförderung ebenso wie diejenigen der 
Sicherheit der Energieversorgung. Es liegt jedoch in der 
Natur der Sache und entspricht den Erwartungen der Öf-
fentlichkeit, dass die Regulierungsbehörde preisdämp-
fend wirkt. Damit stellt sich die Frage nach Rechtsschutz, 
und zwar für Netznutzer wie für Netzbetreiber. Erst wenn 
diese mit in die Betrachtung einbezogen werden kann, 
lässt sich beantworten, welches Regulierungskonzept mit 
mehr Rechtssicherheit verbunden ist. 
bb) Klagen von Netznutzern 
Nach der bisherigen Rechtsprechung zu § 12 BTO Elt ist 
der von einer Tarifpreisgenehmigung betroffene einzelne 
Stromverbraucher mangels Klagebefugnis (§ 42 Abs. 2 
VwGO) nicht in der Lage, Tarifpreisgenehmigungen an-
zufechten58. Hierfür spricht, dass Tarifpreisgenehmigun-
gen nach § 12 Abs. 1 u. 5 BTO Elt Höchstpreise fixieren, 
die genehmigungsfrei unterschritten und dann allerdings 
nur nach erneuter Genehmigung wieder angehoben wer-
den können. Folglich ist es Aufgabe der EVU, nach § 
315 Abs. 1 BGB zu entscheiden, ob sie Preisgenehmi-
gungen vollständig ausschöpfen oder nicht59. Auch für 
andere Bereiche des Wirtschaftsverwaltungsrechts, in de-
nen die Entgeltpolitik staatlicher Zulassung bedarf oder 
früher bedurfte, wird die Klagebefugnis Einzelner gegen 
Preisgenehmigungen verneint. Im Einzelnen sind hierzu 
nennen: genehmigungspflichtige Entgelte nach dem Per-
sonenbeförderungsrecht60 sowie für früher erforderliche 
staatliche Zulassungen für Versicherungs61- und Luftver-
kehrstarife62. Für das TKG differenziert das BVerwG63: 
Wettbewerber sind bzgl. telekommunikationsrechtlicher 
Entgeltgenehmigungen anfechtungsbefugt, Endkunden 
nicht. Dem liegt das Verständnis des TKG als Wettbe-
werbsfördergesetz, nicht aber als Verbraucherschutzrecht 
zugrunde. Es bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber, 
wenn er sich für eine energierechtliche Einzelentgeltre-
gulierung entscheidet, die Frage des Rechtsschutzkon-
                                                           
57  S. Fn. 44, 52. 
58  BVerwG, DVBl 1986, 559. 
59  KG, RdE 2002, 223. 
60  BVerwG, DÖV 1980, 416, Bay. VGH, VRS 58, 239. 
61  BVerwGE 30, 135. 
62  BGH, MDR 1978, 910; BVerwG, DÖV 1978, 619. 
63  BVerwGE 117, 93, 101. 
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zeptes überhaupt klarstellt. Letzteres erscheint eher un-
wahrscheinlich. Bleibt die Rechtsschutzfrage auf Geset-
zesebene offen, besteht bis zur höchstrichterlichen Klä-
rung eine gravierende Rechtsunsicherheit. Sollte es zu 
einer Anfechtungsmöglichkeit einzelner Netznutzer 
kommen, ist mit einer Vielzahl von Prozessen zu rech-
nen, die nicht zur Rechtssicherheit beitragen.  
cc) Klagen von Netzbetreibern 
Ein weiteres Problem besteht, wenn die Regulierungsbe-
hörde einem Preisfestlegungsbegehren des Netzbetreibers 
ganz oder teilweise nicht entspricht. Insoweit ist die 
Möglichkeit der Verpflichtungsbeschwerde des betroffe-
nen Netzbetreibers eröffnet, mit dem Ziel, die versagte 
Preisanpassung zu erreichen. Wegen der Komplexität der 
Materie dauern derartige Auseinandersetzungen regel-
mäßig lange, vor allem in der Anfangszeit des Energiere-
gulierungsrechts infolge der Neuartigkeit der einschlägi-
gen Rechtsfragen. Parallelen zum Telekommunikations-
recht zeigen dies. Vorläufiger Rechtsschutz wird in der 
Übergangszeit zugunsten des Netzbetreibers kaum prak-
tiziert werden, da er partiell eine Vorwegnahme der 
Hauptsache (vollständige Preiszulassung in dem bean-
tragten Umfang auf Zeit) bedeutet. Dafür sind die Anfor-
derungen in der Rechtspraxis besonders hoch64. Bleibt es 
für die Dauer der gerichtlichen Auseinandersetzung je-
doch zunächst einmal mangels vorläufigen Rechtsschut-
zes bei der Regulierungsentscheidung der Behörde, so 
nutzt dem Netzbetreiber ein Klageerfolg u. U. wenig. In-
folge der Einzelentgeltregulierung als privatrechtsgestal-
tender Verwaltungsakt kommt diesem nach bisherigem 
Verständnis des Strompreisrechts keine Rückwirkung zu. 
Die zivilrechtliche Beziehung zwischen dem Netzbetrei-
ber und dem Netznutzer kann nicht rückwirkend verän-
derten rechtlichen Rahmenbedingungen ausgesetzt wer-
den. Dies ist für den Geltungsbereich der Strompreisge-
nehmigung nach § 12 BTO Elt bereits in der Praxis dis-
kutiert und in dem hier beschriebenen Sinne entschieden 
worden65, auch wenn eine höchstrichterliche Bestätigung 
dieser Rechtspraxis noch aussteht. Ein Erfolg des Netz-
betreibers in der Auseinandersetzung mit der Regulie-
rungsbehörde trägt damit in erster Linie präjudiziell zur 
Entscheidung vergleichbarer Rechtsfragen für die Zu-
kunft bei. Mangels Rückwirkung des Prozesserfolges 
stellt sich darüber hinaus die Frage, ob der Netzbetreiber 
den Erlösausfall auf neue Rechnung vortragen kann, mit 
der Konsequenz, dass die Netznutzungsentgelte für eine 
Übergangszeit stärker angehoben werden (im Vergleich 
zu einer Situation ohne das Erfordernis eines derartigen 
Nachholeffektes), bis durch eine derartige Preisanhebung 
der Erlösausfall ausgeglichen ist. Dies erscheint die ein-
zige Form effizienten Rechtsschutzes bei Ablehnung ei-
nes Prozesserfolges mit Rückwirkung, wobei das Gebot 
des Art. 19 Abs. 4 GG zu beachten ist66. Auch gegen die-
se Form der Rechtsschutzgewährung bestehen jedoch 
Bedenken. In einer durchaus relevanten Zahl von Fällen 
würden auf diese Weise Netznutzer mit temporären Zu-
satzerhöhungen der Netznutzungsentgelte belastet, die in 
der Vergangenheit infolge der später gerichtlich für 
rechtswidrig erachteten Regulierungsentscheidung der 
Behörde gar nicht zu geringe Netznutzungsentgelte be-

                                                           
64  BVerwG, DÖV 1967, 831; VGH Kassel, NJW 1994, 1750. 
65  OVG Münster, RdE 1983, 238; Bay. VGH, Bay. VBl. 1982, 18 (29); 

ders., RdE 1989, 40. 
66  Dazu Tegethoff / Büdenbender / Klinger, Das Recht der öffentlichen 

Energieversorgung, Stand 2003, § 12 BTO Elt Rn. 339 ff. 

zahlt haben. Dies sind alle diejenigen Netznutzer, die erst 
nachträglich in das Gebiet des Netzbetreibers gezogen 
sind oder aber ein Unternehmen neu gegründet bzw. we-
sentlich ausgebaut haben. Weiter sind solche Netznutzer 
zu nennen, die zwar stets in dem Gebiet ansässig waren, 
die aber - aufgrund welcher Umstände auch immer - nach 
rechtskräftigem Abschluss des Prozesses eine deutlich 
höhere Energienachfrage als zuvor aufweisen. Da eine 
Erhöhung der Netznutzungsentgelte sich über Leistungs- 
und Arbeitspreise auswirkt, würden solche Kunden für 
Einnahmeausfälle des Netzbetreibers herangezogen, die 
ihnen ökonomisch nicht zuzuordnen sind. Zwar bestand 
diese Thematik bereits für das Strompreisrecht nach § 12 
BTO Elt; sie hatte hier jedoch wegen des nur begrenzten 
Geltungsbereiches eine deutlich geringere praktische 
Dimension.  
Für das TKG hat das BVerwG67 in einer neuen Entschei-
dung eine Rückwirkung der regulierungsrechtlichen Ent-
geltgenehmigung anerkannt. Insoweit ist jedoch zu be-
achten, dass das Telekommunikationsrecht die zivilrecht-
liche Vereinbarung noch nicht genehmigter Entgelte zu-
lässt. Bis zur Genehmigung dürfen die Entgelte aller-
dings nur in dem bereits früher genehmigten Umfang 
verlangt werden. Nach der Erteilung der neuen Geneh-
migung wirkt diese auf die Vereinbarung zurück. Dieses 
Konzept unterscheidet sich grundlegend von dem bishe-
rigen Verständnis des Strompreisrechts und dem Konzept 
einer daran deutlich angelehnten Einzelentgeltregulie-
rung (§ 23 a EnWG-E) entsprechend der Vorstellung des 
Bundesrates68. Danach folgt aus dem Genehmigungser-
fordernis ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt, das jedwede 
zivilrechtliche Abrede nicht genehmigter Entgelte – auch 
unter der Bedingung späterer Genehmigung – verbietet 
(§ 134 BGB). Durch die Entscheidung des BVerwG zum 
TKG ist folglich die parallele Problematik der Einzelent-
geltregulierung in keiner Weise geklärt.  
Es zeigt sich somit, dass unter Einbeziehung des Rechts-
schutzes mit einer Einzelentgeltregulierung keineswegs 
mehr Rechtssicherheit als mit einer Methodenregulierung 
verbunden ist. Vielmehr stellen sich komplexe und in der 
rechtlichen Beantwortung durch die höchstrichterliche 
Judikatur kaum vorhersehbare Rechtsprobleme. Zwar ist 
zuzugeben, dass auch repressive Regulierungsmaßnah-
men Rechtsschutzprobleme aufwerfen können; diese sind 
jedoch denjenigen einer präventiven Einzelentgeltregu-
lierung nicht gleichzusetzen. So besteht für den vorläufi-
gen Rechtsschutz im Wege repressiver Aufsicht bean-
standeter Einzelentgelte ein grundlegend anderer Aus-
gangspunkt im Vergleich zu Fällen, wo jedes Einzelent-
gelt der behördlichen Zulassung bedarf. Für ersteren grei-
fen die klassischen, seit langem konsolidierten Instru-
mente des Rechtsschutzes im Eilverfahren gegen bela-
stende Verwaltungsakte69.  
Insgesamt sprechen somit Gesichtspunkte der Regulie-
rungseffizienz, des Rechtsschutzes und der Möglichkei-
ten eines angemessenen Interessenausgleichs in kontro-
versen Fällen nicht für, sondern gegen eine Einzelentgelt-
regulierung. Hinzu kommt der Aspekt, dass Fragen der 
einschlägigen Methode zur Preisbildung und ihrer Kon-
trolle eine deutlich höhere Bedeutung haben als die 
                                                           
67  NWwZ 2004, 871; ebenso OVG Münster, NVwZ 2002, 496 u. KR 
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Überprüfung der Einhaltung der Methode im Einzelfall. 
Sie kann repressiv letztlich mit nahezu identischen Wir-
kungen erreicht werden wie eine präventive Kontrolle, 
ohne den Verfahrensballast mit der Einbeziehung aller 
Netzbetreiber bzgl. der gesamten Entgeltpalette auf sich 
nehmen zu müssen.  

3. Mischmodelle von Methoden- und Entgeltregulie-
rung zur Problemlösung? 

In der öffentlichen Diskussion sind zum Teil Mischmo-
delle zur Überwindung des Interessengegensatzes zwi-
schen einer Methoden- und einer Einzelentgeltregulie-
rung vorgeschlagen worden. Sie bemühen sich, die (ver-
meintlichen) Vorteile einer Einzelentgeltregulierung mit 
denjenigen einer prinzipiellen Beschränkung auf eine 
Methodenregulierung zu kombinieren. 

a) Einzelentgeltregulierung nur in begründeten Ein-
zelfällen 

Hierzu könnte beitragen, dass nur ausgesuchte, insbeson-
dere in ihrer Preispolitik auffällige Netzbetreiber einem 
Genehmigungserfordernis ausgesetzt werden. Ein solches 
Konzept ist jedoch bereits wegen Verletzung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes nach Art. 3 Abs. 1 GG abzuleh-
nen. Alle Netzbetreiber sind einem gleichermaßen gülti-
gen Regulierungskonzept zu unterwerfen. Die Klärung 
von Auffälligkeiten muss entweder für alle in einem prä-
ventiven Regulierungsverfahren oder aber – nach dem 
hier unterbreiteten Vorschlag - im Rahmen repressiver 
Aufsicht auf der Basis staatlicher Methodenregulierung 
erfolgen. Es lässt sich kein mit Art. 3 Abs. 1 GG verein-
barer Kriterienkatalog festlegen, nach dem die einen 
Netzbetreiber einer präventiven Einzelentgeltregulierung 
unterzogen werden und andere nicht. Die Zulässigkeit 
der Preispolitik lässt sich nicht vorab zweiteilen. 

b) Strukturklassenbezogene Einzelentgeltregulierung 

Auch in einer „strukturklassenbezogenen Einzelentgelt-
regulierung“ liegt keine sachgerechte Lösung des Pro-
blems. Befürworter eines solchen Konzeptes gehen da-
von aus, dass – wie es auch der VV II plus Strom Nr. 2 S. 
1 mit Anlage 3 entspricht und wie es in Zukunft infolge 
der durch die Regulierungsbehörde zu praktizierenden 
Marktbeobachtung intensiviert werden muss - Struktur-
klassen für Netzbetreiber unter Beachtung unterschiedli-
cher Rahmenbedingungen für den Netzbetrieb gebildet 
werden. Von den einer einheitlichen Strukturklasse zu-
zuordnenden Netzbetreibern wird dabei prinzipiell ein 
einheitliches Preisniveau erwartet. Abweichungen erfor-
dern eine besondere Rechtfertigung. Nach Auffassung 
mancher Befürworter dieses Vorschlages ließe sich nun 
eine Einzelentgeltregulierung für die gesamte Gruppe der 
einer Strukturklasse zuzuordnenden Netzbetreiber vor-
nehmen, die die umfangreiche Prüfung des Datenmateri-
als jedes einzelnen dieser Netzbetreibers (zunächst) ver-
meidet. Wer sich mit dieser Entgeltzulassung zufrieden 
gibt, bedürfte keiner weiteren Einzelentgeltgenehmigung. 
Nur der Netzbetreiber, der glaubt, sachgerechte Gründe 
für höhere Entgelte vortragen zu können, benötigen hier-
zu eine besondere regulierungsbehördliche Gestattung 
und könnte diese im Einzelfall beantragen. Dabei ist es 
dann noch ein weiterer wichtiger Aspekt, ob sich die 
strukturklassenbezogene Rahmenentgeltregulierung am 
Durchschnitt aller der Strukturklasse zuzuordnenden 
Netzbetreiber, am oberen Drittel oder an einer noch fest-

zulegenden Zahl der günstigsten Anbieter (z.B. die be-
sten drei, die besten fünf oder die besten zehn der Grup-
pe) orientieren soll.  

Auch ein solcher Vorschlag führt im Ergebnis nicht zu 
sachgerechten Ergebnisses. Bereits die bisherige Befas-
sung mit der Thematik hat gezeigt, wie schwierig die Fi-
xierung von Strukturklassen ist. Wie immer man diese im 
Einzelnen zuschneidet, so ergibt sich stets eine Zusam-
menfassung von Netzbetreibern mit immer noch mehr 
oder weniger differenzierten strukturellen Kosten für die 
Netzentgelte. Gestattet man allen Netzbetreibern einer 
Gruppe, über eine strukturklassenbezogene Einzelent-
geltregulierung die so fixierten Entgelte zu fordern, erge-
ben sich einerseits Mitnahmeeffekte für solche Netz-
betreiber, deren Preise aufgrund günstiger Rahmenbedin-
gungen ihres Netzgebietes unterhalb denjenigen der 
„Strukturklassengenehmigung“ liegen könnten. Andere 
Netzbetreiber hingegen sind trotz der Zuordnung zu der-
selben Strukturklasse ungünstigeren Vorgaben für ihre 
Tätigkeit ausgesetzt und benötigen daher höhere Entgelte 
als in der Rahmengenehmigung zugelassen. Für diese 
wäre ein Einzelentgeltregulierungsverfahren folglich un-
vermeidbar. Mitnahmeeffekte auf der einen Seite und 
Einzelentgeltregulierungsverfahren trotz Rahmengeneh-
migung auf der anderen Seite, deren Zahl maßgeblich 
davon abhängt, nach welchen Kategorien die Rahmenge-
nehmigung gebildet wird, wären somit das Ergebnis ei-
nes solchen Regulierungskonzeptes. Einen sachgerechten 
Kompromiss zwischen einer bloßen Methodenregulie-
rung und einer umfassenden Einzelentgeltregulierung 
bildet ein derartiges Vorgehen nicht. 

c) Einzelentgeltregulierung nur bei Preiserhöhungen 

Die Bundesregierung spricht sich in ihrer Erwiderung auf 
die Stellungnahme des Bundesrates dafür aus, eine Ein-
zelentgeltregulierung nur bei Preiserhöhungen vorzu-
nehmen. Ein solcher Vorschlag ist nichts anderes als eine 
zeitlich etwas aufgeschobene umfassende Einzelentgelt-
regulierung, da Kosten und Preise mittelfristig stets stei-
gen. Dies ist kein Kompromiss. 

d) Anzeigeverfahren 

Den Ausgleich zwischen einer reinen Methodenregulie-
rung und einer Einzelentgeltregulierung kann ein Anzei-
geverfahren für geplante Netzentgelterhöhungen bilden. 
Dadurch würden Netzbetreiber verpflichtet, Entgelterhö-
hungen vor der Praktizierung – z.B. 3 Monate – gegen-
über der Regulierungsbehörde anzuzeigen und mit geeig-
neten Unterlagen zu begründen. Dadurch erhält die Re-
gulierungsbehörde rechtzeitig die notwendigen Informa-
tionen und kann in begründeten Einzelfällen in eine nä-
here Untersuchung einsteigen. Auf diese Weise kann das 
Effizienzdefizit, das nach Auffassung des Bundesrates 
mit einer präventiven Methodenregulierung verbunden 
ist, deutlich reduziert werden. Dabei besteht zusätzlich 
die Möglichkeit, der Regulierungsbehörde für solche Fäl-
le, in denen ein dreimonatiger Prüfungszeitraum zu einer 
abschließenden Meinungsbildung nicht ausreicht, die Be-
fugnis zu geben, eine Verschiebung der Preiserhöhung 
für einen normativ festzulegenden Höchstzeitraum, z.B. 
für nochmals 3 Monate nach dem seitens des Netzbetrei-
bers geplanten Termin für die Preisanpassung, durchzu-
setzen. Auf diese Weise erlangte die Behörde insgesamt 
einen 6-monatigen Prüfungszeitraum, ohne dass der 
Netzbetreiber zunächst durch die nach wie vor genehmi-
gungsfrei mögliche Bildung von Einzelentgelten vollen-
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dete Tatsachen schaffen kann. Mit einem solchen Kon-
zept werden Elemente einer selektiven, d.h. auf begrün-
dete Fälle beschränkten Einzelentgeltregulierung er-
reicht, ohne dass diese wegen Art. 3 Abs. 1 GG unzuläs-
sige Rechtsfigur formal gewählt wird. Für die Netz-
betreiber ist ein solches Konzept durchaus zumutbar, da 
sie im Falle einer umfassenden Einzelentgeltregulierung 
nach dem Modell des Bundesrates ohnehin die Prüfungs-
dauer für die Entgeltgenehmigung verkraften müssten, 
die die Regulierungsbehörde vor dem Hintergrund der 
Vielzahl der regelmäßig zeitgleich oder in zeitlicher Nä-
he beantragten Entgeltanpassungen benötigt. 
Bei einem solchen Konzept ist es eine weitere Frage, ob 
der Regulierungsbehörde die Befugnis zugestanden wer-
den soll, auch nach Ablauf der Prüfungsfrist (nach dem 
hier unterbreiteten Vorschlag im Regelfall 3 Monate, 
höchstens zu verlängern um weitere 3 Monate) im Rah-
men der repressiven Regulierung niedrigere Netznut-
zungsentgelte durchsetzen zu können. Im Sinne eines an-
gemessenen Interessenausgleichs könnte diese Befugnis 
auf neue, d.h. während des Anzeigeverfahrens seitens der 
Regulierungsbehörde noch nicht berücksichtigungsfähige 
Aspekte beschränkt werden. Allerdings ist zu sehen, dass 
je nach der Verteilung der Zuständigkeit (zentral umfas-
send bei der Bundesregulierungsbehörde oder nach dem 
Modell des § 48 GWB aufgeteilt zwischen Bundes- und 
Landesregulierungsbehörden) ein erheblicher zeitgleicher 
Arbeitsanfall der Regulierungsbehörde (n) entsteht, der 
einem solchen Präklussionstatbestand entgegensteht. 
Auch scheint eine solche Begrenzung regulierungsbe-
hördlicher Kompetenzen gemeinschaftsrechtlich proble-
matisch, da die repressiven Regulierungskompetenzen 
wie auch die Beschwerdemöglichkeit betroffener Netz-
nutzer gegen eine rechtswidrige Entgeltpolitik insoweit 
keinen zeitlichen Grenzen ausgesetzt sind. 
IV. Inhaltliche Anforderungen an eine Netzzugangs- 

und Netzentgeltregulierung 
Von besonderer Bedeutung sind die inhaltlichen Anfor-
derungen der Regulierung, wobei die Netznutzung eine 
besondere Bedeutung für die Rechtspraxis hat, ohne dass 
die Problemkreise des Netzanschlusses und der Regel-
energie unwichtig wären. Gerade der Komplex der Re-
gelenergie bildet einen erheblichen Kostenfaktor. Dieser 
kann jedoch hier aus Raumgründen nicht näher beleuch-
tet werden70. Dasselbe gilt für die – im Vergleich zur 
Nutzung – deutlich weniger diffizilen Anschlussbedin-
gungen. 
Eine Methodenregulierung muss sowohl das Netzzu-
gangskonzept als auch die Entgeltbildung konkret festle-
gen. Dabei sei hier zunächst noch offen gelassen, wer 
diesbezügliche Fixierungen vornimmt (vgl. dazu Kap. 
V). 
1. Netzzugangskonzept 
a) Elektrizität 
Das Netzzugangskonzept für Elektrizität ist über die 
Weiterentwicklung der Verbändevereinbarungen zu ei-
nem Standard geführt worden, der heute allgemeine Ak-
zeptanz findet. Das transaktionsunabhängige Netzzu-
gangsmodell der VV II plus ist für den Netznutzer ad-
ministrativ einfach, indem er sich nicht in Verhandlungen 

                                                           
70  Zur Regelenergie vgl. die Fakten und Begriffserläuterungen der et-

Redaktion, et 2003, 809. 

mit all denjenigen Netzbetreibern begeben muss, die von 
seinem Netzzugangswunsch physikalisch und / oder wirt-
schaftlich betroffen sind. Vielmehr vermittelt ihm der 
angesprochene Netzbetreiber die gesamte Dienstlei-
stungspalette der Netznutzung, insbesondere auch die er-
forderlichen Netzdienstleistungen vorgelagerter Netz-
betreiber. Der wirtschaftliche Ausgleich hierfür wird 
zwischen den Netzbetreibern selbst vorgenommen; der 
Netznutzer hat nur einen Vertragspartner. Das entfer-
nungsunabhängige Netzzugangsmodell erspart komplexe 
Diskussionen über die Frage, welchen Weg die mittels 
Netznutzung zu transportierende elektrische Energie 
wirklich oder vermeintlich nimmt. Es umfasst nach dem 
Prinzip der Kostenabwälzung den gesamten Aufwand für 
den Netzzugang einschließlich der Beiträge vorgelagerter 
Netze. Es spricht daher nichts dagegen, dieses Konzept 
mit den notwendigen Konkretisierungen und Spezifizie-
rungen normativ zu fixieren, vorrangig in einer auf das 
neue EnWG gestützten Rechtsverordnung. Dies ist auch 
der Stand der Reformdiskussion. Der Referentenentwurf 
des BMWA vom Oktober 2004 für eine Stromnetzzu-
gangsverordnung – Strom NZV – übernimmt daher das 
Netzzugangskonzept der VV II plus Strom zu Recht in 
weitem Umfang. Zu erwägen ist allerdings wegen der 
großen rechtsgrundsätzlichen Bedeutung der Materie, 
diese stärker als bisher geplant in ihren grundsätzlichen 
Elementen bereits im EnWG (§ 20) zu verankern. 
b) Gas 
Gänzlich anders stellt sich die Situation für Gas dar. Die 
VV Gas II wählt ein transaktionsunabhängiges Modell 
allein für die örtliche Verteilerebene, nicht aber für den 
vorgelagerten Gastransport. Hier ist das Konzept transak-
tionsabhängig – mit allen Erschwernissen für Netznutzer. 
Die insoweit seitens der Gaswirtschaft lange Zeit vorge-
tragenen Argumente für die Unverzichtbarkeit eines sol-
chen Konzepts im Hinblick auf die Sachwidrigkeit von 
Alternativen beginnen erst in jüngerer Zeit zu bröckeln. 
Maßgeblich hierzu hat ein seitens der Europäischen 
Kommission durchgeführtes Missbrauchsverfahren (Art. 
82 EG) beigetragen71, das Zusagen betroffener Gas-
betreiber im Sinne eines transaktionsunabhängigen Mo-
dells bewirkt hat72. Dabei können Einspeisung und Ent-
nahme getrennt gebucht werden (Entry-exit-Modell), wo-
bei allerdings zahlreiche Einzelheiten noch strittig sind. 
Hierzu zählt insbesondere die Zahl der Regelzonen, in 
die das Bundesgebiet aufzuteilen ist. Nur innerhalb einer 
Regelzone wird die mit dem Entry-Exit Modell erzielte 
Verfahrensvereinfachung erreicht. Je größer die Zahl der 
Regelzonen ist, desto komplexer stellt sich die praktische 
Umsetzung des Netzzugangs in der Gaswirtschaft dar. 
Dasselbe gilt für die Befugnis der Netzbetreiber, ihre 
Netzgebiete für den gaswirtschaftlichen Netzzugang in 
Teilnetze zu untergliedern. Eindeutig ist jedenfalls, dass 
der Netzzugang in der Gaswirtschaft sich deutlich von 
dem Standard der VV Gas II lösen und in Richtung auf 
ein flexibles Entry-exit-Modell entwickeln muss, wenn er 
praktikabel sein soll. Zwar ist nicht zu verkennen, dass 
zwischen der Gas- und der Elektrizitätswirtschaft wesent-
liche Unterschiede bestehen. Elektrizität ist eine homo-
gene technische Dienstleistung, während Gas ein Natur-
                                                           
71  Marathon-Verfahren, dessen Ergebnisse in die Energierechtsreform 

zu übernehmen sind. Ablehnend zur VV II Gas bereits der 
Monitoringbericht des BMWA, vgl. Fn. 73. 

72  S. dazu auch Neveling / Däuper, InfrastrukturRecht 2004, 126 ff.; ge-
nerell zu den Modellen gaswirtschaftlichen Netzzugangs Wagner u.a., 
et 2004, 562 ff. 
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produkt mit unterschiedlicher Konsistenz ist, das nicht. 
beliebig vermischt werden kann. Auch ist die Besonder-
heit der Importabhängigkeit zu sehen – 80 % des Gases 
werden importiert, von Förderstaaten mit erheblicher 
Marktmacht. Schließlich bestehen auf der Ebene des 
Gasferntransportes partiell – anders als in der Elektrizi-
tätswirtschaft – parallele Leitungen oder aber größer di-
mensionierte Gemeinschaftsleitungen im Eigentum meh-
rerer Gastransporteure, die dem Netznutzer begrenzte Al-
ternativen hinsichtlich des Netzbetreiber-Vertragspart-
ners eröffnen73. Diese Unterschiede sind jedoch in ihrer 
Summe kein unüberwindbares Hindernis, das Netzzu-
gangskonzept Gas im Sinne einer deutlichen Annäherung 
an dasjenige für Strom auszugestalten, um für die tägli-
che Praxis ein handhabbares Modell verfügbar zu haben. 
Daher ist eine normative Fixierung eines solchen Kon-
zepts durch den Verordnungsgeber auf gesetzlicher 
Grundlage, die bereits maßgebliche Weichenstellungen 
festschreibt, unverzichtbar. Für die Präzisierung des 
Netzzugangskonzepts bereits im EnWG gelten die bereits 
für den Netzzugang Strom getroffenen Feststellungen.  
2. Entgeltregulierung 
a) Effizienz des Netzzugangs und Netzsicherheit 
Die Entgeltregulierung tangiert eine Fülle von Einzelfra-
gen. Ausgangspunkt ist der notwendige Interessenaus-
gleich zwischen einem effizienten Netzzugang zur Förde-
rung des Wettbewerbs und der – in der europarechtlichen 
Terminologie – Lebensfähigkeit der Netze (Art. 23 Abs. 
2a Richtlinie Strom, Art. 25 Abs. 2a Richtlinie Gas), die 
in der Sprache des deutschen Energiejuristen nichts ande-
res als die Sicherheit der Energieversorgung im Bereich 
der Netznutzung betrifft. Mit den Netznutzungsentgelten 
steht und fällt die Effizienz des Netzzugangs. Das beste 
Netzzugangskonzept hilft nicht weiter, wenn prohibitiv 
hohe Netznutzungsentgelte eine ökonomische Sperre für 
den Netzzugang darstellen. Hiergegen lässt sich auch 
nicht einwenden, dass überhöhte Netznutzungsentgelte 
alle Netznutzer gleichermaßen treffen und sich insoweit 
gleichsam „wegkürzen“. Schon für Händler ohne Netz 
trifft dies nicht zu; dasselbe gilt für expansionswillige 
und damit den Wettbewerb fördernde EVU74.  
Auf der anderen Seite müssen die Entgelte sicherstellen, 
dass der Netzbetreiber den notwendigen Aufwand für die 
Instandhaltung, den Ausbau und die Neuinvestition von 
Netzen leisten kann. Künstlich niedrig gehaltene Netz-
nutzungsentgelte, die diesen Anforderungen nicht genü-
gen, gefährden die Netzsicherheit und damit die Sicher-
heit der Energieversorgung insgesamt. Stromversor-
gungsunterbrechungen in den USA, die ihre Ursache 
maßgeblich in derartigen Umständen haben, wirken in-
soweit als abschreckendes Beispiel. Entgegen manchem 
Eindruck in der Öffentlichkeit darf das Ziel der Entgelt-
regulierung daher nicht einseitig auf Preissenkung ausge-
richtet sein. 
Die hohe Kunst der Netzentgeltregulierung besteht somit 
darin, die beiden konträren Aspekte zum Ausgleich zu 
                                                           
73  Zu der Frage, ob dieser begrenzte Wettbewerb eine marktbeherr-

schende Stellung der Ferngas-Netzbetreiber ausschließt, vgl. Kap. IV 
2c. 

74  Das umfassende Unbundling, d.h. die Trennung des Netzbetriebes 
von den übrigen EVU-Aktivitäten, soll und wird bereits dazu beitragen, 
dass die Netznutzungsentgelte allein netzorientiert, also ohne Rück-
sicht auf Erzeugungs-/ Beschaffungs- und Vertriebsinteressen gebildet 
werden. Das Unbundling unterstützt somit die Belange einer Netzent-
geltregulierung bereits „EVU-intern“. 

bringen. Hierzu sind in den Verbändevereinbarungen für 
Elektrizität und Gas seitens der handelnden Verbände 
Vorschläge gemacht worden, die sich als Diskussions-
grundlage für die staatliche Preisregulierung anbieten. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Verbändemodelle in 
allen Punkten übernommen werden müssen. Im Einzel-
nen ist zu klären, nach welcher der unterschiedlichen be-
triebswirtschaftlichen Methoden eine Reinvestitionsfä-
higkeit des Netzbetreibers gesichert werden kann. Dabei 
ist zu sehen, dass die betriebswirtschaftlichen Methoden 
sich vielfach in ihren Gesamtauswirkungen nicht unter-
scheiden, wohl aber in dem Zeitpunkt des Mittelrückflus-
ses für Investitionen an den Netzbetreiber. Dies gilt z.B. 
für das von der Bundesregierung in Anlehnung an die 
VV II plus befürwortete Konzept einer kalkulatorischen 
Abschreibung für den eigenfinanzierten Investitionsanteil 
auf der Basis von Tageswerten im Verhältnis zu der vom 
Bundesrat75 befürworteten „Realkapitalerhaltung“, die 
den zugebilligten Ertrag des Netzbetreibers offen als 
Marktzins ausweist. Für die weitere Diskussion sollten 
vergleichende Modellrechnungen mit beiden Methoden 
erstellt werden, abhebend auf typische Netze (alt, mittel-
alt, neu; Stadt / Land; Übertragungs- und Verteilungs-
ebene), um die Unterschiede deutlich werden zu lassen 
und so die politische Meinungsbildung zu erleichtern. 
Diese Unterschiede sind insbesondere dann von Bedeu-
tung, wenn es gegenüber den Verbändevereinbarungen 
zu einem Methodenwechsel kommen sollte.  
Für den eigenfinanzierten Anteil von Netzen sind Zins-
sätze zu fixieren, die sich an langfristig laufenden Wert-
papieren orientieren. Auch ein Wagniszuschlag kann 
dem Grunde nach nicht streitig sein, da jede unternehme-
rische Tätigkeit mit Risiken behaftet ist. Dies gilt auch 
für Netzbetreiber, deren Risiken infolge der Monopol-
stellung des Netzbetriebs jedoch deutlich geringer als 
diejenigen anderer Unternehmen auf Wettbewerbsmärk-
ten sind. Dem ist bei der Bemessung des Wagniszuschla-
ges Rechnung zu tragen. Ob es sachgerecht ist, insoweit 
allein kapitalmarktorientierte Risikokriterien heranzuzie-
hen, um daraus Beträge für Wagniszuschläge trotz der 
spezifischen Situation der Netzbetreiber abzuleiten76, ist 
fraglich. Vielmehr sollte auch und gerade das spezifische 
unternehmerische Risiko des Netzinvestors durch den 
Wagniszuschlag abgebildet werden, da der Geldgeber 
darauf für die Bewertung des Risikos seiner Anlage 
maßgeblich abhebt. Auch ist zu fragen, ob der Wagniszu-
schlag für alle Netzbereiche gleich sein muss. Bereits die 
Verbändevereinbarungen unterscheiden insoweit zwi-
schen Strom und Gas, wobei sich die Anschlussfrage er-
hebt, ob innerhalb der Elektrizitäts- oder der Gaswirt-
schaft für die verschiedenen Spannungs- oder Druckstu-
fen einheitliche Wagniszuschläge notwendig sind oder ob 
es nicht gerade umgekehrt in Abhängigkeit von dem 
Ausmaß des Risikos der Differenzierung bedarf. Dassel-
be gilt für die Lage des Netzes. So ist es etwa denkbar, 
dass in bestimmten Regionen die Prognose der weiteren 
Energienachfrage höhere Risiken für die Auslastung des 
Netzes ergibt als in anderen Regionen. Andererseits füh-
ren differenzierte Risikozuschläge zu einer Verkompli-
zierung der gesamten Entgeltpolitik in einem transaktion-
sunabhängigen Modell. 
                                                           
75  BR-Drucks. 613/04 S. 17, 18. 
76  So Gerke, Risikoadjustierte Bestimmung des Kalkulationszinssatzes in 

der Stromnetzkalkulation, 2003, S. 18 ff. Er kommt zu einer Wagnis-
zuschlag-Bandbreite zwischen 1,7% und 5%, was kaum als hilfreich 
zur Problemlösung bezeichnet werden kann. 
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Sowohl die seitens der Bundesregierung befürwortete 
Methode der Nettosubstanzerhaltung mit einer kalkulato-
rischen Abschreibung des eigenfinanzierten Netzanteils 
auf der Basis von Tagesneuwerten als auch das durch den 
Bundesrat bevorzugte Modell der Realkapitalerhaltung 
verfolgen das Ziel, Reinvestitionen zu ermöglichen. Die-
ses Ziel ist gerade im Hinblick auf die Sicherheit der 
Versorgung von besonderer Bedeutung. Insoweit muss 
jedoch sichergestellt werden, dass die für Neuinvestitio-
nen über die Netznutzungsentgelte finanzierten Beiträge 
der Netznutzer im Bedarfsfall den Netzbetreibern auch 
zur Verfügung stehen. Insoweit fehlen bisher in dem 
Entwurf der Bundesregierung (einschließlich der bekannt 
gewordenen Verordnungen) und auch in der Erwiderung 
des Bundesrates jedwede Grundlagen zur Sicherung ei-
nes Eigenkapitalerhalts. Gesellschaftsrechtlich ist kei-
neswegs ausgeschlossen, dass die Anteilseigner dem 
Netzeigentümer über die Ausschüttungspolitik die Geld-
mittel entziehen, die nach den Kalkulationsprinzipien für 
die Netznutzungsentgelte allein den Reinvestitionen die-
nen. Eine solche Sorge ist im Hinblick auf die umfang-
reiche kommunale Beteiligung an EVU und die ange-
spannte Finanzlage der öffentlichen Haushalte keines-
wegs nur von theoretischer Bedeutung. Nichts anderes 
gilt aber auch für private Anteilseigner an Netzbetrei-
bern, die sich aus unterschiedlichen unternehmenspoliti-
schen Gründen veranlasst sehen können, Liquidität von 
dem Netzbetreiber abzuziehen. Es wäre ein schlechter-
dings unhaltbares Ergebnis, wenn die Bildung und Regu-
lierung der Netznutzungsentgelte der Sicherung notwen-
diger Neuinvestitionen dient, diese Geldmittel aber – ins-
besondere im Falle größerer Investitionen mit einem um-
fangreichen Finanzbedarf - wegen einer zwischenzeitlich 
hiermit nicht vereinbaren Ausschüttungspolitik nicht zur 
Verfügung stünden. Einen Beitrag hierzu kann eine nor-
mative Mittelbindung ebenso leisten wie eine regulie-
rungsbehördliche verfügte Mittelbindung im Rahmen der 
Regulierungspraxis. 

b) Entgeltregulierung Strom 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit hat 
den Referentenentwurf einer Stromnetzentgeltverord-
nung - StromNEV im Oktober 2004 vorgelegt. Er liegt in 
weitem Umfang auf der Linie der Entgeltfindungskriteri-
en der VV II plus, insbesondere hinsichtlich der grund-
sätzlichen Ausrichtung. Wegen der bereits erwähnten 
Ablehnung einer kalkulatorischen Abschreibung auf der 
Basis der Widerbeschaffungswerte durch den Bundesrat 
und der von ihm bevorzugten Methode der Realkapital-
erhaltung wird es insoweit noch der politischen Abstim-
mung bedürfen. Dies ist nicht nur erforderlich, weil das 
EnWG und die das Gesetz konkretisierenden Rechtsver-
ordnungen politisch eine Einheit für das gesamte Pro-
gramm der Energierechtsreform bilden. Hinzu kommt, 
dass nach § 24 EnWG-E die Rechtsverordnung für die 
Regulierung der Netznutzungsentgelte der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. Insoweit sei nochmals die Emp-
fehlung wiederholt, Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
beider Konzepte durch geeignete Modellrechnungen für 
die weitere politische Diskussion zu verdeutlichen, auch 
unter dem Aspekt der Kontinuität der Entgeltpolitik aus 
der Zeit des verhandelten Netzzugangs, konkretisiert 
durch die VV II plus.  

Ein gravierender Unterschied besteht zwischen dem vor-
gelegten Entwurf einer StromNEV und der VV II plus 

hinsichtlich der Behandlung von Steuern. § 8 StromNEV 
erkennt allein die Gewerbesteuer als kalkulatorische Ko-
sten an, während die VV II plus – unter Berufung auf be-
triebswirtschaftliche Aussagen der Wissenschaft77 - die 
Körperschaftssteuer als Kosten einbezieht. Auch dieser 
Punkt wird Gegenstand der weiteren Diskussion sein 
müssen. 
c) Entgeltregulierung Gas 
Bezüglich der Entgeltregulierung Gas lag im Oktober 
2004 noch kein Referentenentwurf des BMWA vor. Die 
bereits angesprochenen Kriterien für die Bildung und 
Regulierung der Netznutzungsentgelte Strom sind grund-
sätzlich auch auf die parallele Thematik für die Netznut-
zungsentgelte Gas übertragbar. Denn sie sind nicht 
strom- oder gasspezifisch, sondern tragen den Erkennt-
nissen der Betriebswirtschaftslehre unter Berücksichti-
gung der Zielsetzung der Regulierung Rechnung. Unter-
schiede bzgl. der Preisbildung für Strom und Gas sind 
nur dann gerechtfertigt, wenn sie im Hinblick auf die be-
reits angesprochenen Unterschiede zwischen Strom und 
Gas oder aufgrund verschiedener Marktgegebenheiten 
begründbar sind. Die VV Gas II wich insoweit in zwei 
wesentlichen Punkten von der Entgeltfindung für die 
Netznutzungsentgelte Strom ab. Auf der Ebene der End-
verteilung sah Zif. 6.2.3 der VV Gas II keine Prüfung der 
individuellen Kostenlage vor, sondern „im Interesse der 
Transparenz und Vereinfachung“ die Bildung von An-
haltswerten auf der Basis durchschnittlicher Kosten für 
die auch hier transaktionsunabhängig als „Endvertei-
lungsbriefmarke“ gebildeten Netznutzungsentgelte. Ein 
Sachgrund für eine solche Durchschnittsbetrachtung an-
stelle der Prüfung der individuellen Kostensituation be-
steht nicht. Ebenso wie im Elektrizitätsbereich gibt es 
auch im Gasbereich strukturbedingte Kostenunterschie-
de. Nivelliert man diese zugunsten einer Durchschnitts-
betrachtung, entstehen sachlich nicht begründete Vorteile 
für die Verteilnetzbetreiber mit gegenüber der Durch-
schnittsbetrachtung günstigeren Kosten – und umgekehrt. 
Mit den Zielen einer effizienzorientierten Netzentgeltre-
gulierung ist die Einräumung von Mitnahmeeffekten als 
Konsequenz einer Durchschnittsbetrachtung nicht ver-
einbar. Auch gemeinschaftsrechtlich bestehen insoweit 
Zweifel an der Vereinbarkeit mit Art. 18, 25 der Be-
schleunigungsrichtlinie Gas. Zukünftig sollte daher eine 
Entgeltregulierung auf der Basis konkreter Kosten statt-
finden, wobei für die Gaswirtschaft ebenso wie für die 
Elektrizitätswirtschaft Strukturklassen im Sinne verbes-
serter Kostentransparenz gebildet werden müssen. 
Eine weitere Besonderheit besteht hinsichtlich des Gas-
ferntransportes; hier nimmt die VV Gas II in Nr. 6.1.7 
sowohl einen aktuell bestehenden Wettbewerb zwischen 
verschiedenen Netzbetreibern als auch einen potentiellen 
Wettbewerb durch mögliche Neubauvorhaben für sich in 
Anspruch. Daher sollen die Transportpreise allein nach 
einem Vergleichsmarktprinzip mit nationalen wie aus-
ländischen Gasnetzbetreibern, bezeichnet als „internatio-
nales und nationales Benchmarking“ gebildet werden. 
Der Regierungsentwurf eines EnWG deutet die Bereit-
schaft an, dieses Konzept zu tolerieren. Denn § 21 Abs. 2 
S. 1 EnWG-E stellt klar, dass die Netznutzungsentgelte 
grundsätzlich (also für Strom und Gas) auf der Grundlage 
                                                           
77  Männel, et 2004, 256 ff.; ders., EW 2003 Heft 21 S. 18 ff., der auch 

Körperschaftssteuern als Steuern auf den Scheingewinn wegen der 
Differenz historischer Anschaffungskosten und der Abschreibung zu 
Wiederbeschaffungswerten) als Kostenbestandteile ausweist.  
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der Kosten einer energiewirtschaftlich rationellen Be-
triebsführung gebildet und reguliert werden. Etwas ande-
res gilt nur dann, wenn eine Rechtsverordnung nach § 24 
EnWG, welche die generelle gesetzliche Grundlage für 
den Erlass von Entgeltverordnungen für Strom und Gas 
bildet, Abweichungen zulässt. Nähere Voraussetzungen 
hierfür werden in § 21 Abs. 2 EnWG-E im Widerspruch 
zu Art. 80 GG nicht aufgestellt. Allerdings verdeutlicht 
die Begründung zu der Norm, dass insoweit die Mög-
lichkeit einer alleinigen Geltung des Vergleichsmarkt-
prinzips für den Gasferntransport zugelassen werden soll, 
das für alle anderen Fälle nach § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG-E 
nur kumulativ neben der kostenorientierten Preisbildung 
Gültigkeit hat. 
Insoweit sind kritische Anmerkungen veranlasst. Soll 
über das Vergleichsmarktprinzip ein Preismarktniveau 
unterhalb desjenigen der kostenorientierten Preisbildung 
(unter Berücksichtigung der übrigen Parameter des § 21 
Abs. 2 EnWG-E) mittels Regulierung durchgesetzt wer-
den, würde die Lebensfähigkeit der Gasnetze und damit 
die Sicherheit der Gasversorgung gefährdet. Ein solches 
Ergebnis ist unhaltbar und offensichtlich auch nicht das 
Ziel der Norm, jedenfalls aber nicht der Parallelbestim-
mung der VV Gas II. Offensichtlich geht es somit darum, 
unter Hinweis auf aktuellen oder potentiellen Wettbe-
werb mittels des Vergleichsmarktprinzips höhere Preise 
als bei Geltung der sonst eingreifenden Preisprüfungskri-
terien zuzulassen. Damit aber stellt sich die Frage nach 
der Effizienz eines solchen Leitungswettbewerbs. Rein 
tatsächlich ist zu sehen, dass es Parallelleitungen nur in 
untergeordnetem Umfang gibt. Im Übrigen verwirklicht 
sich der Wettbewerb dadurch, dass das Ziel des Gas-
transports über gänzlich unterschiedliche Transportpfade 
erreicht werden kann. Daneben wird auf Gemeinschafts-
leitungen mehrerer Ferngasnetzbetreiber verwiesen, die 
infolge entsprechender Kapazität den Wechsel von einem 
zu einem anderen Bruchteilseigentümer unter Nutzung 
derselben Leitungswege ermöglichen. Dies soll nach ei-
nem wirtschaftswissenschaftlichen Gutachten78 wirksa-
men Wettbewerb mit der Konsequenz des Vergleichs-
marktprinzips nach sich ziehen. Wäre dies zutreffend, 
dürfte es überhaupt keine Regulierung der Netznutzungs-
entgelte auf der Ferngasebene geben. Denn ordnungspo-
litisch schließen sich Wettbewerb und Regulierung als 
miteinander unvereinbare Kontrollmechanismen der 
Netzbetreiber aus. So weit aber will offensichtlich die 
Bundesregierung in § 21 Abs. 2 EnWG-E nicht gehen, da 
sie hier von einer Regulierung der Netznutzungsentgelte 
auf Ferngasebene, wenn auch nach dem Vergleichs-
marktmodell, ausgeht. Insofern ist die Zubilligung hin-
reichender wettbewerblicher Kontrolle einerseits und das 
Erfordernis einer Regulierung andererseits ein Wider-
spruch in sich. Hinzu kommt, dass die Beschleunigungs-
richtlinie Gas in Art. 18, 25 gerade nicht zwischen der 
örtlichen Verteilerebene und der Ferngasebene unter-
scheidet. Somit geht der europäische Normgeber undiffe-
renziert von einem Regulierungsbedarf aus. Dies zeigt 
auch ein Umkehrschluss zu Art. 19, 20, wo für die dort 
angesprochenen Speicheranlagen sowie für vorgelagerte 
Rohrnetze nach wie vor der verhandelte Netzzugang zu-
gelassen wird. Nur insoweit, nicht aber für den Ferngas-
transport bestehen europarechtliche Sonderregelungen. 
Schließlich ist für die nationalrechtliche Betrachtung der 
                                                           
78  Knieps, Wettbewerb auf den Ferntransportnetzen der deutschen Gas-

wirtschaft, 2002 (ohne jede Thematisierung einer marktbeherrschen-
den Stellung aufgrund Oligopols!). 

Thematik § 19 GWB zu berücksichtigen. Er sieht – in 
uneingeschränkter Übereinstimmung mit den Erkenntnis-
sen der Wettbewerbstheorie – marktbeherrschende Stel-
lungen in Form von Monopolen und von Oligopolen vor 
(§ 19 Abs. 2 S. 2 GWB). Für Letztere begründet § 19 
Abs. 3 S. 2 Nr. 1 und 2 GWB die Vermutung einer 
marktbeherrschenden Stellung, wenn 3 oder weniger Un-
ternehmen zusammen einen Marktanteil von 50% sowie 
5 oder weniger Unternehmen zusammen einen Marktan-
teil von 2/3 erreichen. Auf der Ferntransportebene für 
Gas aber sind aktuell nur fünf Unternehmen tätig, wobei 
sich das Bruchteilseigentum i.d.R. auf zwei oder drei 
Partner beschränkt. Damit greift die Oligopolvermutung. 
Hinzu kommt, dass es sich beim Ferngastransport um ein 
homogenes Massengut, allein differenziert nach HL- und 
NL-Qualität handelt. Der Preis für den Netzzugang wird 
im Sinne der Effizienz des Netzzugangs transparent sein. 
Für Strom sieht § 27 Abs. 1 Strom NEV-E ausdrücklich 
die Verpflichtung der Netzbetreiber zur Veröffentlichung 
der Netznutzungsentgelte im Internet und zur Mitteilung 
an jedermann auf Anfrage vor. Wird diese Regelung für 
den Netzzugang Gas übernommen, ist die Transparenz 
uneingeschränkt gegeben. Aber auch unabhängig davon 
wird sie sich auf dem Markt notwendigerweise wegen 
der Auskunftspflicht des Netzbetreibers gegenüber Inter-
essenten ergeben. 
Vor dem Hintergrund dieser Zusammenhänge sollte sehr 
sorgfältig geprüft werden, ob § 21 Abs. 2 EnWG-E Be-
stand haben kann. 
d) Effizienzorientierte Elemente einer Entgeltregu-

lierung 
aa) Tradierte Elemente: Rationelle Betriebsführung 

und Vergleichsmarktmodell 
Staatliche Preiskontrolle verfügt in den Ausgangspunkten 
nur über begrenzte Alternativen. Einmal ist es möglich, 
die Kosten eines Unternehmens zu überprüfen und dar-
aus nach betriebswirtschaftlichen Maßstäben zulässige 
Entgelte zu folgern. Ein zweiter Ansatz besteht in einem 
Preisvergleich mehrerer Monopolisten, um zu fragen, ob 
ein überprüftes Unternehmen von der Üblichkeit der 
Preispolitik insgesamt oder der mit ihm vergleichbaren 
Unternehmen abweicht. Der erstgenannte Maßstab ist 
derjenige des geltenden Strompreisrechts, der zweite der 
klassische Maßstab der kartellrechtlichen Preismiss-
brauchsaufsicht79. Beide Maßstäbe sind kombinierbar. So 
kann im Rahmen einer Kosten- und Gewinnkontrolle 
auch auf die Preispolitik vergleichbarer Unternehmen 
abgehoben werden. Dieses Konzept verfolgt das Strom-
preisrecht, das in § 12 Abs. 2 BTO Elt bei der Kosten –
und Erlöslage des Antragstellers ansetzt und im Rahmen 
der allgemeinen Preisbildungsgrundsätze des § 1 Abs. 1 
S. 4 Hs. 2 BTO Elt auch auf die Preispolitik anderer 
EVU bei vergleichbaren Versorgungsverhältnissen ab-
hebt. Gleichsam spiegelbildlich ist die Situation für die 
kartellrechtliche Preismissbrauchskontrolle. Hier bilden 
konkrete Kosten eines Unternehmens einen Korrektur-
maßstab und damit eine Rechtfertigung für Preise, die 
sich negativ von denjenigen der Vergleichsunternehmen 
abheben. Auch der Entwurf des EnWG kombiniert zu 
Recht beide Maßstäbe; damit werden Erkenntnisse aus 
grundlegend verschiedenen Ansätzen zur Findung eines 
sachgerechten Preises herangezogen. 

                                                           
79  Einzelheiten bei Büdenbender, EnWG, § 6 Rn. 69 ff. 
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Im Sinne einer weiteren Verfeinerung der Preisbildungs-
kriterien und der Entgeltregulierung, nicht zuletzt im 
Sinne der Effizienz, bieten sich verschiedene Ansätze an. 
Bereits das geltende Recht erkennt nicht pauschal die sei-
tens eines EVU geltend gemachten Kosten an, sondern 
nur diejenigen, die bei einer betriebswirtschaftlich ratio-
nellen Betriebsführung erforderlich sind (§ 12 Abs. 2 
BTO Elt).Nicht anders verfährt die kartellrechtliche 
Missbrauchskontrolle bei der Überprüfung von Kosten, 
sei es als Rechtfertigungsgründe für höhere Preise im 
Rahmen des Vergleichsmarktkonzeptes, sei es bei einer 
ausnahmsweise auch hier praktizierten Kosten -und Ge-
winnkontrolle. Solche Kosten, die den Anforderungen 
einer rationellen Betriebsführung nicht entsprechen, wer-
den bei der Umrechnung von Kosten in Preise negiert 
und gehen damit zulasten des EVU. Die kalkulatorische 
Rechnung erfolgt ohne solche Kostenelemente, jedenfalls 
im Rahmen der regulatorischen Entscheidung. Auf diese 
Weise wird die vielfach kritisierte „Produktion von Ko-
sten“ und deren automatische Anerkennung bei den Prei-
sen vermieden. Der Kostenbegriff wird insoweit norma-
tiv relativiert. Nichts anderes gilt, wenn man statt des 
Begriffes der „energiewirtschaftlich rationellen Betriebs-
führung“ auf die „Kosten einer effizienten Leistungs-
erbringung“ abhebt, wie dies das geltende Telekommu-
nikationsrecht vorsieht und wie es der Bundesrat für das 
EnWG fordert80. Inhaltlich liegt darin keine Änderung. 
Allenfalls emotional-psychologisch mag man einen Vor-
teil darin sehen, den Ansatz für eine Einschränkung der 
Kostenakzeptanz in einem im Regulierungsrecht an ande-
rer Stelle bereits etablierten Begriff anstelle in einem in 
dem geltenden Energierecht schon lange bestehenden 
Terminus zu sehen. In der Sache verbindet sich damit 
keine Differenzierung; in beiden Fällen geht es um das 
ordnungspolitisch unverzichtbare Recht der Regulie-
rungsbehörde, die Kosten nicht nur im Hinblick auf ihren 
tatsächlichen Anfall, sondern wegen der Geltendma-
chung durch ein marktbeherrschendes Unternehmen bzgl. 
der Erforderlichkeit zu prüfen (allerdings nicht subjektiv, 
sondern marktorientiert). 
Im Rahmen des Vergleichsmarktkonzepts bestehen 
gleichfalls Möglichkeiten, die Preisprüfung anspruchs-
voll im Sinne von Effizienz zu gestalten. Dies ist bereits 
durch den Kreis der Vergleichsunternehmen erreichbar. 
Es wurde bereits dargestellt, dass aufgrund der erheblich 
unterschiedlichen strukturbedingten Kosten (Besied-
lungsdichte, Struktur der Nachfrager, Verkabelungsgrad 
etc.) nicht jeder Netzbetreiber mit jedem Netzbetreiber, 
sondern nur prinzipiell vergleichbare Netzbetreiber mit-
einander verglichen werden können. Dies führt zu den 
bereits thematisierten Strukturklassen. Im Rahmen des 
Vergleichsmarktprinzips ist es allein sachgerecht, auf die 
Netzbetreiber abzuheben, die sich in derselben Struktur-
klasse befinden. Dabei kann durchaus der Versuch unter-
nommen werden, die Kriterien für die Bildung von 
Strukturklassen gegenüber der bisherigen Praxis noch 
weiter zu verfeinern. Ein eher anspruchsloser Maßstab 
für das Vergleichsmarktprinzip hebt nur auf den Durch-
schnitt der Preise innerhalb einer Strukturklasse ab. Je 
mehr allein die Preise der günstigen Netzbetreiber in der 
Gruppe für maßgeblich erklärt werden, umso ehrgeiziger 
wird der Kontrollansatz für alle anderen. Insoweit besteht 
ein Gestaltungsspielraum für den Normgeber und die 
Regulierungsbehörden, falls das Regulierungsrecht ent-

                                                           
80  BR-Drucks. 613/04 S. 17. 

sprechende Entscheidungsspielräume belässt. Allerdings 
sollte der Maßstab nicht überzogen werden: Auch auf 
Wettbewerbsmärkten ist nicht nur für den billigsten 
Anbieter Raum. 
Die vorstehenden Ansätze kombinieren nicht beliebig 
oder willkürlich unterschiedliche Maßstäbe, sondern er-
gänzen sich logisch. Auf der ersten Stufe erfolgt die Prü-
fung, ob geltend gemachte Kosten tatsächlich angefallen 
und den einzelnen Kundengruppen verursachungsgerecht 
zugeordnet worden sind. Die zweite Prüfungsstufe ist 
normativ geprägt und fragt nach der Begründetheit der 
Kosten. Maßstab hierfür ist sowohl die Schlüssigkeit der 
Kostenverursachung, beurteilt aus dem Zeitpunkt der un-
ternehmerischen Entscheidung (nicht nachträglich auf-
grund späterer Erkenntnisse81) und / oder mit dem Blick-
winkel der Üblichkeit. Auf der dritten Stufe werden – als 
Kontrolle der Schlüssigkeit des Regulierungsergebnisses 
– Marktergebnisse (= Entgelte) vergleichbarer Netz-
betreiber einbezogen. 
In diesem Zusammenhang können auch die Kosten ande-
rer EVU betrachtet werden (so zu Recht § 21 Abs. 2 
EnWG-E). Dies bedeutet keine unzulässige Vermischung 
einer Kosten- und Gewinn-Kontrolle mit einem Ver-
gleichsmarktprinzip. Ein Kostenvergleich zwischen ver-
schiedenen Netzbetreibern kann Hinweise dafür geben, 
ob die „angefallenen“ Kosten den Anforderungen einer 
energiewirtschaftlich rationellen Betriebsführung oder 
einer effizienten Leistungserbringung entsprechen. Maß-
stab können insoweit jedoch nur tatsächliche Marktgege-
benheiten, nicht jedoch idealtypische, gedanklich kon-
struierte Netzbetreiber nach Vorstellung der Regulie-
rungsbehörde sein. 
bb) Anreizregulierung 
Ein besonderes Phänomen stellt die Anreizregulierung 
dar. Auf der Grundlage der bisherigen Darlegungen zu 
den Ansätzen für eine Preiskontrolle hat sie insbesondere 
Bedeutung zur Durchsetzung von Effizienzsteigerungen 
bei den Preisführern. Denn alle anderen Netzbetreiber, 
die einer Strukturklasse zuzuordnen sind, müssen sich 
vorrangig an den in ihrer Strukturklasse eingeordneten 
Netzbetreibern mit günstigeren Preisen orientieren. Dem 
gegenüber haben die Preisführer theoretisch die Mög-
lichkeit, sich auf dem bisherigen Effizienzstand „auszu-
ruhen“. Da nach allgemeiner Erfahrung ein Monopolist 
der Gefahr ausgesetzt ist, nicht die letzten Möglichkeiten 
an Effizienzverbesserung auszunutzen, ist das Bemühen 
um Effizienzanreize insoweit verständlich. Allerdings 
gibt es hierzu verschiedene Verfahren, die zu unter-
schiedlichen Ergebnissen führen82. Ein Wesen der An-
reizregulierung ist es, dem Preisführer Anreize für eine 
Verbesserung zu geben, ggfls. auch gegen seinen Willen. 
Damit wird nicht nur die Möglichkeit einer Entgeltredu-
zierung bei ihm erreicht, sondern mittelfristig zugleich 
der Maßstab im Sinne des Vergleichsmarktprinzips für 
die derselben Strukturklasse zuzuordnenden Netzbetrei-
ber preislich nach unten verschoben. Denn nach einer 
Übergangszeit, d.h. nach Vereinnahmung der wirtschaft-
lichen Vorteile aus einer Effizienzverbesserung (= An-
reiz), verschiebt sich das Preisniveaus des Preisführers 
zur Normalität seiner Strukturklasse und ist damit Meß-
latte für alle anderen „Gruppenmitglieder“ im Rahmen 
                                                           
81  Vgl. Büdenbender, Jahrbuch für Umwelt- und Technikrecht 2004 (s. 

Fn. 31) S. 189 ff. (238). 
82  Richmann, et 2004, 134 ff.; Kutschke u.a., et 2004, 139 ff. 



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

194 

der rationellen Betriebsführung, des Kostenvergleichs 
und des Vergleichsmarktprinzips.  
Im Einzelnen zeichnet sich eine Anreizregulierung da-
durch aus, dass im Sinne eines Price-Caps dem Netz-
betreiber für eine bestimmte Zeit ein Gesamterlös, auch 
unter Berücksichtigung von prognostizierten Inflations-
entwicklungen, zugebilligt wird. Kostenreduzierungen in 
dieser Periode kommen damit dem Netzbetreiber zugute 
und verbessern seine Erlöslage. Auch ist es denkbar, der-
artige Verbesserungen im Sinne eines Stufenmodells 
zwischen Netzbetreiber und Netznutzern aufzuteilen. 
Nach Abschluss einer Referenzperiode allerdings wird 
dann von den Netzbetreibern erwartet, die Effizienzver-
besserung vollständig als Ausfluss seiner Verpflichtung 
zu einer energiewirtschaftlich rationellen Betriebsfüh-
rung bzw. zu einer effizienten Leistungserbringung an 
die Netznutzer weiterzugeben. Die Gefahr eines solchen 
Konzeptes besteht darin, den Netznutzer auf Dauer einer 
Preisspirale auszusetzen, so dass die Preissenkungen 
nicht über Effizienzverbesserungen, sondern über die 
Unterlassung notwendiger Wartungs- und Investitions-
maßnahmen erreicht werden Dies ist ebenso abzulehnen 
wie das Ausruhen des Netzbetreibers auf erreichten Effi-
zienzstandards. Selbst wenn ein Netzbetreiber zu einem 
bestimmten Zeitpunkt für sich in Anspruch nehmen kann, 
alle oder nahezu alle Effizienzmöglichkeiten ausge-
schöpft zu haben, ist keineswegs gesichert, dass dieser 
Zustand in der weiteren Entwicklung auch erhalten 
bleibt. Insofern sind Effizienzbemühungen eine Dauer-
aufgabe. Hier wird erneut deutlich, in welchem Span-
nungsfeld von Effizienzverbesserung und Netzsicherheit 
sich die Regulierungstätigkeit bewegt. 
Im Hinblick darauf, dass ausländische Regulatoren An-
reizsysteme nach ihrer eigenen Darstellung mit Erfolg 
praktizieren und dass ein Netzbetreiber als Monopolist 
nicht für sich in Anspruch nehmen kann, bereits frei von 
jeder Kontrolle das Maximum an Effizienz zu erbringen 
(ein solcher Standpunkt wäre auch ordnungspolitisch 
wohl kaum zu vermitteln), wird die weitere intensivierte 
Befassung mit Anreizsystemen unvermeidbar sein. Dabei 
genügt es allerdings nicht, wie es der Entwurf des EnWG 
in § 21 Abs. 2 formuliert, undifferenziert die Anforde-
rungen einer anreizorientierten Preisbildung zu fixieren 
und alles weitere der späteren Entwicklung zu überlas-
sen. Ein solches Vorgehen ist mit rechtsstaatlichen An-
forderungen an die Bestimmtheit der Entgeltregulierung 
nicht vereinbar, zumal die Entgeltpolitik eines Unter-
nehmens zum Kernbestand unternehmerischer Betäti-
gung gehört. Vielmehr bedarf es konkreter normativer 
Vorgaben für die Anreizregulierung. Lassen sich diese 
wegen der Komplexität der Materie im laufenden Ge-
setzgebungsverfahren noch nicht erarbeiten, sollte der 
Gesetzgeber sich auf die Schaffung einer Ermächti-
gungsgrundlage für eine Rechtsverordnung beschränken 
und mit deren Erarbeitung den BMWA beauftragen (mit 
ehrgeiziger, aber auch mit realistischer Zeitvorgabe!)83 
V. Regulierungszuständigkeit 
Die Frage nach der Regulierungszuständigkeit hat in der 
Bundesrepublik Deutschland die Diskussion über die Re-
gulierung der Energiewirtschaft insbesondere im Jahre 
2003 intensiv beschäftigt. Dabei wurde die Thematik 
sachwidrig dahingehend verkürzt, ob die Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und Post oder das Bun-
                                                           
83  In dieser Richtung auch der Bundesrat, BR-Drucks. 613/04 S. 15. 

deskartellamt entscheidungsbefugt sein solle. In Wirk-
lichkeit stellen sich jedoch Zuständigkeitsaspekte in viel 
umfassenderem Umfang. Dabei ist zu betonen, dass die 
Zuständigkeit zwar eine wichtige Frage ist. Vorrang hat 
aber die inhaltliche Ausgestaltung der Regulierung. Je 
konkreter und je sachgerechter diese gelingt, umso mehr 
tritt die Frage der Zuständigkeit in den Hintergrund, auch 
wenn es stets von Bedeutung ist, wer für sensible und in 
der Praxis bedeutsame Themen entscheidungsbefugt ist. 
1. Normative oder exekutivische Regulierungskom-

petenzen 
Zunächst ist zu klären, ob der Normgeber und / oder die 
Administration zur Entscheidung von Regulierungspro-
blemen befugt ist. Dabei steht es außer Frage, dass in ei-
nem der Wesentlichkeitstheorie und der Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung verpflichteten Staat die maßgeblichen 
Entscheidungen stets durch den Normgeber zu fällen 
sind. Insoweit wirken formelles Gesetz und Rechtsver-
ordnung, gestützt auf Art. 80 GG, zusammen. Das Zu-
sammenspiel von formellem Gesetz und Rechtsverord-
nung hat sich bereits in der Vergangenheit im Energie-
recht bewährt; es sollte auch in Zukunft beibehalten wer-
den. Allerdings erscheint es in Anbetracht der Bedeutung 
der Regulierung der Energiewirtschaft sachgerecht, dass 
die Vorgaben im formellen Gesetz präziser als in dem 
Entwurf der BReg sind. 
Administrative Kompetenzen bestehen stets im Rahmen 
der repressiven Aufsicht sowie des Beschwerdemanage-
ments. Dies kann nur einzelfallorientiert durch eine Be-
hörde erfolgen. Auch eine Einzelentgeltregulierung, wie 
sie vom Bundesrat84 vorgeschlagen wird, begründet not-
wendigerweise die Zuständigkeit der Regulierungsbehör-
de (n) auf normativer Grundlage. Eine Entgeltfixierung 
durch den Normgeber für 1.700 Netzbetreiber ist schon 
unter Aspekten der Rechtspraxis völlig ausgeschlossen, 
abgesehen von Bedenken gegen eine Einzelfallgesetzge-
bung. 
Anders ist die Situation hinsichtlich der Methodenregu-
lierung. Hier erscheint es durchaus möglich, dass alle 
wesentlichen Anforderungen zur Preisbildung und Preis-
regulierung durch den Normgeber (formelles Gesetz und 
Rechtsverordnung) umfassend vorgegeben werden. Darin 
liegt das Konzept einer abschließenden normativen Me-
thodenregulierung. Es ist europarechtlich zulässig, auch 
wenn das Europarecht insoweit von Regulierungsbehör-
den spricht. Damit will das Europarecht jedoch, wie an 
anderer Stelle85 näher begründet wurde, nicht in das in-
nerstaatliche Kompetenzgefüge eingreifen. Im Übrigen 
ist es für die ergebnisorientierten Beschleunigungsricht-
linien gleichgültig, ob der Normgeber oder eine Admini-
stration, gestützt auf Rechtsnormen, die Methode der 
Preisregulierung vorgibt. Die Frage, ob die Methodenre-
gulierung abschließend durch den Normgeber erfolgt 
oder aber zusätzlich durch die Regulierungsbehörde kon-
kretisiert wird, ist folglich keine der Befolgung europa-
rechtlicher Vorgaben, sondern eine solche der ordnungs-
politischen Zweckmäßigkeit. Diese spricht gegen eine 
abschließende normative Methodenregulierung, auch 
wenn die wesentlichen Elemente der Entgeltregulierung 
normativ im Sinne der Rechtssicherheit fixiert werden 
müssen. Preisregulierung als Wettbewerbssurrogat würde 
erstarren, wenn man ihr von vornherein jede Beweglich-
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85  Büdenbender, et 2003, special zu Heft 9, S. 2 ff. 
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keit und Weiterentwicklung nimmt. Dabei ist zu sehen, 
dass die Regulierung der Energiewirtschaft Neuland für 
die Bundesrepublik Deutschland bedeutet; eine Übertra-
gung von Erkenntnissen aus dem Ausland wie auch aus 
dem Telekommunikations- und Postbereich sind nur be-
grenzt möglich. Insofern handelt es sich um einen Lern-
prozess. Dieser erfordert es, auf der Basis des zur Ent-
scheidung vorgelegten Fallmaterials neue Erkenntnisse 
zu gewinnen und in Entscheidungen umzusetzen. Dies ist 
kein Bekenntnis für eine beliebig „atmende“ Regulie-
rung, sondern lediglich ein Plädoyer für eine ordnungs-
politisch erforderliche hinreichende Flexibilität. Nicht 
der Normgeber, sondern die Regulierungsbehörden be-
kommen das Fallmaterial aus der Praxis auf den Tisch 
und können so Erfahrungen gewinnen. Es würde zur 
Verkrustung des neuen Rechts führen, wenn dieses kei-
nerlei Flexibilität zur Umsetzung neuer Erkenntnisse bö-
te.  
Im Einzelnen bedeutet das hier vorgeschlagene Konzept 
folgendes86: 
Alle diejenigen Aspekte der Entgeltfindung und Entgelt-
regulierung, die wichtig und nicht streitig sind, sollten 
normativ vorgegeben und festgeschrieben werden. Das-
selbe gilt für solche Kriterien der Entgeltregulierung, die 
zwar noch kontrovers beurteilt werden, deren Vor- und 
Nachteile jedoch ausdiskutiert sind und die damit poli-
tisch entscheidungsreif sind. Damit bleiben diejenigen 
Kriterien übrig, die noch streitig und noch nicht ausdis-
kutiert, ja vielleicht noch nicht einmal in all ihren Facet-
ten erkannt worden sind. Wollte man hier gleichwohl be-
reits eine Festschreibung vornehmen, hätte dies eine Er-
starrung des Energierechts und die Notwendigkeit viel-
fältiger späterer Novellierungen bereits aus heutiger Sicht 
zur Folge. Weder dem Normgeber noch der Energiewirt-
schaft noch hiervon Betroffenen, insbesondere den Kun-
den, ist es zuzumuten, einem Dauer-Reformprozess aus-
gesetzt zu sein. Vielmehr erscheint es sachgerecht, nach 
der jetzt anstehenden Reform des Energierechts eine 
Phase der Konsolidierung eintreten zu lassen. Somit ist 
es erforderlich, aus der Anwendungspraxis der Regulie-
rungsbehörden resultierende Erkenntnisse im Sinne einer 
praxisorientierten Weiterentwicklung und Konkretisie-
rung der Kriterien für die Entgeltfindung und Entgeltre-
gulierung zu nutzen, jedoch gestützt nicht auf beliebige, 
sondern auf möglichst konkrete normative Vorgaben. Im 
Einzelnen fallen unter diese Kategorie von behördlichen 
Entscheidungskompetenzen sachverhaltsorientierte As-
pekte, z.B. die Fixierung von kapitalmarktorientierten 
Zinssätzen, aber auch die Konkretisierung notwendiger-
weise noch unbestimmter Rechtsbegriffe.  
Eine gänzlich andere Frage ist es, ob den Regulierungs-
behörden insoweit ein Entscheidungsspielraum frei von 
gerichtlicher Kontrolle zuzubilligen ist. Für den Bereich 
des Telekommunikationsrechts nimmt die Regulierungs-
behörde einen solchen Spielraum für sich in Anspruch, 
ohne dass dies bisher gerichtlich abschließend entschie-
den wurde. In der Sache ist eine solche Bandbreite ge-
richtskontrollfreier Regulierung abzulehnen87. Gerade 
wenn man dafür plädiert, dass der Regulierungsbehörde 
die Kompetenz zu einer Weiterentwicklung und Konkre-
tisierung des Regulierungssystems auf der Basis mög-

                                                           
86  Ebenso bereits Büdenbender, aaO (Fn. 31). 
87  Wie hier v. Danwitz, DVBl 2003, 1405 mit zahlreichen weiteren 

Nachweisen. 

lichst konkreter normativer Vorgaben im Sinne von Fle-
xibilität zugebilligt wird, muss sich eine so gefundene 
Behördenpraxis der gerichtlichen Überprüfung stellen. 
Dies entspricht im Übrigen dem Rechtsverständnis zum 
Kartellrecht, wo die höchstrichterliche Rechtsprechung88 
auch für so komplexe Probleme wie die Abgrenzung des 
relevanten Marktes, die Fixierung einer hier bestehenden 
Marktstellung als marktbeherrschend oder die Konkreti-
sierung des Missbrauchsbegriffs zu keiner Zeit Beurtei-
lungsspielräume zugunsten der Kartellbehörde anerkannt 
hat. Anders formuliert: Die Forderung nach behördlichen 
Konkretisierungskompetenzen wird gerade dadurch 
rechtspolitisch erträglich, dass aus Sicht der Behörden 
das Damoklesschwert einer gerichtlichen Vollkontrolle 
darüber schwebt. 
2. Bund und Länder 
Eine weitere Frage der Regulierungszuständigkeit betrifft 
das Zusammenspiel von Bund und Ländern. Der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (§ 54 Abs. 1 EnWG-E) vo-
tiert für eine alleinige Zuständigkeit der Bundes-
Regulierungsbehörde und überlässt den Ländern nur 
noch selektive Kompetenzen im Rahmen einer spezifi-
schen Missbrauchsaufsicht für die Grund- und Ersatzver-
sorgung (§§ 36, 38, 40 EnWG-E). Der Bundesrat89 for-
dert hingegen – entsprechend dem föderalen Prinzip in 
Art. 83 GG – eine Beteiligung auch der Länderbehörden, 
zumal diese im Energiebereich über umfangreiche Erfah-
rungen verfügen. Die Abgrenzung der Bundes- und Lan-
deszuständigkeiten könnte in Anlehnung an § 48 GWB 
erfolgen, wo auch für das Kartellrecht die Zuständigkei-
ten von Bundes- und Landeskartellbehörden geregelt 
wird. Alternativ dazu bestünde die Möglichkeit, den Ver-
teilnetzbereich den Ländern und alle anderen Netzebenen 
der Bundesregulierungsbehörde zuzuordnen.  
Die Thematik bekommt noch eine zusätzliche Dimensi-
on, wenn sich der Bundesrat mit seiner Forderung nach 
einer Einzelentgeltregulierung durchsetzen sollte. In die-
sem Falle würde eine abschließende Bundeszuständigkeit 
in der Tat einen großen und eher abschreckend wirken-
den zentralen Behördenapparat zur Folge haben.  
Die Argumente zugunsten einer ausschließlichen Behör-
denzuständigkeit auf Bundesebene vermögen nicht zu 
überzeugen. Der Grundsatz des Art. 83 GG, wonach 
Bundesgesetze durch die Länder ausgeführt werden, ist 
in einem föderalen Rechtsstaat ernst zu nehmen. Eine 
ausschließliche Bundeszuständigkeit ist zwar möglich 
(vgl. Art. 87 Abs. 3 GG), unterliegt aber einer besonde-
ren Rechtfertigungslast. Diese kann nicht allein in der 
Gefahr unterschiedlicher Entscheidungen vergleichbarer 
Themen auf Bundes- und Landesebene gefunden werden. 
Konsequent zu Ende gedacht ist ein derartiger Hinweis 
ein „Totschlagsargument“ gegen jede Landeszuständig-
keit bei der Ausführung von Bundesgesetzen. Im Übrigen 
liegt es in der Hand des Normengebers und der für die 
Regulierungsmethode allein zuständigen Bundesregulie-
rungsbehörde, die Anforderungen an die Methodenregu-
lierung so zu fixieren, dass Entscheidungsspielräume der 
Länder deutlich reduziert, wenn nicht weitgehend auf 
Null gebracht werden. Eine umfangreiche Kooperation 
von Bund und Ländern, ein Erfahrungsaustausch, die 
Behandlung der Thematik in der Wissenschaft und nicht 
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zuletzt die Kontrolle von Regulierungsentscheidungen 
durch die Gerichte ohne Beurteilungsspielraum der Re-
gulierungsbehörde tragen maßgeblich zu einer Verein-
heitlichung der Entscheidungspraxis bei.  
Darüber hinaus verweist die Bundesregierung auf große 
Kosten, die der Aufbau paralleler Regulierungszustän-
digkeiten in den Ländern nach sich zieht. Manche Sach- 
und personelle Ausstattung müsse mehrfach vorgehalten 
werden. Auch dieses Argument vermag letztlich nicht zu 
überzeugen. Einmal haben die Länder die Möglichkeit, 
bereits vorhandene Ressourcen zu nutzen, die bei Über-
führung des Strompreisrechts in ein Entgeltregulierungs-
system sowie bei weitgehender Reduzierung der Ener-
gieaufsicht nach dem EnWG zu einem erheblichen Teil 
fortfallen. Im Übrigen bieten sich Kooperationen zwi-
schen den Bundesländern an, wie sie bereits seit länge-
rem auch sonst bestehen, z.B. bei der Einrichtung des 
Oberverwaltungsgerichts Lüneburg durch die Länder Nie-
dersachsen und Schleswig-Holstein. In ähnlicher Form 
könnten auch mehrere Bundesländer eine gemeinsame 
Regulierungsbehörde installieren. Im Übrigen ist noch zu 
sehen, dass der Aufwand für eine umfassend die gesamte 
Regulierungstätigkeit wahrnehmende Bundesregulierungs-
behörde ebenfalls erheblich wäre. Schließlich ist unter 
Effizienzaspekten kaum einsichtig, dass die Preispolitik 
eines kleinen, nur landesintern tätigen Verteilnetzbetrei-
bers sich der repressiven regulierungsrechtlichen Betreu-
ung durch eine Bundesregulierungsbehörde erfreuen soll.  
3. RegTP oder BKartA? 
Abschließend ist noch kurz darauf einzugehen, ob auf 
Bundesebene die Zuständigkeit der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation und Post um den Energiebereich 
erweitert werden oder ob das Bundeskartellamt insoweit 
eine Anreicherung seiner bisher auf die kartellrechtliche 
Missbrauchskontrolle beschränkten Kompetenzen erfah-
ren soll. Für beide Vorgehensweisen sprechen Argumen-
te. Vorteilhaft ist es jedenfalls, nicht eine neue Behörde 
zu gründen, sondern eine vorhandene Behörde zu nutzen. 
Für die RegTP spricht, dass sie bereits Erfahrungen im 
Regulierungsbereich hat und diese auf den Energiebe-
reich übertragen kann. Für das Bundeskartellamt votiert, 
dass dieses schon im Energiebereich umfangreich tätig 
war, auch wenn Regulierungstätigkeit rechtlich ein Aliud 
gegenüber kartellrechtlicher Missbrauchsaufsicht ist. In 
dieser Situation erscheint die politisch heute nahezu un-
kontroverse Entscheidung zugunsten der RegTP gut un-
vertretbar und sollte nicht weiterhin hinterfragt werden. 
VI. Zusammenfassung in Thesen 
Die vorstehenden Überlegungen für das weitere Gesetz-
gebungsverfahren lassen sich in Thesenform wie folgt 
zusammenfassen: 
1. Der Regulierungsgegenstand ist auf die Bereiche 

Netzanschluss, Netzzugang / Netznutzung und Re-
gelenergie zu beschränken, wie es das Europarecht 
vorgibt. Eine Erweiterung ist ordnungspolitisch abzu-
lehnen. 

2. Geeignetes Regulierungskonzept ist die von der Bun-
desregierung beabsichtigte Methodenregulierung un-
ter Verzicht auf eine Einzelentgeltregulierung. Die 
Forderung des Bundesrates, aus Gründen der Effi-
zienz sowie der Rechtssicherheit eine umfassende 
Einzelentgeltregulierung vorzusehen, ist nicht be-
gründet. Im Sinne einer Vermittlung zwischen beiden 

Standpunkten bietet sich für Entgeltänderungen ein 
Anzeigeverfahren an, dass die Netzbetreiber ver-
pflichtet, die Regulierungsbehörde (n) in einem an-
gemessenen zeitlichen Vorlauf (z.B. 3 Monate) von 
beabsichtigten Entgeltänderungen, insbesondere von 
Entgelterhöhungen, unter Beifügung geeigneter Un-
terlagen in Kenntnis zu setzen. 

3. Netzzugang und Netzentgeltfindung sind in Rechts-
verordnungen nach entsprechenden, gegenüber dem 
bisherigen Gesetzentwurf der Bundesregierung wei-
tergehenden gesetzgeberischen Konkretisierungen im 
Einzelnen festzulegen. 

4. Der Netzzugang in der Elektrizitätswirtschaft nach 
der Konzeption der VV II plus hat sich bewährt. Er 
ist in einer Netzzugangsverordnung Strom zu veran-
kern. Dies entspricht dem Referentenentwurf des 
BMWA für eine Netzzugangsverordnung Strom. 

5. Das Netzzugangskonzept für die Gaswirtschaft nach 
der VV Gas II hat sich nicht bewährt und ist abzuleh-
nen. Sachgerecht ist eine normative Verankerung des 
Entry/Exit-Modells. Die Überlegungen des BMWA, 
der insoweit noch keinen geschlossenen Verord-
nungsentwurf vorgelegt hat, gehen in diese Richtung. 

6. Bezüglich der Entgeltfindung ist ein Kompromiss 
zwischen der Effizienz des Netzzugangs einerseits 
und der Sicherheit der Energieversorgung anderer-
seits zu finden. Beide Aspekte sind gleichrangig. Für 
die Ausgestaltung im Einzelnen sind die Erkenntnisse 
der Betriebswirtschaftslehre zu beachten. 

7. Für die Elektrizitätswirtschaft orientiert sich der vor-
gelegte Entwurf des BMWA weitgehend, jedoch 
nicht vollständig an der VV II plus. Von grundlegen-
der Bedeutung ist die Kontroverse zwischen der 
Bundesregierung und dem Bundesrat über die Siche-
rung von Reinvestitionen. Der Streit über eine kalku-
latorische Abschreibung des eigenfinanzierten Netz-
teils auf Basis von Tagesneuwerten (Bundesregie-
rung) und der Realkapitalerhaltung (Bundesrat) ist 
durch geeignete Modellrechnungen für verschiedene 
repräsentative Netztypen zu veranschaulichen. Dabei 
ist auch dem Aspekt der Stetigkeit der Entgeltpolitik 
Rechnung zu tragen. Die Dispositionsbefugnis des 
Netzbetreibers über die der Investition in neue Anla-
gen dienenden Finanzmittel ist abzusichern. 

8. Grundsätzlich ist das für die Stromwirtschaft gefun-
dene Konzept der Entgeltfindung auch auf die Gas-
wirtschaft übertragbar, da die Unterschiede zwischen 
Strom und Gas sich insoweit auf die Entgeltbildung 
konzeptionell nicht auswirken. Für den Verteilnetzbe-
reich ist eine Durchschnittsbetrachtung entsprechend 
der VV Gas II ebenso abzulehnen wie eine alleinige 
Orientierung der Regulierung des Ferngasbereichs an 
dem Vergleichsmarktmodell. 

9. Die Kostenansätze der Netzbetreiber sind normativ 
nicht nur im Hinblick auf ihr tatsächliches Bestehen 
und eine sachgerechte Zuordnung von Gemeinkosten, 
sondern auch im Hinblick auf die Sachgerechtigkeit 
der Kosten zu überprüfen. Elemente einer solchen 
normativen Überprüfung sind eine elektrizitätswirt-
schaftlich rationelle Betriebsführung oder auch, in-
haltlich völlig gleichwertig, die Kosten einer effizien-
ten Leistungserbringung. Sie ermöglichen die Nicht-
anerkennung solcher Kosten, die überflüssigerweise 
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verursacht wurden, beurteilt mit dem Maßstab zum 
Zeitpunkt der Vornahme der unternehmerischen Ent-
scheidung. In diesem Zusammenhang kann auch ein 
Kostenvergleich zur Konkretisierung der Prüfung ra-
tioneller Betriebsführung bzw. effizienter Leistungs-
erbringung angestellt werden. Auf einer nächsten 
Prüfungsstufe sind die Ergebnisse strukturell ver-
gleichbarer Netzbetreiber im Rahmen des Ver-
gleichsmarktprinzips einander gegenüberzustellen. 

10. Mit den vorstehend genannten Ansätzen werden alle 
Netzbetreiber einer Gruppe, die nicht zu den Preis-
führern gehören, angemessen überprüft. Die Preisfüh-
rer selbst werden insoweit nicht hinreichend erfasst. 
Hier bietet sich insbesondere das im Ausland bereits 
praktizierte Anreizverfahren an. Es ist jedoch bisher 
hinsichtlich seiner Methoden sehr unterschiedlich 
und erfordert damit eine entsprechende normative 
Präzisierung. Dem trägt der Entwurf der Bundesre-
gierung nicht hinreichend Rechnung. Kann diese Prä-
zisierung, während des laufenden Gesetzgebungsver-
fahrens nicht erreicht werden (wofür vieles spricht), 
sollte eine Ermächtigungsgrundlage für eine konkre-
tisierende Rechtsverordnung erlassen und der 
BMWA beauftragt werden, die Thematik in einer an-
gemessenen Zeit zu überprüfen, um sodann den Er-
lass einer Rechtsverordnung vorzunehmen. 

11. Die Zuständigkeit der Regulierung berührt vielfältige 
Aspekte. Einmal geht es um die Abgrenzung von 
normativer und administrativer Regulierung. Eine ab-

schließende, detaillierte normative Methodenregulie-
rung ist zwar europarechtlich zulässig, jedoch ord-
nungspolitisch abzulehnen. Die Funktion der Regu-
lierung als Wettbewerbssurrogat erfordert die Mög-
lichkeit der Regulierungsbehörde (n), Konkretisie-
rungen und Weiterentwicklungen vorzunehmen. Die-
se sind einer gerichtlichen Vollkontrolle zu unterstel-
len. 

12. Auf administrativer Ebene ist eine Zentralisierung der 
Regulierung auf eine Bundesbehörde abzulehnen. 
Dies gilt nicht für die Methodenregulierung, die aus 
Gründen der Einheitlichkeit der Maßstäbe allein 
durch eine Bundesregulierungsbehörde erfolgen 
kann, soweit der Normgeber ihr noch Spielräume 
überlässt. Für die repressive Regulierung ist die Zu-
ständigkeitsverteilung jedoch entsprechend dem föde-
ralen Prinzip von Bund und Ländern vorzunehmen. 
Insoweit lassen sich sachliche Abgrenzungskriterien 
finden. Diese Zuständigkeitsverteilung gilt erst recht, 
wenn der Bundesrat sich – entgegen der hier unter-
breiteten Empfehlung – mit seinem Wunsch nach ei-
ner Einzelentgeltregulierung durchsetzen sollte.  
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1524 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Prof. Dr. Uwe Leprich, Hochschule für Technik und Wissen, Saarbrücken 

Ich konzentriere meine Stellungnahme auf die folgenden 
Punkte: 

Block 1: Allgemeine Themen 

• 3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 
• 5. Vergleichsmarktverfahren 
• 6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
• 9. Transparenz 
• 10. Energieeffizienz 

Block 2: Themenschwerpunkt Strom 

• 1. Kalkulation der Netznutzungsentgelte 

• 4. Regelenergie 

• 5. Dezentrale Einspeisung/Vermiedene Netznut-
zungsentgelte 

Block 1: Allgemeine Themen 

zu 3. Status der Behörde – Grad der Unabhängigkeit 

Für die Durchsetzungsfähigkeit und damit die Herstel-
lung von Rechtssicherheit ist eine sehr weitgehende Un-

abhängigkeit der Behörde unabdingbar. Dies betrifft 
nicht nur die Unabhängigkeit von der regulierten Ener-
giewirtschaft, wie sie die Europäische Binnenmarktricht-
linien verbindlich vorschreibt sondern auch von der Exe-
kutive. Dadurch wird insbesondere das „regulatorische 
Risiko“ für die Unternehmen verringert, das sich durch 
fortgesetzte politische Interventionen ergeben würde. 
Die folgenden beiden Aspekte sind in diesem Zusam-
menhang von besonderer Wichtigkeit; 
• Im Interesse einer soliden, vom Bundeshaushalt un-

abhängigen Finanzierung ist es sinnvoll, die Regulie-
rungsbehörde über einen Zuschlag auf die Netznut-
zungsentgelte der Netzbetreiber, wie dies im §92 Ge-
setzentwurf vorgesehen ist und im Übrigen in vielen 
anderen Ländern praktiziert wird. 

• Um der Gefahr zu begegnen, die Regulierungsbehör-
de als „verlängerte Werkbank“ des Wirtschaftsmini-
steriums auszugestalten, erscheint es zielführend, die-
sem lediglich die Rechtsaufsicht, aber keinerlei fa-
chaufsichtliche Weisungsbefugnis zu übertragen. 

Vorbild für den Grad an Unabhängigkeit der Regulie-
rungsbehörde könnte die ehemalige Stellung der Deut-
schen Bundesbank sein. 
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zu 5. Vergleichsmarktverfahren 
Für einen Effizienzvergleich zwischen den Netzbetrei-
bern existieren unterschiedliche wissenschaftliche Me-
thoden: 
• Strukturklassen-Benchmarking 
• statistische Verfahren wie die Stochastic Frontier 

Analysis (SFA) 
• parametrische Verfahren wie die Data Envelopment 

Analysis (DEA). 
Welche dieser Methoden am besten geeignet ist, um der 
Regulierungsinstitution Hinweise auf Effizienzdefizite zu 
geben, ist unter Fachleuten zur Zeit noch umstritten. Es 
sollte daher der Regulierungsbehörde überlassen blei-
ben, hier die adäquate Vergleichsmethodik unter Berück-
sichtigung der zur Verfügung stehenden Kapazitäten zu 
wählen. Keinesfalls sollte der Gesetzgeber vorschnell das 
Spektrum möglicher Methodiken einengen. 
zu 6. Ausgestaltung einer Anreizregulierung 
Der Begriff Anreizregulierung ist die wörtliche Überset-
zung des englischen Begriffs Incentive regulation. Da 
jede Form der Regulierung mit Anreizen verbunden ist, 
ist der Begriff eher unglücklich gewählt. Neuere Regulie-
rungsansätze mit gezielten Anreizen wurden daher in der 
angelsächsischen Literatur in den letzten 15 Jahren meist 
unter dem Begriff Performance Based Regulation 
(PBR) zusammengefasst, also „ergebnisorientierte Regu-
lierung“.  
Ansätze im Rahmen der PBR, die sich von der Kostenba-
sis der einzelnen regulierten Unternehmen lösen und 
stattdessen Durchschnittskosten oder Zielkosten zugrun-
de legen, werden unter dem Begriff Yardstick Regulati-
on oder (Vergleichs-)Maßstabsregulierung zusammenge-
fasst. 
Anreizregulierung bezieht sich üblicherweise nicht auf 
einmalige Festlegungen wie die Anschlussgebühren an 
die Netze oder die Zählergebühren, sondern auf die kon-
tinuierliche Regulierung der Netznutzungsentgelte als 
Kern jedes Regulierungsregimes. 
Das Hauptziel der Anreizregulierung besteht darin, die 
Erlöse der regulierten Unternehmen von ihren unterneh-
mensindividuellen Kosten grundsätzlich oder zumindest 
temporär zu entkoppeln. Damit verbunden sind Anreize 
zur Effizienzsteigerung, eine Entlastung der Regulie-
rungsbehörde und stabile vorhersehbare Rahmenbedin-
gungen für die regulierten Unternehmen in einem fest 
definierten Zeitfenster. 
Fundamental für das Verständnis der Anreizregulierung 
ist die Logik der einzelnen Komponenten und ihr Zu-
sammenspiel („Regulierungsregime“). Folgende Kompo-
nenten sind zu unterscheiden: 
1. Ermittlung eines individuellen Startwertes auf Ko-

stenbasis („Kostenorientierung“) 
2. Bewertung und ggf. Korrektur des Startwertes („Effi-

zienzvergleich“) 
3. automatische Anpassung des Startwertes in einem 

fest definierten Zeitraum („Anreizregulierung im en-
geren Sinne“) 

4. Ermittlung eines neues Startwertes nach Ablauf des 
definierten Zeitraums. 

Diese Komponentenunterscheidung wird im Übrigen 
vom Bundesrat geteilt (vgl. Ziffer 27 der BR-Stel-
lungnahme vom 24. September). 
Das Herzstück jeder Anreizregulierung ist die Ausgestal-
tung der Anpassung des Startwertes in einem festgeleg-
ten Zeitraum.  
Das bekannteste Modell ist hier die Preisobergrenzenre-
gulierung (Price-Cap-Regulierung), die insbesondere 
im Telekommunikationsbereich angewendet wird. Hier 
wird der Startwert jährlich durch eine Formel angepasst, 
die sowohl die Inflationsrate als auch die Produktivitäts-
entwicklung des Sektors berücksichtigt. Während sich im 
Telekommunikationsbereich die Price-Cap-Regulierung 
durchaus bewährt hat, erscheint sie für den Strom- und 
Gasbereich in ihrer einfachen Form als weniger geeignet, 
da ihre starken Kostenminimierungs- und Mengenmaxi-
mierungsanreize sowohl unter dem Aspekt der Versor-
gungssicherheit als auch unter Umweltaspekten als pro-
blematisch anzusehen sind. Unter Anreizgesichtspunkten 
zielführender erscheinen hier Ansätze wie die Erlösober-
grenzenregulierung pro Kunde (Revenue-per-customer 
Cap) oder aber eine „Multiple Driver“-Regulierung, die 
die Anpassung auf der Basis der geeigneten Kostentrei-
ber und einer periodenübergreifenden Saldierung der Ab-
satzmengen vornimmt. 
Ergänzt werden sollte die Anpassungsformel unbedingt 
auch durch einen sogenannten Z-Faktor, der folgende 
Komponenten enthalten könnte: 
• unvorhergesehene Ausgaben beispielweise in den Be-

reichen Netzverstärkung durch dezentrale Anlagen 
oder Demand Management 

• unvorhergesehen Ausgaben für Forschung, Entwick-
lung und Demonstrationsvorhaben 

• Differenz von Volumenprognose und tatsächlich 
durchgeleiteten kWh mal Entgelt (periodenübergrei-
fende Saldierung) 

Jede Anpassungsformel gibt dem Unternehmen einen 
Anreiz, seine Kosten zu senken, da auf diese Weise wäh-
rend des Anpassungszeitraums seine Gewinne erhöht 
werden können. Damit ist klar, dass jede Anreizregulie-
rung von einer Qualitätsregulierung flankiert werden 
muss, die eine ausreichende Versorgungsqualität/-sicher-
heit an Hand von Kennziffern und Indikatoren überprüft 
und Abweichungen sanktioniert. 
Die Festlegung einer konkreten Anpassungsformel für 
die Anreizregulierung sollte der Regulierungsbehörde 
überlassen bleiben. Im Gesetz und/oder der Netzentgelt-
verordnung wäre lediglich die Regelung aufzunehmen, 
dass bei der jährlichen Festlegung der Anpassungspara-
meter mindestens der Inflationsausgleich, ein Abschlag 
für den Produktivitätszuwachs, der sich aus Abweichun-
gen von der Mengenprognose errechnende periodenüber-
greifende Saldo sowie die Entwicklung der jeweiligen 
Kostentreiber zu berücksichtigen sind.  
Die Einführung eines festen Regulierungszyklus orien-
tiert sich an den internationalen Gepflogenheiten und 
trägt der Tatsache Rechnung, dass Regulierung ein „Ent-
deckungsverfahren“ ist. In der Aufbauphase des Regulie-
rungsregimes erscheint ein Zyklus von drei Jahren ange-
messen, wie er in Österreich gewählt wurde. Bei fortge-
schrittener Regulierungspraxis hat sich international ein 
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Zyklus von fünf Jahren bewährt (Großbritannien, Austra-
lien). 
Ins Gesetz sollte daher der Hinweis aufgenommen wer-
den, dass die Regulierungsbehörde die Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen verpflichten kann, die Entgel-
te für die Netznutzung unter Verwendung der von ihr für 
einen bestimmten Zeitraum vorgegebenen Anpassungs-
parameter jährlich anzupassen. 
zu 9. Transparenz 
Transparenz sowohl im Hinblick auf die Endverbraucher 
als insbesondere auch im Hinblick auf die Marktteilneh-
mer ist essenziell für die Funktionsfähigkeit von Märkten 
und den Abbau vorhandener Monopolstellungen. Dies 
betrifft insbesondere Veröffentlichungspflichten der 
Netzbetreiber gegenüber aktuellen und potenziellen Teil-
nehmern am Stromgroßhandel, am Regelenergiemarkt 
und am Ausfallreservemarkt. Diesbezügliche Transpa-
renzvorschriften finden sich nicht im Gesetzentwurf und 
sind im Detail auch eher in den entsprechenden Verord-
nungen zu regeln. Gleichwohl wäre eine grundsätzliche 
Verankerung im Gesetz in Form einer Generalklausel, 
die die Netzbetreiber zur umfassenden Offenlegung der 
notwendigen Daten verpflichtet, sinnvoll (etwa in §20).  
zu 10. Energieeffizienz 
Ein ökonomisch effizientes und nachhaltiges Energiesy-
stem wird stets bestrebt sein, die Effizienzpotenziale auf 
der Angebots- und auf der Nachfrageseite umfassend zu 
erschließen. Ein Energiewirtschaftsrecht, das die Nach-
frageseite ausklammert, ist daher unvollständig und ent-
sprechend zu ergänzen. 
Im vorliegenden Gesetzentwurf lassen sich drei Ergän-
zungsansätze identifizieren: 

a) §1 Zweck des Gesetzes 
b) § 14 Abs. 2 Systemoptimierung 

c) § 21 Abs. 2 Systemkostenansatz 

zu a) 

Der Gesetzentwurf stellt in §1 Abs. 1 ausschließlich auf 
die Versorgung mit Strom und Gas ab, nicht jedoch auf 
den effizienten Umgang mit diesen Energieträgern. Häu-
fig sind jedoch Investitionen auf der Nachfrageseite zur 
Steigerung der Energieeffizienz kostengünstiger als auf 
der Angebotsseite und tragen somit zur ökonomischen 
und ökologischen Optimierung des Gesamtsystems bei. 
Der Gesetzeszweck sollte an dieser Stelle daher um das 
Attribut „effizient“ erweitert werden. 

zu b) 

Im § 14 Abs. 2 des Gesetzentwurfes heißt es: 

„Bei der Planung des Verteilernetzausbaus haben Betrei-
ber von Elektrizitätsverteilernetzen die Möglichkeiten 
von Energieeffizienz- und Nachfragesteuerungsmaßnah-
men und dezentralen Erzeugungsanlagen zu berücksich-
tigen.“ 

In ähnlicher Weise heißt es bereits in Artikel 14 Abs. 7 
der Beschleunigungsrichtlinie zum Elektrizitätsbinnen-
markt (2003/54/EG) vom 26. Juni 2003: 
„Bei der Planung des Verteilernetzausbaus berücksichtigt 
der Verteilernetzbetreiber Energieeffizienz-/Nachfrage-
steuerungsmaßnahmen und/oder dezentrale Erzeugungs-

anlagen, durch die sich die Notwendigkeit einer Nachrü-
stung oder eines Kapazitätsersatzes erübrigen könnte.“ 
Das neue Leitbild: Systemoptimierung 
Verteilernetzbetreiber sehen heute in aller Regel ihre we-
sentliche Aufgabe darin, zentral erzeugten Strom sicher 
zu den Endverbrauchern zu transportieren; sie sind trotz 
der vielfältigen Aufgaben, die damit verbunden sind (In-
vestitionen, Wartung, Energiedatenmanagement etc.), in 
gewisser Weise „passiv“. 
Demgegenüber steht das Leitbild eines „aktiven“ Netz-
betreibers: 
• Er sorgt für den standortoptimierten Anschluss de-

zentraler Erzeugungsanlagen an das Netz und ermög-
licht ihren optimalen Einsatz. 

• Er vernetzt die Anlagen über moderne Steuerungs- 
und Regelungstechniken und erschließt dadurch ihren 
vollen energiewirtschaftlichen Wert. 

• Er bietet die Vermarktung von Systemdienstleistun-
gen an, die durch dezentrale Erzeuger erbracht wer-
den können (z.B. Regelenergie/“virtuelles Regel-
kraftwerk“). 

• Er optimiert seine Netze unter Berücksichtigung 
sämtlicher verfügbaren dezentralen Angebots- und 
Nachfrageoptionen. 

Die Pflöcke für eine solche weitergehende Aufgabe der 
Stromverteilnetzbetreiber sind im Energiewirtschaftsge-
setz zu verankern, wenn man die Meinung teilt, dass 
• der Umbau des Stromsystems von einem aktuell stark 

zentralisierten hin zu einem sehr viel stärker dezen-
tralisierten System notwendig ist und 

• den Netzbetreibern bei dieser Aufgabe eine Schlüs-
selrolle zufällt, da die damit verbundenen notwendi-
gen Aktivitäten nicht auf Dauer gegen ihre Interessen 
gerichtet sein können. 

Paragraph 14 Absatz 2 bietet daher die Chance für die 
Ausgestaltung eines neuen positiven Leitbilds für die 
Stromverteilnetzbetreiber und damit letztlich für die 
Stadtwerke und die Regionalversorger. 
Konsequenzen 
Will man den hinter den Gesetzestexten stehenden weit-
reichenden Systemgedanken unterstützen und den Vertei-
lernetzbetreibern eine aktive Rolle beim Umbau des 
Elektrizitätssystems hin zu einem stärker dezentralisier-
ten und ökologischeren System ermöglichen, hat dies 
mehrere Konsequenzen: 
Zum einen müsste dieser Gedanke im Energiewirt-
schaftsgesetz selbst stärker abgesichert werden. Dazu ge-
hören u.a. 

• im § 14 Abs. 2 eine Verordnungsermächtigung zu 
verankern, um dem Gesetzgeber oder der Regulie-
rungsbehörde die Gelegenheit zu geben, diesen An-
satz stärker zu detaillieren 

• im §21 Abs. 2 den verengten Begriff „energiewirt-
schaftlich rationelle Betriebsführung“ durch den sy-
stemischen Begriff „effiziente Leistungserstellung“ 
zu ersetzen (siehe unten, c) 

• im §4 Abs. 2 möglicherweise weitere Lizenzauflagen 
einzuführen, die die angestrebte Systemoptimierung 
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zur Genehmigungsvoraussetzung für den Netzbetrieb 
machen. 

Des weiteren müsste die angestrebte Systemoptimierung 
durch regulatorische Maßnahmen im Rahmen einer An-
reizregulierung (siehe Ausführungen zu Punkt 6) und ei-
nes differenzierten Effizienzvergleichs abgesichert wer-
den, damit die Verteilernetzbetreiber diese Aufgabe auch 
betriebswirtschaftlich abgesichert angehen können. Die 
konkrete Ausgestaltung der regulatorischen Flankierung 
bliebe zunächst der Regulierungsbehörde überlassen, die 

Grundprinzipien sollten aber bereits in der Netzentgelt-
verordnung verankert werden. 
zu c) 
Die Kosten der oben ausgeführten notwendigen System-
optimierung lassen sich nicht hinreichend in das bisher 
angewandte Konzept der energiewirtschaftlich rationel-
len Betriebsführung integrieren. In Anlehnung an das Te-
lekommunikationsgesetz ist daher auch im Energiebe-
reich das Konzept der effizienten Leistungsbereitstellung 
zu bevorzugen. Die folgende Tabelle fasst die wesentli-
chen Unterschiede der beiden Konzepte zusammen. 

 
Tabelle: Gegenüberstellung der Konzepte „energiewirtschaftlich rationelle Betriebsführung“ (ERB) und „effiziente 
Leistungsbereitstellung“ (EL) 
 
 ERB 

elektrizitätswirtschaftlich bzw. ener-
giewirtschaftlich rationelle Betriebs-
führung 

EL 
effiziente Leistungserstellung bzw. 
Leistungsbereitstellung 

Kostenperspektive anfallende Kosten werden nicht in 
Frage gestellt, sondern nur im Hin-
blick auf eine marktwidrige Überhö-
hung geprüft 
Beispiel: Investition in einen zweiten 
Einspeiseknoten 

anfallende Kosten können in Frage 
gestellt werden, wenn sie für eine ef-
fiziente Leistungserstellung nicht er-
forderlich waren 
Beispiel: Prüfung, ob zweiter Ein-
speiseknoten unter Berücksichtigung 
aller Alternativen notwendig war 

ökonomische Perspektive statisch; Bewertung des Ist-Systems 
ohne technischen Fortschritt 
Beispiel: Wurde der Netzausbau zu 
Marktpreisen durchgeführt ? 

dynamisch: Berücksichtigung eines 
künftig veränderten (optimierten) 
Systems 
Beispiel: Wurde für die zuwachsende 
Netzlast eine kostenoptimale Lösung 
gefunden? (z.B. durch moderne 
Steuerungs- und Regelungstechnik 
bei den Kunden) 

Systemperspektive geschlossenes System: Business as 
usual, das aber rationell 
Beispiel: Kabel oder Freileitung als 
Netzverstärkung ? 

offenes System: Möglichkeit eines 
breiteren Investitions-menüs
Beispiel: Netzverstärkung vs. dezen-
trale Erzeugungsanlage (s. §14 (2) 
EnWG-Entwurf) 

Zeitperspektive rückblickend: Aufgabenstellung der 
Vergangenheit wird in die Zukunft 
fortgeschrieben 
Beispiel: jeder neue Kunde ist an das 
Ortsnetz anzuschließen 

vorausschauend: zu erbringende 
Leistung lässt sich weiterentwickeln 
Beispiel: ein neues Siedlungsgebiet 
wird als Arealnetz geplant und mit 
dezentralen Anlagen bestückt 

Europäisches Recht  Artikel 4 der VERORDNUNG DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES über die Netzzu-
gangsbedingungen für den grenz-
überschreitenden Stromhandel 
(1) Die Entgelte, die die nationalen 
Netzbetreiber für den Zugang zu den 
nationalen 
Netzen berechnen, müssen die tat-
sächlichen Kosten widerspiegeln, 
transparent und an die Entgelte eines 
effizienten Netzbetreibers an-
gelehnt sein und ohne Dis-
kriminierung erhoben werden. 

 
Block 2: Themenschwerpunkt Strom 
zu 1. Kalkulation der Netznutzungsentgelte 

Bei einer kostenorientierten Festlegung der Netznut-
zungsentgelte sind folgende Kostenblöcke zu unterschei-
den: 
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• laufende Betriebsausgaben (z.B. Verwaltungskosten, 
Wartungskosten etc.) 

• Steuern 
• Abschreibungen 
• Verzinsung des betriebsnotwendigen Vermögens (ra-

te base), 

wobei sich die Kapitalbasis (rate base) errechnet als Dif-
ferenz von betriebsnotwendigem Anlage- und Um-
laufvermögen und kumulierten Abschreibungen. 
Unter der Voraussetzung, dass die Höhe der laufenden 
Betriebsausgaben und das ermittelte Anlage- und Um-
laufvermögen als betriebsnotwendig im Sinne einer effi-
zienten Leistungsbereitstellung anerkannt werden, gibt es 
zwei unterschiedliche Philosophien zur Sicherung der 
Unternehmenssubstanz: 
a) Substanzerhalt des investierten Eigenkapitals und Er-

halt der künftigen Eigenkapital-/ Fremdkapitalrelati-
on auch bei Neuinvestitionen Bewertung des be-
triebsnotwendigen Vermögens mit errechneten Ta-
gesneuwerten und dementsprechend Verzinsung mit 
einem Realzins. 

b) Substanzerhalt des investierten Eigenkapitals ohne 
Rücksicht auf das künftige Eigenkapital-/Fremd-
kapitalverhältnis bei der Finanzierung von Investitio-
nenBewertung des betriebsnotwendigen Vermögens 
mit den tatsächlichen historischen Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten und dementsprechend Ver-
zinsung mit einem Nominalzins. 

Beide Philosophien werden in der einschlägigen be-
triebswirtschaftlichen Literatur vertreten. 
zu a) 
Das Vorgehen der Nettosubstanzerhaltung generiert die 
folgenden beiden Erlösströme: 
• (kalkulatorische) Abschreibungen von dem eigenfi-

nanzierten Teil der Tagesneuwerte; die Tagesneuwer-
te werden mit Hilfe von Indizes90 aus den histori-
schen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten durch 
Fortschreibung errechnet 

• Verzinsung des eigenfinanzierten Teils der rate base 
mit einem „angemessenen“ Realzins, der u.a. dem 
Risiko des Unternehmens Rechnung trägt. 

Die Zinsen auf den fremdfinanzierten Teil der rate base 
werden in den laufenden Betriebsausgaben berücksich-
tigt. 
zu b) 
Das Vorgehen der Realkapitalerhaltung generiert die 
folgenden beiden Zahlungsströme: 
• (kalkulatorische) Abschreibungen von dem eigenfi-

nanzierten Teil der tatsächlichen historischen 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten nach AfA-
Tabelle 

• Verzinsung des eigenfinanzierten Teils der rate base 
mit einem „angemessenen“ Nominalzins, der u.a. 
dem Risiko des Unternehmens Rechnung trägt. 

                                                           
90  Ein solcher Anpassungsindex trägt zumindest der Inflationsrate Rech-

nung, kann aber auch noch weitere Entwicklungen wie technischen 
Fortschritt etc. berücksichtigen. 

Auch hier werden die Zinsen auf den fremdfinanzierten 
Teil der rate base in den laufenden Betriebsausgaben be-
rücksichtigt. 
Theoretisch müssten beide Methoden dann zum gleichen 
Ergebnis führen, wenn der Index zur Ermittlung der Ta-
gesneuwerte den Unterschied zwischen Nominal- und 
Realzins widerspiegelt und dieser Unterschied in der In-
flationsrate liegt.  
Unter Transparenz- und Kontrollgesichtspunkten ist der 
Realkapitalerhaltungsansatz allerdings eindeutig vorzu-
ziehen. Dies belegt beispielsweise die Diskussion über 
die Berücksichtigung der Steuern auf Scheingewinne, ein 
Problem, das beim Ansatz der Realkapitalerhaltung gar 
nicht auftauchen würde. Eine missbräuchliche Anwen-
dung des Ansatzes der Nettosubstanzerhaltung ließe sich 
zudem wohl nur mit sehr hohem regulatorischen Auf-
wand unterbinden. 
zu 4. Regelenergie 
Das bestehende Regelenergieregime in Deutschland ist 
das Paradebeispiel dafür, wie durch fehlende Transpa-
renz und gravierende Interessenverflechtungen ein um-
satzstarker Teilmarkt dem Wettbewerb zum Schaden der 
Verbraucher entzogen wird. Für die vier Übertragungs-
netzbetreiber (ÜNB) bestehen erheblich Anreize, die 
Marktregeln zugunsten der konzerneigenen Kraftwerks- 
und Vertriebsgesellschaften auszugestalten und dadurch 
den Zutritt Dritter auf diesen milliardenschweren Markt 
zu verhindern (Anteil von rund 40% an den Netznut-
zungsentgelten der Übertragungsnetze). Hier tritt das 
Kardinalproblem der bundesdeutschen Strommarktlibera-
lisierung offen zutage: die fehlende eigentumsrechtliche 
Entflechtung zwischen Verbundnetz und Großkraft-
werksbetreibern.  
Dieses Kardinalproblem lässt sich im Hinblick auf das 
Regelenergieregime durch klare regulatorische Vorgaben 
abmildern; gänzlich lösen lässt es sich dadurch nicht. 
Diese klaren regulatorischen Vorgaben betreffen in erster 
Linie das Marktdesign eines wettbewerblichen Regel-
energiemarktes und umfassende Transparenzvorschriften. 
Sie sollten zum Teil bereits im Energiewirtschaftsgesetz, 
zum Teil in der Netzzugangsverordnung verankert wer-
den. 
Die wichtigste Ergänzung des Gesetzentwurfes im Hin-
blick auf die Regelenergie besteht darin, im § 22 Abs. 2 
zu ergänzen, dass die Einrichtung der Internetplattform 
der Festlegung oder Genehmigung der Regulierungsbe-
hörde unterliegt. Eine bloße Anzeigepflicht wie bislang 
vorgesehen vermag keinesfalls zu gewährleisten, dass die 
Übertragungsnetzbetreiber ihre gegenwärtige Selbstbe-
günstigungspraxis aufgeben.  
Im Rahmen der Netzzugangsverordnung Strom sind zu-
dem die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass auch 
die Nachfrageseite wie z.B. die chemische Prozessindu-
strie (Aluminium-, Chlor-, Zink-Blei- sowie Zellulose-
Elektrolysen) in nicht-diskriminierender Weise am Re-
gelenergiemarkt partizipieren kann. Die hier vorhande-
nen erheblichen und kostengünstigen Potenziale lassen 
sich dann erschließen, wenn mindestens folgende Aufla-
gen festgeschrieben werden: 
 Präqualifikationsspielregeln 

Es müssen einheitliche und rechtsverbindliche Spielre-
geln für alle ÜNB ohne Interpretationsspielräume aufge-
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stellt werden. Es dürfen keine willkürlichen Spielregel-
änderungen vorkommen. Abwickelnde ÜNB dürfen nicht 
mehr Spielregelschaffende, Schiedsrichter und Vertriebs-
einheit gleichzeitig sein.  
 Poolung zur Minutenreserveerbringung  

Die Regelenergiebereitstellung muss im Pool möglich 
sein. Nur so können chemische Abschaltprozesse flä-
chendeckend integriert werden. Wichtig ist, dass hin-
sichtlich aller Parameter (Höhe, Dauer, Gradient der 
elektrischen Leistung) gepoolt werden darf. Es sollten 
auch Pools, d.h. nicht nur Einzelanlagen präqualifizierbar 
sein. 
 Poolung zur Sekundärreserveerbringung 

Es müssen objektive energiewirtschaftliche Bedingungen 
geschaffen werden, bei deren ordnungsgemäßer Einhal-
tung der Zugang zu dem Sekundärreservemarkt möglich 
ist. Derzeit sind nur Kraftwerke größer 30 MW zugelas-
sen und alternative Bereitstellungsarten via Poolkonzepte 
per se ausgeschlossen.  
 Beibehaltung der täglichen Auktionsmärkte  

Die Flexibilität der täglichen Auktion bietet vielen Be-
reitstellern erst die Möglichkeit der Teilnahme am Minu-
tenreservemarkt. 
 Diskriminierungsfreie Anlagenpräqualifikation  

Anlagen, die ihren Eignungsnachweis über einen Test-
aufruf erbracht haben, sind für die Lieferung von Regel-
energie zuzulassen. Anlagen, die technisch prädestiniert 
sind zur Regelenergieerbringung (Notstromaggregate 
technischer Immobilien) sollten diskriminierungsfrei zu-
gelassen werden. 
zu 5. Dezentrale Einspeisung / Vermiedene Netznut-
zungsentgelte 
Dezentral erzeugter Strom, der in eine Netzebene unter-
halb der Höchstspannung eingespeist wird, vermindert 

die Einspeisung zentraler Kraftwerke und entlastet so die 
Netzebenen, die der dezentralen Einspeisung vorgelagert 
sind, einschließlich der zugehörigen Umspannung. Da 
die dezentrale Stromerzeugung in der Regel mittels er-
neuerbarer Energien und/oder in Kraft- Wärme- Kopp-
lung geschieht, ist sie auch vorteilhaft hinsichtlich Um-
welt-, Klima- und Ressourcenschutz.  
Die in Deutschland eingeführte und weiterhin vorgesehe-
ne Praxis der Netzentgeltfindung mittels des transakti-
onsunabhängigen Punktmodells bewirkt eine Einsparung 
der Netznutzungsentgelte, die der durch dezentrale Ein-
speisung verursachten Netzentlastung entspricht. Bei 
nicht diskriminierender Netzentgeltfindung stehen diese 
vermiedenen Netznutzungsentgelte dem dezentralen 
Einspeiser als dem Verursacher zu. So regelten das prin-
zipiell sowohl die VV II plus – im Detail freilich unzu-
reichend – als auch das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
(KWK-G) vom 19.3.2002.  
Mit der Neuregelung des EnWG soll diese Praxis mögli-
cherweise verlassen werden. So enthält der Gesetzent-
wurf zur vermiedenen Netznutzung lediglich den Hin-
weis, dass im Rahmen einer Rechtsverordnung "bei Ein-
speisung von Elektrizität aus dezentralen Erzeugungsan-
lagen auch eine Erstattung eingesparter Entgelte für den 
Netzzugang in den vorgelagerten Netzebenen vorgesehen 
werden kann" (§24 Satz 5).  
Um Missverständnissen vorzubeugen und die vermiede-
nen Netznutzungsentgelte verursachungsgerecht auszu-
kehren, sollte stattdessen an dieser Stelle der Anspruch 
der dezentralen Erzeugungsanlagen auf Erstattung fest-
geschrieben werden. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1512 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Hartmut Gaßner, Kanzlei Gaßner, Groth, Siederer & Coll 

Vorbemerkungen 
1. Der vorliegende Entwurf für ein neues Energiewirt-

schaftsgesetz sieht ein umfassendes Regelungspaket 
vor. Der Verfasser sieht sich aufgrund seiner fachli-
chen Erfahrungen und seiner beruflichen Tätigkeits-
schwerpunkte nicht berufen, zu allen Themenkom-
plexen eine Stellungnahme abzugeben, sondern will 
sich vorrangig auf die Fragestellungen konzentrieren, 
die unmittelbar oder mittelbar der Sicherstellung ei-
ner umweltverträglichen und effizienten Energiewirt-
schaft sowie dem Vorrang der Erneuerbaren Energien 
dienen. Im Zuge des bisherigen Gesetzgebungsver-
fahrens hat unser Anwaltsbüro sehr intensiv mit den 
Regelungserfordernissen zur Förderung der Erzeu-
gung und Verwendung von Biogas befasst. In Zu-
sammenarbeit mit dem Arbeitskreis Biogaseinspei-
sung des Fachverbands Biogas sind daher eine Reihe 
von Vorschlägen zur Ergänzung des EnWG-Entwurfs 
zu einer Verordnung über den Zugang zu Gasversor-
gungsnetzen (Gasnetz, Zugangsverordnung) entstan-
den. Die Regelungsvorschläge sind in der nachfol-
genden Stellungnahme unter B aufgeführt. Diese Än-
derungsvorschläge sind vom Fachverband Biogas 
auch in der Anhörung des BMWA zum Entwurf der 
Gasnetzzugangsverordnung am 09.11.2004 einge-
bracht worden. 
Den mit dem Fachverband Biogas erarbeiteten Vor-
stellungen sind nachfolgend unter A noch weitere 

Anmerkungen und Regelungsvorschläge vorange-
stellt. 

2. In der öffentlichen Wahrnehmung werden den Erneu-
erbaren Energien mit Blick auf den Erzeugungsauf-
wand und die Einspeisevergütungen häufig hohe Ko-
sten zugeschrieben. Ein weiterer Ausbau der Erneu-
erbaren Energien hängt deshalb auch von der Ent-
wicklung der Strompreise ab, die in nicht unerhebli-
chem Umfang von den Netznutzungsentgelten be-
stimmt sind. Die Senkung der Entgelte für den Netz-
zugang durch Erhöhung der Kosteneffizienz bei wei-
terhin zu gewährleistender Versorgungssicherheit ist 
daher eine Aufgabenstellung, die auch den Bereich 
der Erneuerbaren Energien betrifft.  

Im vorliegenden Gesetzentwurf finden sich in § 21 
die wesentlichen Elemente einer Kostenprüfung, wie 
sie bislang auch bereits auf Grundlage der VV II plus 
und der BTO Elt praktiziert wurde. Näherer Erörte-
rung bedürfen hierbei die Erfahrungen mit dem Ver-
gleichsmaßstab der energiewirtschaftlich rationellen 
Betriebsführung und der vorzugebenden Abschrei-
bungskalkulation. Vor allem aber deutet der Gesetz-
entwurf in § 21 Abs. 2 die Entwicklung eines Anreiz-
systems an, dass in der vorgelegten Form aber verfas-
sungsrechtlich nicht hinreichend bestimmt ist. Wenn 
ein Anreizsystem die Einzelentgeltprüfung ablösen 
soll, dann müssen wesentliche Elemente einer An-
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reizregulierung im Gesetz und den Verordnungser-
mächtigungen vorgesehen sein. Für eine Anreizregu-
lierung müssen folgende Eckpunkte bestimmt wer-
den:  
• Ermittlung der Kosten einer effizienten Leistungs-

bereitstellung als Basis einer Preis- oder Erlös-
höchstgrenze. Für die Kostenermittlung müssen der 
Regulierungsbehörde neben den Angaben der 
Netzbetreiber die Nutzung von Vergleichsverfahren 
und Effizienzmaßstäben, die nationale und interna-
tionale Erkenntnisse aufgreifen, an die Hand gege-
ben werden.  

• Ermächtigung zur Festlegung von Regulierungspe-
rioden, die den Netzbetreibern Kalkulationssicher-
heit und Anreiz vermitteln, die sodann auch die 
Netznutzer an den Effizienzsteigerungen in Form 
niedrigerer Entgelte wirtschaftlich beteiligen lassen.  

• Vorgaben zur Gestaltung von Preis- bzw. Anpas-
sungspfaden, die den Netzbetreibern Preisanpas-
sungen innerhalb einer Regulierungsperiode nach 
festgelegten Parametern (z. B. Inflationsrate, Bran-
chenproduktivität, unternehmensspezifische Effi-
zienzfaktoren u. ä.) erlauben.  

Die bisherigen Andeutungen eines Anreizsystems 
bieten keine hinreichende gesetzliche Grundlage für 
die Einführung einer Anreizregulierung. Wenn ihre 
Einführung tatsächlich gewollt ist, bedarf es näherer 
gesetzlicher Ausgestaltungen. Zusätzliche Überarbei-
tungen sind gefordert, wenn sich die Forderungen 
nach einer sog. Ex-ante-Regulierung durchsetzen, 
weil infolge wiederum zwei unterschiedliche Regu-
lierungsmethoden eingeführt und aufeinander abge-
stimmt werden müssten.  

A. Allgemeine Regelungen zu Energieeffizienz und 
Erneuerbarer Energien 

I. Ziel der Änderungsvorschläge 
Das EnWG hat die Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität und Gas unter wirksamen Wettbewerbsbe-
dingungen sicherzustellen. Es dient damit nicht vorrangig 
dem Umwelt- und Klimaschutz. Gleichwohl sind diese 
zwischenzeitlich mit Verfassungsrang ausgestatteten 
Staatsziele auch in einem Gesetz zur Neuregelung des 
EnWG zu beachten. Der Förderung der Erneuerbaren 
Energien dient vorrangig das EEG. Dieses Gesetz be-
schreibt allerdings nur einen spezifischen Ausschnitt der 
Energiewirtschaft, der durch den allgemeinen Gesetz-
rahmen, den das EnWG bildet, ergänzt und abgesichert 
werden muss. 

II. Änderungsvorschläge im Einzelnen 
1. Änderungsvorschlag zu § 1 Abs. 1: 

§ 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
„Zweck des Gesetzes ist eine möglichst sichere, 
preisgünstige, verbraucherfreundliche und effiziente 
leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität und Gas.“ 

Begründung: Eine nachhaltige Energiewirtschaft muss 
sich auch des sparsamen Umgangs mit Energien ver-
pflichtet sehen. Deshalb hat das Gesetz auch auf einen ef-
fizienten Umgang mit den Energieträgern Elektrizität und 
Gas abzuzielen.  

2. Änderungsvorschlag zu § 2 Abs. 2: 
§ 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
„Die Verpflichtungen und Regelungen nach dem Ge-
setz für den Vorrang Erneuerbarer Energien bleibt 
vorbehaltlich der §§ 11 und 13 unberührt.“ 

Begründung: Das EEG umfasst nicht nur Verpflichtun-
gen der Energieversorgungsunternehmen, sondern auch 
anderweitige Regelungen (z. B. Netzkosten gemäß § 13). 
Nach der vorliegenden Begründung des Gesetzesentwur-
fes für § 2 Abs. 2 soll klarstellen, dass die Regelungen 
des EEG durch das EnWG grundsätzlich unberührt blei-
ben. Dies kommt im Wortlaut der bisherigen Bestim-
mung nur unzureichend zum Ausdruck. Der obige Vor-
schlag unterscheidet sich von dem unter B II. 1. ange-
führten Vorschlag, um die Einordnung der Regelung im 
Sachzusammenhang und unter der Paragraphenbezeich-
nung „Aufgaben der Energieversorgungsunternehmen“ 
beibehalten zu können. Die ergänzende Aufnahme von 
§ 11 ergibt sich als Folgeänderung aus den Vorschlägen 
zur Änderung und Ergänzung von § 11 nach A.II.4. und 
B.II.4. 
3. Änderungsvorschlag zu § 3: 

§ 3 wird wie folgt ergänzt: 
Neu: 16. Energieeffizienz 
Optimierung des Verhältnisses des Aufwands zur 
Energieerzeugung und anderer Energiedienstleistun-
gen und des Aufwands zur Senkung des Energiever-
brauches. 

Begründung: Die Aufnahme der Energieeffizienz in die 
Zweckbestimmung des Gesetzes sowie die Vorgabe von 
Energieeffizienzmaßnahmen in § 14 Abs. 2 verlangt eine 
Begriffsbestimmung. Ihr Ziel ist herauszustellen, dass ein 
effizienter Umgang mit Energie und damit eine sichere, 
preisgünstigere, verbraucherfreundliche und umweltver-
trägliche Versorgung nicht nur verlangt, den Aufwand 
für die Erzeugung und Verteilung (Angebotsseite) zu be-
rücksichtigen, sondern auch abzuwägen, ob eine Auf-
wandsreduzierung nicht kostengünstiger durch Maßnah-
men zur Senkung des Energieverbrauches (Nachfragesei-
te) erzielt werden kann. 
4. Änderungsvorschläge zu § 11 Abs. a: 

a) § 11 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Sie haben insbesondere die Aufgaben nach den 
§§ 12 bis 16 zu erfüllen und dabei auch die Auf-
nahme von Elektrizität sicherzustellen, die im 
Küstenmeer oder der Ausschließlichen Wirt-
schaftszone erzeugt wird.“ 

Begründung: Nach den Vorstellungen der Bundesregie-
rung soll die Erzeugung von Elektrizität aus Offshore-
Windkraftanlagen deutlich erhöht werden. Hierzu sind 
die bestehende Netzkapazität zu überprüfen und erforder-
lichenfalls ist ein rechtzeitiger Ausbau der Elektrizitäts-
versorgungsnetze vorzunehmen. Aufgrund der intendier-
ten Bedeutung der Offshore-Windkraft und den hohen 
Aufwendungen, die mit dem Netzausbau verbunden sein 
können, unterstreicht der Regelungsvorschlag die Ver-
antwortlichkeit der Betreiber von Energieversorgungs-
netzes. 

b) Nach § 11 Abs. 1 wird ein neuer Abs. 2 eingefügt. 
Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 
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„Betreiber von Energieversorgungsnetzen sind zum 
Netzausbau nach dem Gesetz für den Vorrang Er-
neuerbarer Energien (EEG) und dem Kraft-Wärme-
Koppelungsgesetz (KWKG) verpflichtet; für den 
von den Einspeisewilligen angebotenen Strom ist 
ein Bereitstellungsentgelt in Höhe der andernfalls 
bei bestimmungsgemäßem Betrieb zu erwartenden 
Einspeisevergütung zu zahlen, wenn und soweit 
nicht der Netzausbau unverzüglich erfolgt.“  

Begründung: Netzbetreiber, die ihrer Verpflichtung 
zum Netzausbau nicht unverzüglich nachkommen, sind 
verpflichtet an den Einspeisewilligen ein Bereitstel-
lungsentgelt in Höhe der andernfalls bei bestimmungs-
gemäßem Betrieb zu erwartenden Einspeisevergütung zu 
zahlen. Dies gilt nur dann nicht, wenn der Netzbetreiber 
nachweist, dass er die Verzögerung nicht zu vertreten 
hat. Die Zahlung des Bereitstellungsentgeltes erfolgt zu 
den für Einspeisevergütungen nach EEG und KWKG 
üblichen Bedingungen. Diese Regelung beschränkt die 
Zahlungspflicht auf die Zeitspanne, um die sich der 
Netzausbau durch Verschulden des Netzbetreiber verzö-
gert, z.B. weil er dem Netzausbau nicht unverzüglich 
einleitet oder aber die Baumaßnahmen schuldhaft nicht 
weiterverfolgt. Der Netzbetreiber wird auf diese Weise 
zum zügigen Ausbau angehalten, so dass die Regelung 
geeignet ist, den zügigen Anschluss der EE- und KWK-
Anlagen an das Netz zu fördern. Im Übrigen stehen die 
ihm bei einer Verzögerung drohenden Nachteile nicht 
außer Verhältnis zum angestrebten Zweck. Zum einen 
muss der Netzbetreiber nur zahlen, wenn ihn ein Ver-
schulden an der Verzögerung trifft, zum anderen ist die 
Zahlungsverpflichtung auf den Verzögerungszeitraum 
begrenzt, der auf sein Verschulden zurückzuführen ist. 
Zugunsten der Anlagenbetreiber wurde durch die For-
mulierung im letzten Halbsatz die Beweislast umge-
kehrt, so dass bei einer Verzögerung grundsätzlich das 
Bereitstellungsentgelt anfällt, es sei denn, der Netz-
betreiber beweist, dass er die Verzögerung nicht ver-
schuldet hat.  
B. Änderungsvorschläge zum Entwurf 
I.  Ziel der Änderungsvorschläge 
Biomasse nimmt einen sehr hohen Stellenwert hinsicht-
lich der Umsetzung nationaler Zielvorgaben zur Erhö-
hung des Anteils regenerativer Energien im Energiemix 
ein. So wurden mit dem EEG und der BiomasseV erfolg-
reich die Grundlagen für einen verstärkten Ausbau der 
Stromerzeugung bzw. der gekoppelten Strom- und Wär-
mebereitstellung auf Biomassebasis in Deutschland ge-
troffen.91 Im Interesse der stetigen Erhöhung des Anteils 
der erneuerbaren Energieträger an der Energieversorgung 
ist eine Mobilisierung des gesamten Potenzials der Bio-
gasnutzung voranzutreiben. Biogase sind heimische 
Energiequellen, die dazu beitragen zu können, die Ab-
hängigkeit von Energieeinfuhren zu verringern und so 
die  Versorgungssicherheit zu verbessern.  
Biogas und Gase aus Biomasse werden gegenwärtig un-
gleichmäßig und in unzureichender Weise genutzt, ob-
wohl sie ein großes Potenzial haben. Zur Erschließung 
des großen Nutzungspotenzials der Biomasse und unter 
Berücksichtigung der Vorgaben der Richtlinie 2003/55/ 
EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 
                                                           
91  Vgl. hierzu Monitoring-Bericht zur Wirkung der Biomassever-
ordnung auf Basis des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), Endbericht, 
des Institutes für Energetik und Umwelt im Auftrag des BMU und des UBA. 

26.06.2003 über gemeinsame Vorschriften über den Erd-
gasbinnenmarkt und des EEG, insbesondere § 8 Abs. 1 
Satz 3 EEG, zur Einspeisung von Gas aus Biomasse in 
das öffentlich Gasnetz ist die Aufnahme ausdrücklicher 
Regelungen zur Einspeisung von Gas aus Biomasse in 
das Energiewirtschaftsgesetz und zu seiner Durchführung 
ergehender Verordnungen unverzichtbar.  
Die Einspeisung von Gas aus Biomasse lässt sich jedoch 
nur realisieren und ist aus Gründen des Klimaschutzes 
nur dann sinnvoll, wenn seiner Einspeisung im Vergleich 
zu Erdgas der Vorrang gebührt und finanzielle Hemm-
nisse durch eine Umverteilung der Netznutzungskosten 
auf die übrigen Netznutzer reduziert werden. Hierzu sind 
grundlegende Regelungen im EnWG und Durchfüh-
rungsbestimmungen in entsprechenden Verordnungen zu 
treffen. 
II.  Die Änderungsvorschläge im Einzelnen 
1. Änderungsvorschlag zu § 2 Abs. 2: 
§ 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  
„Das Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien 
bleibt vorbehaltlich des § 13 unberührt.“ 
Begründung: Diese Regelung stellt klar, dass sämtliche 
Regelungen des EEG und nicht nur die „Verpflichtungen 
nach dem EEG“ (so der missverständliche Wortlaut des 
bisherigen Entwurfs) durch das Energiewirtschaftsgesetz 
grundsätzlich unberührt bleiben. Der Wortlaut steht mit 
der bisherigen Begründung zu § 2 Abs. 1 des Entwurfs 
im Einklang.  
2.  Änderungsvorschläge zu § 3: 
§ 3 wird wie folgt ergänzt: 
Neu:  Nr.11 Biomethan 
Biogas aufbereitet zu Erdgasqualität 
Nr. 11 alt Nr. 12 dezentrale Erzeugungsanlage 
eine an das Verteilernetz angeschlossene oder anzu-
schließende Anlage zur Erzeugung von Elektrizität oder 
Biomethan oder Gas aus Biomasse. 
Nr. 12 alt Nr. 13 Direktleitung  
eine Leitung, die einen einzelnen Produktionsstandort 
mit einem einzelnen Kunden verbindet, oder eine Leitung, 
die einen Elektrizitätserzeuger und ein Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen zum Zwecke der direkten Versor-
gung mit ihrer eigenen Betriebsstätte, Tochterunterneh-
men oder Kunden verbindet, oder eine zusätzlich zum 
Verbundnetz errichtete Gasleitung zur Versorgung ein-
zelner Kunden 
Nr.  13  alt Nr. 14 Eigenanlagen 
Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität oder Biomethan 
oder Gas aus Biomasse zur Deckung des Eigenbedarfs, 
die nicht von Energieversorgungsunternehmen betrieben 
werden; 
Neu Nr. 20 Erneuerbare Energien 
Energien im Sinne des § 3 Abs. 1 Gesetz für den Vorrang 
Erneuerbarer Energien (EEG), 
Neu Nr. 22 Gas 
Erdgas, Biomethan und Gas aus Biomasse, 
Neu Nr. 23 Gas aus Biomasse 
das aus anderen Quellen von Bioenergie außer Biome-
than erzeugte Gas, aufbereitet auf Erdgasqualität, 
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Nr. 25 alt Nr. 29 Letztverbraucher 
Kunden, die Energie für den eigenen Verbrauch kaufen, 
einschließlich Betreiber von Tankstellen, 
Nr. 31 alt Nr. 35 Speicheranlage  
eine einem Gasversorgungsunternehmen gehörende 
oder von ihm betriebene Anlage zur Speicherung von 
Gas, einschließlich des zu Speicherzwecken genutzten 
Teils von LNG-Anlagen, jedoch mit Ausnahme des  
Teils, der für eine Gewinnungstätigkeit genutzt wird; 
ausgenommen sind auch Einrichtungen, die aus-
schließlich Betreibern von Fernleitungsnetzen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorbehalten sind, 
Nr. 37 alt Nr. 41 Verteilung 
der Transport von Elektrizität mit hoher, mittlerer oder 
niederer Spannung über Elektrizitätsverteilernetze oder 
der Transport von Gas über örtliche oder regionale 
Leitungsnetze, um die  Versorgung von Kunden zu er-
möglichen, jedoch nicht die Versorgung der Kunden 
selbst,  
Begründung: Sämtliche Ergänzungen tragen der Ein-
speisung von Gas, das durch die fermentative Konversion 
von Biomasse, bezeichnet als Biomethan, oder die ther-
mische Konversion von Biomasse, bezeichnet als Gas 
aus Biomasse, gewonnen wird, Rechnung. Die Begriff-
lichkeiten dienen insoweit auch der Umsetzung der 
Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlamentes 
und des  Rates vom 26.06.2003 über gemeinsame Vor-
schriften über den Erdgasbinnenmarkt. Auf die dortigen 
Erwägungen unter Ziffer (24) und Artikel 1 Abs. 2 der 
Richtlinie wird verwiesen. 
Zum Änderungsvorschlag zu Nr. 25 alt ist folgendes aus-
zuführen: Betreiber von Tankstellen (Erdgas und/oder 
Biomethan) kaufen Energie nicht „für den eigenen Be-
darf“ und sind somit keine Letztverbraucher, sie bilden 
jedoch das letzte Glied in der Transportkette des Erdgas-
netzes, da sie das Gas für den Verkauf an die Letztver-
braucher ausspeisen. In § 17 wird bestimmt: „Betreiber 
von Energieversorgungsnetzen haben Letztverbraucher, 
gleich- oder nachgelagerte Elektrizitäts- und Gasversor-
gungsnetze sowie -leitungen, Erzeugungs- und Speicher-
anlagen zu technischen und wirtschaftlichen Bedingun-
gen an ihr Netz anzuschließen, …“ In dieser Aufzählung 
sind Tankstellen nicht berücksichtigt. Es ist daher eine 
Fiktion für Tankstellen als Letztverbraucher aufzuneh-
men, um sie als Transportkunden zu erfassen. Dies ist 
keine spezifische Ergänzung für Biomethan und Gas aus 
Biomasse, sondern ist auch für Erdgastankstellen erfor-
derlich.  

3. Änderungsvorschlag zu § 5: 
§ 5 ist um einen Satz 4 zu ergänzen:  
„Die Einspeisung in das Netz eines Energieversorgungs-
unternehmens und die Versorgung von Abnehmern au-
ßerhalb der allgemeinen Versorgung i.S.d. § 36 unterlie-
gen nicht der Anzeigepflicht, wenn die Belieferung aus-
schließlich aus Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität 
und Gas aus Erneuerbaren Energien erfolgt.“ 
Begründung: § 5 dient ausweislich der Begründung dem 
Schutz von Haushaltskunden vor Stromhändlern. Die im 
Einzelnen beschriebenen, den Stromhändlern zuge-
schriebenen Gefahrenmomente sind bei der Einspeisung 
und Versorgung von Haushaltskunden durch dezentrale 

Anlagen nicht gegeben. Zudem steht der mit einer An-
zeige verbundene organisatorische Aufwand für die 
Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen, die Strom und 
Gas ausschließlich aus erneuerbaren Energien erzeugen, 
außer Verhältnis zum Umfang ihrer Einspeiseleistung 
und ist ihnen daher nicht zumutbar. Im Ergebnis würde 
eine Anzeigepflicht als faktisches Zugangshindernis für 
die Einspeisung durch kleine Anlagen wirken, die in der 
Mehrheit im Rahmen eines landwirtschaftlichen Betrie-
bes betrieben werden.  
4. Änderungsvorschlag zu § 11  
§ 11 Abs. 1 ist um einen Satz 2 zu ergänzen; die bisheri-
gen Sätze 2 und 3 werden zu einem eigenständigen Ab-
satz 2 gefasst. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen sind ver-

pflichtet ein sicheres, zuverlässiges und leistungsfä-
higes Versorgungsnetz diskriminierungsfrei zu 
betreiben, zu warten und auszubauen. Dabei sind 
Energieeffizienz, Klimaschutz und der Vorrang der 
Erneuerbaren Energien vorrangig zu berücksichti-
gen. 

(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben ins-
besondere die Aufgaben nach den §§ 12 bis 16 zu er-
füllen. Die Verpflichtung nach Abs. 1 gilt auch im 
Rahmen der Wahrnehmung der wirtschaftlichen Be-
fugnisse der Leitung des vertikal integrierten Ener-
gieversorgungsunternehmens und seiner Aufsichts-
rechte nach § 8 Abs. 4 Satz 2. 

(3) .......(der bisherige Absatz 2).... 
Begründung: Die gesetzlichen Ziele von Effizienzsteige-
rung und Klimaschutz und der Vorrang der Erneuerbaren 
Energien sind auch beim Netzbetrieb  und -bau zu be-
rücksichtigen. Auf diese Weise lassen sich z.B. durch 
Maßnahmen der Effizienzsteigerung und einen verstärk-
ten Rückgriff auf dezentrale Anlagen Netzausbaumaß-
nahmen vermeiden. Die Betonung des Vorrangs der Er-
neuerbaren Energien ergänzend zu § 2 Abs. 2 soll ver-
deutlichen, dass der Vorrang auch auf Gasnetze zu Gun-
sten von Biomethan und Gas aus Biomasse Anwendung 
findet.  

5.  Änderungsvorschlag zu § 15 Abs. 2: 
§ 15 Abs. 2 ist wie folgt zu ändern:  
„Betreiber von Fernleitungsnetzen, Gasverteilernetzen, 
Speicher- oder LNG-Anlagen sind verpflichtet, jedem an-
deren Betreiber eines Fernleitungsnetzes, eines Gasvertei-
lernetzes, einer Speicheranlage oder einer LNG-Anlage 
ausreichende Informationen zu liefern, um zu gewährlei-
sten, dass der Transport und die Speicherung von Gas in 
einer mit dem sicheren und effizienten Betrieb des Ver-
bundnetzes zu vereinbarenden Weise erfolgen kann.“ 
Begründung: Die Verwendung des allgemeinen Wortes 
Gas anstelle von Erdgas erfasst auch Biomethan und Gas 
aus Biomasse und erstreckt den Anwendungsbereich der 
Regelung auch auf diese Energieträger. Vgl. hierzu die 
Begriffbestimmung Nr. 22 (neu). 

6. Ergänzungsvorschlag zu § 17: 
Nach § 17 Abs. 1 werden ein neuer Absatz 2 und ein 
neuer Absatz 3 eingefügt. Die bisherigen Absätze 2 und 3 
werden Absätze 4 und 5.  



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

208 

(2)  Anlagen zur Erzeugung von Biomethan und Gas 
aus Biomasse sind unverzüglich vorrangig ans Netz 
anzuschließen. Die Verpflichtung trifft den Netz-
betreiber, zu dessen technisch für die Aufnahme ge-
eignetem Netz die kürzeste Entfernung zum Stand-
ort der Anlage besteht, wenn nicht ein anderes Netz 
einen technisch und wirtschaftlich günstigeren 
Verknüpfungspunkt aufweist. Ein Netz gilt auch 
dann als technisch geeignet, wenn die Abnahme des 
Gases erst durch einen wirtschaftlich zumutbaren 
Ausbau des Netzes möglich wird; in diesem Fall ist 
der Netzbetreiber auf Verlangen des Einspeisewilli-
gen zum unverzüglichen Ausbau verpflichtet. Wenn 
die Anlage einer Genehmigung nach anderen 
Rechtsvorschriften bedarf, besteht die Verpflichtung 
zum Ausbau nach Satz 2 nur, wenn der Anlagen-
betreiber eine Genehmigung, eine Teilgenehmigung 
oder einen Vorbescheid vorlegt. Die Pflicht zum 
Ausbau erstreckt sich auf sämtliche für den Betrieb 
des Netzes notwendigen technischen Einrichtungen 
sowie die im Eigentum des Netzbetreibers stehenden 
oder in sein Eigentum übergehenden Anschlussan-
lagen. Die Verpflichtung zum vorrangigen An-
schluss besteht auch dann, wenn das Netz oder 
Netzbereich zeitweise vollständig durch Biomethan 
oder Gas aus Biomasse ausgelastet ist 

(3)  Die notwendigen Kosten des Anschlusses dezentra-
ler Erzeugungsanlagen zur Erzeugung von Biome-
than und Gas aus Biomasse an den technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt des 
Netzes sowie der notwendigen Messeinrichtungen 
zur Erfassung des gelieferten und des bezogenen 
Gases trägt der Anlagenbetreiber. Bei einem auf ei-
nem Grundstück bereits bestehenden, für die Auf-
nahme technisch geeigneten Netzanschluss gilt der 
Verknüpfungspunkt des Grundstücks mit dem Netz 
als günstigster Verknüpfungspunkt; weist der Netz-
betreiber den Anlagen einen anderen Verknüp-
fungspunkt zu, ist er verpflichtet, die daraus resul-
tierenden Mehrkosten zu tragen. Die Ausführung 
des Anschlusses und die übrigen für die Sicherheit 
des Netzes notwendigen Einrichtungen müssen den 
im Einzelfall notwendigen technischen Anforde-
rungen des Netzbetreibers und § 16 entsprechen. 
Der Anlagenbetreiber kann den Anschluss der An-
lagen sowie die Errichtung und den Betrieb der 
Messeinrichtungen von dem Netzbetreiber oder ei-
nem fachkundigen Dritten vornehmen lassen. Die 
notwendigen Kosten eines nur infolge neu anzu-
schließender, reaktivierter, erweiterter oder in son-
stiger Weise erneuerter Anlagen zur Erzeugung 
Biomethan oder Gas aus Biomasse erforderlichen 
Ausbaus des Netzes im Sinne von Abs. 2 zur Ab-
nahme und Übertragung von Biomethan oder Gas 
aus Biomasse trägt der Netzbetreiber, bei dem der 
Ausbau erforderlich wird. Er muss die konkret er-
forderlichen Investitionen unter Angabe ihrer Ko-
sten im Einzelnen darlegen. Der Netzbetreiber kann 
die auf ihn entfallenden Kosten bei der Ermittlung 
des Netznutzungsentgelts in Ansatz bringen. 

Begründung: Die Regelung in Absatz 2 stellt den Vor-
rang von Biomethan Gas aus Biomasse beim Netzzugang 
klar und entspricht insoweit der Vorrangregelung für den 
Netzanschluss des § 4 Abs. 1 und 2 EEG. 

Der neu aufzunehmende Absatz 3 regelt die Anschluss-
kosten und dient der Vermeidung von Rechtsstreitigkei-
ten und damit der Transparenz und Rechtssicherheit. Die 
Regelung entspricht § 13 EEG. Die Regelung in Abs. 3 
Satz 2 ist eine Vereinfachung für Anlagen, die sich auf 
einem Grundstück befinden, das bereits über einen tech-
nisch für die Aufnahme des erzeugten Biomethans und 
Gases aus Biomasse geeigneten Anschluss verfügt. Diese 
Regelung vermeidet auch volkswirtschaftlich ungünstige 
Kosten. Voraussetzung ist, dass die bestehenden Grund-
stücksanschlüsse in der Lage sind, die aus den Anlagen 
einzuspeisende Gasmenge aufzunehmen. 

7.  Änderungsvorschlag zu § 19 Abs. 2:  

§ 19 Abs. 2 ist wie folgt zu ändern:  

„Betreiber von Gasversorgungsnetzen sind verpflichtet, 
unter Berücksichtung der nach § 17 festgelegten Bedin-
gungen für den Netzanschluss von LNG-Anlagen, dezen-
tralen Erzeugungsanlagen und Speicheranlagen, von an-
deren Fernleitungs- oder Gasverteilernetzen und von Di-
rektleitungen technische Mindestanforderungen an die 
Auslegung und den Betrieb festzulegen und zu veröffent-
lichen.“ 

Begründung: Diese Ergänzung ist eine Folge der Ergän-
zung zu § 17 Abs. 1 und im Übrigen erforderlich, um 
Anlagen zur Erzeugung von Biomethan und Gas aus 
Biomasse in Anwendungsbereich der Regelung einzube-
ziehen. 
7.  Änderungs- und Ergänzungsvorschlag zu § 20 
Abs. 1:  
§ 20 Abs. 1 wird nach dem ersten Halbsatz um einen 
neuen Satz 2 ergänzt. Der zweite Halbsatz und die bishe-
rigen Sätze  2 bis 4 werden zu einem neuen Absatz 2 zu-
sammengefasst. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben je-

dermann nach objektiven Kriterien diskri-
minierungsfrei Netzzugang zu gewähren. Anlagen zur 
Erzeugung von Biomethan und Gas aus Biomasse ist 
der Zugang zum Netz vorrangig zu gewähren. 

(2) Die Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang 
sind im Internet zu veröffentlichen. Den Netznutzern 
sind die für einen effizienten Netzzugang erforderli-
chen Informationen zur Verfügung zu stellen. Die 
Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben in 
dem Umfang zusammenzuarbeiten, der erforderlich 
ist, um einen effizienten Netzzugang zu gewährleisten. 

Begründung: Die Regelung stellt den Vorrang von Bio-
methan und Gas aus Biomasse bei der Gewährung des 
Netzzugangs klar.  

8.  Änderungsvorschlag zu § 21:  
Nach Abs. 2 wird ein eigenständiger Absatz 3 eingefügt; 
Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5. 
(3) Von Einspeisern von Biomethan und Gas aus Bio-

masse werden ab erstmaliger Netzeinspeisung für die 
Dauer von 20 Jahren keine Entgelte erhoben. Die 
entstehenden Netznutzungskosten werden auf die üb-
rigen Netznutzungen mittels einer bundesweiten Aus-
gleichsregelung umgelegt. Einzelheiten regelt eine 
Rechtsverordnung nach § 24.  
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Begründung: Die Befreiung der Einspeiser von Biome-
than und Gas aus Biomasse von den Netznutzungskosten 
ist unverzichtbar, um einen Markeintritt dieser Gase zu 
ermöglichen. Der Zeitraum von 20 Jahren ist dem Förde-
rungszeitraum des EEG entlehnt. Die Ausgestaltung der 
Regelungen erfolgt auf der Grundlage des Entwurfs der 
Netzentgeltverordnung Gas. Der Fachverband Biogas 
wird nach Vorliegen des Entwurfs Gestaltungs- und 
Formulierungsvorschläge vorlegen. 
Die erforderliche Aufbereitung von Biogas auf Erdgas-
qualität verursacht Kosten in Höhe von 0,7 ct/kWh bei 
Anlagen mit einer Leistung von über 3,5 MWth und 3 
ct/kWh bei kleinen Anlagen mit ca. 0,5 MWth. In glei-
cher Höhe liegen die Netznutzungskosten, wenn man zur 
Orientierung das Preisniveau des Erdgases zu Grunde 
legt. So betragen die Grenzübergangskosten in 2004 ca. 3 
ct/kWh. Der Preis für Industriekunden liegt bei ca. 3,7 
ct/kWh und für Haushaltskunden bei etwa 5,8 ct/kWh. 
Der Abgabepreis an Tankstellen liegt netto bei ca. 3,6 bis 
5,9 ct/kWh. Betrachtet man die Differenz zwischen dem 
Importpreis und dem Abgabepreis so wird deutlich, dass 
auch unter Berücksichtigung einer Gewinnspanne des 
Händlers die Netzkosten mit 0,7 bis 2,8 ct/kWh nahezu 
genauso hoch sind wie die Aufbereitungskosten für Bio-
gas und die dezentralen Gaserzeuger in finanzieller Hin-
sicht doppelt belastet werden. Diese Belastung ist erheb-
lich. Die Entlastung von den Netznutzungsentgelten 
durch eine bundesweite Umlage ist unabdingbar.  
Darüber hinaus nehmen die dezentralen Einspeiser die 
Netzinfrastruktur des Netzbetreibers nicht gleichem Um-
fang in Anspruch wie Gasimporte. Eine Berücksichti-
gung der vermiedenen Netznutzung bei der Kalkulation 
der Netznutzungsentgelte ist jedoch nicht geeignet, den 
Bedürfnissen der dezentralen Erzeugung und Einspei-
sung von Biogas ausreichend Rechnung zu tragen. Die 
ökologisch und volkswirtschaftlich sinnvolle Einspeisung 
von Biogas in Gasnetze hat nur dann eine Chance, wenn 
der Transport von Biogas durch die Gasnetze von den 
Netznutzungskosten befreit wird. Der Vorrang von Bio-
gas erhält dadurch eine erst finanzielle Rückendeckung. 
Zu berücksichtigen ist darüber hinaus, dass Bestandteil 
des Importpreises für Erdgas auch die Kosten der 
Netznutzung über Entfernungen von bis zu 6000 km 
sind. Die Einspeisung durch dezentrale Anlagen vor Ort 
vermeidet volkswirtschaftliche Kosten, indem  
Energieaufwand für Materialherstellung und Transport 
sowie Methanverluste auf dem Transportweg vermieden 
werden und leistet auch so einen wertvollen Beitrag zum 
Klimaschutz.   Durch die Befreiung von den Netznutzungskosten wer-
den die Einspeiser von Biogas den Einspeisern von 
Strom aus Erneuerbaren Energien angenähert, da diese 
auf Grund ihrer besonderen markterschließenden Stel-
lung durch das EEG nicht als Transportkunden i.S.d. 
EnWG gelten und bereits aus diesem Grund nicht mit 
Netznutzungskosten belastet werden. Zu berücksichtigen 
ist darüber hinaus, dass derzeit für die Gaseinspeisung 
von Biogas noch kein dem EEG vergleichbares Anreiz- 
und Finanzierungsinstrument (Gaseinspeisungsgesetz) 
existiert, obwohl die Kosten für die Erzeugung und Auf-
bereitung von Biogas den Gestehungskosten für Strom 
aus Erneuerbaren Energien gleichkommen.  
Einen ersten, jedoch kleinen Anreiz für die Einspeisung 
von Biogas und Ausspeisung von Energieäquivalenten 
nach § 8 Abs. 1 Satz 3 EEG, bieten die hier vorgeschla-
genen Änderungen, insbesondere die Befreiung von den 

Netznutzungsentgelten. Dadurch kann § 8 Abs. 1 Satz 3 
EEG überhaupt erst zur Anwendung gelangen. Der Fach-
verband Biogas geht weiterhin davon aus, dass es zu ei-
ner wirtschaftlichen und gleichmäßigen Einspeisung von 
Biogas einer zusätzlichen Förderung durch ein Gasein-
speisegesetz bedarf, das zeitnah in Kraft treten sollte, um 
die anderen zusätzlichen Klimaschutzaspekte der Primär-
energienutzung von Biogas zur Geltung kommen zu las-
sen. 

9.  Änderungsvorschlag zu § 24: 

a) Der Verweis in § 24 Satz 2 Nr. 7 auf § 21 Abs. 3 
muss wegen des 8. Änderungsvorschlags zu § 21 
auf § 21 Abs. 4 lauten.  

b) § 24 Satz 5 ist wie folgt zu ändern und zu ergän-
zen: 

„Regelungen nach Satz 2 Nr. 4 und 5 können vor-
sehen, dass Entgelte nicht nur auf der Grundlage 
von Ausspeisungen, sondern ergänzend auch auf 
der Grundlage von Einspeisungen von Energie 
berechnet und in Rechnung gestellt werden, wo-
bei Einspeisungen aus dezentralen Erzeugungs-
anlagen auch eine Erstattung eingesparter Ent-
gelte für den Netzzugang in den vorgelagerten 
Netzebenen vorgesehen werden kann.“  

Begründung: Es sind keine Gründe ersichtlich, warum 
diese Regelung auf Einspeisung von Elektrizität aus de-
zentralen Erzeugungsanlagen beschränkt sein soll. Durch  
Streichung der Wörter „von Elektrizität“ werden alle de-
zentralen Erzeugungsanlagen i.S.d. Begriffsbestimmung 
des § 3 Nr. 12 (neu), d.h. für Elektrizität, Biomethan und 
Gas aus Biomasse, von dieser Regelung erfasst. 

10. Ergänzungsvorschlag zu § 27: 

a) Nach § 27 Satz  ist ein folgender Satz 2 einzufü-
gen: 

„Anlagenbetreibern zur Erzeugung von Biome-
than und Gas aus Biomasse ist unverzüglich vor-
rangig Zugang zu gewähren.“ 

b) Satz 2 wird Satz 3 mit folgender Änderung: 

„Der Zugang kann verweigert werden, soweit der 
Betreiber nachweist, dass ihm durch die Durch-
leitung aus betriebsbedingten oder sonstigen 
Gründen unter Berücksichtigung der Ziele des § 1 
nicht möglich oder zumutbar ist.“ 

c) Satz 4 wird Satz 5 mit einer Folgeänderung: 

„Die Verweigerung des Netzzugangs nach Satz 3 
ist nur zulässig, wenn einer in Artikel 20 Abs. 2 
Satz 3 a bis d der Richtlinie 2003/55/EG genann-
ten Gründe vorliegt.“ 

Begründung: Die Regelung stellt den Vorrang von Bio-
methan und Gas aus Biomasse bei der Gewährung des 
Netzzugangs zu vorgelagerten Rohrleitungsnetzen klar.  

11.  Änderungsvorschlag zu § 28: 
§ 28 Abs. 1 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 
„Anlagenbetreibern zur Erzeugung von Biomethan und 
Gas aus Biomasse ist unverzüglich vorrangig Zugang zu 
gewähren.“ 
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Begründung: Die Regelung stellt den Vorrang von Bio-
methan und Gas aus Biomasse bei der Gewährung des 
Netzzugangs zu Speicheranlagen klar.  
12.  Änderungsvorschlag zu § 43: 
In § 43 Abs. 1 wird nach Satz 4 folgender Satz 5 neu ein-
gefügt: 
„Von unwesentlicher Bedeutung sind auch Versorgungs-
leitungen für Biomethan und Gas aus Biomasse.“ 

Begründung: Die Regelung stellt den Vorrang von Bio-
methan und Gas aus Biomasse klar und vermeidet unnö-
tige Genehmigungshürden.  
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1526 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 25. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Christian von Hammerstein, Hogan & Hartson Raue L.L.P. 

A.  Vorbemerkung  
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung 
der EU-Binnenmarktrichtlinien Elektrizität und Gas bie-
tet zwar einige positive Ansätze, leidet jedoch an einer 
grundsätzlichen strukturellen Schwäche. Der Entwurf 
verwirklicht das von der deutschen Netzwirtschaft gefor-
derte System der „normierenden Regulierung“. Mit die-
sem Konzept werden die Spielräume der Regulierungs-
behörde auf nebensächliche Fragen begrenzt. Durch sehr 
offene Formulierungen und teilweise völlig fehlende Re-
gelungen zur Organisation des Netzzugangs auf der einen 
Seite und einer jedes Detail regelnden Bestimmung in 
Rechtsverordnungen des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit bzw. der Bundesregierung auf der an-
deren Seite wird die Regulierungsbehörde zu einer rei-
nen Vollzugsbehörde. Zugleich wird durch die sehr weit 
gefasste und gerade in den zentralen Kernbereichen (Or-
ganisation des Netzzugangs) unbestimmte Verordnungs-
ermächtigung an das Bundeswirtschaftsministerium bzw. 
die Bundesregierung die Legislative ihrer ureigenen Auf-
gabe beraubt, nämlich der Festlegung der für die Grund-
rechtsausübung der Netzbetreiber und der Netznutzer 
wesentlichen Grundprinzipien.  
Auch den europarechtlichen Vorgaben entspricht ein Sy-
stem der lernenden und dynamischen Regulierung besser 

als das auch international unbekannte deutsche Sonder-
modell der „normierenden“ Regulierung.92 Eine dynami-
sche Regulierung sollte grundsätzlich auf eine zu weitge-
hende Detailregelung im Gesetz oder in Verordnungen 
verzichten. Allerdings ist aufgrund der Grundrechtsrele-
vanz vieler Bereiche und der vom Bundesverfassungsge-
richt entwickelten Wesentlichkeitsrechtsprechung eine 
Regelung der Grundzüge im Gesetz unverzichtbar. Die 
Regelung von Detailfragen sollte nicht der ausschließli-
chen Regelung in den Rechtsverordnungen der Bundes-
regierung überlassen werden. Es besteht in diesem Fall 
die Gefahr, dass bei fehlendem gleichzeitigen Erlass der 
Rechtsverordnungen mit Inkrafttreten des Gesetzes ein 
europarechtlich nicht hinnehmbares Vollzugsdefizit 
droht. Die Regulierungsbehörde muss auch ohne den Er-
lass von Rechtsverordnungen handlungsfähig sein. Zu-
dem ist die Änderung von Rechtsverordnungen der Bun-
desregierung (zumal mit Zustimmung des Bundesrates) 
oft schwerfällig gegenüber der flexiblen Anpassung von 
Regulierungsmaßnahmen durch die hierfür fachlich und 
personell ausgestattete Regulierungsbehörde.  
Eine solche flexible Möglichkeit der Anpassung an sich 
rasch ändernde ökonomische und technische Rahmenbe-
dingungen sollte regelungstechnisch dadurch umgesetzt 
werden, dass die Regulierungsbehörde Bedingungen 
                                                           
92  Holznagel/Göge, ZNER 2004, 218 [220 f., 224].  
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durch Allgemeinverfügungen gegenüber einzelnen oder 
gegenüber Gruppen von Netzbetreibern anordnen kann. 
Solche Regelungen gegenüber der Gruppe der Netz-
betreiber sind nicht Rechtsverordnungen nach Art. 80 
Abs. 1 GG vorbehalten, wie auch die vom EnWG-E in § 
24 Satz 1 Nr. 2 vorgesehene Ermächtigung der Regulie-
rungsbehörde zur Festlegung allgemeiner Bedingungen 
belegt.  
In Ergänzung zur unmittelbaren gesetzlichen Ermächti-
gung der Regulierungsbehörde zum Handeln durch All-
gemeinverfügung sollte eine Verordnungsermächtigung 
der Bundesregierung beibehalten werden. Dadurch wird 
gleichzeitig gewährleistet, dass die Länder durch die er-
forderliche Zustimmung im Bundesrat Einfluss auf die 
Regelungstätigkeit nehmen können. Die Tätigkeit der 
Regulierungsbehörde ist also trotz umfassender Kompe-
tenz dem Einflussbereich des Verordnungsgebers und des 
Bundesrates – und damit auch den Ländern – nicht ent-
zogen. Die Bundesregierung und der Bundesrat behalten 
mit dieser Regelung jederzeit die Möglichkeit einer Ein-
flussnahme im Bedarfsfall.  
Empfehlenswert wäre es, die Ermächtigung zum Erlass 
genereller Regelungen durch Rechtsverordnung gem. 
Art. 80 Abs. 1 Satz 3 GG nach dem Konzept der dynami-
schen Regulierung auf die Regulierungsbehörde weiter 
zu übertragen. Die Ausübung der Verordnungsermächti-
gung durch die Regulierungsbehörde könnte von der Zu-
stimmung des Bundesrates abhängig gemacht werden. 
Durch die Möglichkeit zum Erlass von generell-
abstrakten Verordnungen durch die Regulierungsbehörde 
wird eine sachnahe Entscheidung gewährleistet (wie z. B. 
in § 12 Abs. 1 Nr. 12 KWG für die BAFin). Nicht nur 
das Vorbild der BAFin zeigt, dass dies keineswegs un-
gewöhnlich ist. Auch die in § 24 Abs. 1 Nr. 2 EnWG-E 
in Verbindung mit der jeweiligen Verordnung (allerdings 
nur in Randbereichen) vorgesehene Möglichkeit der Re-
gulierungsbehörde zur Festlegung allgemeiner Bedin-
gungen ist jedenfalls dann eine verdeckte Verordnungs-
ermächtigung, wenn es um den Erlass solcher abstrakt-
genereller Regelungen geht, die nicht gegenüber einzel-
nen Netzbetreibern oder Gruppen von Netzbetreibern per 
Allgemeinverfügung festgelegt werden können. Es wäre 
daher konsequent und folgerichtig, wenn das Kind beim 
Namen genannt und das im Grundgesetz hierfür be-
stimmte Instrumentarium auch gesetzlich verankert wür-
de. Eine Subdelegation der Verordnungsermächtigung 
nach Art. 80 Abs. 1 Satz 3 GG wäre daher auch dogma-
tisch der richtige Weg gegenüber der in der bisherigen 
Verwaltungsrechtsdogmatik bisher unbekannten Festle-
gungsermächtigung nach § 24 Abs. 1 Nr. 2 EnWG-E.93 
In jedem Fall sollte dem Erlass solcher Vorschriften wie 
auch von Allgemeinverfügungen der Regulierungsbehör-
de ein transparentes Anhörungsverfahren (schriftlich und 
in Einzelfällen auch mündlich) aller Marktbeteiligten vo-
rangehen. Dies entspricht dem Vorbild bewährter Regu-
lierungstraditionen in anderen europäischen und außereu-
ropäischen Staaten.  
Dies vorausgeschickt folgt die weitere Stellungnahme 
dem Aufbau des Gesetzentwurfs der Bundesregierung:  
B.  Zu den einzelnen Regelungskomplexen  
I.  Entflechtung (Teil 2)  

                                                           
93  vgl. hierzu Holznagel/Göge, ZNER 2004, 218 [223]; Britz, EuZW 2004, 

462 [463 f.].  

Die Entflechtungsvorschriften im 2. Teil des EnWG-E 
stellen grundsätzlich eine sachgerechte und angemessene 
Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben dar. Zu be-
grüßen ist, dass die Tätigkeits-Bilanzen und Gewinn- und 
Verlustrechnungen nach einheitlichen handelsrechtlichen 
Maßstäben aufzustellen sind. Allerdings sieht der Ge-
setzentwurf keine ausdrückliche Verpflichtung der Ener-
gieversorgungsunternehmen zur Veröffentlichung ihrer 
Tätigkeits-Bilanz und GuV vor. Dadurch können die 
Marktteilnehmer ihre Beschwerderechte gem. § 31 (Art. 
23 Abs. 4, 5 Elektrizitäts-Richtlinie, Art. 25 Abs. 4, 5 
Gas-Richtlinie) nicht in ausreichender Weise wahrneh-
men. Es sollte deshalb in § 10 Abs. 3 Satz 6 die Formu-
lierung  
„…. und in den Anhang ihres Jahresabschlusses auf-
zunehmen.“  
angefügt werden.  
Da nach den Erfahrungen aus bisherigen Prozessen Ge-
richte dazu neigen, Wirtschaftsprüfertestaten eine prak-
tisch nicht überprüfbare „Richtigkeitsvermutung“ 
beizumessen, sollte in § 10 Abs. 4 in einem weiteren Satz 
4 klargestellt werden, dass die Befugnisse der Regulie-
rungsbehörde von der Vorlage der Wirtschaftsprüferte-
state unberührt bleiben. Die Regulierungsbehörde sollte 
nicht an die Prüfergebnisse des Wirtschaftsprüfers ge-
bunden sein, wenn sie deren Unrichtigkeit feststellt.  
II.  Regulierung des Netzbetriebs (Teil 3)  
1. Aufgaben der Netzbetreiber (Abschnitt 1)  
a) Betrieb von Energieversorgungsnetzen (§ 11)  

Die Beschreibung der Aufgaben der Betreiber von Ener-
gieversorgungsnetzen in § 11 Abs. 1 erschöpft sich in der 
Verpflichtung zum Betrieb eines sicheren, zuverlässigen 
und leistungsfähigen Energieversorgungsnetzes. Zu den 
grundlegenden Aufgaben der Betreiber von Energiever-
sorgungsnetzen gehört jedoch auch der Betrieb der not-
wendigen Infrastruktur, um einen echten Wettbewerb mit 
Energieprodukten auf den nachgelagerten Märkten zu 
gewährleisten. Auch diese Kernaufgabe sollte gesetzlich 
verankert werden. Sie ist zugleich Grundlage für die be-
sonderen Aufgaben der Netzbetreiber im Zusammenhang 
mit dem Netzzugang und Netzanschluss, die in den Ab-
schnitten 2 und 3 näher geregelt werden.  

Das Wort „Ausbau“ in § 11 Abs. 1 ist missverständlich, 
da es nicht auf den Ausbau, sondern die bedarfsgerechte 
und effiziente Dimensionierung des Netzes ankommt. 
Dies kann auch die Beseitigung existierender ineffizien-
ter Netzstrukturen beinhalten.  

Schließlich ist die bisherige Formulierung in Satz 2 
missverständlich. Sie schließt nicht aus, dass die Leitung 
des vertikal integrierten Unternehmens auch in wettbe-
werbssensible Bereiche hinein interveniert, etwa beim 
Kapazitätsmanagement. Es ist daher klarzustellen, dass 
die Durchführung der Maßnahmen nach den §§ 12 – 16 
dem Netzbereich obliegt und die Konzernleitung hierfür 
die notwendigen Ressourcen bereitzustellen hat.  
b) Systemverantwortung der Betreiber von Übertra-

gungsnetzen (§ 13)  

§ 13 Abs. 6 und 7 sieht vor, dass die Betreiber von Über-
tragungsnetzen die Regulierungsbehörde bei Gefährdun-
gen, Störungen und Schwachstellen im Netz zu unterrich-
ten haben. Die bloße Berichtspflicht gegenüber der Regu-
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lierungsbehörde ist jedoch wertlos, wenn die Regulie-
rungsbehörde nicht die Möglichkeit hat, die Übertra-
gungsnetzbetreiber zur Beseitigung von Schwachstellen 
im Interesse der Versorgungssicherheit zu verpflichten. 
Eine Ermächtigung hierzu sollte in § 13 Abs. 6 und 7 
aufgenommen werden.  

c) Aufgaben der Betreiber von Fernleitungs- und 
Gasverteilernetzen (§ 15)  

Der EnWG-E sieht eine Abschwächung der Verpflich-
tung der Betreiber von Fernleitungsnetzen gegenüber den 
Verpflichtungen der Betreiber von Übertragungsnetzen 
in § 12 Abs. 2 vor. Während letztere alle notwendigen In-
formationen zu liefern haben, soll sich die Verpflichtung 
der Betreiber der Gasversorgungsnetze auf „ausreichende 
Informationen“ beschränken. Auch die in § 12 Abs. 2 
enthaltene Verpflichtung zu einem koordinierten Ausbau 
des Netzes findet sich in § 15 nicht, obwohl gerade in 
den Gasversorgungsnetzen Kapazitätsengpässe im Inter-
esse der Versorgungssicherheit einer koordinierten Be-
handlung durch die Netzbetreiber bedürfen. Schließlich 
fehlt in § 15 Abs. 3 eine generelle Verpflichtung der 
Betreiber von Gasversorgungsnetzen, durch entsprechen-
de Transportkapazität und Zuverlässigkeit des Netzes zur 
Versorgungssicherheit beizutragen. Eine solche Rege-
lung würde der für die Betreiber der Übertragungsnetze 
geltenden Verpflichtung gem. § 12 Abs. 3 entsprechen.  

d) Systemverantwortung der Betreiber von Fernlei-
tungs- und Gasverteilernetzen (§ 16)  

Die in der Gegenäußerung des Bundesrates unter Ziffer 
21 vorgeschlagenen Änderungen zu § 16 sind zu begrü-
ßen. Hierdurch wird einerseits eine Anpassung der Auf-
gaben und Pflichten der Betreiber von Gasversorgungs-
netzen an die der Betreiber von Elektrizitätsversorgungs-
netzen erreicht. Zudem wird ein abgestuftes und damit 
verhältnismäßiges Vorgehen im Falle von Störungen im 
Netz gewährleistet.  
In § 16 Abs. 2 Satz 2 sollten die Worte „und Gashänd-
ler“ durch die Formulierung „Netznutzer und Kunden“ 
ersetzt werden. Dabei handelt es sich um in § 3 Nr. 28 
und Nr. 24 definierte Begriffe, während der Begriff des 
„Gashändlers“ unklar und gesetzlich nicht definiert ist.  

2. Netzanschluss (Abschnitt 2)  
a) Netzanschluss/Arealnetze (§ 17)  
Der Bundesrat fordert in Ziffer 23 seiner Stellungnahme 
eine Konkretisierung der Verordnungsermächtigung in 
der Weise, dass für die Zumutbarkeit des Anschlusses 
von Arealnetzen auch das Interesse an der kostengünsti-
gen Struktur des Energieversorgungsnetzes der allgemei-
nen Versorgung berücksichtigt werden soll. Die Bundes-
regierung hat in Ziffer 21 ihrer Gegenäußerung mitge-
teilt, sie werde den Vorschlag prüfen. Gleichzeitig deute-
te die Bundesregierung jedoch an, dass ein Ausschluss 
der Verpflichtung zum Anschluss von Arealnetzen mög-
licherweise der falsche Weg sei. Dem ist zuzustimmen. 
In den anhängigen Gerichtsverfahren zum Anschluss von 
Arealnetzen haben die Netzbetreiber stets argumentiert, 
dass sie als allgemeiner Versorger der allgemeinen An-
schluss- und Versorgungspflicht unterliegen und diese 
Aufgabe zu angemessenen Preisen nur dann erfüllen 
können, wenn nicht nur unattraktive Kunden in Nieder-

spannung an ihr Netz angeschlossen seien.94 Die Netz-
betreiber müssten sich daher dagegen wehren können, 
dass Wettbewerber bei attraktiven Kunden Arealnetze er-
richten und diese somit nur noch an das Mittelspan-
nungsnetz angeschlossen würden. Dieses „Rosinenpik-
ken“ gefährde die preisgünstige allgemeine Versorgung. 
Dem sind jedoch die Gerichte und das Bundeskartellamt 
entgegengetreten. Dabei haben sie zutreffend damit ar-
gumentiert, dass es in der Regel nicht um den Verlust 
von bestehenden attraktiven Kunden gehe, sondern um 
den Verlust von Kundenzuwächsen (bei Neubaugebie-
ten). Zudem sei es dem Netzbetreiber nicht verwehrt, in 
Wettbewerb zu den Arealnetzbetreibern zu treten. Ein 
solcher Wettbewerb würde effiziente Netzstrukturen för-
dern und in Randbereichen genau das ermöglichen, was 
im übrigen aufgrund der natürlichen Netzmonopole 
strukturell ausgeschlossen ist, nämlich echten Leitungs-
wettbewerb. Es ist kein rechter Grund erkennsichtlich, 
die Netzbetreiber vor einem solchen Leitungswettbewerb 
zu schützen. Es ist daher empfehlenswert, zur Klarstel-
lung in § 17 Abs. 1 in einem weiteren Satz 2 anzufügen, 
dass der den Netzanschluss Begehrende die Spannungs- 
oder Druckebene für den Netzanschluss bestimmen kann.  
Weiterhin sollte § 17 Abs. 2 Satz 3 durch die Formulie-
rung  
„Die Verweigerung des Netzanschlusses ist dann nicht 
unzumutbar, wenn der Anschlussnehmer bereit ist, die 
notwendigen Kosten zum Ausbau des betreffenden Net-
zes zu tragen“,  
ersetzt werden. Für Informationen über notwendige 
Maßnahmen zum Netzausbau bei Netzanschluss- und 
Netzzugangsverweigerung aus Kapazitätsgründen darf 
kein Entgelt verlangt werden. Dies hätte eine abschrek-
kende Wirkung auf die Anforderung solcher Informatio-
nen. Sie obliegt den Netzbetreibern im Rahmen ihrer 
Aufgaben und Systemverantwortung nach Abschnitt 1. 
Im übrigen macht die Mitteilung der notwendigen Aus-
baukosten nur dann Sinn, wenn bei einer Übernahme der 
Ausbaukosten durch den Anschlussnehmer der Netz-
betreiber auch zur Gewährung des Netzzugangs ver-
pflichtet ist. Dies würde durch die vorgeschlagene For-
mulierung sichergestellt.  
3. Netzzugang (Abschnitt 3)  
a) Zugang zu den Energieversorgungsnetzen (§ 20)  
aa) Verfassungsrechtliche Vorgaben  
Der Regierungsentwurf enthält weder für die Strom- 
noch für die Gasversorgungsnetze eine Festlegung auf 
eine bestimmte Organisation des Netzzugangs (Netzzu-
gangsmodell). Nicht einmal die Grundprinzipien des 
Netzzugangs werden im Gesetzentwurf auch nur er-
wähnt. Der Entwurf beschränkt sich in § 20 Abs. 1 auf 
die Postulierung der Diskriminierungsfreiheit. Dies kann 
verfassungsrechtlichen Anforderungen jedoch nicht ge-
nügen. Nach der Wesentlichkeitsrechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts sind die wesentlichen Ent-
scheidungen im Parlamentsgesetz selbst zu treffen, ins-
besondere angesichts der bereits in Stellung gebrachten 
verfassungsrechtlichen Gutachten der Netzbetreiber.95  

                                                           
94  BKartA, Beschl. v. 08.10.2003, B 11-12/03 – Mainova/GETEC Net; 

OLG Düsseldorf, WuW/E DE-R 1179; OLG München, GRUR-RR 
2004, 156. 

95  Koenig/Rasbach, Rechtsfragen zur regulatorischen Ausgestaltung des 
Netzzugangs bei Erdgas, Ein Rechtsgutachten im Auftrag des Bun-
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Zwar sind die insbesondere gegen die Einführung eines 
Entry-/Exit-Netzzugangs im Gasmarkt vorgebrachten 
verfassungsrechtlichen Argumente nicht stichhaltig. Sie 
beruhen im wesentlichen auf der Annahme, dass der bis-
herige Status quo (verhandelter Netzzugang) verfas-
sungsrechtlich gesichert und durch gesetzgeberische 
Maßnahmen nicht verändert werden könne. Dabei wird 
jedoch unberücksichtigt gelassen, dass Netzbetreiber sich 
nicht in gleicher Weise auf die Schutzwirkung der Artt. 
12, 14 GG berufen können wie ein Unternehmen, das 
ausschließlich aus eigener Leistungskraft unternehmeri-
sche Werte geschaffen hat. Zwar ist unstreitig mit der 
Normierung eines regulierten und diskriminierungsfreien 
Netzzugangs ein Eingriff in die Berufsfreiheit und Eigen-
tumsgarantie der Netzbetreiber verbunden. Ein solcher 
Eingriff ist jedoch dann legitim, wenn er durch sachge-
rechte und vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls 
getragen wird, zur Erreichung des erstrebten Zwecks ge-
eignet und erforderlich ist und bei einer Gesamtabwä-
gung zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Ge-
wicht und der Dringlichkeit der ihn rechtfertigenden 
Gründe die Grenze der Zumutbarkeit wahrt.96 Mit der 
Einführung eines auch europarechtlich vorgegebenen re-
gulierten Netzzugangs werden jedoch unstreitig Ge-
meinwohlbelange verfolgt. Die Schaffung von Wettbe-
werb ist europarechtlich vorgegeben und verfassungs-
rechtlich erwünscht.97 Die Einführung von netzübergrei-
fenden Netzzugangsmodellen ist zur Herstellung solcher 
wettbewerblichen Bedingungen geeignet. Dabei überse-
hen die von der Netzwirtschaft beauftragten Gutachter, 
dass dem Gesetzgeber hierbei ein erheblicher Gestal-
tungs-, Prognose- und Einschätzungsspielraum zusteht. 
Gerade bei komplexen und die näheren Auswirkungen 
schwer übersehbaren Zusammenhängen müssen die 
Auswirkungen eines Gesetzes nicht mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit oder gar Sicherheit übersehbar sein, 
solange nicht elementare Rechtsgüter wie das des Lebens 
oder der Freiheit der Person auf dem Spiele stehen.98 Es 
reicht, wenn die Einschätzung des Gesetzgebers vertret-
bar ist und sich an einer sachgerechten und vertretbaren 
Beurteilung des erreichbaren Erfahrungsmaterials orien-
tiert hat.  
Dies wäre bei einer Normierung des allgemein anerkann-
ten Handelspunktmodells im Strommarkt unstreitig der 
Fall. Aber auch ein netzübergreifendes Entry-/Exit-
Modell im Gasmarkt erfüllt diese Voraussetzungen.99 
Aufgrund der Erfahrungen in Österreich, Italien, Groß-
britannien und der Analysen unterschiedlichster Verbän-
de und Marktteilnehmer gibt es keine zwingenden tech-
nischen Gründe, welche die Undurchführbarkeit eines 
solchen Modells in Deutschland belegen. Dies gilt in be-
sonderer Weise dann, wenn man den Netzbetreibern die 
Möglichkeit gesetzlich einräumt, gegenüber der Regulie-
rungsbehörde im Sinne des oben unter A. beschriebenen 
                                                                                         

desverbandes der Deutschen Gas- und Wasserwirtschaft e.V. (BGW), 
Bonn, 2004; Schmidt-Preuß, Rechtsgutachten zur verfassungsrechtli-
chen Zulässigkeit eines Systemwechsels von der Nettosubstanzerhal-
tung zur Realkapitalerhaltung bei der Entgeltregulierung im Stromsek-
tor, erstattet „der Deutschen Elektrizitätswirtschaft“ Bonn, März 2004;        
Badura, DVBl. 2004, 1189  

96  BVerfGE 30, 229; 33, 244; 68, 155; Schmidt-Preuß, Der verfassungs-
rechtliche Schutz der Unternehmenssubstanz, Kernfragen der staatli-
chen Festsetzung von Netznutzungsentgelten im Stromsektor, ET 
2003, 758. 

97  Papier, BB 1997, 1213.  
98  BVerfGE 50, 219, 333.  
99  Schuler/v. Hammerstein, ZfE 29 (2004) 2, 93; Neveling/Däuper, IR 

2004, 126.  

Konzepts der dynamischen Regulierung, den Gegenbe-
weis anzutreten. So könnte vorgesehen werden, dass 
beim Nachweis technischer oder sonstiger Gründe, die 
einen netzübergreifenden Gastransport durch die vonein-
ander abhängige Buchung von Ein- und Ausspeisekapa-
zitäten an den Grenzen der mehrere Gasversorgungsnetze 
umfassenden Regelzone unmöglich machen, die Regulie-
rungsbehörde die Grenzen der Regelzonen verändern und 
gegebenenfalls weitere Regelzonen entsprechend der 
nachgewiesenen Netzrestriktionen zulassen kann. Dies 
kann bei einem entsprechenden Nachweis der Netz-
betreiber im Extremfall auch zur Einrichtung einer Re-
gelzone führen, die nur ein einziges Netz umfasst. Diese 
Umkehr der Beweislast stellt ein angemessenes Mittel 
dar, um die Eignung der gesetzlichen Maßnahme (Regel-
zonenmodell) zur Erreichung des gesetzgeberischen Ziels 
(diskriminierungsfreier, börsenfähiger und massenmarkt-
tauglicher Netzzugang) zu gewährleisten.  
Wenn etwas verfassungsrechtlich zulässig ist, heißt dies 
jedoch noch nicht, dass es hierfür nicht eine gesetzliche 
Grundlage geben muss. Diese lässt der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung vermissen. § 20 enthält weder eine 
Normierung des zur Zeit im Strommarkt praktizierten 
Handelspunktmodells. Es enthält schon gar keine Rege-
lung für die Einführung eines Entry-/Exit-Netzzugangs 
im Gasmarkt, unabhängig von der Frage, ob ein solches 
Modell netzübergreifend oder nur für einzelne Netze an-
gewendet werden soll. Aufgrund dieses Mankos ist der 
Regierungsentwurf verfassungsrechtlich angreifbar. Die-
ses verfassungsrechtliche Defizit wird auch in der Forde-
rung des Bundesrates deutlich, mit dem Gesetzentwurf 
bereits die Verordnungsentwürfe vorzulegen, da anderen-
falls der Gesetzentwurf nicht beurteilt werden könne. 
Verfassungsrechtlich muss der Gesetzentwurf jedoch aus 
sich heraus verständlich sein und die wesentlichen 
Grundprinzipien enthalten. Ist ein Gesetzentwurf ohne 
die Verordnungen nicht bewertbar, ist er im Ergebnis 
auch nicht vollziehbar. Dieses Defizit könnte nur dadurch 
ausgeglichen werden, dass in den Gesetzentwurf weitere 
Regelungen aufgenommen werden, welche in der für ein 
Gesetz notwendigen generalisierenden Weise determinie-
ren, wie der Netzzugang durch den Verordnungsgeber zu 
normieren ist. Deshalb wäre es ratsam, neben der Grund-
regel in § 20 zwei gesonderte Bestimmungen nachfol-
gend (§ 20a und § 20b) zu schaffen, welche die Grund-
prinzipien des Netzzugangs zu den Gasversorgungsnet-
zen einerseits und den Stromversorgungsnetzen anderer-
seits festlegen. Im einzelnen:  
bb) Allgemeine Zugangsregelungen (§ 20)  
(1)  Standardangebote  
Um eine Massenmarkt- und Börsentauglichkeit des Netz-
zugangs und damit insbesondere auch einen leichten Lie-
ferantenwechsel für Haushalts- und Kleinkunden zu er-
möglichen, sollte in § 20 Abs. 1 eine § 23 TKG ver-
gleichbare Verpflichtung zur Veröffentlichung der Netz-
zugangsbedingungen als annahmefähige Standardange-
bote aufgenommen werden.  
(2)  Fehlende Kapazität als einziger Verweigerungs-

grund  
Soweit in § 20 Abs. 2 die Verweigerung des Netzzugangs 
aus „betriebsbedingten oder sonstigen Gründen“ zulässig 
sein soll, handelt es sich dabei um unbestimmte Begriffe, 
die zu erheblicher Rechtsunsicherheit bei Netzbetreibern, 
Netznutzern und Kunden führen. Einziger Grund für eine 
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Verweigerung des Netzzugangs kann in Übereinstim-
mung mit den europarechtlichen Vorgaben fehlende Ka-
pazität sein. Um eine effektive Kontrolle der Regulie-
rungsbehörde zu ermöglichen, sollte vorgesehen werden, 
dass die Netzzugangsverweigerung der Regulierungsbe-
hörde anzuzeigen ist. Schließlich sollte ebenso wie bei § 
17 vorgesehen werden, dass eine Verweigerung des 
Netzzugangs dann nicht unzumutbar ist, wenn der Netz-
nutzer bereit ist, die notwendigen Kosten zum Ausbau 
des betreffenden Netzes zu tragen. Die Mitteilung der 
notwendigen Ausbaukosten macht nur dann Sinn, wenn 
bei einer Übernahme der Ausbaukosten durch den Netz-
nutzer der Netzbetreiber auch zur Gewährung des Netz-
zugangs verpflichtet ist.  
(3) Lastprofile  
Schließlich sollte in § 20 eine Vorschrift zur Erstellung 
von standardisierten Lastprofilen aufgenommen werden. 
Diese sollten sowohl für die Belieferung von Strom- als 
auch Gaskunden vorgesehen werden. Die Verwendung 
von Lastprofilen ist zur Belieferung von nicht leistungs-
gemessenen Kunden – HuK-Kunden – unerlässlich. Für 
den Fall, dass der Verteilernetzbetreiber seiner Verpflich-
tung zur Erstellung von Lastprofilen nicht nachkommt, 
sollte der Regulierungsbehörde eine Ermächtigung gege-
ben werden, die Erstellung und Zuordnung des jeweili-
gen Lastprofils ersatzweise durch einen Dritten vorneh-
men zu lassen. Dies sollte dann bei der Abrechnung so-
lange zugrunde gelegt werden, bis der Verteilernetz-
betreiber seiner Verpflichtung zur Erstellung der Lastpro-
file nachkommt. Die Kosten für einen dadurch bedingten 
erhöhten Bedarf an Ausgleichsleistungen sind dem Ver-
teilerunternehmen aufzuerlegen. Da es für Haushaltskun-
den im Gasbereich bisher noch keine Lastprofile gibt, 
sollte eine angemessene Übergangsfrist vorgesehen wer-
den. Die Regelung könnte wie folgt gefasst werden:  
„(1) Verteilernetzbetreiber sind verpflichtet, für Kun-
den, deren Anlagen an ein Verteilnetz angeschlossen 
sind, standardisierte Lastprofile zu erstellen und den 
einzelnen Kundengruppen zuzuordnen. Die erstellten 
und zugeordneten Lastprofile sind in geeigneter elek-
tronischer Form zu veröffentlichen und der Regulie-
rungsbehörde unverzüglich bekannt zu geben. Das Ver-
teilerunternehmen kann die angezeigten Lastprofile 
verwenden, solange die Regulierungsbehörde deren 
Verwendung nicht untersagt.  
(2) Kommt der Verteilernetzbetreiber seiner Verpflich-
tung nach Absatz 5 nicht zeitgerecht nach, kann von 
der Regulierungsbehörde zur Wahrung des öffentlichen 
Interesses am zeitgerechten Funktionieren des Marktes 
die Erstellung und Zuordnung des jeweiligen Lastpro-
fils auf Kosten des Netzbetreibers ersatzweise durch ei-
nen Dritten angeordnet werden. Dieses ist bei der Ab-
rechnung solange zugrunde zu legen, bis der Verteiler-
netzbetreiber seiner Verpflichtung nach Absatz 5 nach-
kommt. Die Kosten für einen dadurch bedingten Aus-
fall von Ausgleichsleistungen sind vom Verteilerunter-
nehmen zu tragen.“ 
cc) Zugang zu Gasversorgungsnetzen  
Eine konkrete Regelung wird in Anhang 1 vorgestellt.  
(1) Netzübergreifende Buchung von Ein- und 

Ausspeisekapazität  
Die Grundprinzipien eines wirksamen Entry-/Exit-
Netzzugangsmodells sind gesetzlich zu verankern. Diese 
bestehen in der voneinander unabhängigen Buchung von 

Ein- und Ausspeisekapazitäten in einer eigentumsüber-
greifenden Regelzone verbunden mit den notwendigen 
Kooperationspflichten der Netzbetreiber. Die BEB hat 
zum 1. Juni 2004 im Prinzip ein solches Netzzugangs-
modell in ihrem Netzgebiet eingeführt. Dies zeigt an-
schaulich, dass das bisher immer wieder vorgetragene 
Argument, ein solches Modell sei „technisch unmög-
lich“, nicht richtig ist. In gleicher Weise ist auch nicht 
erwiesen, dass ein solches Modell nicht auch netzüber-
greifend möglich sein soll. Die Tatsache, dass selbst 
E.ON Ruhrgas das Netz einer anderen juristischen Per-
son, nämlich der Ferngas Nordbayern, voll in ihr seit 
dem 1. November 2004 praktiziertes Entry-/Exit-System 
integriert hat, belegt die Unrichtigkeit dieser These. Auch 
die Regelung in § 4 Abs. 5 des Entwurfs der Gasnetzzu-
gangsverordnung, nach der Kapazitätsprodukte netzüber-
greifend angeboten werden können, zeigt die Möglich-
keit solcher netzübergreifenden Angebote. Es ist dann 
aber nicht recht einzusehen, weshalb dies nicht auch zu 
einer Verpflichtung der Netzbetreiber gemacht werden 
sollte. Die Herstellung großer Regelzonen mit hoher Li-
quidität als einheitliche Marktplätze für den Handel von 
Gasprodukten ist Voraussetzung für ein handels- und 
börsentaugliches Gasnetzzugangsmodell. Zwar sieht der 
bisher vorgelegte Entwurf der Gasnetzzugangsverord-
nung in § 5 Abs. 5 die Bildung von Teilnetzen lediglich 
als ultima ratio vor. Gleichwohl verbleibt es bei einer 
strengen Begrenzung des Entry-/Exit-Modells auf die 
Netze einzelner Betreiber. Dies würde dazu führen, dass 
voraussichtlich allein auf Ferngas- und Regionalgasebene 
mindestens 40 Zonen geschaffen würden und damit 
durch die Hintertür das transaktionsaufwendige Trans-
portpfadmodell der VV Gas II wieder aufleben würde.  
(2)  Regelzonen  
Es sollte deshalb im Gesetzentwurf ein flexibler Rahmen 
für die Festlegung von netzübergreifenden Regelzonen 
geschaffen werden. Die Festlegung der Regelzonen sollte 
einer gesonderten Entscheidung der Regulierungsbehörde 
vorbehalten werden. Diese mag zu Beginn Regelzonen 
festlegen, die mit den Netzen einzelner Fernleitungsnetz-
betreiber identisch sind. Ziel muss es aber sein, die Zahl 
der Regelzonen auf das absolute Minimum zu reduzieren, 
um die notwendige Diskriminierungsfreiheit, Massen-
markttauglichkeit und Börsenfähigkeit zu gewährleisten. 
Dabei sollte es den Netzbetreibern eingeräumt werden, 
technische Beschränkungen für die Festlegung einer ge-
ringeren Zahl an Regelzonen nachzuweisen. Nur die 
Netzbetreiber verfügen über die Informationen über sol-
che technischen Beschränkungen. Ihnen sollte die Darle-
gungs- und Beweislast für den Nachweis solcher Be-
schränkungen obliegen. Zur Festlegung der Regelzonen 
müssen die Regulierungsbehörde, die Netzbetreiber und 
die Netznutzer gemeinsam ein Lastflussmodell aufgrund 
historischer Lastflussdaten und einer Prognose künftiger 
Lastflüsse erarbeiten, um eine optimale Kapazitätsaus-
nutzung innerhalb der Regelzone zu gewährleisten. Dazu 
ist eine Verpflichtung der Gasversorgungsnetzbetreiber 
gesetzlich zu normieren, der Regulierungsbehörde die 
notwendigen Informationen aus dem Netz zur Verfügung 
zu stellen. Einzelheiten können dann in einer Rechtsver-
ordnung bzw. in Allgemeinverfügungen der Regulie-
rungsbehörde festgelegt werden.  

(3)  Koordinationsstelle  
Zentraler Bestandteil eines wirksamen Entry-/Exit-Sy-
stems ist eine diskriminierungsfreie und transparente 
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Durchführung der Kapazitätsbewirtschaftung. Das Bun-
deswirtschaftsministerium hat im Monitoring-Bericht die 
Einrichtung einer Koordinierungsstelle erwähnt, im jetzi-
gen Gesetzentwurf jedoch nicht vorgesehen. Durch eine 
solche Einrichtung könnte jedoch gewährleistet werden, 
dass die netzübergreifende Abwicklung des Netzzugangs 
reibungslos und mit minimalem Transaktionsaufwand für 
alle Beteiligten durchgeführt werden könnte. Dabei sollte 
einer freiwilligen Lösung der Netzbetreiber der Vorrang 
eingeräumt werden. Nur wenn diese sich nicht auf eine 
sachgerechte Einrichtung einer Koordinierungsstelle ei-
nigen können, sollte die Regulierungsbehörde die Be-
nennung eines Unternehmens als Koordinierungsstelle 
anordnen. Die Koordinierungsstelle würde verantwort-
lich für die Einrichtung und Abwicklung eines virtuellen 
Handelspunktes sein, wie er z. B. in den Niederlanden 
mit dem Title Transfer System (TTF) und in Großbritan-
nien mit dem National Balancing Point (NBP) existiert.  
(4) Engpassmanagement  
Weiterhin sollten gesetzlich die Grundsätze des Eng-
passmanagements verankert werden. Es sollte vorgese-
hen werden, dass begrenzte Kapazitäten nach transparen-
ten, nachvollziehbaren, diskriminierungsfreien, marktori-
entierten Verfahren zur vergeben sind. Die Verfahren 
sollten geeignet sein, Engpässe auf wirtschaftlich effi-
ziente Weise zu bewältigen und Anreize für Investitionen 
zur Beseitigung von Engpässen zu setzen. Die aus einem 
Vergabeverfahren erzielten Erlöse sind zur Beseitigung 
der Engpässe und im übrigen zur Minderung der Kosten 
des Netzbetriebes zu verwenden. Die Verwendung der 
Erlöse sollte der Regulierungsbehörde nachgewiesen und 
veröffentlicht werden.  
Kommt es nach der Buchung von Kapazitäten bei der 
Nominierung zu technisch-physikalischen Engpässen, 
sollten die Netzbetreiber verpflichtet werden, zunächst 
alle zur Verfügung stehenden Maßnahmen zu ergreifen, 
um diesen Engpass abzuwenden oder zu überwinden. 
Dazu eignet sich die Veränderung der Systemfahrweise, 
der Rückkauf von Kapazitäten, die Ausübung von ver-
einbarten Optionen über die Veränderung von geplanten 
Ein- und Ausspeisungen und schließlich die Reduzierung 
der gebuchten Kapazitäten im anteiligen Verhältnis der 
Nominierungen.  

(5)  Rucksack-Prinzip  

Weiterhin sollte das Rucksack-Prinzip gesetzlich geregelt 
werden. Hierzu ist ein unbedingter Anspruch des neuen 
Lieferanten auf Übernahme der Kapazität des alten Lie-
feranten vorzusehen. Soweit in § 8 Abs. 7 des Entwurfs 
der Gas-Netzzugangsverordnung der Anspruch auf 
Übernahme der Kapazität von der Darlegung des neuen 
Lieferanten abhängt, dass es ihm ohne die Übertragungs-
kapazität nicht möglich wäre, den Abnehmer zu belie-
fern, handelt es sich um eine überflüssige und wettbe-
werbshemmende Regelung. Es gibt keinen Grund dafür, 
nicht einen unbedingten Anspruch auf Übertragung der 
Kapazität vorzusehen. Anderenfalls müssten Newcomer 
bei der Akquisition von Kunden das Risiko eingehen, 
möglicherweise keine Kapazitäten für deren Belieferung 
erwerben zu können. Es gibt jedoch keinen sachlichen 
Grund dafür, warum der bisherige Lieferant seine Kapa-
zitäten behalten sollte. Er hat den Kunden verloren, für 
den diese Kapazitäten gebucht waren. Das Rucksack-
Prinzip sollte weiterhin die Übernahme von Kapazitäten 
für alle zur Belieferung des Kunden benötigten Netze 

vorsehen. Auch dies ist im bisherigen Entwurf der Gas-
Netzzugangsverordnung nicht geregelt.  
(6) Netzverbund  
Schließlich ist im Gesetz das Netzverbundmodell gesetz-
lich zu verankern. Ebenso wie im Handelspunktmodell 
für den Strommarkt sollte der Abschluss eines einzigen 
Vertrages zur Nutzung aller in der Regelzone liegenden 
Fernleitungsnetze bzw. der nachgelagerten Verteilnetze 
ausreichen. Durch die komplexen und aus einer großen 
Zahl von Netzen bestehenden Netzstrukturen wie in der 
deutschen Gaswirtschaft ist eine singuläre Betrachtung 
von Rechtsverhältnissen zwischen einzelnen Netzbetrei-
bern und Netznutzern praktisch nicht möglich. Ein Netz-
verbundmodell ermöglicht durch den Abschluss eines 
Vertrages den Zugang zum gesamten deutschen Gasver-
sorgungsnetzverbund. Durch eine gesetzliche Normie-
rung werden zugleich die Rechtsbeziehungen zu den vor- 
und nachgelagerten Netzbetreibern auf eine klare gesetz-
liche Grundlage gestellt. Dies hat insbesondere Bedeu-
tung in Bezug auf Haftung und Entgelte. Aufgrund der 
Besonderheiten des Entry-/Exit-Netzzugangs ist bei die-
sem Netzverbundmodell zwischen der Buchung von Ein-
speisekapazitäten (eröffnet Recht zur Nutzung der Ge-
samtheit der in der Regelzone liegenden Fernleitungsnet-
ze) und der Buchung von Ausspeisekapazität (berechtigt 
zur Nutzung der Gesamtheit der innerhalb der Regelzone 
vorgelagerten Gasversorgungsnetze) zu unterscheiden. 
Durch ein solches Modell erhalten zugleich die örtlichen 
Verteilnetze ebenso wie im Strommarkt ihre zentrale Be-
deutung für den Netzzugang und die Ermöglichung von 
Wettbewerb bei der Belieferung von Kunden. Sie sind 
für die Kostenwälzung, also die Weiterwälzung der Ko-
sten der vorgelagerten Netze an den Netznutzer verant-
wortlich und schließen den entscheidenden Ausspeise-
vertrag mit diesem ab.  
dd) Zugang zu den Elektrizitätsversorgungsnetzen  
Auch für den Zugang zu den Elektrizitätsversorgungsnet-
zen enthält der EnWG-E keine Festlegung der elementa-
ren Grundprinzipien. Eine Festlegung der Prinzipien des 
Netzzugangs für den Strommarkt im Gesetz selbst und 
nicht erst in einer Verordnung ist aber zwingend, weil 
das bisher praktizierte Handelspunktkonzept aufgrund 
der großen Zahl unterschiedlicher Netzbetreiber nur 
funktioniert, wenn die entsprechende Zusammenarbeit 
zwischen den Netzbetreibern und die Rechtsbeziehungen 
zwischen den Netzbetreibern zu den Netznutzern ge-
währleistet ist. Zwar ist in § 3 Abs. 2 des bisher vorlie-
genden Entwurfs einer Stromnetzzugangsverordnung 
vorgesehen, dass der Netznutzungsvertrag oder Lieferan-
tenrahmenvertrag den Zugang zum gesamten Elektrizi-
tätsversorgungsnetz vermittelt. Jedoch bleibt die Verord-
nung die Antwort darauf schuldig, welche vertraglichen 
oder gesetzlichen Rechtsbeziehungen in diesem Zusam-
menhang entstehen. So ist unklar, ob eine Rechtsbezie-
hung nur zwischen dem Netznutzer und dem Unterneh-
men, aus dessen Netz die Entnahme von Elektrizität er-
folgen soll, entstehen. Da gleichzeitig vorgesehen ist, 
dass der Netzbetreiber nach dem Prinzip der Kostenwäl-
zung die Netznutzungsentgelte der vorgelagerten Netz-
betreiber (einschließlich der Übertragungsnetze) beim 
Netznutzer einzieht, bleibt offen, ob der Netzbetreiber 
hier ein reines Inkassogeschäft betreibt oder eine eigene 
Forderung eintreibt, bei der die Entgelte für die Nutzung 
der vorgelagerten Netze lediglich als Kostenfaktor in sei-
ne Entgeltkalkulation einfließen.  
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Diese Frage hat enorme praktische Konsequenzen. Denn 
von ihrer Antwort hängt ab, ob der Betreiber des vorge-
lagerten Netzes auch unmittelbar seine Forderungen ge-
gen den Netznutzer eintreiben und der Netznutzer seiner-
seits einen Prozess z. B. gegen den Übertragungsnetz-
betreiber anstrengen muss, wenn er sich gegen dessen 
Netznutzungsentgelte wenden will. Würden nur Rechts-
beziehungen zwischen dem Betreiber des Netzes, aus 
dem die Elektrizität entnommen wird, und dem Netznut-
zer entstehen, müsste der Streit über die Höhe der Netz-
nutzungsentgelte der vorgelagerten Netzbetreiber zwi-
schen dem nachgelagerten Netzbetreiber und dem Netz-
nutzer ausgetragen werden. Dies wäre wiederum für alle 
Beteiligten äußerst misslich, da der Betreiber des nachge-
lagerten Netzes die interne Kalkulation der Netznut-
zungsentgelte des vorgelagerten Netzes nicht kennt und 
nicht kennen kann.  
Da gleichzeitig die Gestaltung solcher Rechtsbeziehun-
gen wesentlich in die Eigentums- und Freiheitsrechte der 
Netzbetreiber eingreift, ist hierfür zwingend eine grund-
sätzliche Regelung in das Parlamentsgesetz aufzuneh-
men. Hierzu sollte entsprechend des im Anhang 2 vorge-
schlagenen Netzverbundmodells klargestellt werden, 
dass der Netznutzer zwar nur einen Vertrag mit dem 
Betreiber des Netzes schließt, aus dem er Elektrizität 
entnimmt. Gleichzeitig sollte kraft Gesetzes ein gesetzli-
ches Schuldverhältnis zu allen Betreibern der ebenfalls in 
Anspruch genommenen Betreiber der vorgelagerten Net-
ze entstehen. Nur so wird eine klare und gesetzliche 
Grundlage für das tatsächlich bereits praktizierte System 
des Netzverbundes geschaffen. Die Rechtsbeziehungen 
zu allen Netzbetreibern und den Netznutzern würde auf 
eine gesetzliche Grundlage gestellt.  
Neben diesem im Gesetz zu verankerten Grundprinzip 
sollen noch weitere Grundfragen wie die Vergabe von 
knappen Kapazitäten, zur Regelenergie, zu Lastprofilen 
und zu den Kooperationspflichten der Netzbetreiber im 
Gesetz verankert werden. Ein Vorschlag ist in Anhang 2 
enthalten.  
b) Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang (§ 

21)  
aa) Nettosubstanzerhaltung  
(1) Nettosubstanzerhaltung versus Realkapitalerhal-

tung  
Das in § 21 Abs. 2 EnWG-E verankerte Prinzip der Net-
tosubstanzerhaltung ist der wesentliche Grund für die bis 
heute weit über dem europäischen Durchschnitt liegen-
den Netznutzungsentgelte in Deutschland.100 Die Mög-
lichkeit, Gewinne in den Kosten zu verdecken, lässt sich 
durch das Prinzip der Nettosubstanzerhaltung nicht ver-
lässlich und mit dem gebotenen geringen Regulierungs-
aufwand ausschließen. Bei der Nettosubstanzerhaltung 
orientiert sich die Restwertabschreibung für den eigenka-
pitalfinanzierten Anteil des Anlagevermögens nicht an 
den aus der Bilanz und GuV-Rechnung ohne weiteres er-
sichtlichen tatsächlichen Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten, sondern an einem geschätzten Wiederbe-
schaffungswert (Tagesneuwert). Erfolgt eine solche Wie-
derbeschaffung nicht, kann die Differenz zwischen den 
abgeschriebenen Tagesneuwerten und den tatsächlichen 

                                                           
100  EU-Kommission, Third benchmarking report on the implementation of 

the internal electricity and gas market, DG Tren Draft Working Paper, 
1. März 2004, S. 21.  

Anschaffungs- und Herstellungskosten als Gewinn vom 
Netzbetreiber ausgeschüttet werden. Die an sich für die 
Wiederbeschaffung von aufgezehrten Anlagegütern „an-
gesparten“ Abschreibungen werden dadurch der Unter-
nehmenssubstanz entzogen. Dies erklärt (zum Teil), wes-
halb die Netzbetreiber trotz der bisher nach den Verbän-
devereinbarungen angesetzten Eigenkapitalrendite von 
6,5 % tatsächlich Gewinne in zweistelliger Höhe aus-
schütten. Hinzu kommt, dass die eingesetzte Eigenkapi-
talrendite auf der Grundlage des Tagesneuwertes erfolgt, 
also eine Verzinsung von fiktivem Kapital erfolgt, das 
niemals vom Netzbetreiber investiert wurde.  
Es wird daher empfohlen, das Prinzip der Nettosub-
stanzerhaltung aus dem Gesetz zu streichen. Idealerweise 
sollte es durch das Prinzip der Realkapitalerhaltung er-
setzt werden, wobei die genaue Festlegung des kosten-
rechnerischen Prinzips ebenso wie im Telekommunikati-
onsbereich auch der Regulierungsbehörde überlassen 
bleiben sollte. Durch das Prinzip der Realkapitalerhal-
tung werden Kosten und Gewinne konsequent getrennt. 
Dadurch wird maximale Transparenz für eine Kalkulati-
on der Netznutzungsentgelte geschaffen. Die Realkapi-
talerhaltung gewährleistet die volle Finanzierungsfähig-
keit des Unternehmens (und damit Leistungs- und Ver-
sorgungssicherheit), indem das investierte Eigenkapital 
vor Inflationsverzehr geschützt wird. Es gewährleistet 
weiter, dass in den Kosten für Abschreibungen keine fak-
tischen Gewinne verdeckt werden können. Denn Ab-
schreibungen können nur auf der Basis der tatsächlichen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten, nicht aber auf-
grund (fiktiver) Wiederbeschaffungswerte als Kosten 
geltend gemacht werden. Gewinne werden beim Prinzip 
der Realkapitalerhaltung transparent ausgewiesen in der 
vom Regulierer zugestandenen Höhe der Verzinsung des 
Eigenkapitals.101  
Bei der Nettosubstanzerhaltung kann der tatsächlich er-
zielte Gewinn dagegen erst nach erfolgten Reinvestition 
der Betriebsmittel eindeutig festgestellt werden. Dies ist 
insbesondere aufgrund der in den Netzen dominierenden 
langen Abschreibungsdauern nur mit einem unvertretbar 
hohen bürokratischen Aufwand möglich. Da es gerade im 
Bereich langlebiger Betriebsmittel in den Netzen üblich 
ist, dass eine tatsächliche Reinvestition erst deutlich nach 
Ende der Abschreibungsdauer stattfindet, führt die fort-
geführte Abschreibung nach Tagesneuwerten zu erhebli-
chen weiteren und im Ergebnis nicht gerechtfertigten Zu-
satzgewinnen.  
Da zudem die Höhe der Tageswertneuwerte nicht eindeu-
tig und transparent festgestellt werden kann, eröffnet die 
Nettosubstanzkalkulation den Netzbetreibern einen von 
der Regulierungsbehörde praktisch nicht verlässlich kon-
trollierbaren Spielraum. Gerade wer eine schlanke Regu-
lierung fordert, sollte für eine Streichung der Nettosub-
stanzerhaltung plädieren. Anderenfalls müsste ein büro-
kratisches Ungetüm geschaffen werden, das die Wieder-
beschaffungswerte sämtlicher einzelner Anlagegüter der 
Netzbetreiber unter die Lupe nimmt, unter Berücksichti-
gung von Preisindizes und Vergleichsangeboten. Hierfür 
wären vermutlich ein Vielfaches der bisher für die Regu-
lierungsbehörde vorgesehenen 60 Planstellen erforder-
lich. Im System der Realkapitalerhaltung genügt dagegen 
                                                           
101  vgl. Schlemmermeier/v. Hammerstein, Realkapitalerhaltung und Effi-

zienz, Ein Vorschlag für die diskriminierungsfreie und transparente 
Kalkulation von Netznutzungsentgelten in der Energiewirtschaft, VIK-
Mitt. 2004, S. 7 ff.  
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ein kurzer Blick in die geprüfte Bilanz und GuV-
Rechnung, um die Grundlage der Abschreibung zu ermit-
teln. Auch der Nominalzins steht aufgrund der Veröffent-
lichungen der Bundesbank für jedermann zugänglich 
fest.  
(2) Systemwechsel 
Das gegen die Verankerung des Prinzips der Realkapital-
erhaltung vorgebrachte Argument, ein Systemwechsel 
würde zu Preissprüngen und einer nur ungenügenden Re-
finanzierung des eingesetzten Kapitals führen, ist bei 
konsequenter Anwendung beider Prinzipien nicht plausi-
bel.  
(i) Nicht vermittelbare Preissprünge  
Die Gefahr einer Erhöhung der Netznutzungsentgelte 
aufgrund eines Systemwechsels besteht grundsätzlich nur 

dann, wenn sich die Netzbetriebsmittel in einem sehr 
frühen Stadium ihrer betrieblichen Nutzung befinden und 
der höhere Nominalzins noch nicht durch den niedrigeren 
Realzins auf der Basis von gestiegenen Tagesneuwerten 
überkompensiert wurde. Dies ist jedoch realitätsfremd, 
da trotz erheblicher Steigerung der Netznutzungsentgelte 
die Reinvestitionen in die deutschen Netze im letzten 
Jahrzehnt kontinuierlich zurückgegangen sind, wie die 
folgende Abbildung zeigt:  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Quelle: RegTP 

 
 
Zudem werden nicht alle Investitionsgüter zum gleichen 
Zeitpunkt neu angeschafft, sondern es erfolgt ein konti-
nuierlicher Ersatz aufgezehrter Anlagegüter. Deshalb 
gleichen sich entgelterhöhende und entgeltsenkende Ef-
fekte gegenseitig aus. 
(ii) Unzureichende Refinanzierung  
Nicht nachvollziehbar ist auch das Argument, der vorge-
schlagene Wechsel vom System der Nettosubstanzerhal-
tung zum System der Realkapitalerhaltung führe zu einer 
unzureichenden Refinanzierung des eingesetzten Kapi-
tals.102 Wie bereits beschrieben, wird bei der Realkapital-
erhaltung das eingesetzte Kapital durch eine Nominal-
verzinsung vor Inflationsverzehr geschützt. Ein System-
wechsel führt dann nicht zu einer unzureichenden Refi-
nanzierung, wenn z. B. die zum Zeitpunkt des System-
wechsels geführten Tagesneuwerte eingefroren und über 
die Restlaufzeit (wie Anschaffungskosten) abgeschrieben 

                                                           
102  so Männel, Gutachterliche Stellungnahme zu dem im Auftrag der 

Deutsche BP AG von v. Hammerstein/Schlemmermeier erstellten 
Gutachten zur Realkapitalerhaltung und Effizienz, S. 5 (7).  

werden und der Netzbetreiber ab dem Zeitpunkt des Sy-
stemwechsels einen Anteil der Nominalzinszahlung zur 
Bildung einer Eigenkapitalrücklage für die Wiederbe-
schaffung verwendet.  
(iii) Verfassungsrechtliche Bedenken  
Teilweise werden verfassungsrechtliche Bedenken gegen 
eine Einführung der Realkapitalerhaltung vorgebracht.103 
Diese überzeugen aber nicht. Ein etwaiger verfassungs-
rechtlicher Vertrauensschutz steht einer Kalkulation der 
Entgelte nach dem Prinzip der Realkapitalerhaltung nicht 
entgegen. Die bisherigen Bedingungen des Netzzugangs 
ergeben sich allein auf der Grundlage der VV Strom II 
plus bzw. der VV Gas II, also einer vertraglichen Ver-
einbarung zwischen den beteiligten Marktakteuren. Das 
Prinzip der Nettosubstanzerhaltung ist bisher im Gesetz 

                                                           
103  Schmidt-Preuß, Rechtsgutachten zur verfassungsrechtlichen Zuläs-

sigkeit eines Systemwechsels von der Nettosubstanzerhaltung zur 
Realkapitalerhaltung bei der Entgeltregulierung im Stromsektor, erstat-
tet „der Deutschen Elektrizitätswirtschaft“ Bonn, März 2004;  
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nicht verankert,104 so dass hierauf auch kein Vertrauens-
schutz in die Beständigkeit staatlichen Handels geschützt 
werden kann. Zudem wurde jedenfalls in der Gasnetz-
wirtschaft in der Vergangenheit nicht nach dem Prinzip 
der Nettosubstanzerhaltung kalkuliert. Auch betriebs-
wirtschaftlich ist anerkannt, dass beide Methoden bei 
richtiger Anwendung dem Kapitalgeber einen Schutz vor 
Inflationsverzehr bieten. Der Wechsel ist deshalb weder 
für die Netzbetreiber noch für die Netznutzer mit einem 
ungerechtfertigten Nachteil verbunden. Deshalb ist auch 
nicht ersichtlich, unter welchem Aspekt ein Wechsel un-
verhältnismäßig sein soll. Es geht nur um die Einführung 
eines anerkannten kostenrechnerischen Prinzips, das eine 
transparente und schlanke Regulierung von Netznut-
zungsentgelten ermöglichen soll. Dem Gestaltungsspiel-
raum des Gesetzgebers stehen hier keine verfassungs-
rechtlichen Hürden entgegen.  
bb) Energiewirtschaftlich rationelle Betriebsführung 

versus effiziente Leistungsbereitstellung  
Der in § 21 Abs. 2 EnWG-E normierte Effizienzmaßstab 
der „energiewirtschaftlich rationellen Betriebsführung“ 
ist unklar und sollte durch den Begriff der „effizienten 
Leistungsbereitstellung“ ersetzt werden.105 Eine Definiti-
on des Begriffs der energiewirtschaftlich rationellen Be-
triebsführung findet sich weder im heute geltenden 
EnWG noch im Entwurf der Bundesregierung. Auch 
Rechtsprechung und Literatur haben keine griffige Aus-
legung des Begriffs entwickelt. Die „rationelle Betriebs-
führung“ ist ein traditioneller, statischer Begriff, der in 
seiner bisherigen energierechtlichen Verwendung wie 
auch allgemeinsprachlich sehr stark auf Wirtschaftlich-
keit innerhalb eines unternehmensintern („betrieblich“) 
vorgegebenen und kurzfristig nicht veränderlichen Rah-
mens bezogen ist. Ein unternehmensintern vorgezeichne-
ter Weg kann zu minimalen Kosten – also rationell – ver-
folgt werden und doch bei umfassender Betrachtung inef-
fizient sein.106 Der Begriff der „effizienten Leistungsbe-
reitstellung“ hingegen ist eindeutig. Eine gesetzliche De-
finition findet sich z. B. in § 31 Abs. 2 TKG. Der Begriff 
„effizient“ wird entweder durch die Kosten und Erlöse 
strukturell vergleichbarer Unternehmen qualitativ und 
quantitativ bestimmt. Bei gleicher Leistung bildet der 
Kostenführer (das Unternehmen mit den niedrigsten Ko-
sten für die gleiche Leistung) unter den strukturell ver-
gleichbaren Unternehmen den Maßstab für Effizienz oder 
die Effizienz lässt sich durch Benchmarking-Methoden 
ermitteln. Der Grundsatz der effizienten Leistungsbereit-
stellung ist auch europarechtlich vorgeschrieben. Nach 
Art. 4 Abs. 1 der Verordnung über den grenzüberschrei-
tenden Stromhandel (VO 1228/2003) dürfen die Entgelte 
der Netzbetreiber die tatsächlichen Kosten nur insoweit 
widerspiegeln, „als sie denen eines effizienten und struk-
turell vergleichbaren Netzbetreibers“ entsprechen. Die 
Verordnung ist seit 1. Juli 2004 zwingendes Recht in 
Deutschland.  
cc) Anreizregulierung  
Der Gesetzentwurf enthält keine Ermächtigungsgrundla-
ge für die Regulierungsbehörde, anstelle einer Kosten-
prüfung einzelner Netznutzungsentgelte Preis- oder Er-
                                                           
104  §§ 6, 6a EnWG begründen lediglich eine Vermutungswirkung und sind 

zudem zeitlich begrenzt gewesen.  
105  vgl. auch Säcker, N&R 2004, 46  
106  BKartA, Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 

Neufassung des Energiewirtschaftsrechts vom 28. Juni 2004 (EnWG-
RegE), 25.08.2004. 

lösobergrenzen vorzugeben, um gegenüber den Netz-
betreibern einen Anreiz für effiziente Kostenstrukturen 
und damit zur Steigerung des beim Netzbetreiber 
verbleibenden Gewinns zu setzen. In ihrer Gegenäuße-
rung zu der Stellungnahme des Bundesrates zum EnWG-
E führt die Bundesregierung unter Ziffer 24 zwar aus, 
Elemente für eine Anreizregulierung seien im EnWG-E 
bereits enthalten. Mit Ausnahme der wenig griffigen 
Formulierung in § 21 Abs. 2 Satz 1 („unter Berücksichti-
gung von Anreizen für eine kosteneffiziente Leistungs-
erbringung“), entspricht dies jedoch nicht den Tatsachen. 
Deshalb schlägt die Bundesregierung in ihrer Gegenäu-
ßerung auch die Entwicklung eines Systems der Anreiz-
regulierung vor. Die in Ziffer 24 der Gegenäußerung 
aufgeführten Elemente beschreiben zutreffend die 
Grundprinzipien einer Anreizregulierung. Allerdings 
enthält der von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Weg zwei elementare Schwächen:  

• Die Vorschläge beziehen sich ausschließlich auf eine 
„Anreizregulierung Strom“ und privilegieren damit 
in nicht gerechtfertigter Weise die Betreiber der Gas-
versorgungsnetze. Es ist jedoch kein Grund ersicht-
lich, dort nicht in gleicher Weise die Transportentgel-
te einer Anreizregulierung zu unterwerfen.  

• In dem Vorschlag bleibt unklar, ob die Bundesregie-
rung bereits jetzt eine Ermächtigung für die Regulie-
rungsbehörde zur Anreizregulierung schaffen will 
oder ob dies einer Gesetzesänderung in zwei Jahren 
vorbehalten bleiben soll, während die Regulierungs-
behörde im Zwischenzeitraum lediglich eine Ermäch-
tigung zur Datenerhebung bekommen soll. Sofern 
letzteres gewollt sein sollte, wäre unmittelbar nach 
Inkrafttreten des EnWG-E Bedarf für seine Änderung 
vorhanden, um mit dem nötigen Vorlauf die Ermäch-
tigung an die Regulierungsbehörde zur Anreizregu-
lierung in zwei Jahren zu schaffen. Ein solch kurzat-
miger Gesetzgebungsprozess dürfte nicht im Interes-
se der Beteiligten sein. Es ist auch nicht recht er-
kennbar, welche zusätzlichen Vorarbeiten die Regu-
lierungsbehörde zu leisten hat, um die Grundprinzipi-
en einer Anreizregulierung im Gesetz zu beschreiben. 
Für eine verfassungsrechtlich ausreichende Ermäch-
tigung der Regulierungsbehörde reicht die Veranke-
rung der von der Bundesregierung in ihrer Gegenäu-
ßerung unter Ziffer 24 zutreffend beschriebenen 
Grundprinzipien.  

Mit der folgenden Formulierung könnten in das Gesetz 
diese Grundprinzipien einer Anreizregulierung in verfas-
sungsrechtlich einwandfreier Weise beschrieben werden 
und in ihrer Ausgestaltung Entscheidungen der Regulie-
rungsbehörde bzw. Verordnungen der Bundesregierung 
vorbehalten bleiben:  

„(1) Die Regulierungsbehörde kann die Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen im Rahmen der Genehmi-
gung gem. §§ [Normen für die Genehmigung von Netz-
nutzungsentgelten] verpflichten, die Entgelte für die 
Netznutzung unter Verwendung der von ihr für einen 
bestimmten Zeitraum vorgegebenen Maßgrößen für die 
Änderungsraten der Erlöse oder der Entgelte jährlich 
anzupassen. Die Regulierungsbehörde kann die Maß-
größen für einzelne Netzbetreiber oder einheitlich für 
Gruppen von Netzbetreibern oder für alle Netzbetreiber 
einheitlich festlegen.  
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(2) Bei der jährlichen Festlegung der Maßgrößen nach 
Absatz 5 sind mindestens der Inflationsausgleich, ein 
Abschlag für den Produktivitätszuwachs, der sich aus 
Abweichungen von der Mengenprognose errechnende 
periodenübergreifende Saldo sowie die Entwicklung der 
jeweiligen Kostentreiber zu berücksichtigen. Die Regu-
lierungsbehörde überprüft die Festlegung regelmäßig 
auf ihre wirtschaftliche Zumutbarkeit.“  
Damit würde die Grundidee einer Anreizregulierung, die 
Kosten der Netzbetreiber für einen festzulegenden Zeit-
raum von den Erlösen zu entkoppeln, gesetzlich veran-
kert. Zwischen den Kostenprüfungen der Regulierungs-
behörde, die zur Festlegung der Ausgangsentgelte die-
nen, folgen diese dann einem vorgegebenen Pfad, wel-
cher von einem von der Regulierungsbehörde zu entwik-
kelnden Anpassungsmechanismus bestimmt wird. Vorteil 
einer solchen Entkoppelung wäre es, die Regulierungs-
behörde von einer jährlichen Kostenüberprüfung zu ent-
binden. Gleichzeitig wird den Netzbetreibern ein Anreiz 
gegeben, Rationalisierungspotentiale zu erschließen und 
ihre Kosten zu senken.  
Da eine solche Anreizregulierung ein ganz entscheiden-
des Instrumentarium im Rahmen der Entgeltregulierung 
für die Netznutzung darstellt, sollte eine Ermächtigung 
der Regulierungsbehörde zur Durchführung einer Anreiz-
regulierung bereits jetzt in das Gesetz aufgenommen 
werden. Einzelheiten zur anzuwendenden Methode (Data 
Development Analysis [DEA],   Yardstick, Competition, 
etc.) und zu ihrer Durchführung können dann durch die 
Regulierungsbehörde angeordnet werden, verbunden mit 
einer Verordnungsermächtigung an das Bundeswirt-
schaftsministerium.  
dd) Vergleichsverfahren  
Das in § 21 Abs. 4 vorgesehene Vergleichsverfahren ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings ist die dort vorge-
sehene Festlegung der Vermutungsschwelle auf den 
Durchschnitt der Entgelte deutlich zu hoch, da die Netz-
entgelte bereits jetzt weit über dem europäischen Durch-
schnitt liegen.107 Grundsätzlich sollte eine Orientierung 
an den effizientesten Netzbetreibern erfolgen. Eine Ori-
entierung an dem Durchschnitt schafft kollektive Preiser-
höhungsanreize und bleibt hinter dem kartellrechtlichen 
Vergleichsmarktkonzept zurück. Dieses stellt auf effi-
ziente Unternehmen und nicht auf ein „Mittelmaß“ ab. 
Auf Basis des EnWG-E würden Netzbetreiber geringeren 
Anforderungen unterworfen als marktbeherrschende Un-
ternehmen in Branchen, die dem Kartellrecht unterliegen. 
Sinn der Regulierung ist es jedoch gerade, solche natürli-
chen Monopole einer über die kartellrechtlichen Befu-
gnisse hinausreichenden Aufsicht zu unterwerfen.108 
4. Beschaffung der Energie zur Erbringung von 

Ausgleichsleistungen (§§ 22, 23)  
Die in §§ 22, 23 EnWG-E vorgesehenen Regelungen für 
die Beschaffung von Regelenergie sind grundsätzlich zu 
begrüßen, bleiben allerdings in den entscheidenden 
Punkten unklar und wecken Zweifel an ihrer Effektivität. 
Regelenergie mit einem Volumen von ca. 1 Mrd. € pro 
                                                           
107  EU-Kommission, Third benchmarking report on the implementation of 

the internal electricity and gas market, DG Tren Draft Working Paper, 
1. März 2004, S. 21. 

108  vgl. BKartA, Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Neufassung des Energiewirtschaftsrechts vom 28. Juni 2004 
(EnWG-RegE), 25.08.2004, S. 5; Monopolkommission, 15. Hauptgut-
achten 2002/2003, Rz. 1167.  

Jahr ist der zentrale Kostenblock für die Netznutzungs-
entgelte der Übertragungsnetzbetreiber. Regelenergielei-
stungen sind Bestandteil der Systemdienstleistungen und 
machen ca. 50 % der Netzentgelte aus. Die für 2005 an-
gekündigten Preiserhöhungen werden ebenso wie in den 
vergangenen Jahren bereits vorgenommenen Erhöhungen 
im wesentlichen mit angeblich gestiegenen Regelener-
giekosten bestätigt. Seit dem Jahr 2001 bis zum Beginn 
des Jahres 2005 werden die Übertragungsnetzentgelte 
zwischen 30 und 46 % gestiegen sein, wie die folgende 
graphische Übersicht zeigt:  
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Die laufenden Beschwerdeverfahren beim Bundeskartell-
amt machen deutlich, dass die Regelenergiekosten zu ei-
nem gravierenden Problem im deutschen Strommarkt 
geworden sind. Der Gesetzentwurf sollte daher besonde-
res Augenmerk auf die Ausgestaltung des Regelenergie-
marktes als Bestandteil der zur Netznutzung erforderli-
chen Systemdienstleistungen legen. Dem wird der Ge-
setzentwurf bisher nicht in vollem Umfang gerecht.  
Entscheidend für die Regelenergiekosten ist die Tatsa-
che, dass die vier Übertragungsnetzbetreiber für ihr je-
weiliges Netzgebiet Regelenergie individuell beschaffen 
und gegenüber den Netznutzern im Rahmen der Netznut-
zungsentgelte abrechnen. Die Trennung in vier Regelzo-
nen führt strukturell dazu, dass die eigenen Kraftwerk-
parks der jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber in den 
Ausschreibungsverfahren bevorzugt berücksichtigt wer-
den. In einer jüngeren Studie wird festgestellt, dass ein 
Handel mit Regelenergie über die Regelzonengrenzen 
hinweg nicht stattfindet. Aufgrund der Restriktionen in 
den Präqualifikationsverfahren begegnet eine regelzo-
nenübergreifende Belieferung der Übertragungsnetz-
betreiber mit Regelenergie auch erheblichen praktischen 
Schwierigkeiten.  
Die geringe Anzahl der Marktteilnehmer insbesondere im 
Bereich der Primär- und Sekundärregelung belegt dies.109 
Die geringe Zahl von Marktteilnehmern in allen Regel-
zonen hat funktionierenden Wettbewerb bei der Regel-
energiebeschaffung nicht entstehen lassen.  
Zwingende Gründe für eine Beibehaltung der heute exi-
stierenden Regelzonen existieren nicht. Die Eigentums-

                                                           
109  BET – Büro für Energiewirtschaft und technische Planung GmbH, Aa-

chen, R-A-N Gutachten zu Kosten der Beschaffung und Abrechnung 
von Regel- bzw. Ausgleichsenergie mit Blick auf die kartellrechtliche 
Angemessenheit der Netznutzungsentgelte der RWE Net AG, 
27.03.2003, Kap. 3.4, S. 47.  

grenzen sind das einzige Kriterium für die heutige Eintei-
lung. Die Fusionen der letzten Jahre zeigen jedoch, wie 
wenig zwingend dieses Kriterium ist. So war es bei der 
Fusion von Bewag, Veag und HEW zu Vattenfall 
Transmission völlig unproblematisch, die drei Übertra-
gungsnetze zu einer Regelzone zusammenzufassen. Ähn-
liches galt für die Zusammenfassung der Regelzonen von 
VEW und RWE zu RWE Netz. Da es auch keine langfri-
stig bestehenden Netzengpässe zwischen den Regelzonen 
gibt, sind keine elektrizitätswirtschaftlichen Gründe für 
eine Trennung der Regelzonen ersichtlich. Die Zusam-
menlegung würde die Eigentumsrechte an den Trans-
portnetzen nicht verändern. Die beteiligten Übertra-
gungsnetzbetreiber müssten lediglich ihren Betrieb so-
weit koordinieren, dass sie die Funktion des Bilanzkoor-
dinators gemeinsam wahrnehmen. Bereits heute koordi-
niert die Systemführung Netze der RWE Transportnetz 
Strom GmbH in Brauweiler den Verbundbetrieb für 
Deutschland. Dort werden alle geplanten Energieübertra-
gungen zwischen den deutschen Übertragungsnetzbetrei-
bern jeweils für den Folgetag gesteuert. Zugleich über-
nimmt RWE im Auftrag der drei anderen Übertragungs-
netzbetreiber die Aufgabe der Systembilanzierung und 
die Koordination mit den Übertragungsnetzen in dem be-
nachbarten europäischen Ausland. Es ist kein Grund er-
sichtlich, weshalb im Rahmen einer solchen Koordinati-
on nicht auch eine bundesweite Beschaffung von Regel-
energie erfolgen soll. Auch kartellrechtlich stehen dem 
keine Gründe entgegen, da die entbündelten Übertra-
gungsnetzbetreiber keine Wettbewerber sind.  
Eine Koordination des Regelenergiebedarfs zwischen 
den Übertragungsnetzbetreibern hätte zur Folge, dass die 
Sekundärregelung und Minutenreserve aus zwei Gründen 
deutlich reduziert werden könnte. Zum einen könnten 
sich Ungleichgewichte in Teilgebieten stärker ausglei-
chen und damit stochastische Einflüsse gemindert wer-
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den. Zum anderen müssten die Vorgaben der UCTE-
Spielregeln, den Ausfall des größten Kraftwerksblocks 
durch die Summe aus Sekundärregelung und Minutenre-
serve abzusichern, nicht in jedem Teilgebiet einzeln, 
sondern nur einmal für die gesamte Regelzone erfüllt 
werden.110 Eine gemeinsame Ausschreibung des verblei-
benden Regelenergiebedarfs würde dann wettbewerbli-
chen Regeln folgen. Bei einer bundesweiten Ausschrei-
bung stünden die mit den Übertragungsnetzbetreibern 
verbundenen Erzeugungsgesellschaften in direktem 
Wettbewerb zueinander. Die Marktabgrenzung zwischen 
den einzelnen Regelzonen würde aufgehoben mit der 
Folge, dass auch Regelkraftwerke z. B. in Nordrhein-
Westfalen Regelenergiebedarf für das Netz von Vatten-
fall Transmission anbieten könnten. Dadurch würden 
sich automatisch Wettbewerbspreise einpendeln und 
vermutlich ein Einspareffekt bei den Netznutzungsent-
gelten von mehreren 100 Mio. € jährlich erzielt werden.  
Der bisherige Entwurf des EnWG sieht eine solche ge-
meinsame Ausschreibung des Regelenergiebedarfs nicht 
vor. Zwar regelt § 22 Abs. 2 bestimmte Koordinations-
pflichten und die Einrichtung einer gemeinsamen Inter-
netplattform. Der Begründung des Gesetzentwurfs ist je-
doch zu entnehmen, dass dadurch nur die Transparenz 
erhöht, nicht jedoch gemeinsame Ausschreibungen er-
möglicht werden sollen. Dies wird auch aus dem vorlie-
genden Entwurf einer Netzzugangsverordnung Strom 
deutlich, welcher nur eine Ausschreibung von Regel-
energie in den einzelnen Regelzonen vorsieht.  
5. Regelungen zu den Netzzugangsbedingungen u.a. 

(§ 24)  
Die Vorschriften des EnWG-E für die weiteren Regelun-
gen der Bedingungen des Netzzugangs folgen dem oben 
unter A. kritisierten System der normierenden Regulie-
rung. Es wird empfohlen, dies durch eine umfassende 
und konkret bestimmte Ermächtigung an die Regulie-
rungsbehörde, verbunden mit einer lediglich flankieren-
den Verordnungsermächtigung zu ersetzen. Die Verord-
nungsermächtigung sollte mit Zustimmung des Bundes-
rates auf die Regulierungsbehörde weiter übertragen 
werden.  
6. Ausnahmen vom Zugang zu den Gasversorgungs-

netzen im Zusammenhang mit unbedingten Zah-
lungsverpflichtungen (§ 25)  

Die in § 25 EnWG-E vorgesehene Regelung entspricht 
zwar Art. 27 der Gas-Richtlinie. Auch dort weckt sie je-
doch Zweifel, ob die vorgesehenen Ausnahme in einem 
Umfeld der Entflechtung von Netzbetrieb und Versor-
gungstätigkeit noch ihre Rechtfertigung hat. Denn grund-
sätzlich hat der Netzbetreiber keine langfristigen Gaslie-
ferverträge abgeschlossen. Sofern der mit dem Netzbe-
trieb verbundene Versorgungsbereich auf die Nutzung 
des Netzes zur Erfüllung der langfristigen Lieferver-
pflichtungen angewiesen ist, so muss er sich entspre-
chende Kapazitäten vertraglich sichern. Dies führt dann 
systemgerecht zum Ausschluss des Nutzungsrechtes 
Dritter für diese Kapazitäten. Sofern aufgrund der An-
passungs- und Wiederverhandlungsklauseln in den lang-
fristigen Take-or-pay-Verträgen Kapazitäten nicht ge-
nutzt werden, würden sie dem Markt wieder zur Verfü-
gung stehen.  

                                                           
110  BET, a.a.O., S. 49.  

7. Speicherzugang (§§ 26, 28)  
Nach Art. 19 Gas-Richtlinie steht den Mitgliedsstaaten 
der EU ein Wahlrecht zwischen einem Zugang zu Spei-
cheranlagen auf Vertragsbasis (verhandelter Speicherzu-
gang) oder einem regulierten Zugang zu. § 26 EnWG-E 
sieht einen ausschließlich verhandelten Speicherzugang 
vor. Dies wird den zur Zeit bestehenden Realitäten nicht 
gerecht. Grund für das Wahlrecht in der Gas-Richtlinie 
war die Überlegung, dass Speicher anders als Netze nicht 
zwingend natürliche Monopole darstellen. Bei einem 
funktionierenden Zugang zum bundesweiten Transport-
netz kann ein Lieferant mit Hilfe des ihm zur Verfügung 
stehenden Transportnetzes auf Speicher in unterschiedli-
chen geographischen Regionen zurückgreifen. Damit 
würde ein Wettbewerb der Speicherbetreiber untereinan-
der bestehen mit der Folge, dass es einer Regulierung 
nicht bedürfte, sondern die allgemeinen kartellrechtlichen 
Regelungen ausreichen würden.  
Zur Zeit besteht jedoch ein solcher bundesweit funktio-
nierender Gasnetzzugang noch nicht und es wird auch 
noch einige Zeit dauern, bis sich ein solcher etabliert hat 
und zu einem wirklichen Speicherwettbewerb führen 
wird. Verbleibt es bei der Zersplitterung der Landschaft 
der Netzbetreiber und der Etablierung von Einspeise- und 
Ausspeisezonen für ca. 40 Einzelnetze wie bisher im 
Entwurf der Gasnetzzugangsverordnung vorgesehen, 
würden auch dauerhaft erhebliche Hindernisse für die 
Entstehung eines solchen Speicherwettbewerbs bestehen. 
Es wäre deshalb empfehlenswert, ein abgestuftes System 
des Zugangs zu Speichern gesetzlich zu verankern. Hier-
zu könnte zunächst für eine Übergangsphase der Zugang 
in regulierter Form erfolgen. Weiterhin sollte die Regu-
lierungsbehörde verpflichtet werden, eine regelmäßige 
Marktanalyse durchzuführen. Vorbild könnte hierfür das 
in § 11 TKG vorgesehene Verfahren der Analyse von Te-
lekommunikationsmärkten sein. Stellt die Regulierungs-
behörde fest, dass ein wirksamer Speicherwettbewerb be-
steht, kann der Zugang künftig auf Verhandlungsbasis er-
folgen. Dieses stufenweise Vorgehen könnte durch fol-
gende Formulierung in § 26 sichergestellt werden:  
„Der Zugang zu Speicheranlagen erfolgt abweichend 
von § 20 auf vertraglicher Grundlage nach Maßgabe 
von § 28, wenn die Regulierungsbehörde nach öffentli-
cher Anhörung feststellt, dass für das Angebot von 
Speicherkapazität und -dienstleistungen ein funktions-
fähiger Markt entstanden ist, auf dem wirksamer Wett-
bewerb herrscht.“  
Diese flexible Regelung würde den Interessen aller 
Marktbeteiligten Rechnung tragen und hätte erhebliche 
Vorteile gegenüber der starren Regelung eines regulier-
ten Speicherzugangs im Gesetz. Zusätzlich sollte dann in 
§ 24 eine Ergänzung der Verordnungsermächtigung zur 
Festlegung näherer technischer und wirtschaftlicher Be-
dingungen für den Zugang zu Speicheranlagen erfolgen.  
III.  Befugnisse der Regulierungsbehörde, Sanktio-

nen (Abschnitt 4)  
1. Verfahren zur Festlegung und Genehmigung (§ 

29)  
Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 24. Sep-
tember 2004 die Einführung einer umfassenden ex-ante-
Genehmigung für die Netznutzungs- und Transportent-
gelte gefordert. Die Bundesregierung hat in ihrer Gegen-
äußerung darauf hingewiesen, dass sie dies angesichts 
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der großen Zahl von Netzbetreibern jedenfalls in der 
Startphase nicht für machbar hält. Stattdessen hat die 
Bundesregierung angekündigt, die Regulierungsbehörde 
unmittelbar nach Inkrafttreten des Gesetzes anzuweisen, 
Missbrauchsverfahren gegen alle diejenigen Netzbetrei-
ber einzuleiten, welche seit dem 1. August 2004 ihre 
Netznutzungsentgelte erhöht haben. Zusätzlich werde die 
Bundesregierung einen Vorschlag unterbreiten, der bis 
zum Inkrafttreten einer Anreizregulierung für Erhöhun-
gen der Netznutzungsentgelte ein Genehmigungsverfah-
ren vorsehe. Mit der Einführung einer Anreizregulierung 
müsse dann vermutlich ohnehin auf ein ex-ante-
Verfahren zurückgegriffen werden.  
Dies scheint ein sinnvolles Verfahren und ein angemes-
sener Kompromiss zu sein. Die Regulierungsbehörde 
wird tatsächlich überfordert sein, unmittelbar nach In-
krafttreten des Gesetzes sämtliche Entgelte der ca. 1.700 
Strom- und Gasnetzbetreiber in Deutschland genehmigen 
zu müssen. Ein abgestuftes Vorgehen bietet sich an. Es 
wird schon schwer genug sein, die ca. 300 Missbrauchs-
verfahren wegen der seit dem 1. August 2004 erhöhten 
Netznutzungsentgelte zu bewältigen. Vermutlich sind die 
bisher für die Aufsicht über den Strom- und Gasmarkt 
bewilligten ca. 60 Planstellen für die Regulierungsbehör-
de deutlich zu gering angesetzt. In diesem Zusammen-
hang ist auch zu berücksichtigen, worauf die Bundesre-
gierung zutreffend hingewiesen hat, dass aufgrund des 
europarechtlich in Art. 23 Strom-Richtlinie und Art. 25 
Gas-Richtlinie vorgeschriebenen Beschwerdeverfahrens 
ohnehin jeder betroffene Netznutzer oder Kunde ein 
Missbrauchsverfahren gegen einen Netzbetreiber initiie-
ren kann, über das die Regulierungsbehörde spätestens 
innerhalb von vier Monaten eine Entscheidung zu treffen 
hat. Es ist deshalb zu erwarten, dass neben den von der 
Bundesregierung angewiesenen Missbrauchsverfahren 
noch eine Reihe weiterer Missbrauchsverfahren bei der 
Regulierungsbehörde auch gegen solche Netzbetreiber 
durchgeführt werden müssen, welche ihre Netznutzungs-
entgelte nicht zum 1. August 2004 erhöht haben. Auch 
wegen dieser nicht genau abschätzbaren Verfahren ist es 
zweifelhaft, ob die bisher bewilligten 60 Planstellen aus-
reichen werden. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass 
mit der Durchführung einer Anreizregulierung eine ex-
ante-Genehmigungspflicht der jeweiligen Preis- oder Er-
lösobergrenzen zwingend verbunden ist.  
2. Missbräuchliches Verhalten eines Netzbetreibers 

(§ 30)  
a) Preis-Kosten-Schere  
In den Missbrauchstatbeständen des § 30 Abs. 1 EnWG-
E fehlt eine Normierung der sog. Preis-Kosten-Schere. 
Wesentliches Wettbewerbshindernis für konkurrierende 
Anbieter insbesondere im Massengeschäft (HuK-
Kunden) ist der geringe Abstand zwischen den Netznut-
zungsentgelten und des von dem mit dem Netzbetreiber 
verbundenen Vertrieb angebotenen Energieverkaufspreis. 
In zahlreichen Fällen ist die Marge so gering, dass sie 
nicht ausreicht, um die Kosten für Energiebeschaffung 
und Energievertrieb zu erwirtschaften. In diesen Fällen 
spricht eine starke Vermutung dafür, dass entweder der 
mit dem Netzbetreiber verbundene Vertrieb seinen Kun-
den Strom oder Gas unter Einstandspreisen anbietet oder 
der Vertrieb vom Netzbereich günstigere Netznutzungs-
konditionen erhält, also im Ergebnis eine unzulässige 
Quersubventionierung stattfindet. Wegen des vergleich-
baren Problems im Telekommunikationsmarkt hat der 

Gesetzgeber in § 28 Abs. 2 Nr. 2 TKG diese Preis-
Kosten-Schere geregelt und daraus einen Tatbestand für 
die Vermutung eines missbräuchlichen Verhaltens ge-
macht. Eine vergleichbare Regelung sollte in § 30 Abs. 1 
eingefügt werden.  
b) Gegenstand einer Zugangsanordnung  
Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme unter Ziffer 
36 eine Ergänzung von § 30 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 eine Re-
gelung gefordert, nach der Gegenstand einer Anordnung 
alle Bedingungen einer Netzanschluss- oder Netzverein-
barung sowie die Entgelte sein können. Die Bundesregie-
rung hat in ihrer Gegenäußerung gemeint, dieser Vor-
schlag sei systemwidrig und überflüssig und ziele auf die 
bereits in § 29 geregelten Festlegungskompetenzen ab. 
Dieser Hinweis dürfte an der Sache vorbeigehen. Denn 
es geht bei der Forderung des Bundesrates nicht um die 
Festlegung allgemeiner Bedingungen im Rahmen des der 
Regulierungsbehörde nach § 29 verbleibenden geringen 
Spielraums. Es geht vielmehr darum, dass bei einer miss-
bräuchlichen Verweigerung des Netzzugangs durch einen 
Netzbetreiber die Regulierungsbehörde in gleicher Weise 
wie in § 25 Abs. 5 TKG für den Telekommunikations-
markt vorgesehen ist, nicht nur den Zugang als solchen, 
sondern auch die dafür geltenden Bedingungen und Ent-
gelte zum Gegenstand ihrer konkreten und einzelfallbe-
zogenen Anordnung machen kann. Aufgrund des in der 
Vergangenheit darüber im Telekommunikationsbereich 
auch gerichtlich geführten Streites hat der Gesetzgeber 
dies in § 25 Abs. 5 TKG ausdrücklich klargestellt. Die 
Klarstellung sollte dann auch in die parallele Vorschrift 
des § 30 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EnWG-E aufgenommen 
werden.  
c) Darlegungs- und Beweislast  
Da nur die Netzbetreiber über die Grundlagen und Daten 
ihrer Entgeltkalkulation und Kapazitätsermittlung verfü-
gen, muss ihnen die Darlegungs- und Beweislast für die 
richtige Kalkulation der Entgelte und die Ermittlung der 
Kapazität obliegen. Eine Berufung auf Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse ist ihnen als Betreiber eines natürli-
chen Netzmonopols verwehrt.111 Deshalb ist zu empfeh-
len, in § 30 einen weiteren Absatz 3 anzufügen, der eine 
solche Regelung der Darlegungs- und Beweislast der 
Netzbetreiber vorsieht.  
3. Besonderes Missbrauchsverfahren der Regulie-

rungsbehörde (§ 31)  
Der Gegenstand des besonderen Missbrauchsverfahrens 
aufgrund einer Beschwerde eines Betroffenen entspricht 
noch nicht den europarechtlichen Vorgaben. Nach Art. 
23 Abs. 4 i.V.m. Abs. 1 lit. e) Strom-Richtlinie, Art. 25 
Abs. 5 i.V.m. Abs. 1 lit. e) Gas-Richtlinie sind die Be-
schwerderechte auch auf die Entflechtungsregelungen 
des § 10 (Rechnungslegung und interne Betriebsführung) 
zu erstrecken.  
4.  Unterlassungsanspruch, Schadensersatzpflicht (§ 

32)  
In § 32 Abs. 2 Nr. 1 wird nur solchen rechtsfähigen Ver-
bänden ein Unterlassungsanspruch eingeräumt, die auf 
denselben Märkten wie der Netzbetreiber tätig ist. Diese 
bloße Übernahme der Regelung aus § 13 Abs. 2 Nr. 2 
UWG sollte erweitert werden, da es eine Reihe von 
                                                           
111  BVerwG, ZNER 2004, 175 ff. vgl. auch BVerfG, ZNER 2004, 206 m. 

Anm. Becker.  
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Netznutzer- und Verbraucherverbänden gibt (z. B. VIK, 
BDI), deren Mitglieder sehr heterogen sind und nicht auf 
„demselben Markt“ tätig sind, aber dadurch eine Ge-
meinsamkeit haben, dass sie als Netznutzer oder Kunden 
(i.S.v. § 3 Nr. 24 und Nr. 28 EnWG-E) auf die Nutzung 
fremder Energieversorgungsnetze angewiesen sind. 
Netznutzer und Kunden sind nicht notwendig als Ver-
braucher i.S.v. § 4 des Unterlassungsklagegesetzes anzu-
sehen und deshalb ihre Verbände nicht notwendig klage-
berechtigt nach § 32 Abs. 2 Nr. 2. Deshalb sollte in § 32 
Abs. 2 Nr. 1 EnWG-E klargestellt werden, dass auch sol-
che Verbände einen Unterlassungsanspruch besitzen, zu 
deren satzungsgemäßen Aufgaben die Verfolgung von 
Interessen ihrer Mitglieder als Netznutzer oder Kunden 
gehört.  
Weiterhin sollte in § 32 Abs. 3 Satz 2 entsprechend der 
Parallelregelung in § 33 Abs. 3 Satz 2 GWB-E vorgese-
hen werden, dass bei der Entscheidung über den Umfang 
des Schadens nach § 287 ZPO insbesondere auch der an-
teilige Gewinn berücksichtigt werden kann, den das Un-
ternehmen durch den Verstoß erlangt hat. Es ist nicht er-
sichtlich, wieso diese Regelung nicht in gleicher Weise 
wie im GWB auch im EnWG Anwendung finden soll.  
IV. Energielieferung an Letztverbraucher (Teil 4)  
Grund- und Ersatzversorgung  
Der EnWG-E weist die Grundversorgungspflicht im 
Hinblick auf Haushaltskunden dem Energieversorgungs-
unternehmen zu, das die meisten Haushaltskunden in ei-
nem Netzgebiet der allgemeinen Versorgung beliefert (§ 
36 Abs. 2 EnWG-E). Gegenwärtig verfügt der örtliche 
Versorger im Haushaltskundenbereich in der Regel über 
einen Marktanteil von weit über 90 %. Auch für die 
Grundversorgung sollte jedoch Wettbewerb geschaffen 
werden. Dieser Bereich ist von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung, da je nach Versorgungsgebiet noch ca. 
70 % der Haushaltskunden Strom zum allgemeinen Tarif 
beziehen. Die Bestimmungen zur Grundversorgung soll-
ten so ausgestaltet sein, dass die Grundversorgung der 
Haushaltskunden dauerhaft und zu angemessenen, leicht 
und eindeutig vergleichbaren Preisen gesichert ist, sich 
mehrere Stromversorgungsunternehmen für bestimmte 
Gemeinden oder Netzgebiete als Grundversorger anmel-
den können und die Grundversorgung allenfalls für eine 
Übergangszeit an den Inhaber der Netzinfrastruktur bzw. 
an ein einziges Stromversorgungsunternehmen gebunden 
wird. Meldet sich kein Netzbetreiber für die Grundver-
sorgung, ist dieser entweder von der zuständigen Lan-
desbehörde oder der jeweiligen Gemeinde zu bestimmen 
unter entsprechender Anwendung der Vergabevorschrif-
ten des GWB. Entsprechendes sollte für die Bestimmung 
des Ersatzversorgers nach § 38 EnWG-E gelten. Hierfür 
hat das Bundeskartellamt in seiner Stellungnahme vom 
28. Juni 2004 einen konkreten Formulierungsvorschlag 
unterbreitet.112 
V. Verfahren (Teil 8) 
Rechtsbeschwerde in Eilverfahren (Abschnitt 3, § 86)  
Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 24. Sep-
tember 2004 die Einführung der Rechtsbeschwerde bei 
solchen Eilentscheidungen der Oberlandesgerichte, die 
verfahrensabschließende Verfügungen der Regulierungs-
                                                           
112  BKartA, Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 

Neufassung des Energiewirtschaftsrechts vom 28. Juni 2004 (EnWG-
RegE), 25.08.2004. 

behörde betreffen, gefordert. Die Bundesregierung hat 
dies in ihrer Gegenäußerung mit der Begründung abge-
lehnt, dies sei systemwidrig. Auch sonst sei die Rechts-
beschwerde in Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes 
im Bereich des zivil- und verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahrens ausgeschlossen. Die Überprüfung von Eilent-
scheidungen durch den Bundesgerichtshof würde dem 
grundsätzlichen Anliegen einer Beschleunigung und 
Konzentration der Verfahren widersprechen.  

Diese Auffassung der Bundesregierung begegnet Beden-
ken. Es ist zwar richtig, dass in Verfahren des vorläufi-
gen Rechtsschutzes nach der Zivilprozessordnung und 
der Verwaltungsgerichtsordnung keine Rechtsbeschwer-
de zugelassen ist. Es ist aber in gleicher Weise richtig, 
dass in diesen Verfahren nicht nur eine, sondern zwei In-
stanzen angerufen werden können. Sowohl in zivilge-
richtlichen einstweiligen Rechtsschutzverfahren steht die 
Beschwerde bzw. Berufung zu den Oberlandesgerichten 
und zum Kammergericht offen, in verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren kann jedenfalls ein Antrag auf Zulassung 
der Beschwerde gegen die erstinstanzliche Eilentschei-
dung des Verwaltungsgerichtes bei den Oberverwal-
tungsgerichten eingelegt werden.  

Im übrigen ist es auch systemwidrig, dass der Rechts-
schutz gegen Entscheidungen der Regulierungsbehörde 
nicht zu den Verwaltungsgerichten führt. Die Entschei-
dungen der Regulierungsbehörde stellen klassische Ver-
waltungsentscheidungen dar, die nach dem bisherigen 
Rechtsschutzsystem den Verwaltungsgerichten zugewie-
sen sind. Es ist weiter systemwidrig, als Eingangsinstanz 
nicht das Landgericht, sondern das Oberlandesgericht zu 
bestimmen und dadurch den Betroffenen eine Instanz zu 
nehmen. Angesichts dieser Systembrüche spricht nichts 
dagegen, auch bei der Zulassung von Rechtsbeschwerden 
zum Bundesgerichtshof einen für die jeweiligen Materie 
angemessenen Weg zu gehen. In einstweiligen Rechts-
schutzverfahren kommt es nicht selten zu Fallgestaltun-
gen, in denen das Gericht Rechtsfragen von grundsätzli-
cher Bedeutung entscheidet. Häufig kommt es dann aber 
nicht oder zumindest für längere Zeit nicht zu einer 
rechtsbeschwerdefähigen Hauptsacheentscheidung. Es ist 
aber wünschenswert, wenn über solche Hauptsachefragen 
letztinstanzlich auch das Gericht entscheidet, das hierzu 
berufen ist, also der Bundesgerichtshof.  

Dies führt im Ergebnis auch wieder zu einer Verfahrens-
vereinfachung und zu einer Reduzierung der Rechtsstrei-
tigkeiten insgesamt. Denn wenn der Bundesgerichtshof 
einmal eine grundsätzliche Frage entschieden hat, ist da-
mit die Rechtslage für die Beteiligten klargestellt und 
weitere Verfahren beim Oberlandesgericht werden ent-
behrlich. Entscheidet dagegen das Oberlandesgericht nur 
im einstweiligen Rechtsschutzverfahren letztinstanzlich 
über eine grundsätzliche Frage, schließt dies weitere 
einstweilige Rechtsschutzverfahren und auch Hauptsa-
cheverfahren, die vergleichbare Fragen betreffen, solange 
nicht aus, wie der Bundesgerichtshof über diese Frage 
noch nicht entschieden hat. Deshalb ist das Argument 
nicht richtig, die Zulassung der Rechtsbeschwerde würde 
dem grundsätzlichen Anliegen einer Beschleunigung und 
Konzentration der Verfahren widersprechen. Im Gegen-
teil: Die Zulassung der Rechtsbeschwerde führt genau zu 
diesem Ziel. Auch hierfür hat das Bundeskartellamt einen 
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empfehlenswerten Vorschlag in seiner Stellungnahme 
vom 28. Juni 2004 unterbreitet.113 
VI.  Evaluierung, Schlussvorschriften (Teil 10)  
Wirksamwerden der Entflechtungsbestimmungen (§ 
114)  
In § 114 Abs. 2 EnWG-E ist vorgesehen, dass die Ver-
pflichtung vertikal integrierter Energieversorgungsunter-
nehmen zur Anwendung der Bestimmungen zur buchhal-
terischen Entflechtung erst mit Beginn des ersten voll-
ständigen Geschäftsjahres nach Inkrafttreten des EnWG-
E wirksam werden. Dieser Aufschub der Verpflichtung 
zur Vorlage „entflochtener“ Jahresabschlüsse, Bilanzen 
und Gewinn- und Verlustrechnungen verstößt gegen Art. 
33 Abs. 1 Gas-Richtlinie und Art. 30 Abs. 1 Strom-
Richtlinie. Die Rechnungsprüfungsvorschriften hätten 
bereits zum 1. Juni 2004 umgesetzt werden müssen. Ge-
setzt den Fall, das Gesetz würde erst im Jahre 2005 in 
Kraft treten, würde die bisher vorgesehene Regelung da-
zu führen, dass erst im Jahre 2007 ein „entflochtener“ 
Jahresabschluss vorgelegt werden müsste. Da für die Er-
stellung dieses Abschlusses einige Zeit benötigt wird, 
würde dann voraussichtlich erst im Herbst 2007 eine 
Überprüfung der Rechnungslegung und damit der Netz-
nutzungsentgelte durch die Regulierungsbehörde möglich 
sein. Dies ist im Interesse des Wettbewerbs nicht sachge-
recht und würde dazu führen, dass die von der Bundesre-
gierung angewiesenen Missbrauchsverfahren für die seit 
1. August 2004 erhöhten Netznutzungsentgelte vor er-
heblichen praktischen Problemen stehen würden. Eine 
solche lange Übergangsfrist ist auch im Interesse der Un-
ternehmen nicht erforderlich. Eine sofortige Geltung der 
Pflicht zur getrennten Kontenführung ist zumutbar. 
Schon bei Inkrafttreten des EnWG 1998 gab es keine 
Übergangsfrist für die getrennte Rechnungslegung in den 
Bereichen Erzeugung, Übertragung und Verteilung. Die 
Systematik einer Segmentbuchführung ist im übrigen al-
len integrierten Energieversorgungsunternehmen, die 
über ein Strom- oder Gasversorgungsnetz verfügen, ver-
traut. Sie benutzen bereits jetzt zum Zwecke der Kalkula-
tion der Netznutzungsentgelte nach den Verbändeverein-
barungen Kostenstellen- und Kostenträgerrechnungen 
sowie den handelsrechtlichen Jahresabschluss. Etwaiger 
tatsächlich entstehender Zusatzaufwand kann entspre-
chend des Vorschlags des Bundeskartellamtes114 durch 
die Zulassung einer rückwirkenden Zuordnung im Jahre 
des Inkrafttretens des Gesetzes unproblematisch aufge-
fangen werden.  
Berlin, den 24. November 2004  
Christian von Hammerstein  
Anhang 1  

„§ 20a 
Zugang zu Gasversorgungsnetzen 

(1) Die Betreiber von Gasversorgungsnetzen gewähren 
Netzzugang zu Bedingungen, die einen einheitlichen, 
bundesweiten und börsenfähigen Marktplatz für den 
Handel mit Gas und energiebezogenen Dienstleistun-

                                                           
113  BKartA, Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 

Neufassung des Energiewirtschaftsrechts vom 28. Juni 2004 (EnWG-
RegE), 25.08.2004.  

114  BKartA, Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Neufassung des Energiewirtschaftsrechts vom 28. Juni 2004 (EnWG-
RegE), 25.08.2004, S. …………………….. 

gen sicherstellen. Die Bedingungen haben folgendes zu 
gewährleisten: 
1. Zugang zu dem Marktplatz erfolgt durch den Er-

werb von fester oder unterbrechbarer Kapazität für 
die Einspeisung beziehungsweise Ausspeisung von 
Gas in beziehungsweise aus einer Regelzone. 

2. Die Einspeisekapazität kann unabhängig von der 
Ausspeisekapazität erworben und genutzt werden 
und umgekehrt. 

3. Einspeise- und Ausspeisekapazität kann gebündelt 
und grundsätzlich zwischen Ein- und Ausspeise-
punkten nach näherer Bestimmung gemäß § 24 ver-
lagert werden, 

4. Kapazitätsrechte können frei gehandelt werden. 
(2) Die Bundesregulierungsbehörde legt nach § 29 fest, 
welche Gasversorgungsnetze jeweils gemeinsam eine 
Regelzone bilden. Sie berücksichtigt dabei, ob sich aus 
unterschiedlichen Gasqualitäten zwingende Beschrän-
kungen ergeben. Die Betreiber von Gasversorgungsnet-
zen sind verpflichtet, der Bundesregulierungsbehörde 
alle für die Festlegung der Regelzonen notwendigen In-
formationen zur Verfügung zu stellen und an der Er-
stellung eines netzübergreifenden Gasflussmodells zur 
Ermittlung der verfügbaren gesicherten und unter-
brechbaren Leitungskapazitäten an den Ein- und 
Ausspeisepunkten innerhalb der Regelzone mitzuwir-
ken. Der Nachweis von Beschränkungen nach Satz 1 
obliegt den Betreibern der Gasversorgungsnetze. Durch 
die Einrichtung von Regelzonen bleibt das Eigentum an 
den Gasversorgungsnetzen unberührt. 
(3) Die Betreiber der Fernleitungsnetze sind verpflich-
tet, miteinander mit dem Ziel zu kooperieren, die Netz-
kapazitäten bestmöglich auszunutzen und den Bedarf 
an Ausgleichsleistungen bundesweit zu minimieren. Die 
Betreiber von Gasversorgungsnetzen, die in einer Re-
gelzone zusammengefasst sind, nehmen gemeinsam die 
in § 20 Abs. 4 beschriebenen Aufgaben wahr. Sie 
schließen hierzu untereinander und mit den Betreibern 
der Netze benachbarter Regelzonen Netzkoppel- und 
Koordinationsverträge entsprechend den gemäß § 24 
festgelegten Bedingungen ab. 
(4) Die Netzbetreiber einer Regelzone benennen der 
Bundesregulierungsbehörde jeweils innerhalb von ei-
nem Monat nach Festlegung der Regelzonen gemäß 
Absatz 2 eine gemeinsame Koordinierungsstelle für ihre 
Regelzone. Die Koordinierungsstelle muss fachlich, 
personell und technisch in der Lage sein, die ihr oblie-
genden Aufgaben diskriminierungsfrei zu erledigen. 
Können sich die Betreiber der in einer Regelzone zu-
sammengefassten Gasversorgungsnetze auf Aufforde-
rung der Bundesregulierungsbehörde nicht auf eine 
Koordinierungsstelle einigen, wird diese durch die 
Bundesregulierungsbehörde bestimmt. Die Ferngas-
netzbetreiber sind berechtigt, eine andere Koordinie-
rungsstelle zu benennen, welche die Voraussetzungen 
des Satz 2 erfüllt.  
(5) Die Koordinierungsstelle stimmt die zur Einrichtung 
und zur Bewirtschaftung der Regelzone erforderlichen 
Aufgaben zwischen den zur Regelzone gehörenden 
Betreibern von Gasversorgungsnetzen ab. Sie führt die 
erforderlichen Maßnahmen im Auftrag und für Rech-
nung der zur Regelzone gehörenden Betreiber von Gas-
versorgungsnetzen durch. Ihre Aufgaben sind nach 
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Maßgabe näherer Festlegungen gemäß §§ 24 und 29 
insbesondere folgende: 
1. Erstellung eines netzübergreifenden Gasflussmo-

dells zur Ermittlung der verfügbaren Leitungskapa-
zitäten an den Ein- und Ausspeisepunkten inner-
halb der Regelzone, 

2. Bearbeitung von Anträgen auf Netzzugang, Zutei-
lung von Kapazitäten Abschluss von Verträgen im 
Auftrag und im Namen des Netzbetreibers, in des-
sen Netz eingespeist oder aus dessen Netz ausge-
speist werden soll, 

3. Koordination der Transportleistungen der Netz-
betreiber, des Mischens und des Tauschens von Gas 
zur Optimierung der Gasflussströme und der best-
möglichen Ausnutzung der Kapazitäten, 

4. Sicherstellung des physikalischen Ausgleichs zwi-
schen Einspeisung und Ausspeisung innerhalb der 
Regelzone im Zusammenwirken mit den Betreibern 
der Gasversorgungsnetze und der Speicheranlagen. 

(6) Die Betreiber von Gasversorgungsnetzen sind ver-
pflichtet, alle Informationen zu veröffentlichen, die für 
die Planung und Durchführung von Kapazitätsbu-
chungen und Handelsaktivitäten der Netzkunden und 
anderer Marktteilnehmer unter Berücksichtigung der 
Ziele des § 1 erforderlich sind. Dazu gehören die fol-
genden: 
1. Stationäres Zustandsmodell, aus dem die Kapazi-

tätssituation des jeweiligen Netzes unter Benennung 
der freien und gebuchten Kapazität an allen Ein- 
und Ausspeisepunkten hervorgeht, 

2. Darlegung historischer Lastflüsse an allen Ein- und 
Ausspeisepunkten, 

3. Prognose der erwarteten Lastflüsse für alle Ein- 
und Ausspeisepunkte,  

4. Bestehende Kapazitätsbuchungen während des Pro-
gnosezeitraums,  

5. Gasflussrichtung an Koppelstellen zwischen Gas-
netzen, 

6. Bezeichnung aller Netzkoppelstellen mit vor- und 
nachgelagerten Netzen unter Angabe des Betreibers 
des vor- und nachgelagerten Netzes, 

7. Angabe der Mindestflüsse an den Netzkoppelstellen. 
Weitere Informationspflichten und Einzelheiten des 
Inhalts, Umfangs, Detaillierungsgrades und der Form 
der Veröffentlichung können nach § 24 Abs. 1 und § 29 
durch die Bundesregulierungsbehörde festgelegt und 
gemäß § 24 Abs. 2 durch Rechtsverordnung vorgegeben 
werden, wenn dies zur Gewährleistung von Markt-
transparenz und Nichtdiskriminierung und zur Errei-
chung der Ziele des § 1 geeignet ist. 
(7) Ein Kapazitätsengpass ist gegeben, wenn nicht ge-
nügend Kapazität an den Ein- oder Ausspeisepunkten 
oder im Netz zur Verfügung steht, um die zu einem be-
stimmten Stichdatum vorliegenden Netzzugangsanfra-
gen zu erfüllen. Im Falle von Kapazitätsengpässen sind 
die begrenzten Kapazitäten nach transparenten, nach-
vollziehbaren, diskriminierungsfreien, marktorientier-
ten Verfahren zu vergeben. Die Verfahren müssen ge-
eignet sein, Engpässe auf wirtschaftlich effiziente Wei-
se zu bewältigen und Signale oder Anreize für Investi-

tionen zur Beseitigung von Engpässen zu setzen. Die 
aus einem Vergabeverfahren nach Satz 2 erzielten Er-
löse sind zur Beseitigung der Engpässe und im übrigen 
zur Minderung der Kosten des Netzbetriebes zu ver-
wenden. Die Verwendung der Erlöse ist der Regulie-
rungsbehörde nachzuweisen und zu veröffentlichen. 
Nutzt ein Netznutzer gebuchte Kapazität nicht, ist sie 
anderen Netznutzern zur Verfügung zu stellen; die Re-
gelungen der Sätze 1 bis 5 gelten in diesem Fall ent-
sprechend. 
(8) Führt nach der Buchung von Kapazität die Gesamt-
heit der Nominierungen an allen Ein- und Ausspeise-
punkten in einer Regelzone zu einem Lastfluss inner-
halb der Regelzone, der die technisch vorhandenen Ka-
pazitäten übersteigen würde, hat die Koordinierungs-
stelle nach transparenten, diskriminierungsfreien, 
nachvollziehbaren und marktorientierten Verfahren 
Maßnahmen zur Abwendung des drohenden Engpass 
zu ergreifen. Solche Maßnahmen können insbesondere 
sein 
1. die Veränderung der Systemfahrweise, 
2. der Rückkauf von Kapazitäten, 
3. der Ausübung von mit Netzkunden vereinbarten 

Optionen über die Veränderung von geplanten Ein- 
oder Ausspeisungen, 

4. die Reduzierung der gebuchten Kapazitäten anteilig 
im Verhältnis der Nominierungen. 

Die Koordinierungsstelle ist verpflichtet, drohende oder 
vorhandene Engpässe unverzüglich der Bundesregulie-
rungsbehörde anzuzeigen und nachzuweisen. Die Ka-
pazitätsengpässe sind in einer elektronischen Form zu 
veröffentlichen. 

(9) Wechselt ein Kunde zu einem neuen Lieferanten, 
stellt der Betreiber des Gasversorgungsnetzes, an das 
der Kunde angeschlossen ist, eine aufgrund des Liefe-
rantenwechsels nicht mehr benötigte Kapazitätsbu-
chung zur Deckung des durch den Lieferantenwechsel 
entstehenden Kapazitätsbedarfs dieses Kunden zur Ver-
fügung. 

(10) Bucht ein Netznutzer Einspeisekapazität hat der 
Netznutzer damit das gesetzliche Recht erworben, die 
Gesamtheit der in der Regelzone liegenden Fernlei-
tungsnetze zu nutzen. Die Rechte und Pflichten der in 
Anspruch genommenen Netzbetreiber und des Netz-
kunden ergeben sich aus den von den Netzbetreibern 
gemäß § 20 Abs. 1 veröffentlichten oder von der Regu-
lierungsbehörde nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 angeordneten 
Bedingungen und Entgelten. Die Koordinierungsstelle 
zieht die Einspeiseentgelte ein. Die Netzbetreiber ver-
einbaren untereinander Regeln für den Ausgleich und 
die Verrechnung der vereinnahmten Entgelte. Die Re-
gulierungsbehörde hat solche Regeln anzuordnen, 
wenn eine Einigung zwischen den Netzbetreibern trotz 
ernsthafter Bemühungen nicht erfolgt und dies von ei-
nem der Netzbetreiber beantragt wird. Die Netznut-
zungsentgelte sind gegenüber den Netznutzern transpa-
rent nach den Betreibern der jeweiligen Gasversor-
gungsnetze von dem die Rechnung ausstellenden Netz-
betreiber aufzuschlüsseln. 

(11) Bucht ein Netzkunde Ausspeisekapazität hat der 
Netznutzer damit das gesetzliche Recht erworben, die 
Gesamtheit der innerhalb der Regelzone vorgelagerten 
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Gasversorgungsnetze zu nutzen. Die Rechte und Pflich-
ten der in Anspruch genommenen Netzbetreiber und 
des Netznutzers ergeben sich aus den von den Netz-
betreibern gemäß § 20 Abs. 1 veröffentlichten oder von 
der Regulierungsbehörde nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 ange-
ordneten Bedingungen und Entgelten. Der die Ausspei-
sekapazität gewährende Netzbetreiber zieht die Entgelte 
für die Netznutzung auch im Namen der vorgelagerten 
Netzbetreiber, deren Netze durch die Netznutzung in 
Anspruch genommen wurden, ein. Die Netzbetreiber 
vereinbaren untereinander Regeln für den Ausgleich 
und die Verrechnung der vereinnahmten Entgelte. Die 
Regulierungsbehörde hat solche Regeln anzuordnen, 
wenn eine Einigung zwischen den Netzbetreibern trotz 
ernsthafter Bemühungen nicht erfolgt und dies von ei-
nem der Netzbetreiber beantragt wird. Die Netznut-
zungsentgelte sind gegenüber den Netznutzern transpa-
rent nach den Betreibern der jeweiligen Gasversor-
gungsnetze von dem die Rechnung ausstellenden Netz-
betreiber aufzuschlüsseln.“ 
 
Anhang 2 

„§ 20b 
Zugang zu Elektrizitätsversorgungsnetzen 

(1) Die Übertragungsnetze und die nachgelagerten 
Elektrizitätsverteilnetze bilden jeweils eine Regelzone. 
Die Bundesregulierungsbehörde fasst durch Festlegung 
nach § 29 mehrere Regelzonen nach Satz 1 zu einer 
Regelzone zusammen, wenn dem unter Berücksichti-
gung der zwischen den Netzen bestehenden Transitka-
pazitäten keine zwingenden Gründe entgegenstehen. 
Der Nachweis der Unvereinbarkeit obliegt den Betrei-
bern der Übertragungsnetze. Die Betreiber der Über-
tragungsnetze sind verpflichtet, miteinander mit dem 
Ziel zu kooperieren, den Bedarf an Ausgleichsleistun-
gen zu minimieren. Sie schließen hierzu untereinander 
und mit den Betreibern der Netze benachbarter Regel-
zonen Netzkoppel- und Koordinationsverträge entspre-
chend den von der Regulierungsbehörde festgelegten 
Bedingungen ab.  
(2) Die Betreiber der Übertragungsnetze benennen eine 
gemeinsame Koordinierungsstelle. Die Koordinierungs-
stelle muss fachlich, personell und technisch in der La-
ge sein, die ihr obliegenden Aufgaben diskriminie-
rungsfrei zu erledigen. Können sich die Betreiber der in 
einer Regelzone zusammengefassten Übertragungsnet-
ze auf Aufforderung der Regulierungsbehörde nicht 
auf eine Koordinierungsstelle einigen, wird diese durch 
die Regulierungsbehörde bestimmt. Die Übertragungs-
netzbetreiber sind berechtigt, eine andere Koordinie-
rungsstelle zu benennen, welche die Voraussetzungen 
nach Satz 2 erfüllt.  
(3) Die Koordinierungsstelle stimmt die zur Einrichtung 
und zur Bewirtschaftung der Regelzone erforderlichen 
Aufgaben zwischen den zur Regelzone gehörenden 
Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen ab. Sie 
führt die erforderlichen Maßnahmen im Auftrag und 
für Rechnung der zur Regelzone gehörenden Betreiber 
von Übertragungsnetzen durch.  
(4) Betreiber von Übertragungsnetzen sind verpflichtet, 
alle Informationen zu veröffentlichen, die für die Pla-
nung und Durchführung von Kapazitätsbuchungen 
und Handelsaktivitäten von Kunden und Netznutzern 

erforderlich sind. Hierzu gehören insbesondere in 
stündlicher Auflösung,  
- Netzlast und Einspeisungen (nuklear, thermisch 

und regenerativ)  
- grenzüberschreitende Leistungsflüsse 
- zur Verfügung stehende und genutzte Ausgleichs-

leistung 
- aggregierte Lastprognosen für die jeweilige Regel-

zone  
- aggregierte Prognosen zur erwartenden Einspei-

sung aus Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität 
aus Windkraft  

Die Informationen sind in einer allgemein zugängli-
chen elektronischen Form zu veröffentlichen. Die An-
gaben sind von den Betreibern der Übertragungsnetze 
jeweils für mindestens drei Jahre abrufbereit vorzuhal-
ten. Weitere Informationspflichten und Einzelheiten 
des Inhalts, Umfangs, Detaillierungsgrades und der 
Form der Veröffentlichung können zur Gewährleistung 
von Marktransparenz und zur Nichtdiskriminierung 
unter Beachtung der Ziele des § 1 gemäß § 24 festgelegt 
werden. 
(5) Bei Vorliegen von Engpässen erfolgt die Vergabe 
von verfügbaren Kapazitäten im Rahmen von transpa-
renten, diskriminierungsfreien und marktorientierten 
Auktionsverfahren. Dabei sind die im Anhang der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1228/2003 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2003 über die Netz-
zugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden 
Stromhandel (ABl. EG Nr. L 176/1) geregelten Verfah-
rensgrundsätze bei Engpässen an Kuppelstellen zu aus-
ländischen und inländischen Netzen entsprechend an-
zuwenden. Die Erlöse aus Auktionen nach Satz 1 sind 
für einen oder mehrere der folgenden Zwecke zu ver-
wenden: 
1. die Gewährleistung der tatsächlichen Verfügbarkeit 

der zugewiesenen Kapazität 
2. Netzinvestitionen für den Erhalt oder Ausbau von 

Verbindungskapazitäten,  
3. Einkünfte, die bei der Kalkulation der Netznut-

zungsentgelte kostenmindernd zu berücksichtigen 
sind.  

(6) Gewährt ein Elektrizitätsversorgungsnetzbetreiber 
Zugang nach § 20 oder ordnet die Regulierungsbehör-
de den Netzzugang gemäß § 30 Abs. 2 Nr. 2 an, hat der 
Netznutzer damit das gesetzliche Recht erworben, die 
Gesamtheit der vorgelagerten inländischen Elektrizi-
tätsversorgungsnetze zu nutzen. Die Rechte und Pflich-
ten der in Anspruch genommenen Netzbetreiber und 
des Netznutzers ergeben sich aus den von den Netz-
betreibern gemäß § 20 Abs. 1 veröffentlichten oder von 
der Regulierungsbehörde nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 ange-
ordneten Bedingungen und Entgelten. Der den Zugang 
gewährende Netzbetreiber ist zur Abwicklung des Netz-
zugangs in den vorgelagerten Netzen verpflichtet.  
(7) Der den Zugang gewährende Netzbetreiber zieht die 
Entgelte für die Netznutzung im Namen der Betreiber 
vorgelagerter Netze ein. Die Netzbetreiber vereinbaren 
untereinander Regeln für den Ausgleich und die Ver-
rechnung der vereinnahmten Entgelte. Die Regulie-
rungsbehörde ordnet die Regeln nach Satz 2 an, wenn 



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

228 

und soweit eine Einigung zwischen den Netzbetreibern 
trotz ernsthafter Bemühungen nicht erfolgt und dies 
von einem der Netzbetreiber beantragt wird. Die Netz-
nutzungsentgelte sind gegenüber den Netznutzern 

transparent nach den Betreibern der jeweiligen Elektri-
zitätsversorgungsnetze von dem die Rechnung ausstel-
lenden Netzbetreiber aufzuschlüsseln.“ 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1528 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 26. November 2004 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Prof. Dr. Ulrich Ehricke, Universität zu Köln 

I. Maßstab der Diskussion der einzelnen Regelungen 
– die EG-rechtlichen Vorgaben 

Das EG-Recht verlangt gem. Art. 249 Abs. 3 EG-Vertrag 
in Verbindung mit Art. 10 EG-Vertrag, dass die Umset-
zung von Richtlinien nicht nur dem Wortlaut, sondern 
auch den mit der Richtlinie verfolgten Zielvorgaben ent-
sprechend vorgenommen werden muss. Daraus ergibt 
sich für die nationalen Gesetzgeber die Aufgabe, die 
Richtlinien nicht nur nach ihrem Wortlaut, unter Berück-
sichtigung der dort dem jeweiligen mitgliedstaatlichen 
Gesetzgeber belassenen Spielräumen, umzusetzen, son-
dern er ist gehalten, die nationalen Regelungen so zu ge-
stalten, dass die „praktische Wirksamkeit der Richtlini-
en“ (effet utile) gewahrt bleibt. Das bedeutet, dass jede 
Regelung im Zusammenhang mit der Umsetzung der 
Richtlinien am Maßstab des mit den Richtlinien verfolg-
ten Zieles gemessen werden muss. Die EG-Kommission 
hat insoweit des öfteren betont, dass sie den Umset-
zungsprozess hinsichtlich der Beschleunigungsrichtlinien 
genau beobachten wird. Es ist daher sehr wahrscheinlich, 
dass die EG-Kommission schnell bereit sein wird, ein 
Vertragsverletzungsverfahren wegen unzureichender 
oder richtlinienwidriger Umsetzung anzustrengen. 
Ferner muss alles Recht, dass kein spezielles „Umset-
zungsrecht“ darstellt, ebenfalls so gestaltet oder ggf. so 
ausgelegt werden, dass es richtlinienkonform ist. Es ist 
daher in Erinnerung zu rufen, dass der Gesetzgeber kei-
neswegs in allem frei ist, die von ihm favorisierten Lö-

sungen in Regelungsform zu gießen. Dies ist ihm nur in 
den von der Richtlinie gewährten Spielräumen möglich; 
auch insoweit darf von mehreren Regelungsoptionen zur 
Ausgestaltung des Spielraums nicht diejenige gewählt 
werden, die das Ziel der Richtlinie bzw. den Sinn und 
Zweck einzelner Richtlinienbestimmungen leer laufen 
lassen könnte.  

Ebenso darf bei einer richtlinienübschießenden Umset-
zung kein Recht geschaffen werden, dass dem Sinn und 
Zweck der Richtlinien zuwiderlaufen könnte.  

Keine Bindungswirkung entfalten hingegen die Äuße-
rungen der Generaldirektion Energie zur Umsetzung der 
Richtlinien. Es handelt sich nur um unverbindliche Äuße-
rungen einer Generaldirektion, deren Befolgung lediglich 
den rechtlichen Effekt hat, dass die EG-Kommission 
dann kein Vertragsverletzungsverfahren einleiten wird. 
Andersherum hat ein Abweichen von den Äußerungen 
der Generaldirektion keineswegs zur Folge, dass eine 
richtlinienwidrige Umsetzung vorliegt. Dies hat nur der 
EuGH zu entscheiden, der durch derartige Leitlinien oder 
Interpretationshinweise nicht betroffen ist. 
II. Regulierungsbehörde – Länderregulierungsbehör-

den (zu Block1/3) 
Im Rahmen der Novellierung des EnWG wird diskutiert, 
dass die Bundesländer neben der Bundes-RegTP auch 
Länderregulierungsbehörden einrichten können. Hinter-
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grund dieser Kompetenzordnung ist das offensichtliche 
Interesse der Bundesländer, in Zukunft - neben den 
Kompetenzen bei der Tariffestsetzung - Kompetenzen 
bei Fragen der Kontrolle der Netzzugangentgelte zu ha-
ben. Zudem wird zum Teil davon ausgegangen, dass 
kleinere Unternehmen Berührungsängste mit der RegTP 
haben und daher ein größeres Vertrauen zu den ihnen be-
kannten Länderbehörden aufbauen werden.  
Die Beschleunigungsrichtlinien lassen es zu, dass in ei-
nem Mitgliedstaat mehrere Regulierungsbehörden einge-
richtet werden. Die Einrichtung mehrerer Behörden steht 
allerdings unter dem Vorbehalt, dass die Effizienz der 
Kontrolle und der Aufgabenverwirklichung durch die 
Regulierungsbehörden darunter nicht leide. Dies könnte 
im Hinblick auf die Etablierung einer Bundesregulie-
rungsbehörde und bis zu 16 Länderregulierungsbehörden 
indes fraglich sein, weil davon auszugehen ist, dass die 
Länder die ihnen eingeräumten Spielräume zur Ausge-
staltung der Kontrollbefugnisse voll ausschöpfen werden 
und dadurch die Gefahr besteht, dass eine möglicherwei-
se stark divergierende Praxis entsteht, die dem Effektivi-
tätserfordernis der Richtlinie zuwiderläuft. Dieser Mög-
lichkeit muss durch die Neufassung des EnWG vorge-
beugt werden, in dem die Kompetenzen und die Maß-
nahmen der Länderbehörden so genau wie möglich vor-
gegeben werden. Zum einen muss dabei verhindert wer-
den, dass signifikante länderbezogene Unterschiede ent-
stehen können und zum anderen muss durch den Bun-
desgesetzgeber Vorsorge getroffen werden, dass keinerlei 
Kompetenzkonflikte in horizontaler oder vertikaler Ebe-
ne entstehen können. Dies gilt auch im Hinblick auf das 
Verhältnis zu den Bundes- und Landeskartellbehörden. 
Eine „Verknäuelung“ von Zuständigkeiten und die dar-
aus entstehenden Rechtsunsicherheiten dürften der ge-
forderten Effektivität der Regulierung durch eine oder 
mehrere Behörden entgegenstehen.  
Vor dem Hintergrund des Erfordernisses der Richtlinien 
an eine Ausstattung der Regulierungsbehörden mit hin-
reichenden Ressourcen zur effektiven Gewährleistung 
der erforderlichen Aufgaben und unter Berücksichtigung 
der soeben angedeuteten Schwierigkeiten, muss geklärt 
sein, ob der erwartete Nutzen einer dezentralen Einrich-
tung von Regulierungsbehörden neben einer zentralen 
BundesRegTP tatsächlich einen signifikanten Vorteil ge-
genüber dem System der Einrichtung einer einzigen 
(Bundes-)Regulierungsbehörde hat. Im Hinblick auf die 
Kosten und die Gefahr der Ineffizienz, die in einem 
mehrgliedrigen System besteht, könnte erwogen werden, 
ob die Interessen der Bundesländer nicht doch in einer 
anderen Art und Weise -und dann vor allem kostengün-
stiger - gewahrt werden können. 
Fazit: Die Einrichtung von Landesregulierungsbehörden 
neben der Bundesregulierungsbehörde sollte noch einmal 
überdacht werden. Berechtigte Länderinteressen könnten 
ggf. auch in anderer Form als durch eine Landesregulie-
rungsbehörde gewahrt werden. Jedenfalls sind die Vor-
gaben der Richtlinie zu berücksichtigen, so dass normativ 
ein genauer Handlungsmaßstab und eine Kompetenzab-
grenzung für die einzelnen Behörden vorgegeben werden 
muss, um eine effiziente Umsetzung der durch die Richt-
linien geforderten Regulierungsaufgaben gewährleisten 
zu können.  
III. Ex-ante/ex-post-Aufsicht (zu Block1/4) 
Für die Festsetzung von Netznutzungsentgelten sind als 
Modelle grundsätzlich eine ex ante- oder eine ex post-

Kontrolle oder eine Kombination von beidem denkbar. 
Das wesentliche Problem der ex ante-Genehmigung ist 
ein Kapazitätsproblem. Die RegTP muss innerhalb eines 
sehr kurzen Zeitraumes eine Vielzahl von Genehmigun-
gen aussprechen, nachdem zuvor die jeweiligen Angaben 
der Netzbetreiber geprüft werden müssen. Im Gegenzug 
hat eine ex ante-Genehmigung den Vorteil, dass die Be-
troffenen ein hohes Maß an Rechtssicherheit haben und 
mit den vorab genehmigten Tarifen kalkulieren und ar-
beiten können.  
Eine ex post-Kontrolle hat zwar auf den ersten Blick die-
ses Kapazitätsproblem nicht, doch darf nicht übersehen 
werden, dass der Prüfungs- und Arbeitsaufwand insge-
samt gesehen kaum geringer sein wird. Erhebliche Pro-
bleme der ex post-Kontrolle sind zum einen die Rückstel-
lungen, die wegen des Vorsichtsprinzips von den Unter-
nehmen gebildet werden müssen. Solange nämlich ein 
Netzbetreiber keine Sicherheit über die Tarife hat, wird 
er derartige Rückstellungen bilden müssen, die wiederum 
Kapital im Unternehmen binden und für andere be-
triebswirtschaftliche Ausgaben nicht zur Verfügung ste-
hen. Verbunden mit möglicherweise nicht unerheblichen 
Laufzeiten, die bis zu einer etwaigen ex post-Kontrolle 
einzurechnen sind, kann es zu einer langen Phase der Un-
sicherheit kommen, die für ein Unternehmen betriebs-
wirtschaftlich schwer zu tragen ist und sich auf die Preise 
auswirken wird, da die Netzbetreiber die Rückstellungen 
als Kosten für die Unsicherheit auf den Preis aufschlagen 
werden. Zum anderen bestehen Schwierigkeiten in der 
rechtlichen Behandlung der Fälle, in denen die Behörde 
ex post feststellt, dass die verlangten Tarife überhöht wa-
ren (Rückabwicklungsproblematik; Gewinnabschöp-
fungsproblematik). 

Wenn man ein System der ex ante-Kontrolle einführt, 
müssen Regelungen über einen etwaigen Rechtsschutz 
Dritter (Stichwort: Konkurrentenklagen) vorgesehen 
werden. Es muss vermieden werden, dass bei einer ex an-
te-Genehmigung die Dauer bis zur endgültigen Geneh-
migung über Gebühren durch die Intervention Dritter be-
einträchtigt werden kann. Hier sind Maßnahmen zu er-
greifen, die dazu führen, dass nur Dritte mit einem we-
sentlichen Interesse die Möglichkeit haben, gegen die 
Festsetzung durch die RegTP anzugehen. Ein etwas 
schwieriger zu erreichender Rechtsschutz ist dadurch ge-
rechtfertigt, dass die RegTP in ihren Entscheidungen im 
Interesse der Allgemeinheit, also auch im Interesse der 
Dritten (Konkurrenten) tätig wird und diese daher schon 
im Bescheidungsverfahren berücksichtigt sein müssen. 
Denkbar wäre daher z.B., dass dem Dritten nur dann die 
Möglichkeit eines Rechtsschutzes eingeräumt wird, wenn 
er behaupten kann, die RegTP habe bei Ihrer Entschei-
dung die Interessen Dritter und insbesondere die berech-
tigten Interessen des Beschwerdeführers nicht in hinrei-
chender Weise berücksichtigt. Zur Gewährleistung von 
Rechtssicherheit für den Netzbetreiber sollte der von der 
Regulierungsbehörde genehmigte Tarif trotz des Vorge-
hens Dritter bereits gelten (keine aufschiebende Wir-
kung). Für den Fall, dass der Dritte mit seinem Wider-
spruch nicht durchdringt, sind diesem ggf. Schadener-
satzansprüche des Netzbetreibers aufzuerlegen. Besonde-
re Rechtsschutzregeln für Dritte bei ex-post-Entschei-
dungen sind nicht erforderlich, weil in dieser Situation 
keine relevanten Abweichungen zu den allgemeinen Sze-
narien bestehen, in der ein Dritter sich gegen einen (be-
günstigenden) Bescheid eines anderen wendet. 
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Problematisch ist die Frage, ob und wenn ja mit welchen 
Instrumenten die Netznutzungsentgelte für die Vergan-
genheit flächendeckend verringert werden können. Un-
abhängig von etwaigen verfassungsrechtlichen Proble-
men ist die flächendeckende Korrektur von Preisen für 
die Vergangenheit in einem Wirtschaftbereich, der durch 
Regulierung liberalisiert werden soll, theoretisch nicht zu 
legitimieren und normativ nicht möglich. Vielmehr muss 
von einem Status quo zu einem bestimmten Stichtag aus-
gegangen werden, ab dem die Kontrolle einsetzt. Das 
schließt aber nicht aus, dass sehr wohl in Einzelfällen mit 
Hilfe der Missbrauchskontrolle bestimmte Verhaltens-
weisen, die zu einem besonders hohen Netznutzungsent-
gelt geführt haben, erfasst werden können. 

Die Missbrauchskontrolle erstreckt sich auf einen Ver-
gleich der Netznutzungsentgelte, verbunden mit der 
Rechtfertigungsmöglichkeit des Netzbetreibers für die 
über dem Durchschnitt liegenden Preise. Als Festlegung 
des Maßstabs ließe sich entweder ein einfacher Durch-
schnitt aller Netznutzungsentgelte bilden, der freilich ein 
grober Maßstab wäre. Dieser grobe Maßstab hat aller-
dings den Vorteil der Einfachheit und der Praktikabilität. 
Denkbar ist aber ebenso die Schaffung eines Ver-
gleichsmaßstabes nach Strukturklassen, in die sich der 
jeweilige Netzbetreiber einordnen lassen muss. Hier be-
stehen indes erhebliche Schwierigkeiten darin, zunächst 
die Strukturklassen zu bestimmen und sodann die Ein-
ordnung des betreffenden Netzbetreibers vorzunehmen. 
Ob tatsächlich der Vergleich der Netznutzungsentgelte 
mit dem Durchschnitt innerhalb einer Strukturklasse vor-
teilhafter ist als der Vergleich anhand eines allgemeinen 
Durchschnitts ist diskutabel, denn mit dem allgemeinen 
Vergleich anhand eines Durchschnitts geht eine größere 
Bandbreite an Rechtfertigungsmöglichkeiten des Netz-
betreibers einher, der freilich für die von ihm dargelegten 
Abweichungen und Rechtfertigungen die Darlegungs- 
und Beweislast trägt. Bei einem genaueren Vergleichs-
maßstab innerhalb von Strukturklassen können auf der 
Rechtfertigungsebene schärfere Grenzen gezogen wer-
den. Im Hinblick auf die Beurteilungsgenauigkeit und die 
Praktikabilität ist ein Modell vorzuziehen, das einen ein-
fachen Vergleichsmaßstab heranzieht und dafür im Ge-
genzug eine größere Bandbreite an Rechtfertigungsgrün-
den erlaubt. Die Entscheidung über die Angemessenheit 
der Netznutzungsentgelte erfolgt dann über die Rechtfer-
tigungsebene und ist begrenzt durch die Darlegungs- und 
Beweislast des Netzbetreibers. Das hat zum Vorteil, dass 
die Einzelfälle genauer differenziert und betrachtet wer-
den können. Hinsichtlich des Beschwerdeverfahrens für 
Dritte ex post sieht die Richtlinie vor, dass dieses nicht 
abzuschneiden ist. Dadurch wird eine besondere Kontrol-
le von missbräuchlichem Verhalten gewährleistet. Aller-
dings sieht die Richtlinie nur grobe Maßstäbe vor, so 
dass im Einzelnen zu prüfen ist, dass das Beschwerdever-
fahren für Dritte so ausgestaltet wird, dass das gesamte 
Genehmigungsverfahren nicht über Gebühr behindert 
wird. 

Für den Status quo greift eine Missbrauchskontrolle ein, 
die sich praktisch wie eine ex post-Kontrolle auswirkt, 
wobei den Betroffenen - je nach Wahl des Vergleichs-
maßstabs - ein weiterer oder ein engerer Rechtferti-
gungskorridor verbleibt. Für jede Preiserhöhung ab ei-
nem Stichtag (z.B. Inkrafttreten des Gesetzes) gibt es ei-
ne ex ante-Kontrolle. Denkbar und sinnvoll kann die 

Verbindung der ex ante-Genehmigung mit Auflagen und 
Bedingungen sein. 

Die Kriterien bzw. Methoden der Berechnung und Kon-
trolle der Netznutzungsentgelte müssen durch den Ge-
setz- und/oder Verordnungsgeber im Wesentlichen vor-
gegeben werden. Zwar ist die RegTP -insbesondere mit 
den Erfahrungen aus dem Telekommunikationsbereich - 
„näher dran“ und könnte daher mit einem großen Wissen 
die Methodik der Berechnung und die Berechnung im 
Einzelfall oder nach Gruppen vornehmen, doch besteht 
die erhebliche Gefahr, dass derartige Entscheidungen von 
der RegTP von den Betroffenen und/oder Dritten nicht 
anerkannt werden und dann im Ergebnis die Gerichte die 
betreffenden Maßstäbe klären müssen. Das wäre vom 
Resultat her eine Verlagerung der Regelung vom Gesetz-
geber auf die  Gerichte. Dies ist jedenfalls ein suboptima-
les Ergebnis. 
Fazit: Die Vorgaben für die Kontrolle der Netznutzungs-
entgelte sollten vom Gesetz- oder Verordnungsgeber 
möglichst genau vorgegeben werden. Sinnvoll ist eine ex 
post-Mißbrauchskontrolle des Status quo der Entgelte; in 
Einzelfällen kann über die Missbrauchsaufsicht auch eine 
Kontrolle der Entgelte in der Vergangenheit angezeigt 
sein. Eine ex ante-Kontrolle bezieht sich dann auf die Er-
höhung der Entgelte für die Zukunft. 
IV. Anreizregulierung (zu Block 1/6) 
Eine Anreizregulierung ist marktordnungsrechtlich au-
ßerordentlich problematisch. Sie soll in monopolistisch 
strukturierten Märkten ohne Konkurrenz dafür sorgen, 
dass Innovations- und Einsparungspotenziale in den Un-
ternehmen genutzt werden, ohne dass dies der Markt-
druck erfordert. Dafür soll innerhalb eines bestimmten 
Zeitrahmens eine ex ante festgesetzte Minderungsquote 
umgesetzt werden. Andernfalls besteht die Gefahr, dass 
der Monopolist beim Status quo verbleibt, Gewinnmit-
nahmen in hohem Maße realisiert und keine weiteren In-
vestitionen tätigt. Die Idee der Anreizregulierung besteht 
offensichtlich darin, dass beeinflussbare Kosten durch 
gesetzliche Vorgaben reduziert werden. Zu diesen gehö-
ren u. a. Sachausgaben, Personalausgaben und die Kopf-
zahlen. Bei alledem besteht das sog. early action-
Problem, wonach die Gefahr der Benachteiligung für sol-
che Unternehmen besteht, die bereits vor Eintreten der 
Anreizregulierung Kosten erheblich gesenkt haben und 
rational arbeiten, und nunmehr Probleme haben, die wei-
teren Vorgaben der Anreizregulierung betriebswirtschaft-
lich sinnvoll umzusetzen.  
Verbunden mit der Festsetzung eines bloßen Preispfades 
im Rahmen der Anreizregulierung muss die Festsetzung 
eines Qualitätsstandards sein. Andernfalls bestünde die 
Gefahr, dass lediglich die Preise gesenkt werden und dies 
auf Kosten notwendiger Investitionen geht.  
Die Ziele der Anreizregulierung sollten grundsätzlich 
langfristig ansetzen. Dabei sind vier Schritte denkbar. Im 
ersten Schritt müssen Klassen gebildet werden, die je-
weils gemeinsam bestimmten Vorgaben unterliegen. Im 
zweiten Schritt muss ein Mittelwert gebildet werden, von 
dem aus die Anreizregulierung startet. Sodann bedarf es 
der Formulierung von Qualitätszielen. Hinsichtlich der 
vorgegebenen Preis- und Qualitätsziele ist zu gewährlei-
sten, dass Qualität durch Versorgungssicherheit erbracht 
wird.  



Ausschussdrucksache 15(9)1511 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit 

232 

Es muss beachtet werden, dass das wesentliche struktu-
relle Problem bei jeder Anreizregulierung die Informati-
onsasymmetrie ist. Setzt sich der Staat (in Form der Re-
gulierungsbehörde oder des Gesetz- oder Verordnungs-
gebers) an Stelle des Marktes, so treten vom Grundsatz 
her dieselben Phänomene ein wie bei einem planwirt-
schaftlichen Verfahren. Der Markt als Entdeckungsver-
fahren hat die Möglichkeit durch eine schnelle Informa-
tionsvermittlung auf Defizite oder Besonderheiten in dem 
System zu reagieren. Die exakte Festlegung von be-
stimmten Zielen durch den Staat führt dagegen zu erheb-
lichen Ineffizienzen, wenn kein Mechanismus eingebaut 
ist, um Fehlfestsetzungen hinsichtlich der Ziele schnell 
zu korrigieren. Dazu ein Beispiel: Setzt die Regulie-
rungsbehörde eine bestimmte Prozentzahl an Minderung 
der Kosten in dem Unternehmen bei einem definierten 
Qualitätsstandard fest und stellt sich heraus, dass die ge-
samtwirtschaftliche Lage es den Netzbetreibern unter 
keinen Umständen ermöglicht, diese Kennzahl zu errei-
chen, so bedarf es eines Korrekturmaßstabes, der nicht 
erst nach Ende der Periode einsetzt, sondern es ermög-
licht, dass die Unternehmen sofort auf die schwierigeren 
Marktumfeldbedingungen reagieren können. Anderen-
falls besteht die Gefahr, dass die Netzbetreiber in eine 
wirtschaftlich schwierige Situation getrieben werden; 
denkbar (und rechtlich sehr schwer zu beurteilen) ist so-
gar eine durch die Anreizvorgaben bedingte Insolvenz 
des betreffenden Unternehmens. Erforderlich ist daher in 
jedem Fall eine sog. „escape-Klausel“. Es muss also ge-
währleistet werden, dass auf besondere allgemeine Um-
stände oder auf die Umstände des Einzelfalles reagiert 
wird.  
Eine Anreizregulierung funktioniert daher nur, wenn die 
Periodenziele mit einer Partizipationsmöglichkeit der be-
troffenen Marktteilnehmer verbunden sind. Diese Parti-
zipationsmöglichkeit besteht in zweierlei Hinsicht. Zum 
einen benötigt der Staat bei der Festlegung der Perioden-
ziele Informationen des Marktes bei der Zielfestlegung. 
Zudem bedarf es eines genauen Kommunikationssystems 
auf Grund dessen der Staat feststellen kann, dass die Zie-
le die betreffenden Unternehmen allgemein in eine Situa-
tion bringen, die volkswirtschaftlich nicht sinnvoll ist. 
Zudem muss ein System eingeführt werden, dass es er-
laubt, darauf zu reagieren, dass die Qualitätsstandards, 
die für eine Periode gefordert sind im Hinblick auf die 
übrigen Periodenziele nicht erbracht werden können.  
Um einen Missbrauch der Netzbetreiber zu verhindern, 
die möglicherweise im Rahmen der Partizipationsmög-
lichkeit stets auf ihre besondere eigene Situation hinwei-
sen, ist die Einzelfallbetrachtung hinsichtlich des Abwei-
chens der Periodenziele ebenfalls an eine Darlegungs- 
und Beweislast geknüpft, die verbunden werden muss 
mit einer erhöhten Rechtfertigungsschwelle. 
Fazit: In Monopol- oder Transformationssituationen ist 
zu beobachten, dass die Kosten nicht gesenkt werden, 
wenn dazu keine Anreize bestehen. Die Anreizregulie-
rung gibt diese Anreize hoheitlich vor, so dass ein Druck 
entsteht, der dem Marktdruck entsprechen soll. Wesent-
lich ist allerdings der Grundsatz, dass eine Behörde, die 
die Anreizregulierung vornimmt keine Eingriffe in unter-
nehmerische Entscheidungen vornehmen darf. Es ist ein 
allgemeiner Grundsatz des Wirtschafts- und Wettbe-
werbsrecht, dass der Staat zwar Ziele vorgeben kann, wie 
Ergebnisse im Unternehmen auszusehen haben, dass es 
aber der unternehmerischen Freiheit eines jeden Netz-

betreibers obliegt, den Weg zur Erreichung dieser Ziele 
selbst zu wählen. Anreizregulierung ist zukunftsgerichtet 
und enthält daher eine Prognoseunsicherheit. Es findet 
eine Wissensanmaßung pro Periode statt, die eines Kor-
rektivs bedarf. Eines solchen Korrektivs bedarf es insbe-
sondere deshalb, weil bei unzutreffenden und unrealisti-
schen Periodenzielen die Folgen des unternehmerischen 
Handels möglicherweise zu irreversiblen Zuständen füh-
ren (insbesondere Insolvenz).  

V. Die Methode zur Kalkulation der Netznutzungs-
entgelte (zu Block 2/1) 

Grundsätzlich stehen sich die Nettosubstanzerhaltung 
und die Realkapitalerhaltung als Modelle gegenüber. 
Beide Methoden führen in der langfristigen Perspektive 
zu den gleichen Ergebnissen. Das Problem besteht im 
Wesentlichen im Wechsel von der Methode der Netto-
substanzerhaltung zur Realkapitalerhaltung. Diese Me-
thode führt zu einer ganz erheblichen Kostensteigerung 
bei der Umstellung, weil eine Neubewertung der Vermö-
genswerte (assets) erforderlich ist, um die Umstellung 
der Methode zu realisieren. Das hätte die praktische 
Konsequenz, dass die Umstellung der Methoden dazu 
führt, dass trotz Preisregulierung die Preise der Netz-
betreiber zunächst erheblich in die Höhe gehen, um dann 
(in entsprechend stärkerem Maße) auf das gewünschte 
niedrige Niveau zu sinken. Zugleich ist zu befürchten, 
dass der Umstieg auf die neue Rechnungsmethode mit 
erheblichen internen Kosten verbunden ist, so dass es 
sich für die Netzbetreiber nicht lohnt in dieser Periode 
weiter zu investieren, was auf die Kosten der Versor-
gungssicherheit gehen könnte.  
Problematisch sind bei der Methode der Berechnung fer-
ner unter anderem 

- wie der Realzins bei dem Eigenkapital, das in einem 
Unternehmen eingesetzt wird, zu berechnen ist. Aus 
Sicht der Wirtschaft wird ein Zeitraum von 40 Jahren 
angesetzt, weil diese Sichtweise assets-oriertiert ist 
und an die Abschreibungen der Vermögensgegen-
stände ausgerichtet ist. Auf der anderen Seite gibt es 
allerdings keinen Markt für Wertpapiere, die 40 Jahre 
Laufzeit haben, so dass tatsächlich ein geringerer 
Zeitraum für die Berechnung der Realzinsen heran-
gezogen werden muss (zwischen 10 und 30 Jahren).  

- wie der Risikozuschlag berechnet wird. Hier muss 
das Eigenkapital betrachtet werden, das ein Eigentü-
mer an ein Versorgungsunternehmen bereit ist einzu-
legen. Dabei sind insbesondere steuerliche Fragen zu 
berücksichtigen (Stichworte: Ansatz vor Steuern oder 
Ansatz nach Steuern; Berücksichtigung von Gewer-
be- und/oder Körperschaftssteuer).  

- wie sog. Scheingewinne berücksichtigt werden, weil 
es bei einer Bilanzierung nach HGB kommt dazu, 
dass auf Grund des Ansatzes der Abschreibungen in 
Realitätssteuern bezahlt werden muss, die für die 
Nettosubstanzerhaltung gebraucht werden.  

- die Behandlung von sogenannten Fehlinvestitionen in 
der Vergangenheit. Es wird immer wieder vorge-
bracht, dass die Nettosubstanzerhaltung dazu führt, 
dass Fehlinvestitionen „mitgeschleppt“ werden und 
von den Kundennetzbetreibern finanziert werden. 
Hier besteht aber das Problem zu entscheiden, was 
eine „Fehlkalkulation“ ist und wie eine ggf. festge-
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stellte Fehlkalkulation im Nachhinein bewertet wer-
den soll. 

Die Beurteilung dieser Fragen ist schwierig und bedarf 
im einzelnen einer genauen Diskussion. Vor dem Hinter-
grund einer Abwägung zwischen den positiven Effekten 
eines Wechsels der Methoden und den positiven Effekten 
bei einer Beibehaltung der Methoden unter einer Regu-
lierung scheint die Waage zugunsten einer Beibehaltung 
der jetzigen Methode unter der Beobachtung der RegTP 
auszuschlagen. Die Wechselkosten für die Volkswirt-
schaft und die Unsicherheiten, die auch mit dem neuen 
System einhergehen, dürften erheblich sein.  
Trotz der Schwierigkeiten im Einzelnen sollte es in der 
Kompetenz des Gesetzgebers bleiben, die Vorgaben über 
die Methode und das Vorgehen der RegTP zu regeln. 
Wollte man diese Kompetenz – wegen der fachlichen 
Nähe – der RegTP überlassen, dann bedarf es nach den 
allgemeinen Grundsätzen einer besonders dichten ge-
richtlichen Kontrolle, wenn eine Behörde einen derarti-
gen Entscheidungszuwachs erfährt. Das wiederum würde 
zu einer erheblichen Belastung der Gerichte führen und 
damit zu einer erneuten Belastung der öffentlichen Haus-
halte. 
Ein Ansatz, der keine Methodik zur Berechnung der 
Netznutzungsentgelte in das Gesetz oder in eine Verord-
nung schreiben möchte, sondern der RegTP die Festle-
gung der Berechnungsmethoden für die  Netznutzungs-
entgelte vollständig überlässt, ist erheblichen Bedenken 
ausgesetzt. Unabhängig von etwaigen verfassungsrechtli-
chen Unsicherheiten entstehen wesentliche Rechtssicher-
heitslücken bei den Netzbetreibern, da sie in ihrer unter-
nehmerischen Kalkulation nicht einmal mehr Rahmenda-
ten voraussetzen können, mit denen sie rechnen können. 
Die Folge ist, dass aus dem Vorsichtsprinzip Kosten re-
duziert werden müssen, die regelmäßig im Investitions-
bereich liegen werden. Die RegTP müsste zudem mit 
1700 Netzbetreibern entweder konkrete Netznutzungs-
entgelte aushandeln oder jedenfalls für Klassen Metho-
den vorgeben. Neben einem Kapazitätsproblem führt dies 
zu einem erheblichen Ermessen der RegTP, das gericht-
lich kontrolliert werden müsste. Problematisch ist dies 
aber, weil die Gerichte wiederum kaum Maßstäbe für die 
Entwicklung solcher Kriterien haben. Es ist ferner zu be-
denken, dass Eingriffe in unternehmerische Entschei-
dungsparameter durch die Regulierungsbehörde bedenk-
lich sind, wenn diese dafür keine gesetzlichen Vorgaben 
hat. Eine Übernahme der Erfahrungen aus dem Tele-
kommunikationsbereich ist nur bedingt möglich, denn 
die Erfahrungen beziehen sich auf einen Bereich, der ein 
erhebliches Innovationspotential mit Ausweichmöglich-
keiten für die regulierten Unternehmen hat, während der 
Netzbereich ein solches Innovationspotential nicht hat.  
VI.  Spezielle Hinweise zu Problemen im Gas-Bereich 

(Bemerkung zu Block 3) 
Aufgrund der Besonderheiten des Gasmarktes im Ver-
gleich zum Elektrizitätsmarkt erscheinen folgende ergän-
zende allgemeine Erwägungen notwendig: 
Die Entgeltbildung beim Netzzugang gem. § 21 Abs. 2 
EnWG-Entwurf bietet folgendes Problem: Die Sicher-
stellung der Investitionsfähigkeit der Netzbetreiber erfor-
dert eine genaue gesetzliche Vorgabe zur Nettosub-
stanzerhaltung und eine angemessene Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals. Der auf der Ferngasstufe beste-
hende Leitungswettbewerb erfordert eine gesetzliche Re-

gelung, die aus dem oben genannten Gründen nicht allein 
im Ermessen des Verordnungsgebers stehen sollten. 
Netzbetreiber haben ein Bedürfnis nach Rechtssicherheit, 
das durch Gesetz befriedigt werden kann. Bei den im 
Wettbewerb stehenden Fernleitungssätzen sollten Entgel-
te anhand eines Vergleichs mit Gasversorgungsnetzen an 
vergleichbaren Märkten gebildet werden. In Deutschland 
wird der überwiegende Teil der Ferntransportkapazitäten 
durch mehrere Netzbetreiber, die untereinander in einem 
Transport- bzw. Leitungswettbewerb stehen, vermarktet. 
Auf den wesentlichen Hauptstrecken besteht daher aus 
Sicht der transportnachfragenden Kunden eine alternative 
Transportmöglichkeit. Dies trifft bei parallel verlegten 
Leitungen zu, aber auch dann, wenn der Transport über 
zwei wirtschaftlich vergleichbare Transportwege zu rea-
lisieren ist. Entsprechender Leitungswettbewerb verstärkt 
sich durch die Einführung von Entry/Exit-Modellen. 
Darüber hinaus bieten auf den großen Transitleitungssy-
stemen mehrere Betreiber Transportleitungen an. Dies 
gilt auch für die in Bruchteilseigentum stehenden Lei-
tungssysteme, bei denen jeder Eigentümer für die Ver-
marktung seines Kapitalanteils selbst verantwortlich ist. 
Auf Grund des tatsächlich bestehenden Transportwett-
bewerbs und des potentiellen Leitungswettbewerbs durch 
konkurrierende Infrastrukturvorhaben Dritter stellt eine 
marktorientierte Preisbildung eine geeignete Methode zur 
Entgeltermittlung für den Zugang zu den Fernleitungs-
netzen dar. Insoweit ist ein Vergleichsmarktprinzip he-
ranzuziehen und alle zwei Jahre ein unabhängiges Gut-
achten zum Entgeltvergleich nationaler und internationa-
ler Gasfernleitungsnetzbetreiber unter Berücksichtigung 
wesentlicher struktureller Unterschiede zu erstellen. 
Wenn diese Gutachten ergeben sollen, dass die Höhe der 
Netzzugangsentgelte von deutschen Fernleitungsnetz-
betreibern unangemessen ist, müssen die betreffenden 
Netzbetreiber ihre jeweiligen Entgelte anpassen. Eine 
derartige marktorientierte Entgeltermittlung ist nach dem 
Entwurf für eine EG-Verordnung über die Bedingungen 
für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen zuläs-
sig. 
Für Deutschland sollte der verhandelte Speicherzugang 
in § 28 EnWG-Entwurf beibehalten werden. Ausweislich 
der Begründung der Bundesregierung dient die Vor-
schrift zum EnWG-Entwurf der Umsetzung von Art. 19 
Abs. 3 der Gasrichtlinie (Zugang auf Ertragsbasis, der 
zwischen den Parteien ausgehandelt wird). Widersprüch-
lich erscheint dagegen, dass § 28 Abs. 4 EnWG-Entwurf 
das BMWA vorbehaltlos ermächtigt, die inhaltliche Ge-
staltung der Verträge über den Zugang zu den Speicher-
anlagen zu regeln. Dies würde das Prinzip des verhandel-
ten Speicherzugangs in Frage stellen. Eine entsprechende 
Ermächtigung enthält das geltende Energierecht nur für 
den Fall, dass es zur Erreichung der Ziele des § 1 und zur 
Gewährleistung wirksamen Wettbewerbs erforderlich ist. 
Eine derartige Rechtfertigung entfiele, wenn festgestellt 
werden könnte, dass auf dem Markt für Speicherdienste 
bereits jetzt Wettbewerb herrscht.  
Speicher sind zudem keine essential facilities. Hinsicht-
lich der Frage der essential facilities sind neueste Er-
kenntnisse aus dem US-amerikanischen Recht von Inter-
esse. Nach § 19 Abs. 4 Satz 4 GWB und nach Art. 82 
EG-Vertrag sind essential facilities bislang stets als eine 
tatbestandliche Voraussetzung anerkannt worden, bei de-
ren Vorliegen der Zugang zu wesentlichen Einrichtungen 
gewährt werden muss. Damit ist die essential facilities-
Doktrin als ein Mittel zur Marktöffnung angesehen wor-
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den, das freilich in die Eigentumsrechte der Betroffenen 
eingreift, aber vor dem Hintergrund der Gewährung des 
Zugangs zu marktwesentlichen Einrichtungen gerechtfer-
tigt werden kann. Eine genaue Rechtsvergleichung zeigt 
indes, dass in den USA die essential facilities-Doktrin 
keinesfalls als Tatbestand angesehen wird, sondern eine 
von mehreren Rechtsfolgen bei der Feststellung eines 
Missbrauchs marktbeherrschender Stellungen ist. Daraus 
ergibt sich die Überlegung, dass möglicherweise die In-

strumentalisierung von essential facilities kein geeigneter 
Weg zur Schaffung von offenen Märkten ist.  
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15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Walther Busse von Colbe, Ruhr-Universität Bochum 

Das Ziel energiewirtschaftlicher Vorschriften sollte es 
sein, den Elektrizitäts- und Gasrichtlinien der EU vom 
26. 6. 2003 entsprechend schrittweise einen funktions-
fähigen Wettbewerb auf den Energiemärkten zu schaf-
fen. Dazu bedarf es eines hohen Maßes an Transparenz. 
Unter der Bedingung der Versorgungssicherheit sind 
Wettbewerb und Transparenz die Maßstäbe zur Beurtei-
lung der Vorschriften und damit die Basis für die folgen-
den Ausführungen. 

1.5 Vergleichsmarktverfahren  

Der Vergleich der Kosten bei energiewirtschaftlich ratio-
neller Betriebsführung mit denen eines effizienten und 
strukturell vergleichbaren Netzbetreibers gemäß § 21 
Abs. 2 EnWG-E und die Ermächtigung für die Regulie-
rungsbehörde zu einem nachträglichen periodischen Ver-
gleich der Netzzugangsentgelte gemäß § 21 Abs. 3 
EnWG-E kann einen Beitrag zu einer wettbewerbsorien-
tierten Gestaltung der Zugangsentgelte nur leisten, wenn 
die Vergleichsunternehmen auf einem dem Wettbewerb 
geöffneten Markt tätig sind. Eine solche Bedingung fehlt 
im EnWG-E. Im Gegensatz dazu sind nach dem Ver-
gleichmarktverfahren gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 des neuen 
Telekommunikationsgesetzes (TKG) nur die Preise sol-
cher Netzbetreiber als Vergleich heranzuziehen, die ent-

sprechende Leistungen auf vergleichbaren, dem Wett-
bewerb geöffneten Märkten anbieten. Ohne eine solche 
Wettbewerbsbedingung besteht die Gefahr, dass Kosten 
und Entgelte nur von marktbeherrschenden Unternehmen 
miteinander verglichen werden. Daher sollte der EnWG-
E um eine derartige Wettbewerbsklausel ergänzt werden. 

1.6 Anreizregulierung 
EnWG und Entgeltverordnung sollten um Regelungen 
ergänzt werden, die den Netzbetreibern Anreize zur Ko-
stensenkung durch Rationalisierung bieten. Das die 
Vorschriften weitgehend beherrschende Prinzip der Ent-
geltregulierung über Kostenerstattung sollte durch Rege-
lungen ergänzt werden, die dem Ziel wettbewerbskon-
former Entgelte entsprechen. Dem effizienter arbeiten-
denden Anbieter sollten zusätzliche Gewinnmöglichkei-
ten gegenüber Netzbetreibern eröffnet werden, die weni-
ger rationell arbeiten. Im Telekommunikationsbereich 
gibt es einige Regelungen und Erfahrungen dafür. So ist 
z. B. das Price Cap-Verfahren geeignet, dem Netz-
betreiber Rationalisierungsvorteile zeitlich begrenzt zu 
belassen, wenn er über die Rationalisierungsvorgabe der 
Regulierungsbehörde hinaus weitere Kostensenkungen 
erzielt. Die Rationalisierungsergebnisse werden zwischen 
Netzbetreiber und Kunden geteilt. Anreizregulierungen 
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müssen so lange bestehen, bis ein funktionsfähiger Wett-
bewerb auf den Energiemärkten erreicht ist. 

1.12 Unbundling 
Die Vorschriften der § 7 Abs. 1 und 10 Abs. 3 EnWG-E 
erscheinen z.T. unklar und setzen die entsprechenden 
Art. der Elektrizitätsrechtlinie (El-RL) z. T. nur unvoll-
ständig um: 
(1) Nach § 7 Abs. 1 haben vertikal integrierte EVU si-

cherzustellen, dass mit ihnen verbundene Netzbetrei-
ber rechtlich unabhängig von anderen Tätigkeiten der 
Energieversorgung sind. Das kann so verstanden 
werden, dass Übertragungs- und Verteilungsnetz-
betreiber eine rechtliche Einheit bilden dürfen. Art. 
10 und 15 El-RL verlangen aber eine getrennte recht-
liche Entflechtung beider Arten von Netzbetreibern. 

(2) Die Vorschriften des § 10 Abs. 3 über getrennte 
Rechnungslegung beziehen sich nur auf vertikal in-
tegrierten Unternehmen. Die zu Grunde liegende 
Vorschrift des Art. 19 Abs. 3 El-RL enthält eine sol-
che Einschränkung nicht. Sie bezieht sich somit auch 
auf horizontal integrierte EVU, z. B. für den Fall, 
das Elektrizitäts-, Gas- und Wasserverteilung in ei-
nem Unternehmen betrieben werden.  

(3) Die Vorschriften des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 über die 
Offenlegung und Abs. 3 Satz 4 über den gesonderten 
Ausweis der Einnahmen aus dem Eigentum an 
Übertragungs- und Verteilernetzen wurden nicht 
umgesetzt.  

Für eine richtlinienkonforme Umsetzung in deutsche 
Recht müsste der EnWG-E entsprechend ergänzt werden. 

1.13 Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde 
Die Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehörde wer-
den durch die äußerst detaillierten Regelungen des Ent-
wurfs der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV-E) 
unangemessen eingeschränkt. Die detaillierten Rege-
lungen erschweren oder verhindern die Anpassung der 
Regelungspraxis an veränderte Rahmenbedingungen und 
gewonnene Erfahrungen. Die Regulierung sollte ein fle-
xibles Verfahren nach pflichtgemäßem Ermessen sein. 
Darin liegt ihr Vorteil gegenüber einem ins Einzelnen 
gehenden Regelwerkes. Mit der Regulierungspraxis für 
die Telekommärkte sind auf Grund eines allgemeineres 
Rahmens für die Kostenermittlung des alten TKG sind 
bisher überwiegend gute Erfahrungen gemacht worden. 

2.1 Kalkulation der Netzentgelte 
2.1.1 Nettosubstanzerhaltung und kalkulatorische 

Abschreibungen 
Das in § 21 Abs. 2 EnWG-E und in § 4 Abs. 1 Strom-
NEV-E verankerte Verfahren der Nettosubstanzerhaltung 
für die Ermittlung der kalkulatorischen Anlageabschrei-
bungen, die in § 6 StromNEV im einzelnen geregelt 
wird, ist entgegen der Behauptung der Bundesregierung 
in ihrer Gegenäußerung auf die Stellungnahme des Bun-
desrates (Nr. 26) kein „anerkanntes betriebswirtschaft-
liches Prinzip der Entgeltkalkulation“. Es wurde zwar 
von den Preisaufsichtsbehörden einiger Bundesländer für 
die Strompreisgenehmigung für den privaten und klein-
gewerblichen Bereich akzeptiert und findet sich auch in 
der Anlage 3 zur Verbändevereinbarung Strom (BAnz. 
Nr. 85b v. 8. 5. 2002), wird jedoch für die Angebotskal-

kulation nichtregulierter Unternehmen, soweit bekannt, 
nicht angewendet. Das Verfahren wurde für die Bemes-
sung der Obergrenze der Gewinnausschüttung bei Erhal-
tung der Unternehmenssubstanz in den siebziger Jahren 
in Deutschland entwickelt, blieb aber im Ausland unbe-
kannt oder nicht angewendet. 
Die Nettosubstanzerhaltung, nach der eigenfinanziertes 
Anlagevermögen auf Basis von Tageswerten und 
fremdfinanziertes auf Basis historischer Anschaf-
fungswerte abgeschrieben wir, leidet an dem grundle-
genden strukturellen Mangel, dass Eigen- und Fremd-
kapital den Vermögensgegenständen nicht verursa-
chungsgerecht, sondern nur auf Grund einer mehr oder 
minder willkürlichen Fiktion zugeordnet werden kön-
nen. Daher ist es unzweckmäßig, die Entgeltbestimmung 
für den Stromnetzzugang und die Regulierungsbehörde 
an diese Prinzip zu binden. 
Durch eine Abschreibungsbemessung nach der für die 
Bilanzierung entwickelten Methode der Nettosubstanzer-
haltung besteht die Gefahr, dass über die Anwendung 
von Preisindizes (§ 6 Abs. 3 StromNEV-E) Abschrei-
bungen auf nicht mehr zeitgemäße Netzstrukturen in 
die Entgelte Eingang finden. Wenn überhaupt darf die 
Nettosubstanzererhaltung für Regulierungszwecke nur 
auf die effiziente Substanz (§ 21 Abs. 2 EnWG-E) an-
gewendet werden. Wettbewerbsorientiert wäre Abschrei-
bungen nur in der Höhe, die ein neu auftretender Wett-
bewerber für ein neues effizientes Netz ansetzen müss-
te. Die Beachtung des Grundsatzes der elektrizitätswirt-
schaftlich rationellen Betriebsführung ist kaum geeignet, 
die Berücksichtigung von Kosten nicht effizienter Netze 
zu verhindern, weil sie sich nur auf das Operating be-
zieht. 
In das Gesetz und in die Netzentgeltverordnungen sollte 
kein Kalkulationsschema wie die Nettosubstanzerhal-
tung oder die als Alternative vorgeschlagene Reale Kapi-
talerhaltung aufgenommen werden. Die Regulierungsbe-
hörde sollte die Möglichkeit haben, die Netzentgelte 
möglicht zukunftsorientiert und wettbewerbskonform 
zu kontrollieren oder festzulegen. 
Nach § 6 Abs. 5 StromNEV-E sollen für den Fall. dass 
im Zeitpunkt der Ersatzinvestition die Anschaffungs- 
und Herstellungskosten der wiederbeschafften Anlage 
die kumulierten Abschreibungen auf Tageswertbasis 
(unter Berücksichtigung von Zinseffekten) der ersetzten 
Anlage über- oder unterschreiten, in der folgenden 
Kalkulationsperiode mit den Kosten verrechnet werden. 
Diese Regelung ist in höchstem Maße fragwürdig: 

(1.) Nur selten ist einwandfrei festzustellen, welche Neu-
investition eine bestimmte frühere Investition ersetzt. 
Verdiente Abschreibungsgegenwerte werden als Teil 
des Cash-Flows laufend reinvestiert oder zur Schul-
dentilgung verwendet.  

(2.) Falls doch eine Anlage einer ausgeschiedenen als Er-
satz zugeordnet werden kann, weichen infolge des 
technischen Fortschritts und der wirtschaftlichen 
Veränderungen die Kosten der neuen von der alten 
Anlage in der Regel ab. Häufig sind Ersatzinvestitio-
nen kapitalintensiver und daher teuerer als alte Anla-
gen, verursachen aber weniger Betriebskosten.  

(3.) Die Verrechnung der Differenz zwischen kumulierten 
Abschreibungen der Altanlage mit den Anschaf-
fungskosten der Ersatzanlage würde für die einzelne 
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Anlage zu einer überhöhten oder zu einer zu geringen 
Abschreibung in den Folgeperioden führen. 

Die Vorschrift sollte ersatzlos gestrichen werden. Sie 
findet sich auch nicht in der bisher geltenden VV Strom 
II plus. 

2. 1. 2 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 
Nach § 7 Abs. 4 StromNEV-E bildet der Durchschnitt 
der Umlaufrendite der festverzinslichen Wertpapiere in-
ländischer Emittenten in den letzten zehn Kalenderjahren 
abzüglich der durchschnittlichen Preisänderungsrate des 
Verbraucherpreisindex in diesem Zeitraum die Basis für 
die Eigenkapitalverzinsung, die um einen Zuschlag netz-
spezifischer Wagnisse gemäß Abs. 5 erhöht wird. Da ei-
ne Entgeltgenehmigung aber für die Zukunft erteilt wird, 
kommt es auf die voraussichtlichen Eigenkapitalkosten in 
der Zukunft, nicht aber in der Vergangenheit, an. Die 
Renditesätze und Inflationsraten in der Vergangenheit 
können infolge anderer wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen andere sein, als sie für die künftige Genehmi-
gungsperiode (gem. Abs. 6 für zwei Jahre) erwartet wer-
den. Die aktuellen Kapitalkostensätze werden allgemein 
als Basis für die künftigen Sätze angesehen. Durch die 
Festlegung auf den durchschnittlichen Kapitalkostensatz 
der zehnjährigen Vergangenheit wird der Regulierungs-
behörde die Möglichkeit der eigenen Beurteilung ge-
nommen.  

Darüber hinaus ist nicht ersichtlich, weshalb in Abs. 5 
Nr. 4  die durchschnittliche Eigenkapitalverzinsung der 
Netzbetreiber auf ausländischen Märkten besonders 
hervorgehoben wird, obgleich dort die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen andere als im Inland sein können.  

Im Sinne einer wettbewerbsorientierten Entgeltregu-
lierung sollten die Kapitalkosten primär aus Daten der 
Kapitalmärkte abgeleitet werden, wie das im Ausland 
für Entgeltregulierungen weitgehend üblich und von der 
Literatur auch in Deutschland überwiegend befürwortet 
wird. Der Eigenkapitalkostensatz muss so hoch sein, dass 
er auch die Risiken abdeckt, die sich für das Unterneh-
men aus dem technischen Fortschritt, Preisänderungen 
und Nachfrageschwankungen ergeben. Er muss genü-
gend Anreize für Investitionen im Energiebereich bieten. 

2. 1. 3 Kalkulatorische Steuern 

In § 8 StromNEV wird zwar die Gewerbesteuer als Ko-
stenposition anerkannt, die Körperschaftsteuer (KSt) 
jedoch nicht erwähnt. Die Eigenkapitalverzinsung muss 
jedoch so hoch sein, dass nach Abzug der KSt eine 
marktübliche Verzinsung verbleibt. Andernfalls verlö-
ren die EVU den Zugang zum Kapitalmarkt. Steuerrecht-
lich ist die Eigenkapitalverzinsung steuerpflichtiger Ge-
winn. Daher ist es völlig unbestritten, dass die Eigenkapi-
talverzinsung um die KSt hochgerechnet werden muss. 
Das ist auch für die Entgeltregulierung im Telekombe-
reich anerkannt. Die StromNEV muss entsprechend an-
gepasst werden 

2.1.4 Periodenübergreifende Saldierung 

Weichen die in einer Kalkulationsperiode erzielten Netz-
nutzungsentgelte von den zugrundegelegten Netznut-
zungskosten ab, so muss nach § 11 Strom NEV-E die 
Differenz in der nächsten Kalkulationsperiode mit den 

Kosten verrechnet werden. Diese Vorschrift nimmt im 
Falle zutreffender Mengenprognosen dem Netzbetreiber 
jeden Anreiz durch Rationalisierung die Kosten zu 
senken. Sie entspringt offenbar – wie andere Vorschrif-
ten des StromNEV-E auch – dem Konzept der Kostener-
stattung für die Entgeltregulierung. Sie ist damit wettbe-
werbswidrig. Die Vorschrift widerspricht damit auch § 
21 Abs. 2 Satz 1 EnWG-E, wonach die Entgelte unter 
Berücksichtigung von Anreizen für eine kosteneffizien-
te Leistungserbringung gebildet werden. 
2.1.5 Kostenmodelle 

Nach § 21 Abs. 2 Satz 1 EnWG-E werden die Entgelte 
auf der Grundlage der Kosten einer energiewirtschaftlich 
rationellen Betriebsführung gebildet, die denen eines ef-
fizienten strukturell vergleichbaren Netzbetreibers ent-
sprechen müssen. Insoweit könnte nach dieser Vorschrift 
von den tatsächlichen Kosten eines Betreibers abgewi-
chen werden, um der Effizienzforderung nachzukommen. 
Mit der angehängten Bedingung der Beachtung der Net-
tosubstanzerhaltung und den vielen Einzelregelungen in 
dem StromNEV-E ist dies aber kaum möglich, soweit 
nicht ein verbotener Missbrauch der Marktstellung nach 
§ 30 EnWG-E vorliegt, der nach Abs. 1 Nr. 5 in der For-
derung von Entgelten bestehen kann, die von denen ab-
weichen, die sich mit hoher Wahrscheinlichkeit bei wirk-
samen Wettbewerb ergeben würden. Nach § 21 Abs. 2 
Satz 2 dürfen außerdem für kostenbasierte Entgelte Ko-
sten, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb nicht 
einstellen würden, nicht berücksichtigt werden.  

In dem StromNEV-E wird in § 4 Abs. 1 zwar der Grund-
satz aus § 21 Abs. 1 EnWG wiederholt, die folgenden 
Vorschriften regeln aber eine Istkostenrechnung weit-
gehend nach herkömmlichen Methoden, abgesehen von 
der sonst nicht üblichen Nettosubstanzerhaltung. Die 
Vorschrift des § 21 Abs. 2 Satz 2 EnWG, wonach nicht-
wettbewerbskonforme Kosten nicht berücksichtigt wer-
den dürfen, wird in dem StromNEV-E nicht aufgegriffen. 
Vielmehr folgt die VO fast durchweg dem Kostenerstat-
tungsprinzip. 

Im Unterschied zum EnWG-E beruht die kostenbasierte 
Entgeltgenehmigung im Telekommunikationsbereich 
nach § 31 TKG auf den Kosten der effizienten Lei-
stungsbereitstellung (Abs. 1),die sich aus den langfristi-
gen zusätzlichen Kosten der Leistungsbereitstellung 
ergeben (Abs. 2). Nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 TKG kann die 
Regulierungsbehörde zur Ermittlung der effizienten 
Leistungsbereitstellung auch eine von der Kostenbe-
rechnung des Unternehmens unabhängige Kostenrech-
nung anstellen und hierfür Kostenmodelle heranziehen. 
Davon macht die Regulierungsbehörde auch Gebrauch. 
Der Regulierungsbehörde sollte auch für den Energiebe-
reich die Möglichkeit eingeräumt werden, Kostenmo-
delle zur Ermittlung der effizienten Kosten der Lei-
stungsbereitstellung heranzuziehen. Damit könnten Ko-
stenbestandteile aus der Entgeltberechnung eliminiert 
werden, die ein Wettbewerber nicht ansetzen würde.  

Die Kritik unter 2.1 sollte auch für den noch nicht vorlie-
genden GasNEV-E beachtet werden. 

Zusammenfassung 

 Die Vorschriften über die Netzentgeltregulierung 
sollten an dem Ziel ausgerichtet sein, sie näherungs-
weise in der Höhe zu bilden, die sich wahrscheinlich 
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bei Wettbewerb ergeben würde (wettbewerbskon-
forme Netznutzungsentgelte). 

 Das Vergleichsmarktverfahren kann zur Erreichen 
dieses Ziels nur dann wesentlich beitragen, wenn es 
sich auf Märkte bezieht, die dem Wettbewerb geöff-
net sind. 

 Auch das rechtliche und rechnungstechnische Un-
bundling müssen auf das Ziel wettbewerbskonformer 
Netzentnutzungsentgelte ausgerichtet werden, indem 
es sich richtlinienkonform auch auf die Trennung 
von Übertragungs- und Verteilungsnetzbetreiber 
sowie auf horizontal integrierte Unternehmen be-
zieht. 

 Die Handlungsbefugnisse der Regulierungsbehör-
de müssen so geregelt werden, dass sie flexibel auf 
die Erreichung des Ziels wettbewerbskonformer Nut-
zungsentgelte hinwirken kann. 

 Die Netznutzungsentgelte sollten an kein starres 
Kalkulationsschema wie die Nettosubstanzerhaltung 
gebunden werden. 

 Die Nettsubstanzerhaltung ist kein betriebswirt-
schaftlich anerkanntes Kalkulationsschema. Es 
leidet unter dem Mangel der nur fiktiv möglichen 
Zuordnung von Eigen- und Fremdkapital zu den 
Vermögensgegenständen des Unternehmens. Es birgt 
die Gefahr, dass Abschreibungs- und Zinskosten für 
veraltete Netzstrukturen in den Netznutzungsengelten 
vergütet werden und ist insoweit wettbewerbswid-

rig. Nur die effiziente Substanz darf Abschreibun-
gen und Zinsen zugrunde gelegt werden. 

 Der mit der periodenübergreifenden Saldierung in 
dem StromNEV-E vorgesehene Vergleich zwischen 
kumulierten Abschreibungen der ersetzten mit dem 
Anschaffungskosten der Ersatzanlage ist in der Regel 
real nicht, höchsten über Fiktionen möglich. 

 Die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung sollte 
nicht vergangenheits- sondern zukunftsorientiert sein 
und aus den Daten der Kapitalmärkte abgeleitet wer-
den. 

 Die Eigenkapitalkosten müssen auch die Körper-
schaftsteuer abdecken, andernfalls verlören die EVU 
den Zugang zum Kapitalmarkt. 

 Die in dem StromNEV-E vorgesehene perioden-
übergreifende Kostensaldierung nimmt den Un-
ternehmen Anreize zur kostensenkenden Rationali-
sierung. Sie ist insofern wettbewerbswidrig. 

Der Regulierungsbehörde sollte zur Realisierung des 
Ziel wettbewerbskonformer Netzentgelte die Möglich-
keit eingeräumt werden, von der Kostenrechnung des 
Unternehmens abweichende Kostenmodelle für die Ent-
geltfindung und -kontrolle auf der Basis effizienter Net-
ze und Betriebsführung heranzuziehen, wie das im Tele-
kommunikationsbereich gesetzlich geregelt ist und prak-
tiziert wird. 
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Entwicklung deutscher Industriestrompreise 1996 bis 2004 (jeweils 1. Januar)
Quelle: eurostat, Statistik kurz gefaßt, Umwelt und Energie von 1996 bis 2004  

 1996   1997   1998   1999  2000  2001  2002   2003   2004

Abnahme: 10 MW x 7000h/a
                   = 70 GWh/a

Abnahme: 10 MW x 5000h/a
                  = 50 GWh/a

1996   1997   1998   1999   2000  2001   2002   2003  2004

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1503 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 12. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. 

Vorbemerkung  
Der Gesetzentwurf wird in einer Zeit vorgelegt, in der 
sich die Industrie mit steigenden Energiepreisen kon-
frontiert sieht, die den Standort Deutschland belasten. 

Die heutigen Strompreise liegen über denen vor der 
Liberalisierung. Auch durch politische Belastungen 
sind die Liberalisierungserfolge aufgezehrt worden.  
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Erdgaspreise - Industrie - Stand 01.01.2004 
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eigene Auswertung

Hinzu kommt, dass im europäischen Vergleich die deut-
schen Industriestrompreise nur noch von den italieni-

schen übertroffen werden.  

 
 

Vergleich der industriellen Strompreise in der EU - Stand 01.01.2004
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Stromverbrauchsfälle/Abnahmemengen:
1. Säule: 2500kW x 4.000h/a = 10 000 000 kWh
2. Säule: 4000kW x 6.000h/a = 24 000 000 kWh
3. Säule: 10 MW x  5.000 h/a = 50 000 000 kWh

Angaben in Eurocent/Kilowattstunde, ohne Mehrwertsteuer

Quelle: Eurostat, Statistik kurz gefasst, Umwelt und Energie, Energie 3/2004 - eigene Auswertung  
 
 
Auch die Erdgaspreise für die deutsche Industrie zählen 
in Europa zu den höchsten. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Diese Entwicklung ist für den Standort Deutschland 
höchst problematisch, weil die Strom- und Erdgaskosten 
einen Anteil an den gesamten Energiekosten der Indu-
strie von über 80 % haben. 
Hinweis: Nach Auffassung der Stromwirtschaft reprä-
sentiert diese Stellungnahme in wesentlichen Teilen die 
Interessen der energieverbrauchenden Industrie an mög-
lichst geringen Energiepreisen und gibt zu bedenken, 
dass die Netzbetreiber auch im neuen Ordnungsrahmen 
angemessene Renditen erwirtschaften müssen, um not-
wendige Neuinvestitionen in die Netze zu tätigen und 
damit die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Ver-

schiedene 
Forderungen 
der Industrie 

werden 
daher von 

den 

Mitgliedsverbänden des BDI, die Netzbetreiber repräsen-
tieren, nicht geteilt. Dies ist jeweils kenntlich gemacht 

Allgemeines 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll auf der Basis 
der Vorgaben durch die EU-Richtlinien 2003/54/EG und 
2003/55/EG vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vor-
schriften für den Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarkt 
ein Rahmen geschaffen werden, der eine vollständige 
Öffnung der Märkte bewirkt, der allen Verbrauchern die 
freie Wahl ihrer Lieferanten und allen Anbietern die freie 
Belieferung ihrer Kunden gewährleistet und mittels eines 
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effizienten, nichtdiskriminierenden und transparenten 
Netzzugangs zu angemessenen Preisen einen funktionie-
renden Wettbewerb garantiert. Der BDI unterstützt diese 
Zielsetzungen und fordert eine Ausgestaltung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes, die als Rahmensetzung systema-
tisch, insbesondere durch Regeln zur Kalkulation an-
gemessener Netznutzungsentgelte, auf wettbewerbsfä-
hige Strom- und Erdgaspreise hinwirkt. Dafür ist es 
wichtig, den Gedanken der Transparenz kostenrelevanter 
Marktdaten konsequent umzusetzen.  
Der Entwurf enthält Ansätze dazu, die der BDI positiv 
würdigt. Gleichzeitig erkennt der BDI die Schwierigkei-
ten, die sich aus der Abkehr vom verhandelten Netzzu-
gang und der Neugestaltung des regulierten Netzzugangs 
mit Schaffung einer Regulierungsbehörde für die Strom- 
und Gasmärkte ergeben. Dabei gilt es, nach kritischer 
Prüfung das Positive und Bewährte der Verbändeverein-
barungen in den gesetzlichen Rahmen zu übernehmen 
und auch im neuen System die Anpassungsflexibilität 
wie im verhandelten Netzzugang zu gewährleisten. Die 
vorgesehene Festschreibung von Details in Verordnun-
gen wird aller Erfahrung nach nicht die Flexibilität ha-
ben, die für die rasche Anpassung an Marktentwicklun-
gen und Gegensteuern gegen Fehlentwicklungen erfor-
derlich ist. Um zu einem vergleichbaren Ergebnis hin-
sichtlich der Flexibilität wie im System des verhandelten 
Netzzugangs zu kommen, müssen der neuen Regulie-
rungsbehörde ausreichende Gestaltungsmöglichkeiten 
generell und für den Einzelfall eröffnet werden, die die 
Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen auszufüllen hat. 
Dies darf nicht zu einer Beschneidung des Rechtsschut-
zes gegen behördliche Maßnahmen führen. Zudem ist 
vorzusehen, dass die Regulierungsbehörde regelmäßig 
einen „Verbandsausschuss“ konsultiert, der als Bera-
tungsgremium gebildet werden sollte.  

Anliegen im Einzelnen: 
1. Unbundling 
Die Trennung des Netzes von anderen Aktivitäten eines 
integrierten Versorgungsunternehmens ist Grundvoraus-
setzung für fairen Wettbewerb und muss so ausgestaltet 
werden, dass alle Netznutzer gleich behandelt werden 
und die für die Netznutzung erforderlichen Informationen 
gleichermaßen erhalten. 
Die Entflechtungsregelungen des Gesetzentwurfs für die 
Verteilnetze sehen großzügige Ausnahmeregelungen vor. 
So soll die rechtliche Entflechtung gemäß § 7 Abs. 3 erst 
ab dem 1. 7. 2007 gelten. Diese Ausnahmevorschrift ist 
zwar vor dem Hintergrund der Beschleunigungsrichtlini-
en möglich. Sie ist dort aber für den Fall vorgesehen 
worden, dass das Entflechtungsziel zwischenzeitlich 
durch andere gleichwertige Maßnahmen sichergestellt 
wird (Code of Conduct0; nach Auffassung der Strom-
wirtschaft ist die Verknüpfung zwischen Code of Con-
duct und der zeitlichen Verschiebung der rechtlichen 
Entflechtung der Verteilnetzbetreiber unzutreffend: Die 
Möglichkeit der Zurückstellung der rechtlichen Entflech-
tung zum 1. Juli 2007 ist von der vorherigen Verabschie-
dung eines Code of Conduct unabhängig. Es bestehe da-
mit keine Notwendigkeit, von den Mindestanforderungen 
der Richtlinie zu Lasten der Netzbetreiber abzuweichen). 
Da diese Maßnahmen in Deutschland schließlich jedoch 
nicht zum Zuge gekommen sind, rechtfertigt sich auch 
nicht die zeitliche Verschiebung der Verpflichtung zur 
Entflechtung. 

Die Beschleunigungsrichtlinien sehen auch eine so ge-
nannte de-minimis-Regelung ausschließlich für Verteil-
netzbetreiber vor. Die dort genannte Zahl von 100.000 
Kunden würde bedeuten, dass z. B. ein integriertes  
Energieversorgungsunternehmen, das eine Stadt wie 
Bonn mit rund 300.000 Einwohnern versorgt, nicht ent-
flechten müsste. Die de-minimis-Regelung der Beschleu-
nigungsrichtlinien wird vom Gesetzentwurf voll ausge-
schöpft, was aber nicht zwingend ist. Vielmehr bildet die 
Vorgabe in der Beschleunigungsrichtlinie nur eine Ober-
grenze, die der nationale Gesetzgeber durchaus unter-
schreiten kann. Um eine diskriminierungsfreie Netznut-
zung möglichst breit zu sichern und damit dem Wettbe-
werb eine tragfähige Basis zu geben, aber auch aus 
Gründen der Gleichbehandlung mit anderen zur Entflech-
tung verpflichteten Unternehmen sollte deshalb die Aus-
nahme-Regelung auf das unbedingt erforderliche Maß 
beschränkt werden. Da im Wesentlichen die mit der Ent-
flechtung verbundenen notwendigen Kosten zur Begrün-
dung angeführt worden sind, sollten diese auch zum 
Maßstab für die zahlenmäßige Begrenzung gemacht wer-
den. Es ist bislang nicht ersichtlich oder nachvollziehbar 
gemacht worden, dass sich die Entflechtungskosten erst 
ab einer Kundengröße oberhalb von 100.000 in Relation 
zu den infolge der Entflechtung erwarteten Effizienzge-
winnen rechtfertigen. Der BDI schätzt, dass diese Grenze 
eher bei 25.000 Kunden liegt.  
Schließlich sieht der Gesetzentwurf im Erdgasbereich 
Ausnahmen bei der Entflechtung für LNG und Speiche-
rung vor. Zu Recht weist die Gesetzesbegründung darauf 
hin, dass die Trennung des Netzbetriebs  von den Wett-
bewerbsbereichen für beide Sektoren Strom und Gas gilt. 
Deshalb sollte die Entflechtung auch konsequent im Sin-
ne der Vorgaben der Beschleunigungsrichtlinien durch-
geführt werden. Nach Art. 2 Nr. 20 der Erdgasbeschleu-
nigungsrichtlinie zählen LNG oder Speicherung zum 
Monopolbereich und sollen deshalb von anderen Berei-
chen eines vertikal inte- 
grierten Unternehmens mit den Funktionen Gewinnung 
oder Lieferung von Erdgas getrennt werden. Sie sollten 
deshalb nicht aus dem Bereich der rechtlichen und opera-
tionellen Entflechtung der §§ 7 und 8 ausgenommen 
werden. 
Soweit der Netzbetreiber „sensible“ Informationen er-
langt, muss ein Missbrauch ausgeschlossen werden. 

Vorschlag:  
a. Änderung in  § 6 Abs. 1: Streichen letzter Satz  
b. Änderung in § 7 Abs. 2: Nach „Vertikal integrierte 

Energieversorgungsunternehmen“ einfügen:  die kei-
ne Übertragungs- und Fernleitungsnetze betreiben 
und …(Klarstellung) und die Zahl 100.000 durch die 
Zahl  25.000 ersetzen.  

c. Folgeänderung in § 8 Abs. 6: Ersetzen der Zahl 
100.000 durch 25.000 

d. Streichung von § 7 Abs. 3  
e. In § 8 Abs. 2 nach Ziffer 3: eine neue Ziffer 4 wieder 

einfügen, die der Referentenentwurf noch aus guten 
Gründen enthalten hatte:  4. Personen, die mit Tä-
tigkeiten in den Bereichen der Gewinnung, der 
Erzeugung oder des Vertriebs von Energie an 
Kunden oder des Energiehandels betraut sind, 
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dürfen nicht dem Geschäftsbereich Netz angehö-
ren oder mit Aufgaben aus diesem Geschäftsbe-
reich betraut werden. 

Ergänzung von § 9 Abs. 2 nach dem Satzteil „über die 
eigenen Tätigkeiten als Netzbetreiber oder von Dritten 
bei der Gewährung des Netzzugangs erhaltene Infor-
mationen offen, die ..“  

Hinweis:  
Der Wirtschaftsverband Erdöl- und Erdgasgewinnung – 
WEG – trägt den Vorschlag zu Buchstabe a nicht mit. 
Die Forderungen der Buchstaben d und e werden von der 
Stromwirtschaft nicht unterstützt. Nach Auffassung der 
Energiewirtschaft sollte das EnWG nicht über die Anfor-
derungen der EU-Richtlinien hinausgehen. 

2. Anreizregulierung 

Der Regierungsentwurf geht hinsichtlich der Bildung der 
Netzentgelte von der Kosten- und Vergleichsmarktorien-
tierung aus. Beide Prinzipien müssen in Kombination be-
achtet werden, damit die geforderten Entgelte als „ange-
messen“ angesehen werden können. Dabei ist aber zu be-
rücksichtigen, dass einerseits die Kostenorientierung bei 
den vorgefundenen Investitionen ansetzt, ohne diese auf 
Notwendigkeit und effiziente Erstellung zu hinterfragen. 
Bei Anwendung des Vergleichsmarktprinzips ist anderer-
seits zu sehen, dass das zum Vergleich geeignete Netz 
ebenfalls ein „natürliches“ Monopol darstellt. Insofern 
hat der Vergleich von im Monopol gebildeten Entgelten 
wenig Aussagekraft. Diese wäre nur dann gegeben, wenn 
der Vergleichsmaßstab im Wettbewerb gebildete Preise 
wären.  

Deshalb ist es notwendig, Instrumente zu entwickeln und 
einzusetzen, die die Schwäche der Kostenorientierung 
und des Monopolpreisvergleichs bei der Bestimmung an-
gemessener Netzentgelte überwinden. Entscheidend ist, 
dass den Netzbetreibern Anreize gesetzt werden, ein effi-
zientes Netz zu erstellen/zu gestalten und effizient zu 
betreiben. Der Erhalt der Versorgungssicherheit ist zu 
gewährleisten. Das Gutachten „Netzpreisaufsicht in der 
Praxis: Anreize für angemessene Netzdimensionierung 
und Betriebsführung sowie Kenngrößen für betriebswirt-
schaftlichen Vergleich“ (siehe http://www.bdi-online.de 
/Infothek, hier findet sich auch eine Zusammenfassung 
des Gutachtens) basiert auf einem Effizienzvergleich al-
ler Netzbetreiber (Benchmarking). Ausgehend vom Er-
gebnis dieses Vergleichs werden sodann Anreize gesetzt, 
um die Netzbetreiber zur Kostensenkung und zur effi-
zienten Leistungsbereitstellung zu veranlassen. Ergän-
zend müssen Qualitätsstandards gesetzt werden, um eine 
angemessene Versorgungsqualität zu sichern.  

Das Gutachten zeigt einen Weg zur Anreizregulierung 
auf. Die Monopolkommission hat sich im XV. Hauptgut-
achten vom 9. Juli 2004 ebenfalls für eine Anreizregulie-
rung ausgesprochen und verschiedene Möglichkeiten dis-
kutiert. 

Entscheidend in der jetzigen Phase ist, dass der Gesetz-
entwurf die Weichenstellung zu einer Anreizregulierung 
vornimmt. Ansätze dazu sind bereits im Entwurf enthal-
ten. Sie sollten aber präzisiert werden. Dabei ist es 
zweckdienlich, den Begriff der effizienten Leistungsbe-
reitstellung zu verwenden. Die Ausgestaltung der Anreiz-

regulierung im Einzelnen kann einer zügig zu erlassen-
den Verordnung überlassen bleiben, die die Regulie-
rungsbehörde mit zweckentsprechenden Befugnissen und 
Instrumenten ausstattet. Voraussetzung ist jedoch ein 
stimmiges Konzept, das Fehlentwicklungen zu Lasten 
der Netzbetreiber und damit eine Gefährdung der Ver-
sorgungssicherheit ausschließt. Dabei wird davon ausge-
gangen, dass die Verordnungen nach § 24 zeitgleich mit 
dem Gesetz in Kraft treten werden.  

Die gesetzliche Einführung eines Vergleichsverfahrens 
ist zu begrüßen. Die Festlegung der Vermutungsschwelle 
in § 21 Abs. 4 beim Durchschnitt erscheint allerdings im 
Sinne einer effizienten Missbrauchskontrolle zu niedrig. 
Grundsätzlich sollte eine Orientierung an den besten 
Netzbetreibern erfolgen. Um mögliche statistische Aus-
reißer zu erfassen, wird vorgeschlagen, die Schwelle 
beim Durchschnitt der 50 % günstigsten anzusetzen. 

Angesichts der kontroversen Diskussion um die „richti-
ge“ Kalkulationsmethode bei gleicher Zielsetzung – Er-
halt der Leistungsfähigkeit des Unternehmens - sollte das 
Gesetz sich nicht auf das Nettosubstanzerhaltungsprinzip 
festlegen, sondern sich in dieser Frage neutral verhalten. 
Die Netznutzer-Verbände machen Zweifel am Prinzip 
der Nettosubstanzerhaltung geltend. Es wird deshalb 
vorgeschlagen, das Prinzip der Nettosubstanzerhaltung 
nicht im Gesetz festzuschreiben. Die Entscheidung und 
Festlegung auf eine Kalkulationsmethode, die die realen 
Kosten besser abbildet, sollte den Netzentgeltverordnun-
gen und der Regulierungsbehörde vorbehalten bleiben. 
Es genügt, dass hinsichtlich der kalkulatorischen Ab-
schreibungen und der Eigenkapitalverzinsung der An-
spruch der Kapitalgeber auf angemessene Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals gesetzlich normiert wird.  

In der Netzentgeltverordnung muss allerdings die Kalku-
lationsmethode verankert werden. Dabei muss sich der 
Verordnungsgeber von der Frage leiten lassen, welche 
Kalkulationsmethode die realen Kosten am genauesten 
abbildet. Aus Sicht der Netznutzer ist die Realkapitaler-
haltung als Kalkulationsmethode vorzuziehen. Hinter-
grund ist, dass bei der Kalkulation der Netzentgelte nach 
der Nettosubstanzerhaltung nicht nur die tatsächlichen 
Kosten abgebildet, sondern auch Gewinne in den Kosten 
versteckt werden können. Bei mehrere Jahrzehnte umfas-
senden Nutzungsdauern der Netzinvestitionen in der 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft dürfte es schwierig sein, 
zuverlässig abzuschätzen, ob ein Unternehmen tatsäch-
lich dasselbe Wirtschaftsgut wiederbeschafft und ob die-
ses Wirtschaftsgut wegen des technischen Fortschritts 
von gleicher Art und Güte sein wird.  

Das Prinzip der Realkapitalerhaltung hingegen bietet bei 
der Kalkulation der Netzentgelte eine höchstmögliche 
Transparenz und vermeidet die mögliche Diskrepanz 
zwischen tatsächlichem und (nach dem Prinzip der Net-
tosubstanzerhaltung) kalkuliertem Reinvestitionsbedarf 
in den Fällen, in denen die Kosten der Investitionsgüter 
durch wirtschaftlichen und technologischen Fortschritt 
gesunken sind oder auf Grund des ökonomischen oder 
demografischen Strukturwandels ein Kapazitätsrückbau 
erfolgen muss. Das Prinzip der Realkapitalerhaltung ist 
übrigens auch gesetzlich für die Vergabe von öffentli-
chen Aufträgen, für deren Erledigung kein wettbewerbli-
cher Markt besteht, gesetzlich vorgeschrieben.   
Die Stromwirtschaft gibt allerdings zu bedenken, dass 
sich der Gesetzentwurf auf eine abstrakte Aneinanderrei-
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hung energiewirtschaftlicher Kostengrundsätze beziehe, 
ohne dass deren Verhältnis zueinander hinreichend deut-
lich werde. Die in der Anlage 3 der Verbändevereinba-
rung Strom II plus niedergelegten Preisfindungsprinzipi-
en, insbesondere die Methode der Nettosubstanzerhal-
tung, seien wissenschaftlich anerkannt und seien daher 
vom Gesetzgeber als „gute fachliche Praxis“ in das 
EnWG 2003 aufgenommen worden. Die Preisbildungs-
prinzipien seien darüber hinaus auch betriebswirtschaft-
lich erforderlich, um die notwendigen Ersatzinvestitionen 
leisten zu können und die Versorgungssicherheit aufrecht 
zu erhalten. 

Vorschlag: 

a. Der Begriff „ energiewirtschaftlich rationelle Be-
triebsführung“ wird durch den Begriff effiziente Lei-
stungsbereitstellung ersetzt (z. B. in § 21 Abs. 2, 
Abs. 3; § 24 Abs. Ziff. 4). Der BDI geht davon aus, 
dass beide Begriffe weitgehend inhaltlich identisch 
sind. Der Begriff „energiewirtschaftliche rationelle 
Betriebsführung“ ist aber durch das Preisgenehmi-
gungsrecht der BTOElt geprägt und dürfte strukturer-
haltend wirken. Aus Sicht der Netznutzerverbände im 
BDI sollte er durch den modernen Begriff der effi-
zienten Leistungsbereitstellung ersetzt werden, weil 
er auch in anderen sektorspezifischen Regulierungs-
bereichen (z.B. § 32 TKG) vorkommt und auch in der 
unmittelbar deutsches Recht gewordenen EU-Verord-
nung 1228/2003 über den grenzüberschreitenden 
Stromhandel bereits verwendet wird.  

b. § 24 Abs. 1, Ziff. 8 erhält folgende Fassung: „ 8. Re-
gelungen vorgesehen werden, die Methoden der 
Netzregulierung festlegen, die Anreize für eine Stei-
gerung der Effizienz des Netzbetriebs und des Netz-
ausbaus setzen, und Anforderungen an Qualität, Si-
cherheit und Zuverlässigkeit enthalten können.“ 

c. In § 21 Abs. 2 Satz 1 ist der Einschub: „unter Beach-
tung der Nettosubstanzerhaltung“ zu streichen.  

d. Änderung in § 21 Abs. 4: „Ergibt ein Vergleich, dass 
die Entgelte, Erlöse oder Kosten einzelner Betreiber 
von Energieversorgungsnetzen für das Netz insge-
samt oder für einzelne Netz- oder Umspannebenen 
die durchschnittlichen Entgelte, Erlöse oder Kosten 
der jeweils 50 % günstigsten vergleichbaren Betrei-
ber von Energieversorgungsnetzen überschreiten, 
wird vermutet, dass sie einer effizienten Leistungs-
bereitstellung nicht entsprechen.“ 

Diese Vorschläge werden allerdings von der Stromwirt-
schaft nicht mitgetragen, da nach ihrer Auffassung deren 
Verwirklichung zu einer nachhaltigen Gefährdung der 
Versorgungssicherheit führen würde. 
3.a  Netzzugang Erdgasmarkt 
Anders als im Strombereich konnte für den Erdgasmarkt 
bisher in Deutschland kein wettbewerbsgerechtes und 
wettbewerbsförderndes Netzzugangsmodell vereinbart 
werden. So besteht auf dem deutschen Gasmarkt, obwohl 
bereits seit 1998 formal geöffnet, ein Defizit an Wettbe-
werb. Für einen Gasverbraucher ist es nahezu unmöglich, 
eine Erdgasdurchleitung praktikabel und rentabel zu or-
ganisieren. Aufbauend auf der Erfahrung, dass sich im 
Strombereich erst nach Einführung eines transaktionsu-
nabhängigen Netzzugangsmodells (VV II) der Wettbe-

werb entfalten konnte, muss nun durch das EnWG auch 
für den deutschen Erdgasmarkt dringend ein transaktion-
sunabhängiges Netzzugangsmodell eingeführt werden. 
Das heißt: Ein Entry-Exit-Modell mit eigentumsübergrei-
fenden Regelzonen und Kooperationsverpflichtungen der 
Netzbetreiber muss als klare, zeitnahe Zielsetzung im 
EnWG verankert werden. Die Erfahrungen in anderen 
EU-Mitgliedstaaten, aber auch die Einführung eines sol-
chen Modells auf dem Gebiet der BEB, Hannover, zum 
1. Juli 2004 zeigen, dass die Einführung eines transakti-
onsunabhängigen Netzzugangsmodells technisch und 
praktisch möglich ist. Das BEB-Modell ist ein erster 
wichtiger Schritt für die Entwicklung eines funktionsfä-
higen Netzzugangsmodells, das sich in einigen Bereichen 
noch signifikant verbessern lässt.  

Vorschlag:  

a. § 15 nach Abs. 1 ergänzen durch einen neuen Absatz 
2, den der WEG allerdings nur mitträgt, wenn die 
Kooperationsverpflichtungen die bestehenden Eigen-
tumsverhältnisse berücksichtigen. 

(2) Die Betreiber von Fernleitungs- und Gasvertei-
lernetzen sind verpflichtet, nach transparenten, 
verbindlichen Regeln mit dem Ziel mit einander 
zu kooperieren, eine einfache, ungehinderte und 
diskriminierungsfreie Netznutzung zu verwirkli-
chen. Dabei sind die Eigentumsverhältnisse unbe-
achtlich.  

b. § 15 wird um folgende Absätze erweitert. Der WEG 
wünscht, dass auch in Absatz 6 die Eigentumsver-
hältnisse Berücksichtigung finden:  

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates Vorgaben für Kooperationsregeln nach Abs. 
2, für die Organisation der Energieversorgungs-
netze hinsichtlich Engpassmanagement und der 
Beseitigung von Netzengpässen sowie der Veröf-
fentlichungspflicht von für einen effizienten Netz-
zugang notwendigen Informationen durch die 
Netzbetreiber zu machen. Die Bundesregierung 
kann diese Ermächtigung auf die Bundesregulie-
rungsbehörde übertragen. 

(6) Die Netzbetreiber sind verpflichtet, unabhän-
gig von den Eigentumsgrenzen zunächst die ge-
ringstmögliche Anzahl von Regelzonen zu bilden, 
um ein einheitliches, transaktionsunabhängiges 
„Entry-Exit-Netznutzungsmodell“ umsetzten zu 
können. Nur dort, wo Erdgasbeschaffenheitsgren-
zen zwischen H- und L-Gas (gem. DVGW-
Arbeitsblatt G 260) oder technisch-physikalisch 
begründete Netzrestriktionen bestehen, also die 
bereitstellbare Kapazität nachweislich dauerhaft 
unter dem physikalischen Bedarf liegt, ist - so lan-
ge die Engpassbeseitigung (gemäß § 16) wirt-
schaftlich nicht zumutbar ist - die Bildung von 
Regelzonen zulässig. Die diskriminierungsfreie 
Einrichtung von Bilanzkreisen und die Schaffung 
eines nach marktwirtschaftlichen Prinzipien funk-
tionierenden Regelenergiemarktes sind zu ge-
währleisten. Jede Regelzone ist durch einen Re-
gelzonenverantwortlichen zu koordinieren, der 
nach transparenten, verbindlichen Regeln arbei-
tet. Die Bildung von Regelzonen wird durch die 
Regulierungsbehörde überwacht. 
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(7) Fernleitungsnetzbetreiber sind verpflichtet, den 
Energiehandel zu erleichtern, indem sie den erfor-
derlichen Informationsaustausch mit den Kunden 
unter Nutzung moderner Informationstechnik or-
ganisieren. Dabei sind einheitliche europäische 
Standards anzustreben. Die Koordination auf eu-
ropäischer Ebene obliegt der Regulierungsbehörde. 

c. § 16 ist um die Absätze 6 und 7 zu ergänzen:  
(6) Zur Sicherstellung ausreichender Netzkapazität 
sind nationale und internationale Engpässe durch 
geeignete Maßnahmen zu beseitigen, es sei denn, 
die Beseitigung ist wirtschaftlich unzumutbar. 
Dennoch weiterhin auftretende Engpässe sind im 
Rahmen marktwirtschaftlicher und transparenter 
Mechanismen zu behandeln und zu überwinden. 
Die aus der Engpasssituation resultierenden Mehr-
erlöse sind zur Beseitigung der Engpässe zu ver-
wenden. Investitionsmittel sind derart einzusetzen, 
dass sie das Ziel der effizienten Leistungsbereitstel-
lung fördern. Kapazitätshortung ist unzulässig. Die 
Bundesregierung legt durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten für die 
Durchführung der Verfahren nach Satz 1 und 2 
fest. Die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen 
orientiert sich an den Grundsätzen der Transpa-
renz und der Diskriminierungsfreiheit. Die Bun-
desregierung kann diese Ermächtigung auf die Re-
gulierungsbehörde übertragen. 
Der WEG lehnt investitionslenkende oder -verpflich-
tende Vorschriften ab. 
(7) Eine Gefährdung der Sicherheit und Zuverläs-
sigkeit des Erdgasversorgungssystems in der jewei-
ligen Regelzone liegt vor, wenn ernsthaft zu besor-
gen ist, dass örtliche Ausfälle des Fernleitungs- 
bzw. Verteilernetzes oder kurzfristige Netzengpäs-
se auftreten, oder wenn ernsthaft zu besorgen ist, 
dass die Einhaltung der Erdgasbeschaffenheit (ge-
mäß DVGW G 260) oder Stabilität durch die Fern-
leitungsnetz- oder Verteilernetzbetreiber nicht in 
erforderlichem Maße gewährleistet werden kön-
nen. Eine Störung liegt vor, wenn die Gefährdung 
eingetreten ist. 

d. An § 20 Abs. 1 ist anzufügen:  
Im Sinne des § 1 Abs. 2 ist das bereits bestehende 
transaktionsunabhängige Modell für den Netzzu-
gang im Elektrizitätsbereich weiterzuentwickeln 
und im Erdgasbereich ebenfalls ein einheitliches 
transaktionsunabhängiges Entry-Exit-Modell ein-
zuführen und weiterzuentwickeln. 
Diese Forderung wird von der Stromwirtschaft nicht 
unterstützt. Sie ist der Auffassung, dass sich das Netz-
zugangsmodell im Elektrizitätsbereich bewährt hat.  

e. § 20 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 
(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen können 
den Zugang nach Absatz 1 verweigern, soweit sie 
nachweisen, dass sie nicht über die nötige Kapazi-
tät verfügen oder ihnen wegen im Rahmen von 
Gaslieferverträgen eingegangenen unbedingten 
Zahlungsverpflichtungen ernsthafte wirtschaftli-
che und finanzielle Schwierigkeiten entstehen 
würden. § 25 findet  entsprechende Anwendung. 
Die Ablehnung ist substanziiert in Textform zu be-

gründen und der Regulierungsbehörde anzuzeigen.  
Auf Verlangen der beantragenden Partei muss die 
Begründung im Falle eines Kapazitätsmangels auch 
aussagekräftige Informationen darüber enthalten, 
welche Maßnahmen und damit verbundene Kosten 
zum Ausbau des Netzes erforderlich wären, um den 
Netzzugang zu ermöglichen; die Begründung kann 
nachgefordert werden. Für die Begründung nach 
Satz 3 kann ein angemessenes Entgelt verlangt 
werden, sofern auf die Entstehung von Kosten zu-
vor hingewiesen worden ist. Potenziellen Kunden 
darf der Netzzugang aus Kapazitätsgründen nicht 
verweigert werden, wenn sie bereit sind, die ggf. 
notwendigen Kosten zum Ausbau des betreffen-
den Netzes zu tragen.  
Hierzu gibt die Stromwirtschaft Folgendes zu beden-
ken: Neben der Versorgungssicherheit und Umwelt-
verträglichkeit sei es eines der wesentlichen Ziele des 
Gesetzes, die kostengünstige Versorgung von Letzt-
verbrauchern mit Energie zu gewährleisten. Zu Recht 
habe der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 
24.09.2004 die Gefahr erkannt, dass dieses Ziel kon-
terkariert würde, wenn jeder Netzzugangspetent ohne 
Rücksicht auf die vorhandenen Netzstrukturen einen 
Zugangsanspruch nach seiner Wahl erhielte. Dieses 
Problem zeige sich insbesondere bei Großverbrau-
chern oder Arealnetzbetreibern, die in der jüngsten 
Vergangenheit zunehmend auf Kosten der Massen-
kunden einen Anschluss in der vorgelagerten Span-
nungsebene anstreben. Das Geschäftsmodell der Are-
alnetzbetreiber beruhe darauf, sich gezielt Gebiete 
mit vorteilhafter Versorgungsdichte und hohem 
Energiebedarf auszusuchen. Dadurch verschlechtere 
sich die allgemeine Versorgungsstruktur, wodurch 
die Preise der Versorgung im öffentlichen Verteiler-
netz für die verbleibenden Letztverbraucher stiegen, 
da die fixen Netzerhaltungs- und –ausbaukosten auf 
weniger Schultern verteilt werden müssen. Insgesamt 
wird dadurch ein Preisvorteil einer kleinen Gruppe zu 
Lasten der breiten Masse an Letztverbrauchern in ei-
nem Versorgungsgebiet erkauft. Hinzu komme eine 
zunehmende Zersplitterung der Versorgungsnetze 
und eine steigende Gefahr von so genannten Stranded 
Investments. 

3.b Netzzugang Strommarkt 
Anders als im Entwurf vorgesehen, muss das EnWG Be-
stimmungen zum Umgang mit Netzengpässen vorsehen. 
Diese sind vorrangig durch technische oder betriebliche 
Maßnahmen, etwa Schalthandlungen, zu beheben. Dau-
erhafte Engpässe sind gemäß der EU-Verordnung zum 
grenzüberschreitenden Stromhandel durch marktwirt-
schaftliche Mechanismen zu beheben. Die resultierenden 
Erlöse sind zur Beseitigung der Engpässe zu verwenden. 
Investitionsmittel sind derart einzusetzen, dass sie das 
Ziel der effizienten Leistungsbereitstellung fördern. Ka-
pazitätshortung ist unzulässig. Konkrete Vorgaben zur 
Engpassbeseitigung sollten in einer Verordnung enthal-
ten sein. 
• Bei der Engpassbewirtschaftung müssen die Netz-

betreiber zur unverzüglichen Veröffentlichung bei 
auftretenden Engpässen und geplanten Maßnahmen 
zu ihrer Behebung verpflichtet werden.  

• Erlöse aus der Bewirtschaftung von Engpässen müs-
sen zweckgebunden zur Beseitigung des entspre-
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chenden Engpasses verwendet werden. Davon darf 
nur abgewichen werden, wenn es sich nicht um einen 
strukturellen, sondern lediglich um einen temporär 
auftretenden Engpass handelt, sodass aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht größere Investitionen in eine dau-
erhafte Beseitigung des Engpasses mangels Nachfra-
ge nicht gerechtfertigt erscheinen. 

• Mehr Transparenz hinsichtlich von Daten, Kosten 
und Erlösen der Netzbetreiber (u. a. Veröffentlichung 
von Last- u. Strukturdaten, Abwicklung von EEG-
Mengen und Kostenwälzung, Kosten und Erlössitua-
tion zu diversen Einzelpositionen u. a. Bereitstellung 
von Regelenergie, Bilanzausgleich, Deckung von 
Netzverlusten, Intra-Day-Handel).  

Vorschlag: 
§ 13 nach Abs. 7 ergänzen durch einen neuen Absatz 8, 
der von der Stromwirtschaft allerdings nicht unterstützt 
wird.  
„(8) Zur Sicherstellung ausreichender Netzkapazität 
sind nationale und internationale Engpässe vorrangig 
durch technische oder betriebliche Maßnahmen zu 
beseitigen, es sei denn, es ist wirtschaftlich unzumut-
bar. Dennoch weiterhin auftretende Engpässe sind im 
Rahmen marktwirtschaftlicher und transparenter 
Mechanismen zu behandeln und zu überwinden. Die 
daraus resultierenden Erlöse sind zur Beseitigung der 
Engpässe zu verwenden. Investitionsmittel sind derart 
einzusetzen, dass sie das Ziel der effizienten Lei-
stungsbereitstellung fördern. Kapazitätshortung ist 
unzulässig. Das BMWA legt durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten für die 
Durchführung der Verfahren nach Satz 1 und 2 fest. 
Die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen orien-
tiert sich an den Grundsätzen der Transparenz und 
der Diskriminierungsfreiheit. Das BMWA kann diese 
Ermächtigung auf die Regulierungsbehörde übertra-
gen.“ 
4. Werksnetze 
Im Zusammenhang mit der Versorgung von industriellen 
Komplexen, aber auch räumlich bzw. durch eine andere 
Betreiberfrequenz technisch abgegrenzten Bereichen bei 
Bahn und Luftverkehr, haben sich im Zuge der ursprüng-
lichen reinen Eigenversorgung Werknetze entwickelt, 
über die heute auch Dritte mit Energie versorgt werden. 
Ersichtlich unterfallen diese Netze nicht dem Regelungs-
bereich des Gesetzes und dem Tätigkeitsbereich der Re-
gulierungsbehörde. Zu Recht sieht deshalb der Regie-
rungsentwurf eine Ausnahmevorschrift in § 110 für 
Werksnetze vor. Allerdings ist die bisherige Definition 
der Werksnetze nicht weit genug, um alle Formen - wie 
gewollt – zu erfassen. Denn aufgrund struktureller Ver-
änderungen haben sich einzelne Netze so entwickelt, dass 
auf dem räumlichen Tätigkeitsfeld nicht nur eigene und 
verbundene Unternehmen, sondern auch Dritte ange-
schlossen und über dieses Netz mit Energie versorgt 
werden. Insofern ist durch den Negativausschluss („und 
nicht der allgemeinen Versorgung dienen“) nicht sicher-
gestellt, dass diese Werksnetze unter die Ausnahmevor-
schrift fallen. Es wäre wünschenswert, wenn der Bergriff 
der allgemeinen Versorgung, wie er in § 110 verwendet 
wird, präziser als bisher definiert würde. 
Die Stromwirtschaft trägt die folgenden Vorschläge al-
lerdings nicht mit, soweit sie über die betriebsinterne 
Versorgung hinausgehen und Dritte mit einbeziehen. 

Vorschlag: 
a. Streichen in § 110 S. 1: 

„auf einem räumlich zusammenhängenden 
Werksgebiet“ und als Satz 2 einfügen:“ Auf den 
Betrieb von Energieversorgungsnetzen, die sich 
auf zusammenhängenden Grundstücken und nicht 
auf öffentlichen Wegen und Straßen befinden so-
wie hinsichtlich der abgegebenen Energiemenge 
überwiegend der Belieferung von Kunden des pro-
duzierenden Gewerbes, die untereinander in in-
tensiven Liefer- oder Geschäftsbeziehungen ste-
hen, oder von Schienenbahnen und von Flugha-
fenarealen dienen (industrielle Werksnetze), fin-
den Teil 2, 3 und 4 sowie §§ 4, 52, 92 und 115 kei-
ne Anwendung, sofern ein diskriminierungsfreier 
Netzzugang Dritter auf andere Weise sicherge-
stellt wird.“ 

b. Ergänzung in § 3 Ziff. 18:  
Nicht als Energieversorgungsunternehmen gilt ein 
Unternehmen, soweit es überwiegend über Netze 
gemäß § 110 versorgt und die Verfügungsbefugnis 
an diesen Netzen besitzt. 

5.   Netzanschluss /Baukostenzuschuss 
Die folgenden Überlegungen und Forderungen erfolgen 
aus Sicht der Netznutzerverbände im BDI. Die Strom-
wirtschaft vertritt die Auffassung, dass BKZ auch zu-
künftig eine Steuerungsfunktion zukommt. 
In der Vergangenheit machte es für industrielle Energie-
abnehmer keinen merklichen Unterschied, in welchem 
Netzbereich der Anschluss erfolgte. Dies hat sich mit der 
Einführung der Kostenwälzung gemäß Verbändeverein-
barung VV II geändert. Der Anschluss entscheidet we-
sentlich mit über die Höhe des Netzentgeltes. Deshalb 
muss das wirtschaftliche Interesse des Anschlussnehmers 
an günstigen Netzentgelten bei der Festlegung des Netz-
anschlusses berücksichtigt werden.  
Baukostenzuschüsse (BKZ), die nach der AVBEltVe-
rordnung für die Errichtung vorgelagerter Netze in ge-
wissem Umfang von Tarifabnehmern gefordert werden 
durften, stellen in erster Linie ein Finanzierungsinstru-
ment dar, mit dem der Netznutzer ein Teil der Netzinve-
stitionen vor- oder auch nachfinanziert. Im Zusammen-
hang mit der Bildung kostenorientierter Netznutzungs-
entgelte haben BKZ heute keine Berechtigung mehr, weil 
die notwendigen Investitionsmittel über die Netzentgelte 
„verdient“ werden. Die Erhebung von BKZ widerspricht 
dem Gebot der Kosten- und Entgelttransparenz. Sie ver-
hindern – da ihre Bemessung und Erhebung von Netz-
betreiber zu Netzbetreiber unterschiedlich gehandhabt 
werden – die Vergleichbarkeit der Netzentgelte und kön-
nen zur Diskriminierung führen. Die dem BKZ durchaus 
zukommende Steuerungsfunktion kann durch zeitlich be-
fristete take-or-pay-Klauseln in Netznutzungs- oder 
Stromlieferverträgen zuverlässiger erreicht werden. Das 
Gesetz sollte im Hinblick  auf die über den Tarifabneh-
merbereich entstandene Praxis im Sonderkundenbereich 
aussprechen, dass künftig keine Baukostenzuschüsse 
mehr erhoben werden dürfen.  
Vorschlag: 
Anfügen an § 17 Abs. 1 zur Klarstellung:  
Für Netzanschlüsse stehen unter Berücksichtigung 
eines sicheren Netzbetriebes alle technisch geeigneten 
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Anschlusspunkte zur Verfügung. Die Bestimmung des 
Anschlusspunktes an das Netz des Netzbetreibers er-
folgt unter Einbeziehung des Anschlussnehmers. Da-
bei ist dem Interesse des Anschlussnehmers und der 
Gesamtheit der Netzkunden an kostengünstigen Lö-
sungen Rechnung zu tragen. Baukostenzuschüsse für 
das vorgelagerte Netz werden nicht erhoben.  
6. Finanzierung der Regulierungsbehörde durch Bei-

träge 
Nach den Vorstellungen des Regierungsentwurfs soll der 
notwendige Aufwand der neuen Regulierungsbehörde 
teilweise durch die Erhebung von Beiträgen bei den 
Netzbetreibern finanziert werden. Die vorgesehene  Re-
gelung in § 92 ist verfassungsrechtlich sehr zweifelhaft. 
Öffentliche Aufgaben, wie die Einrichtung und Betrieb 
der Regulierungsbehörde für den Strom- und Gasmarkt, 
sind grundsätzlich aus Steuermitteln zu finanzieren. Der 
BDI hat zu diesem Thema ein Positionspapier entwickelt 
(Anlage), auf das verwiesen wird.  
Hinzu kommt, dass bei einer beitragsfinanzierten Behör-
de nahezu jeder Anreiz fehlt, die Mittel und Ressourcen 
effizient und sparsam einzusetzen. Die durch die öffentli-
chen Mittel gesetzte Grenze hinsichtlich der Personalaus-
stattung der Behörde würde entfallen. Ein Behörden-
wachstum wäre über kurz oder lang die Folge und stünde 
dem allgemeinen politischen Willen zur Entbürokratisie-
rung und einer schlanken Regulierung des Strom- und 
Gasmarktes entgegen (so auch Eichele / Krisch, Infra-
strukturRecht 2004, S. 220-223).  
Vorschlag: 
Ersatzlose Streichung von § 92. 
7. Verbändeprivileg 
Nach § 69 Abs. 1  sollen die Verbände der Energiewirt-
schaft umfassend verpflichtet werden, der Regulierungs-
behörde zur Durchführung ihrer Aufgaben umfassend  zu 
Auskünften über ihre Tätigkeit, Satzung und Beschlüsse 
sowie Herausgabe von Unterlagen verpflichtet werden. 
Damit wird das bisherige Verbändeprivileg, wie es noch 
im bestehenden Kartellrecht existiert, völlig abgebaut. 
Dies lehnt der BDI ab. Im Übrigen wäre es mit der in der 
Verfassung verankerten Koalitionsfreiheit schwer ver-
einbar, wenn Unternehmensverbände einer ausufernden 
Kontrolle staatlicher Behörden ausgesetzt werden. Eine 
auf dem Vertrauen der Mitglieder beruhende Verbands-
arbeit, insbesondere auf dem beratenden Feld, wäre kaum 
mehr möglich. Die Verbände selbst müssten damit rech-
nen, dass Mitglieder aufgrund dieser weiten Auskunfts-
pflichten den Verband verlassen.  

Außerdem würde die Einführung eines Enqueterechts – 
wie in § 69 Abs. 10 mit Verweis auf Abs. 1 vorgesehen – 
zu einer Überregulierung führen. Die bereits bestehenden 
Befugnisse der Monopolkommission reichen aus, um die 
wettbewerbsrelevanten Phänomene zu untersuchen. Hin-
zu kommt, dass sich die neue Regulierungsbehörde nach 
§ 64 zur Erfüllung ihrer Aufgaben fortlaufend der wis-
senschaftlichen Unterstützung bedienen kann. Damit ist 
die Einführung eines Enqueterechts im EnWG so über-
flüssig wie im Kartellrecht.  

Vorschlag:  

a. Einfügen in § 69 Abs. 1 S. 1 nach dem Wort: „ Auf-
gaben“ die Wörter  der Missbrauchskontrolle erfor-
derlich ist, ….“ 

b. Ändern § 69 abs. 1. Satz 2 wie folgt:  
„Gegenüber Verbänden der Energiewirtschaft gilt 
Satz 1 Nr. 1 und 3 nur entsprechend hinsichtlich ihr 
Satzung und Beschlüsse sowie ….“ 

c. § 69 Abs. 10 wird ersatzlos gestrichen.  
8. Klagerecht/ Vorteilsabschöpfung durch Verbände 
§ 32 sieht für Verbände und Verbraucherschutzeinrich-
tungen ein Klagerecht vor. Die Begründung verweist auf 
das Kartellrecht. Allerdings rechtfertigt dies nicht, im 
EnWG ein Klagerecht für Verbände einzurichten. Denn 
im EnWG ist ein Beschwerderecht vorgesehen, das die 
Regulierungsbehörde in jedem Fall verpflichtet, über den 
Fall innerhalb einer engen Frist zu entscheiden. Damit 
steht jedem einzelnen Betroffenen die Möglichkeit offen, 
innerhalb einer kurzen Frist eine Entscheidung der Regu-
lierungsbehörde über den Beschwerdegegenstand zu er-
halten. Auf diese Weise ist ein umfassender Verbrau-
cherschutz gewährleistet. Insofern besteht überhaupt kein 
rechtspolitischer Bedarf, dass Verbraucherschutz durch 
Verbände wahrgenommen wird.   
§ 34 sieht eine zusätzliche Vorteilsabschöpfung durch 
Verbände vor. Die Vorschrift ist mangels eines Bedarfs 
zu streichen.  
Vorschlag:  
Ersatzlose Streichung von § 32 Abs. 2  und  § 34. 
9. Flexible Anpassung und Förderung der Markt-

entwicklung 
Inhaltlich schreibt die Gesetzesvorlage den mit der VV II 
plus erreichten Stand auf dem Strommarkt fest. Ohne die 
durch Beschleunigungsrichtlinien notwendig gewordene 
Gesetzgebung wäre die Verbändevereinbarung VV II 
plus durch ein VV III weiterentwickelt worden. Die ent-
sprechenden Gespräche mit den Verbänden einschließ-
lich der zu behandelnden und weiterzuentwickelnden 
Marktregeln waren aufgenommen. Die bevorstehende 
Novelle hat zu einer schleichenden Beendigung der Ge-
spräche ohne sichtbares Ergebnis geführt. Nach der Ver-
abschiedung des novellierten Gesetzes droht erneut eine 
zeitliche Phase bis zu dem vorgesehenen Monitoringbe-
richt, in der Gesetz- und Verordnungsgeber nicht auf 
Veränderungen und Notwendigkeiten des Strom- und 
Gasmarktes reagieren werden können. Die mit den Ver-
bändevereinbarungen erreichte Anpassungsflexibilität 
geht verloren. Diese ist aber dringend geboten, um einer-
seits Fehlentwicklungen zeitnah entgegenwirken zu kön-
nen und um andererseits das System zu effektuieren, da-
mit es seinen Beitrag zur wettbewerbsfähigen und siche-
ren Energieversorgung leisten kann. Die Anpassungsfle-
xibilität kann im jetzigen System ansatzweise nur gesi-
chert werden, wenn der Regulierungsbehörde hinrei-
chende Gestaltungsspielräume eingeräumt werden. Dies 
muss bereits im Gesetz geschehen und sollte in den rele-
vanten Verordnungen zum Netzzugang und zum Netz-
entgelt konkretisiert werden.  
Für reibungslose Abläufe im liberalisierten Strommarkt 
ist weiterhin die friktionsfreie, möglichst automatisierte 
Datenübertragung und Kommunikation zwischen Strom-
lieferanten und Händlern, Übertragungs- und Verteil-
netzbetreibern notwendig. Die Netzbetreiber müssen des-
halb verpflichtet werden, den Energiehandel und die 
damit verbundenen Dienstleistungen zu unterstützen. 
Dabei sollte, um Aufwand zu minimieren, möglichst auf 
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vorhandene Plattformen und Lösungen aufgesetzt wer-
den, wie sie die EDNA-Initiative bietet.   
Vorschlag:  

a. Ergänzung zu § 12 Abs. 5:  

Übertragungsnetzbetreiber sind verpflichtet, den 
Energiehandel und die dafür erforderliche Kommu-
nikation und die Automatisierung der Geschäftspro-
zesse der Marktpartner zu unterstützen. Die Überwa-
chung und Koordination obliegt der Regulierungsbe-
hörde.“ 

b. § 14 Abs. 1 verkürzen:  

§§ 12 und 13 gelten für Betreiber von Elektrizitäts-
verteilernetzen im Rahmen ihrer Verteilungsaufga-
ben. 

c. Ergänzen in §§ 17 Abs. 3 Satz 1 Ziffer 2, 24 Abs. 1 
Ziffer 2.: 

Nach den Wörtern „ …Bedingungen und Methoden 
festlegen“ das Wort einfügen: „ verändern oder auf 
Antrag“ … 

Nach Auffassung der Stromwirtschaft ist der zu a) ge-
machte Vorschlag zu unbestimmt und könne daher keine 
Handlungspflichten für die Übertragungsnetzbetreiber 
auslösen. Zudem sei unklar, woher die Pflicht der Netz-
betreiber zur Unterstützung eines Wettbewerbsbereichs 
wie des Energiehandels resultieren soll. 

10. Verbandsausschuss 

Um einerseits die Anpassungsflexibilität durch Erweite-
rung des Handlungsfeldes der Regulierungsbehörde zu 
verbessern, sollte auf der anderen Seite der Regulie-
rungsbehörde auch der Sachverstand der Marktteilneh-
mer institutionalisiert zur Verfügung gestellt werden. 

Vorschlag: 

Anfügen an § 64: 

3) Bei der Bundesregulierungsbehörde wird ein Ver-
bändeausschuss jeweils für Elektrizität und Erdgas 
als Beratungsgremium eingesetzt. Er setzt sich aus 
Vertretern von Verbänden zusammen, die einerseits 
die energieverbrauchenden Unternehmen und ande-
rerseits die betroffenen Bereiche der Energieversor-
gungsunternehmen und erforderlichenfalls die Her-
steller von Energietechnik und von Informations- und 
Kommunikationstechnik repräsentieren. Der Ver-
bändeausschuss kann auch Regelungsbereiche identi-
fizieren, die aufgrund der Markentwicklungen verän-
dert werden sollten. 

11. Haftung  
§ 11 Abs. 2 sieht vor, dass in Rechtsverordnungen auch 
eine Haftungsbeschränkung und –begrenzung getroffen 
werden kann. Die Verordnungsermächtigung sollte eine 
Beweislastumkehr vorsehen, da der Geschädigte in aller 
Regel nicht in der Lage ist, das Verschulden des Netz-
betreibers für einen Schaden nachzuweisen. Es ist sach-
gerecht, im Niederspannungsbereich die Haftung auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit zu beschränken. Nicht 
sachgerecht ist es, die Haftung für vorsätzliche Verursa-
chung der Höhe nach zu begrenzen. Bei Vorsatz darf der 
Schadensersatzanspruch nicht verkürzt werden. Der voll-

ständige Ausschluss der Verschuldenshaftung in allen 
drei Varianten des Vorsatzes, der groben und leichten 
Fahrlässigkeit, wie er in § 11 Abs. 2, Satz 3 vorgesehen 
ist, erscheint nicht notwendig und ist nicht sachgerecht. 
Im Übrigen ist dieser Satz zu unklar, als dass daraus eine 
Verordnungsregelung im Detail abgeleitet werden kann. 
Vorschlag: 
a. § 11 Abs. 2, Satz 2 wie folgt fassen:  
„Dabei kann die Haftung für den Niederspannungs-
bereich auf vorsätzliche und grob fahrlässige Verur-
sachung beschränkt und bei grober Fahrlässigkeit der 
Höhe nach begrenzt werden. Die Beweislast dafür, 
dass der Betreiber von Energieversorgungsnetzen 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat, 
hat der Netzbetreiber zu tragen. Der Netzbetreiber 
haftet ferner nur für unmittelbare Schäden – mittel-
bare Schäden, die z. B. einem Transportkunden ent-
stehen, obwohl der Netzbetreiber sich ordnungsge-
mäß verhielt, sind von der Haftung ausgeschlossen.“  
b. § 11 Abs. 2, Satz 3 der Entwurfsfassung ist  zu strei-

chen.  
Die Forderungen werden von der Stromwirtschaft nicht 
mitgetragen, weil die geforderte Beweislastumkehr und 
Haftungsverschärfung unzumutbare Belastungen für die 
Netzbetreiber darstelle. 

12. Vermiedene Netzentgelte/individueller Netzan-
schluss 

Wie schon in den Verbändevereinbarungen VV II und 
VV II plus vorgesehen sollte auch im Gesetz eine Rege-
lung über die vermiedenen Netznutzungsentgelte bei de-
zentraler Einspeisung vorgesehen werden. 
In der Praxis werden besondere Anschlusssituationen 
einzelner Netznutzer, die nicht einer der sieben Netzebe-
nen entsprechen, verursachungsgerecht berücksichtigt 
(„singulärer Großkunde“). Das muss auch im Gesetz oder 
in einer Verordnung verankert werden. 

• Angeforderte Einmalzahlungen der Netznutzer sind 
bei den Entgelten zu berücksichtigen; dazu muss zwi-
schen Netzbetreiber und Netznutzer für die singulär 
genutzten Betriebsmittel ein angemessener finanziel-
ler Ausgleich geschaffen werden; der Netzbetreiber 
muss dies transparent machen und diese Kosten bei 
der allgemeinen Entgeltberechnung kostenmindernd 
berücksichtigen. 

• Keine Einschränkung des Netznutzers, sich aus-
schließlich an dem vom jeweiligen Netzbetreiber 
vorgesehenen, für ihn wirtschaftlich ggf. ungünsti-
gen, technisch geeigneten Punkt an das Netz anzu-
schließen, ggf. Prinzip der Bestabrechnung. Indu-
striekunden, für die theoretisch ein Direktleitungsbau 
zum Anschluss an eine höhere Spannungsebene in 
Frage käme, sollen Entgelte nur in der Höhe entrich-
ten müssen, die der höheren Spannungsstufe entspre-
chen würden („quasi-singulärer Großkunde“). 

Vorschlag: 

a. § 21 ist um einen Absatz zu ergänzen:  

(5) Dezentrale Erzeugungsanlagen mit Ausnahme 
solcher, die bereits durch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz erfasst sind, erhalten vom Netz-
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betreiber, in dessen Netz eingespeist wird, ein 
Entgelt, das den durch die jeweilige Einspeisung 
eingesparten Netznutzungsentgelten entspricht. 
Maßgebend ist die physikalische Entlastung im 
Netz. Die Methode zur Ermittlung der eingespar-
ten Netznutzungsentgelte wird in einer Verord-
nung entsprechend § 24 geregelt.  

b. § 24 Satz wird um eine weitere Ziffer ergänzt: 
9. die Methoden zur Ermittlung der durch dezen-
trale Erzeugungsanlagen im Sinne des § 21 Abs. 5 
eingesparten Netznutzungsentgelten festgelegt 
werden. 

c. Änderungen in der Netzentgeltverordnung (von 
der Stromwirtschaft nicht mitgetragen):  
NEVO § 19: 
(2) Ist aufgrund vorliegender Verbrauchsdaten oder 
technischer Gegebenheiten offensichtlich, dass der 
Höchstlastbeitrag des Netzkunden vorhersehbar er-
heblich von den Preisfindungsgrundsätzen nach § 16 
abweicht, so ist ein Netznutzungsentgelt zu bilden, 
das die besonderen Verhältnisse des Netzkunden an-
gemessen berücksichtigt und auf dessen Beitrag zur 
zeitgleichen Jahreshöchstlast gem. §16 (1) beruht. 
Tritt diese Abweichung nicht ein, kann die Abrech-
nung der Netznutzung nach den allgemein gültigen 
Netznutzungsentgelten erfolgen. 
(3) Von der Ermittlung eines einheitlichen Netznut-
zungsentgelts einer Netz- oder Umspannebene kann 
und soll im Einzelfall für Entnahmestellen von dieser 
Netz- oder Umspannebene mit Zustimmung der be-
troffenen Anschlussnehmer abgewichen werden, 
wenn durch deren Einspeise- oder Entnahmever-
halten für diese Netz- oder Umspannebene eine 
spürbare Senkung der Kosten ermöglicht oder ei-
ne spürbare Erhöhung der Kosten vermieden 
wird. Die jeweilige Kostenerhöhung bzw. –
erniedrigung ist insofern dem Netznutzer zuzurech-
nen.  
(3b) Sofern sämtliche in einer Netz- oder Um-
spannebene durch einen Netznutzer genutzten Be-
triebsmittel ausschließlich von diesem genutzt 
werden, so ist zwischen dem Netzbetreiber und 
Netznutzer für diese singulär genutzten Betriebs-
mittel gesondert ein angemessenes Entgelt festzu-
legen. Das Entgelt orientiert sich an den individu-
ell zurechenbaren Kosten der Betriebsmittel und 
ist durch den Netzbetreiber gegenüber dem Netz-
nutzer auf Anforderung nachzuweisen. Diese Ko-
sten können nicht in der allgemeinen Kalkulation 
der Netzebene berücksichtigt werden. Der Netz-
nutzer wird ansonsten bezüglich seines Netznut-
zungsentgelts so gestellt, als sei er direkt an die 
vorgelagerte Netzebene angeschlossen. 

NEVO Anlage 4: 

(4) 

4. Die aus für die einzelnen Benutzungsdauergrup-
pen resultierenden Werte der Gleichzeitigkeits-
geraden müssen den realen Verhältnissen dieser 
Benutzungsdauergruppe möglichst nahe kommen. 

5. Jeder Netzbetreiber dokumentiert ausführlich das 
Verfahren, nach dem die Gleichzeitigkeitsfunktion 

auf der Basis der Gruppenkalkulation nach Abs. 2 
abgeleitet wurde und stellt diese Dokumentation auf 
Anforderung den betroffenen Netznutzern und der 
Regulierungsbehörde zur Verfügung.  

13. Regelenergie 
§ 22 trifft Bestimmungen zur Beschaffung von Regel-
energie. Hier muss sichergestellt werden, dass die Be-
schaffung von Regelenergie wirtschaftlich effizient er-
folgt. Dafür ist ein regelzonenübergreifendes gemeinsa-
mes Ausschreibungsverfahren erforderlich, das möglichst 
allen Anbietern von Regelenergie die Teilnahme an der 
Ausschreibung ermöglicht.  
Darüber hinaus ist im Gesetz oder in der Verordnung zu 
verankern, dass  
• die ÜNB neben dem viertelstündigen Regelzonensal-

do auch die tatsächlich abgerufenen Minutenreserve 
und Sekundärregelenergie in sekündlicher Auflösung 
veröffentlichen müssen; 

• die ÜNB die Mengen und Preise der Regel- und Aus-
gleichsenergie veröffentlichen müssen.  

Vorschlag: 

§ 22 Abs. 2 S. 1 ist zu ergänzen: 

 … Betreiber von Übertragungs- und Fernleitungsnet-
zen ist ein Regelzonen übergreifendes, jeweils gemein-
sames diskriminierungsfreies und transparentes Aus-
schreibungsverfahren anzuwenden, bei dem die Anforde-
rungen, die die Anbieter von Regelenergie für die Teil-
nahme erfüllen müssen, soweit dies technisch möglich 
ist, von den Betreibern von Übertragungs- und Fernlei-
tungsnetzen zu vereinheitlichen und so zu gestalten 
sind, dass eine möglichst große Anzahl von Anbietern 
sich an der jeweiligen Ausschreibung beteiligen kann. 

Eine regelzonenübergreifende Ausschreibung von Regel-
energie wird von der Stromwirtschaft nicht mitgetragen. 
Das Volumen an Regelenergie nehme durch die steigen-
de Windenergieeinspeisung stetig zu. Daran ändere auch 
eine bundesweite Ausschreibung nichts. Anbieter von 
Regelenergie hätten gewisse notwendige technische 
Mindeststandards einzuhalten. Diese Standards gelten be-
reits bundesweit. Dasselbe gelte auch für Verlustenergie 
(14.).  

14. Verlustenergie 

Auch Verlustenergie muss bei Strom bundeseinheitlich 
und regelzonenunabhängig ausgeschrieben werden.  

Darüber hinaus ist in Gesetz oder Verordnung zu veran-
kern, dass die VNB und ÜNB die Mengen und Preise der 
Verlustenergie veröffentlichen müssen 
Vorschlag:  
(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben die 
Energie, die sie zur Deckung von Verlusten und für den 
Ausgleich von Differenzen zwischen Ein- und Ausspei-
sung benötigen, nach transparenten, auch in Bezug auf 
verbundene oder assoziierte Unternehmen, nicht diskri-
minierenden und marktorientierten Verfahren zu beschaf-
fen. Dem Ziel einer möglichst preisgünstigen Energie-
versorgung ist bei der Ausgestaltung der Verfahren, zum 
Beispiel durch die Nutzung untertäglicher Beschaffung 
auch durch die Netznutzer, besonderes Gewicht 
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beizumessen, sofern hierdurch nicht die Verpflichtungen 
nach §§ 13 und 16 gefährdet werden. 
15. Kein Vorrang Erneuerbarer Energien 
Bei der Systemverantwortung der Netzbetreiber sind zur 
Beseitigung von Gefährdungen oder Störungen jeweils 
die verhältnismäßigen Maßnahmen zu treffen. Es gibt 
keine Rechtfertigung, in diesem Zusammenhang be-
stimmte Netzinanspruchnahmen (z. B. für Elektrizität aus 
erneuerbaren Energien) zu privilegieren. 
Vorschlag: 

§ 13 Abs. 1 Satz 2 ist ersatzlos zu streichen.  
16. Regulierungsverfahren und Zuständigkeiten 
Der EnWG-E sieht im ersten Schritt eine ex-ante-
Methodenregulierung in Kombination mit einer ex-post-
Missbrauchsaufsicht vor: Grundsätze, Regelungen und 
Methoden für Netzzugang und Entgeltberechnung wer-
den in Gesetz und Verordnungen niedergelegt, deren 
Einhaltung ex-post überprüft werden kann. Im Gegensatz 
dazu fordert der Bundesrat eine ex-ante-Einzelfall-
genehmigung von Bedingungen und Entgelten. 
Entscheidend ist weniger die Frage, ob ex-ante oder ex-
post reguliert wird, sondern vielmehr, dass überhaupt zu 
einem bestimmten Zeitpunkt die Instrumente Vergleichs-
verfahren und Anreizregulierung bundesweit einheitlich 
durchgeführt werden und die Ergebnisse für die Netz-
betreiber bindend gelten und nicht durch jegliches 
Rechtsmittel gleich wieder außer Kraft gesetzt werden 
können. Bei einer ex-ante-Regulierung ist daher darauf 
zu achten, dass die ex-ante-Genehmigung der Entgelte 
nur nach Durchführung dieser Instrumente erfolgen darf. 
Denn sonst wären die ohne derartige Prüfung genehmig-
ten Entgelte für einige Zeit „rechtmäßig“ und könnten ei-
nem Vergleichsverfahren nicht mehr unterzogen werden. 
Daher müsste bei einer ex-ante-Regulierung nach den 
Vorstellungen des Bundesrates die Genehmigungen unter 
Vorbehalt oder befristet ausgestellt werden. 

Die gleichen Überlegungen gelten auch zur Forderung 
des Bundesrats, die Netzentgelte für ausschließlich in 
einzelnen Bundesländern gelegene Netze durch Landes-
behörden genehmigen zu lassen. Wichtig ist auch hierbei 
vor allem, dass vor einer Einzelfall-Genehmigung diese 
Verteilernetze einem bundesweiten Vergleich unterwor-
fen werden.  
Nach Auffassung der Stromwirtschaft sollte an der von 
der Bundesregierung vorgeschlagenen normativen ex-
ante-Methodenregulierung verbunden mit einer ex-post-
Missbrauchsaufsicht festgehalten werden. Internationale 
Benchmarks verböten sich aufgrund der nationalen 
Besonderheiten der jeweiligen Märkte von selbst.  
Die Regulierungsbehörde muss nach In-Kraft-treten des 
EnWG schnell handlungsfähig werden. Dazu muss sie 
die Netznutzungsentgelte zunächst in einem ex-post-
Verfahren im nationalen und internationalen Maßstab 
vergleichen, um nach klaren Regeln missbräuchlich 
überhöhte Entgelte in einem ersten Schritt absenken zu 
können. Dieses Verfahren wird dazu führen, dass der Ab-
stand zwischen dem teuersten und günstigsten Netz-
betreiber kleiner wird. Es wird aber nicht dazu führen, 
dass die Netzbetreiber mit relativ günstigen Netzentgel-
ten noch effizienter werden. Insofern muss die Regulie-
rungsbehörde die Übergangszeit nutzen und ein Daten- 
und Vergleichssystem aufbauen, mit dem die Unterneh-
mensdaten gesammelt, aufbewahrt und analysiert werden 
können, um damit neben der Kostenkontrolle auch eine 
wirksame Vergleichsmarktanalyse und ein Benchmar-
king zur Effizienzsteigerung durchführen zu können. 
D.h.: Beginnend mit der ex-post-Kontrolle über die An-
wendung der ex-ante-Methoden/Regeln bei Netzzugang 
und Netzentgelten muss die Regulierungsbehörde schnell 
(maximal innerhalb einer Zweijahresfrist) zur ex-ante-
Festlegung von Netzentgelten kommen, die flächendek-
kend zur Effizienzverbesserung der Dienstleistung Netz 
führt.  
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Anlage 

Positionspapier  
Keine Finanzierung der Regulierungsbehörden durch 
Kostenabwälzung auf die jeweilige Wirtschaftsbran-
che 
Nach Vorstellungen des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit (BMWA) haben Betreiber von Ener-
gieversorgungsnetzen einen Beitrag zur Finanzierung 
(„Regulierungsbeitrag“) an die für eine nach In-Kraft-
Treten eines novellierten EnWG eine breitere Tätigkeit 
aufnehmende „Regulierungsbehörde für Energie, Gas, 
Telekommunikation und Post (REGTP)“ zu entrichten (§ 
88 Abs. 1 EnWG-E).  
Das BMWA soll im Energiewirtschaftsgesetz eine Ver-
ordnungsermächtigung zu Ausgestaltung und Höhe des 
Beitrages erhalten. Die Erhebung eines solchen Beitrages 
gab es in Deutschland bisher nicht. Eine entsprechende 
Regelung im Telekommunikationsgesetz ist trotz Kritik 
aus der Industrie am 26. Juni 2004 in Kraft getreten. 
Der BDI lehnt die gesetzliche Verankerung der Finanzie-
rung von Regulierungs- und Aufsichtsbehörden durch 
Kostenabwälzung auf die jeweilige Wirtschaftsbranche 
ausdrücklich ab und fordert die Bundesregierung auf, die 
betreffenden Vorschriften zu streichen. 
Begründung 
1. Keine zwingende Umsetzung europäischer Vorga-

ben 
In den Beschleunigungsrichtlinien Strom und Gas wird 
ein derartiger Beitrag nicht ausdrücklich gefordert oder 
verboten. Vielmehr wird die vollkommene Unabhängig-
keit der Regulierungsbehörden von den Interessen der 
Elektrizitäts- bzw. Gaswirtschaft gefordert. 

2. Umsetzung ist verfassungsrechtlich zweifelhaft 
Die in der vorgeschlagenen Form geplante Umsetzung 
der Erhebung des Regulierungsbeitrages begegnet ver-
fassungsrechtlichen Bedenken. 
Öffentliche Aufgaben sind grundsätzlich nur aus Steuern 
zu finanzieren. Andere staatliche Maßnahmen dürfen 
dieses Prinzip nicht aushöhlen oder unterlaufen. Das gilt 
für Bund und Länder gleichermaßen. Ein Wahlrecht des 
Gesetzgebers zwischen Steuern und nichtsteuerlichen 
Abgaben besteht deshalb grundsätzlich nicht. Nichtsteu-
erliche Abgaben bedürfen einer besonderen Rechtferti-
gung, müssen sich von der Steuer deutlich unterscheiden, 
müssen der Belastungsgleichheit der Abgabenpflichtigen 
Rechnung tragen und bedürfen wegen des Grundsatzes 
der Vollständigkeit des Haushaltsplans und der daraus 
resultierenden Budgethoheit im Parlament und Regierung 
einer verfassungsrechtlichen Rechtfertigung.  
Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Reihe von 
Entscheidungen Geldleistungspflichten, die einem be-
grenzten Personenkreis im Hinblick auf vorgegebene be-
sondere wirtschaftliche Zusammenhänge gesetzlich auf-
erlegt worden sind, nicht als steuerliche Abgaben oder 
Vorzugslasten, sondern als „Sonderabgaben“ qualifiziert, 
und grundsätzlich für verfassungsrechtlich zulässig er-
klärt. Die Auferlegung der Sonderabgabe bedarf keiner 
ausdrücklichen verfassungsgesetzlichen Spezialermäch-
tigung. Die Kompetenz des Gesetzgebers zur Einführung 
außersteuerlicher Abgaben kann vielmehr aus den allge-

meinen Sachzuständigkeiten nach Art. 73 ff. GG herge-
leitet werden.  
Für derartige Sonderabgaben hat das BVerfG vier eng 
auszulegende Zulässigkeitskriterien herausgearbeitet: 
• Verfolgung eines Sachzwecks, der über bloße Mittel-

beschaffung hinausgeht 
• Homogenität der betroffenen Gruppe 
• Finanzverantwortung der betroffenen Gruppe  
• „gruppennützige“ Verwendung des Abgabeaufkom-

mens im Interesse der Gruppe der Abgabepflichtigen. 
Vor allem das letzte Erfordernis ist nach Auffassung des 
BDI für den vorgesehenen Regulierungsbeitrag nicht ge-
geben. Denn der Gruppennutzen, der eine Sonderabgabe 
rechtfertigen soll, muss in einem greifbaren und nach-
weisbaren konkreten Nutzen bestehen. Dieser ist jeden-
falls nicht von vornherein gegeben, weil nicht auszu-
schließen ist, dass die Objekte der Regulierung im Ver-
gleich zum Status Quo Nachteile in Kauf nehmen müs-
sen. Ein ungewisser Gemeinnutzen reicht nicht aus, da 
nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts die Sonderabgabe ein spezielles Instrument 
ist, das gegenüber der Steuer die „seltene Ausnahme zu 
sein hat“. Aus diesem Ausnahmecharakter folgt, dass die 
Zulässigkeitskriterien strikt auszulegen und anzuwenden 
sind. Die Finanzierung der Regulierungsbehörde durch 
Kostenabwälzung mittels Regulierungsabgabe auf die 
jeweilige Wirtschaftsbranche verstößt mithin gegen 
Grundsätze des Verfassungsrechts. Bezeichnend ist in 
diesem Zusammenhang auch die fehlende Auseinander-
setzung mit verfassungsrechtlichen Fragen in der Be-
gründung des Gesetzentwurfs.  

3. Keine Vergleichbarkeit mit anderen Sektoren 

Im allgemeinen Kartellrecht besteht keine entsprechende 
Zahlungsverpflichtung. Warum im Bereich des sektor-
spezifischen Wettbewerbsrechts für die Energie- und Te-
lekommunikationsmärkte eine Finanzierung durch die 
auf diesen Märkten tätigen Unternehmen erfolgen soll, ist 
nicht nachvollziehbar.  

Der Einwand, die Bundesanstalt für Finanzdienstlei-
tungsaufsicht werde durch eine vergleichbare Beitragser-
hebung (mit)finanziert, greift nicht. Das Verwaltungsge-
richt Köln hat Anfang 2004 die entsprechende Kosten-
Verordnung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BAFIN) für verfassungswidrig erklärt. Es liege 
ein Verstoß gegen Art. 3 GG vor, weil Finanzdienstlei-
ster im Vergleich zu Banken stärker belastet würden. Ei-
ne Vorlage an das Bundesverfassungsgericht zur Klärung 
der grundsätzlichen Frage der Zulässigkeit solcher Son-
derabgaben erfolgte nicht, wurde aber als Problem er-
kannt. 

4. Keine Finanzierung der Eingriffsverwaltung 
durch Sonderabgaben 

Die rechtliche Gestaltung der Wirtschaftspolitik ist 
Staatsaufgabe. Das gilt auch für spezifische Märkte. Die 
Ausgestaltung dieser Staatsaufgabe durch spezifische 
Regulierungsaufgaben ist davon nicht zu trennen. Es wä-
re daher ein seltsames Staatsverständnis, die Verwirkli-
chung der Ziele der Wirtschaftspolitik von den Akteuren 
indirekt bezahlen zu lassen, die entweder Hauptbelasteter 
der Regulierungsaufgaben sind oder denen Freiraum 
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durch staatliche Rahmengesetzgebung verschafft werden 
soll.  
Die knappen staatlichen Gelder müssen effizient einge-
setzt werden. Dies setzt einer übermäßigen Personalaus-
stattung der Behörde eine natürliche Grenze. Sonst fehlt 
jeder Anreiz, die Behörde nur mit dem Notwendigen 
auszustatten.  Es kann darüber hinaus bezweifelt werden, 
dass ein wie derzeit vorgesehenes komplexes und damit 
aufwändiges Verfahren zur Ermittlung, Aufteilung und 
Abrechnung des Beitrages wirtschaftlich effizient gestal-
tet werden kann.  
Das Non-Affektationsprinzip verpflichtet den Staat zur 
neutralen Verwendung eingenommener Mittel. Es drängt 
sich daher der Eindruck auf, dass es sich bei dem geplan-
ten Beitrag um ein einnahmeorientiertes Modell des 
Bundesfinanzministers handelt. Durch eine "Sonderfi-
nanzierung" wird das BMF sehr wahrscheinlich nicht ge-

neigt sein, die Abschaffung der Regulierungsbehörde 
zum gegebenen Zeitpunkt anzustreben. 
5. Keine zusätzlichen Belastungen für die Unter-

nehmen erzeugen 
Durch den erhobenen Regulierungsbeitrag entstünde eine 
Kostenbelastung für Unternehmen, die sich u. U. gesamt-
wirtschaftlich zu Lasten des Verbrauchers – etwa durch 
Weiterwälzung der als Sonderabgabe abzuführenden Be-
träge - und als Investitionshemmnis auswirken kann. Für 
eine innovationsfördernde Standortpolitik wird durch den 
geplanten Regulierungsbeitrag völlig falsches Zeichen 
gesetzt: Unternehmen in neuen Märkten werden be statt 
entlastet. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1504 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 19. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Industrie- und Handelskammer zu Köln 

Die Industrie in Nordrhein-Westfalen steht in starkem 
Wettbewerb mit Herstellern aus Ländern mit niedrigeren 
Energiepreisen. So liegt der Industriestrompreis eines 
mittelständischen Industrieunternehmens in Frankreich 
um 21 % unter den deutschen Preisen. Bei Großunter-
nehmen beträgt der Preisunterschied immer noch 19 %. 
Zum einen stellen die deutschen Sonderabgaben wie 
EEG, KWKG und Öko-Steuer eine besondere Belastung 
dar. Deutlich höher als in den Wettbewerbsländern liegen 
aber auch die Netznutzungsentgelte, die durch die Ver-
bändevereinbarungen Strom und Gas nicht transparent 
gemacht oder gesenkt werden konnten.  
Die Industrie- und Handelskammern in Nordrhein-
Westfalen begleiten seit der Liberalisierung des Ener-
giemarktes die Marktentwicklung intensiv und drängen 
dabei in Abstimmung mit den Energieanbietern auf eine 
Kostenentlastung der Industrie. Nordrhein-Westfalen ist 
nicht nur der größte Energieerzeuger Deutschlands son-
dern mit seiner Wirtschaft, insbesondere seiner Industrie, 
auch besonders energieintensiv. Die nunmehr vorgesehe-
ne Einrichtung der Regulierungsbehörde wird daher von 
uns begrüßt. 
Wesentliche Eckpunkte der vorliegenden Novelle sind 
für uns: 
1. Die Regulierungsbehörde sollte bundesweit zuständig 

sein. Eine Zersplitterung der Zuständigkeit auf die 
Länder schafft zusätzliche Bürokratie und beinhaltet 
das Risiko landesunterschiedlicher Regelungen. 

2. Die Finanzierung der Regulierungsbehörde sollte 
möglichst aus Steuermitteln erfolgen. Bei der Finan-
zierung über Gebühren werden die Gebühren auf die 

Energiekunden abgewälzt. Ob Steuer oder Gebühr, 
letztlich zahlt diese Kosten der Verbraucher. Außer-
dem vergrößern Gebührentatbestände den bürokrati-
schen Aufwand und schaffen u. U. Interessenkonflik-
te, die die Behörde in ihrem Ermessen beeinflussen. 

3. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Anreizregulie-
rung ist der richtige Weg. Sie wird von uns begrüßt. 
Jedoch alle Details im Gesetz festzuschreiben be-
schränkt die Regulierungsbehörde bei der Entwick-
lung eines optimalen Systems (Selbstlernsystem). 
Das vorgesehene "Benchmark" sollte die Erfahrungen 
aus anderen EU-Ländern im Sinne eines Vergleichs-
marktkonzeptes berücksichtigen und nicht auf den 
engen nationalen Markt begrenzt bleiben. 

4. Die in der Novelle vorgesehene Kostenorientierung 
bei der Entgeltfestsetzung schafft keine Transparenz. 
Sie ermöglicht den Netzbetreibern Kosten einzukal-
kulieren, die für einen rationellen Betrieb überflüssig 
sind und reduziert die Anreizwirkung. Die Kalkulati-
onsmethode sollte deshalb nicht im Gesetz verankert 
werden. Dies wäre eine Fortschreibung des Ist-
Zustandes der Verbändevereinbarungen und würde 
das "Selbstlernsystem" der Anreizregulierung be-
schränken. In den Netzzugangsverordnungen sollte 
die Kalkulationsmethode nur mit einer kurzen Frist 
festgelegt werden, nach deren Ablauf das weitere 
Vorgehen auf der Basis eines Erfahrungsberichtes der 
Regulierungsbehörde neu zu entscheiden ist. 

Wir würden uns freuen, wenn Sie diese Anregungen in 
Ihre weiteren Diskussionen aufnehmen könnten. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1507 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 23. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Einkaufsgemeinschaft Energieversorgungsunternehmen EGEVU 

Nachfolgend, die kritischen Regelungen im Regierungs-
entwurf zum EnWG (RegE), die für die Lokalversorger 
zu enormen bürokratischen Belastungen und Wettbe-
werbsverzerrungen führen. 

Im Gesetz müssen Möglichkeiten geschaffen werden, 
durch vereinfachte Verfahren und Reduktion büro-
kratischer Anforderungen sowohl kleinere Unterneh-
men als auch die Behörde von hohen Verwaltungskosten 
zu entlasten. Die konkrete Ausgestaltung der Vereinfa-
chungsmöglichkeiten soll im Ermessen der Regulie-
rungsbehörde liegen. Das Gesetz ist diesbezüglich flexi-
bel auszulegen, damit die Behörde auf schnelle, unum-
kehrbare Fehlentwicklungen unverzüglich reagieren 
kann. 

I. Vereinfachung der Entflechtungsbestimmungen 
(Unbundling): 

Nach dem RegE sind entsprechend der EU-Richtlinie 
Versorgungsunternehmen mit weniger als 100.000 Kun-
den von der Verpflichtung zur gesellschaftsrechtlichen 
und operationellen Entflechtung von Netzbetrieb und 
Stromvertrieb befreit. Auf informationeller und buchhal-
terischer Ebene fordert der RegE auch von den kleineren 
Betrieben, die Sparten Netz und Energie strikt zu tren-
nen. Die 100.000 Kunden – Regelung in der EU-
Richtlinie sollte den Mitgliedstaaten ermöglichen, die 

Entflechtungsanforderungen auch auf weniger zentrali-
sierte Versorgungsstrukturen abstimmen zu können.  
Kleinere, dezentrale Versorgungsunternehmen haben al-
lein aufgrund ihrer Personalstärke und schlanken Verwal-
tungsstrukturen nicht die Möglichkeit, eine strikte buch-
halterische und vor allem informationelle Trennung von 
Netz und Vertrieb ohne unverhältnismäßig hohen Auf-
wand zu realisieren. Dies würde für die Betriebe den 
Verlust wertvoller Synergien und effizienter Verwal-
tungen bedeuten. Will man dezentrale Versorgungsstruk-
turen mit kleineren Lokalversorgern nicht von vorn her-
ein zerstören, müssen Möglichkeiten geschaffen  werden, 
die Anforderungen an die informationelle Trennung bei 
diesen Unternehmen angemessen zu gestalten. Hierbei ist 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit zu berücksichtigen. 
Wir  schlagen  deshalb folgende Ergänzung in § 9 (1) 
RegE vor: 

„Für mittlere und kleine, vertikal integrierte 
Energieversorgungsunternehmen kann die Regu-
lierungsbehörde nach dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit eine vereinfachte Umsetzung der 
Regelung definieren.“ 

II. Vereinfachungen bei den administrativen Aufga-
ben: 
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Für die Veröffentlichungs-, Berichts- und Dokumenta-
tionspflichten liegen keine nennenswerten Kostende-
gressionen im Hinblick auf die Unternehmensgröße vor. 
Gerade die mittleren und kleinen Stromversorger sind 
dadurch besonders stark belastet. Die Regulierungsanfor-
derungen zur Bestimmung der Netznutzungsentgelte 
sowie der Allgemeinen Preise für die Grund- bzw. Er-
satzversorgung über Kostenarten-, Kostenstellen- und 
Kostenträgerrechnung gehen sehr tief ins Detail. Kleine-
ren Betrieben steht für ein derart kompliziertes Rech-
nungswesen nicht das notwendige, hoch spezialisierte 
Fachpersonal zur Verfügung. 
Bei den diesbezüglichen Anforderungen muss auf ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen bürokratischem Auf-
wand und auch gesamtwirtschaftlich zu betrachtendem 
Erkenntnisgewinn geachtet werden. Die Bedeutung der 
Kostenüberprüfung wird durch die zusätzliche Anwen-
dung von Vergleichsmarktverfahren und Anreizregulie-
rung ohnehin relativiert. Bereits in § 12 BTOElt zur 
Stromtarifgenehmigung wird ein vereinfachtes Verfah-
ren zur Darstellung der Kosten- und Erlösrechnung er-
möglicht und in Bayern seit vielen Jahren mit gutem Er-
folg praktiziert. Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass 
die Regulierung der Allgemeinen Preise einen massiven 
staatlichen Eingriff in die Preisgestaltungsfreiheit dar-
stellt, der die Betriebe ohnehin schon stark belastet. 
Die Problematik tritt entsprechend bei der Verpflichtung 
zur Führung von mindestens drei Differenzbilanzkrei-
sen für Ausgleichsenergie, Netzverluste und EEG-Ein-
speisungen gemäß §§ RegE 22, StromNZV 14 auf. 
Zur Beibehaltung der Chancengleichheit bitten wir um 
Ergänzung im RegE: Methoden zur Bestimmung der 
Netznutzungsentgelte § 24, Methoden zur Bestimmung 
der Allgemeinen Preise für die Grund- bzw. Ersatzver-
sorgung §§ 36, 39, Monitoring §§ 35, 51, Meldepflichten 
§§ 52, 69, Differenzbilanzkreis §§ RegE 22, StromNZV 
14: 

„Die Regelungen können vereinfachte Anforde-
rungen und Verfahren für kleinere Stromversor-
ger vorsehen, um Unternehmen und Behörde vor 
überflüssigem Verwaltungsaufwand zu bewah-
ren.“ 

III. Vergleichsmarktverfahren, Anreizregulierung, 
Missbrauchsvermutung 

Je kleiner ein Versorgungsgebiet ist, umso stärker kön-
nen beim Gebietsvergleich RegE § 21 (3) spezifische 
Strukturmerkmale wirken. Eine wie im RegE umgesetzte 
Strukturklassenbildung mit nur wenigen, pauschalen Kri-
terien, wird solchen Versorgungsstrukturen nicht gerecht. 

Hinsichtlich des Vergleichsmarktverfahrens muss in Re-
gE § 21 (4) ergänzt werden: 

„Vor der Äußerung eines Missbrauchsverdachts 
hat die Regulierungsbehörde bei kleineren Netz-
betreibern zu ermitteln, ob außer den vergliche-
nen Strukturmerkmalen besondere Ausprägungen 
kostenrelevanter Strukturmerkmale vorliegen.“ 

Das dynamische Anreizsystem zur Effizienzverbesse-
rung RegE § 21 (2) ist noch nicht ausreichend präzisiert. 
Die Anreizregulierung darf mittel- und langfristig die 
Versorgungssicherheit und -qualität nicht gefährden. Die 
Netzbetreiber dürfen durch die Regulierungsvorgaben in 
ihrem eigenverantwortlichen Handeln und Entscheiden 
nicht unzulässig einschränkt werden. Sie tragen letztend-
lich uneingeschränkt die Verantwortung für eine sichere 
und umweltverträgliche Stromversorgung in ihrem Ver-
sorgungsgebiet. Dem, der Verantwortung und Ver-
pflichtungen trägt, müssen auch entsprechende Rech-
te eingeräumt werden! 
Bei vergleichsweise höheren Preisen für die Grundver-
sorgung bzw. Netzdurchleitung geht der RegE  §§ 40(1), 
21(4) grundsätzlich von einem Missbrauch seitens des 
Versorgungsunternehmens aus. Die Missbrauchsvermu-
tung setzt die verantwortlichen Versorger von vorneher-
ein auf die Anklagebank. Die hohen Anforderungen an 
die Entlastungsbeweisführung (Beweislastumkehr) so-
wie die drastischen Sanktionen stellen bereits für große 
Stromunternehmen mit ihren Rechtsexperten eine enor-
me Herausforderung dar. Die kleineren Betriebe wären 
bei ihrer Rechtsverteidigung gegenüber Behörden oder 
vor Gericht unangemessen benachteiligt. Dies ist vor al-
lem auch vor dem Hintergrund der vorherrschenden 
Rechtsunsicherheiten zu sehen. 
Die Elektrizitätswirtschaft benötigt wieder klare und ver-
lässliche Rahmenbedingungen. Auch Lokalversorger 
müssen ihre Rechtsposition effektiv und auf praktikable 
Weise verteidigen können: 
Die generelle Beweislastumkehr gem. RegE § 40 ist 
für kleinere Betriebe zu entschärfen. 
Die Sanktionen und Zwangs- bzw. Bußgeldandrohun-
gen RegE §§ 94, 95 sind auf ein für die kleineren Un-
ternehmen erfüllbares Maß zu begrenzen. 
Die Missbrauchsaufsicht ist im Kartellrecht ausreichend 
geregelt. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15/1510 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 24. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte 
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger, weiterer  
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verband der Verbundunternehmen und Regionalen Energieversorger in  
Deutschland - VRE - e.V 

I. Allgemeines 

Das Bundeskabinett hat am 13. August 2004 seinen Ent-
wurf zur bevorstehenden Novellierung des Energiewirt-
schaftsgesetzes veröffentlicht, der auf dem Ende Februar 
veröffentlichten Referentenentwurf des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) basiert. Am 24. 
September hat der Bundesrat seine Stellungnahme zum 
Regierungsentwurf abgegeben. Die Gegenäußerung der 
Bundesregierung erfolgte am 27. Oktober. Ziel des Ge-
setzes ist die Umsetzung der Richtlinien 2003/54/EG und 
2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die gemeinsamen Vorschriften für den Strom- und 
Erdgasbinnenmarkt. 

Der VRE hält es für wichtig, sich eng an den EU-
Vorgaben zu orientieren und die regulatorischen Eingrif-
fe auf den Netzbereich zu begrenzen. 

Wichtige Eckpunkte, an denen sich das Gesetz zu messen 
hat, sind daher 

• die friktionslose und behutsame Weiterentwicklung 
des bisherigen Systems des Netzzugangs,  

• die sachgerechte Fortentwicklung der Entgeltfin-
dungsmethodik im Strombereich und die weitgehen-
de Übernahme der entsprechenden bewährten Rege-
lungen der VV Strom II plus, insbesondere die Bei-
behaltung der Nettosubstanzerhaltung, 

• die klare Begrenzung der behördlichen Zuständigkeit 
auf den Bereich des natürlichen Netzmonopols und 
die klare Aufgabenabgrenzung von Bundesbehörde, 
Länderbehörden und Bundeskartellamt, 

• die Begrenzung der Regulierungsaufgaben auf die 
Gewährleistung wirksamen Wettbewerbs im Netzbe-
reich bei gleichzeitigem Erhalt der Versorgungszu-
verlässigkeit und -qualität, 

• eine weitgehende normierende Regulierung, um 
Rechts- und Planungssicherheit zu gewährleisten und 
die Größe der Behörde auf das Mindeste beschränken 
zu können, 

• eine bundesweit einheitliche Anwendung der Regu-
lierungsgrundsätze durch eine weitest gehende Auf-
gabenübertragung auf die REGTP und 

• die strikte Vermeidung überflüssiger bürokratischer 
Verfahren. 

Gemessen an diesen Forderungen begrüßt der VRE, dass 
die Verpflichtung der Regulierungsbehörden grundsätz-
lich auf die Sicherung des Wettbewerbs im Netzbereich 
und die Versorgungssicherheit beschränkt wurde. Der 
von der Bundesregierung favorisierte und in ihrer Ge-
genäußerung gegenüber dem föderalen Modell des Bun-
desrates ausdrücklich noch einmal betonte einheitliche 
Vollzug des EnWG durch die Schaffung eines zentralen 
bundeseinheitlichen Regulators wird wesentlich zur 
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Rechtssicherheit und Chancengleichheit aller Marktteil-
nehmer beitragen. Die in der Gegenäußerung der Bun-
desregierung vom 27.10.2004 angekündigte ex-ante Ein-
zelgenehmigung von Erhöhungen der Netznutzungsent-
gelte bis zur Einführung einer Anreizregulierung steht im 
Widerspruch zu der bislang im Regierungsentwurf im 
Hinblick auf die Vielzahl der deutschen Stromnetzbetrei-
ber zu Recht verfolgten ex-ante Methodenregulierung. 
Der VRE lehnt einen solchen Systemwechsel angesichts 
der damit verbundenen Vollzugsschwierigkeiten ab. Die 
Gefahr einer ausufernden Bürokratisierung wird nur 
durch die Absage an eine zwingende Einzelgenehmigung 
der Netznutzungsentgelte vermindert.  
Aus Sicht der EnBW AG sollte nicht nur im Übergangs-
zeitraum bis, sondern auch nach Einführung einer An-
reizregulierung eine ex-ante Genehmigung der Erlös-
obergrenzen für jeden Netzbetreiber erfolgen. Dies führe 
nicht zu einer ausufernden Bürokratisierung. 

Obwohl der vorliegende Gesetzentwurf hinsichtlich der 
Regulierungsmethodik in die richtige Richtung weist, be-
steht in einigen wesentlichen Punkten noch Verbesse-
rungsbedarf. Dabei sind insbesondere zwei Mängel be-
sonders hervorzuheben: 

Zum einen schafft der Gesetzentwurf noch nicht die hin-
reichende Rechtssicherheit im Interesse der Kunden wie 
der Netzbetreiber: So ist insbesondere im ex-ante Bereich 
die Rollenteilung zwischen Verordnungsgeber und Regu-
lierungsbehörde offen. Die grundlegenden Entscheidun-
gen, namentlich die Bedingungen des Netzzugangs sowie 
die Methodik zur Bestimmung der Netzentgelte sollten 
normativ in einer Verordnung festgelegt werden und 
nicht dem administrativen Ermessensspielraum der Be-
hörde überlassen bleiben. Zum anderen müssen die im 
Gesetz festzulegenden Grundsätze der Methodik der Ent-
geltberechnung operabel ausgestaltet werden, um dem 
rechtsstaatlichen Prinzip der Bestimmtheit und Vorher-
sehbarkeit zu genügen. Die im Regierungsentwurf ent-
haltene bloße Aufzählung diverser sich teilweise sogar 
widersprechender Kalkulationsansätze und –prinzipien 
wird dem bislang nicht gerecht. Sie stellt keine rechts-
staatlich hinreichende Ermächtigungsgrundlage für die 
Rechtsverordnungen dar. 
Darüber hinaus hält der VRE an seinen gemeinsam mit 
VDEW und VDN bereits zum Referentenentwurf geäu-
ßerten Kritikpunkten vom März 2004 fest. Im Folgenden 
sollen noch einmal die wesentlichen Kritikpunkte am 
Regierungsentwurf zusammengefasst und konkrete Ver-
besserungsvorschläge unterbreitet werden: 

II. Zu den Regelungen des Regierungsentwurfs im 
Einzelnen: 

1. Zweck des Gesetzes (§ 1 EnWG-E) 

Verbraucher haben ein Interesse an einer möglichst 
preisgünstigen, sicheren und umweltverträglichen Ener-
gieversorgung. Diese Interessen werden durch die bis-
lang im EnWG enthaltene Zieltrias vollständig abge-
deckt. Die ausdrückliche Aufnahme der „Verbraucher-
freundlichkeit“ in den Zielekatalog des EnWG ist daher 
überflüssig. Dies hat auch der Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme vom 24.09.2004 erkannt. Fragwürdig ist je-
doch seine Absicht, die Verbraucherinteressen im Rah-
men der Zielsetzung der Regulierung in Absatz 2 beson-
ders hervorzuheben. Zu Recht lehnt die Bundesregierung 

dies in ihrer Stellungnahme vom 27.10.2004 ab. Die Re-
gulierung dient ausschließlich dem Zweck, die Voraus-
setzungen für einen wirksamen und unverfälschten Wett-
bewerb zu schaffen. Wettbewerb in einer freiheitlichen 
Marktordnung muss jedoch zwingend ergebnisoffen 
bleiben und kann nicht ausdrücklich der Preissenkung 
dienen, da gerade der Markt die Preise herausbilden soll. 
Andernfalls würde sich der Gesetzgeber nicht für markt-
wirtschaftlichen Wettbewerb, sondern für Planwirtschaft 
entscheiden. Auch im neu gefassten TKG wurde auf die 
ausdrückliche Aufnahme des Verbraucherschutzes ver-
zichtet. 
Vorschlag: 
In Artikel 1 ist in § 1 Abs. 1 das Wort „verbraucher-
freundlich“ zu streichen. 
2. Operationelle Entflechtung (§ 8 EnWG-E) 
Durch die Verpflichtung zur operationellen Entflechtung 
sind die Unternehmen gezwungen, zahlreiche in der Ver-
gangenheit geschaffene Synergieeffekte zwischen den 
einzelnen Bereichen des integrierten Versorgungsunter-
nehmens aufzugeben. Dies wird nicht ohne erhebliche 
Kostenbelastung vonstatten gehen. Um den Verlust an 
Kosteneinsparungen im Sinne der Verbraucher so gering 
wie möglich zu halten, sollte der Gesetzgeber beim ope-
rationellen Unbundling nicht über die Vorgaben der EU-
Richtlinien hinausgehen und keine zusätzlichen kosten-
wirksamen Verpflichtungen schaffen. Die EU-Vorgaben 
sind ausreichend, zumal die REGTP die Umsetzung des 
Unbundlings überwachen kann. Der VRE begrüßt, dass 
der Bundesrat dieses Problem in seiner Stellungnahme 
vom 24.09.2004 erkannt und Abhilfe gefordert hat. 
Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 8 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 
„(2) In einem integrierten Energieversorgungsunterneh-
men dürfen die für die Leitung des Netzbetreibers zu-
ständigen Personen nicht betrieblichen Einrichtungen des 
integrierten Energieversorgungsunternehmens angehö-
ren, die direkt oder indirekt für den laufenden Betrieb in 
den Bereichen Energieerzeugung, -übertragung und -
versorgung zuständig sind.“ 

3. Netzanschluss (§ 17 EnWG-E) 

Neben der Versorgungssicherheit und Umweltverträg-
lichkeit ist eines der wesentliche Ziele des Gesetzes, die 
kostengünstige Versorgung von Letztverbrauchern mit 
Energie zu gewährleisten. Zu Recht hat der Bundesrat in 
seiner Stellungnahme vom 24.09.2004 die Gefahr er-
kannt, dass dieses Ziel konterkariert würde, wenn jeder 
Netzzugangspetent ohne Rücksicht auf die vorhandenen 
Netzstrukturen einen Zugangsanspruch nach seiner Wahl 
erhielte. Dieses Problem zeigt sich insbesondere bei 
Großverbrauchern oder Arealnetzbetreibern, die in der 
jüngsten Vergangenheit zunehmend auf Kosten der 
Kleinkunden einen Anschluss in der vorgelagerten Span-
nungsebene anstreben. Das Geschäftsmodell der Areal-
netzbetreiber beruht darauf, sich gezielt Gebiete mit vor-
teilhafter Versorgungsdichte und hohem Energiebedarf 
auszusuchen („Rosinenpicken“). Dadurch verschlechtert 
sich die allgemeine Versorgungsstruktur, wodurch die 
Preise der Versorgung im öffentlichen Verteilernetz für 
die verbleibenden Letztverbraucher steigen, da die fixen 
Netzerhaltungs- und -ausbaukosten auf weniger Schul-
tern verteilt werden müssen. Insgesamt wird dadurch ein 
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Preisvorteil einer kleinen Gruppe zu Lasten der breiten 
Masse an Letztverbrauchern in einem Versorgungsgebiet 
erkauft. Hinzu kommen eine zunehmende Zersplitterung 
der Versorgungsnetze und eine steigende Gefahr von 
Stranded Investments.  

Vorschlag: 

In Artikel 1 ist § 17 Abs. 1 um folgenden Satz 2 zu er-
gänzen: 
„Der Netzbetreiber legt den geeigneten Anschlusspunkt 
unter Berücksichtigung eines sicheren Netzbetriebes so-
wie der zukünftig zu erwartenden Verbrauchsentwick-
lung in dem betreffenden Netzbereich und unter Beach-
tung einer möglichst kostengünstigen Netznutzung für 
den anschlussbegehrenden Letztverbraucher sowie für 
die Gesamtheit der Netzkunden diskriminierungsfrei 
fest.“  

4. Entgelte für den Netzzugang  (§ 21 EnWG-E) 
Die bislang im RegE enthaltenen Regelungen zu den 
Entgelten für den Netzzugang sind zu unbestimmt und 
gehen über das für eine wirksame Kontrolle der Berech-
nungsmethoden erforderliche Maß hinaus. Sie stellen 
keine hinreichend bestimmte Verordnungsermächtigung 
dar. 
a) Der RegE beschränkt sich auf eine abstrakte Anein-

anderreihung energiewirtschaftlicher Kostengrund-
sätze, ohne dass deren Verhältnis zueinander hinrei-
chend deutlich wird. Die in der Anlage 3 der Verbän-
devereinbarung Strom II plus niedergelegten Preis-
findungsprinzipien, insbesondere die auch in der In-
dustrie anerkannte und praktizierte Methode der Net-
tosubstanzerhaltung, sind seit langem wissen-
schaftlich anerkannt (vgl. Gutachten von Männel, 
Preisfindungsprinzipien der Verbändevereinbarung 
VV II plus; Sieben/Maltry, Netznutzungsentgelt für 
elektrische Energie; Vaal, Substanzerhaltung und Ei-
genkapitalverzinsung bei der Kalkulation von Netz-
nutzungsentgelten) und wurden daher vom Gesetzge-
ber als „gute fachliche Praxis“ in das EnWG 2003 
aufgenommen. Zuletzt hat auch das Oberlandesge-
richt Düsseldorf in dem viel beachteten TEAG-
Verfahren die Preisfindungskriterien als „taugliches 
und betriebswirtschaftlich vertretbares Konzept zur 
Preiskalkulation“ anerkannt. Dies schließt den von 
der Energiewirtschaft geforderten Wagniszuschlag 
ausdrücklich mit ein (Oberlandesgericht Düsseldorf, 
Beschluss vom 11.02.2004, Az.: VI – Kart 4/03 (V)). 
Die Preisbildungsprinzipien sind nicht nur durch die 
Wissenschaft und die Rechtsprechung anerkannt, 
sondern darüber hinaus auch betriebswirtschaftlich 
erforderlich, um die notwendigen Ersatzinvestitionen 
leisten zu können und die Versorgungssicherheit auf-
recht zu erhalten. 
So sehr der VRE es begrüßt, dass die Bundesregie-
rung auch in ihrer Gegenäußerung vom 27.10.2004 
am Prinzip der Nettosubstanzerhaltung festhält, droht 
dieses Prinzip durch den Regierungsentwurf der 
Netzentgeltverordnung Strom inhaltlich ausgehöhlt 
zu werden.  
Um dem entgegen zu wirken müssen folgende Punkte 
in der Netzentgeltverordnung festgeschrieben wer-
den: 

• Die vorgesehene Saldierung der kumulierten kalku-
latorischen Abschreibungen mit den Wiederbe-
schaffungskosten der Ersatzinvestitionen muss aus 
der Netzentgeltverordnung Strom gestrichen wer-
den. 

• Im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten müssen 
die dem Netzbetrieb sachgerecht zuzuordnenden 
Ertragssteuern (Gewerbesteuern und Körperschafts-
steuern) als kalkulatorische Kostenpositionen in 
Ansatz gebracht werden. 

• Bilanzielle Eigenkapitalbestandteile, die über das 
zur Darstellung einer kalkulatorischen Quote von 
40 % notwendige Maß hinausgehen, müssen nomi-
nal verzinst werden. 

• Bis zum Inkrafttreten der Anreizregulierung muss 
der feste Eigenkapitalzinssatz von 6,5 % beibehal-
ten werden. 

Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 21 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 
„Die Entgelte müssen auf der Grundlage einer ener-
giewirtschaftlich rationellen Betriebsführung kosten-
orientiert nach der Methode der Nettosubstanzerhal-
tung einschließlich einer kapitalmarktorientierten Ei-
genkapitalverzinsung und einem nach einer anerkann-
ten Methode der Betriebswirtschaft ermittelten ge-
schäftsspezifischen Wagniszuschlag gebildet werden. 
Bei bestehendem oder potenziellem Leitungswettbe-
werb kann die Entgeltbildung auf der Grundlage ei-
nes marktorientierten Verfahrens oder einer Preisbil-
dung im Wettbewerb erfolgen.“ 

b) Die Bundesregierung hat in der Gegenäußerung zu 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates festge-
legt, dass innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttre-
ten des EnWG eine Anreizregulierung konzipiert 
werden soll. Der VRE hält dabei die Berücksichti-
gung der folgenden Grundsätze für essentiell: 

Transparenz, Konsistenz, Verlässlichkeit und damit 
Stabilität sind bei der Erarbeitung eines derartigen 
Systems oberstes Gebot. Dies schließt ein Regulie-
rungsverfahren nach dem Prinzip des „trial-and-
error“ aus; vielmehr bedarf es einer ausreichenden 
und sorgfältigen Vorbereitung. 

Aus der internationalen Regulierungserfahrung sind 
eine Anzahl von Anreizregulierungsmodellen be-
kannt. Jedes Modell hat seine individuellen Vor- und 
Nachteile. Es ist daher nicht möglich, aus den in den 
anderen Ländern gemachten Erfahrungen „das eine“ 
Anreizregulierungsmodell zu definieren. Dies gilt 
umso mehr, als einschlägige Erfahrungen in Deutsch-
land gänzlich fehlen und die für die Implementierung 
jeglicher Anreizsysteme notwendige Datenbasis in 
Deutschland bislang nicht vorliegt. 

Bei der Diskussion zu einer Anreizregulierung muss 
es Lösungen geben, bei denen die Chancen und Risi-
ken ausgewogen sind. Ein durchschnittlich effizienter 
Netzbetreiber muss eine durchschnittlich kapital-
marktorientierte Verzinsung erhalten. Effizientere 
Netzbetreiber müssen eine zusätzliche Belohnung er-
fahren. Unterdurchschnittliche Netzbetreiber müssen 
eine relative Verlustsituation hinnehmen. 
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Der Übergang auf eine Anreizregulierung setzt neben 
der Notwendigkeit, den Preispfad ex-ante festzule-
gen, zwingend belastbare Kriterien für Qualitätsstan-
dards und für die Vergleichbarkeit von Unternehmen 
voraus. Bis zum Inkrafttreten der Anreizregulierung 
muss der feste Eigenkapital-Zinssatz von 6,5 %/a 
beibehalten werden, da vorherige Zinsanpassungen 
wie eine ungesteuerte Anreizregulierung willkürlich 
wirken. Voraussetzung ist die Beibehaltung der voll-
ständigen Nettosubstanzerhaltung als Grundlage jeg-
licher Anreizregulierung. 

Die Vertreter der Energiewirtschaft werden einen 
praktikablen Vorschlag erarbeiten, der diesen Anfor-
derungen genügt. Wesentliche Eckpunkte sollten be-
reits jetzt durch eine Verordnungsermächtigung in 
das Gesetz aufgenommen werden. Die Methoden der 
Netzregulierung, die auf Anreize zur Steigerung der 
Effizienz des Netzbetriebs gerichtet sind, sollten dar-
auf aufbauend in einer Netzentgeltanreizverordnung 
festgelegt werden.  
Folgende Eckpunkte sind zu beachten: 
• Bei der Einführung einer Anreizregulierung ist ein 

Vorgehen vorzusehen, das nach sorgfältiger Vorbe-
reitung in ein transparentes, konsistentes und ver-
lässliches Anreizsystem mündet. In das Verfahren 
sind die Netzbetreiber und Netznutzer angemessen 
einzubeziehen. 

• Eine Anreizregulierung darf nicht nur einseitig neue 
Risiken für die Netzbetreiber einführen, sondern 
muss ihnen auch neue Chancen gewähren. Durch-
schnittlich effiziente Netzbetreiber müssen in der 
Lage sein, eine ausreichende Rendite zu erzielen, 
um Kapitalgeber für notwendige Neuinvestitionen 
zu akquirieren. Andernfalls würden Neuinvestitio-
nen in das Netz gefährdet. Überdurchschnittlich ef-
fizienten Netzbetreibern muss es möglich sein, über 
Effizienzgewinne frei zu verfügen. 

• Effizienzanreize sind nur hinsichtlich tatsächlich 
beeinflussbarer Kostengrößen sinnvoll. Preisanpas-
sungen müssen daher möglich sein, wenn diese 
auch in einem Wettbewerbsprozess zu erwarten wä-
ren. Dies gilt insbesondere für die Fälle, in denen 
neue politische Sonderlasten für die Netzbetreiber 
entstehen. 

• Im pluralistischen System der deutschen Netz-
betreiber ist die hinreichende Berücksichtigung 
struktureller Unterscheide bei einem Vergleich der 
Netzbetreiber notwendig.  

• Versorgungszuverlässigkeit und -qualität müssen 
angemessen berücksichtigt werden. 

• Um Planungssicherheit zu gewährleisten, ist eine 
hinreichend lange währende Regulierungsperiode 
von nicht unter fünf Jahren festzulegen. 

c) Nach Abs. 3 kann die Regulierungsbehörde Verglei-
che der Entgelte, Erlöse und Kosten jeweils für ein-
zelne Netz- und Umspannungsebenen der Netzbetrei-
ber durchführen (Vergleichsverfahren), deren Ergeb-
nisse nach Abs. 4 bei der Entgeltbildung nach Abs. 2 
zu berücksichtigen sind. Diese Vergleiche sowohl der 
Netzentgelte als auch der Kosten und Erlöse sind in-
sofern problematisch, als auch effiziente Netzbetrei-
ber oberhalb des Durchschnitts liegen können. Das 

Vergleichsverfahren muss sich vorrangig auf die 
Netzentgelte und nur ergänzend auf die Kosten und 
Erlöse beziehen. Bei der Bewertung der Effizienz der 
Erfüllung der Gesamtversorgungsaufgabe ist die 
Kopplung zwischen Spannungsebenen, insbesondere 
zwischen Mittel- und Niederspannungsebene, zu be-
rücksichtigen. Gegenstand der kartellbehördlichen 
Kontrolle sind ausschließlich die geforderten Preise 
und nicht ihre Kalkulation als solche, die allenfalls 
als Indiz für eine Preisüberhöhung herangezogen 
werden können. Der     RegE führt damit zu einer Ab-
kehr und zu einer nicht zu rechtfertigenden Verschär-
fung der Missbrauchsaufsicht im Energiesektor ge-
genüber allen anderen Wirtschaftsbereichen. 

Vorschlag: 

In Artikel 1 sind in § 21 Abs. 3 die Worte „der Erlöse 
oder der Kosten der Betreiber von Energieversor-
gungsnetzen“ zu streichen. 

c) Die in Abs. 4 Satz 2 eingefügte Vermutungsregelung 
führt dazu, dass bereits jede Überschreitung der Ent-
gelte, Erlöse oder Kosten eines Netzbetreibers ge-
genüber einem vergleichbaren Betreiber die Vermu-
tung einer energiewirtschaftlich nicht rationellen Be-
triebsführung auslöst. Sofern der Netzbetreiber die 
Vermutung nicht entkräften kann, führt dies zu der 
Annahme eines Gesetzesverstoßes (§ 21 Abs. 2). 
Daran sind weitreichende Sanktionen geknüpft, wie 
z.B. die Missbrauchsverfügung nach § 30 Abs. 2, 
Geldbußen nach § 95 Abs.1 Nr. 4, Schadensersatzan-
sprüche nach § 32 Abs. 3 oder Vorteilsabschöpfun-
gen nach §§ 33, 34. Diese unangemessene Regelung 
ist aus zweierlei Gründen abzulehnen: Zum einen 
stellt sie wiederum eine nicht gerechtfertigte Ver-
schärfung gegenüber dem bisherigen kartellrechtli-
chen Preismissbrauch dar, der nach ständiger Recht-
sprechung nur dann vorliegt, wenn der beanstandete 
Preis „erheblich“ über dem Vergleichspreis liegt. 
Zum anderen kennt der betroffene Netzbetreiber – 
anders als die Regulierungsbehörde – nur seine eige-
nen Entgelterlöse und Kosten. Andere unternehmens-
fremde Vergleichsdaten sind ihm dagegen nicht zu-
gänglich, da er anders als die Regulierungsbehörde 
über keinerlei Auskunftsrechte gegenüber anderen 
Netzbetreibern verfügt. Die Beweislastumkehr zu La-
sten der Netzbetreiber würde ihre Verteidigungsmög-
lichkeiten in einem Streit mit der Regulierungs-
behörde unzumutbar einschränken. Demgegenüber 
hat die Behörde alle Möglichkeiten zu einer um-
fassenden Aufklärung aller maßgeblichen Umstände. 
Es muss daher beim kartellrechtlichen Amtsermitt-
lungsgrundsatz ohne Beweislastumkehr bleiben. 
Letztere ist im Bereich der Eingriffsverwaltung un-
angemessen und beschränkt die Verteidigungsmög-
lichkeiten des Netzbetreibers übermäßig. 

Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 21 Abs. 4 zu streichen. 
5. Erstattung vermiedener Netznutzungsentgelte 

aufgrund dezentraler Einspeisung (§ 24 EnWG-E) 
Die Vergütung für tatsächlich vermiedene Netznutzungs-
entgelte durch dezentrale Einspeisung in Anlehnung an 
die bisherigen Regelungen der VV Strom II plus ist sinn-
voll. Um eine ungerechtfertigte Doppelförderung zu 
vermeiden, kommt eine Vergütung allerdings nur für sol-
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che Anlagen in Betracht, die nicht bereits eine gesetzli-
che Festpreisvergütung erhalten. Diese eigentliche 
Selbstverständlichkeit sollte im Gesetz verankert werden. 
Die Preisvergütung über dem Marktpreis stellt bereits 
den wirtschaftlichen Betrieb einer Anlage sicher. Es ist 
nicht gerechtfertigt, den Anlagenbetreibern auf Kosten 
der Netzkunden weitere Zahlungen zukommen zu lassen. 
Vorschlag: 

In Artikel 1 ist § 24 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 5 ist das Komma nach dem Wort „werden“ 
durch einen Punkt zu ersetzen und der dann folgende 
Halbsatz zu streichen. 

b) Nach Satz 5 ist folgender Satz einzufügen: 

„Bei Einspeisungen von Elektrizität aus dezentralen 
Erzeugungsanlagen ist eine Erstattung nachweislich 
eingesparter Entgelte für den Netzzugang in den vor-
gelagerten Netzebenen vorzusehen, soweit die Anla-
ge nicht bereits eine anderweitige gesetzlich festge-
legte Festpreisvergütung erhält.“ 

6. Unterlassungsanspruch und Schadensersatzpflicht 
(§ 32 EnWG-E) 

Das im RegE vorgesehene Klagerecht für Verbände und 
Verbraucherschutzeinrichtungen auf Unterlassung ist 
weder erforderlich noch sinnvoll. Die Begründung des 
Gesetzgebers, den Verbraucherschutz im GWB stärken 
zu wollen, ist auf das EnWG nicht übertragbar, da es ei-
nen wesentlichen strukturellen Unterschied der beiden 
Rechtsmaterien gibt: Nach § 54 GWB kann die Kartell-
behörde ein Kartellverfahren von Amts wegen einleiten. 
Sie hat damit ein Aufgreifermessen. Dies gilt insbesonde-
re für Missbrauchsverfügungen nach den §§ 19, 20 
GWB. Es handelt sich um ein Amtsverfahren, bei dem 
Dritte keinen Rechtsanspruch auf ein Tätigwerden der 
Behörde haben. Entschließt sich die Kartellbehörde, nicht 
tätig zu werden, bleibt dem Betroffenen nur die Mög-
lichkeit, Unterlassung bzw. Schadensersatz im Wege ei-
nes Zivilverfahrens geltend zu machen. Anders im 
EnWG-Entwurf: Nach § 31 RegE kann jedermann, der 
seine Interessen durch das Verhalten eines Netzbetreibers 
erheblich berührt sieht, bei der Regulierungsbehörde die 
Einleitung eines Überprüfungsverfahrens beantragen. 
Diese hat dann zu prüfen, inwieweit das Verhalten des 
Netzbetreibers die Vorschriften über den zweiten und 
dritten Teil verletzt. Ein Aufgreifermessen steht ihr - an-
ders als im GWB - nicht zu. Die Regulierungsbehörde ist 
also in jedem Fall verpflichtet, über den Antrag innerhalb 
von zwei Monaten zu entscheiden. Damit steht jedem 
vermeintlich Betroffenem die Möglichkeit offen, inner-
halb einer kurzen Frist eine Entscheidung der Regulie-
rungsbehörde über das vermeintlich rechtswidrige und 
ihn beeinträchtigende Verhalten des Netzbetreibers zu er-
langen.  

Auch besteht im Bereich des EnWG und des TKG gar 
kein Bedürfnis für ein Tätigwerden selbst ernannter 
Wettbewerbsschützer. Hier überwachen, anders als im 
UWG, eigens zu diesem Zweck geschaffene Behörden 
kontinuierlich die Einhaltung der Marktregeln. Bei der 
Neuregelung des TKG wurde deshalb zu Recht keine 
Verbandsklage eingeführt. Konsequenter Weise verlangt 
daher auch der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 
24.09.2004 die Streichung des Verbandsklagerechts. 

Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 32 Abs. 2 ersatzlos zu streichen. 
7. Vorteilsabschöpfung durch Regulierungsbehörde 

(§ 33 EnWG-E)  
Die an das GWB angelehnte Regelung zur Vorteilsab-
schöpfung ist entbehrlich und sollte daher gestrichen 
werden. Wie bereits im geltenden Kartellrecht besteht 
auch für die Regulierungsbehörde die Möglichkeit, je-
denfalls im Falle bußgeldbewehrter Kartellverstöße, 
durch die Geldbußenbemessung den wirtschaftlichen 
Vorteil vollständig abzuschöpfen. Dies wird im Kartell-
recht in der Praxis auch so gehandhabt. Schon jetzt haben 
die von den Kartellbehörden verhängten Bußgelder nicht 
allein Sanktionscharakter, sondern bezwecken gleichzei-
tig die Abschöpfung des wirtschaftlichen Vorteils. 
Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 33 ersatzlos zu streichen. 
8. Vorteilsabschöpfung durch Verbände und Ein-

richtungen (§ 34 EnWG-E) 
Neben den bereits in § 33 genannten grundsätzlichen Be-
denken gegen die Regelung ist eine zusätzliche Vor-
teilsabschöpfung durch Verbände und Verbraucher-
schutzeinrichtungen weder erforderlich noch sinnvoll 
und sollte daher gestrichen werden. Nach der Begrün-
dung des Entwurfs soll diese an § 10 UWG angelehnte 
Regelung vor allem „Massen- und Streuschäden“ erfas-
sen. Wie bereits beim Unterlassungsklagerecht der Ver-
bände nach § 32 RegE hat der Gesetzgeber auch bei die-
ser dem UWG entlehnten Regelung die systematischen 
Unterschiede zwischen UWG und EnWG verkannt: Das 
UWG kennt keine das Gesetz exekutierende Behörde. 
Stattdessen hat grundsätzlich jeder Betroffene selbst im 
Wege des Zivilrechtsstreits seine Rechte gegenüber un-
lauter handelnden Unternehmen geltend zu machen. Im 
Fall des EnWG sind für die Einhaltung der Vorschriften 
jedoch sowohl eine Bundesbehörde (REGTP) als auch 16 
Landesbehörden zuständig. Der Einzelne ist daher wei-
testgehend von der eigenen Rechtsverfolgung entlastet, 
obwohl ihm diese Möglichkeit weiter offen steht. Folge-
richtig fordert auch der Bundesrat in seiner Stellungnah-
me vom 24.09.2004 die Streichung der Vorteilsabschöp-
fung durch Verbände. 

Auch die in der Gesetzesbegründung angesprochene Ab-
schreckungswirkung der Vorteilsabschöpfung durch 
Verbände in den so genannten Hardcore-Fällen überzeugt 
nicht. Der Regulierungsbehörde bleibt die Möglichkeit, 
Bußgelder bis zu 1 Mio. Euro oder bis zur dreifachen 
Höhe des durch die Zuwiderhandlung erlangten Mehrer-
löses oder Zwangsgelder bis zu 10 Mio. Euro zu verhän-
gen (§§ 94, 95 RegE).  

Vorschlag: 

In Artikel 1 ist § 34 ersatzlos zu streichen. 

9. Ersatzversorgung mit Energie (§ 38 EnWG-E) 

Der RegE sieht vor, dass der Grundversorger berechtigt 
ist, für die Ersatzversorgung mit Energie gesonderte all-
gemeine Preise zu veröffentlichen und für die Ener-
gielieferung in Rechnung zu stellen. Für Haushaltskun-
den dürfen die Preise jedoch die der Grundversorgung 
nicht übersteigen. Diese Regelung verkennt die mit der 
Ersatzversorgung verbundenen Planungs- und Kal-
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kulationsschwierigkeiten für den Grundversorger sowie 
das erhöhte Zahlungsausfallrisiko verbunden mit eventu-
ellen Inkassokosten. Dem Ersatzversorger ist es anders 
als in der Grundversorgung, grundsätzlich nicht möglich, 
im Voraus abzuschätzen, welche zusätzlich benötigten 
Liefermengen auf ihn durch die Ersatzversorgung zu-
kommen. Dementsprechend kann er seinen Energiebe-
darf nicht vollständig im Voraus berechnen und langfri-
stig bestellen, sondern muss den durch die Ersatzversor-
gung zusätzlich anfallenden Energiebedarf in der Regel 
ad hoc zu den zu diesem Zeitpunkt marktüblichen Prei-
sen hinzukaufen. Dies ist in aller Regel mit höheren Ko-
sten verbunden. Insbesondere bei den bereits in der Ver-
gangenheit aufgetretenen Fällen eines Totalausfalls eines 
Versorgers aufgrund von Insolvenz können dem Grund-
versorger dadurch erhebliche Mehrbelastungen entste-
hen. Ebenso sind die An- und Abmeldekosten für ersatz-
versorgte Kunden nicht zu unterschätzen. Die auf maxi-
mal drei Monate begrenzte Bindungsdauer liegt deutlich 
unterhalb der üblichen Vertragsdauer beispielsweise in 
der Grundversorgung. Die verbrauchsunabhängigen An- 
und Abmeldekosten müssen sich folglich über eine we-
sentlich kleinere Energielieferung refinanzieren. Diese 
Zusatzkosten müssen verursachungsgerecht weitergelei-
tet werden. Folgerichtig hat die Bundesregierung die 
Möglichkeit eröffnet, diese Mehrkosten der Ersatz-
versorgung an Nichthaushaltskunden weiterzugeben. Ei-
ne Ausnahme dieses Prinzips für Haushaltskunden ist 
sachlich nicht zu rechtfertigen und würde im Ergebnis zu 
einer ungerechtfertigten Mehrbelastung der Nichthaus-
haltskunden sowie der Haushaltskunden in der Grundver-
sorgung führen. Langfristige Nachteile für die betroffe-
nen Kunden entstehen ebenfalls nicht, da sie zeitnah ei-
nen neuen Versorger wählen können. Auch der Bundes-
rat hat in seiner Stellungnahme vom 24.09.2004 aner-
kannt, dass die Ersatzversorgung mit höheren Kosten 
verbunden ist, die verursachungsgerecht weitergegeben 
werden müssen. 
Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 38 Abs. 1 Satz 3 zu streichen. 
10. Besondere Missbrauchsaufsicht der Länder (§ 40 

EnWG-E) 
Die bisherige Ausgestaltung der besonderen Miss-
brauchsaufsicht der Länder im Grund- und Ersatzversor-
gungsbereich ist unverhältnismäßig: 
a) Die besondere Missbrauchsaufsicht des § 40 RegE 

bezieht sich ausweislich des Wortlauts des § 40 Abs. 
1 S. 1 RegE auf die Allgemeinen Preise der Grund- 
und Ersatzversorgung. Trotzdem sollen die Landes-
behörden bei Feststellung eines Missbrauchs nicht 
nur die Möglichkeit erhalten, Missbräuche für die 
Zukunft abzustellen, sondern auch Vertragsbedin-
gungen abzuändern, selbst festzulegen, über ihre Gel-
tung zu entscheiden oder für unwirksam zu erklären.  
Es besteht kein Bedürfnis für solche weit reichenden 
Vertragsänderungsbefugnisse, da die Allgemeinen 
Preise im Internet veröffentlicht werden. Die Mög-
lichkeit, Vertragsbedingungen für unwirksam zu er-
klären, hätte eine Rückabwicklung der Verträge zur 
Folge. Zumindest diese Rechtsfolge sollte unterbun-
den werden. Sie würde angesichts der Anzahl der 
Grundversorgungsverträge unverhältnismäßig hohe 
Abwicklungskosten verursachen. 

Auch unter dem Gesichtspunkt einer Leistungsbün-
delbetrachtung besteht für eine solche Änderungsbe-
fugnis nur dort Raum, wo der Inhalt der Verträge 
nicht nach den Regelungen der auf Grundlage von § 
39 RegE erlassenen Rechtsverordnung festgelegt ist. 
Da davon ausgegangen wird, dass der Inhalt der Ver-
träge abschließend festgelegt wird, besteht auch unter 
diesem Gesichtspunkt keine Notwendigkeit für § 40 
Abs. 1 S. 2. RegE. Außerdem verfügen die Landes-
behörden mit §§ 19, 20, 32 GWB bereits über die 
notwendigen Mittel, Vertragsbestandteile, die über 
die Regelungen der Rechtsverordnungen zu den all-
gemeinen Vertragsbedingungen hinausgehen und den 
Wettbewerb beeinträchtigen könnten, abzuändern und 
durch diese Regelungen erlangte Vorteile abzuschöp-
fen. 
Vorschlag: 
In Artikel 1 sind § 40 Abs. 1 Satz 3 und 4 zu strei-
chen. § 40 Abs. 1 S. 2 ist wie folgt zu fassen: 
„Diese kann dem Grundversorger aufgeben, einen 
Missbrauch abzustellen.“ 

b) Nach § 40 RegE unterliegen die Tarife für die Grund- 
und Ersatzversorgung der be- sonderen Miss-
brauchsaufsicht durch die Landesbehörden. Die in § 
40 Abs. 2 RegE aufgeführten besonderen Miss-
brauchstatbestände und -vermutungen verschärfen die 
gegenüber allen anderen Branchen geltenden kartell-
rechtlichen Maßstäbe unangemessen zu Lasten des 
Grundversorgers.  
Es wird dem Grundversorger ein Missbrauch unter-
stellt, sofern er höhere Preise als andere Grundver-
sorger fordert. Der Grundversorger muss nachweisen, 
dass die erhöhten Tarife auf ihm nicht zurechenbare 
Umstände zurückzuführen sind. Einerseits lässt der 
RegE offen, ob außer den Netzentgelten überhaupt 
andere nicht zurechenbare Umstände existieren. Die 
Beschaffung am wettbewerblichen Strommarkt ist 
bereits nach bisheriger Rechtsprechung ein zurechen-
barer Umstand. Andererseits fehlt dem Grundversor-
ger schlicht die Kenntnis der zugrunde liegenden Be-
dingungen der günstigeren Grundversorger. Die Be-
weislastumkehr zu Lasten der Netzbetreiber würde 
ihre Verteidigungsmöglichkeiten in einem Streit mit 
der Landesregulierungsbehörde unzumutbar ein-
schränken. Demgegenüber hat die Behörde alle Mög-
lichkeiten zu einer umfassenden Aufklärung aller 
maßgeblichen Umstände. Es muss daher beim kartell-
rechtlichen Amtsermittlungsgrundsatz bleiben. An-
dernfalls droht eine Absenkung aller Grundversorger-
tarife auf die Konditionen (z.B. Beschaffung am 
Strommarkt zum günstigsten Zeitpunkt) des deutsch-
landweit günstigsten Grundversorgers. 
Mit deutschlandweit einheitlichen Grundversorgerta-
rifen auf Basis des kostengünstigsten Grundversor-
gers besteht kein Anreiz für andere Massenkunden-
vertriebe, Haushaltskunden zu versorgen. Der Wett-
bewerb um Massenkunden würde somit zugunsten 
einer kurzfristig kostengünstigen Grundversorgung 
ausgeblendet. Anderseits wird mittelfristig die Ser-
vicequalität von Kunden in der Grundversorgung sin-
ken, denn es bestehen weder für andere Vertriebe 
noch für den Grundversorger Anreize, die niedrig-
margigen Kunden zu versorgen. 
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Außerdem entspricht die besondere Missbrauchsauf-
sicht derjenigen des § 103 GWB a.F. (vor 1998). Sie 
diente der Bekämpfung von Missbrauch in einem 
rechtlich abgesicherten Monopol. Sie hat daher im 
EnWG – auch im Bereich der Grundversorgung - 
keine Berechtigung, da die Endkundenversorgung mit 
der Energiemarktliberalisierung dem Monopolbereich 
des Netzes entzogen wurde. Statt der besonderen 
Missbrauchsaufsicht sollte die bereits bewährte kar-
tellrechtliche Missbrauchsaufsicht durch die Landes-
behörden ausreichen. 

Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 40 Abs. 2 zu streichen. 

11. Stromkennzeichnung (§ 42 EnWG-E) 
Beide Absätze enthalten sachwidrige Vorgaben, die in 
der Richtlinie nicht verlangt werden. Die in Abs. 2 ge-
forderten Informationen zu Energieträgermix und Um-
weltauswirkungen sind nur mit hohem Aufwand zu erhe-
ben und im Regelfall sehr umfangreich. Auch der Bun-
desrat hat in seiner Stellungnahme vom 24.09.2004 er-
kannt, dass durch den erheblichen Aufwand die Unter-
nehmen der Energiewirtschaft über Gebühr belastet wer-
den, und fordert daher zu Recht eine Begrenzung auf die 
Vorgaben der Richtlinie. 

Da es sich zudem um komplexe Informationen handelt, 
die für den Laien ohne Erläuterung kaum verständlich 
oder aussagekräftig sind, ist der praktische Nutzen der 
Regelung gering. Richtig ist, dass der Verbraucher die 
Möglichkeit haben soll, sich über diese Fragen zu infor-
mieren. Hierzu reicht aber ein Verweis auf die Fundstelle 
(z.B. im Internet) aus; einer Angabe in oder als Anlage 
zu der Rechnung oder auf Werbematerial bedarf es nicht. 

Dies gilt umso mehr für Abs. 3, der bestimmt, dass Abs. 
1 und 2 bei Produktdifferenzierungen für jedes Produkt 
einzeln anzuwenden sind. Dies wird zu einem erhebli-
chen Verwaltungsaufwand führen: Bei Einführung eines 
neuen Produkts bzw. eines Produkts, das aus einem neu 
zusammengesetzten Energieträgermix besteht, ändert 
sich auch die Zusammensetzung des „Restenergieträ-
germixes“ und somit der übrigen Produkte, wodurch die 
Verbraucherinformation für jedes einzelne Produkt ange-
passt werden muss. Dies dürfte erhebliche Kosten produ-
zieren und einer wünschenswerten Produktdiversifizie-
rung hinderlich sein. Dagegen werden die gewonnenen 
(bzw. geänderten) Angaben für den Verbraucher nur ei-
nen geringen Informationsgehalt haben. Für ihn dürfte 
entscheidend sein, welchen Gesamtenergieträgermix der 
Lieferant verwendet hat. 
Beiden Absätzen liegt ein zweifelhaftes Verständnis von 
Verbraucherschutz zugrunde: Es kann nicht darum ge-
hen, den Verbraucher mit allen erdenklichen Informatio-
nen ungefragt zu belasten. Vielmehr muss er die für ihn 
wesentlichen und verständlichen Informationen erhalten 
und dazu die Möglichkeit haben, sich in öffentlich zu-
gänglichen Quellen über Details zu informieren.  
Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 42 Abs. 2 und 3 sind ersatzlos zu strei-
chen. 

12. Beitrag  (§ 92 EnWG-E) 
Die von der Bundesregierung vorgesehene gesetzliche 
Verankerung der Finanzierung von Regulierungs- und 
Aufsichtsbehörden durch Kostenwälzung auf die jeweili-
ge Wirtschaftsbranche wird abgelehnt. Die vorgesehene 
Regelung ist verfassungsrechtlich höchst zweifelhaft: Öf-
fentliche Aufgaben, wie die Einrichtung und der Unter-
halt einer Regulierungsbehörde, sind grundsätzlich aus 
Steuermitteln zu finanzieren. Nicht steuerliche Abgaben 
bedürfen einer besonderen Rechtfertigung. Das Bundes-
verfassungsgericht hat die Zulässigkeit einer Geldlei-
stungspflicht eines begrenzten Personenkreises in ständi-
ger Rechtsprechung an eng auszulegende Zulässigkeits-
kriterien geknüpft. Hierzu zählt insbesondere die „grup-
pennützige“ Verwendung des Abgabeaufkommens im In-
teresse der Gruppe der Abgabepflichtigen. Obwohl die 
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung vom 
27.10.2004 selbst feststellt, dass die Regulierungstätig-
keit der „Gesamtheit der Marktteilnehmer“ nützt, weist 
sie die Kosten dieses Nutzens allein dem nicht im Wett-
bewerb stehenden Netzbereich zu. Eine gruppennützige 
Verwendung liegt damit evident nicht vor, da die von der 
Abgabe betroffenen nicht im Wettbewerb stehenden 
Netzbetreiber – anders als vielleicht die Netzkunden – 
keinen greifbaren konkreten Nutzen aus der Regulierung 
ziehen. Aus dem Ausnahmecharakter der Sonderabgabe 
gegenüber der Steuer folgt, dass die Zulässigkeitskriteri-
en strikt auszulegen und anzuwenden sind. Auch der 
Einwand, die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht werde durch eine vergleichbare Beitragserhe-
bung (mit)finanziert, greift nicht. Das Verwal-
tungsgericht Köln hat Anfang 2004 die entsprechende 
Kostenverordnung der Bundesanstalt für verfassungswid-
rig erklärt. Die Finanzierung der Regulierungsbehörde 
durch Kostenabwälzung mittels Regulierungsabgabe auf 
die Netzbetreiber verstößt mithin gegen Grundsätze des 
Verfassungsrechts. 
Einer beitragsfinanzierten Behörde fehlt zudem jeder An-
reiz, die vorhandenen Mittel effizient einzusetzen. Die 
durch die knappen staatlichen Gelder natürlich gesetzte 
Grenze der Personalausstattung der Behörde würde ent-
fallen. Dies hätte ein unkontrolliertes Behördenwachstum 
zur Folge und stünde dem erklärten politischen Willen 
zur Entbürokratisierung Deutschlands im Allgemeinen 
und einer effizienten schlanken Regulierung des Energie-
sektors im Besonderen entgegen. Neue Lasten für die 
Netzbetreiber und letztlich für den Endkunden wären die 
Folgen. Dies hat der Bundesrat in seiner Stellungnahme 
vom 24.09.2004 erkannt und folgerichtig die Streichung 
der Beitragfinanzierung verlangt. 
Vorschlag: 
In Artikel 1 ist § 92 ersatzlos zu streichen. 

Berlin, 23. November 2004 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1534 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 26. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte  
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

European Energy Exchange AG (EEX) 

Wir begrüßen die Initiative, eine Novelle des Energie-
wirtschaftsrechts zu verfassen, die eine zuverlässige, 
preisgünstige und umweltverträgliche leitungsgebundene 
Energieversorgung mit Elektrizität und Gas sicherstellt. 
Völlig richtig wird festgehalten, dass diese Ziele nur mit 
einer Regulierung erreicht werden, die einen wirksamen 
und unverfälschten Wettbewerb in den Märkten für 
Strom und Gas unterstützt (§ 1 (2)). Leider spiegelt sich 
diese Erkenntnis nur unzureichend in den Vorschriften 
der Novelle wieder: Speziell im Bereich der Gaswirt-
schaft und im Strom bei der Regelenergie und der Be-
wirtschaftung der grenzüberschreitenden Engpässe wirkt 
der Entwurf wenig konsequent.  
Anmerkungen zum Gesetzesentwurf: 
Gas  
Die Novelle des EnWG schreibt im Wesentlichen den 
Status quo in der deutschen Gaswirtschaft fest. In Groß-
britannien und in den Niederlanden hingegen haben sich 
bereits freie Gasmärkte etabliert und die Voraussetzun-
gen für börsliche Gasmärkte sind erfüllt. Um die Börsen-
fähigkeit des deutschen Gasmarktes zu erreichen, müsste 
ein transaktionsunabhängiges und bilanzkreisfähiges 
Netzzugangsmodell eingeführt werden, das für ausrei-
chend große Handelsgebiete frei von horizontalen Eng-
pässen ist. Die Erfahrung aus dem Stromhandel zeigt, 

dass die Handelsgebiete für die Entwicklung von Liqui-
dität zu klein sind, wenn für die Abwicklung eines Ge-
schäftes auf Transportebene innerhalb Deutschlands 
mehr als ein horizontaler Engpass zu überwinden ist. 
Mit einem börslichen Gashandel würden transparentere 
Preise einhergehen. Ein mutiger Ansatz bei der Liberali-
sierung des Gassektors ist gefragt: Sonst etabliert sich der 
börsliche Gashandel auch für Deutschland in anderen 
EU-Mitgliedsstaaten - jenseits der Kontrolle und Steue-
rung durch deutsche Organe und politische Interessen. 
Zum Thema Gas verweisen wir auch auf unser beiliegen-
des Positionspapier zur Gasnetzzugangsverordnung so-
wie auf die Übersicht „Fünf gute Gründe für eine Gas-
börse in Deutschland“. 

Strom: Regelenergie und Intraday-Handel (§ 22) 
Von einer Erhöhung der Wettbewerbsintensität im Be-
reich der Regelenergie und des Intraday-Handels durch 
die Novelle kann nicht gesprochen werden. Der § 22 
nennt zwar eine gemeinsame Internetplatform; die we-
sentliche Forderung, dass ein deutschlandweit einheitli-
cher Markt für Regelenergie geschaffen werden soll, 
fehlt jedoch. Mindestvoraussetzung hierfür wäre, dass 
zumindest eine regelzonenübergreifender Zwischenhan-
del von Regelenergie möglich sein muss.  
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Es ist unwidersprochen, dass ein Beschaffungsprozess 
für Regelenergie effizient von einer Strombörse betrieben 
werden kann. Im Fall der EEX wäre der zusätzliche 
Aufwand für die Anbieter der Regelenergie gering, da 
diese weitestgehend bereits heute aktive Teilnehmer an 
der Strombörse sind. Eine deutschlandweite Harmonisie-
rung wäre gegeben und die Börse würde durch deren 
staatliche Überwachung Fairness und Transparenz garan-
tieren. Die Zentralisierung der Beschaffung an einem 
Handelsplatz brächte vielfältige Synergieeffekte, würde 
die Liquidität überproportional erhöhen und letztendlich 
die Netznutzung effizienter machen. Der Intraday-Handel 
kann einen wichtigen Beitrag zur Kompensation von 
Prognoseunsicherheiten beispielsweise aus der Wind-
energieeinspeisung leisten. 
Grenzüberschreitender Stromtransport (§ 12 (1), (2) ) 
Der derzeitige Entwurf widmet dem Problem der Bewirt-
schaftung der Übertragungskapazitäten zwischen 
Deutschland und den Nachbarstaaten wenig Aufmerk-
samkeit. Das Management der Engpasskapazitäten ist 
noch nicht so effizient, wie es sein könnte. Heute wird 
die Übertragungskapazität an jeder Staatsgrenze einzeln 
nach jeweils unterschiedlichen Regeln mit unterschiedli-
cher Technik und zu unterschiedlichen Zeitpunkten be-
wirtschaftet. Dies führt regelmäßig zu Kapazitätsverlu-
sten und Verschärfungen von Preisdifferenzen, die sich 
durch eine börsliche Bewirtschaftung des Engpasses 
vermeiden ließen.  
Anlagen: 

- Stellungnahme zum Entwurf der Gasnetzzu-
gangsverordnung 

- „Fünf gute Gründe für eine Gasbörse in 
Deutschland“ 

24.11.2004 

Anlage 

Fünf gute Gründe für eine Gasbörse in Deutschland 
 Vorteile des Börsenstandortes Deutschland: 

Deutschland hat innerhalb der Europäischen Union den 
größten heimischen Gasmarkt. Aufgrund der Struktur der 
Gaswirtschaft gibt es in Deutschland mit rund 700 Gas-
versorgungsunternehmen eine sehr große Zahl an mögli-
chen Marktteilnehmern. In Deutschland treffen Gas aus 
Russland, Norwegen, den Niederlanden und aus heimi-
scher Produktion zusammen. Damit bestehen in Deutsch-
land mehr Arbitragepotenziale als in jedem anderen Mit-
gliedsland der Europäischen Union. 
 Erdgas-Preisindex für den deutschen Markt:  

Bisher fehlt ein öffentlich anerkannter und vom Ölpreis 
abgekoppelter Preisindex für den Erdgas-Großhan-
delspreis in Deutschland. Die gesetzlich verankerte staat-
liche Überwachung des börslichen Preisbildungsprozes-

ses sorgt für Fairness und stärkt das Vertrauen der Öf-
fentlichkeit in die Preissignale, die vom börslichen Han-
delsgeschehen ausgehen. So kann die Basis für einen ei-
genständigen Erdgas-Preisindex geschaffen werden. Die-
ser Index würde die physischen Risiken der deutschen 
Gasmarktteilnehmer sehr gut abbilden. Ein deutscher 
Erdgas-Preisindex würde zudem ein Werkzeug zur Be-
handlung des Währungsrisikos beinhalten oder Unwäg-
barkeiten der internationalen Durchleitung sowie unab-
hängig von staatlichen und behördlichen Einflüssen im 
Ausland. 
 Entwicklung der Liquidität durch Förderung un-

terschiedlicher Handelsmotive:  
In einem liberalisierten Markt dient der Handel nicht 
nur der Beschaffung von Gas. Vor allem die regel-
mäßige Absicherung von Preis- und Mengenrisiken 
(Hedging) trägt wesentlich zu einer höheren Pla-
nungssicherheit bei den Marktteilnehmern und zur 
Entwicklung der Liquidität des Marktes bei. Ein börs-
licher Markt erlaubt hier jeweils die aktuelle Anpas-
sung des Portfolios an Veränderungen der Vorhersa-
gen, neue Investitionsentscheidungen, Entwicklungen 
des Absatzes und Ähnliches. Dies führt zu verstärk-
ten Handelsaktivitäten und kann die Liquidität weit 
über den einfachen Gasbedarf Deutschlands hinaus 
erhöhen.  

 Ausschluss des Kontrahentenrisikos der Gasge-
schäfte: 

Bisher sind Gasverträge, die über einen längeren Zeit-
raum laufen, mit dem Risiko behaftet, dass der Vertrags-
partner eventuell seine vertraglichen Verpflichtungen 
nicht erfüllt. Dieses Problem wird umso gravierender, je 
größer die Umsätze, je länger die Laufzeit und je 
schlechter die Bonität des eigenen Unternehmens oder 
seiner Geschäftspartner ist. In den Finanzmärkten und 
auch im Strommarkt haben sich Clearingsysteme zur Lö-
sung dieses Problems bewährt. Das Clearingsystem der 
EEX zum Beispiel besichert die Geschäfte durch Einbin-
dung internationaler Großbanken und durch einen tägli-
chen automatischen Risikoabgleich. 
 Synergien mit dem Strommarkt: 

Ein börslich organisierter Gasmarkt, der auf einer bereits 
bei Marktplatzbetreiber und Marktteilnehmern existie-
renden Infrastruktur aufbaut, kann von vielfältigen Syn-
ergien profitieren. IT-Infrastruktur, Know-how, Rah-
menverträge, Kreditlinien etc. können für mehrere Märk-
te genutzt werden. 
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Stellungnahme 
zum Entwurf des BMWA einer Verordnung 
über den Zugang zu Gasversorgungsnetzen 

 
Regelung  
des Verordnungsentwurfes 

Anmerkungen der EEX 

§ 5 Ermittlung frei zuordenbarer Kapazitäten  
„(5) Führen die in vorgenannten Absätzen bezeichneten 
Maßnahmen insbesondere wegen dauerhaft technisch 
begründeter Engpässe nicht zu einer Erhöhung der Zahl 
an frei zuordenbarer Kapazitäten im Sinne von Absatz 3 
ist die Unterteilung eines Netzes in Teilnetze zulässig. 
...“  
 

Eine Gasbörse in Deutschland kann wettbewerbliche und 
transparente Preise generieren. Hierfür muss jedoch der 
börsliche Handel eine Mindestliquidität aufweisen, denn 
nur so gewinnen die börslichen Preise als Referenzpreise 
auf dem Markt Akzeptanz. Für eine Gasbörse ist daher 
entscheidend, dass der deutsche Markt aus im Idealfall 
einer oder möglichst wenigen Regelzonen besteht. Nur 
so ist eine Bilanzkreisfähigkeit und damit Standardisier-
barkeit über ausreichend große Netzgebiete möglich. § 5 
des Entwurfes sieht unter bestimmten Voraussetzungen 
die Errichtung von Teilnetzen vor. Eine solche Teilnetz-
bildung dürfte in kaum einem Fall tatsächlich erforder-
lich sein, da technische Hürden beseitigt werden können. 
Hierfür müssen entsprechende wirtschaftliche Anreize 
ein Gegengewicht zur Tendenz der Unterteilung in viele 
Teilnetze schaffen. Höchstens ein horizontaler Engpass 
darf den Gastransport vom Handelsplatz zum Lieferort 
behindern. 

§ 4 Kapazitätsprodukte und erforderliche Hilfsdienste 
„(3) Netzbetreiber bieten nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen frei zuordenbare Kapazitätsrechte an, 
die es ermöglichen, gebuchte Ein- und Ausspeiseka-
pazität ohne Festlegung eines Transportpfades zu nut-
zen. Dieses beinhalten das Recht des Transportkun-
den, im Rahmen gebuchter Kapazitäten Gas an jedem 
gebuchten Einspeisepunkt für die Ausspeisung an je-
dem gebuchten Ausspeisepunkt im betreffenden Netz 
oder Teilnetz bereitzustellen, ohne dass der Netz-
betreiber die Ausübung dieses Rechts von einer zu-
sätzlichen hydraulischen Prüfung abhängig macht.“ 

Durch diese Regelung wird das von der EU und dem 
Monitoring Bericht des BMWA empfohlene 
transaktionsunabhängige Entry/Exit Modell höchstens 
innerhalb der Teilnetze umgesetzt. Für eine Gasbörse ist 
dies aber nicht ausreichend: Die standardisierten Spot- 
und Terminkontrakte verlangen nach der Festlegung 
eines Standard-Liefergebietes, in dem die 
Handelsteilnehmer das Gas an jeder Stelle dieses 
Ferngasnetzgebietes als gleichwertig betrachten. Nach 
diesem Entwurf wären für den Transport des Gases vom 
Handelsplatz zum Lieferort der Erwerb von 
Kapazitätsrechten für mehrere Teilnetze von Nöten, was 
die Wirtschaftlichkeit solcher Transaktionen in Frage 
stellt. § 13 Handel mit Kapazitätsrechten 

„(1) Die Netzbetreiber kooperieren mit dem Ziel, bis 
spätestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung eine gemeinsame elektronische Plattform für den 
Handel mit Kapazitätsrechten einzurichten. ...“ 
 

Der Netznutzer muss aufgrund der Unterteilung in viele 
Teilnetze für jedes Teilnetz jeweils ein Kapazitätsrecht 
aushandeln. Einem Handel mit einer Vielzahl unter-
schiedlicher Kapazitätsrecht wird durch die so zu erwar-
tende Atomisierung des Marktes die Liquidität entzogen: 
Für den Netznutzer wäre in der Regel mehr als ein ein-
zelnes Kapazitätsrecht von Nöten um seinen Geschäfts-
partner zu erreichen. Würde er im Handel ein Kapazi-
tätsrecht erstehen, verbleibt die Ungewissheit, ob er die 
anderen erforderlichen Kapazitätsrecht erhandeln kann.   

§ 17 Bearbeitung der Netznutzungsanfrage durch den 
Netzbetreiber 
„... Eine vollständige Netzzugangsanfrage beantwortet er 
spätestens zwei Werktage nach Eingang der Anfrage. ...“ 

Eine Bearbeitungszeit von bis zu 2 Werktagen für eine 
Netzzugangsanfrage ist nicht kompatibel mit einem fle-
xiblen börslichen „day-ahead Handel“. Die Bearbeitung 
einer Netzzugangsanfrage sollte einen Tag oder kürzer 
dauern 

§ 8 Grundsätze der Zuteilung von Ein- und Ausspeiseka-
pazität 
„(1) Netzbetreiber vergeben feste oder unterbrechbare 
Kapazitätsrechte nach der zeitlichen Reihenfolge, in der 
verbindliche Anfragen auf Abschluss der in § 3 Absatz 2 
bezeichneten Verträge bei ihm eingehen. ...“ 
§ 16 Anforderungen an die Netznutzungsanfrage für ei-
nen Kapazitätsvertrag 

Auch die Erstvergabe von Ein- und Ausspeisekapazität 
sollte nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen vorge-
nommen werden. Statt einer zeitlichen Reihenfolge oder 
einer Staffelung nach der Vertragslaufzeit sollte derjeni-
ge eine bestimmte Kapazität erhalten, dem sie am mei-
sten wert ist, bzw. der bereit ist, am meisten für sie zu 
bezahlen. So können die Einstiegshindernisse für neue 
Marktteilnehmer verhindert werden. Die in § 9 Abs. 3 
vorgesehene Versteigerung der Kapazitäten sollte daher 
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(2) Für Kapazitätsverträge gelten folgende Anfragefri-
sten 
1. ein Kapazitätsvertrag mit einer Laufzeit von einem 

Jahr oder länger kann jederzeit abgeschlossen wer-
den; 

2. ein Kapazitätsvertrag mit einer Laufzeit von weniger 
als einem Jahr kann frühestens drei Monate vor dem 
vorgesehenen ersten Liefertag abgeschlossen wer-
den; 

3. ein Kapazitätsvertrag mit einer Laufzeit von weniger 
als einem Monat kann frühestens zwanzig Werktage 
vor dem vorgesehenen ersten Liefertag abgeschlos-
sen werden.“ 

nicht nur für die letzten 10 Prozent durchgeführt werden 
sondern für einen größeren Anteil. 

 
 
Fazit: 

Der vorliegende Entwurf bietet nicht genug Anreize zur 
Vermeidung unnötiger Teilnetzbildungen. Dies ist jedoch 
erforderlich, um die Börsenfähigkeit zu gewährleisten: 
Das Gas muss vom Handelsplatz zu jedem Lieferort über 
höchstens einen horizontalen Engpass transportiert wer-
den können. Eine hohe einstellige Zahl an Teilnetzen, 
zwischen denen Netzengpässe existieren, wäre somit 
kein börsenfähiges Transportnetzwerk. Die Engpässe 

sollten zudem marktwirtschaftlich und mit möglichst we-
nigen bürokratischen Hürden bewirtschaftet werden.  

Auf Grundlage des Gasnetzzugangsmodells dieses Ent-
wurfes ist ein börslicher Gasmarkt daher leider nicht rea-
lisierbar. Stattdessen bestände die Gefahr der zusätzli-
chen Abwanderung des Strommarktes aufgrund der Ver-
bindung des Gas- und Strommarktes durch das Clearing. 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1535 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 26. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte  
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

VIK Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft e. V.

Wir begrüßen, dass beim Netzzugang im Erdgasbereich 
nunmehr ein Entry-/Exit-Modell gelten soll, genau wie 
dies nationalen und internationalen Erfahrungen sowie 
den Forderungen des Madrid-Forums entspricht. 
Wir fordern, dass im neuen EnWG im Rahmen der Er-
mächtigung für die Netzzugangsverordnung folgender 
Zielkatalog verankert wird: 
1. Einrichtung einer möglichst geringen Zahl von Bi-

lanzzonen bzw. Teilnetzen (geringe zweistellige An-
zahl zu Beginn, eigentumsübergreifend), 

2. möglichst geringe Vernichtung von Kapazitäten, 
3. möglichst große Flexibilität des Entry-/Exit-

Netzzugangsmodells, also freie und unabhängige 
Wahl eines jeden Entry- und jeden Exit-Punktes. 

Mit der Optimierung dieser drei Zielgrößen ist ein wirk-
lich funktionsfähiges Entry-/Exit-Modell erreichbar. 
Die Funktionsfähigkeit des gesamten Netzzugangssy-
stems in Deutschland steht und fällt mit der Anzahl der 
Bilanzzonen bzw. Teilnetze. Wir bedauern, dass die Ver-
ordnung den Netzbetreibern erlaubt, über 730 Zonen 
- die den heutigen Gebieten der Netzbetreiber entspre-
chen - zu errichten. Unter diesen Umständen kann das 
Entry-/Exit-Modell nicht funktionieren. Die Zahl der Zo-
nen sollte daher von Beginn an auf eine geringe zweistel-

lige Anzahl begrenzt und später weiter reduziert werden. 
Außerdem sind die Kooperationsverpflichtungen der 
Netzbetreiber insbesondere bei der netzübergreifenden 
Kapazitätsermittlung und Kapazitätsbereitstellung zu er-
weitern und zu präzisieren. Der Transportkunde sollte für 
die Abwicklung einer Lieferung grundsätzlich nur zwei 
Partner auf der Netzbetreiberseite ansprechen müssen 
- nämlich an der Einspeise- und an der Ausspeisestelle 
zum Endkunden. Das System sollte so gestaltet werden, 
dass der Transportkunde mit der Zahlung seines Entry-
Entgelts Zugang zum gesamten deutschen Erdgasnetz er-
hält. 
Mögliche Engpässe an Grenzen von Bilanzzonen können 
und müssen durch Kooperation der Netzbetreiber mini-
miert werden. Die an den Koppelstellen anfallenden Ent-
gelte sollten durch Entgeltwälzung dem Ausspeiseentgelt 
beim Endkunden zugerechnet werden, wie dies erfolg-
reich seit Jahren im Strombereich praktiziert wird. 
Die im Referentenentwurf vorgesehene Aufforderung an 
die Netzbetreiber, bei einem nicht ausreichenden Maß 
frei zuzuordnender Kapazität Managementmaßnahmen 
zur Erhöhung dieser Kapazität zu ergreifen - und hier zu-
erst vertragliche Vereinbarungen über bestimmte zugesi-
cherte Mindestlastflüsse zu prüfen, (BEB praktiziert das 
bereits) - ist sehr zu begrüßen. Hier liegt die Schlüssel-
stelle des gesamten Netzzugangsmodells. Als Ultima Ra-
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tio ist die Bildung von Teilnetzen vorgesehen. Die Ent-
scheidungen über diese Managementmaßnahmen und de-
ren Ausgestaltung sollen jedoch - laut VO-Entwurf - al-
lein den Netzbetreibern überlassen bleiben, ohne ent-
scheidende Einflussmöglichkeiten des Regulators. Das ist 
abzulehnen. Gerade an dieser für die Einführung von tat-
sächlichem Wettbewerb auf dem Gasmarkt entscheiden-
den Schlüsselstelle des Netzzugangsmodells muss dem 
Regulator ein größerer Gestaltungsspielraum eröffnet 
werden. 
Mit der Verrechtlichung der VV Erdgas II im geltenden 
EnWG wird deren entscheidendes Ergebnis rechtswirk-
sam - nämlich die Umwandlung der früheren Dreistufig-
keit der Gaswirtschaft (Verteilung, regionale Fernversor-
gung, überregionale Fernversorgung) in nur noch zwei 
Stufen (Verteilung und Ferngasstufe). Hinter diesen Sta-
tus quo darf die neue Verordnung nicht zurückfallen. Die 
ca. 30 Unternehmen der (ehemaligen) regionalen Fern-
übertragungsstufe haben sich durch den flächendeckend 
vollzogenen Wechsel vom „regionalen Briefmarkenent-
gelt“ (gemäß VV Erdgas I) zum geltenden transaktions-
abhängigen Punkt-Zahlen-Modell auch längst der Fern-
gasstufe zugeordnet. Es besteht also überhaupt keine 
Notwendigkeit mehr, wieder in die alte Dreistufigkeit der 
Gaswirtschaft zurückzufallen. 
Gerade mit der Zweistufigkeit wurde erstmals eine - 
wenn auch geringe - Transparenz bei den Netzzugangs-
entgelten erreicht. Die erneute Verankerung der alten 
Dreistufigkeit im Referentenentwurf der Gasnetzzu-
gangsverordnung birgt die Gefahr, in der noch nicht vor-
liegenden Netzentgeltverordnung Gas ein gesondertes 
Netzzugangsentgelt für diese ca. 30 (ehemaligen) regio-

nalen Fernversorgungsunternehmen ausweisen zu müs-
sen. Gerade diese 30 Unternehmen weisen jedoch im 
Vergleich mit den übrigen Unternehmen der Ferngasstufe 
die höchsten Netzzugangsentgelte auf. Mithin würde 
durch Rückfall in die Dreistufigkeit jedem Entgeltver-
gleich die Grundlage entzogen und der verdeckten Wei-
terfinanzierung von stranded investments Tür und Tor 
geöffnet. 
Im Übrigen muss auch der Zugang zu den Erdgasspei-
chern in diese Verordnung integriert oder in einer ergän-
zenden Verordnung geregelt werden. 
Weitere notwendige Änderungen am Referentenentwurf 
der Netzzugangsverordnung, wie z. B. ein durchgängiges 
„Rucksackprinzip“ bis zum Grenzübergangspunkt und 
ein angemessener Bilanzausgleich, entnehmen Sie bitte 
der als Anlage beigefügten Synopse. 
Der AFM + E Aussenhandelsverband für Mineralöl und 
Energie e. V., der BDI Bundesverband der Deutschen In-
dustrie e.V. und der DIHK Deutscher Industrie- und 
Handelskammertag stimmen diesem Schreiben in den 
Grundzügen zu. 

bne Bundesverband Neue Energieanbieter e. V. 
EFET Deutschland Verband der Deutschen Gas- und 
Stromhändler e. V. 
VEA Bundesverband der Energie-Abnehmer e. V. 
ZDH Zentralverband des Deutschen Handwerks e. V. 
VIK Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirt-
schaft e. V. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1537 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 26. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte  
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

WINGAS GmbH 

Die WINGAS GmbH hat mit der Aufnahme ihrer Tätig-
keit im Transport, der Speicherung und dem Handel von 
Erdgas Anfang der 90er Jahre maßgeblich zur Etablie-
rung eines Gas-zu-Gas-Wettbewerbs in Deutschland bei-
getragen. Die Grundlage hierfür bildete der Aufbau eines 
eigenen deutschlandweiten Fernleitungsnetzes im Wett-
bewerb zu bestehenden Infrastrukturen (sog. konkurrie-
render Leitungsbau). Neben der Belieferung über die ei-
gene Infrastruktur nutzt WINGAS für die Belieferung ih-
rer Kunden im Wege der Durchleitung auch die Leitun-
gen ihrer Wettbewerber. WINGAS fühlt sich dem Wett-
bewerbsgedanken daher besonders verpflichtet. 

In der Debatte um die Neugestaltung des energiewirt-
schaftlichen Ordnungsrahmens wird nicht genügend 
wahrgenommen, dass die Wettbewerbsintensität auf dem 
Erdgasmarkt entscheidend von der jeweiligen Marktstufe 
(Ferngasstufe, Regionalverteiler oder Stadtwerke) ab-
hängt. Zumindest auf der Ferngasstufe herrscht ausge-
prägter Wettbewerb. Neben WINGAS sind auf dieser 
Stufe die Unternehmen E.ON Ruhrgas, RWE, BEB und 
VNG aktiv. Dieser Wettbewerb basiert auf der Durchlei-
tung durch die Netze der jeweils anderen Unternehmen 
sowie der Möglichkeit des konkurrierenden Leitungs-
baus. Die Transportentgelte der Ferngasstufe sind inter-
national angemessen. 

Die direkt über diese Stufe belieferten Kunden zahlen 
auch im internationalen Vergleich wettbewerbsfähige 
Gaspreise. 

Vor diesem Hintergrund begegnen dem nunmehr vorlie-
genden „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neurege-
lung des Energiewirtschaftsrechts“, BTDrucksache15/ 
3917 vom 14.10.2004, aus Sicht der WINGAS an fol-
genden Punkten erhebliche Bedenken: 

1. Marktorientierte Netzentgelte auf der Ferngasstufe 

Kostenorientierte Netzentgelte sind mit einem funk-
tionierenden Wettbewerbsmarkt wie der überregiona-
len Ferngasstufe nicht vereinbar. In einem Wettbe-
werbsmarkt orientiert sich der Marktpreis am Preis 
des günstigsten, nämlich effizientesten Anbieters. 
Damit begrenzt ein Wettbewerbsmarkt die maxima-
len Preise und belohnt besonders effiziente Unter-
nehmen. Netzentgelte im Wettbewerb fördern damit 
gerade einen effizienten Netzbetrieb und gewährlei-
sten die notwendigen Investitionen. Zu besseren Er-
gebnissen kann auch ein reguliertes System nicht füh-
ren. 

Eine ex-ante-Tarifgenehmigung von Entry- und Exit-
Entgelten auf der Ferngasstufe ist weder sachgerecht 
noch praktikabel. In einem Entry-/Exit-System setzt 
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sich das Entgelt für eine Transportdienstleistung aus 
den addierten Entry- und Exit-Entgelten für einen 
Erdgastransport zusammen. Erst diese Kombination 
von Entry- und Exit-Entgelten gestattet eine Aussage 
zur Höhe der Transportkosten und ermöglicht den 
Vergleich mit Wettbewerbssystemen. Eine isolierte 
Überprüfung der Angemessenheit einzelner Entry- 
oder Exit-Entgelte im Rahmen einer ex-ante-
Tarifgenehmigung führt daher in die Irre. 

2. Ausnahmeregelung für große neue Erdgasinfrastruk-
turen 
Der Entwurf des EnWG sieht gegenwärtig keine Um-
setzung des Art. 22 der EUGasrichtlinie vor. Ange-
sichts des in Zukunft weiter steigenden Bedarfs an 
Erdgas und der damit verbundenen weiter wachsen-
den Importabhängigkeit sind hohe Investitionen in 
die Infrastruktur erforderlich. Erfahrungen in anderen 
EU-Mitgliedstaaten zeigen, dass eine Regulierung 
nicht die notwendigen attraktiven Rahmenbedingun-
gen für solche risikoreichen Großinvestitionen bietet. 
So konnten z.B. in den Niederlanden und Großbri-
tannien der zweite Interconnector (BBL) und LNG-
Terminals nur durch eine Ausnahme von der Regulie-
rung auf Basis des Art. 22 verwirklicht werden. 
Zur Gewährleistung von zukünftigen Großinvestitio-
nen in Deutschland ist es somit zwingend erforder-
lich, neue Infrastrukturen von der Regulierung aus-
zunehmen.  

3. Zugang zu den Gasspeichern 
Der Speichermarkt in Deutschland ist ein funktionie-
render Wettbewerbsmarkt (43 Erdgasspeicher, 20 
Betreiberunternehmen). Der Zugang zu den Spei-
chern erfolgt auf vertraglicher Basis zwischen den 

Marktteilnehmern. Die EU-Gasrichtlinie lässt dies 
explizit auch weiterhin zu. Gerade marktwirtschaftli-
che Instrumente haben die Speicherbetreiber veran-
lasst, in großem Umfang in Erdgasspeicher zu inve-
stieren und so Speicherkapazitäten zu schaffen. In 
diesem Umfeld hat z. B. WINGAS den größten Erd-
gasspeicher Westeuropas im niedersächsischen Reh-
den erbaut. Der Zugang zu Speichern muss weiterhin 
auf privatrechtlicher, frei verhandelbarer Basis erfol-
gen. 

4. Entry-Exit-Modell 
Bisherige Erfahrungen zeigen, dass es nicht „das“ 
universelle Entry-/Exit-Modell gibt, sondern die je-
weiligen Netzspezifika unterschiedliche Modellaus-
prägungen erfordern. 
Der Grundgedanke eines Entry-/Exit-Modells ist es, 
Transportkunden ein möglichst hohes Maß an Flexi-
bilitäten bei der Buchung ihrer Kapazitäten zu garan-
tieren. Diese Flexibilitäten führen jedoch notwendi-
gerweise zu Einschränkungen bei der Ausweisung 
freier Kapazitäten. Eine höhere Flexibilität wird also 
durch ein gewisses Maß an Kapazitätsvernichtung 
„erkauft“. Eine Erhöhung der Flexibilität im Trans-
portnetz darf jedoch nicht dazu führen, dass über die 
Regulierung des Netzzugangs hinaus auch Handels-
aktivitäten Bestandteil der Regulierung werden. Die-
se Gefahr besteht jedoch, wenn Transportkunden und 
Netzbetreibern Vorgaben für den Bedarf, die Aus-
wahl und Ausgestaltung von Maßnahmen zur Kapazi-
tätserhöhung wie insbesondere der vertraglichen Ver-
einbarung bestimmter Lastflüsse gemacht werden. 
Diese Entscheidungen müssen den Marktteilnehmern 
überlassen bleiben. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1538 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 26. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte  
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

VDMA Fachverband Power Systems 

Vorbemerkung 
Die nachfolgende Stellungnahme bezieht sich auf den 
Gesetzentwurf für das Zweite Gesetz zur Neuregelung 
des Energiewirtschaftsrechts (15/3917) vom 14.10.2004, 
die Stellungnahme des Bundesrates sowie die Gegenäu-
ßerung der Bundesregierung vom 27.10.2004. Da für die 
Umsetzung des Gesetzes wichtige Verordnungen bisher 
nur teilweise vorliegenden, ist hierzu eine umfassende 
Stellungnahme  nicht möglich. Der Bundesrat hat diesen 
Zustand ebenfalls bemängelt. Bei der Erarbeitung der 
Verordnungen darf die Zielsetzung einer möglichst ein-
fachen und transparenten Lösung nicht aus den Augen 
verloren werden. Zentrale Regelungen, wie z.B. das Ent-
gelt für dezentrale Einspeisungen in §18 StromNEV, be-
dürfen einer fairen, ganzheitlichen Bewertung. In die Er-
arbeitung sind alle Betroffenen einzubeziehen. 
Als Verband der Hersteller von Maschinen- und Anlagen 
vertritt der VDMA ca. 3.000 Unternehmen in Deutsch-
land. Für diese Unternehmen stellt eine sichere, preis-
günstige und umweltverträgliche Energieversorgung ei-
nen wichtigen Standortfaktor dar. Für die zumeist  klein- 
und mittelständischen Unternehmen ist hierbei insbeson-
dere die einfache und transparente Ausgestaltung des Sy-
stems wichtig. Der Novellierung des Energiewirtschafts-
gesetzes kommt dabei eine zentrale Rolle zu.  

Darüber hinaus kommt der Novellierung eine zentrale 
Bedeutung für die Energietechnik-Hersteller zu. Für den 
Kraftwerksbau mit seinen langen Planungs- und Be-
triebszeiten sind verlässliche Rahmenbedingungen un-
umgänglich. Eigenerzeugungsanlagen könnten darüber 
hinaus  in Verbindung mit diskriminierungsfreien Netz-
entgelten wichtige Wettbewerbsimpulse schaffen. Auch 
für Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien hat die 
Ausgestaltung des EnWG eine wichtige Bedeutung. 
Zwar greifen hier in erster Linie die Regelungen im EEG, 
aber mit dem zunehmenden Anteil der Erneuerbaren 
Energien am Strommarkt wird die energiewirtschaftliche 
Einbindung immer wichtiger. Fragen wie Regelenergie-
bedarf oder der für die Einbindung der geplanten Offsho-
re-Windparks erforderliche Netzausbau erfordern eine 
klare Regelung im EnWG bzw. klare Kompetenzen der 
Regulierungsbehörde. 
Allgemeines 
Die Gegenäußerung der Bundesregierung greift wesentli-
che Änderungsvorschläge der Stellungnahme des Bun-
desrates auf. Durch die Kombination von nachträglichen 
(„ex post“) Überprüfungen der nach dem 1.08.2004 er-
höhten Entgelte sowie Genehmigung von Erhöhungen 
während einer max. zweijährigen Startphase bis zur Ein-
führung einer Anreizregulierung wird ein gangbarer Weg 
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gegen die derzeitige Erhöhungswelle beschritten. Auch 
die Konkretisierung der Vorgaben für die Anreizregulie-
rung ist zu begrüßen. 
Hinsichtlich der Schaffung von verlässlichen und diskri-
minierungsfreien Rahmenbedingungen besteht aus Sicht 
des Anlagenbaus jedoch noch in wichtigen Punkten 
Konkretisierungs- und Änderungsbedarf: 
Trennung des Netzes von anderen Aktivitäten 
(Unbundling) 
Die Netze bilden auch nach der Liberalisierung in der 
Energiewirtschaft weiterhin natürliche Monopole. Es ist 
weder volkswirtschaftlich sinnvoll, noch aufgrund lang-
wieriger Genehmigungsverfahren möglich, parallele Net-
ze aufzubauen. An die Entflechtungsregeln im Gesetz-
entwurf sind deshalb weitgehende Anforderungen zu 
stellen. Großzügige Ausnahmeregelungen im Erdgasbe-
reich für LNG-Anlagen  und  Speicheranlagen sowie ho-
he Schwellenwerte für die angeschlossenen Kundenzah-
len sind zu vermeiden. Auch die langen Übergangsfristen 
bis 1. Juli 2007 erscheinen überzogen. Die Ausnahmen-
fristen und Übergangsregelungen sind deshalb zu strei-
chen (§ 6 (1) und § 7 (3)). Die Mindestkundenzahl von 
100.000 Kunden in § 7 (2) ist deutlich abzusenken. 
Beseitigung und Verhinderung von Netzengpässen   
Den Übertragungsnetzen kommt eine zentrale Rolle bei 
der Schaffung eines von Wettbewerb geprägten Ener-
giemarktes zu. Der Stromhandel oder die Integration des 
Stroms aus Erneuerbaren Energien ist nur möglich, wenn 
die Übertragungsnetzbetreiber verpflichtet werden, hier-
für ausreichende Übertragungskapazitäten und geeignete 
Abwicklungsmechanismen  zur Verfügung zu stellen. 
Die Verpflichtungen der Übertragungsnetzbetreiber bzw. 
die Eingriffsmöglichkeiten der Regulierungsbehörde rei-
chen hierzu noch nicht aus. Die jährliche Schwachstel-
lenanalyse in § 13 (7) erfolgt zu spät und hebt ausschließ-
lich auf eine Verbesserung der organisatorischen Abläufe 
ab. Eine Regelung für Netzengpässe fehlt vollständig. 
Die Aufgaben und Systemverantwortung der Betreiber 
von Übertragungsnetzen (§ 12, § 13) sind deshalb zu 
konkretisieren: 
Über kurzfristige Übertragungsengpässe sowie die Maß-
nahmen, die zu ihrer Beseitigung ergriffen werden, ist die 
Regulierungsbehörde umgehend zu informieren. Sie 
überwacht und koordiniert darüber hinaus die Maßnah-
men des Netzbetreibers zur Vermeidung sich abzeich-
nender Engpässe. 
Diskriminierungsfreie Einbeziehung dezentraler Stro-
merzeugungsanlagen  
Dezentrale Erzeugungsanlagen liefern durch ihre ver-
brauchsnahe Einspeisung einen wichtigen Beitrag zur 
Netzentgeltreduzierung und zur Versorgungssicherheit. 
Dies ist im EnWG und in der Stromnetzentgeltverord-
nung entsprechend zu berücksichtigen. 
Die Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang (§ 21,  
§ 24) sind wie folgt zu konkretisieren: 
In § 21 ist zu ergänzen, dass dezentrale Erzeugungsanla-
gen mit Ausnahme derjenigen, die im EEG geregelt sind, 
Anspruch auf Erstattung der durch die Einspeisung ver-
miedenen Netznutzungsentgelte haben. In § 24 Satz 5 
sind die letzten Worte „vorgesehen werden kann“ durch 
„vorzusehen ist“ zu ersetzen. 

Weiterhin ist in § 24  eine Ziffer 9 zu ergänzen, die die 
Methoden zur Ermittlung der vermiedenen Netznutzung 
festlegt.  
Der VDMA hat hierzu bereits im Jahr 2000 ein erstes 
Gutachten beim renommierten Beratungsunternehmen 
BET in Aachen anfertigen lassen. Einige wesentliche 
Punkte, wie z.B. die Einbeziehung der Umspannung so-
wie die Objektversorgung, d.h. Eigenerzeugungsanlagen 
deren Strom vollständig oder weit überwiegend z.B. in 
einem Mehrfamilienhaus bleibt, stehen hierbei im Wider-
spruch zur Anlage 6 der VV II Plus und erfordern eine 
diskriminierungsfreie Klärung. Mindestforderungen sind 
dabei, die Umspannung generell mit zu vergüten sowie 
für Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung bis 150 kW 
elektrische Leistung auch die Einspeiseebene bei der 
Rückerstattung der Netznutzung mit hinzuzurechnen. Der 
Grenzwert für die allgemeine Anschlußpflicht in § 18 (2) 
ist für Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung ebenfalls auf 
150 kW anzuheben. 
Regelenergie 
Die Bestimmungen zur Beschaffung zur Regelenergie 
sind so zu modifizieren, dass eine regelzonenübergrei-
fende gemeinsame Ausschreibung erfolgt. Die techni-
schen Regelungen sind dabei auf ihre diskriminierungs-
freie Anwendbarkeit auf eine möglichst große Zahl von 
Anbietern hin  zu überprüfen. 
§ 22 (2) ist so zu ergänzen, dass die Übertragungsnetz-
betreiber hierzu verpflichtet werden. 
Verhältnis Regulierungsbehörde Landesbehörden 
Im Interesse einer bundeseinheitlichen Auslegung der ge-
setzlichen Regelungen sollte die Regulierung durch eine 
Bundesbehörde erfolgen. Die Festlegung in § 54 sollte 
beibehalten werden. 
Werksnetze/Arealnetze 
In § 110 werden Werksnetze von bestimmten Regelun-
gen des EnWG freigestellt. Hierbei wird eine enge Ab-
grenzung der Werksnetze  „auf vorwiegend industrielle  
Energieversorgungsnetze“ zugrunde gelegt. Neben die-
sen sind aber auch Arealnetze bzw. Objektnetze von den 
Regelungen betroffen, die der Versorgung von Letztver-
brauchern dienen. Hierdurch würden sich neue, admini-
strative Hemmnisse für diese zumeist mit in Kraft-
Wärme-Kopplung betriebenen Eigenerzeugungsanlagen 
versorgten Netzen ergeben. Die angesichts der meist ge-
ringen Größe der Netze unangebracht und zudem im Wi-
derspruch zur EU-KWK-Richtlinie (2004/(/EG) stehen. 
Die Definition der Werksnetze in § 110 ist um Arealnet-
ze, die der Versorgung mit  Energie in einem abgegrenz-
ten Gebiet oder Objekt dienen, zu erweitern. Als Abgren-
zungskriterium bietet sich hier der räumliche Zusam-
menhang an, wie er in § 9 (1) Nr. 3 des Stromsteuerge-
setzes verwendet wird. 

Frankfurt, den 18. November 2004  
Ansprechpartner: 
Dipl.-Ing. Thorsten Herdan 
Geschäftsführer 
VDMA Fachverband Power Systems 
Lyoner Str. 18 
60528 Frankfurt/Main 
Tel.: 069-66 03-13 07 
Fax: 069-66 03-15 66 
E-Mail thorsten.herdan@vdma.org 
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Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 8. November 2004 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 29. November 2004 in Berlin  

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts  
(BT-Drucksache 15/3917) 

b) Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl-Josef Laumann, Dr. Joachim Pfeiffer,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
Klaren und funktionsfähigen Ordnungsrahmen für die Strom- und Gasmärkte  
schaffen (BT-Drucksache 15/3998) 

c) Antrag der Abgeordneten Gudrun Kopp, Rainer Brüderle, Birgit Homburger,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Für mehr Wettbewerb und Transparenz in der Energiewirtschaft durch klare  
ordnungspolitische Vorgaben (BT-Drucksache 15/4037) 

Verbraucherzentrale Bundesverband vzbv 

Kernregelungen eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Energiewirtschaftsgesetzes aus Verbraucher-
sicht  
Zu dem Gesetzentwurf des Bundeskabinetts (Datenblatt-
Nr.: 15/09 108) schlägt der vzbv die folgenden Änderun-
gen vor: 

1. Der Zweck des Gesetzes und das Ziel der Regulie-
rung müssen die Interessen der Verbraucher berück-
sichtigen (§ 1 EnWG).  

2. Die Regelung zur operationellen Entflechtung soll-
te keine Weisungsmöglichkeiten des Energieversor-
gungsunternehmens gegenüber dem Netzbetrieb er-
öffnen (§ 8 EnWG). 

3. Bereits im Gesetz sind die Prinzipien für einen wett-
bewerbsfördernden Zugang der Netznutzer zu den 
Energieversorgungsnetzen festzuschreiben (§ 20 
EnWG).  

4. Die Kalkulationsmethodik für Netzentgelte muss auf 
dem Prinzip der effizienten Leistungsbereitstellung 
beruhen (§ 21 EnWG). 

5. Netzentgelte müssen von der Regulierungsbehörde 
zur besseren Kontrolle der Netzmonopole ex ante 
genehmigt werden (§ 23a EnWG). 

6. Die Verfahren und Rechte bei einem Anbieter-
wechsel der Haushaltskunden müssen in einer eige-
nen Rechtsverordnung geregelt werden (§ 24 
EnWG). 

7. Die Vorteilsabschöpfung darf nicht zu Gunsten 
rechtswidrig handelnder Unternehmen eingeschränkt 
werden (§ 33 EnWG). Die Vorteilsabschöpfung zu 
Gunsten des Bundeshaushaltes durch Verbände ist 
auch bei fahrlässigen Verstößen zu ermöglichen (§ 34 
EnWG).  

8. Eine Ersatzversorgung ist zu den Allgemeinen Tari-
fen bzw. Grundtarifen zu gewährleisten (§ 38 
EnWG).  

9. Die jährlichen Berichte über die Versorgungszuver-
lässigkeit der Betreiber von Energieversorgungs-
netzen sind von der Regulierungsbehörde zu ver-
öffentlichen (§ 52 EnWG).  

10. Die Zuständigkeit für Streitigkeiten mit besonderer 
Berührung der Haushaltskunden und der sonstigen 
Kleinkunden ist einer eigenen Beschlusskammer bei 
der Regulierungsbehörde zu übertragen (§ 59 
EnWG).  

11. Es bedarf einer Stärkung der Interessenvertretung 
von Verbrauchern (§§ 64a und 41a EnWG). Hierzu 
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gehört auch ein umfassendes Antragsrecht der Ver-
braucherverbände auf Einleitung eines Verfahrens bei 
der Regulierungsbehörde (§ 66 EnWG) sowie eine 
Finanzierungsregelung für die unabhängige Interes-
senvertretung (§ 92 EnWG). 

12. Die Klagerechte der Verbraucherverbände müssen 
auf alle Verstöße gegen das EnWG, insbesondere auf 
die Vorschriften zum Schutz der Letztverbraucher 
ausgeweitet werden (§ 42a EnWG).  

13. Die ex ante Endpreisgenehmigung für allgemeine 
Tarife ist übergangsweise aufrechtzuerhalten. 

Zu § 1 EnWG:  
Zweck des Gesetzes und Ziel der Regulierung  
(1) Zweck des Gesetzes ist eine möglichst sichere, preis-
günstige, verbraucherfreundliche und umweltverträgliche 
leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität. 
(2) Die Regulierung der Elektrizitäts- und Gasversor-
gungsnetze dient den Zielen der Sicherstellung eines 
wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs bei der Ver-
sorgung mit Elektrizität und Gas zu angemessenen Prei-
sen im Interesse der Verbraucher und der Sicherung eines 
langfristig angelegten leistungsfähigen, effizienten und 
zuverlässigen Betriebs von Energieversorgungsnetzen.  
Begründung:  
Die Liberalisierung eines Monopolmarktes zielt in einem 
ersten Schritt auf die Schaffung von Wettbewerb. Die 
Schaffung von Wettbewerb ist jedoch kein Selbstzweck. 
Der Wettbewerb dient seinerseits der preisgünstigen und 
sicheren Versorgung der Nachfrager. Angesichts der ne-
gativen Erfahrungen mit der Liberalisierung der Ener-
giemärkte in Deutschland aus der Sicht der Haushalts-
kunden und unter Berücksichtigung der weiterhin beste-
henden Netzmonopole auf dem Strom- und Gasmarkt ist 
es erforderlich, das Ziel des Verbraucherschutzes in § 1 
Abs. 1 EnWG als Zweck des Gesetzes und insoweit in 
Übereinstimmung mit der Stellungnahme des Deutschen 
Bundesrates in § 1 Abs. 2 EnWG als Ziel der Regulie-
rung festzuschreiben. Die Regulierung muss der Wah-
rung der Verbraucherinteressen und nicht zuletzt dem 
Wohle der Millionen Haushaltskunden verpflichtet sein 
und sicherstellen, dass die Vorzüge eines dauerhaften 
Wettbewerbs auf den Energiemärkten den privaten 
Haushaltskunden zugute kommen.  
Zu § 8 Abs. 4 EnWG:  
Operationelle Entflechtung 
(4) Vertikal integrierte Energieversorgungsunter-
nehmen haben zu gewährleisten, dass die Netzbetrei-
ber tatsächliche Entscheidungsbefugnisse in Bezug 
auf die für den Betrieb, die Wartung und den Ausbau 
des Netzes erforderlichen Vermögenswerte des verti-
kal integrierten Energieversorgungsunternehmens 
besitzen und diese im Rahmen der Bestimmungen 
dieses Gesetzes unabhängig von der Leitung und den 
anderen betrieblichen Einrichtungen des vertikal in-
tegrierten Energieversorgungsunternehmens ausüben 
können. Zur Wahrung der wirtschaftlichen Befugnis-
se der Leitung des vertikal integrierten Energiever-
sorgungsunternehmens und seiner Aufsichtsrechte 
über die Geschäftsführung des Netzbetreibers im 
Hinblick auf dessen Rentabilität ist die Nutzung ge-

sellschaftsrechtlicher Instrumente der Einflussnahme 
und Kontrolle, Festlegung allgemeiner Verschuldens-
obergrenzen und der Genehmigung jährlicher Fi-
nanzpläne oder gleichwertiger Instrumente, insoweit 
zulässig, als dies zur Wahrnehmung der berechtigten 
Interessen des vertikal integrierten Energieversor-
gungsunternehmens erforderlich ist. Dabei ist die 
Einhaltung der §§ 11 bis 16 sicherzustellen. Weisun-
gen zum laufenden Netzbetrieb sind nicht erlaubt; 
ebenfalls unzulässig sind Weisungen im Hinblick auf 
einzelne Entscheidungen zu baulichen Maßnahmen 
an Energieanlagen, solange sich diese Entscheidungen 
im Rahmen eines vom vertikal integrierten Energie-
versorgungsunternehmen genehmigten Finanzplanes 
oder gleichwertigen Instrumentes halten.  
Begründung:  
Wie auch von der Deutschen BP Aktiengesellschaft ge-
fordert, sollte die Regelung keine Weisungsmöglichkei-
ten gegenüber dem Netzbetrieb ermöglichen. Durch die 
Festlegung allgemeiner Verschuldensobergrenzen und 
die Genehmigung jährlicher Finanzpläne werden die In-
teressen des Gesamtunternehmens ausreichend gewahrt.  

Zu § 20 EnWG: 
Zugang zu den Energieversorgungsnetzen 
(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben je-
dermann nach sachlich gerechtfertigten Kriterien diskri-
minierungsfrei Netzzugang zu gewähren sowie die Be-
dingungen und Entgelte für diesen Netzzugang als um-
fassende Standardangebote im Internet in der Weise zu 
veröffentlichen, dass sie ohne weitere Verhandlungen 
von Netznutzern angenommen werden können. Sie haben 
in dem Umfang zusammenzuarbeiten, der erforderlich 
ist, um einen effizienten und diskriminierungsfreien 
Netzzugang zu gewährleisten. Sie haben ferner den 
Netznutzern die für einen effizienten Netzzugang erfor-
derlichen Informationen diskriminierungsfrei zur Verfü-
gung zu stellen. Das bestehende transaktionsunabhängige 
Modell für den Netzzugang im Elektrizitätsbereich ist 
weiterzuentwickeln. Im Erdgasbereich ist ein transakti-
onsunabhängiges Entry-/Exit-Modell einzuführen, dass 
folgendes gewährleistet: 
1. Der Zugang zu dem Marktplatz erfolgt durch den 

Erwerb von fester oder unterbrechbarer Kapazität für 
die Einspeisung beziehungsweise Ausspeisung von 
Gas in beziehungsweise aus einer Regelzone. 

2. Die Einspeisekapazität kann unabhängig von der 
Ausspeisekapazität erworben und genutzt werden und 
umgekehrt. 

3. Einspeise- und Ausspeisekapazität kann gebündelt 
und grundsätzlich zwischen Ein- und Ausspeisepunk-
ten nach näherer Bestimmung gemäß § 24 verlagert 
werden. 

4. Kapazitätsrechte können frei gehandelt werden. 
(2) Betreiber von Energieversorgungsnetzen können den 
Zugang nach Absatz 1 verweigern, soweit sie nachwei-
sen, dass sie nicht über die nötige Kapazität verfügen. 
Die Ablehnung ist substantiiert in Textform zu begrün-
den und der Regulierungsbehörde anzuzeigen. Auf Ver-
langen der beantragenden Partei muss die Begründung 
im Falle des Kapazitätsmangels auch aussagekräftige In-
formationen darüber enthalten, welche Maßnahmen und 
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damit verbundene Kosten zum Ausbau des Netzes erfor-
derlich wären, um den Netzzugang zu ermöglichen. Die 
Begründung kann nachgefordert werden. Potenziellen 
Kunden darf der Netzzugang nicht verweigert werden, 
wenn sie bereit sind, die notwendigen Kosten zum Aus-
bau des Netzes zu tragen. 
(3) Wechselt ein Kunde zu einem neuen Lieferanten, 
stellt der Betreiber des Gasversorgungsnetzes, an das der 
Kunde angeschlossen ist, eine aufgrund des Lieferanten-
wechsels nicht mehr benötigte Kapazitätsbuchung zur 
Deckung des durch den Lieferantenwechsel entstehenden 
Kapazitätsbedarfs dieses Kunden zur Verfügung.  
Begründung:  
Wie auch vom VIK, dem BNE und der Deutschen BP 
Aktiengesellschaft gefordert, sind die Änderungen in § 
20 Abs. 1 EnWG notwendig, um eine Massenmarkt- und 
Börsentauglichkeit des Netzzugangs und damit insbeson-
dere auch einen leichten Lieferantenwechsel für Klein-
kunden aus Netznutzersicht zu ermöglichen. Dafür ist ei-
ne § 23 TKG vergleichbare Verpflichtung zur Veröffent-
lichung der Netzzugangsbedingungen als annahmefähi-
ges Standardangebot notwendig. Auch die Informationen 
sind den Netznutzern diskriminierungsfrei zur Verfügung 
zu stellen. In Übereinstimmung mit den vorgenannten 
Verbänden, der Deutschen BP Aktiengesellschaft und der 
Stellungnahme des Deutschen Bundesrates ist das tran-
saktionsunabhängige Modell für den Netzzugang im 
Gasbereich im Zuge eines Entry-Exit-Modells einzufüh-
ren. Die Grundprinzipien des Modells der unabhängigen 
und damit flexiblen Buchung von Ein- und Ausspeiseka-
pazitäten sind im Gesetz festzulegen.  
Die im Kabinettsentwurf des § 20 Abs. 2 EnWG verwen-
deten Begriffe „betriebsbedingt oder sonstige Gründe“ 
sind für eine Netzzugangsverweigerung zu unbestimmt 
und führen zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit. In 
Übereinstimmung mit den Forderungen des VIK, des 
BNE und der Deutschen BP Aktiengesellschaft sollte die 
fehlende Kapazität der einzige Grund für eine Verweige-
rung des Netzzugangs sein. Um sicherzustellen, dass die 
Begründung für die Verweigerung des Netzzugangs nicht 
lediglich formelhaft gegeben wird, muss bereits das Ge-
setz die Anforderung einer substantiierten Begründung 
festlegen. Die Regulierungsbehörde ist im Interesse einer 
effektiven Kontrolle über die Netzengpässe zu informie-
ren. Ferner sollte potentiellen Netzkunden ermöglicht 
werden, gegebenenfalls auf eigene Kosten den Netzzu-
gang zu gestalten und auf diese Weise für mehr Wettbe-
werb zu sorgen.  
Wie auch von der Deutschen BP Aktiengesellschaft ge-
fordert, normiert § 20 Absatz 3 EnWG für den Gasmarkt 
das so genannte Rucksack-Prinzip für den Fall des Liefe-
rantenwechsels. Dieses Prinzip sichert die Übernahme 
von Kapazitäten bei einem Lieferantenwechsel. Im Inter-
esse eines funktionierenden Wettbewerbs wird damit 
verhindert, dass der Netzbetreiber insbesondere auf der 
örtlichen Verteilungsebene die Durchleitung des neuen 
Lieferanten mit der Begründung verweigert, der frühere 
Lieferant des Kunden habe die notwendige Kapazität 
weiter gebucht, so dass im Netz keine freie Kapazität be-
stünde. 
Zu § 21 Abs. 2 EnWG:  
Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang 

(2) Die Entgelte werden auf der Grundlage der Kosten 
einer effizienten Leistungsbereitstellung, die denen eines 
effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers 
entsprechen müssen, unter Berücksichtigung entspre-
chender Anreizsysteme und einer angemessenen Verzin-
sung des für eine effiziente Betriebsführung und Investi-
tionstätigkeit notwendigen Kapitals gebildet. Eine 
Rechtsverordnung nach § 24 kann eine Abweichung von 
dieser kostenorientierten Entgeltbildung nur insoweit 
bestimmen, als sie eine Entgeltreduzierung gegenüber 
der Kostenorientierung zulässt. Soweit die Entgelte ko-
stenorientiert gebildet werden, dürfen Kosten und Ko-
stenbestandteile, die sich ihrem Umfang nach in einem 
Wettbewerb nicht einstellen würden, nicht berücksichtigt 
werden.  
Begründung:  
In Übereinstimmung mit der Auffassung des Deutschen 
Bundesrates, des VIK, des BNE und der Deutschen BP 
Aktiengesellschaft müssen die Netzentgelte auf der 
Grundlage der Kosten einer effizienten Leistungsbereit-
stellung gebildet werden und nicht wie bislang vorgese-
hen unter Beachtung einer Nettosubstanzerhaltung. Das 
Prinzip der effizienten Leistungsbereitstellung hat im üb-
rigen auch für die Erbringung von Ausgleichsleistungen 
zu gelten. Eine Verzinsung darf im Interesse der Ver-
braucher an Kostengerechtigkeit nur für das für eine effi-
ziente Leistungsbereitstellung notwendige Kapital ge-
währt werden. Anderenfalls könnte es zu einer Überaus-
stattung mit Kapital und damit zu einer volkswirtschaftli-
chen Verzerrung kommen.  
Im Rahmen einer Anreizregulierung sind Pfade zur Ko-
stensenkung vorzugeben, wie dies seit Jahren erfolgreich 
von der britischen Regulierungsbehörde zur Anwendung 
kommt. Sie geben den Unternehmen wirtschaftliche An-
reize, wenn sie die Kosten über den vorgesehenen Pfad 
hinaus senken. 

§ 23a EnWG – neu -:  
Vorabgenehmigung von Entgelten für den Netzzu-
gang und Ausgleichsleistungen 
(1) Entgelte für den Netzzugang nach § 21 und von den 
Netznutzern geforderte Entgelte für die Erbringung von 
Ausgleichsleistungen nach § 23 bedürfen der Genehmi-
gung der Regulierungsbehörde. Die Genehmigung ist zu 
erteilen, soweit die Entgelte den Bestimmungen dieses 
Gesetzes und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Verordnungen entsprechen. Die genehmigten Entgelte 
sind Höchstpreise, die nicht überschritten werden dürfen. 
(2) Die Genehmigung ist mindestens drei Monate vor 
dem Zeitpunkt zu beantragen, an dem die Entgelte wirk-
sam werden sollen. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann 
die Regulierungsbehörde dem Netzbetreiber aufgeben, 
ihr die Kalkulation der Entgelte anhand einer Darstellung 
der Kosten des Netzbetriebes in von ihr bestimmter Form 
darzustellen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit kann das Verfahren durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates näher ausgestalten. 
(3) Die Genehmigung ist zu befristen und mit einem 
Vorbehalt des Widerrufs zu versehen; sie kann unter Be-
dingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 
Ist vor Ablauf der Frist oder vor Wirksamkeit des Wider-
rufs eine neue Genehmigung beantragt, so können bis zur 
Entscheidung über den Antrag die zuletzt genehmigten 
Tarife beibehalten werden. Ist eine neue Entscheidung 
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nicht rechtzeitig beantragt, so kann die Regulierungsbe-
hörde eine vorläufige Regelung treffen.  
Begründung:  
Der vzbv unterstützt den Vorschlag des Deutschen Bun-
desrates zur Ex-ante-Regulierung der Netzentgelte und 
der Ausgleichsleistungen. Es ist nicht ausreichend, Netz-
nutzungsentgelte nachträglich als missbräuchlich zu un-
tersagen, da der Wettbewerb bis zum rechtskräftigen Ab-
schluss eines Missbrauchsverfahrens verfälscht wird und 
Verbraucher belastet werden. Die Netznutzungsentgelte 
sind deshalb vorab zu genehmigen. Genehmigte Netzent-
gelte schaffen ein höheres Maß an Rechtssicherheit und 
sind auch aus diesem Grund wettbewerbsfördernd. Diese 
Regulierungsform ist gleichfalls deutlich besser geeignet 
möglichst effektive Kostensenkungsanreize zu setzen als 
eine nur nachträglich wirkende Missbrauchsaufsicht. Nur 
in einem Ex-ante-Regulierungssystem kann die Beweis-
last so umgekehrt werden, dass die Netzbetreiber ge-
zwungen sind, höhere Kosten, als sie bei vergleichbaren 
Unternehmen entstehen, begründen zu müssen. Im übri-
gen wird dieses Regulierungssystem in fast allen EU-
Mitgliedsstaaten erfolgreich angewendet.  
Hilfsweise könnte die Ex-ante-Regulierung entsprechend 
§ 39 TKG in einem ersten Schritt auf Unternehmen mit 
beträchtlicher Marktmacht konzentriert werden. Dies 
kann durch eine Ergänzung des Absatzes 1 um einen 
Ausnahmetatbestand für nicht marktmächtige Unterneh-
men erfolgen: „Die Regulierungsbehörde kann bis zum 
01.07.2007 von einer Entgeltgenehmigung bei solchen 
Unternehmen absehen, bei denen keine beträchtliche 
Marktmacht vorliegt. Für diese Unternehmen gilt § 21 
EnWG entsprechend“.  
Zu § 24 Satz 2 Nr. 2a EnWG:  
Verfahren des Anbieterwechsels 
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates  
1. die Bedingungen für den Netzzugang einschließlich 

der Beschaffung und Erbringung von Ausgleichslei-
stungen oder Methoden zur Bestimmung dieser Be-
dingungen sowie Methoden zur Bestimmung der Ent-
gelte für den Netzzugang gemäß den §§ 20 bis 23 
festzulegen, und 

2. zu regeln, in welchen Fällen und unter welchen Vor-
aussetzungen die Regulierungsbehörde diese 
Bedingungen oder Methoden festlegen oder auf 
Antrag des Netzbetreibers genehmigen kann.  

Insbesondere können durch Rechtsverordnungen nach 
Satz 1... 
2.a die Rechte der Haushaltskunden bei der Abwicklung 

eines Anbieterwechsels festgelegt werden, 
Begründung:  
Im Interesse eines funktionierenden Wettbewerbs bedarf 
es einer Verordnung, die Problemstellungen, die mit ei-
nem Anbieterwechsel verbunden sind, verbindlich regelt 
und einen unkomplizierten und schnellen Anbieterwech-
sel für die privaten Haushaltskunden sicherstellt. Ein we-
sentlicher Punkt ist hierbei die Frage, in welcher Zeit ein 
Anbieterwechsel umgesetzt sein muss. In der Praxis war-
ten die Haushaltskunden gegenwärtig über vier Monate, 
ohne dass der Stromanbieterwechsel erfolgt wäre. In die-
ser Zeit ist für den Haushaltskunden nicht erkennbar, von 
welchem Anbieter er beliefert wird. 

Zu § 33 EnWG:  
Vorteilsabschöpfung durch die Regulierungsbehörde 
(2) Absatz 1 gilt nicht, sofern der wirtschaftliche Vorteil 
durch Schadensersatzleistungen oder die Anordnung des 
Verfalls abgeschöpft ist. Soweit das Unternehmen Lei-
stungen nach Satz 1 erst nach der Vorteilsabschöpfung 
erbringt, ist der abgeführte Geldbetrag in Höhe der nach-
gewiesenen Zahlung an das Unternehmen zurückzuer-
statten. 
Begründung:  
In Übereinstimmung mit der Ansicht des Deutschen 
Bundesrates fordert der vzbv die Wörter „...oder durch 
die Verhängung einer Geldbuße...“ in § 33 Abs. 2 EnWG 
zu streichen. Die Vorteilsabschöpfung verfolgt als zivil-
rechtliches Instrumentarium den Zweck, einem rechts-
widrig handelnden Unternehmen nicht die im Wettbe-
werb zu Unrecht gezogenen wirtschaftlichen Vorteile zu 
belassen. Diese Ausgleichsfunktion ist von der general-
präventiven Sanktion eines Bußgeldes unabhängig.  
In Übereinstimmung mit dem Deutsche Bundesrat fordert 
der vzbv, den Verzicht auf die Vorteilsabschöpfung im 
Fall einer angeblich unbilligen Härte oder eines nur ge-
ringen Gewinns zu streichen. Der Verzicht auf die Vor-
teilsabschöpfung ist nicht sachgerecht. Die Herausgabe 
von rechtswidrig erlangtem Vermögen kann nicht von 
den subjektiven Auswirkungen auf den rechtswidrig 
Handelnden oder von dem Umfang des Gewinns abhän-
gig gemacht werden. Zu berücksichtigen ist dabei insbe-
sondere, dass jeder Unrechtsgewinn geeignet ist, den 
Wettbewerb zu verfälschen. 
Zu § 34 Abs. 1 EnWG:  
Vorteilsabschöpfung durch Verbände 
(1) Wer einen Verstoß im Sinne des § 33 Abs. 1 begeht 
und hierdurch zu Lasten einer Vielzahl von Abnehmern 
einen wirtschaftlichen Vorteil erlangt, kann von den ge-
mäß § 32 Abs. 2 Nr. 1 und 2 zur Geltentmachung eines 
Unterlassungsanspruchs berechtigten auf Herausgabe 
dieses wirtschaftlichen Vorteils an den Bundeshaushalt in 
Anspruch genommen werden, soweit nicht die Regulie-
rungsbehörde die Abschöpfung des wirtschaftlichen Vor-
teils  durch Verfall oder nach § 33 Abs. 1 anordnet. 
Begründung:  
In § 34 Abs. 1 EnWG ist das Wort „...vorsätzlich...“ zu 
streichen. Eine Vorteilsabschöpfung durch Verbände zu 
Gunsten des Bundeshaushaltes ergänzt die Vorteilsab-
schöpfung durch die Regulierungsbehörde und kann da-
mit die Umsetzung des Rechtsinstruments in der Praxis 
erhöhen. Die Vorteilsabschöpfung durch Verbände ist 
aber nur effektiv zu betreiben, wenn die Verbände von 
dem schwierigen Nachweis subjektiver Elemente auf Sei-
ten des rechtswidrig handelnden Unternehmens entbun-
den sind. Für die Vorteilsabschöpfung kommt es nach § 
33 Abs. 1 EnWG nicht auf die Art des Verschuldens an. 
Dann ist es im Interesse einer wirkungsvollen Vorteilsab-
schöpfung sachgerecht, den Verbänden die Möglichkeit 
der Gewinnabschöpfung zu Gunsten des Bundeshaushal-
tes auch in Fällen der fahrlässigen Begehung eines Ver-
stoßes zu eröffnen. 
In Angleichung an § 33 Abs. 2 EnWG ist die Einschrän-
kung der Vorteilsabschöpfung bei Verhängung einer 
Geldbuße zu streichen. 
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Zu § 38 Abs. 1 EnWG:  
Ersatzversorgung der Haushaltskunden zu Preisen 
der Grundversorgung/ der allgemeinen Tarife  
In § 38 Abs. 1 EnWG ist der Satz 3 zu erhalten:  
Für Haushaltskunden dürfen die Preise die(jenigen) nach 
§ 36 Abs. 1 Satz 1 nicht übersteigen. 
Begründung:  
Die Risiken eines Anbieterausfalls dürfen nicht dem ein-
zelnen Haushaltskunden auferlegt werden. Es muss si-
chergestellt sein, dass ein privater Haushaltskunde bei ei-
ner Ersatzversorgung zum Grundversorgungstarif belie-
fert wird. Das gilt umso mehr, als der Haushaltskunde 
womöglich erst im Nachhinein von der Ersatzbelieferung 
erfährt. Da die gegenwärtigen allgemeinen Tarife bereits 
besonders hoch kalkuliert sind, wäre eine Ersatzversor-
gung zu einem noch höheren Preis nicht zu rechtfertigen. 
Wenn das Gesetz es zulassen würde, dass der Haushalts-
kunde bei einer Ersatzversorgung einen höheren Tarif zu 
zahlen hätte, würde das Gesetz eine erhebliche psycholo-
gische Hürde für einen Anbieterwechsel und damit einen 
funktionierenden Markt errichten.  

Zu § 41a EnWG – neu-: 
Errichtung von Beschwerdestellen bei den Unter-
nehmen für Haushaltskunden und Berichtspflicht 
Energieversorgungsunternehmen sind zur Errichtung von 
Beschwerdestellen für Beschwerden von Haushaltskun-
den und sonstigen Kleinkunden verpflichtet. Die Ener-
gieversorgungsunternehmen müssen einen vollständigen 
Bericht über die Art und den Umfang der Verbraucherbe-
schwerden sowie ihr Beschwerdemanagement zum 01. 
Mai jedes Jahres veröffentlichen und unverzüglich der 
Regulierungsbehörde vorlegen. 
Begründung:  
Beschwerdebearbeitung ist originäre Aufgabe der Unter-
nehmen. Wie allgemein üblich müssen zunächst die Par-
teien untereinander eine einvernehmliche Lösung anstre-
ben. Es muss deshalb gewährleistet werden, dass die Un-
ternehmen erster Ansprechpartner der Kunden bleiben 
und keine Verlagerung auf die zuständige Verbraucher-
organisation stattfindet. Erst in einem zweiten Schritt, 
wenn keine Einigung zwischen den Parteien erzielt wer-
den konnte, soll die zuständige Verbraucherorganisation 
angerufen werden (siehe § 64a - neu -). Das Monitoring 
dient dazu, die Problemkreise, die am Markt gehäuft auf-
treten, zu identifizieren und die Regulierungsbehörde, die 
zuständige Verbraucherorganisation und den Gesetzgeber 
in die Lage zu versetzen, hierauf reagieren zu können. 

Zu § 42a EnWG – neu -: 
Unterlassungsanspruch, Schadensersatzpflicht, Vor-
teilsabschöpfung 
Die Vorschriften der §§ 32, 33, 34 gelten entsprechend 
für Verstöße gegen die Vorschriften von Teil 4, gegen 
eine Rechtsverordnungen auf Grund der Vorschriften von 
Teil 4 oder gegen eine auf Grundlage dieser Vorschriften 
erlassene Entscheidung der Regulierungsbehörde.  
Begründung:  
Die Vorschriften über Unterlassungs- und Schadenser-
satzansprüche sowie Vorteilsabschöpfung sind im ge-
genwärtigen Gesetzesentwurf zu eng gefasst. Sie greifen 

nur bei Verstößen gegen die Vorschriften der Abschnitte 
2 und 3 des EnWG, nicht dagegen bei Verstößen gegen 
die für Haushaltskunden besonders relevanten Vorschrif-
ten des Teil 4 (Energielieferung an Letztverbraucher). 
Das betrifft etwa Verstöße gegen die Grundversorgungs-
pflicht (§ 36), gegen Regelungen zur Preis- und Ver-
tragsgestaltung (§§ 39, 41) oder gegen Regelungen zur 
Stromkennzeichnung und zur Transparenz der Strom-
rechnungen (§ 42). In diesen Fällen müssen die Regelun-
gen aus Teil 3 des Gesetzes zu Unterlassungs- und Scha-
densersatzansprüchen sowie zur Vorteilsabschöpfung 
entsprechend angewendet werden. Insbesondere sind hier 
im Interesse einer effektiven Rechtsdurchsetzung Klage-
befugnisse der Verbraucherorganisationen geboten. Eine 
Ausweitung der Klagebefugnisse auf alle Verstöße gegen 
das Gesetz entspricht im Übrigen auch der Rechtslage 
beim neuen Telekommunikationsgesetz. 
Zu § 52 Satz 6 EnWG:  
Veröffentlichung des Berichts über Versorgungsstö-
rungen durch die Regulierungsbehörde  
Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben der Re-
gulierungsbehörde bis zum 30. Juni eines Jahres über alle 
in ihrem Netz im letzten Kalenderjahr aufgetretenen Ver-
sorgungsunterbrechungen einen Bericht vorzulegen. Die-
ser Bericht hat mindestens folgende Angaben für jede 
Versorgungsunterbrechung zu enthalten: 
1. den Zeitpunkt und die Dauer der Versorgungsunter-

brechung, 
2. das Ausmaß der Versorgungsunterbrechung und  
3. die Ursache der Versorgungsunterbrechung. 
In dem Bericht hat der Netzbetreiber die aufgrund des 
Störungsgeschehens ergriffenen Maßnahmen zur Ver-
meidung künftiger Versorgungsstörungen darzulegen. 
Darüber hinaus ist in dem Bericht die durchschnittliche 
Versorgungsunterbrechung in Minuten je angeschlosse-
nem Letztverbraucher für das letzte Kalenderjahr an-
zugeben. Die Regulierungsbehörde kann Vorgaben zur 
formellen Gestaltung des Berichts machen sowie Ergän-
zungen und Erläuterungen des Berichts verlangen, soweit 
dies zur Prüfung der Versorgungszuverlässigkeit des 
Netzbetreibers erforderlich ist. Die Regulierungsbehörde 
veröffentlicht die Berichte der Betreiber von Energiever-
sorgungsnetzen zum 31. Juli eines Jahres. Sofortige Mel-
depflichten für Störungen mit überregionalen Auswir-
kungen richten sich nach § 13 Abs. 6. 
Begründung:  
Zunächst ist nicht nachzuvollziehen, wieso die Berichts-
pflicht bisher ausschließlich für Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen vorgesehen ist. Die Berichtspflicht dient 
der Feststellung der bestehenden Versorgungszuverläs-
sigkeit und muss sich damit auch auf den Gasmarkt 
erstrecken.  
Die Versorgungszuverlässigkeit ist ein entscheidendes 
Kriterium für die Güte der Energieversorgung der Ver-
braucher. Deshalb besteht ein hohes allgemeines Interes-
se, die Ergebnisse der Berichte nach § 52 EnWG öffent-
lich zu machen. Im Gesetz muss vorgesehen werden, 
dass die Regulierungsbehörde die aus den Berichten der 
Betreiber von Energieversorgungsnetzen gewonnenen 
Erkenntnisse veröffentlicht werden. § 63 Abs. 3 und Abs. 
4 EnWG sieht diese Berichterstattungspflicht bisher nicht 
vor. Auch die Berichterstattungspflicht des Bundesmini-
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steriums für Wirtschaft und Arbeit nach § 63 Abs. 1 
EnWG regelt nicht die Veröffentlichung der jährlichen 
Berichte der Betreiber von Energieversorgungsnetzen. 
Die Pflicht zur Veröffentlichung der Berichte nach § 52 
EnWG könnte alternativ als Abs. 3a in den § 63 EnWG 
integriert werden.  

Zu § 59 Abs. 1 Satz 2 EnWG:  
Beschlusskammer für Haushaltskunden und sonstige 
Kleinkunden 
(1) Die Entscheidungen der Regulierungsbehörde nach 
dem Gesetz werden von den Beschlusskammern getrof-
fen, die nach Bestimmung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit gebildet werden. Für die Belange 
der Haushaltskunden und sonstigen Kleinkunden ist eine 
eigene Beschlusskammer einzurichten.  
Begründung:  
Die Regelungen zur Organisation der Regulierungsbe-
hörde tragen der besonderen Betroffenheit der Verbrau-
cher von der Entwicklung der Liberalisierung bisher kei-
ne Rechnung. Um die zu klärenden Fragen zu bündeln 
und die Ressourcen der Regulierungsbehörde effektiv 
einzusetzen, ist die Zuständigkeit für Streitigkeiten mit 
besonderer Berührung der Verbraucherinteressen einer 
speziellen Beschlusskammer zu übertragen. Diese orga-
nisatorische Entscheidung muss bereits im Gesetz getrof-
fen werden. 

Zu § 64a EnWG – neu -: 
Unabhängige Interessenvertretung für Haushalts-
kunden 
(1) Die Regulierungsbehörde richtet eine unabhängige 
Interessenvertretung für Haushaltskunden ein. Hierbei 
bedient sich die Regulierungsbehörde der öffentlich fi-
nanzierten Verbraucherverbände. 
(2) Die unabhängige Interessenvertretung für Haushalts-
kunden hat die Aufgabe,  
1. Haushaltskunden über ihre Rechte und Wahlmög-

lichkeiten in den Märkten für Elektrizität und Erdgas 
zu beraten und zu informieren, 

2. Konflikte zwischen Energieversorgungsunternehmen 
und Haushaltskunden zu schlichten, wenn die Be-
schwerde eines Haushaltskunden von der Beschwer-
destelle eines Energieversorgungsunternehmens zu-
vor ganz oder teilweise abgewiesen wurde,  

3. Informationen über die Entwicklung der Märkte für 
Elektrizität und Erdgas aus Sicht der Haushaltskun-
den zu sammeln und auszuwerten und im Fall von 
Fehlentwicklungen Vorschläge für Gegenmaßnah-
men zu erarbeiten.  

Die Klagerechte der Verbraucherverbände nach § 32 
Abs. 2 Nr. 2 und § 42a sowie die Klagerechte der Ver-
braucher bleiben unberührt.  

Begründung:  
Zu Absatz 1: Damit die Interessen der Verbraucher im 
Energiemarkt hinreichend zur Geltung kommen, bedarf 
es einer besonderen, direkten Interessenvertretung der 
Verbraucher, die den Verbrauchern bei der Durchsetzung 
ihrer Rechte professionelle Unterstützung leistet und die 
öffentlich die Stimme der Verbraucher artikuliert. Die 
Funktion der Interessenvertretung von Haushaltskunden 

sollte aber von der Regulierungsbehörde nicht selbst 
wahrgenommen werden, sondern sie sollte bei den unab-
hängigen Verbraucherorganisationen angesiedelt werden. 
Diese sind mit ihren Aufgaben in den Bereichen Ver-
braucherberatung und Rechtsdurchsetzung näher an den 
Verbrauchern als die Regulierungsbehörde. Die Beauf-
tragung unabhängiger Verbraucherorganisationen mit der 
Interessenvertretung der Haushaltskunden entspricht dem 
Modell der „Consumer Watchdogs“, das sich in Großbri-
tannien bewährt hat.  
Zu Absatz 2: Die unabhängige Interessenvertretung der 
Verbraucher hat drei Funktionen:  
1. Beratung und Information der Verbraucher: Der 
Energiemarkt ist derzeit von hohen Informationsasym-
metrien zwischen Haushaltskunden und Energieversor-
gungsunternehmen gekennzeichnet. Daher ist es erforder-
lich, dass die Interessenvertretung für Haushaltskunden 
den Verbrauchern die erforderlichen Informationen zur 
Verfügung stellt, die sie benötigen, um ihre Rechte und 
Wahlmöglichkeiten auf dem Energiemarkt auch wahr-
nehmen zu können.  
2. Bearbeitung von Verbraucherbeschwerden: Be-
schwerden von Verbrauchern werden in erster Linie von 
den Beschwerdestellen bei den Unternehmen bearbeitet 
(s. § 41a - neu). Wenn dort eine befriedigende Konflikt-
lösung für die Verbraucher nicht erreicht werden kann, 
bleibt dem Verbraucher der Gerichtsweg. Viele Streitfäl-
le zwischen Haushaltskunden und Energieversorgungs-
unternehmen sind aber für den jeweils betroffenen ein-
zelnen Verbraucher wirtschaftlich so geringfügig, dass 
die Gerichte von den Verbrauchern kaum in Anspruch 
genommen werden. Abgesehen vom Risiko des Anbie-
terwechsels sind die Unternehmen daher keinem großen 
Druck ausgesetzt, den Beschwerden der Verbraucher ef-
fektiv nachzukommen; außerdem fehlt es an Transparenz 
über mögliche Fehlentwicklungen im Energiemarkt für 
Haushaltskunden. Das begründet volkswirtschaftliche 
Risiken, weil eine Schädigung von Haushaltskunden 
auch bei geringen Einzelwerten durch die Summe der 
Fälle schnell erhebliche Ausmaße erreicht. Um dem ge-
genzusteuern, muss den Verbrauchern professionelle Un-
terstützung bei der Bearbeitung von Beschwerden gebo-
ten werden, sofern die Energieversorgungsunternehmen 
der Beschwerde nicht oder nicht vollständig abgeholfen 
haben. Diese Hilfestellung muss von unabhängiger Seite 
kommen.  
3. Beobachtung der Märkte für Elektrizität und Erd-
gas für Haushaltskunden: Die unabhängige Interessen-
vertretung der Haushaltskunden ermittelt die Einschät-
zung der Verbraucher vom Funktionieren der Märkte für 
Elektrizität und Erdgas, u. a. durch Auswertung der ein-
gegangenen und bearbeiteten Verbraucherbeschwerden, 
sie analysiert Fehlentwicklungen und entwickelt Vor-
schläge, vor allem gegenüber der Regulierungsbehörde 
und gegenüber dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit, wie diesen Fehlentwicklungen durch eine 
verbesserte Regulierung entgegenzutreten ist. Beispiele 
für die Marktbeobachtung aus Sicht der Haushaltskunden 
sind etwa 
- die Versorgungssicherheit im Niederspannungsbe-

reich, 
- die Entwicklung der Preise für Haushaltskunden für 

Strom und Erdgas einschließlich der verwendeten Ta-
rifmodelle, der Preisdifferenzierung zwischen Ge-
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schäfts- und Privatkunden und der regionalen Preis-
unterschiede,  

- die Modalitäten des Anbieterwechsels,  
- die von den Energieversorgungsunternehmen ange-

wendeten Methoden zur Gewinnung von Neukunden 
und zur Steigerung des Absatzes,  

- die Stromkennzeichnung und die Transparenz der 
Stromrechnungen, unter anderem mit Blick auf die 
gesonderte Ausweisung des Entgelts für den Netzzu-
gang, und  

- die Möglichkeiten für Haushaltskunden, selbst er-
zeugten Strom aus erneuerbaren Energien ins Netz 
einzuspeisen. 

Zu § 66 Abs. 1 Satz 2 EnWG – neu -:  
Antragsrecht zur Einleitung eines Verfahrens 
(1) Die Regulierungsbehörde leitet ein Verfahren von 
Amts wegen oder auf Antrag ein. Antragsberechtigt 
sind auch Verbraucherzentralen und andere Ver-
braucherverbände, die mit öffentlichen Mitteln ge-
fördert werden, wenn der Antrag darauf gerichtet ist, 
ein Verhalten abzustellen, das die Interessen der Ver-
braucher insgesamt erheblich berührt. 
Begründung:  
Zwar wird den Verbraucherverbänden als Personenverei-
nigungen nach § 31 Abs. 1 EnWG ein Antragsrecht für 
besondere Missbrauchsverfahren gegen Netzbetreiber 
eingeräumt. Eine entsprechende Regelung fehlt jedoch 
für allgemeine Aufsichtsmaßnahmen der Regulierungs-
behörde, mit denen Unternehmen gesetzwidrige Verhal-
ten untersagt werden. Da die Interessen der Verbraucher 
auch von allgemeinen Verstößen gegen Bestimmungen 
des Energiewirtschaftsgesetzes berührt werden können, 
wie beispielsweise im Rahmen der Grundversorgungs-
pflicht, ist den Verbraucherverbänden ein allgemeines 
Antragsrecht für die Einleitung von Verfahren zu gewäh-
ren.  
Zu § 92 Abs. 1 EnWG: 
Beitrag  
(1) Zur Deckung der Kosten der Regulierungsbehörde für 
Maßnahmen zur Sicherstellung eines chancengleichen 
und funktionsfähigen Wettbewerbs auf den Märkten für 
die leitungsgebundene Versorgung mit Elektrizität und 
Gas und für die Verwaltung, Kontrolle sowie Durchset-
zung von mit diesem Gesetz verbundenen Rechten und 
Pflichten, darauf beruhenden Verordnungen und Nut-
zungsrechten, soweit sie nicht anderweitig durch Gebüh-
ren oder Auslagen nach diesem Gesetz gedeckt sind, ha-
ben die Betreiber von Energieversorgungsnetzen einen 
Beitrag zu entrichten. Dies umfasst auch die Kosten für 
die in Satz 1 genannten Aufgaben in Bezug auf die inter-
nationale Zusammenarbeit und die Kosten für die unab-
hängige Interessenvertretung für Haushaltskunden nach § 
64a. Der auf das Allgemeininteresse entfallende Kosten-
anteil ist beitragsmindernd zu berücksichtigen.  
Begründung:  
Zu den Regulierungsaufgaben im Energiemarkt gehört es 
auch, den Interessen der Haushaltskunden im Energie-
markt hinreichend Geltung zu verschaffen. Ebenso wie 
die sonstigen Regulierungsaufgaben dient die Interessen-
vertretung der Haushaltskunden dazu, die erforderlichen 

Bedingungen für einen Qualitätswettbewerb auf den 
Märkten für Elektrizität und Erdgas zu schaffen. Die In-
teressenvertretung der Haushaltskunden ist daher zu-
gleich im Interesse der Energieversorgungsunternehmen. 
Daher sind die Kosten hierfür ebenfalls durch Beiträge 
der Energieversorgungsunternehmen zu refinanzieren.  
Zu § 118 Abs. 3a EnWG – neu -:  
Ex ante Endpreisgenehmigung für Allgemeine Tarife 
(3a) Abweichend von § 40 bedürfen die Allgemeinen 
Tarife für die Belieferung mit Elektrizität nach § 36 
Abs. 1, § 38 Abs. 1 und § 39 Abs. 1 bis zum 31. De-
zember 2007 der Genehmigung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde. Die Allgemeinen Tarife sind zu 
genehmigen, wenn sie missbrauchsfrei im Sinne des § 
40 Abs. 2 sind. Die Genehmigung ist unter Beifügung 
einer § 40 Abs. 3 entsprechenden Darstellung der Ko-
sten- und Erlöslage mindestens drei Monate vor dem 
Zeitpunkt zu beantragen, zu dem sie wirksam werden 
soll; in Ausnahmefällen kann die Behörde eine kürze-
re Frist zulassen. Der Grundversorger ist verpflichtet, 
der Behörde auf Verlangen weitere Unterlagen, die 
für die Beurteilung des Antrages von Bedeutung sein 
können, zur Verfügung zu stellen. § 55 Abs. 2 findet 
Anwendung. Die Genehmigung ist zu befristen und 
mit einem Vorbehalt des Widerrufs zu versehen; sie 
kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen 
verbunden werde. Ist vor Ablauf der Frist oder vor 
Wirksamkeit des Widerrufs eine neue Genehmigung 
beantragt, so können bis zur Entscheidung über den 
Antrag die zuletzt genehmigten Allgemeinen Tarife 
beibehalten werden. Ist eine neue Genehmigung nicht 
rechtzeitig beantragt, so trifft die Behörde eine vor-
läufige Regelung. Nach § 12 der Bundestarifordnung 
Elektrizität vom 18. Dezember 1989 genehmigte 
Pflichttarife gelten im Sinn dieses Absatzes als ge-
nehmigte Tarife. 
Begründung:  
Wie auch vom Deutschen Bundesrat gefordert soll zu-
mindest für eine erste Übergangszeit die präventive Kon-
trolle der Stromtarife aufrechterhalten werden. Solange 
ein funktionierender Wettbewerb auf den Energiemärk-
ten in Deutschland nicht festzustellen ist, kann auf die ex 
ante Genehmigung der bestehenden Allgemeinen Tarife 
für den Strommarkt nicht verzichtet werden. 

Berlin, 25.10.2004 

 


